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I.  ABHANDLUNGEN. 


WIRTSCHAFT  UND  VERBRECHEN. 

VOM 

Privatdozenten  HUGO  HERZ  (Rrünn). 


Jedes  Zeitalter  und  jede  Gesellschaftsform  hat  ihre  eigenen 
Anschauungen  über  das  Verhältnis  des  einzelnen  zur  Gesellschaft. 
Diesem  Wechsel  entsprechend  verändert  sich  auch  der  Gedanke 
der  Verantwortlichkeit  des  einzelnen   der  Gesellschaft  gegenüber^). 

In  subjektiver  Beziehung  versucht  es  die  neuere  Naturwissen- 
schaft, die  Selbstverantwortlichkeit  des  Individuums  einzuschrän- 
ken. Den  spiritualistischen  Auffassungen  der  kurz  vergangenen 
Epoche  entgegen  werden  die  psychischen  Phänomene  als  reine 
Stoffwechselprodukte  erklärt,  der  einzelne  als  ein  für  seine  per- 
sönliche Beschaffenheit  unverantwortliches  Produkt  vergangener 
Generationen  angesehen. 

Im  Wirtschaftsleben  setzt  die  Theorie  des  Sozialismus  der 
individuellen  Verantwortlichkeit  ein  geschlossenes  System  der  ge- 
sellschaftlichen Verantwortlichkeit  entgegen,  indem  der  einzelne 
objektiv  durch  das  Mass  des  ihm  zu  teil  gewordenen  Vermögens 
(Besitz  —  Kapital)  innerhalb  der  Gruppe  in  der  Selbständigkeit 
seines  Handelns  determiniert  wird. 

Der  Glaube  an  die  Bedingtheit  und  Bestimmtheit  des  mensch- 
lichen Handelns  durch  natürliche  und  soziale  Einflüsse  ist  es,  der 


l)  Philippovich:  Individuelle  Verantwortlichkeit  und    gegenseitige   Hilfe   im  Wirt- 
schaftsleben.    Inaugurationsrede,   Wien   1905. 
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uns  ZU  einem  aus  Urzeiten  überkommenen  Gedanken  zurückführt: 
die  Gesellschaft  als  die  grosse  Schuldige  anzusehen,  sie  für  das 
Handeln  des  Individuums  verantwortlich  zu  machen  ^). 

Die  kriminalistische  Wissenschaft  sah  sich  unter  diesen  Ver- 
hältnissen genötigt,  ihre  bisherigen  Grundsätze  von  den  Wirkungen 
der  Gesellschaft  auf  das  Individuum  einer  Revision  zu  unterziehen^). 

Die  äussere  Stellung,  in  die  das. Einzelindividuum  hineinver- 
setzt erscheint,  die  übermächtigen  Einflüsse  und  Eindrücke,  welche 
das  aufstrebende  soziale  Leben  der  letzten  Dezennien  zeitigte, 
haben  die  Verschuldensgrenzen  für  die  einzelnen  Missetaten,  wie 
sie  uns  aus  gesellschaftlichen  Organisationen  der  Vergangenheit 
überliefert  wurden,  fliessend  gemacht,  so  dass  es  als  die  Aufgabe 
des  künftigen  Gesetzgebers  erscheint,  dem  Geiste  der  neuen  Zeit 
entsprechende  Formen  des  Verschuldens  zu  finden. 

In  doppelter  Richtung  trägt  die  Kriminalistik  unserer  Zeit 
den  neuen  Aufgaben  der  Gesetzgebung  Rechnung.  Sie  stellt  der 
biologisch-physiologisch- anatomischen  oder  anthropologischen  Be- 
trachtungsweise des  Verbrechens  die  soziologische  gegenüber'^). 
—  Nur  die  letztere  kann  im  Rahmen  dieser  Abhandlung  Raum 
finden,  obwohl  man  sich  nicht  verhehlen  darf,  dass  beide  For- 
schungsgebiete für  die  Strafgesetzgebung  sowohl,  als  auch  für  die 
kriminalistische  Praxis  von  gleicher  Wichtigkeit  sind. 

Die  soziologische  Forschung  fasst  das  Verbrechen  als  ein 
Ereignis  im  Leben  der  Gesellschaft  auf  und  sie  will  es  erklären 
aus  den  gesellschaftlichen  Verhältnissen,  aus  bestimmten  Gesell- 
schafts-Organisationen heraus.  Gesellschaftsform  und  Wirtschafts- 
form verknüpfen  aber  unzählige  Wechselbeziehungen,  wenn  man 
auch  den  extremsten  Konsequenzen  der  Marxistischen  Gesellschafts- 
lehre nicht  Raum  geben  will,  dass  die  Grundlagen  alles  Gesell- 
schaftlichen von  Menschen,  die  gemeinsame  Produktion  ihres  Le- 
bens und  die  letzten  Ursachen  aller  gesellschaftlichen  Verände- 
rungen in  der  Oekonomie  der  betreffenden  Epoche  zu  suchen  sind. 

Für  das  verbrecherische  Handeln  ist  die  jeweilige  Wirtschafts- 
form von  dominierender  Bedeutung.  Die  Organisation  der  Pro- 
duktion (Kapitalbildung)    und    Konsumtion,    sowie  die  Verteilung 


1)  Mataja,    Das  Recht  des  Schadenersalzes  vom  Standpunkte  der  Nationalöko- 
nomie,   Leipzig  1888.    Siinmel,   lieber  soziale  Differenzierung.    Leipzig  1890. 

2)  Kurt  Alexander,    Kriminalität    und  Wirtschaft.    Wissensch.  Beilage    zur  Allg. 
Zeitung,  Nr.  21  von  1905. 

3)  V.  Liszt,  Das  Verbrechen  als  sozialpathologische  Erscheinung.  1899. 
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wirtschaftlicher  Güter  wirken  in  mannigfacher  Beziehung  bestim- 
mend auf  verbrecherisches  Handeln,  i.  Gehen  Verbrechen,  ins- 
besondere soweit  sie  ökonomischer  Natur  sind,  aus  bestimmten 
wirtschaftlichen  Ursachen  hervor,  die  entweder  in  der  Person  des 
einzelnen  gelegen  sein  können  oder  aus  der  wirtschaftlichen  Si- 
tuation einer  ganzen  Gruppe  oder  Klasse  sich  ergeben  können. 
2.  Wirken  alle  Verbrechen  auf  wirtschaftliche  Einrichtungen  und 
Interessen  unmittelbar  zurück ;  sie  stören  die  Grundlagen  der  Wirt- 
schaftsordnung in  ihrer  normalen  Wirksamkeit,  mögen  diese  Schä- 
digungen in  der  Person  des  einzelnen  eintreten  oder  in  der  Ge- 
samtheit der  in  Verbänden,  Staaten  etc.  zusammengefassten  wirt- 
schaftenden Gruppen. 

Verbrecherisches  Handeln  wird  sohin  einerseits  durch  be- 
stimmte wirtschaftliche  Verhältnisse  veranlasst,  wirkt  anderseits 
aber  auch  in  einer  in  gewissem  Sinne  zu  bestimmenden  Weise 
auf  wirtschaftliche  Zustände  und  Organisationen  zurück. 

Je  einfacher  das  Wirtschaftsleben,  desto  geringer  sind  seine 
materiellen  Interessen.  Ist  dem  einzelnen  ein  bestimmtes  Mass 
von  Besitz  oder  eine  gewisse  Verwertung  seiner  Arbeitskraft  ga- 
rantiert, so  bleiben  die  die  Verbrechen  verursachenden  Momente 
Einzelerscheinungen,  der  die  Rechtsordnung  Störende  ein  Wilder, 
der  aus  der  Gesellschaft  ausgestossen  und  vernichtet  werden  muss. 

Darin  beginnt  eine  tiefgreifende  Wandlung  in  dem  Momente, 
als  die  versteinerten  Prinzipien  des  feudalen  Wirtschaftssystems 
sich  zersetzen.  Die  Aufhebung  des  Untertänigkeitsverbandes  löste 
die  Gebundenheit  von  der  Scholle  und  machte  Arbeitskräfte  für 
eine  breite  industrielle  Entfaltung  frei.  Die  örtliche  Gebunden- 
heit der  Wirtschaft  verschwindet,  keine  Bevölkerungsgruppe  pro- 
duziert mehr  für  sich;  die  Arbeit  nimmt  gesellschaftlichen  Cha- 
rakter an,  der  sich  in  dem  Masse  erhöht,  als  die  Arbeitsteilung 
zunimmt.  Die  kapitalistische  Unternehmung  siegt  auf  allen  Linien 
und  die  handvverksmässige  hat  aufgehört,  dem  Wirtschaftsleben 
ihren  Stempel  aufzudrücken.  Die  Erwerbsverhältnisse  haben  ihre 
Stabilität  und  Sicherheit  verloren ;  die  enorme  Steigerung  der 
Produktionsverhältnisse  fördert  die  Ungleichheit  der  Einkommen. 
Entsprechend  den  Zeitverhältnissen  wandeln  sich  die  Ursachen 
der  Kriminalität.  Die  Unsicherheit  der  Existenz  schafft  Massen- 
ursachen, aus  denen  kriminelle  Massenerscheinungen  hervorgehen, 
die  sich  in  ungezählten  Teilchen  über  das  ganze  Land  zerstreuen 
und  verbreiten. 

I* 
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Wie  die  wirtschaftlichen  Ursachen  änderten  sicli  auch  die 
wirtschaftHchen  Wirkungen  verbrecherischen  Handelns.  In  einer 
Zeit  des  vorherrschenden  Immobilar-Besitzes  und  geringfügiger 
mobiler  Werte,  in  wirtschaftlichen  Epochen,  in  denen  die  Pro- 
duktion schwerfällig,  die  Herstellung  geringer  Güter-Quanten  mit 
einem  ungewöhnlichen  Aufwände  von  Mühen  verbunden  erscheint, 
verknüpft  sich  der  Vermögensbesitz  enger  mit  der  Persönlichkeit 
des  Besitzers,  des  einzelnen  Individuums. 

Der  Weg  zum  Besitze  geht  meist  buchstäblich  über  die  Leiche 
des  Besitzenden,  daher  das  Vorherrschen  der  mit  Gewalttätigkeiten 
verbundenen  Vermögensverbrechen:  Raub,  Raubmord,  räuberi- 
scher Totschlag,  Sklaverei  etc. 

Der  Erfolg  der  Tat  ermöglichte  es  erst  dem  Täter,  in  die 
Rechte  des  Besitzenden  einzutreten. 

Das  Bild  ändert  sich  in  den  Zeiten  der  fortgeschritteneren 
Technik. 

Der  vorherrschende  Mobiliarbesitz,  die  leichte  Vertretbarkeit 
wirtschaftlicher  Güter  und  massenhafte,  jedes  individuellen  und 
individualisierenden  Momentes  entbehrende  Gütererzeugung  sind 
speziell  für  unser  Zeitalter  charakteristisch  geworden.  Aber  in 
dem  Masse,  als  der  Zusammenhang  zwischen  Individuum  einer- 
seits und  Besitz  und  Produktion  andererseits  ein  lockerer  wird, 
nehmen  jene  Verbrechensformen  ab,  welche  sich  über  die  Person 
des  Wirtschaftssubjektes  hinweg  in  den  Besitz  seiner  wirtschaft- 
lichen Güter  setzen. 

Wirtschaftlichen  Massenursachen  entspringen  unzählige  Ver- 
brechen, welche  sich  gegen  den  gegebenen  Zustand 
der  G  ü  t  e  r  V  e  r  t  e  i  1  u  n  g  richten.  —  (Verbrechen  und  Ver- 
gehen gegen  das  Eigentum,  Diebstahl  etc.)  die  ihrerseits  wiederum 
in  wirtschaftlichen  Massenwirkungen :  Schädigungen  der  Einzel- 
wirtschaft oder  der  Gesamtheit  wirtschaftender  Individuen,  sich 
äussern.  Daneben  schafft  ein  sich  ständig  komplizierendes  Wirt- 
schaftsleben noch  eine  Unzahl  von  Delikten,  welche  die 
Bedingungen  des  Erwerbes  angreifen,  um  aus 
deren  Verletzung  Gewinn  zu  ziehen  (Wucher,  un- 
lauterer Wettbewerb,  Verletzung  des  Autorrechtes  etc.),  die  ein 
primitives  Erwerbsleben  mit  stationärem  Arbeitsbetrieb  nicht 
kennen  konnte.  Die  weitere  Konsequenz  veränderter  ökonomi- 
scher Anschauungen  lässt  sich  darin  finden,  dass  die  alten  Straf- 
systeme mit  ihrer  Grausamkeit  und  Härte  unserem   Rechtsgefühle 
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widerstreiten,  zumal  in  jenen  Fällen,  in  denen  es  sich  um  wirt- 
schaftliche Werte  handelt,  deren  Beschaffung  die  moderne  Technik 
spielend  ermöglicht.  Jede  Strafzufügung  bringt  in  gewisser  Be- 
ziehung ein  zweites  Uebel  neben  der  Uebeltat  hervor.  Die  Strafe 
selbst  bezweckt  individualisierende  Vergeltung  nach  dem  strafrecht- 
lichen Werte  des  Verbrechers  und  des   Verbrechens. 

Der  Wertgedanke  im  wirtschaftlichen  Sinne  des  Wortes  be- 
herrscht das  weite  Gebiet  kriminellen  Handelns,  wenn  auch  nicht 
einzig  und  ausschliesslich.  Oekonomische  Werte  bilden  Substrate 
der  Verbrechen,  ökonomische  Ursachen  führen  zu  diesen  Ver- 
brechen, zumal  bei  Rechtsverletzungen  gegen  das  Vermögen;  die 
überwiegende  Mehrzahl  der  Verbrechen  zeitigt  wirtschaftliche  Wir- 
kungen in  den  Schädigungen  eines  bestimmten  Wirtschaftssub- 
jektes. Schliesslich  haben  die  Strafen  selbst  auch  eine  ökonomische 
Bedeutung,  insbesondere  lässt  sich  bei  der  Freiheitsstrafe  ein  ab- 
schätzbarer Kosten-   und  Gebrauchswert  nachweisen. 

Oekonomische  Werte  (Güter),  welche  durch  Verbrechen  an- 
gegriffen werden,  sind  entweder  der  Güterbesitz  oder  Güterbestand 
eines  Wirtschaftssubjektes,  sei  es  dass  dessen  Güterbestand  zu- 
gunsten der  Wirtschaft  des  Delinquenten  vermindert  wird  oder 
dass  derselbe,  entgegen  den  Absichten  des  Besitzers,  vernichtet 
oder  durch  Zerstörung  entwertet  wird,  —  (I.  Gruppe :  Diebstahl, 
Raub,  Veruntreuung  etc.,  —  II.  Gruppe:  Sachbeschädigung,  Brand- 
legung). Weiter  kann  auch  die  Persons-Beschädigung  oder  -Ver- 
nichtung als  wirtschaftliche  Wertvernichtung  angesehen  werden 
insofern,  als  dadurch  die  Arbeitskraft  des  angegriffenen  Indivi- 
duums, sei  es  völlig,  sei  es  teilweise  zerstört  wird  (Mord,  Tot- 
schlag, Körperverletzung). 

Neuere  Strömungen  im  Strafrechte  beziehen  nicht  nur  kör- 
perliche Sachen  in  den  Bereich  der  Vermögenswerte ,  sondern 
versuchen  den  Rechtsschutz  auch  auf  andere  Wertphänomene 
energetischer  Natur  auszudehnen.  Auch  das  gesamte  Gebiet  gei- 
stiger Arbeit  wird  in  analoger  Weise  wie  der  Sachbesitz  vor  wert- 
verletzenden Handlungen  geschützt  (Urheber-,  Patent-Recht). 

I. 

Wenn  wirtschaftliche  Verhältnisse  als  verursachende  Momente 
der  Kriminalität  in  Frage  kommen,  so  denkt  man  gewöhnlich  an 
den  degenerierenden  Einfluss  des  Elends  auf  den  einzelnen. 

Die  in  der  Klasse  der  Besitzlosen  regelmässig   wiederkehren- 
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den  kriminellen  Manifestationen  finden  nicht  zum  geringen  Teil 
darin  ihren  Grund,  dass  die  mangelhafte  Bedürfnisbefriedigung, 
Hunger  und  Verzweiflung  in  der  proletarischen  Bevölkerung  die 
psychischen  Hemmungen  beseitigt,  die  in  ungleich  stärkerem  Masse 
die  Besitzenden  vom  Verbrechen  abhalten. 

Andererseits  haben  nicht  nur  wirtschaftliche  Not,  sondern 
auch  wirtschaftliche  Machtverhältnisse  den  durch  sie  vertretenen 
VVirtschaftssubjekten  die  Möglichkeit  zu  erhöhtem  verbrecherischen 
Handeln  gegeben. 

In  der  Aufschwungs-Epoche  des  Wirtschaftslebens  wurde  die 
schrankenlose  Vertragsfreiheit  zu  einer  furchtbaren  Waffe  in  der 
Hand  der  Besitzenden.  Der  Geschäfts-Unerfahrene,  der  Klein- 
bürger und  Bauer  wurde  die  Beute  des  geriebenen  Geschäfts- 
mannes, der  Arbeiter  dem  Grosskapital  bedingungslos  überant- 
wortet. Erst  in  den  letzten  Dezennien  versucht  auch  die  Straf- 
gesetzgebung, den  Ausschreitungen  des  Kapitalismus  durch  eine 
Reihe  neuer  strafrechtlicher  Normen  wirksam  zu  begegnen.  Im 
allgemeinen  kommen  in  der  Kriminal-Statistik  die  Delikte  der  be- 
sitzenden Klassen  nur  mit  einem  unverhältnismässig  geringen  An- 
teil zum  Ausdruck. 

Die  Verteilung  zwischen  Arm  und  Reich  ist  zweifellos  für 
die  Glieder  der  Gesellschaft  und  ihr  soziales  Leben  von  grösster 
Bedeutung;  sie  ist  es  aber  auch,  und  zwar  in  erhöhtem  Masse 
für  das  negativ-soziale  Phänomen  des  Verbrechens. 

Die  Verteilung  der  proletarischen  Existenzen,  d.  i.  jener  Exi- 
stenzen, denen  beständig  Besitz-  und  Erwerbslosigkeit  droht,  auf 
einzelne  Wirtschafts-Territorien  oder  -Perioden  kann  in  mancher 
Hinsicht  für  Erkrankungen  des  sozialen  Körpers  als  bedeutsam 
erachtet  werden. 

Der  Wechsel  der  wirtschaftlichen  Zustände  unter  dem  Ein- 
flüsse verschiedener,  natürlicher,  politischer  und  sozialer  Kräfte 
drückt  sich  am  deutlichsten  in  der  Zu-  oder  Abnahme  des  Wohl- 
standes eines  ganzen  Reiches  aus. 

Diese  Wohlstands-Bemessung,  insofern  sie  aus  der  Einkom- 
mens- bez.  Kapital -Bewegung  hervorgeht,  ist  wiederholt  für 
einzelne  Reiche  und  Reichsteile  vorgenommen  worden.  Ebenso 
wenig  hat  es  seit  dem  Eindringen  merkantilistischer  Theorien  an 
Versuchen  gefehlt,  in  einzelnen  Ländern  und  Ländergruppen  trotz 
der  Verschiedenheit  gesellschaftlicher  und  natürlicher  Faktoren 
auf  Grund  von  Durchschnitts-Einkommen  und  Durchschnitts- Wohl- 
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stand  Beziehungen  zwischen  Verbrechens-  und  Wohlstands-Bewe- 
gung herzustellen.  (Deutschland,  England,  Frankreich,  Italien, 
Oesterreich). 

Der  Umstand,  dass  eine  Reihe  von  Gebietsteilen  trotz  ge- 
ringer Kopfquoten  des  Einkommens  eine  günstige  Durchschnitts- 
Kriminalität  aufweisen,  während  andere  Ländergruppen  mit  nie- 
derem Durchschnitts-Einkommen  hohe  Verbrechensziffern  zeigen^), 
lässt  den  Schluss  nicht  zu,  dass  ärmere  Gegenden  etwa  eine  grös- 
sere Kriminalität  hervorbringen  als  die  reicheren. 

Schon  Quetelet  hat  den  Irrtum  zu  bekämpfen  versucht,  dass 
einkommensarme  Länder  notgedrungen  starke  Kriminalitätsziffern 
aufweisen  müssen,  indem  er  über  die  armen  französischen  Ge- 
birgsgegenden sagte :  »Mehrere  französische  Departements,  die 
als  die  ärmsten  bekannt  sind,  sind  gleichzeitig  die  sittlichsten. 
Der  Mensch  wird  nicht  dadurch  zum  Verbrecher,  dass  er  wenig 
besitzt,  sondern  häufig  dadurch,  dass  er  sich  plötzlich  aus  dem 
Wohlstand  in  Elend  und  die  Unmöglichkeit,  alle  Bedürfnisse,  die 
er  sich  geschaffen  hat,  zu  befriedigen,  versetzt  sieht.  Der  Vor- 
zug der   genannten  Länder   besteht  darin,    dass    die  Bevölkerung 


i)  In  Italien  weist  die  Provinz  Lazio  mit  einer  durchschnittlichen  Vermögens- 
Kopfquote  von  3333  Lire  die  höchste  Verbrecherziffer  auf;  Marken-Umbrien  ,  arme 
Gebirgsgegenden,  weisen  die  geringste  Delinquentenzahl  auf.  —  Niederösterreich  und 
Salzburg,  welche  die  höchsten  Zensitenziffern  erreichen  (27  ;  13,8),  zeigen  unvergleich- 
lich höhere  Durchschnittskriminalitäten  (Niederösterreich  241,  Salzburg  248  Verbrecher 
auf  10  000  Bewohner),  als  Kärnten ,  Krain,  Tirol  oder  Dalmatien  mit  einer  Zensiten- 
Prozentzahl  von  5 — 6  und  einer  durchschnittlichen  Verbrechensziffer  von  173 — 200  auf 
10  000  Bewohner. 

Literatur:  Aschajfenburg .,  Das  Verbrechen  und  seine  Bekämpfung.  Heidel- 
berg 1903.  Forjtasari  di  Verce,  La  criminalitä  e  le  vicende  economiche  d'Italia. 
Torino  1894.  Foville,  La  Frange  economique.  Paris  1890.  Ferri,  Studi  sulla  crimi- 
nalitä in  Francia,  Annali  di  Statistica  Bd.  XXI.  Daimne^  Die  Kriminalität  in  Schles- 
wig-Holstein. Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissensch.  Bd.  XII.  Wright,  The  rela- 
tions  of  economic  conditions  to  the  causes  of  crime.  Philadelphia  1891.  The  Increase 
of  Material  Prosperty  and  of  moral  agentes  compared  with  the  State  of  Crime  and 
Pauperisme  in  Journ.  of  the  Stat.  Soc.  1868.  Seuffert,  Bewegung  im  Strafrecht  in 
den  letzten  30  Jahren.  Dresden  1901.  Oettingen ,  Moralstatistik,  3.  Aufl.  Erlangen 
1882.  Müller ,  Untersuchungen  über  die  Bewegung  der  Kriminalität  im  Zusammen- 
hange mit  wirtschaftlichen  Verhältnissen.  Halle  1898.  Herz,  H.,  Die  Kriminalität  in 
den  einzelnen  österr.  Kronländern  und  ihr  Zusammenhang  mit  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnissen  in  der  Zeitschr.  f.  Kriminalpsych.  und  Strafrechtsreform.  Hei- 
delberg 1904.  C.  Ciccone,  Note  sulla  criminalitä  delle  diverse  provincie  e  regione 
del  Regno  d'Italia  in  Atli  de  R.  Instituto  d'incorragiamenti ,  serie  2  Bd.  XII,  Na- 
poli  1875. 
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genügsam  und  tätig  ist,  dass  es  ihr  gelingt,  durch  Arbeit  auf  eine 
sichere  Weise  die  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  welche  umso  be- 
scheidener sind,  als  die  Ungleichheit  des  Besitzes  weniger  merk- 
lich ist  und   weniger  in  Versuchung  setzt.« 

Die  Divergenzen  zwischen  Einkommenshöhe  bez.  Durch- 
schnitts-Wohlhabenheit und  Kriminalitäts-ZiiTer  in  den  einzelnen 
Gebietsteilen  lassen  sich  aufhellen,  wenn  die  diesbezüglichen  sta- 
tistischen Daten  auch  noch  durch  sonstige  für  den  Volk'swohl- 
stand  symptomatische  Erscheinungen  ergänzt  werden.  Die  in- 
dustrielle Entfaltung  einzelner  Länderstrecken  ist  es  vor  allem, 
welche  das  Bild  der  Kriminalität  beeinflusst  und  völlig  verändert ; 
denn  sie  ist  es  hauptsächlich,  welche  die  erstarrten  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  zu  neuem  Leben  erweckte  und  in  die  trägen 
sesshaften  Massen  der  Bevölkerung  Bewegung  hineintrug.  Erb- 
teilungen,  Bodenzersplitterung,  Ueberschuldung,  die  Legung  der 
Bauernhöfe  durch  den  grossen  Grundbesitz  wirken  zusammen,  dass 
die  gleiche  Fläche  nicht  mehr  dieselbe  landwirtschaftliche  Bevöl- 
kerung verträgt.  Der  Ueberschuss  wird  an  die  aufstrebende  In- 
dustrie abgegeben  ;  er  zieht  nach  den  Städten  und  Industrie-Zentren. 
Meist  sind  es  minderwertige  Elemente,  die  in  die  Wanderung  ein- 
treten, Menschen  aus  kulturell  fremden  Gebieten  mit  niedrigem 
Lohn-Niveau  und  geringen  Bedürfnissen.  Dass  diese  Volksabgaben 
der  Landwirtschaft,  die  Mobilisierung  grosser  Bevölkerungsteile 
und  das  enge  Zusammenleben  minder  kultivierter,  durch  Not  und 
Elend  herabgekommener  Bevölkerungsklassen,  die  notgedrungen 
in  ständige  enge  Berührung  mit  einander  treten,  die  Kriminalität 
eines  Bezirkes  oder  einer  Provinz  eigenartig,  zumeist  ungünstig 
beeinflussen,  ist  selbstverständlich. 

Diese  Gebiete  sind  es  vornehmlich,  in  denen  sich  die  Klassen- 
und  Besitzes-Gegensätze  am  schärfsten  ausprägen. 

Man  wird  daher  kaum  fehlgehen,  wenn  man  Produktions-  und 
Konsumtions-Verhältnisse,  letztere  insbesondere  als  Massstab  der 
Güterverteilung,  als  verursachende  Elemente  der  Kriminalität  an- 
sieht. 

Nach  dem  Vorhandensein  produktiver  Faktoren  (Produktions- 
möglichkeiten) richtet  sich  die  Konzentration  der  Zuwandernden. 
Andererseits  bestimmt  sich  durch  den  Erfolg  wirtschaftlicher  Tä- 
tigkeit die  Güterverteilung,  sowohl  die  Einkommenshöhe  der  Ka- 
pitalbesitzer (Eigentümer  an  Produktionsmitteln)  als  auch  jener 
unvergleichlich  stärkeren   Gruppe,    die    lediglich  auf  den  Arbeits- 
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ertrag  (Lohn-Einkommen)  angewiesen  erscheinen. 

Nach  dem  Einkommen  richten  sich  die  Bedürfnis-Befriedi- 
gungsmöglichkeiten :  die  Befriedigung  des  Nahrungs-,  Wohnungs-, 
Erziehungs-Bedürfnisses,  psychische  und  physische  Gesundheit. 
Veränderungen  des  Erwerbs  und  dadurch  bedingt  auch  der  Er- 
nährungs-Verhältnisse zeigen  ihre  Rückschläge  in  den  kriminellen 
Erscheinungen  eines  Wirtschaftskörpers,  die  durch  das  Vorherr- 
schen gewisser  Delikts-Gruppen  lokal  und  zeitlich  einen  spezifi- 
schen Charakter  erhalten.  In  den  zivilisierten  Staatsgebieten  Eu- 
ropas und  Amerikas  zeigt  in  den  letzten  2 — 3  Dezennien  die  Ent- 
faltung der  Kriminalität  gewisse  gemeinsame  Züge,  die  sich  in 
nachstehenden  statistisch  fundierten  Leitsätzen  ausdrücken  lassen; 

1.  Die  schwersten  Verbrechen  gegen  das  Leben  und  Eigen- 
tum nehmen  ständig  ab,  w^ährend  die  leichteren  Formen  der  De- 
likte nicht  nur  absolut,  sondern  auch  relativ  zunehmen. 

2.  Im  verbrecherischen  Handeln  selbst  beginnt  die  List  jene 
Rolle  zu  übernehmen,  die  früher  die  Gewalt  spielte  (Betrug  nimmt 
zu,  Raub  ab). 

3.  Im  gegenseitigen  Verhältnisse  der  beiden  grossen  Delikts- 
Gruppen  der  Verbrechen  gegen  die  Person  und  Verbrechen  gegen 
das  Vermögen  ist  eine  starke  Abnahme  der  Eigentums-Delikte 
unter  gleichzeitiger  Zunahme  der  Verletzungs-Vergehen  zu  kon- 
statieren. 

Wirtschaftlich  charakterisiert  ist  diese  Epoche  durch  die  Vor- 
herrschaft der  kapitalistischen  Unternehmung,  die  alle  wirtschaft- 
lichen Kräfte  attrahiert ;  die  produktiven  Möglichkeiten  der  ein- 
zelnen Länder  kommen  zur  Entfaltung,  unterstützt  durch  ein  zeit- 
weise ständiges  Sinken  der  vom  Weltmarkte  diktierten  Lebens- 
mittel-Preise. Die  Kapitalbildung  ist  soweit  gediehen,  um  die 
Länder  über  die  unvermeidlichen  Schattenseiten  des  ehemaligen 
Agrikultur-Staates  hinwegzusetzen.  Missernte,  Hungersnot,  Teue- 
rung verlieren  ihre  Schrecknisse  in  jenen  Ländern^  die  sich  in  den 
Weltverkehr  einfügen  und  über  rein  agrikole  Interessen  hinaus- 
gewachsen sind. 

Aeltere  Untersuchungen  ^)  über  die  Zusammenhänge  zwischen 


l)  Neumann,  Die  Ernten  und  der  Wohlstand  in  Oesterreich.  Berlin  1874. 
Oettingen ,  Moralstatistik.  Ave-Lallement,  Das  deutsche  Gaunertum.  Leipzig  1858. 
Conrad,  Ueber  den  Einfluss  des  Ernteausfalles  auf  die  Getreidepreise  1816  — 1875. 
Jahrbuch  f.  Nat.-Oekonomie  und  Statistik  II.  Bd.  Fuld ,  Der  Einfluss  der  Lebens- 
mittelpreise auf    die  Bewegung    der    strafbaren    Handlungen.     Mainz    1881.     Ferrero, 
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Wirtschaft  und  Verbrechen  konnten  noch  eine  unbedingte  Ab- 
hängigkeit der  Vermögensdelikte  von  den  Teuerungs-Verhältnissen 
(objektive  Nahrungserschwerungen)  nachweisen. 

Neuere  Beobachtungen^)  führen  zu  wesentlich  anderen  Re- 
sultaten. Die  Lebensmittelpreise  wirken  nicht  in  gleicher  Weise 
auf  die  gesamte  Vermögens-Kriminalität  zurück.  Rohere  Delikts- 
formen, welche  in  einfacher  Ausni.itzung  gebotener  Gelegenheits- 
verhältnisse bestehen  (Diebstahl),  stehen  in  unmittelbarer  Abhängig- 
keit von  den  Lebensmittelpreisen.  Deliktsformen,  die  dem  mo- 
dernen Wirtschaftsleben  besser  angepasst  sind,  die  in  ihrem  Wesen 
ebenso  verderbt,  in  den  Mitteln  jedoch  zivilisierter  erscheinen, 
indem  sie  an  die  Stelle  der  Gewalt  Lüge  und  Fälschung  setzen, 
überwinden  dieses  primitive  Abhängigkeitsver- 
hältnis von  den  Lebensmittelpreisen.  Sie  suchen 
und  finden  die  Möglichkeit  ihrer  Betätigung  überall  dort,  wo  die 
komplizierten  Verhältnisse  des  modernen  Wirtschaftslebens  un- 
zähligen  Formen  des  Erwerbes  Raum  geschaffen  haben. 

Charakteristisch  ist  für  diese  Formen  krimineller  Betätigung, 
dass  sie  so  mannigfach  und  so  veränderungsfähig  erscheinen,  dass 
es  für  den  Gesetzgeber  selbst  schwierig  erscheint ,  die  Grenz- 
scheide zu  finden,  wo  ein  soziales  Phänomen  (z.  B.  freier  Wett- 
bewerb) sich  in  sein  antisoziales  Widerspiel  (unlauterer  Wettbe- 
werb) verwandelt. 

Beide  Deliktsgruppen  :  Diebstahl  und  Betrug  sind  auch  durch 
die  Verschiedenheit  der  Bevölkerungsgruppen,  von  denen  sie  be- 
gangen werden,  differenziert. 

Der  Diebstahl  ist  zumeist  das  Delikt  geistig  und  kulturell 
zurückgebliebener  Schichten  -)  jener  Elemente,  welche  den  unter- 
sten Klassen  der  Bevölkerung  entstammen  oder  sich  ihnen  an- 
gliedern (Taglöhner,   Dienstboten). 

Violenli  e  frodolenti  in  Romagna :  II  mondo  criminale  italiano  1894.  IVeisz ,  Ueber 
einige  wirtschaftliche  und  morahsche  Wirkungen  hoher  Getreidepreise.  Jahrb.  f.  Nat. 
und  Statistik  1890.  Valentini,  Verbrechertum  in  den  preussischen  Staaten.  Starke, 
Verbrecher  und  Verbrechen  in  Preussen.  Berlin  1848.  Mayr ,  Die  Gesetzmässigkeit 
im  Geseilschaftsleben.    München   1877.    Aschaffenburg  a.  a.  O. 

1)  Meyer,  Die  Verbrechen  in  ihrem  Zusammenhange  mit  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnissen  im  Kanton  Zürich  1893.  Müller  a.  a.  O.  Fornasari  dl  Ferce, 
a.  a.  O.  Herz  a.  a.  O.  Berg,  Getreidepreise  und  Kriminalität  in  Deutschland.  Berlin 
1902.  Beiierle ,  Einige  Ergebnisse  der  österr.  Kriminalstatistik.  Zeitschr.  f.  d.  ges. 
Strafrechtsw.  Bd.  VIII.  1888. 

2)  V.  Liszt,  Das  Verbrechen  als  sozialpalh.  Erscheinung.  Dresden  1S99.  Gross, 
Handbuch   für  den   Unters.-Richter.     Graz  1897. 
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Der  Betrug  ist  das  Delikt  des  höheren  Kultur-Niveaus  der 
aufstrebenden  Elemente  im  Handel,  Gewerbe  und  Industrie  ,  bis- 
weilen auch  der  Deklassierten,  die,  ihres  Erwerbes  auf  sozialer 
Basis  beraubt,  ihre  höhere  Intelligenz  zu  waghalsigen  Geschäften 
oder  leichtfertiger  Spekulation  ausnützen. 

Hohe  Lebensmittelpreise  können  selbstredend  im  Einzelfalle 
eine  gewisse  Rolle  spielen,  aber  bestimmend  und  führend  für  die 
Massenerscheinung  werden  sie  nicht. 

Noch  schwieriger  erscheint  die  Ergründung  eines  Zusammen- 
hanges zwischen  Wirtschaft  und  der  Häufigkeit  der  Delikte  gegen 
die  Person  und  den  Staat  (Leidenschaftsdelikten). 

Es  handelt  sich  bei  dieser  Deliktsgruppe  nicht  um  so  ein- 
fache Kausal-Verhältnisse  wie  beim  Diebstahl.s-Delikt ,  das  leicht 
aus  der  Ungunst  wirtschaftlicher  Verhältnisse  erklärt  werden  kann. 
Beim  Zustandekommen  dieser  Verbrechen  wirken  physische  Fak- 
toren in  erhöhtem  Masse  mit,  von  deren  Veränderungen  die  pe- 
riodischen Schwankungen  dieser  Verbrechen  abhängen,  wenn  man 
auch  nicht  in  Abrede  stellen  kann ,  dass  diese  Veränderungen 
physischer  Faktoren  ihrerseits  auf  Veränderungen  wirtschaftlicher 
Natur  zurückgeführt  werden  können. 

Oekonomische  Verhältnisse  können  daher  Delikte  gegen  die 
Wirtschaftsordnung  direkt,  Verbrechen  gegen  die  Person  nur  in- 
direkt beeinflussen.  Die  wirtschaftliche  Konzentration  des  Indu- 
strialismus ,  die  Menschen  verschiedenen  Kultur-Niveaus  in  enge 
Räume  zusammenpferchte ,  musste  naturgemäss  die  Gelegenheit 
zu  Beleidigung,  Körperverletzung,  Misshandlung  erhöhen. 

Die  Gesamt-Kriminalität  gegen  die  Person  verlor  an  Inten- 
sität und  gewann  an  Extensität  durch  die  ständig  gebotene  Ge- 
legenheit zu  Reibungen ,  welche  auch  Streitsucht  und  kriminelle 
Reizbarkeit  erhöhte. 

Aufgeregte  Zeiten  eines  starken  Aufschwunges  und  plötz- 
lichen Niederganges,  Produktions-  und  Arbeits-Krisen  begünstigten 
und  erhöhten  die  Neigung  zu  leidenschaftlichen  Ausbrüchen  der 
Volkswut.  Von  unheilvollem  Einflüsse  auf  die  Gruppe  der  Ver- 
brechen gegen  die  Person  war  jedoch  die  aussergewöhnlich  starke 
Verbreitung  des  Genusses  geistiger  Getränke  in  den  unteren 
Schichten  der  Bevölkerung. 

Die  objektive  Nahrungs  -  Erleichterung  (Sinken  der  Lebens- 
mittel -  Preise)  im  Vereine  mit  der  subjektiven  (Steigen  der 
Löhne)  haben  in  der  Konsumtion  Veränderungen    hervorgerufen, 
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die  für    unsere    wirtschaftlichen  Verhältnisse    sj^mptomatisch  sind. 

Billige  Lebensmittel  lassen  einen  grösseren  Teil  des  Einkom- 
mens frei  und  bedingen,  dass  die  unteren  Klassen  über  den  Not- 
bedarf hinaus  einen  gewissen  Teil  für  bessere  Lebensmittel,  leider 
aber  auch  für  alkoholische  Getränke,  verwenden  können.  Gerade 
die  neuesten  Untersuchungen  haben  zu  dem  traurigen  Resultate 
geführt,  dass  Einkommenssteigerungen  bei  den  arbeitenden  Klas- 
sen überall  eine  noch  stärkere  Erhöhung  der  Ausgaben  für  Al- 
kohol gefolgt  ist.  Tatsächlich  zeigt  auch  der  Sonnabend  als 
Lohntag,  an  dem  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Arbeiter 
am  günstigsten  sind,  die  grösste  Zahl  der  Rohheits-Delikte.  Selbst 
vorübergehende  Teuerungen  sind  nicht  mehr  imstande,  ein  Sinken 
der  Alkohol-Konsumziffer  herbeizuführen  ;  denn  die  einmal  einge- 
bürgerten Trink-Unsitten  und  Trink-Gewohnheiten  sind  nur  schwer 
wieder  auszurotten.  Der  Konsum  bleibt  nach  der  Statistik  auch 
bei  sich  verschlechternden  wirtschaftlichen  Verhältnissen  stationär, 
ja  er  verdrängt  sogar  im  Haushaltungsbudget  der  besitzlosen 
Klassen  andere  Bedarfsziffern. 

Die  auffallende  Zunahme  der  Rohheits-Delikte  liegt  teils  in 
den  Veränderungen  der  äusseren  Organisation  der  Produktion : 
in  der  Umwandlung  der  ehemaligen  Individualbetriebe  in  mäch- 
tige soziale  Körper,  teils  in  den  Veränderungen  des  Konsums, 
der  durch  die  freiere  Verfügung  der  arbeitenden  Klassen  über 
ihre  Entlohnung  ermöglicht  wird  ^). 

Die  äussere  Aenderung  der  Produktions-Verhältnisse  nach 
längerem  sozialen  Stillstande  hatte  selbstverständlich  Aenderungen 
der  Berufsgliederung  ,  sowie  Verschiebungen  des  Wohlstandes 
innerhalb  der  einzelnen  Berufsklassen  zur  Folge.  Diese  materiellen 
Differenzen  bedingen  wiederum  Verschiedenheiten  des  Lebens- 
fusses,  der  Bildung,  der  Anschauungen  und  sie  bedingen  schliess- 


l)  Koblinsky,  Verbrechen  und  Alkoholgenuss.  Bericht  an  den  V.  Internat.  Kon- 
gress  zur  Bekämpfung  des  Alkohohsmus.  Basel  1895.  Bauer,  Konsumtionsbudget  der 
Haushaltungen  im  Handw.  der  St.W.  Berg  a.  a.  O.  Colajanni,  Sociologia  criminale. 
Catania  1889.  Daum ,  Der  Branntwein-  und  Bierverbrauch  in  Oesterreich.  Bericht 
an  den  VIII.  Kongress  gegen'  den  Alkoholismus.  Leipzig  und  Wien  1902.  Latui- 
mann  und  Blocker,  Die  Belastung  des  Arbeiterbudgets  durch  den  Alkoholgenuss. 
Basel  1903.  Löffler,  Alkohol  und  Verbrechen.  Bericht  an  den  VIII.  intern.  Kongress 
gegen  Alkoholismus.  Leipzig  u.  Wien  1902.  Lombroso ,  Die  Ursachen  und  Bekäm- 
pfung des  Verbrechens.  Leipzig  u.  Wien  1902.  Seuffert  a.  a.  O.  Presl ,  Der  pro- 
duktive Ausschank  alkoholhaltiger  Getränke  und  die  Trunkenheitsgesetzgebung. 
Oesterr.   .Stat.  Monatsschrift  Bd.  XXII. 
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lieh    auch  Verschiedenheiten    in  der  Beteiligung    am  Verbrechen. 

Der  Zug  der  ganzen  modernen  Entwicklung  geht  dahin,  den 
freien  Willen  bei  Wahl  und  Wechsel  des  Berufes,  der  Verwen- 
dung des  Arbeitslohnes  zu  erweitern  und  den  Zwang  abzuschüt- 
teln ,  den  grössere  Stabilität  des  Besitzes  und  der  Tradition  in 
den  landwirtschaftlichen  Berufen  bedingen  ^). 

Auch  die  Kriminalität  folgt  den  Verschiebungen  der  Berufs- 
gliederung. Das  massenhafte  Zuströmen  landwirtschaftlicher  Ele- 
mente in  die  industriellen  Gebiete  verschiebt  die  Zahlen  der  wegen 
Verbrechens  Verurteilten  zu  Ungunsten  der  Industrie ,  wobei  je- 
doch als  wesentlich  ins  Gewicht  fällt,  dass  die  Abnahme  der  Ver- 
urteilten prozentual  stärker  ist  als  die  Abnahme  der  Berufszu- 
gehörigen ^). 

In  der  Landwirtschaft  haben  in  Oesterreich  die  Berufszuge- 
hörigen seit  1880  um  26.7  pro  tausend  Bewohner  und  die  Ver- 
brecher um  61  pro  tausend  Verurteilte  abgenommen;  in  der  In- 
dustrie die  Berufszugehörigen  um  74  auf  tausend  Bewohner ,  die 
Verbrecher  um  84  pro  tausend  Verurteilte  zugenommen.  Mit  er- 
staunlicher Geschwindigkeit  beginnt  Oesterreich,  aus  einem  Agrikul- 
turstaat in  einen  Industriestaat  sich  zu  verwandeln,  aber  im  selben 
Tempo  verändert  auch  die  Kriminalität  ihr  Herrschaftsgebiet  inner- 
halb der  Berufsgruppen  der  Bevölkerung.  Sie  zieht  vom  Lande 
in  die  Städte,  wo  ein  starker  Zuzug  ungesunde  Verhältnisse  be- 
günstigt, die  ländlichen  Zusammenhänge  des  Familienlebens  löst 
und  übergrosse  Selbständigkeit  im  Berufswechsel  und  in  der  Lohn- 
verwendung zeitigt. 

Innerhalb  der  einzelnen  Berufsgruppen  spielt  es  eine  grosse, 
ja  entscheidende  Rolle,  ob  die  Berufszugehörigen  ein  Unterneh- 
mer- oder  ein  Arbeits-Einkommen  beziehen.  Ersteren  fliesst  der 
grösste  Teil  des  Produktions-Ergebnisses  zu,  letzteren  eine  ge- 
ringfügige Entlohnung  für  die  Verwertung  der  Arbeitskraft. 

Da  das  Verbrechertum    meist  jene  Klassen  der  Bevölkerung 

1)  Bücher,  Die  inneren  Wanderungen  und  das  Städtewesen  in  ihrer  entwick- 
lungsgeschichtlichen Bedeutung.  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  5.  Aufl.  1906.  S.  415  flf. 
Rauchberg,  Der  Zug  nach  der  Stadt.  Bd.  XXX.  Oesterr.  Stat.  Monatsschr.  D  e  r  s. 
Die  Bevölkerung  Oesterreichs.  Wien  1S95.  Schumanjt ,  Die  inneren  Wanderungen 
in  Deutschland.    Allg.   Stat.   Archiv.    Tübingen   1890/91. 

2)  Herz,  Die  Kriminalität  und  die  arbeitenden  Volksklassen  in  Oesterreich,  Jahrb. 
f.  Nat,  u.  Statistik.  Jena  1904.  Vgl.  Acts  de  VI  Congres  d'Anthropologe  criminel. 
Turin  1906.  Lindetnaiin  ,  Beruf  und  Kriminalität  in  Bd.  XXIV  der  Zeitschr.  f.  d. 
ges.   Strafrechtswissenschaft. 
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heimsucht,  die  ihre  Bedürfnisse  überhaupt  nicht  oder  nur  mangel- 
haft befriedigen  können,  sind  die  arbeitenden  Klassen  vorzugs- 
weise jene  Schichte,  die  für  die  Kriminalität  in  Betracht  kommt. 

Die  weitgehende  Arbeitsteilung,  die  Spezialisierung  der  Ar- 
beit im  modernen  Wert-Erzeugungsprozesse  bringt  eine  Stärkung 
des  arbeitenden  Elementes  unter  gleichzeitiger  Schwächung  der 
Selbständigen  mit  sich.  Die  Verstärkung  der  wirtschaftlichen  Ab- 
hängigkeit in  allen  Zweigen  menschlicher  Betätigung  ist  statistisch 
feststehend:  im  Grundbesitz,  wie  auch  in  der  Industrie  und  im 
Handel. 

Die  Selbständigen  der  Industrie  zeigen  nach  der  österr.  und 
deutschen  Statistik  eine  stärkere  Kriminalität  als  die  kleinen  Land- 
wirte. Beide  erfahren  im  Laufe  der  letzten  zwei  Dezennien  eine 
Zunahme,  die  man  nicht  mit  Unrecht  auf  die  Proletarisierung  des 
»kleinen  Mannes«  zurückführen  kann.  Die  höchsten  Ziffern  der 
Kriminalität  weisen  unter  den  wirtschaftlich  Unselbständigen  die 
Taglöhner  auf,  deren  Existenz  häufigen  Wechselfällen  aus- 
gesetzt ist.  Ihnen  folgen  die  industriellen  Arbeiter.  Höherer 
Lohn  und  bessere  Lebenshaltung  kämpfen  in  dieser  Gruppe  mit 
einer  meist  von  Konjunkturen  beeinflussten  geringen  Arbeits- 
sicherheit. Demgegenüber  haftet  dem  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiter eine  gewisse  Stetigkeit  der  Existenz  an.  Dieses  Moment 
und  der  Umstand ,  dass  gerade  die  in  den  produktivsten  Jahren 
befindlichen  Elemente,  die  gleichzeitig  auch  als  die  kriminalfähig- 
sten sich  darstellen ,  durch  Zuwanderung  in  die  Industriestädte 
abströmen,  kann  als  die  Ursache  des  starken  Rückganges  und 
der  an  sich  geringen  Verteilungsziffer  der  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiterschaft angesehen  werden  ^). 

Charakteristisch  für  das  Fabrik-System  ist  es  auch,  dass  viele 
l^lemente,  welche  bisher  der  Produktion  fernestanden,  in  den  Be- 
reich produktiver  Betätigung  einbezogen  wurden,  wie  Weiber  und 
Kinder.  Die  dadurch  hervorgerufene  Auflösung  des  Familien- 
lebens berührte  ausschliesslich  die  Arbeiterklasse ;    denn   wo    im- 

i)  Auf  lo  ooo  Berufstätige  wurden  1899/1900  in  Oesterreich  wegen  Verbrechens 
verurteilt: 

Selbständige  der  Land-  und  Forstwirtschaft  18,5 

Landwirtschaftliche  Arbeiter  7,8 

Selbständige  in  Gewerbe  und  Handel  17,8 

Lohnarbeiter  85,4 

Dienstboten  33,9 

Tagelöhner  77,8 
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mer  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  es  gestatteten,  zeigte  sich 
die  Tendenz,  die  Frau  der  Familie  zu  erhalten  ,  sie  ihrem  natür- 
lichen Berufe  ganz  und  voll  zurückzugeben.  Das  Verhältnis  zwi- 
schen der  Kriminalität  der  erwerbenden  und  der  der  nicht  er- 
werbenden Frau  gleicht  ungefähr  dem  Verhältnis  zwischen  der 
Kriminalität  des  Arbeiters  und  der  des  Unternehmers.  Die  Beob- 
achtung der  Anteilnahme  der  Frau  am  Berufsleben  und  an  der 
Kriminalität  im  zeitlichen  Rahmen  ergibt  in  allen  Ländern  über- 
einstimmend, dass  trotz  ständig  steigender  und  sich  erweiternder 
weiblicher  Berufstätigkeit  das  weibliche  Verbrechertum  eher  ab- 
als  zunimmt  ^). 

So  erfreulich  dieses  Resultat  erscheint,  so  hat  dennoch  die 
zunehmende  Verwendung  der  Frau  als  Arbeitskraft  auch  ihre 
Kehrseite.  Die  Auflösung  des  Familienlebens,  die  Abwesenheit 
des  Vaters  und  der  Mutter  aus  der  häuslichen  Sphäre  lockert 
den  Bestand  der  Familie  als  Schutz-Institution  des  Kindes  und 
führt  dieses  nur  allzu  leicht  der  Verwahrlosung  zu.  Das  An- 
wachsen des  jugendlichen  Verbrechertums  in  allen  mitteleuro- 
päischen Staaten  seit  jenem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  indu- 
strielle Entwicklung  ein  rascheres  Tempo  einzuschlagen  beginnt, 
lässt  sich  ziffermässig  nachweisen.  Auf  eine  Ursache,  die  Ver- 
nachlässigung der  häuslichen  Erziehung,  wurde  bereits  hingewiesen. 
Ein  weiterer  Grund  für  diese  unerfreuliche  Erscheinung  ist  darin 
zu  suchen,  dass  die  Existenz  der  Bevölkerung  vielfach  härter  ge- 
worden ist  und  dass  die  Jugend  miteingreifen  muss  in  den  Kampf 
ums  Dasein. 

Das  Proletarier-Kind  ist  frühzeitig  gezwungen,  seinen  Unter- 
halt durch  seiner  Hände  Arbeit  zu  verdienen,  gleichgültig,  ob  es 
gesund  oder  krank,  genügend  kräftig  oder  schwächlich  entwickelt, 
vorgebildet  oder  unqualifiziert  ist. 

Je  frühzeitiger  das  Erwerbsleben  beginnt  und  je  später  es 
aufhört,  desto  früher  beginnt  der  Hang  zum  Verbrechen  und  die 
Beziehungen  zum  Verbrechertume;  denn  es  ist  eine  Tatsache, 
dass  die  Bevölkerungsschichten  in  dem  Masse,  als  sie  an  dem 
Erwerbsleben  teilnehmen ,  sich  auch  an  der  Krimmalität  betei- 
ligen -). 


i)  Setiffert,  Bewegung  im  deutschen  Strafrecht  a.  a.  O.  Näcke,  Verbrechen  und 
Wahnsinn  beim  Weibe.    Leipzig  1892. 

2)  Högel,  Jugend).  Verbr.  in  der  österr.  Ger.Ztg.  55.  Jg.  und  in  Bd.  X.  d.  Arch. 
f.  Kriminalanthropologie. 
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Der  Industrialismus  hat  daher  nicht  nur  ein  Anschwellen  der 
Kriminalität  unter  den  arbeitenden  Klassen,  sondern  auch  eine 
Erweiterung  der  kriminalfähigen  Bevölkerung  durch  massenhafte 
Beteiligung  der  Weiber  und  Kinder  am  Erwerbsleben  zur  Folge. 

Mit  dem  Erwerbsleben  unmittelbar  verbunden  und  teilweise 
typisch  für  dasselbe  ist  die  Wanderbewegung:  der  Zug  nach  dem 
Futterplatze  —  wie  sich  Sovibart  ausdrückt  — ,  der  Zug  nach 
dem  besseren  Brote  zwecks  günstigerer  Existenz-Bedingungen 
durch  Arbeit  und  vollerer  Entfaltung  der  wirtschaftlichen  Persön- 
lichkeit. 

Die  vollständige  Durchführung  der  Gewerbefreiheit  beseitigte 
die  letzten  Reste  der  früheren  Gebundenheit.  Schrankenlose  Frei- 
zügigkeit führte  zu  Massenwanderungen  der  ländlichen  Bevölke- 
rung in  die  Städte  und  Industrie-Zentren. 

Neue  wirtschaftliche  Verhältnisse  zeitigen  neue  Wander-Pro- 
bleme ;  zu  den  wandernden  und  Arbeit  suchenden  Massen  gesellt 
sich  —  äusserlich  von  ihnen  manchmal  kaum  unterscheidbar  — , 
eine  grosse  Zahl  verbrecherischer  Existenzen  :    »die  Vagabunden«, 

Die  Ortsveränderung  des  Landstreichertums  zeigt  uns  das 
Widerspiel  des  sozialen  Strebens  nach  Ortsveränderung :  ein 
Streben  nach  arbeitslosem  Einkommen,  Brachliegenlassen  des  wirt- 
schaftlichen Wertes  der  Arbeitskraft,  daher  die  vollständige  Stag- 
nation in  der  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Persönlichkeit  des 
Individuums  ^). 

Die  grosse  Zahl  der  beständig  in  die  Wanderbewegung  ein- 
tretenden Elemente  vergrössert  naturgemäss  auch  die  Zahl  der 
Vagabunden.  Die  Vagabunden-Gesetzgebung  der  neuen  Zeit  ist 
den  vielen  auftauchenden  Problemen  kaum  gerecht  geworden ; 
der  grösste  Fehler,  welcher  ihr  innewohnt,  ist  der,  dass  sie  auf 
den  echten,  rechten  Vaganten  wenig  Eindruck  machte,  dagegen 
aber  auch  der  ohnehin  schon  vorhandenen  Menge  arbeitsscheuen 
Gesindels  Elemente  zuführte,  die  von  Anfang  an  nichts  mit  jenen 
gemeinsam  hatten  (Tagelöhner,  stellenlose  Dienstboten). 

Andererseits  bestehen  zwischen  Vagantentum  und  Verbrecher- 
tum von  altersher  innige  Zusammenhänge,  die  je  nach  dem  Cha- 
rakter der  Bevölkerung  und  der  wirtschaftlichen  Struktur  des 
Landes  ein  verschiedenartiges  Gepräge  tragen. 

Sehr  deutlich  tritt  diese  Erscheinung  bei  den  durch  ihre  eigen- 

l)  Rotering,  Landstreicherei  und  Landfahrer  in  Goltda/mner?,  Archiv  f.  Strafrecht. 
Bd,  XXXV. 
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artige  Wirtschaftsentwicklung  besonders  dififerenzierten  österrei- 
chischen Kronländern  hervor  ^) :  Die  armen  Länder  mit  grösster 
Sesshaftigkeit  (Galizien ,  Bukowina,  Dalmatien)  weisen  bezüglich 
der  schwereren  Formen  der  Vermögens-Kriminalität  die  höchsten 
Ziffern  auf,  bezüglich  des  Landstreicher-Deliktes  die  niedrigsten. 
Nur  ein  geringer  Prozentsatz  der  Bevölkerung  tritt  trotz  der  äus- 
sersten  materiellen  Not  im  Inlande  in  die  Wanderbewegung  (Aus- 
wanderung, Binnenwanderung).  —  Die  grosse  Mehrzahl  wider- 
steht der  Anziehungskraft  in-  und  ausländischer  Wander-Zentren ; 
sie  zieht  es  vor,  im  Inlande  in  Armut,  Trunksucht  und  Verbrechen 
zu  verkommen.  Diese  Reichsteile  {repräsentieren  das  niedrigste 
Kultur-Niveau ;  die  sie  bewohnenden  Nationen  verharren  seit  De- 
zennien im  fatalistischen  Stillstande  und  zeigen  nur  geringe  Nei- 
gung, in  die  aufsteigende   Klassen-Bewegung  einzutreten. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  den  Sudeten- 
ländern: Böhmen,  Mähren  und  Schlesien.  Die  industriellen  Ge- 
biete dieser  Länder  erweisen  ihre  starke  Anziehungskraft  auf  die 
Bevölkerung,  der  sich  stellenweise  ein  starker  Widerstand  seitens 
der  sesshaften  Bevölkerungs-Gruppen  entgegenstellt  (z.  B.  Ansie- 
delung der  Slaven  im  deutschen  Sprachgebiet). 

Dieser  Kampf  ums  Dasein  von  selten  minder  kultivierter  Ele- 
mente, die  sich  massenweise  von  den  Landbezirken  loslösen,  um 
in  die  Städte  und  Industriebezirke  einzudringen,  verleiht  diesen 
Ländern  eine  ungewöhnliche  Lebhaftigkeit  in  der  Bevölkerungs- 
bewegung; dem  Charakter  des  Landes  selbst  etwas  Unruhiges,  in 
steter  Wellenbewegung  befindliches.  Die  ständigen  Verschiebungen 
des  Proletariates  wirken  auf  die  Kriminalität  zurück,  die  empfind- 
licher als  in  den  übrigen  Reichsteilen  dem  Wechsel  der  Kon- 
junktur und  Jahreszeit  in  ihren  Formen  sich  anpasst.  Gewöhnlich 
ist  die  Vagabundage  der  Anfang  der  kriminellen  Laufbahn,  die 
in  den  Fällen  besonderer  Notstände  zu  schweren  Formen  der 
Vermögens- Kriminalität  fortschreitet;  aber  auch  das  Umgekehrte 
ist  häufig  der  Fall.  Entlassene  Verbrecher  verfallen  bei  der  stän- 
digen Ueberfülle  des  Arbeitsmarktes  mit  unbescholtenen  Arbeits- 
kräften dem  Landstreicherleben. 

Die  Alpenländer  schliesslich,  die  Stätten  der  alten  österrei- 
chischen Kultur,  zeigen  heute  ein  gewisses  konservatives  Beharren 


i)  Högel,  StraffäUigkeit  wegen  Arbeitsscheu  in   Oesterreich.    Bd.  XXV  u.  XXVI 
der  Grünhutschen  Zeitschrift. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1907.     1.  2 
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bei  überkommenen  Formen  der  Wirtschaft  und  des  sozialen  Le- 
bens. Die  Mischungs-Verhältnisse  der  Bevölkerung  sind  gering; 
die  Wanderungen  unerheblich;  es  fehlt  an  vagierenden  Elementen, 
die  Verbrechen,  insbesondere  aber  Vermögens-Delikte,  fallen  land- 
fremden Elementen  zur  Last. 

Das  Gesamtbild  zeigt  im  Osten  des  Reiches  sesshafte  Be- 
völkerung mit  sesshaftem  Verbrechertum,  im  Westen  sesshafte 
Bevölkerung  mit  vagabundierenden  Verbrechern  ;  zwischen  diesen 
beiden  Gegensätzen  ein  Verbrechertum,  bei  dem  die  Grenzen 
zwischen  Vagabundage  und  Verbrechen  fliessend  sind,  wo  je  nach 
der  Art  der  verursachenden  Momente  der  Uebergang  von  einer 
zur  anderen  Deliktsform  vorherrscht. 

Mit  den  von  uns  in  Auge  gefassten  Gesichtspunkten  ist  jene 
Unzahl  von  Beziehungen,  die  zwischen  kriminellen  Erscheinungen 
und  dem  wirtschaftlichen  Leben  bestehen,  keineswegs  erschöpft; 
aber  die  Fülle  des  Stoffes  und  die  Menge  der  Kombinationen  ist 
so  gross,  dass  man  sich  nur  darauf  beschränken  kann,  einige  ver- 
ursachende Momente  herauszugreifen. 

Aber  auch  aus  dem  Angeführten  lässt  sich  Positives  heraus- 
schälen. 

Der  wirtschaftliche  Kampf  der  Gegenwart  teilt  die  gesamte 
Bevölkerung  in  zwei  grosse  Gruppen ;  in  eine,  bei  der  wirtschaft- 
liche Beziehungen  sich  verdinglicht  und  eine  gewisse  Stabilität 
gewonnen  haben,  und  die  andere  Gruppe,  bei  der  sich  der  Pro- 
zess  des  Sesshaftwerdens,  die  Stabilisierung  noch  nicht  vollzogen 
hat.  In  die  letztere  Gruppe  gliedern  sich  auch  jene  Elemente 
ein,  welche  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Neuzeit  aus  ihren 
bisher  innegehabten  Positionen  verdrängt  und  depossediert  (Klein- 
gewerbetreibende, —  nach  Sonihart:  Halbblut-Proletarier). 

Die  vom  Lande  losgelösten  Elemente  im  Vereine  mit  den 
verarmten  Meistern  bilden  unter  den  besitzlosen  Klassen  jenes 
Element,  welches  zu  niedersten  Formen  der  Kriminalität  hinneigt, 
—  zu  jenen  Formen,  die  als  atavistische  Reste  verbreche- 
rischer Betätigung  (Raub,  Beutemachen,  Diebstahl)  aus  den  rohen 
Perioden  niedriger  Zivilisation  auf  uns  überkommen  sind. 

Diese  P'ormen  der  Kriminalität  stehen  schon  durch  die  Person 
der  sie  Verübenden  im  engsten  und  innigsten  Zusammenhange 
mit  den  Lebensmittel-Preisen ;  in  gewissem  Sinne  auch  mit  den 
Lohn- Verhältnissen,  sofern  es  sich  um  den  Taglohn  handelt,  der 
bei    der    mangelnden    Organisation    ganz    unqualifizierter    Arbeit 
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selten  nur  jene  Beweglichkeit  nach  oben    aufweist,    wie    der    der 
industriellen   Arbeiter. 

Gelingt  es  jedoch  diesen  niederen  Formen  der  Arbeiter ,  in 
bestimmten  Zweigen  der  Industrie  festen  Fuss  zu  fassen ,  so  be- 
dingt die  Aufnahme  in  die  gesetzlich  geschützten  und  privilegierten 
Arbeiterklassen  Veränderungen  des  kriminellen  Habitus,  Kleine 
Lohn-  und  Lebensmittelpreis-Schwankungen  können  überwunden 
werden ;  die  primitiven  Zusammenhänge  zwischen  unmittelbarer 
Lebensnot  und  Verbrechen  verschwinden.  Allein  mit  der  fort- 
schreitenden Kultur ,  mit  dem  sich  vielfach  verschlingenden  und 
komplizierenden  wirtschaftlichen  Leben  ,  verschwinden  die  rohen 
Delikts-Formen,  die  mit  physischer  Ueberlegenheit  rechnen,  und 
wandeln  sich  in  Formen,  zu  denen  geistige  Ueberlegenheit  nötig  ist. 

Verbrechen  gegen  das  Eigentum  werden  zu  Delikten  gegen 
die  Bedingungen  des  Erwerbes,  Verbrechen  gegen  die  körperliche 
Integrität  zur  Beleidigung  und  Verleumdung. 

Einfache  Kausal-Zusammenhänge  zwischen  Verbrechen  und 
Wirtschaft,  zwischen  subjektiver  und  objektiver  Nahrungs- Erschwe- 
rung und  Verbrechenszunahmen  verlieren  für  die  höheren 
Formen  derDelikte,  gleichwie  für  die  höher  differenzierten 
Schichten  der  Gesellschaft  ihre  unmittelbare  Bedeutung.  Sie 
folgen,  wenn  auch  vielfach  materiellen  Motiven  entspringend,  im 
wesentlichen  anderen ,  bisher  noch  unerforschten  Prinzipien  und 
Verursachungen,  die  das  immerwährend  sich  ändernde  Bild  ka- 
pitalistischen Wirtschaftslebens  nicht  leicht  enthüllt. 

Der  Kampf  zwischen  Agrarstaat  und  Industriestaat,  steigen- 
den und  sinkenden  Klassen,  geben  dem  Charakter  unserer  Zeit 
ein  eigenartiges  Gepräge.  Das  Bild,  das  sich  bei  noch  nicht 
völlig  eingelebten  wirtschaftlichen  Zuständen  entwerfen  lässt ,  ist 
nur  ein   provisorisches. 

Zutreffend  meint  Bücher:  »Jedes  Uebergangs-Zeitalter  führt 
seine  Unbequemlichkeiten  und  seine  Schmerzen  mit  sich.« 

Allerdings  steht  die  Straf-Gesetzgebung  und  -Praxis  vor  einer 
schwierigen  Aufgabe.  Sie  erscheint  drakonisch  in  den  durch  die 
moderne  Bevölkerungsbewegung  hervorgerufenen  ,  aus  Massenur- 
sachen hervorgehenden  Massen-Delikten  (Vagabundage,  Diebstahl), 
und  sie  erscheint  zu  milde  in  den  schweren,  durch  das  moderne 
Wirtschaftsleben  ermöglichten  Ausbeutungs-Delikten.  Allein  die 
Deliktsformen  sind  noch  neu,  ihre  Tatbestände  in  Praxis  und  Ge- 

2  * 
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setzgebung  nicht  festgesetzt,   oft  vom  Zivilunrecht  nicht  scharf  zu 
scheiden. 

Die  Gesetze  selbst  weisen  die  Mängel  einer  von  der 
Wichtigkeit  der  Materie  noch  nicht  völlig  durchdrungenen  Gele- 
genheits-Gesetzgebung auf. 

II. 

Die  Wirkungen  verbrecherischen  Handelns  äussern  sich  in 
den  Schädigungen ,  die  durch  das  verbrecherische  Handeln  ent- 
stehen ;  denn  Grösse  und  Umfang  der  durch  die  Uebeltat  ange- 
richteten Schädigung  und  der  dabei  bekundete  verbrecherische 
Wille  begründen  die  Gefahr ,  die  vom  Rückfall  des  Verbrechers 
für  die  Gesellschaft  zu  besorgen  ist,  bestimmen  sohin  die  Gefähr- 
lichkeit desselben. 

Die  Zahl  der  Schädigungen,  welche  das  unendliche  Gebiet 
der  immateriellen  Güter  umfasst,  kann  in  diesem  Rahmen  nicht 
berücksichtigt  werden ;  nur  das  Gebiet  wirtschaftlicher  Schädi- 
gungen soll  zunächst  in  den  Kreis  der  Betrachtungen  gezogen 
werden. 

Im  wirtschaftlichen  Sinne  bedeutet  Schaden  die  Beeinträch- 
tigung eines  Vermögens,  sei  es  in  Form  der  Verminderung  des 
Besitzes  des  bereits  Erworbenen,  sei  es  in  einer  Schmälerung 
künftigen  Erwerbes.  Je  nach  dem  Rechtsgute,  welches  getroffen 
wird,  ist  der  materielle,  der  wirtschaftliche  Schaden  verschieden. 

Im  allgemeinen  unterscheiden  wir  zwei  grosse  Gruppen  von 
schädigenden  Handlungen,  welche  die  Gesetzgebung 
mit  Strafe  bedroht : 

i)  Schädigungen,  welche  sich  gegen  die  Person  richten; 

2)  Schädigungen,  welche  sich  gegen  den  Güter  besitz 
und  Güter  bestand  einer  Person  richten. 

Die  letzteren  Verbrechen  lassen  sich  in  zwei  Gruppen  teilen: 

i)  Veränderungen  an  Wertobjekten  durch  zerstörende  Ein- 
griffe: boshafte  Beschädigung,  Brandlegung; 

2)  Veränderungen  in  den  Verhältnissen  zwischen  den  Gütern 
und  den  wirtschaftenden  Personen,  die  darin  bestehen ,  dass  ge- 
wisse Wertobjekte  aus  der  Einzel-  oder  Gesamt-Wirtschaft  durch 
Gewalt,  List,  Ausbeutung  von  Gelegenheits- Verhältnissen  entzogen 
werden. 

Die  Natur  des  Schadens  und  sein  Verhältnis  zur  Volkswirt- 
schaft ist  daher  nicht  einheitlich. 
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Der  Schaden  kann  ein  rein  wirtschaftlicher  sein,  wie  z.  B. 
beim  Diebstahl,  oder  er  kann  sich  auch  als  volkswirtschaftlicher 
darstellen,  wenn  es  sich  nämlich  nicht  nur  um  Vermögenswert- 
Verschiebungen,  sondern  um  direkte  Vermögenswert-Vernichtung 
durch  Feuer  oder  dolose  Beschädigungen  handelt. 

Forschungen  in  allen  Ländern  haben  ergeben  ,  das  die  Ver- 
brechen im  ganzen ,  wie  nach  den  einzelnen  Arten  von  Jahr  zu 
Jahr  mit  kleinen  Schwankungen ,  bedingt  durch  wirtschaftliche, 
physische  und  psychische  Veränderungen  innerhalb  der  Bevölke- 
rung, sich  wiederholen,  mag  man  die  Zahl  der  Anklagen,  der 
Angeklagten  oder  der  Verurteilten  vergleichen. 

Wie  nun  auf  der  einen  Seite  die  antisozialen  Handlungen 
eine  regelmässige  Wiederkehr  zeigen,  stellt  sich  die  Begleiter- 
scheinung —  die  Wirkung  antisozialen  Handelns  — ,  die  gesell- 
schaftliche bez.  wirtschaftliche  Schädigung  ein. 

Während  man  aber  das  verbrecherische  Handeln  eingehen- 
deren Untersuchungen  unterwirft,  dadurch,  dass  man  die  beob- 
achteten Fakta  auf  Zahlenwerte  zurückführt ,  hat  man  bisher  die 
gleiche  Methode  noch  nicht  auf  die  Wirkungen  verbrecherischen 
Handelns  angewendet;  insbesondere  auch  nicht  auf  jene  wirtschaft- 
lichen Wirkungen ,  die  gleich  einer  grossen  Zahl  anderer  wirt- 
schaftlicher Erscheinungen  messbar  und  in  Zahlengrössen  aus- 
drückbar wären. 

Die  staatliche  Rechtsordnung  von  heute  interessiert  zunächst 
das  Verbrechen  und  der  Verbrecher ;  demgegenüber  tritt  das  ge- 
schädigte Objekt  in  den  Hintergrund;  seine  Interessen  werden, 
individualistischen  Lehren  vergangener  Epochen  folgend,  als  Pri- 
vatangelegenheiten angesehen,  an  denen  die  öffentliche  Rechts- 
ordnung mittelbar  nicht  beteiligt  erscheint. 

Das  geringe  öffentliche  Interesse  hat  es  zum  grössten  Teile 
mit  sich  gebracht,  dass  die  wirtschaftlichen  Schäden  in  statisti- 
scher Zusammenstellung  nicht  berücksichtigt  erscheinen. 

Jene  Schule  des  Strafrechtes,  welche  bestrebt  ist,  die  Schuld 
des  Individuums  auf  die  Gesellschaft  zu  wälzen,  an  die  Stelle  der 
Selbstverantwortlichkeit  die  Kollektiv- Verantwortlichkeit  zu  setzen, 
hat  logischerweise  mit  der  Frage  der  Schuld-Ueberwälzung  beim 
verbrecherischen  Handeln  auch  die  Frage  der  Ueberwälzung  der 
Wirkungen,  der  Konsequenzen  dieses  schädigenden  Handelns  von 
einzelnen  auf  die  Gesellschaft,  in  den  Kreis  der  Diskussion  ein- 
beziehen müssen.     Daher  die  Forderung  Ferris:  Der  Staat  muss 
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die  durch  Verbrechen  Geschädigten  entschädigen,  nachdem  er  sie 
nicht  hat  schützen  können. 

Die  Tatsache  allein ,  dass  eine  grössere  Strömung  in  der 
neueren  Rechtsbewegung  den  Ersatz  für  Schädigungen 
durch  einzelne  von  der  Gesamtheit  fordert  —  eine  Forderung, 
die  um  so  mächtiger  sich  geltend  macht,  je  mehr  der  Zusammen- 
schluss  und  die  Organisation  des  sozialen  Lebens  die  Abhängig- 
keit von  Mensch  zu  Mensch  begründet  — ,  lässt  es  des  Versuches 
wert  erscheinen,  die  Höhe  des  Gesamtschadens  zu  ermitteln,  sie 
statistisch  zu  erfassen. 

Der  Verfasser  musste  seine  Untersuchungen  auf  nur  kleinere 
Bezirke  mit  eingeschränkterem  Beobachtungsfelde  beschränken,  die 
jedoch  die  Möglichkeit  des  Rückschlusses  auf  das  gesamte  Staats- 
gebiet zulassen,  wenn  man  bei  den  Einzel-Delikten  den  durch  sie 
entstandenen  Schaden  auf  looo  oder  lOOOO  Bewohner  berechnet 
und  sodann  auf  das  Reich  oder  sonst  ein  grösseres  Verwaltungs- 
gebiet zurückschliesst. 

Bei  den  am  stärksten  vertretenen  Delikts-Gruppen  gegen  die 
Person  (Körperverletzung)  und  das  Vermögen  (Betrug,  Diebstahl, 
Veruntreuungen)  sind  derartige  Berechnungen  an  der  Hand  der 
Akten   nicht  allzuschwer  durchführbar. 

Eine  derartige  Zusammenstellung  für  den  B  r  ü  n  n  e  r  Ge- 
richtssprengel ergab : 

Zahl    der    beobachteten    Schädigungen    im    J.    1898: 

i  n  F  ä 1 1 e  n  Kronen 

(nach  Angabe  der  Beschädigten) 
Dolose  und   kulpose  schwere  Körperverletzung  227  41  174 

Leichte  vorsätzliche  Körperbeschädigung  11 20  6966 

Verbrechen  des  Diebstahls 

>■  »     Betruges 

»  der  Veruntreuung 

Vergehen   der  Crida 

Uebertretungen  gegen  die  Sicherheit  des   Eigentums 
Boshafte  Beschädigung  fremden  Eigentums 
Brandlegung 
Dolose   und  kulpose  Tötung  *) 

Auf  1000  Bewohner  entfiel  daher  im  Brünner  Spengel 
eine  Schädigung  durch  die  wichtigsten  Verbrechen  und  Vergehen 
von   II 23  Kronen. 

Würde    die    letztere  Ziffer    als    mittlere  Schadensziffer   ange- 


346 

29  611 

38 

15078 

20 

7  524 

49 

421  400 

3786 

43  918 

14 

543 

3 

4380 

19 

95  000 

i)  Nach  Herr  mann  das  Menschenleben  mit  5000  K.  berechnet. 
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sehen,  so  würde  sich  für  das  gesamte  Reich  eine  jährliche  Scha- 
dens-Summe von  26 — 27   Milhonen  Kronen  ergeben. 

Diese  Berechnungen  sind  insofern  unvollständig,  als  einerseits 
nur  die  wichtigsten  Delikte  in  Betracht  gezogen  wurden,  anderer- 
seits nur  Berechnungen  aufgestellt  wurden ,  bei  denen  die  Ver- 
urteilung des  Beschädigten  erfolgte. 

Man  wird  aber  kaum  fehl  gehen,  wenn  man  diese  ermittelte 
Schadensziffer  unter  Rücksichtnahme  auf  die  Gesamt-Delinquenz, 
wie  sie  aus  den  Anzeigen  hervorgeht,  etwa  auf  das  Doppelte, 
d.  i.   54  Millionen  Kronen  erhöht. 

Nach  Mayer  wäre  das  gesamte  österreichische  Vermögen  auf 
ö  330 — 6400  Millionen  Kronen  zu  schätzen,  sohin  würde  durch 
verbrecherische  Tätigkeit  der  der  sozialen  Wirtschaft  entzogene 
Teil  des  gesamten  Volks-Einkommens  0,84  Proz.  desselben  be- 
tragen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  wäre  die  Schadenserhebung  durch 
verbrecherische  Tätigkeit  für  einen  längeren  Zeitraum.  Ohne 
diese  Erhebung  lässt  sich  ein  vollständiges  Bild  über  die  Ge- 
fahren, welche  der  menschlichen  Wirtschaft  durch  gemeingefähr- 
liches Handeln  drohen,  überhaupt  nicht  ermitteln,  da  der  Wechsel 
der  Straffälligkeit  nicht  ohne  Einfluss  bleiben  kann. 

So  haben  z.  B.  die  Vermögens-Delikte  im  allgemeinen  abge- 
nommen, besonders  jene,  \velche  mit  gewalttätiger  Handanlegung 
verbunden  waren  (Raub  etc.) ;  andererseits  bedingt  der  Kultur- 
fortschritt die  Ausbreitung  jener  Verbrechen,  die  wir  als  Täu- 
schungs-Delikte bezeichnen. 

Die  sogenannten  Leidenschafts-Delikte  zeigen  infolge  der  in- 
dustriellen Konzentration  und  Veränderungen  des  Konsums  eine 
ständige  Zunahme,  wobei  auch  hier  festzustellen  wäre,  dass  die 
Schätzung  des  Menschenlebens  sich  ständig  erhöht. 

Hat  dieser  auch  schon  früher  konstatierte  Wechsel  der  For- 
men des  Verbrechens  sich  innerhalb  der  Volkswirtschaft  fühlbar 
gemacht? 

Würde  man  die  gewonnenen  Durchschnitt.s-Schädigungen  für 
die  wichtigsten  Gruppen  der  Delikte  :  Diebstahl,  Betrug  und  Kör- 
perverletzung, als  konstante  Grössen  ansehen  ,  so  würde  sich  er- 
geben, dass  die  starke  Abnahme  der  mit  geringerer  Durchschnitts- 
Schädigung  verbundenen  Diebstahls-Verbrechen  ausgeglichen  wird 
durch  die  mit  weit  grösseren  Schädigungen  verbundenen,  ständig 
zunehmenden  Betrugs-Verbrechen,    während   andererseits  der  be- 
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deutende  Schadensausfall  durch  Abnahme  der  Tötungs-Delikte 
wettgemacht  wird  durch  das  Emporschnellen  der  Körperverletzun- 
gen leichterer  oder  schwerer  Natur, 

Auch  die  Schadens- Verteilung,  bez.  die  Schadens- Verschie- 
bungen im  zeitlichen  Rahmen  auf  die  einzelnen  Klassen  der  Be- 
völkerung erscheinen  sehr  wesentlich ,  da  es  wirtschaftlich  nicht 
gleichgültig  ist ,  ob  nur  die  niedrigen  Schichten  der  Bevölkerung 
durch  Verbrechen  beschädigt  werden  oder  auch  die  höheren. 

Das  Ueberwiegen  der  landwirtschaftlichen  Berufe  in  Oester- 
reich  hat  ein  Ueberwiegen  des  sich  aus  ihnen  rekrutierenden  Ver- 
brechertums zur  Folge ;  hingegen  lässt  sich  sicherstellen,  dass  die 
Zahl  der  diebischen  Angriffe,  welche  sich  gegen  Handel-  und  Ge- 
werbetreibende richtet,  erheblich  höher  ist  als  die  Zahl  der  Dieb- 
stähle an  Handwerkern. 

Der  absoluten  Ziffer  nach  nehmen  unter  den  im  Gerichtshof- 
sprengel Brunn  Geschädigten  bei  Diebstählen  die  Kleingewerbe- 
treibenden mit  35,4  Proz.  die  erste  Stelle  ein,  es  folgen  die  kleinen 
Landwirte  mit  17  Proz.,  die  Arbeiter  aller  Kategorien  mit  14,6 
Proz.,  der  Grossgrundbesitz  mit  11,2  Proz,,  schliesslich  die  Kauf- 
leute mit  3,2  Proz. 

An  der  Gesamt-Schädigung  partizipieren,  wenn  man  ledig- 
lich die  Schadens-Summe  und  nicht  die  geschädigten  Personen 
ins  Auge  fasst : 

Die  Grossindustrie  mit  14,1  ^/q 

der  Grossgrundbesitz  mit  5,1    » 

der  Grosshandel  7,1    » 

der  Staat,  liberale  Berufe  etc.  mit                             11,3   » 


Zusammen :  38,6  *^/q 

Bauern    und  Kleinhäusler  10,8  ^/^^ 

Kleingewerbetreibende  38,5    > 

Arbeiter  11,2   » 


Zusammen:     60,5% 

Rechnet  man  die  kleinen  Leute  als  sogenannte  Halbblut- 
Proletarier  zu  den  Besitzlosen,  dann  zeigt  es  sich,  dass  die  Schä- 
digungen durch  Diebstahl  die  Habe  des  kleinen  Mannes  in  hö- 
herem Masse  gefährden  als  das  Gut  des  Reichen. 

Auch  die  Armut  einzelner  Gebietsteile  hatte  auf  die  Dieb- 
stahls-Verbrechen einen  gewissen  Einfluss.  Einmal  zwingt  sie  die 
Massen,  die  weder  Arbeits-Gelegenheit  noch  Einkommen  haben, 
in  höherem  Masse  zu  deliktischem  Handeln,  andererseits  bedingt 
der    geringwertige    Güterbestand    der    sogenannten    Besitzenden : 
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Kleinbauern ,  Kleinhäusler  und  Kleingewerbetreibenden  nur  die 
Möglichkeit  der  Aneignung  minderwertiger  Objekte. 

Daher  weisen  die  ärmsten  Länder  der  Monarchie :  Galizien, 
Bukowina,  Dalmatien  und  Mähren  bei  höchster  Diebstahls-Be- 
teiligung seitens  der  Bevölkerung  eine  zehnmal  grössere  Frequenz 
der  kleinen  Diebstähle  (Uebertretungen),  gegenüber  den  schwe- 
reren Verbrechern  auf,  weil  gerade  in  diesen  Gebieten  die  Be- 
stohlenen  selbst  meist  arme  Teufel  sind. 

Diese  wenigen  Beispiele  genügen,  um  zu  zeigen,  dass  der 
Kampf,  den  die  Besitzlosen  infolge  unzureichender  Mittel  zur  Be- 
dürfnis-Befriedigung gegen  die  Eigentums-Ordnung  führen ,  nicht 
immer  ein  Kampf  Schwacher  gegen  die  Starken,  nicht  immer  ein 
Kampf  des  Proletariats  gegen  das  Kapital  ist.  Der  Kampf  spielt 
sich  weit  häufiger  in  jenen  Grenzgebieten  ab ,  wo  völlige  Besitz- 
losigkeit und  kaum  den  Notbedarf  übersteigender  Güterbesitz  mit 
einander  in  Berührung  kommen. 

Wesentlich  anders  gestaltet  sich  das  Bild  beim  Betrüge  und 
anderen  mit  ihm  verwandten  Delikts-Formen.  —  Diese  charakte- 
risiert : 

i)  Die  stärkere  Teilnahme  der  besitzenden  Klassen  am  Ver- 
brechen selbst ; 

2)  die  meist  beträchtliche  Schadenshöhe ,  wenn  sie  auch  im 
Einzelfalle  weniger  empfunden  wird; 

3)  die  grosse  Zahl  der  den  besitzenden  Klassen  angehörigen 
Beschädigten. 

Dagegen  zeigen  die  Verletzungs-Delikte  wiederum  mit  dem 
Diebstahle  insoferne  gewisse  Aehnlichkeiten,  als  zumeist  Standes- 
genossen der  Verurteilten  bez.  der  nächst  höheren  Schichte  an- 
gehörige  Personen  (Handwerker  und  kleine  Kaufleute)  das  Ziel 
verbrecherischer  Angriffe  werden. 

Die  oberen  Zehntausend,  die  abseits  der  Proletarier-Viertel 
abseits  von  den  Schauplätzen  der  Exzesse  und  der  engen  Ar- 
beitsstätten wohnen,  werden  nur  selten   die  Opfer  dieser  Delikte. 

Das  Gros  der  Diebe  und  der  Roheits-Verbrecher  rekrutiert 
sich  aus  jenen  Elementen,  welche  die  Wanderbewegung  der  Stadt 
zuführt  und  die  der  überwiegenden  Mehrzahl  nach  tief  unter  dem 
Niveau  der  städtischen  Bevölkerung  stehen. 

In  den  äusseren  Winkeln  der  Grossstädte  staut  sich  zunächst 
der  Strom  der  vom  Lande  losgerissenen  Existenzen;  sie  treffen 
mit  jenen  Elementen    zusammen ,    die    der    moderne  Konkurrenz- 
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kämpf  deklassiert,    räumlich,  indem  er  sie  an  die  Peripherie  der 
Städte,  sozial,  indem  er  sie  ins   Proletariat  hinabdrängt. 

In  den  Vorstädten  stossen  diese  beiden  sozialen  Schichten 
der  Bevölkerung  aufeinander  und  in  den  rohesten  Formen  ent- 
brennt ein  Kampf  um  geringes  Güterquantum  und  ärmlichen  Besitz. 

Fassen  wir  kurz  die  Ergebnisse  unserer  Untersuchungen  zu- 
sammen, so  ergibt  sich: 

Verbrechen  sind  gesellschafts-  und  gemeinschädliche  Phäno- 
mene. Gemeinschädlich  sind  ihre  Ursachen  (Wirtschaftlicher  Nie- 
dergang), gemeinschädlich  das  Handeln  selbst  und  gemeinschäd- 
lich auch  die  Wirkungen  (Schädigungen). 

Ursachen  und  Wirkungen  verbrecherischen  Handelns  treten, 
soweit  sie  sich  auf  wirtschaftliches  Gebiet  beziehen,  als  Erschei- 
nungen auf,  deren  Grössen-  und  Massverhältnisse  feststellbar  sind, 
während  die  psychischen  Ursachen  und  Wirkungen  verbreche- 
rischen Handelns  uns  verschlossen  bleiben ,  da  die  Objekte  der 
inneren  Wahrnehmung  keine  messbaren  Grössen  sind. 

Materialistische  Auffassungen,  die  in  der  Grundanschauung 
wurzeln,  dass  die  Grundlage  alles  Seins  in  der  gemeinsamen  Pro- 
duktion des  Lebens  bestehe,  kennen  nur  wirtschaftliche  Momente 
als  Ursachen  der  Verbrechen,  wie  sie  andererseits  auch  nur  nach 
den  wirtschaftlichen  Schädigungen  den  Wert  oder  Unwert  einer 
Handlung  bemessen  wollen. 

Reformbestrebungen  in  der  Strafgesetzgebung,  die  sich  in 
diesen  Bahnen  bewegen ,  würden  in  den  alten  Fehler  verfallen, 
nämlich  in  eine  übertriebene  Wertung  des  äusseren,  insbesondere 
wirtschaftlichen  Erfolges  der  Tat ,  wie  denn  das  alte  österreichi- 
sche Strafgesetz  in  der  Bildung  der  Verbrechens-Tatbestände  nach 
Art  des  angegriffenen  Rechtsgutes  und  der  Qualifikation  nach 
dem  wirtschaftlichen  Erfolge  der  Tat  dem  Rechtsbewusstsein  des 
Volkes  widerstreitet.  Gerade  die  neueste  und  allerneueste  Straf- 
rechts-Wissenschaft  drängt  vereint  mit  der  erweiterten  Naturer- 
kenntnis zu  stärkerer  Berücksichtigung  subjektiver  Momente :  der 
verbrecherischen  Persönlichkeit. 

Dennoch  lassen  sich,  wenn  man  es  vermeidet,  extreme  Kon- 
sequenzen zu  ziehen,  aus  den  Untersuchungen  über  die  Zusam- 
menhänge von  Wirtschaft  und  Verbrechen  fruchtbare  Gedanken 
für  die  Strafrechts-Reform  gewinnen. 

Die    neu    auftauchenden  wirtschaftlichen  Phänomene    sind  es 
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selbst,  die  an  der  lebendigen  Fortbildung  der  Strafrechts-Tatbe- 
stände  arbeiten,  ihre  Abschwächung  oder  Verdrängung  durch  an- 
dere heischen,  die  dem  Gesetzgeber  die  Richtung  weisen,  wo  er 
der  Strenge  des  Gesetzes  bedarf. 

Für  die  Einzel-Persönlichkeit  des  Verbrechers  bedeutet  die 
Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  ,  des  wirtschaftlichen 
Milieus,  aus  dem  er  emporgekommen  ,  die  wichtigste  Quelle  der 
Beurteilung,  insbesonders  für  die  Beurteilung  der  die  Tathand- 
lung mildernden  und  erschwerenden  Umstände,  insoferne  sie  aus 
objektiven  Verhältnissen  hervorgehen. 

Und  was  schliesslich  die  wirtschaftlichen  Wirkungen  des  Ver- 
brechens anbelangt ,  so  bezeichnet  sie  ja  das  Mass  der  Gefähr- 
dung, insoweit  es  durch  quantitative  Messung  fassbar  ist:  die 
Richtung,  die  Stärke  und  die  Veränderung  der  Schäden. 

Sind  diese  Schädigungen  nach  Art  der  verbrecherischen  Ein- 
grifife  verschieden,  werden  einzelne  Gruppen  der  Gesellschaft  in 
ungleichem  Masse  gefährdet,  dann  kann  und  muss  sie,  wofern 
nicht  höhere  Interessen  verletzt  werden,  auch  den  wirtschaftlichen 
Interessen  der  Gefährdeten  erhöhten  Schutz  angedeihen  lassen. 

Nur  dann,  wenn  Ursachen  und  Wirkungen  kriminellen  Han- 
delns vollständig  klargelegt  erscheinen,  vermag  der  Gesetzgeber 
die  Verteidigung  der  Gesellschaft  richtig  zu  erfassen. 
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DIE  ANALPHABETEN  IN   DEN  VEREINIGTEN 

STAATEN. 

Von 

Dr.  ERNST  SCHULTZE 

in  Hamburg-Grossborstel. 


Am  23.  Mai  1906  hat  der  Senat  der  Vereinigten  Staaten  eine 
Vorlage  angenommen  und  dem  Repräsentantenhause  übermittelt, 
nach  der  die  Einwanderung  in  die  Union  weiteren  erheblichen  Be- 
schränkungen unterworfen  werden  soll.  Statt  einer  Kopfsteuer 
von  zwei  Dollars,  wie  in  den  letzten  Jahren,  soll  fortan  eine  solche 
von  fünf  Dollars  (20  Mark)  entrichtet  werden.  Altersschwache, 
Kranke,  Verbrecher  sollen  wie  bisher  ausgeschlossen  bleiben.  Vor 
allem  aber  sollen  in  Zukunft  Analphabeten  nicht  mehr 
in    das     »Land    der   Freiheit«    gelassen    werden. 

Nimmt  auch  der  Kongress  diese  Bill  an,  so  würden  sich  da- 
mit die  Verhältnisse  der  Einwanderung  nach  der  nordamerika- 
nischen Union  in  unabsehbarer  Weise  verschieben.  Denn  die  Ein- 
wanderung gerade  der  letzten  Jahre  besteht  zu  so  grossem  Teile 
aus  Menschen,  die  weder  lesen  noch  schreiben  können,  dass 
mindestens  ein  Viertel,  bei  scharfer  Durchführung  sogar  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  fast  die  Hälfte  aller  Zuwanderer  in  den 
Häfen  der  Vereinigten  Staaten  zurückgewiesen  werden  könnte. 
Es  ist  überaus  bezeichnend  für  die  völlig  veränderte  Stellung,  die 
man  heute  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Einwanderung  gegen- 
über einnimmt,  dass  man  plötzlich  neue  Analphabeten  nicht  mehr 
in  das  Land  kommen  lassen  will,  während  man  sich  bis  vor  kurzer 
Zeit  überhaupt  nicht  darum  kümmerte,  ob  jemand,  der  einwandern 
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wollte,  lesen  und  schreiben  konnte  —  wenn  er  nur  gesunde 
Glieder  hatte. 

Der  letzte  Jahresbericht  des  Einvvanderungsamtes,  ein  Band 
von  etwas  über  hundert  Seiten,  gibt  zwar  eine  graphische  Dar- 
stellung der  Analphabeten  in  den  Jahren  1900 — 1905  und  daneben 
der  Analphabeten,  die  zwanzig  Jahre  vorher  (1800 — 1885)  nach 
Nordamerika  eingewandert  sind.  Aber  es  wird  in  dem  Bericht 
selbst  erwähnt,  dass  die  Analphabetenziffern  für  1880 — 1885  ein- 
fach schätzungsweise  genau  so  hoch  angesetzt  sind,  wie  in  den 
letzten  fünf  Jahren !  Und  wie  ungenau  auch  die  Analphabeten- 
statistik der  letzten  Jahre  ist,  ergibt  schon  der  Umstand,  dass  sie 
einfach  auf  Grund  der  Antworten  aufgenommen  ist,  welche  die 
Einwanderer  auf  die  blosse  Frage  abgeben,  ob  sie  nur  lesen  oder 
ob  sie  lesen  und  schreiben  können  oder  ob  sie  keines  von  beiden 
verstehen.  Es  ist  klar,  dass  mehr  als  einer  der  menschlichen 
Schwäche  unterliegen  wird,  sich  eine  Kunstfertigkeit  anzudichten, 
die  er  überhaupt  nicht  besitzt.  Dass  es  im  übrigen  auch  noch 
sehr  wenig  besagen  will,  wenn  jemand  seinen  Namen  schreiben 
kann  —  und  etwas  weiteres  stellt  ja  leider  die  Analphabeten- 
statistik fast  keines  Kulturvolkes  fest  —  weiss  jeder,  der  viel  mit 
Leuten  zu  tun  hat,  die  nur  Volksschulbildung  besitzen.  Selbst 
in  Ländern  mit  ausgezeichneter  Volksschule  geht  nicht  nur  die 
Fähigkeit  des  Schreibens,  sondern  auch  die  des  Lesens  vielen 
Erwachsenen  wieder  verloren. 

Man  ist  vielfach  geneigt,  die  Abneigung  der  Amerikaner 
gegen  die  Einwanderung  der  Analphabeten  ihrem  Bildungseifer 
zuzuschreiben.  Es  gibt  bekanntlich  kein  Volk  der  Welt,  das 
z.  B.  so  viele  Volksbibliotheken  und  Lesehallen  besitzt  wie  die 
Yankees.  Aber  dieser  Schluss  wäre  grundfalsch.  Denn  der 
Wunsch,  neue  Analphabeten  auszuschliessen,  geht  nicht  so  sehr 
von  bildungs-politischen  als  von  rassen -politischen  Ge- 
sichtspunkten aus.  Man  glaubt,  durch  den  Ausschluss  von  Analpha- 
beten sich  Elemente  fernhalten  zu  können,  die  auf  andere  Weise  nicht 
ausgeschlossen  werden  können,  falls  man  nicht  direkt  den  Grund- 
satz proklamieren  will :  wir  lassen  keine  Italiener,  keine  Oester- 
reicher  und  Ungarn,  keine  Russen,  keine  Türken,  keine  Griechen, 
keine  Syrer  und  Armenier  mehr  ins  Land.  Man  hat  indessen  mit 
dem  Chinesen-AusschlussGesetz  des  Jahres  1882,  das  diesen  Grund- 
satz offen  für  chinesische  Arbeiter  (nicht  für  chinesische  Kauf- 
leute und  wohlhabende  Leute)  aussprach,  so  schlechte  Erfahrungen 
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gemacht  und  wird  sie  zweifellos  auch  in  Zukunft  weiter  machen, 
dass  man  nicht  Lust  hat,  sich  ähnlichen  diplomatischen  und 
handelspolitischen  Schwierigkeiten,  wie  sie  hieraus  erwachsen  sind, 
auch  von  Seiten  anderer  Ländern  auszusetzen.  Zudem  würden 
sich  europäische  Staaten  eine  Behandlung  ihrer  Auswanderer  wie 
die  der  Chinesen  ganz  energisch  verbitten,  und  die  öfifentHche 
Meinung  würde  ihnen  darin  voraussichtlich  auch  in  Amerika 
Recht  geben. 

Der  Grund,  warum  man  in  den  Vereinigten  Staaten  eine 
starke  Einwanderung  aus  den  genannten  Volksstämmen  nicht  mehr 
haben  will,  ist  leicht  einzusehen.  Unter  den  zahllosen  Glücks- 
fällen, die  den  Vereinigten  Staaten  im  19.  Jahrhundert  ein  Auf- 
steigen sondergleichen  ermöglicht  haben,  war  nicht  der  geringste 
der,  dass  ihnen  fast  ohne  ihr  Zutun  eine  Einwanderung  zufloss, 
wie  sie  sie  sich  gar  nicht  besser  hätten  wünschen  können.  In 
derselben  Zeit,  in  der  man  die  Besiedelung  der  riesenhaften  Flach- 
mulde zwischen  den  AUeghanies  und  den  Cordilleren  in  Angriff 
nahm,  kamen  Jahr  für  Jahr  Zehntausende  von  englischen,  irischen 
und  namentlich  deutschen  Landleuten,  den  besten  P'armern  der 
Welt,  über  den  Ozean,  um  dort  eine  neue  Heimat  zu  suchen. 
Die  unglücklichen  Verhältnisse  Deutschlands  stiessen  Tausende 
seiner  Söhne  hinaus  —  darunter  z.  B.  nach  1848  einen  gewaltigen 
Teil  von  Intelligenz,  dessen  das  amerikanische  Geistesleben  gerade 
damals  besonders  bedurfte.  Deutsche  Handwerker  waren  infolge 
ihrer  Tüchtigkeit  und  ihres  Fleisses  überall  in  den  Vereinigten 
Staaten  so  gesucht,  dass  sie  sämtlich,  in  wie  grosser  Zahl  sie 
auch  über  das  Meer  gehen  mochten,  ihren  guten  Unterhalt  fanden. 
Die  Einwanderung  der  ersten  drei  Viertel  des  19.  Jahrhunderts 
war  eine  wesentlich  germanische  und  irische  :  Deutsche,  Engländer, 
Skandinavier,  Iren  bildeten  einen  so  hohen  Prozentsatz,  dass  alle 
anderen  Völker  zusammengenommen  dagegen  vollständig  ver- 
schwanden. 

Nun  hat  sich  aber  plötzlich  seit  zehn  Jahren,  und  in  ganz 
ausgesprochener  Weise  seit  etwa  fünf  Jahren,  eine  höchst  be- 
merkenswerte A  e  n  d  e  r  u  n  g  in  der  Zusammensetzung 
der  Einwanderer  vollzogen.  Zwar  die  Skandinavier  geben 
jährlich  noch  immer  40000  bis  70  000  ihrer  schönen  und  kräftigen 
Menschen  an  die  Union  ab.  Aber  sowohl  die  deutsche  wie  die 
englische  Einwanderung  ist  stark  zusammengeschrumpft.  Während 
wir    in    den  Jahren    nach    Einführung    der  Schutzzollpolitik  (1879) 
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84000,  210000,  ja  250000  Menschen  jährlich  in  die  Vereinigten 
Staaten  schickten,  ist  diese  Zahl  im  Jahre  1898  auf  17  000  ge- 
fallen und  hält  sich  nach  den  amerikanischen  Angaben,  von  denen 
die  deutschen  etwas  abweichen  (s.  unten),  in  den  letzten  drei 
Jahren  auf  etwa  40000.  Aus  Grossbritannien  und  Irland  wander- 
ten Anfang  der  achtziger  Jahre  bis  zu  182000  Menschen  jährlich 
nach  den  Vereinigten  Staaten  —  in  den  letzten  Jahren  im  Durch- 
schnitt nur  etwa  70000. 

Dagegen  ist  die  italienische  Einwanderung,  die 
bis  zum  Jahre  1879  sich  stets  unter  10  000  Menschen  jährlich  hielt 
von  Jahr  zu  Jahr  angeschwollen,  bis  sie  im  Jahre  1903  mit  230000 
Menschen  den  Höhepunkt  erreichte,  dem  auch  die  beiden  letzten 
Jahre  nur  wenig  nachgeben.  Die  österre  ichisch-unga- 
r  i  s  c  h  e  Einwanderung,  die  wesentlich  aus  slavischen  Elementen 
besteht  und  die  ebenfalls  bis  zum  Jahre  1879  niemals  10 000  Men- 
schen in  einem  Jahre  betragen  hatte,  ist  ähnlich  stark  in  die 
Höhe  gegangen:  1903  betrug  sie  206000  Köpfe,  1905  gar  276000 
Köpfe.  Die  russische  Einwanderung,  die  zum  grössten  Teile 
nicht  aus  russischen  Bauern,  sondern  aus  jüdischen  Händlern  be- 
steht, blieb  bis  1880  ebenfalls  unter  10  000  Menschen  im  Jahre, 
betrug  noch  1901  weniger  als  1 00  000,  überschritt  aber  schon  1902 
diese  Zahl  und  lieferte  1904  145  000  Menschen  in  die  Union,  1905 
sogar  185  oco. 

Man  kann  es  verstehen,  dass  den  Nordamerikanern  vor  diesem 
Zustrom  zu  grausen  beginnt.  Was  sie  von  jedem  Ein- 
wanderer w^  ü  n  s  c  h  e  n  ,  ist  natürlich,  dass  er  sich  nicht  nur 
in  die  Landesverhältnisse  schickt,  sondern  dass  er  sich 
auch  bald  amerikanisiert.  Tatsächlich  sind  mindestens 
die  Kinder  der  Einwanderer  früherer  Generationen  fast  ohne  Aus- 
nahmen gute  amerikanische  Bürger  geworden,  deren  geläufigste 
Sprache  Englisch  ist,  die  daneben  in  den  meisten  Fällen  die 
Sprache  ihrer  Eltern  nur  selten  verstehen  und  noch  seltener 
sprechen  können,  und  die  die  charakteristischen  Eigenschaften 
der  amerikanischen  Denkart  besitzen :  hohe  und  überhohe  Be- 
wertung geschäftlichen  Erfolges,  rücksichtsloses  Draufgängertum, 
bedingungslose  Bewunderung  aller  Einrichtungen  des  Landes. 
Namentlich  die  Deutschen  haben  diesen  Amerikanisierungsprozess 
ausserordentlich  schnell  durchgemacht  — -  viel  zu  schnell,  wie  wir 
wohl  sagen  müssen;  aber  davon  soll  hier  nicht  die  Rede  sein. 
Dagegen  ist  es  wichtig,  daran  zu  erinnern,  dass  die  Entwicklung 
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des  Schulwesens  namentlich  der  östlichen  Staaten  der  Union, 
aber  auch  der  Staaten  des  sogenannten  mittleren  Westens  einige 
der  stärksten  Antriebe  durch  den  Wunsch  empfangen  hat,  die 
Kinder  der  Einwanderer  und  dadurch  diese  selbst  recht  schnell 
zu  amerikanisieren.  Es  kam  diesen  Bestrebungen  zu  statten,  dass 
die  Kinder  jener  Einwanderergenerationen  in  den  meisten  Fällen 
das  Lesen  schon  gelernt  hatten,  soweit  sie  in  schulpflichtigem 
Alter  mit  ihren  Eltern  nach  Amerika  gingen,  und  dass  die  Eltern 
selbst  Schulbildung  besassen. 

Alles  dieses  ist  bei  einem  grossen  Teile  der  heutigen  Ein- 
wanderer nicht  der  Fall.  Und  die  Frage,  wie  diese  sich  amerikani- 
sieren lassen,  ist  für  die  Vereinigten  Staaten  von  um  so  grösserer 
Wichtigkeit,  als  sowohl  Italien  wie  auch  Oesterreich-Ungarn  wie 
endlich  Russland  jedes  für  sich  Massen  von  Einwanderern  in  das 
Land  senden,  wie  sie  noch  vor  fünfzig  Jahren  nur  von  sämtlichen 
Völkern  der  Erde  zusammen  an  die  Vereinigten  Staaten  abge- 
geben wurden.  Noch  vor  einem  Vierteljahrhundert  und  selbst 
noch  vor  zehn,  ja  noch  vor  acht  Jahren  (1898)  wies  die  Gesamt- 
einwanderung einzelner  Jahre  keine  höheren  Zahlen  auf  als  die 
Einwanderung  eines  der  drei  genannten  Länder  jetzt  allein. 

Dadurch  ist  natürlich  auch  der  Gesamtumfang  der  Einwande- 
rung nach  den  Vereinigten  Staaten  ausserordentlich  gewachsen.  Die 
G  e  s  a  m  t  e  i  n  w  a  n  d  e  r  u  n  g  für  je  fünf  Jahre  stieg  von  40  503 
in  der  ersten  Hälfte  des  dritten  Jahrzehnts  des  19.  Jahrhunderts 
von  zwanzig  zu  zwanzig  Jahren  auf  430336,  719438,  2975683, 
endlich  auf  3  833  076  für  1901 — 1905.  Dabei  ist  zu  bedenken,  dass 
die  Einwanderung  für  die  Jahre  1881  — 1885  eine  besondere  Stärke 
aufwies,  die  in  den  nächsten  Jahren  nicht  sogleich  wiederkehrte. 
Die  genauen  Zahlen  sowie  die  Durchschnittszahlen  für  je  ein  Jahr 
dieser  siebzehn  Jahrfünfte  zeigt  die  folgende  Tabelle  I,  in  der  zu- 
gleich die  Bevölkerungszahlen  für  1820 — 1830  u.  s.  w.  bis  zum 
Jahre   1900  angegeben  sind. 

Es  ist  wichtig,  was  sich  aus  dieser  Aufstellung  ergibt,  dass 
das  Verhältnis  der  Einwanderung  zur  Bevölke- 
rungszahl seit  mehr  als  60  Jahren  keine  relative  Steigerung 
erfahren  hat.  Obwohl  die  Einwanderung  des  Jahrzehntes  1881  bis 
1890  dreimal  so  stark  war  als  die  von  1841 — 1850,  ist  doch  das 
Verhältnis  der  Einwanderung  zur  Gesamtbevölkerung  in  beiden 
Jahrzehnten  annähernd  das  gleiche  geblieben.  Und  keines  der 
letzten  sechs  Jahrzehnte  hat  trotz  der  hohen  absoluten  Einwände- 
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■lA  Dr.   Ernst  Schnitze  : 

rungszahlen  einen  so  geringen  Prozentsatz  der  Einwanderung  im 
Verhältnis  zur  Bevölkerung  gezeigt,  wie  das  Jahrzehnt  1891 — 1900, 
das  mit  5.9  %  stark  unter  dem  im  übrigen  schwächsten  Jahrzehnt 
1871  — 1880  stand,   welches  dagegen  7.3  %   aufwies. 

Ganz  besonders  interessant  ist  es,  diese  Ziffern  mit  den  Pro- 
zentzahlen zu  vergleichen,  die  das  Verhältnis  der  Ein- 
wanderung zur  Bevölkerungsvermehrung  anzeigen. 
Da  ergibt  sich,  dass  das  Jahrzehnt  1891  — 1900  mit  seiner  relativ 
so  schwachen  Einwanderung  dennoch  die  Einwanderer  so  stark 
an  der  Bevölkerungsvermehrung  beteiligt  hat,  dass  seine  Ziffer  von 
27.0%  höher  ist  als  die  für  1871  — 1880  (24.2%)  und  fast  so 
hoch  wie  die  des  Jahrzehnts  1841  — 1850  (27.9  %)  mit  seiner  relativ 
fast  doppelt  so  grossen   Einwanderung. 

Diese  Zahlen  machen  auf  ein  Problem  aufmerksam,  das  für 
die  Vereinigten  Staaten,  wie  es  scheint,  immer  grössere  Bedeutung 
gewinnt :  die  abgeschwächte  B  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  v  e  r  m  e  h  - 
r  u  n  g  der  in  Amerika  selbst  Geborenen.  Es  ist 
nicht  Aufgabe  dieser  Arbeit,  dieses  hochinteressante  und  ausser- 
ordentlich wichtige  Problem  genauer  zu  untersuchen.  Es  sei  hier 
nur  darauf  hingewiesen,  dass  die  Einwanderung  unter  diesem  Ge- 
sichtspunkte eine  ganz  besonders  grosse  Bedeutung  erhält  und 
auf  die  Aenderung  des  Körpertypus  der  Amerikaner  einen  weit 
grösseren  Einfluss  gewinnt,  als  nach  den  absoluten  Einwanderungs- 
ziffern angenommen  werden  könnte. 

So  wird  auch  die  starke  Strömung  erkkirlich,  die  sich  jetzt 
gegen  die  Zulassung  von  Analphabeten  erhoben  hat.  Auf  die 
Analphabeten  zeigt  man;  die  Romanen,  Slaven  und  Semiten  meint 
man.  Es  ist  klar,  dass  das  gewaltige  Anschwellen  gerade  der 
Einwanderung  der  letztgenannten  Rassen  die  Frage  ins  Rollen 
gebracht  hat.  Dagegen  ist  es  den  meisten  Nordamerikanern  gleich- 
gültig, ob  die  Einwanderer  aus  Italien,  Russland  und  Oesterreich- 
Ungarn  ihren  hohen  Prozentsatz  an  Analphabeten,  wenn  man 
ihn  einmal  als  feststehend  annehmen  will,  bei  einer  jährlichen  Ein- 
wanderung von  je  10  000  Köpfen  oder  von  je  200000  Köpfen  ins 
Land  schicken. 

Die  Gesamtzahl  der  analphabetischen  Ein- 
wanderer beträgt  für  das  letzte  Berichtsjahr  239091  Köpfe 
auf  eine  Gesamteinwanderung  von  1026499  Köpfen;  das  bedeutet 
also  23,3  %.  Es  ist  nicht  uninteressant  zu  verfolgen,  aus  welchen 
wesentlichen  Bestandteilen  sich  diese  einwandernden  Anal- 
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phabeten  zusammensetzen,  und  ihre  Zahlen  mit  den  Gesamtzahlen 
der  betrefifenden  Einwanderer  zu  vergleichen.  In  der  nachstehen- 
den Tabelle  II  werden  diese  Zahlen  nach    der  Klassifikation    des 

Tabelle  II. 
Die   Einwanderer  nach  Herkunft  und  die  Analphabeten  unter  ihnen. 


Race  or  people 


darunter  Analphabeten  Verhältnis 

E"^"           können         können  ^^^  An- 

wanderer    iggep^  aber  wederlesen         zu-  alphabeten 

überhaupt        ni^ht             noch          sammen  z.  Einwand. 


schreiben 

schreiben 

in  7o 

African  (black) 

3598 

18 

481 

499 

14 

Armenian 

1S7S 

-> 
j 

307 

310 

16 

Bohemian  and  Moravian 

11757 

8 

147 

155 

1-3 

Bulgarian  ,      Servian     and 

Montenegrin 

58-^3 

12 

2213 

2  225 

38 

Chinese 

1971 

3 

95 

98 

5 

Croatian  and  Slovenian 

35  104 

87 

12  788 

12875 

37 

Cuban 

7259 

2 

455 

454 

6 

Dalmatian  ,     Bosnian     and 

Herzegovinian 

2639 

6 

9S5 

991 

37 

Dutch  and  Flemish 

8498 

14 

349 

363 

4 

East  Indian 

145 

— 

17 

17 

12 

English 

50S65 

60 

493 

553 

I 

Filipino 

5 

— 

I 

I 

20 

Finnish 

17  012 

161 

iiS 

279 

2 

French 

II  347 

4 

276 

280 

2.4 

German 

82360 

180 

2813 

2993 

4 

Greek 

12  144 

IG 

2665 

2675 

22 

Hebrew 

129  910 

807 

22770 

23577 

18 

Irish 

54266 

130 

1445 

1575 

^ 
j 

Italian  (north) 

39930 

25 

505S 

50S3 

13 

Italian  (south) 

186  390 

97 

95407 

95504 

50 

Japanese 

II  021 

— 

4287 

4287 

39 

Korean 

4929 

— 

1925 

1925 

39 

Lithuanian 

18604 

2133 

7606 

9  739 

52 

Magyar 

46030 

78 

4828 

4906 

II 

Mexican 

227 

2 

17 

19 

8 

Pacific  Islander 

17 

— 

3 

3 

18 

Polish 

102  437 

3319 

33  167 

36  686 

36 

Portuguese 

4855 

3 

2543 

2546 

52 

Roumanian 

7818 

14 

2  194 

2  208 

29 

Russian 

3746 

30 

996 

I  026 

27 

Ruthenian  (Russniak) 

14473 

139 

8513 

8652 

59 

Scandinavian  (Norwegians, 

Danes  and  Swedes) 

62  2S4 

159 

157 

316 

0.5 

Scotch 

16  144 

17 

75 

92 

0.5 

Slovak 

52368 

430 

"554 

1 1  984 

23 

Spanish 

5590 

23 

503 

526 

9 

Spanish-American 

1658 

4 

39 

43 

3 

Syrian 

4822 

II 

2  178 

2  1S9 

45 

Turkish 

2  145 

6 

I  267 

1273 

59 

Welsh 

2531 

II 

62 

73 

3 

West    Indian    (except   Cu- 

ban) 

I  548 

35 

38 

2 

All  other  peoples 

351 

50 

50 

14 

Total 

I  026  499 

8  209 

230  882  1 

239091 
2* 

22 

■iQ  Dr.  Ernst  Schnitze  : 

amerikanischen  Einwanderungsamtes  (Bureau  of  Immigration)  ge- 
geben und  deshalb  auch  mit  den  amerikanischen  Bezeichnungen. 

Es  ist  zu  dieser  Tabelle  zu  bemerken,  dass  sie  nicht  nach 
der  Herkunft  aus  bestimmten  Staaten,  sondern  nach  der  Rassen- 
zugehörigkeit angeordnet  ist.  Die  Einwanderungszahl  aus 
dem  Deutschen  Reiche  beträgt  z.  B.  nicht  82  360,  sondern  nur 
40  574  ^).  Die  erste  Zahl  umfasst  alle  eingewanderten  Deutschen, 
aus  welchen  Ländern  der  Welt  sie  auch  zusammenströmen  mochten. 
So  ist  also  die  hohe  Zahl  der  Analphabeten  für  die  Deutschen, 
die  ganz  unerklärlich  wäre,  wenn  nur  die  Einwanderer  aus  dem 
Deutschen  Reiche  gerechnet  würden,  nur  zu  verstehen  als  Gesamt- 
zififer  für  alle  Einwanderer  deutscher  Abstammung.  Aus  wie  ver- 
schiedenen Ländern  tatsächlich  die  Einwanderer  deutscher  Ab- 
stammung nach  der  Union  strömen,  ergibt  sich  aus  folgender 
Aufstellung. 

Von  den  deutschen  Einwanderern  in  die  Vereinigten  Staaten 
im  Jahre   1905  kamen  aus: 

Belgien  211 

Dänemark  65 

Frankreich   (mit  Korsika)  402 

Deutschland  35  325 

Griechenland  5 

Italien  (mit  Sizilien  und  Sardinien)                                                                           80 

Niederlanden  105 

Norwegen  12 

Oesterreich  7  833 

Ungarn  25  759 

Oesterreich-Ungarn  zusammen                                                                             33  642 

Portugal  (mit  Kap  Verde  und  den  Azoren)                                                            4 

Rumänien  96 

Russland  6713 

Finnland  9 

Russland  und  Finnland  zusammen  6  722 

Serbien,   Bulgarien  und  Montenegro  33 

Spanien  (mit  den   Canarischen   Inseln  und  Balearen)                                            I 

Schweden  — 

Schweiz  3 

Türkei  (europäische  Türkei)  i  19S 


i)  Es  sei  ausdrücklich  bemerkt ,  dass  diese  Zahl  dem  Berichte  des  Bureau  of 
Immigration  in  Washington  für  1904/05  entnommen  ist.  In  dem  26.  Jahrgange  des 
Statistischen  Jahrbuchs  für  das  Deutsche  Reich  wird  die  Zahl  der  deutschen  Auswan- 
derer nach  den  Vereinigten  Staaten  (über  deutsche  und  fremde  Häfen)  für  1904  nur 
auf  26  085  angegeben,  wie  auch  die  Zahlen  für  die  früheren  Jahre  niedriger  sind  als 
die  amerikanischen.  Direkt  lassen  sich  diese  Zahlen  eben  deshalb  nie  vergleichen, 
weil  sie  in  Deutschland  für  das  Kalenderjahr  aufgenommen  werden ,  in  Amerika  da- 
gegen für  Juli  bis  Juni.  Dennoch  herrscht  der  Gebrauch,  z.  B.  den  Bericht  für 
1904/05  einfach  als  den  Bericht  für  1905  zu  bezeichnen. 
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England  i  106 

Wales  6 

Irland  20 

Schottland  39 
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Grossbritannien  und   Irland  zusammen  I  171 

Sonst  aus  Europa  i 


Europa  zusammen  80  965 

China  43 

Japan  25 

Indien  2 

Türkei  (asiatische  Türkei)  5 


Asien  zusammen  75 

Afrika  42 

Australien,   Tasmanien  und   Neu-Seeland  105 

Philippinen  l 

Sonst  von   den  Inseln  des  Stillen  Ozeans  auf  amerik.  Seite                             6 

Britisch-Nordamerika  91 

Britisch-Honduras  6 

Sonst  aus  Mittelamerika  126 

Mexiko  431 

Südamerika  303 

West-Indien  193 

Allen   übrigen  Ländern  13 


zusammen  1  320 


Insgesamt       82  360. 

Den  Löwenanteil  unter  den  Analphabeten 
liefern  (s.  Tabelle  II)  die  Italiener  mit  100587  Analphabeten, 
die  Polen  mit  36686,  die  Juden  mit  23577,  clie  Slovaken  mit 
II 984.  Alle  anderen  Völker  sind  mit  weniger  als  10  000  Köpfen 
an  der  Gesamtzahl  der  analphabetischen  Einwanderer  des  Jahres 
1904 — 1905  (nach  dem  Bericht  des  Bureau  of  Immigration  einfach 
als  1905  bezeichnet)  beteiligt. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  nordamerika- 
nischen Union  wirklich  durch  die  Aufnahme  so  bedeutender 
Menschenmengen,  die  auch  der  untersten  Grundlage  der  modernen 
Bildung  entbehren,  ausserordentlich  schwierige  Aufgaben  erwachsen. 
Ganz  besonders  treten  diese  Schwierigkeiten  in  denjenigen  Landes- 
teilen hervor,  die  den  Hauptstrom  der  Einwanderer  empfangen. 
Denn  mehr  als  je  richtet  sich  die  Einwanderung  auf 
ganz  bestimmte  Punkte,  insbesondere  auf  die  finanzielle 
Hauptstadt  des  Landes,  den  grossen  Wasserkopf  New  York.  Mehr 
als  je  5000  Einwanderer  kamen  nämlich  durch  die  folgenden 
Häfen  ins  Land: 


788219 

65  I07 

62  314 

23824 

6  377 

zusammen 

945841 

40576 

"997 

zusammen 

52573 

ß3  Dr.  Ernst  Schultze  : 

New  York 
Boston 
Baltimore 
Philadelphia 
San  Francisko 

Montreal   (Canada) 
Honolulu   (Hawaii) 

insgesamt     998  414 

Es  kamen  also  97%  der  Gesamteinwanderung  von  1026499 
Köpfen  über  nur  sieben  Häfen,  unter  denen  New  York  mit  78% 
der  Gesamteinwanderung  an  der  Spitze  steht.  Alle  anderen  Häfen, 
auch  New  Orleans  im  Süden  und  Seattle  im  Nordwesten,  wiesen 
weniger  als  10  000  Einwanderer  im  Jahre  auf. 

Nun  ist  zwar  die  Ankunft  in  bestimmten  Häfen  noch  nicht 
entscheidend  dafür,  wohin  sich  die  Einwanderer  dann  wenden. 
Von  den  82  360  Deutschen  z.  B.  blieben  nur  21  416  im  Staate  New- 
York,  13  717  gingen  nach  Pennsylvanien,  7614  nach  Illinois  u.  s.  w. 
Entscheidend  ist  das  Gesamtbild  der  Verteilung  der  Ein- 
wanderer auf  die  verschiedenen  Unions-Staaten. 
Dieses  ergibt  sich  aus  der  Tabelle  III,  (S.  40  u.  41),  in  der  zugleich 
die  Verteilung  der  Völker,  die  für  diese  Untersuchung  hauptsäch- 
lich interessieren,  eingezeichnet  ist. 

Aus  dieser  Aufstellung  geht  hervor,  dass  gerade  die  Ein- 
wanderer derjenigen  Völker,  die  den  grössten  Prozentsatz  der 
Analphabeten  liefern,  eine  besondere  Neigung  haben,  in  den  an 
der  Küste  liegenden  Staaten  sitzen  zu  bleiben.  Dadurch  müssen 
naturgemäss  Kongestionen  eintreten,  die  dem  Lande  nicht  von 
Vorteil  sein  können.  Die  Küstenstaaten  werden  dadurch  vor 
kolossale  Aufgaben  gestellt,  deren  Bewältigung  das  grösste  Ver- 
waltungsgeschick und  viel  politischen  Scharfbhck  und  Takt  er- 
fordert. 

Man  denke  nur,  was  es  bedeutet,  dass  in  der  Stadt  New 
York  im  letzten  Berichtsjahre  788  219  Einwanderer  gelandet  sind! 
Das  bedeutet  für  jeden  Tag  im  Durchschnitt  mehr  als  2000  Men- 
schen. Nur  ein  Teil  davon  wandert  von  New  York  aus  weiter, 
die  Mehrzahl  bleibt  dort.  Es  entstehen  dadurch  mit  ungeheurer 
Geschwindigkeit  Stadtteile,  die  nur  aus  den  Angehörigen  be- 
stimmter Nationalitäten  zusammengesetzt  sind.  Zuweilen  ver- 
schwinden sie  wieder  nach  Verlauf  weniger  Jahre.  So  ist  z.  B. 
der   grosse   Stadtteil    an    der  First    und    Second    Avenue   in  New 
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York,  der  vor  zwanzig  Jahren  ausschliesslich  von  Deutschen  be- 
wohnt wurde  und  allgemein  »Klein-Deutschland«  hiess,  heute 
ebenso  ausschliesslich  von  russischen  und  polnischen  Juden  be- 
wohnt. Das  beste  jiddische  Theater  New  Yorks  —  das  heisst 
eins  der  Theater,  deren  Stücke  in  dem  merkwürdigen  Juden- 
deutsch Osteuropas  gegeben  werden  —  das  Thalia-Theater,  ist 
von  Deutschen  gegründet  worden  und  hat  von  ihnen  diesen  Namen 
erhalten,  der  als  einzige  Erinnerung  auf  die  Zeit  ihrer  dortigen 
Siedelung  zurückweist,  obwohl  sie  doch  noch  nicht  einmal  ein 
Menschenalter  zurück  liegt.  Auf  Schritt  und  Tritt  kann  man  in 
New  York  solche  Beobachtungen  machen,  und  es  erscheint  mir 
höchst  bedauerlich,  dass  diese  Binnenwanderungen  innerhalb  der 
grossen  Städte  der  Vereinigten  Staaten  noch  kaum  untersucht 
sind. 

Die  städtische  Verwaltung  \on  New  York  ist  sich  der  hoch- 
wichtigen Aufgabe,  diesen  kolossalen  Zustrom  von 
Einwanderern  zu  amerikanisieren  oder  sie  wenigstens 
äusserlich  mit  dem  amerikanischen  Leben  vertraut  zu  machen, 
wohl  bewusst.  hi  der  Schulverwaltung  herrscht  ein  lobenswerter 
Eifer,  und  mit  anerkennenswerter  Weitsichtigkeit  sucht  man  für 
die  voraussichtlichen  Bedürfnisse  der  nächsten  Zeit  vorzubauen. 
Die  Schulpflicht  vollzieht  ihr  ungeheures  Werk,  und  wenn  auch 
die  Erfolge  der  Volksschule  in  den  Distrikten  von  Ost-New  York 
(der  sogenannten  East  Side),  in  denen  sich  die  Einwanderermassen 
drängen  und  stauen,  nicht  allzu  erheblich  sein  können,  so  wird 
doch  die  unterste  Stufe  des  Zieles,  dem  man  zustreben  muss, 
wohl  erreicht.  Auch  die  Abend-Fortbildungsschulen  helfen  mit, 
und  ich  habe  in  den  Tagesschulen  wie  in  diesen  Abendschulen 
manches  Kind  und  manche  jiuigen  Leute  gesehen,  deren  träger 
Gesichtsausdruck  allmählich  durch  aufblitzende  Lichter  des  Ver- 
ständnisses erhellt  wurde.  Das  völlig  veränderte  Aussehen,  das 
die  jungen  Leute  nach  einigen  Jahren  zeigen,  ist  der  beste  Be- 
weis für  die  erfolgreiche  Art,  in  der  diese  Aufgaben  in  Angriff 
genommen  werden:  intelligentere  Gesichter,  bessere  und  geschmack- 
vollere Kleidung,  grössere  Reinlichkeit  sind  die  hervorstechendsten 
Merkmale  dieser  Aenderung. 

Aber  man  begnügt  sich  mit  der  Wirksamkeit  der  Schulen 
allein  nicht.  Auch  auf  die  Erwachsenen  sucht  man  einzuwirken. 
Nur  für  die  schwierige  Assimilierung  des  gewaltigen  Zustroms 
russischer   Juden  z.  B.  ist    die    grosse    »Educational    Alliance«    in 
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Die  Einwanderer  der  einzelnen 


Einwanderungsgebiete 


Einwan- 
derer 
überhaupt 


Deutsche 


Nord-  Süd- 

Italiener 


Juden 


Alabama 

Alaska 

Arizona 

Arkansas 

California 

Colorado 

Connecticut 

Delaware 

District  Columbia 

Florida 

Georgia 

Hawaii 

Idaho 

Illinois 

Indian  Territory 

Indiana 

Iowa 

Kansas 

Kentucky 

Louisiana 

Maine 

Maryland 

Massachusetts 

Michigan 

Minnesota 

Mississippi 

Missouri 

Montana 

Nebraska 

Nevada 

New  Hampshire 

New  Jersey 

New  Mexiko 

New  York 

North  Carolina 

North  Dakota 

Ohio 

Oklahama 

Oregon 

Pennsylvania 

Philippine  Islands 

Porto  Rico 

Rhode  Island 

South   Carolina 

South  Dakota 

Tennessee 

Texas 

Utah 

Vermont 

Virginia 

Washington 

West  Virginia 

Wisconsin 

Wyoming 

Tourists 


zusammen 


912 
152 

854 

432 

20  823 

4491 

26  I  74 

I  231 

2330 

8972 

518 

II  978 

64s 
72  770 

438 
6742 
5412 
3370 

687 
5  loi 

2793 

8511 

72151 

21397 

17  089 

1  342 
18653 

2  125 
3410 

684 

3  001 
57258 

335 

315  510 

183 

5  546 

49351 

260 

1955 

210  708 

6 

I  630 

9  474 
328 

2821 
782 

4022 

1  926 

2  271 

1  609 

8774 

8691 

14689 

■956 

2  229 


V    39 

5 

47 

i'3 

1583 

449 

1358 

32 

203 

88 

56 

28 

82 

7614 

8 

739 

I  084 

I  109 

191 

255 

30 

I  455 

I  018 

I  676 

I  349 

30 

4052 

152 

I  009 

16 

66 

5548 

19 

I  416 

13 

I  570 

7  382 

123 

207 

I37'7 

41 

153 

20 

679 

63 

666 

217 

33 
104 

686 

308 

3224 

27 
208 


I  026  499       82  360 


45 
I 

"5 
38 

4513 
824 

1  626 

93 
108 

2  I 

16 
2 

24 
3663 
227 
302 
206 
323 

lO 

177 
65 
59 

2  OII 

I  330 
306 
674 
769 
122 

35 
262 

59 

I  272 

82 

9  733 

6 

1 1 

861 

I 

74 

7  554 

I 

16 

196 

I  o 

45 
122 

183 
140 
227 
64 
456 
421 
290 
130 
Q 


83 
I 

34 
26 

1  081 
881 

5835 

339 

649 

509 

»5 

2 

5 
6685 

59 
298 

75 

"3 

40 

2  631 
409 
660 

H747 

1  649 

517 
213 

1477 
39 
68 
29 

113 

1494 

5 
81572 

3 

9 

6230 

94 
43078 

29 

2  422 

9 
6 

73 
239 
118 
226 
105 
784 
2987 

584 
21 
20 


39930  I  186390 


107 

3 

24 

341 

104 

2  044 

55 
272 

21 
131 

5  480 

7 

199 

206 

18 

150 

136 

249 

2376 

9094 

608 

656 

48 

1483 

7 

178 

6 

92 

4  226 

3 

^3724 

22 

71 

2  169 

I 

76 

3  477 


622 
24 

24 

137 

208 
8 

54 

157 

63 

42 

696 

I 

7 


129  910 
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82 

6 

15 
10 

51 
394 


11757 


Kroaten 

Tschechen 

und 
Siovenen 

Ungarn 

Polen 

I 

I  I 

2 

I 

12 

— 

— 

20 

37 

— 

4 

17 

54 

3 

17 

39 

224 

27 

65 

44 

696 

25 

37 

76 

74 

I  861 

4697 

2 

— 

9 

436 

7 

70 

17 

7 

I 

I 

— 

2 

2 

I 

4 

I 

I 
325S 

8 
4109 

I  354 

13862 

— 

7 

1 1 

13 

26 

401 

1025 

643 

283 

162 

12 

43 

95 

339 

9 

118 

— 

5 

12 

5 

29 

24 

1 1 

I 

^ 

6 

18 

125 

299 

99 

"5 

I  310 

64 

22 

121 

8  -^iSS 

185 

S76 

719 

3558 

286 

722 

67 

553 

I 

32 

— 

— 

287 

1583 

415 

814 

4 

226 

II 

13 

506 

38 

23 

141 

— 

33 

— 

— 

1 

2 

5 

589 

218 

333 

7177 

9124 

2 

77 

3 

2 

2047 

2  762 

8  076 

18839 

64 

5 

4 
34 

108 

378 

3  9'2 

8193 

3814 

62 

— 

8 

2 

28 

I 

8 

I  015 

'5505 

15226 

30  820 

r 
14 

I 

II 

836 

10 

— 



I 

64 

52 

5 

6 

161 
92 

164 


325 

901 

754 

73 

I 


4 

27 

I 

123 

229 

6 

799 
228 


35104     I    46030 


17 
I  76 

! 

540 

44 
66 

743 
I  800 

27 

|_5_ 

102437 


Russen 


I 

I 

I  I 

431 

108 

3 

13 

2 


227 
I 


2 
15 

7 
174 
222 
20 
1 1 
1  2 
63 


20 

102 

1 

1302 

29 

55 

5 
737 


IG 
14 
23 

32 
19 


3746 


Ruthenen     Slovaken 


23 

I  666 

I 

2275 
I 

19 

522 


8  :il0 


25 

65 

17 

6 

75 
29 


14473 


16 


2 

27 

3 
362 

57 
I  296 

21 

3 

I 

17 

— 

2 

230 

8 

I 

3  777 

7 

22 
3 
5 

323 

18 

36 

3 

I 

5 

4 
81 

79 

204 

232 

321 

51 
41 

293 
183 

2 

2 

lOI 

580 

4 
4871 

9 

6254 

I 

7 
4  664 

12 

27  552 


21 

6 

14 

9 

92 

57 

54 

750 

666 


52368 
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Ost-New  York  bestimmt,  die  in  einem  grossen  Gebäude  mitten 
im  dortigen  Judenviertel  eine  ausserordentlich  angespannte  Tätig- 
keit entfaltet.  Sie  hat  das  Glück,  in  Dr.  Blaustein  einen  Leiter 
zu  besitzen,  der  seiner  Aufgabe  mit  grösstem  Enthusiasmus  und 
mit  einer  unvergleichlichen  Kenntnis  der  einschlägigen  Verhält- 
nisse nachstrebt. 

Für  die  erwachsenen  Einwanderer  ist  ferner  von  grösstem 
Wert  das  Vortragswesen  des  Bildungsamtes  der  Stadt  New  York, 
das  unter  der  rührigen  Leitung  des  Herrn  Dr.  Leipziger  steht. 
An  jedem  Abend  der  Wintermonate  finden  über  das  ganze  Stadt- 
gebiet verteilt  Einzelvorträge  statt,  die  unentgeltlich  für  jedermann 
zugänglich  sind.  In  den  Einwandererviertelu  werden  diese  Vor- 
träge vielfach  in  den  Sprachen  dieser  Viertel  gehalten:  so  z.B. 
jiddisch;  vor  einigen  Jahren  wurde  eine  ganze  Anzahl  von  Vor- 
lesungen über  amerikanische  Einrichtungen  und  amerikanische 
Geschichte  in  italienischer  Sprache  gehalten. 

Trotz  alledem  beginnt  man  in  New  York  ob  des  beständig 
anschwellenden  Menschenstroms  allmählich  etwas  nervös  zu  werden. 
Nur  ist  die  Frage,  ob  diese  Bedenken  sich  wirklich  hauptsächlich 
gegen  die  Analphabeten  als  solche  richten  oder  nicht  vielmehr 
vorwiegend  in  anderen  Gründen  zu  suchen  sind.  Mir  scheint,  als 
wenn  das  letztere  angenommen  werden  müsste. 

Zunächst  spielen  rassen  politische  Beweggründe 
dabei  eine  Rolle.  Der  Amerikaner  ist  auf  seinen  körperlichen 
Typus  stolz.  Man  mag  bezweifeln  (wie  das  z.  B.  Ratzel  tut),  ob 
durch  die  Mischung  der  verschiedenen  Bevölkerungsbestandteile, 
die  in  den  grossen  Schmelztiegel  der  Vereinigten  Staaten  zu- 
sammengeworfen wurden,  eine  neue  Rasse  entstanden  ist.  Jeden- 
falls wird  zugegeben  werden  müssen,  dass  das  Land  eine  ganze 
Anzahl  schöner  Menschen  aufweist.  Bei  den  Männern  tritt  dies 
nicht  so  sehr  in  Erscheinung,  weil  die  Hast  und  Gier  des  amerika- 
nischen Erwerbslebens  auch  in  das  schönste  Gesicht  entstellende 
Furchen  eingraben  müssen.  Um  so  deutlicher  ist  aber  der  schöne 
Typus  bei  einer  grossen  Zahl  amerikanischer  Frauen  zu  beobachten. 
Man  will  sich  diese  körperliche  Schönheit  der  Rasse  nicht  zer- 
stören lassen.  So  sicher  es  aber  ist,  dass  der  heutige  Typus  des 
Nordamerikaners  von  dem  Typus  des  Nordamerikaners  vor  hun- 
dert Jahren  abweicht,  weil  eben  neue  Bevölkerungsbestandteile 
in  die  Rassenmischung  eingegangen  sind,  so  sicher  ist  es,  dass 
ein  so  starker  Zufluss  an  italienischem,  an  russisch-jüdischem,  an 
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slavischem  Blut,  wie  die  letzten  Jahre  ihn  gebracht  haben  und 
wie  die  nächsten  Jahre  ihn  zu  bringen  drohen,  eine  abermalige 
Aenderung  des  amerikanischen  Körpertypus  zur  Folge  haben 
muss.  Eine  Aenderung  in  dieser  Richtung  scheint  man  aber 
nicht  zu  wünschen,  da  sie  dem  heute  vorwiegenden  germanischen 
Grundzug  mit  stark  keltischem  Einschlag  ganz  abweichende  Zu- 
sätze hinzufügen  würde.  Man  muss  sich  vor  Augen  halten,  dass 
man  in  Amerika  in  der  Rücksicht  auf  die  Erhaltung  des  bestehen- 
den Körpertypus  sehr  weit  geht.  Ist  es  doch  schon  mehr  als 
einmal  vorgekommen,  dass  die  Einwanderungsbehörde  einen  völlig 
gesunden  Einwanderer  wegen  zu  grosser  Hässlichkeit  zurückge- 
wiesen hat. 

Vielleicht  spielt  auch  die  Befürchtung  mit,  dass  durch  die 
zu  starke  Zunahme  des  italienischen  und  slavischen  Elementes 
eine  unerwünschte  Vermehrung  des  katholischen  Ein- 
flusses eintreten  könnte.  So  duldsam  man  in  den  Vereinigten 
Staaten  ist,  so  kann  man  doch  wohl  einmal  die  Bemerkung  hören, 
dass  man  von  konfessionellen  Zuständen,  wie  sie  sich  aus  dem 
starken  Prozentsatz  der  katholischen  Bevölkerung  in  vielen  europä- 
ischen Ländern   ergeben,  lieber  verschont  bleiben  möchte. 

Auch  die  kolossale  Vermehrung  der  Juden  durch 
die  Einwanderung  aus  Russland  und  Rumänien  scheint  vielen 
Amerikanern  nicht  erwünscht  zu  sein.  Bekanntlich  erfreuen  sich 
die  Juden  in  den  Vereinigten  Staaten  absoluter  Duldsamkeit,  nicht 
nur  in  religiöser,  sondern  auch  in  sozialer  Beziehung.  Dennoch 
erweckt  es  vielfach  Bedenken,  dass  z.  B.  in  New  York  gegenwärtig 
mehr  als  700  OOO  Juden  leben  —  das  heist  fast  so  viel,  als  die 
zweitgrösste  Stadt  Deutschlands,  Hamburg,  insgesamt  Einwohner 
besitzt.  Schon  vor  fünfzehn  Jahren,  als  an  den  heutigen  enormen 
Zustrom  gar  nicht  zu  denken  war,  äusserte  sich  selbst  Baron 
Hirsch,  der  für  die  Hebung  der  Lage  der  Juden  in  den  Vereinigten 
Staaten  ausserordentlich  viel  getan  hat,  dass  es  ihm  weder  für 
die  Union  noch  für  die  jüdischen  Einwanderer  zweckmässig  er- 
scheinen könne,  die  »bereits  enorme  Zahl  der  Juden  in  den  Ver- 
einigten Staaten«  noch  zu  vermehren.  Damals  gab  es  aber  in 
der  ganzen  Union  zusammen  erst  wenig  mehr  als   500000  Juden. 

Einer  der  wichtigsten  Beweggründe  für  die  Erschwerung  der 
Einwanderung  scheint  ausserdem  in  den  Wünschen  der  Ar- 
beiterschaft zu  liegen.  Von  den  gut  gelohnten  nordameri- 
kanischen Arbeitern ,    deren  Lebensansprüche  und  Lebensbedürf- 
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nisse  erheblich  hoher  sind  als  die  der  Lohnarbeiter  wohl  aller 
anderen  Länder  der  Erde,  wird  die  Konkurrenz,  die  ihnen  die 
sehr  viel  bescheideneren  Einwanderer  machen,  mit  scheelen  Augen 
angesehen.  Früher  waren  es  die  Deutschen  und  die  Iren,  welche 
die  daraus  entspringende  Feindschaft  zu  tragen  hatten.  Heute 
sind  es  hauptsächlich  die  Italiener,  gegen  die  sich  diese  Abnei- 
gung richtet.  Fleissig,  nüchtern,  bedürfnislos,  bescheiden,  werden 
sie  \on  vielen  Unternehmern  erheblich  mehr  geschätzt  als  die 
weit  anspruchsvolleren  einheimischen  Arbeiter.  Die  organisierte 
Arbeiterschaft  wird  es  daher  mit  Freuden  begrüssen,  wenn  die 
Einwanderung  gerade  dieser  Ankömmlinge  erschwert  wird^). 

Seit  dem  Jahre  1885  besteht  in  der  Union  ein  Gesetz,  wo- 
nach die  Einwanderung  von  Arbeitern  unter  be- 
stimmtem Kontrakt  verboten  ist.  Dieses  Gesetz  wird  mit 
aller  Schärfe  gehandhabt  und  tut  seine  volle  Wirkung.  Im  letzten 
Berichtsjahre  wurden  z.  B.  1164  Einwanderer  in  den  grossen 
Häfen  der  Vereinigten  Staaten  zurückgewiesen  und  sofort  mit 
dem  nächsten  Schifif  der  betreffenden  Gesellschaft  auf  deren  Kosten 
zurückbefördert,  weil  sie  nach  Amerika  gekommen  waren,  um 
hier  bestimmte  Stellungen  zu  übernehmen. 

Uebrigens  tun  die  Gesetze  zur  V  e  r  h  i  n  d  e  r  u  n  g  u  n  e  r- 
w  uns  cht  er  Einwanderung,  die  bereits  bestehen,  auch 
sonst  ihre  Wirkung  und  werden  in  aller  Schärfe  angewandt.  Denn 
im  ganzen  wurden  im  letzten  Jahre  ii  840  Personen  zurückge- 
geschickt:  unter  ihnen  z.  B.  nicht  weniger  als  1898  Menschen, 
von  denen  man  befürchtete,  dass  sie  der  öffentlichen  Armenpflege 
zur  Last  fallen  würden,  2198  mit  ekelhaften  oder  ansteckenden 
Krankheiten  Behaftete,  38  Idioten,  92  Wahnsinnige  {?),  24  Pro- 
stituierte,  3  in  mehrfacher  Ehe  Verheiratete  u.  s.   w. 

Man  sollte  meinen,  dass  es  den  Vereinigten  Staaten  an  sich 
gleichgültig  sein  könnte,  ob  Analphabeten  ins  Land  kommen, 
wenn  sie  nur  sonst  brauchbare  Leute  sind.  Tatsächlich  ist  dies 
den  Amerikanern  auch  völlig  gleich.  Die  wirklichen  Gründe  für 
den  beabsichtigten  Ausschluss  der  Analphabeten  von  der  Ein- 
wanderung liegen,    wie  gesagt,    in  ganz  anderen  Ueberlegungen. 


l)  Welche  ungeheure  Bedeutung  die  italienisclieii  Arbeiter  gerade  im  gegenwär- 
tigen Augenl)lick  für  die  Ausführung  einer  grossen  Zahl  von  Bau-  und  Eisenbahn- 
unternehmungen haben,  habe  ich  in  einem  ausführlichen  Aufsatz  über  die  Italiener 
in  den  Vereinigten  Staaten  geschildert ,  der  1906  im  Oktoher-IIefte  der  Zeitschrift 
für  Sozialvvissenschaft  erschienen   ist. 
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Wollte  man  die  Analphabeten  allein  treffen,  so  würde  man  z.  B. 
bestimmen  können,  dass  Analphabeten  nicht  imstande  sein  sollen, 
das  Bürgerrecht  zu  erwerben. 

Aber  eine  solche  Bestimmung  erscheint  schon  deshalb  als 
ausgeschlossen ,  weil  ein  sehr  grosser  Teil  der  Bevöl- 
kerung der  Vereinigten  Staaten  selbst  zu  den  Ana  1  p  h  a- 
b  e  t  e  n  g  e  h  ö  r  t.  In  Europa  sind  darüber  ganz  falsche  Vor- 
stellungen verbreitet.  Man  glaubt  gewöhnlich ,  dass  in  einem 
Lande ,  in  dem  so  viele  Volksbildungseinrichtungen  vorhanden 
sind  und  in  dem  ein  solcher  Bildungsenthusiasmus  zu  herr- 
schen scheint,  wie  in  der  Union,  die  dauernde  Beharrung  eines 
grossen  Teils  der  Bevölkerung  im  Analphabetenzustand  unmög- 
lich sei  —  oder,  wenn  wirklich  eine  nennenswerte  Zahl  von  An- 
alphabeten vorhanden  sei  ,  dass  sie  dann  nur  durch  die  starke 
Negerbevölkerung  ihre  Erklärung  finden  könne,  die  wohl  der  Bil- 
dung nicht  so  zugänglich  sei   wie   die   weisse. 

Tatsächlich  liegen  die  Dinge  jedoch  so ,  dass  die  Zahl  der 
Analphabeten  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  ganz  enorme  ist: 
sie  beträgt  nicht  weniger  als  6  303  837  Köpfe.  Auf  die  Gesamt- 
bevölkerung von  76  303  837  Köpfen  berechnet  —  beide  Zahlen 
sind  dem  Census  des  Jahres  1900  entnommen  - —  ergibt  sich 
sonach  ein  Prozentsatz  von  8  Analphabeten  auf  je  lOO  Einwohner. 
Dabei  stellen  nicht  etwa  die  Neger  das  Hauptkontingent  —  son- 
dern die  Weissen.  Und  unter  diesen  wiederum  nicht  die  Einge- 
wanderten —  sondern  die  im  Lande  selbst  Geborenen.  Genau 
umgekehrt  also,  als  man  annehmen  möchte  ! 

(Siehe  Tabellen  Seite  46,  47  und  48.) 

Es  ergibt  sich  aus  dieser  Aufstellung,  dass  nicht  weniger 
als  18  Staaten  u  n  d  T  e  r  r  i  t  o  r  i  e  n  d  e  r  U  n  i  o  n  mehr 
als  je  100 000  Analphabeten  aufweisen.  Von  diesen  18 
Staaten  gehören  10  zu  den  Südstaaten :  Alabama,  Arkansas, 
Georgia,  Louisiana,  Mississippi,  Missouri,  North  Carolina,  South 
Carolina,  Texas  und  Virginia.  Drei  gehören  zu  den  Uebergangs- 
staaten:  Kentucky,  Maryland  und  Tennessee.  Von  den  Nord- 
staaten kommen  dagegen  nur  in  Betracht :  Illinois,  Massachusetts, 
New  York,  Ohio  und  Pennsylvania. 

Es  ist  interessant,  dass  von  den  genannten  Südstaaten  kein 
einziger  ein  Gesetz  über  die  Schulpflicht  hat  und  dass  von  den 
drei  in  Betracht  kommenden  Uebergangsstaaten  nur  Maryland 
volle  Schulpflicht  besitzt ,    während  Tennessee  einer  solchen  ent- 
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Dr.  Ernst  Scliultze: 


Tabelle  IV. 


Zahl  der  Analphabeten  in  den  einzelnen  Staaten 


Staaten 


1900. 
Bevölke- 
rungszahl 


Zahl  der 
An- 


Neger- 
An- 


Weisse  Analphabeten 


,  Amerika'!.  Auslände! 


|alphabeten|alphabeten|    geboren       geboren 


zusammen 


Alabama 

Alaska 

Arizona 

Arkansas 

California 

Colorado 

Connecticut 

Delaware 

District  Columbia 

Florida 

Georgia 

Hawaii 

Idaho 

Illinois 

Indian   Territory 

Indiana 

Iowa 

Kansas 

Kentucky 

Louisiana 

Maine 

Maryland 

Massachusetts 

Michigan 

Minnesota 

Mississippi 

Missouri 

Montana 

Nebraska 

Nevada 

New  Hampshire 

New  Jersey 

New  Mexiko 

New  York 

North  Carolina 

North  Dakota 

Ohio 

Oklahama 

Oregon 

Pennsylvania 

Rhode  Island 

South   Carolina 

South  Dakota 

Tennessee 

Texas 

Utah 

Vermont 

Virginia 

Wisconsin 

Wyoming 

Washington 

West  Virginia 

Armee  und  Marine 


I  828  697 
63592 

122  931 

1  311  564 
1485053 

539  700 
908  420 
184735 
278718 
528542 

2  21 6  331 
I  54  00 1 
161 772 

4821  550 
392  060 
2  516  462 
2  231853 
1470495 
2 147 144 
1381  625 
694  466 

1  188044 

2  805  346 

2  420  982 
1751394 
I  551270 

3  106  665 
243  329 

I  066  300 

42335 
411 588 

I  883  669 
195  310 

7  268  894 

I  893  810 
319  146 

4157  545 
398331 
413536 

6  302  115 
428556 

1  340316 
401 570 

2  020  616 
3048  710 

276  749 

34364« 

1  854184 

2  069  042 

92  531 
518  103 
958  800 

91  219 


Zusammen  1  [76  303  387] 


443  590 
23  311 

27  307 
190655 

58959 
17  779 

42  973 
17  531 

20  028 
84285 

480  420 

42  340 

5505 

157958 
52  052 

90539 
40  172 

325*3 

262  954 

381 145 

29  060 

loi 947 

134043 

80  492 

52946 

351 461 

152844 

11  675 

17997 
4645 

21  075 
86658 
46971 

3i8 100 
386  251 

12  719 
'31541 

'5  774 

10686 
299  376 

29  004 
338  659 

14832 

306  930 

314  018 

6  141 

16  247 
312  120 

73  779 

2878 

12  740 

80  105 

I  137 


6246857 


338  605 

^     6 

211 

113453 
I  21 1 

962 
I  441 

8967 

17462 

64816 

379067 

34 

37 

12  903 

1 1  242 

10594 

I  962 

9  230 

88137 

284028 

155 
63033 

2853 
1426 

337 


313 
36 


312 
390 
'52 
633 
29 
70 


27  I 

9  180 

208  132 

31 

14  107 

3628 

89 

19532 

I  063 

283883 

51 

H7  784 

67138 

37 

99 

213836 

250 

141 

259 

1 1  083 

4S6 


2853  720 


103570 
193 
3096J 
76036! 
8  320 
8692 
3678 
6072 

1  138 

17039 
100431 

2  197 
862 

58037 
29  09  1 
63  800 
16522 
12  165 
169324 
82  227 
I  I  394 
26432 
10  739 
22  277 

6338 

36038 

96405 

752 

4717 
133 

3  840 
17  031 
34525 
47350 

175645 

1  063 

67  155 
6  279 

2  180 
87  372 

3714 

54  375 

I  204 

157  396 

95006 

I  loS 

6934 
91  117 

13989 

348 

I  374 

64281 

433 


3313 

572 

7552 

I  124 

27  267 

7264 

37723 
2476 

1  342 

2  145 
833 

5  344 

I  305 

86  668 

889 

16  059 
21  431 

IG  604 

5  444 
H  324 

17  195 

I  2  262 
I19582 

54  399 

42  142 

806 

19944 

4  264 

II  911 
641 

17  126 

59307 

4  397 

258423 

262 

8432 

50155 

1  268 

2  207 
24  706 

191  157 

344 

5835 

I  690 

51  481 

3  167 
9205 
2043 

56396 

I  349 

4546 

4730 

120 


I  9164341  I  293  171 


104883 

765 

10648 

77  160 

35587 

15956 

41  401 

8548 

2  480 

19  184 
loi  264 

7541 

2  167 

144  705 

29  980 

79859 

37  953 

22  769 

174768 

96551 
28  589 

38694 
130  321 
76676 
48  480 
36844 

116  349 
5  016 

16628 

774 

20  966 
76338 
38922 

305  773 
175907 

9  495 

117  310 

7  547 

4387 

279078 

27871 

54719 

7039 

159086 

146  487 

4275 
16  139 
98  160 
70385 
I  697 
5920 
69  OII 

553 


3  209  605 
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Im  walil- 

fäliig.  Aller 

stehen 


davon  sind 

An- 
alphabeten 


Schulpflicht 


413  862 

37956 

44  08  I 

313836 

544087 

185  708 

280  340 

54  018 

83823 

139  601 

500  752 

79607 

53932 

1  401  456 

97  361 
720  206 
635  298 
413786 
543  996 
325943 
217  663 
321903 

843  465 
719478 
506794 
349177 
856684 
loi 931 
301 091 
17  710 

130987 

555608 

550671 

2  184965 
417  578' 

95217 
I  212  223 
109 19  I 
144446 
I  817239 
127 144 
283325 
112  681 
487  380 
737  768 

67  172 
108  356 
447815 
570715 

37898 
195572 
247  970 


139649 

10735 

10533 

62  615 

33508 

7689 

18984 

7538 

7052 

30849 

158247 

27363 
2  936 

67481 

15482 

40  Ol  6 

I  7  061 

14  214 

102  528 

122  638 

13952 

40352 

53694 

39230 

20  785 

118057 

60327 

5900 

7388 

2  27  I 

10295 

38305 

15585 

130  004 

122  658 

5158 

58698 

6479 

6978 

139982 

11675 

99516 

5  442 

105  851 

113  783 
2  470 

8544 
113  353 

31  136 
I  636 
6635 

32  066 


Nein 

Nein 

12  Wochen,  davon   6   W.   hintereinander 

Nein 

5   Monate,   davon   18   W.   hintereinander 

volle  Schulpflicht 


12   Wochen,  davon  6   W.   hintereinander 

Nein 
Nein 

12   Wochen,   davon  8   W.   hintereinander 

volle  Schulpfl.   mindestens  iio  Tage  wirklichen   Unterrichts 

volle  Schulpflicht 

16   Wochen   hintereinander 

volle  Schulpflicht 

8  Wochen   hintereinander 

Nein 

volle  Schulpflicht 


4   Monate 

12  Wochen,   davon  6   W.   hintereinander 

Nein 

Nein 

volle  Schulpflicht,    keinesfalls  weniger  als  16  Wochen 

73  d.   Schulpflicht,   keinesfalls  weniger  als   12   Wochen. 

16  Wochen,  davon   8   Wochen  hintereinander 

volle   Schulpflicht 

3   Monate 

volle  Schulpflicht  (i.   Okt. — I.  Juni) 

Nein 

volle  Schulpflicht 

volle  Schulpflicht,   keinesfalls  weniger  als  24  Wochen 

? 

volle  Schulpflicht 

»  »   die  die  Schulbehörde  bis  auf  70%  beschränken  kann 

Nein 

12   Wochen,   davon   8   W.   hintereinander 

Nein 

Nein 

20  Wochen,  davon   10  hintereinander 

28   Wochen 

Nein 

volle  Seh.,  i.  d.  Stadt,  nicht  wen.  als  8,  a.  d.  Land  nicht  wen.  als  5  Kal.-Mon. 

3  Monate 

4  * 

20  Wochen 


21.329.819  2  326  327 
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Dr.  Ernst  Schnitze : 


Tabelle  V.     Das  Zahlenverhältnis  der  Ana 

phabeten  zur  übrig 

en  Bevölkerung  '). 

Weisse 

Neger 

Prozentsatz  d. 

Staaten 

An- 

Proz.-Satz 

An- 

Proz.-Satz 

Analphabeten 

insgesamt 

alphabe- 

d. Anal- 

ins- 
gesamt 

alphabe- 

d. Anal- 

in  der   Ge- 

1 

ten 

phabeten 

ten 

phabeten 

samtbevölkg. 

Alabama 

I  001  390 

104883 

10.4  ^ 

827  307 

338  605 

40.9 

24.2 

Alaska 

63424 

765 

1.2 

168 

6 

3-5 

36.6 

Arizona 

121  083 

10648 

8.7 

I  848 

21 1 

II. 4 

22.2 

Arkansas 

944  708 

77  160 

81 

366  856 

"3453 

309 

14.4 

Californin 

I  474.  008 

35587 

2.4 

II  045 

I  211 

10.9 

3-9 

Colorado 

341  130 

15956 

30 

8570 

962 

II. 2 

3-3 

Connecticut 

893  194 

41  501 

4-7 

15  226 

I  441 

9.4 

4-7 

Delaware 

154038 

8548 

5  5 

30697 

8967 

29.2 

9.4 

District   Columbia 

192  016 

2  480 

1.2 

86  702 

17462 

20.1 

7.2 

Florida 

297  812 

19  184 

6.4 

230  730 

64816 

23-3 

15-9 

Georgia 

I  181  518 

loi  264 

8.5 

I  034813 

379067 

36.6 

21.6 

Hawaii 

153768 

7  541 

4.9 

233 

34 

14.6 

27-5 

Idaho 

161  479 

2  167 

1-3 

293 

37 

12.6 

3-3 

Illinois 

4736472 

144705 

3-0 

85978 

I  2  003 

14-5 

3.2 

Indiana 

245S957 

79859 

3-2 

57  505 

10594 

18.4 

3-6 

Indian  Territory 

355207 

29  980 

8.3 

36  853 

I  I  242 

30-5 

132 

Iowa 

2  219  160 

34  953 

1.4 

12693 

I  962 

154 

i.S 

Kansas 

I  418  492 

22  769 

I  6 

52003 

9230 

17.7 

2.2 

Kentucky 

I  862  468 

174  768 

9-3 

284  706 

88737 

30-9 

12.2 

Louisiana 

730821 

96551 

13.2 

650  804 

284  028 

43-6 

27.6 

Maine 

1      693  147 

28589 

4.1 

I  319 

155 

II. 4 

4.2 

Maryland 

952  980 

38694 

4.0 

235  064 

63033 

26.S 

8.6 

Massachusets 

2773372 

130  321 

47 

31  974 

2853 

8.9 

4-7 

Michigan 

2  405  166 

76676 

3-2 

15816 

I  426 

9.0 

3-3 

Minnesota 

I  746435 

48480 

2.8 

4  959 

337 

68 

30 

Mississippi 

643  640 

36844 

5-4 

907  630 

313  312 

34.5 

22.6 

Missouri 

2945431 

116  349 

3.9 

161  234 

36  390 

22.5 

4-9 

Montana 

241  806 

5  016 

2.0 

I  523 

152 

lO.O 

4.8 

Nebraska 

I  060  031 

16628 

1.6 

6  269 

633 

10. 0 

1-7 

Nevada 

42  201 

774 

1.8 

134 

29 

21.6 

10  9 

New  Hampshire 

410  926 

20  966 

5-1 

662 

70 

10.5 

51 

New  Jersey 

I  813  825 

76338 

4.2 

69  844 

9882 

14.2 

4.6 

New-Mexiko 

193  600 

38922 

20.0 

I  610 

271 

16.8 

24.0 

New  York 

7  169  662 

305773 

4-4 

99323 

9  180 

9.2 

4-3 

North  Carolina 

I  269341 

175904 

13-6 

624  469 

208  132 

33-3 

20.4 

North  Dakota 

318860 

9  495 

2.9 

286 

31 

10.8 

3-9 

Ohio 

4  060  644 

117  310 

2.9 

96  901 

14  107 

14-5 

3-1 

Oklahoma 

379  500 

7  547 

2.0 

18831 

3628 

19.2 

3-9 

Oregon 

412431 

4384 

l.o 

I  105 

89 

8.0 

2.5 

Pennsylvania 

6  145  270 

279078 

4-5 

156845 

19532 

12.4 

4-7 

Rhode  Island 

419  464 

27871 

6.4 

9  092 

I  063 

11.6 

6.7 

South  Carolina 

557  995 

54719 

9.8 

782321 

238883 

362 

25.2 

South  Dakota 

501  105 

7039 

1.8 

465 

51 

10.9 

3-6 

Tennessee 

I  540  373 

159  086 

10.3 

480  243 

147784 

30.7 

15-1 

Texas 

2  427  988 

146  487 

60 

620  722 

167  138 

26.9 

10.3 

Utah 

276077 

4275 

1-5 

672 

37 

5-5 

2.2 

Vermont 

342815 

16  139 

47 

826 

99 

10.7 

5.7 

Virginia 

I  193  462 

98  160 

82 

660  722 

213836 

32.3 

168 

Washington 

515  5S9 

5920 

i.i 

2514 

259 

10.3 

2-3 

West  Virginia 

915  301 

69  OII 

7-5 

43  499 

II  083 

25-4 

8.3 

Wisconsin 

I  066  500 

70385 

3-4 

2542 

250 

9-9 

3-5 

Wyoming 

91  591 

1697 

1.8 

940 

141 

15-0 

31 

Armee  und  Marine 

84825 

553 

0.6 

6  394 

486 

7.6 

1.2 

zusammen 

67  462  598 

3  209  605 

47 

8  840  789 

2  853  720 

32.2 

8.2 

i)  Weisse  und  Neger  zusammengerechnet  ergeben  nicht  die  Gesamtzahl  der  Be- 
völkerung,  da  noch  ein  —  verh.ältnismässig  unerheblicher  —  Prozentsatz  anderer 
Farl)iger  (Chinesen  und  Indianer)  vorhanden  ist.  Man  rechnet  für  die  ganzen  Ver- 
einigten Staaten  höchstens  100  000  Chinesen  und  275000  Indianer. 
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behrt  und  auch  Kentucky  die  Schulpflicht  auf  acht  Wochen  jähr- 
Hch  beschränkt  und  damit  die  unterste  Grenze  aller  Staaten  bil- 
det,  die  die  Schulpflicht  bei   sich  eingeführt  haben. 

Zugleich  ist  aus  der  Tabelle  ersichtlich,  dass  sämtliche  Staaten, 
die  keine  allgemeine  Schulpflicht  haben,  sich  im  glücklichen  Be- 
sitze von  mehr  als  looooo  Analphabeten  befinden.  Nur  Florida 
erreicht  diese  Zahl  nicht,  jedoch  nicht  aus  eigenem  Verdienst  und 
Würdigkeit,  sondern  weil  seine  Bevölkerung  wenig  mehr  als 
500000  Menschen  zählt,  für  die  84000  Analphabeten  vollauf  ge- 
nug sind. 

Dagegen  besitzen  die  genannten  Nordstaaten  sämtlich 
Gesetze  über  die  Schulpflicht  und  führen  sie  auch  am  schärfsten 
durch.  Wenn  sie  trotzdem  eine  so  grosse  Zahl  von  Analphabeten 
aufweisen,  so  ist  deutlich  bemerkbar,  dass  die  Einwanderer  die 
Jrfauptursache  dieser  Erscheinung  bilden.  Ein  Staat,  der  ein  so 
musterhaftes  Schulwesen  besitzt  wie  Massachusetts ,  konnte  zu 
seinen  134 000  Analphabeten  nur  durch  die  starke  Einwanderung 
nach  Boston  kommen,  unter  der  sich  eine  besonders  grosse  Zahl 
von  Italienern  befindet.  Aehnliches  gilt  für  New  York,  dessen 
Analphabetenzififer,  wenn  auch  absolut  mit  318  000  Menschen  sehr 
bedeutend,  doch  unter  Berücksichtigung  der  ausserordentlich 
starken  Einwanderung  und  des  Umstandes,  dass  dieser  Staat  mit 
7^/4  Millionen  Einwohnern  die  grösste  Zahl  von  Menschen  in  der 
Union  besitzt,  verhältnismässig  klein  ist.  Tatsächlich  ergibt  sich 
auch  aus  den  oben  gemachten  Angaben  über  die  Einwanderung 
durch  bestimmte  Häfen,  dass  der  Staat  New  York  durch  den 
starken  Einwandererstrom  über  seine  wirtschaftliche  Hauptstadt, 
Massachusetts  durch  den  Einwandererstrom  nach  Boston,  Mary- 
land durch  den  nach  Baltimore,  Pennsylvania  durch  den  nach 
Philadelphia  einen  starken  Zuschuss  an  Analphabeten  erhalten 
müssen.  Als  einziger  Staat  mit  Schulpflicht-Gesetz,  ohne  starken 
Einwandererhafen  und  trotzdem  mit  mehr  als  100 000  Analpha- 
beten bleibt  also  nur  Illinois  übrig,  das  seine  158  ooo  Analpha- 
beten wohl  zum  grössten  Teile  dem  starken  Prozentsatz  slavischer 
Bevölkerung  zu  verdanken  hat,  der  sich  in  den  letzten  20  Jahren 
dorthin   gewandt  hat. 

Noch  lehrreicher  als  diese  Gegenüberstellung  ist  das  Zahlen- 
verhältnis der  Männer  im  wahlfähigen  A  1 1  e  r  ( nur  in 
sehr  wenigen  und  sehr  schwach  bevölkerten  Staaten  haben  die 
Frauen  Stimmrecht)  und  daneben  der  Analphabeten, 
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die  sich  darunter  befinden.  Mehr  als  der  zehnte  Teil  der  wahl- 
fähigen Männer  besteht  aus  Analphabeten  !  Es  ergibt  sich  dabei, 
vielleicht  noch  deutlicher  als  aus  den  bisherigen  Ausführungen,  wie 
stark  die  Analphabetenzifier  gerade  wieder  für  die  Staaten  ohne 
Schulpflicht  sich  zeigt.  Mehr  als  looooo  wahlfähige  Analphabeten 
finden  sich  nämlich  in:  Alabama,^  Georgia,  Kentucky,  Louisiana, 
Mississippi,  New  York,  North  Carolina,  Pennsylvania,  Tennessee, 
Texas  und  Virginia.  Von  den  Staaten  mit  Schulpflicht  sind  hier 
also  nur  drei  vertreten:  New  York,  Pennsylvania  und  Kentucky 
(falls  man  eine  Schulpflicht  von  nur  acht  Wochen  als  wirkliche 
Schulpflicht  gelten  lassen  will). 

Es  bedarf  keines  Hinweises,  welche  Gefahren  eine  so  starke 
Bevölkerung  von  wahlfähigen  Männern,  die  weder  lesen  noch 
schreiben  können,  für  das  politische  Wohl  eines  Landes  bedeutet. 
Und  es  ist  eine  mehr  als  schwaclie  Entschuldigung,  wenn  man 
betont,  dass  die  Neger  ein  besonders  grosses  Kontingent  unter 
den  Analphabeten  stellen.  Man  hat  den  Negern  in  vielen  Süd- 
staaten durch  alle  möglichen  Gesetze  und  Bestimmungen,  die  mit 
dem  klaren  Wortlaut  des  14.  und  15.  Zusatzes  der  Verfassung, 
jedenfalls  aber  mit  ihrem  Sinn,  nicht  in  E^inklang  zu  bringen  sind, 
das  Stimmrecht  vielfach  stark  beschnitten  ;  vielfach  dadurch,  dass 
man  Analphabeten  von  der  Wahl  ausschloss.  Wie  schlimm  aber 
die  Weissen  selbst  unter  den  Analphabeten  vertreten  sind,  zeigt 
ja  deutlich  unsere  Tabelle.  Denn  von  den  Weissen,  die  in  Amerika 
geboren  wurden,  also  nicht  die  Entschuldigung  der  Herkunft  aus 
Ländern  haben,  die  nach  der  Anschauung  des  Yankees  in  der 
Kultur  tief  unter  dem  seinen  stehen,  gibt  es  mehr  als  100  000 
Analphabeten,  also  eine  riesige  Ziffer,  in  Alabama,  Georgia, 
Kentucky,  North  Carolina  und  Tennessee.  Dabei  darf  man  nicht 
vergessen,  dass  viele  Weise  absichtlich  nicht  als  Analphabeten 
gezählt  werden,  damit  sie  mit  wählen  können. 

Welche  Gefahren  ein  demokratisches  Wahlrecht  bei  einer  so 
grossen  Zahl  von  Analphabeten  in  sich  birgt,  haben  die  Süd- 
staaten schon  einmal  in  schärfster  Weise  am  eigenen  Leibe  er- 
fahren. Als  sie  im  Bürgerkriege  1861 — 65  niedergerungen  waren 
und  die  Nordstaaten  sie  die  Macht  der  Sieger  fühlen  liessen, 
wurden  viele  von  ihnen  an  den  Rand  des  Abgrundes  gebracht, 
weil  sich  unlautere  Elemente  des  Nordens,  die  nur  auf  ihre  eigene 
Bereicherung  bedacht  waren  und  die  von  ihren  billigen  Reise- 
taschen den  Namen    »Carpet-Baggers«  führten,  in  die  städtischen 
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und  staatlichen  Verwaltungen  eindrängten  und  mit  Hilfe  der  jeder 
Bildung  ermangelnden  und  leicht  zu  betörenden  Neger  eine  Kor- 
ruptionsherrschaft begannen,  wie  sie  selbst  in  Amerika,  das  doch 
in  dieser  Beziehung  nicht  verwöhnt  ist,  als  ganz  unerhört  emp- 
funden wurde.  Damals  rächte  sich  auf  das  bitterste  nicht  nur 
das  Unrecht,  das  man  mit  der  Sklaverei  auf  sich  geladen  hatte, 
sondern  auch  das  scharfe  Verbot,  das  durch  Gesetze  wie  durch 
die  Tyrannei  der  öffentlichen  Meinung  in  den  Südstaaten  gegen 
jeden  Versuch,  einem  Neger  lesen  und  schreiben  beizubringen 
oder  auch  nur  die  Erlernung  dieser  Fertigkeiten  zu  gestatten,  be- 
standen hatte. 

Heute  ist  es  in  dieser  Beziehung  etwas  besser  geworden, 
aber  es  gibt  noch  immer  viele  Weisse  in  den  Südstaaten,  die  es 
im  Interesse  der  weissen  Rasse  für  ausserordentlich  schädlich 
halten,  wenn  man  den  Negern  irgend  welche  Bildungseinrichtungen 
zur  Verfügung  stellt.  Bedauerlicherweise  haben  diese  Kurzsichtigen 
vielfach  im  Süden  die  politische  Macht  in  Händen,  und  so  werden 
die  schon  genannten  Staaten  so  bald  keine  Schulpflichtgesetze  er- 
lassen —  einfach  aus  Furcht,  dass  die  Neger  daraus  Vorteil  ziehen 
könnten.  Auch  an  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  des  Landes 
hat  sich  das  bitter  gerächt ;  denn  die  genannten  Staaten  sind 
wirtschaftlich  am  meisten  rückständig  und  erfreuen  sich  nicht 
entfernt  des  ungewöhnlichen  Gedeihens,  das  die  übrigen  Staaten 
der  Union  auszeichnet.  Gewiss  haben  die  Wunden,  die  der 
Bürgerkrieg  gerade  den  Südstaaten  geschlagen  hat,  viel  zur  Ver- 
hinderung eines  schnellen  Aufblühens  beigetragen  —  aber  die 
Feindschaft  gegen  die  Volksbildung  unter  den  Negern  ist  nicht 
als  letzter  Grund  dafür  zu  nennen. 

Ob  in  der  nächsten  Zeit  in  dieser  Beziehung  eine  Aenderung 
eintritt,  ist  zweifelhaft,  selbst  wenn  das  Gesetz  über  den  Aus- 
schluss der  Analphabeten  unter  den  Einwanderern  angenommen 
wird.  Wenn  aber  auch  Schulpflichtgesetze  in  denjenigen  Staaten 
angenommen  werden  sollten,  die  sie  noch  nicht  besitzen,  so  wäre 
zweifelhaft,  ob  der  Wille  vorhanden  sein  wird,  sie  durchzuführen. 
Schulschwänzen  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  an  der  Tages- 
ordnung, und  an  eine  strenge  Durchführung  der  Schulpflichtgesetze 
wird  nur  in  wenigen  Städten  gedacht. 

Um  so  schärfer  würde  voraussichtlich  das  Verbot  der  Ein- 
wanderung von  Analphabeten  durchgeführt  werden.  Denn  das 
Einwanderungsamt  wendet  schon  jetzt  alle  Gesetze  gegen  die  un- 
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erwünschte  Einwanderung  mit  solcher  Schärfe  an,  dass  die  Schifif- 
fahrtsgesellschaften^  die  die  Einwanderer  ins  Land  bringen,  ausser- 
ordentUch  vorsichtig  sind.  In  Italien  räumt  man  den  amerika- 
nischen Kommissaren  für  die  Inspektion  abgehender  Auswanderer- 
schiffe fast  eine  Machtvollkommenheit  ein,  wie  sie  die  eigenen 
Beamten  des  Landes  besitzen  —  nur  um  sich  den  Nackenschlägen 
zu  entziehen,  die  sonst  durch  die  Rücksendung  unerwünschter 
Einwanderer  entstehen  würden.  Nichts  aber  würde  bei  den  mei- 
sten Einwanderern  fremder  Sprache  leichter  sein ,  als  sie  so  zu 
examinieren,  dass  sich  herausstellt,  dass  sie  Analphabeten  sind. 
Das  Einwanderungsamt  wird  es  also  vollständig  in  der  Hand 
haben,  die  Einwandererzahl  stark  zu  beschränken. 

Welche  Folgen  für  die  wirtschaftliche  und 
soziale  Entwickeln  ng  der  Vereinigten  Staaten  daraus 
erwachsen  würden,  lässt  sich  schwer  übersehen.  Das  ist  sicher, 
dass  die  Vereinigten  Staaten  gegenwärtig  eine  starke  Einwande- 
rung noch  nicht  entbehren  können.  Noch  immer  sind  sie  ein 
menschenarmes  Land,  das  zur  Bewältigung  der  riesigen  wirtschaft- 
lichen Aufgaben  kräftige  Hände  in  Hülle  und  Fülle  gebrauchen 
kann.  Sozial  allerdings  muss  den  handarbeitenden  Klassen  daran 
liegen,  dass  wenigstens  im  Osten,  in  dessen  Fabrikstädten  sich 
allmählich  Zustände  europäischer  Klassennot  einstellen,  sich  nicht 
Unmassen  von  arbeitswilligen  und  bescheidenen  Einwanderern 
zusammenballen. 

Vielleicht  wird  die  Folge  sein,  dass  die  Einwanderung  aus 
Deutschland,  aus  England  und  Irland  wieder  anwächst,  weil  die 
Einwanderer  dieser  Länder  wieder  mehr  Aussicht  auf  gutes  Fort- 
kommen haben  würden  als  neben  der  starken  süd-  und  osteuropä- 
ischen Einwanderung  des  letzten  Jahrfünfts  und  Jahrzehnts.  Die 
grossen  Unternehmergesellschaften,  Eisenbahngesellschaften  u.s.w. 
werden  allerdings  nach  wie  vor  den  Wunsch  haben,  dass  eine 
möglichst  starke  Einwanderung  besonders  arbeitswilliger  und  be- 
scheidener Männer  ins  Land  kommt,  weil  ihnen  an  der  Quantität 
mehr  liegt  als  an  der  Qualität. 

Wie  aber  auch  die  Entscheidung  fallen  möge,  so  wird  zum 
mindesten  das  eine  Gute  damit  verknüpft  sein,  dass  man  sich  in 
der  Oeffentlichkeit  der  Vereinigten  Staaten  mehr  als  bisher  mit 
der  Frage  der  Analphabeten  im  eigenen  Lande  beschäftigt.  Was 
die  Educational  AUiance  für  die  Bildung  der  russischen  Juden  tut, 
was  die  Vorlesunsfen  des  New  Yorker  städtischen  Bilduncfsamtes 
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in  italienischer  Sprache  für  die  Itahener  wollen,  was  die  Volks- 
schule überall  leistet,  wo  Schulzwang  besteht  —  das  wird  man 
dann  vielleicht  m  grösserem  Umfange  auch  für  die  in  Ame- 
rika geborene  Bevölkerung  zur  Durchführung  zu  bringen  su- 
chen —  mindestens  für  die  Weissen,  hoffentlich  aber  auch  für  die 
Schwarzen. 
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DIE 

ENTWICKLUNG    DER    OBERSCHWÄBISCHEN 

ZEMENTINDUSTRIE. 

VON 
Dr.  OTTO  KEHM  in  Ulm  a.  D. 


Die  oberschwäbische  Zementindustrie  umfasst  die  in  der 
weiteren  Umgebung  von  Ulm  vorhandenen  Zementfabriken.  In 
ihrer  Geschichte  bedeutet  die  Aufnahme  der  Fabrikation  des 
Portlandzementes,  welche  im  Jahre  1875  stattfand,  vielleicht  das 
wichtigste  Ereignis.  Sie  hatte  einen  ungeahnten  Aufschwung 
dieser  Industrie  zur  Folge,  der  sich  in  einer  erstaunlichen  Zunahme 
ihrer  Produktionskraft  äusserte.  Es  ist  deshalb  gerechtfertigt,  die 
Geschichte  dieser  Industrie  in  2  Abschnitte  zu  zerlegen:  in  eine 
Zeit  vorherrschender  Romanzementfabrikation  von  1838 — 1874  und 
in  eine  Zeit  vorherrschender  Portlandzementfabrikaticfn  von  1875 
bis  zur  Gegenwart. 

I.  Die  Zeit  vorherrschender  Romanzementfabrikation 
1838- 1875. 

I.  Die  Anfänge  in    der  Zeit    des  Baues    der  Festung  Ulm    und    während    der    ersten 
württembergischen  Bahnbauten,   1838 — 1860. 

Zu  Beginn  der  30er  Jahre  wies  der  als  Mineraloge  und 
Chemiker  bedeutende  Universitäts-Professor  Fuchs  in  München 
(1774 — 1856)  durch  Untersuchungen  über  die  hydraulischen  Kalke 
nach,  -dass  eine  bestimmte  Mischung  von  Ton  und  Kalk  gebrannt 
und  hernach  gemahlen  ein  Material    liefert,    das    mit  Wasser    zu 
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einem  Brei  angemacht  in  kurzer  Zeit  steinartig  erhärtet«^).  Wohl 
durch  diese  für  die  Entwicklung  der  Zementindustrie  höchst  be- 
deutsame Entdeckung  angeregt,  machte  der  /\potheker  Dr.  G.  Leube 
in  Ulm  im  Jahre  1838  geognostische  Studien  in  der  Umgebung 
von  Ulm,  welche  das  Resultat  ergaben,  dass  die  Mergel  des 
Hochsträss  das  für  die  Herstellung  hydraulischer  Kalke  erforder- 
liche Material  darstellen^).  Infolgedessen  gründete  er  alsbald 
ein  Unternehmen  zur  Ausnützung  dieser  Mergel  für  die  Fabri- 
kation von  hydraulischem  Kalk  oder  Zement  in  Ehrenstein  bei 
Ulm.  An  dem  Unternehmen  beteiligte  sich  sein  Bruder ,  der 
Kreismedizinalrat  Dr.  Leube ,  der  ihm  bei  der  Förderung  des 
Werkes  mit  seinem  klugen  Rate  die  besten  Dienste  leistete.  Die 
Firma  des  Betriebes  hiess  daher  Gebrüder  Leube. 

Die  Einführung  des  neuen  Fabrikates  in  den  Gebrauch  stiess 
auf  sehr  grosse  Schwierigkeiten.  Die  Maurer,  Bauunternehmer 
und  Bauverständigen  begegneten  dem  Zement  mit  einem  weit- 
gehenden Misstrauen,  da  sie  seine  Bindekraft  und  Beständigkeit 
noch  nicht  kannten.  Der  Zement  hatte  hierin  das  gleiche  Schick- 
sal wie  so  manches  andere,  an  sich  gute  neue  Erzeugnis,  das  in 
seinem  Werte  noch  nicht  erkannt  ist.  Hiezu  kam  noch,  dass  für 
die  Behandlung  des  zunächst  erzeugten  Romanzements  eine  ge- 
wisse Erfahrung  erforderlich  ist,  welche  den  Maurern  naturgemäss 
zuerst  abging.  Infolgedessen  fiel  die  eine  und  andere  Probe, 
welche  mit  Zement  gemacht  wurde,  unglücklich  aus  und  half  hie- 
durch  mit,  das  von  vornherein  bestehende  Misstrauen  zu  erhalten 
und  zu  verstärken.  So  bedurfte  es  seitens  des  Dr.  Leube  grosser  und 
ausdauernder  Anstrengungen,  um  dem  Zement  bei  deii  Bauleuten 
Eingang  zu  verschaffen.  Er  wurde  dabei  durch  einige  Bauleute 
unter  seinen  Ulmer  Bekannten  unterstützt,  insbesondere  durch 
den  Baurat  Bühler  und  später  durch  den  Stadtbaumeister  Thrän  ^), 
Zugleich  fand  er  an  den  Maurern  Bernhard  und  Scheu  aus  Ulm 
und  Missel  aus  Söflingen  verständnisvolle  Gehilfen,  welche  die 
Behandlung,  die  der  Zement  erfordert,  auf  dem  Wege  der  prak- 
tischen Erfahrung    herausfanden    und    im  Auftrat    der  Firma  Ge- 


i)  Vortrag  von  Dr.   G.  Leube  vom  2.  Mai  1900    »Ueber  Zement«   S.    i. 

2)  Am  angeführten  Orte;  ferner  Festschrift  zur  37.  Hauptversammlung  des  Ver- 
eins deutscher  Ingenieure  in  Stuttgart  1896,  S.  59  in  dem  Artikel  »Die  oberschwä- 
bische  Zementindustrie«   von  A.   Hoch,  Fabrikdirektor  in  Ehingen, 

3)  Dr.    G.  Leube,   Ueber  Zement,   Vortrag  S.   2. 
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brüder  Leube  gute  Zementarbeiten  ausführten  ^). 

Dem  bestehenden  Misstrauen  zum  Trotz  gewann  indessen  der 
neue  Zement  in  wenigen  Jahren  so  viel  Anerkennung ,  dass  er 
bei  dem  im  Jahre  1842  begonnenen  und  1848  beendeten  Festungs- 
bau, durch  den  der  Deutsche  Bund  Ulm  gemäss  Beschluss  vom 
26.  März  1841  zu  einem  Hauptwaffenplatz  machte,  m  grossem 
Umfange  benützt  wurde.  Hievon  hatte  der  Leubesche  Betrieb 
nicht  nur  den  Vorteil ,  dass  er  Jahre  lang  lebhaft  beschäftigt 
wurde,  sondern  zugleich  den  weiteren  Nutzen,  dass  der  Ruf  des 
neuen  Zements  wesentlich  gebessert  wurde  -). 

Nicht  minder  förderlich  waren  dem  Werke  die  in  der  zweiten 
Hälfte  der  40er  Jahre  erfolgten  Eisenbahnbauten  in  Württemberg. 
Der  Zement  fand  dabei  besonders  für  den  Bau  von  Häusern, 
Brücken  und  Tunnels  Verwendung.  Es  handelte  sich  um  die 
Linien  von  Ulm  bis  Stuttgart  und  Ulm  bis  Friedrichshafen  ^). 
Diese  Linien  wurden,  nachdem  ihre  Erbauung  durch  das  Gesetz  vom 
18.  April  1843  betreffend  den  Bau  von  Eisenbahnen  beschlossen 
war,  bis  Ende  Juni  1850  fertig  gestellt  und  in  Betrieb  genommen. 
Die  politischen  Unruhen  von  1848  verursachten  der  Industrie 
keinen  erheblichen  Schaden.  Der  Bau  der  Bahnen  eröffnete  den 
Werken  auch  die  Möglichkeit,  zu  wesentlich  billigeren  Frachten 
entfernter  liegende  Gegenden  zu  bedienen  und  so  das  Absatzge- 
biet sehr  erheblich  auszudehnen.  So  brachte  das  Schwenksche 
Werk  und  wohl  auch  andere  zwischen  1853—  1855  Ware  für  den 
Seehafen  in  Romanshorn  und  für  die  schweizerische  Nordostbahn 
zum  Versand.  Im  Jahre  1858  hatten  die  Gebrüder  Leube  den 
Hauptabsatz  nach  Bayern,  wo  ihr  Fabrikat  vor  allem  beim  Bau 
der  Ostbahn  Verwendung  fand.  Auch  für  die  Rhein-Nahe-Bahn 
wurden  bedeutende  Mengen  versandt  und  ferner  an  badische 
Eisenbahnstellen  geliefert.  Der  Versand  nach  Bayern  erfolgte 
z.  T.  auch  auf  der  Donau.  Während  des  trockenen  Jahres  1858 
war  die  Benützung  des  Wasserwegs  nur  in  beschränktem  Umfange 
möglich*).    Im  Jahre  1862  gingen  von  Ulm  2300  Ztr.  donauabwärts. 

So  sehr  die  Anwendung  des  Zements  bei  den  Bahnbauten 
die  Zementindustrie  förderte,  so  war  Dr.  Leube  doch  unablässig 
und  mit  Erfolg  bemüht,    neue  Verwendungsmöglichkeiten   für  ihn 


1)  Mündliche  Mitteilungen  von  Dr.   G.  Leube. 

2)  Dr.  G.  Leube,  Ueber  Zement,  Vortrag  S.  2. 

3)  Mitteilungen  der  Firma  E.  Schwenk,  Zementwerke  in  Ulm. 

4)  Jahresbericht  der  Handels-   und  Gewerbekammer  Ulm   für  das  Jahr  1858,   S.  16. 
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zu  erschliessen.  Er  setzte  so  seinen  Gebrauch  zu  Wasserbauten, 
zur  Wasserdichtmachung  feuchter  Keller ,  zur  Herstellung  von 
Springbrunnen  u.  s.  vv.  durch.  Infolge  der  Verwendung  des 
Zementes  für  die  Festungs-  und  Bahnbauten  und  für  diese  neuen 
Zwecke  fand  eine  Zunahme  des  Absatzes  und  ein  stetiger  Fort- 
schritt der  Fabrikation  statt. 

Die  Erfolge  des  Leubeschen  Werkes  veranlassten  bald  die 
Errichtung  einer  Reihe  weiterer  Fabriken  für  hydraulische  Kalke, 
so  1842  in  Allmendingen  bei  Ehingen  an  der  Donau  durch  den 
Ehinger  Bürger  Karl  Stiehle,  1846  ebenda  durch  Anton  Fischer 
von  Allmendingen  und  1847  durch  Eduard  Schwenk  von  Ulm, 
der  in  Gerhausen  Steinbrüche  anlegte  und  grosse  Kalköfen  zur 
Brennung  der  gewonnenen  Kalkmergel  bis  zur  Entweichung  der 
Kohlensäure  erbaute  und  in  Söflingen  eine  Zementmühle  zur 
Vermahlung  der  gebrannten  Steine  einrichtete.  Den  sämtlichen 
Neugründungen  kam  der  schon  genannte  Festungsbau  in  Ulm 
sehr  zu  statten  ^),  da  ein  Teil  der  Werke  ihre  Produkte  ganz  oder 
teilweise  für  denselben  absetzen  konnte  und  die  übrigen  infolge- 
dessen deren  Konkurrenz  bei  andern  Absatzgelegenheiten  weniger 
zu  spüren  bekamen.  Angesichts  der  steigenden  Nachfrage  nach 
Zement  in  den  fünfziger  Jahren  kaufte  sich  Ed.  Schwenk  1855 
Steinbrüche  in  Allmendingen,  um  dort  ebenfalls  Romanzement  zu 
brennen,  sah  sich  aber  bald  genötigt,  diesen  Betrieb  wieder  ein- 
zustellen, da  die  Transportkosten  der  gebrannten  Steine  zur  Mühle 
in  Söflingen  zu  hoch  waren.  Immerhin  beschäftigte  Schwenk  schon 
in  der  Mitte  der  fünfziger  Jahre  25  Arbeiter  und  stellte  jährlich 
ca.  20000  Ztr.  Zement  her-).  Das  Leubesche  Werk  war  noch  er- 
heblich bedeutender.  Der  Fortschritt  der  Fabriken  scheint  aber 
kein  gleichmässiger  gewesen  zu  sein.  Es  ging  wenigstens  die  Zahl 
der  Betriebe  zurück.  Gegenüber  den  4  Werken,  die  in  den  40er 
Jahren  vorhanden  waren,  bestanden  im  Jahre  1860  nur  3.  Diese 
erzeugten  aber  zusammen  120  000 — 130  000  Ztr.  ^);  es  hatte  also 
die  Produktionskraft  der  Industrie  seit  den  40er  Jahren  bedeutend 
zugenommen. 


1)  Beschreibung  des  Oberamts  Ehingen    vom  K.   Statist.  Landesamt,    1893,  S.  224. 

2)  Mitteilungen  der  Firma  E.  Schwenk. 

3)  Jahresberichte  der  Handels-   und  Gewerbekammern  in   Württemberg  für   1860 
Seite  116. 
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2.  Der  Fortgang  infolge  der  wachsenden  Nachfrage  nach  Zement :  zunehmendes  Ver- 
trauen seitens  der  Bauleute,  allgemeine  Hebung  von  Handel  und  Gewerbe,  neue 
Arten  der  Verwendung  des  Zements ,  Fortschreiten  der  Eisenbahnbauten,  Tarif- 
vergünstigungen,  1860 — 1870. 

Iin  Laufe  der  Jahre  hatten  die  Verarbeiter  des  Zements,  die 
Maurer  und  sonstigen  Bauarbeiter,^  wie  die  Angestellten  der  Fa- 
briken die  Behandlung  immer  mehr  erkannt,  welche  der  Zement 
erfordert.  Die  Kenntnis  dieser  Behandlung  drang  in  immer  weitere 
Kreise.  Die  Bauten,  bei  welchen  der  Zement  Verwendung  fand, 
befriedigten  die  gemachten  x'\nsprüche  besser.  Infolgedessen  machte 
das  anfängliche  Misstrauen  gegen  den  Zement  einem  wachsenden 
Vertrauen  Platz.  Dies  hatte  die  vorteilhaftesten  Folgen  für  seinen 
Konsum;  zu  dessen  Wachstum  aber  trugen  auch  noch  andere 
günstige  Umstände  bei. 

Infolge  der  Verbesserung  der  Transportmittel,  welche  die 
durch  den  Zollverein  bewirkte  Freiheit  des  inneren  Verkehrs  erst 
recht  auszunützen  ermöglichte,  trat  schon  in  den  fünfziger  und 
noch  mehr  in  den  sechziger  Jahren  eine  allgemeine  Hebung  von 
Handel  und  Gewerbe  ein.  Im  Zusammenhang  hiemit  steigerte 
sich  die  Bautätigkeit  und  dadurch  auch  die  Absatzgelegenheit 
für  Zement.  Hiemit  ging  eine  Benützung  des  Zementes  für 
immer  neue  Zwecke  Hand  in  Hand.  Neben  dem  Gebrauch  als 
Mörtel  bei  Bauten  trat  im  Anfang  der  6oer  Jahre  eine  starke 
Benutzung  desselben  für  feuchte  Keller,  Gasometer,  Maischweichen 
und  Malzkeller  ein  ^),  in  der  Mitte  der  60er  Jahre  auch  für  Tisch- 
platten, Gurtstücke,  Treppentritte,  Bodenplatten,  Dachplatten  und 
andere  Fabrikate  -),  in  den  letzten  60er  Jahren  für  Ornamente, 
zur  Herstellung  von  Bauquadern  aus  Kiesel  und  zerkleinerten 
Steinen^),  sowie  zur  Errichtung  von  ganzen  Häusern.  Die  Ge- 
brüder Leube  bauten  z.  B.  ein  Bahnwärterhaus  in  Gerhausen  bei 
Blaubeuren  aus  Zementbeton,  ebenso  ein  Gashaus  in  Altbach  bei 
Esslingen"^).  Dr.  G.  Leube  hat  sich  überhaupt  um  die  Vielseitig- 
keit in  der  Verwendung  des  Zements  grosse  Verdienste  erworben, 
indem  er  seine  Brauchbarkeit  für  die  verschiedensten  Gebiete 
nachwies. 

Zugleich  nahmen    die  Eisenbahnbauten    sowohl    in  Württem- 


1)  Jahresberichte  der  Handels-  und   Uewerbekammern  in   Württemberg  für  1S63. 

2)  Jahresberichte  der  genannten  Kammern  für  1S66. 

3)  Jahresberichte  für  1869. 

4)  Gewerbeblatt  aus  Württemberg,  Jahrgang   1868,   S.   174. 
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berg  als  in  den  benachbarten  Staaten  ihren  Fortgang.  Württem- 
berg hatte  Ende  1854  insgesamt  291,31  km  Eisenbahnen,  Ende 
1864  547,37  und  Ende  1874  1195,55  km.  Von  besonderer  Be- 
deutung für  die  Ulmer  Zernentindustrie  war  der  Bau  der  Strecken 
Plochingen-Reutlingen,  eröffnet  am  20.  Sept.  1859,  Reutlingen- 
Rottenburg,  eröffnet  am  15.  Okt.  1861,  Ulm-Blaubeuren,  eröffnet 
am  2.  Aug.  1868,  Blaubeuren-Ehingen  a.  D.,  eröffnet  am  13.  Juni 
1869,  Ehingen-Riedlingen,  eröffnet  am  15.  Juni  1870,  Waldsee- 
Aulendorf-Saulgau,  eröffnet  am   25.  Juli  1869^). 

Um  den  Versand  zu  erleichtern,  gewährten  ferner  die  Bahnver- 
waltungen dem  Zement  Tarifvergünstigungen.  Schon  1860  gestan- 
den die  württembergische  und  badische  Verwaltung  eine  Frachter- 
mässigung von  20  Proz.  zu,  was  die  Werke  anreizte,  den  Ver- 
sand nach  Baden  besonders  zu  pflegen  -).  Im  Jahre  1867  wurde 
Zement,  einem  von  den  Zementfabrikanten  gestellten  und  von  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  Ulm  unterstützten  Antrag  ent- 
sprechend, aus  der  Wagenladungsklasse  B  in  C  versetzt.  Die 
beiden    Waerenladungsklassen     hatten     die    folgenden    Tarifsätze: 


Streckensatz 

Abfertigungs- 

Streckensatz       Abfertigungs- 

Güterklasse 

für  I  Zentner 
und  I  Meile 

gebühr  für 
I   Zentner 

für   100  kg           gebühr  für 
und  I  km                lOO  kg 

in  Kr 

eu  z  e  r  n 

in    Pfennigen 

Wagenladungsklasse  B 

0,70 

1,5 

0,54                       8>57 

»                  C 

0,55 

1-5 

0,42                       8,57. 

Die  F^rachtvergünstigung  war  also  eine  Verbilligung  des  Satzes 
für  das  Tonnenkilometer  um  1,2  Pfennig^). 

Unter  dem  Zusammenwirken  dieser  Umstände  fehlte  es  der 
Industrie  nicht  an  Absatz.  Insbesondere  brachten  die  Jahre 
1862,  1863  und  1864  und  dann  1867,  1868  und  1869^)  wie  für 
das  Gewerbe  überhaupt,  so  auch  für  die  Zementindustrie  Auf- 
träge über  Aufträge,  so  dass  die  Werke  ihnen  kaum  nachzukom- 
men in  der  Lage  waren.  Infolgedessen  trafen  sie  immer  zweck- 
mässigere  und  leistungsfähigere  Einrichtungen.  Schon  im  Jahre 
1858  gelang  es  ^),  Dauerbrennöfen  mit  Torf  als  alleinigem  Brenn- 
material zu  fertigen,  wodurch  die  Fabrikation  bedeutend  gefördert 
wurde.       Von    Anfang    der    60er   Jahre    an     wurden    Kohlen    als 

i)  Slipper,  Die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  in  Württemberg,  1895,  S.  209  f. 

2)  Jahresberichte   der   Handels-    und  Gewerbekammern   in  Württemberg,    S.   I16. 

3)  Supper  a.  a.  O.  S.  165  f. 

4)  Jahresberichte  der  Handelskammern   in  Württemberg  für  die  genannten  Jahre. 

5)  Jahresbericht   der   Handels-  und  Gewerbekammer  Ulm  für  1858. 
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Brennmaterial  verwendet.  Weitere  Schachtöfen  und  rationellere 
Mahleinrichtungen  wurden  erbaut ,  z.  B.  im  Schwenkschen  Be- 
trieb im  Jahre  1866.  Ausserdem  führte  der  gute  Geschäftsgang 
zu  Neugründungen,  wie  denn  eine  weitere  Fabrik  im  Jahr  1863 
und  dann  im  Jahre  1865  nochmals  eine  in  der  Nähe  von  Ehin- 
gen errichtet  wurde,  so  dass  im  Jahre  1865  5  Betriebe  vorhanden 
waren.  Hierdurch  stieg  die  Produktion  der  gesamten  oberschwä- 
bischen Zementindustrie  von  ca.  120 — 130  000  Ztr.  im  Jahre  1860 
auf  ca.  220000  im  Jahre  1867. 

Die  Gunst  der  Zeiten  wurde  wohl  zeitweise  unterbrochen, 
sei  es  durch  Kriege  und  drohende  politische  Verwicklungen,  sei 
es  durch  vvirtschaftliche  Rückschläge.  So  hat  der  italienische 
Krieg  von  1859,  die  ihm  vorangehende  drohende  politische  Kon- 
stellation und  das  auch  nach  dem  Kriege  noch  eine  Zeitlang  be- 
stehende allgemeine  Misstrauen  liinsichtlich  der  politischen  Lage, 
wie  auf  Handel  und  Gewerbe  überhaupt,  so  auch  auf  die  Ze- 
mentindustrie hemmend  gewirkt.  Das  Gleiche  gilt  von  dem 
Kriege  von  1866,  und  ebenso  von  den  im  Jahre  1867  eingetre- 
tenen Kriegsbefürchtungen  ^).  Hiezu  kam,  dass  die  glänzenden 
Geschäfte  in  der  ersten  Hälfte  der  60er  Jahre  nicht  nur  in  Würt- 
temberg, sondern  auch  in  den  Nachbarstaaten  die  Gründung  von 
Konkurrenzunternehmungen  zur  Folge  hatten,  welche  den  Ulmer 
Zementwerken  bald  mit  Erfolg  Teile  des  auswärtigen  und  inlän- 
dischen Marktes  streitig  machten.  Der  Absatz  in  Bayern  fand 
schon  1865  eine  Schmälerung  und  ging  in  den  folgenden  Jahren 
fast  ganz  verloren,  wenn  er  auch  1869  vorübergehend  wieder 
stieg,  offenbar  weil  die  bayerischen  Werke  den  Bedarf  nicht 
decken  konnten.  Im  Jahre  1866  führte  die  Konkurrenz,  die  sich 
infolge  der  durch  den  Krieg  veranlassten  Stockung  der  Bautätig- 
keit umsomehr  fühlbar  machte,  zu  erheblichen  Preisherabsetzun- 
gen. Allein  die  oberschwäbische  Zementindustrie  überstand  die 
ungünstigen  Zeiten,  wusste  sich  im  Wettkampfe  mit  auswärtigen 
Unternehmungen  zu  behaupten,  und  setzte  trotz  alledem  ihren  Fort- 
schritt fort. 

3.  Die  oberschwäbische  Zementindustrie  während  des  deutsch-französischen  Krieges  und 
der  Anfänge  der  im  Jahre  1873  eingetretenen  wirtschafthchen  Krisis:   1870 — 1875. 

Das  Krieg.sjahr  1870  brachte  wie  diejenigen  von  1859  und 
1866  Stockungen  im  Geschäft,  aber  nicht  in  dem  Umfange,  wel- 

l)  Jahresberichte  der  württembergischen  Handels-  und  Gewerbekammern  für 
1867,   S.  147. 
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eher  erwartet  wurde,  da  die  Werke  zusammen  immerhin  noch 
150 — 160000  Ztr.  absetzten.  Es  hatte  dies  seinen  Grund  darin, 
dass  die  Schweiz,  welche  sonst  ihren  Bedarf  aus  Frankreich  ge- 
deckt hatte,  während  des  Kriegs  nicht  unbedeutende  Bezüge  von 
Deutschland  machte  und  damit  einen  Teil  des  Ausfalls  ausglich. 
Nach  dem  Kriege  aber  trat  infolge  der  Belebung  von  Handel 
und  Gewerbe  durch  die  von  Frankreich  als  Kriegsentschädigung 
an  Deutschland  gezahlten  Milliarden  die  lebhafteste  Bautätigkeit 
ein,  so  dass  die  Nachfrage  nach  Zement  ganz  aussergewöhnlich 
anschwoll.  Sämtliche  Fabriken  waren  vollauf  beschäftigt  und 
steigerten  ihre  Produktion,  so  sehr  sie  das  vermochten,  so  dass 
sie  im  Jahre  1870  270 — 280000  Ztr.  absetzten^).  Die  Hochkon- 
junktur hielt  während  des  Jahres  1872  an,  da  neben  dem  starken 
Verbrauch  in  Württemberg  auch  in  ganz  Deutschland,  Oester- 
reichund  der  Schweiz  gute  Absatzgelegenheiten  vorhanden  war?n-). 
Unter  diesen  Umständen  erweiterten  sämtliche  Betriebe  ihre  Ein- 
richtungen. Die  Firma  E.  Schwenk  errichtete  1872  eine  weitere 
Fabrik  in  Blaubeuren,  die  mit  Dampf-  und  Wasserkraft  versehen 
wurde,  und  erhöhte  die  Zahl  ihrer  Arbeiter  auf  60 — 70,  sodass 
sie  jährlich  80000  Ztr.  zu  erzeugen  vermochte^).  Ausserdem 
entstand  1872  eine  neue  Unternehmung  als  Filiale  des  Stuttgarter 
Immobilien-  und  Baugeschäftes  mit  der  Firma  »Stuttgarter  Ze- 
mentfabrik Blaubeuren«.  Da  eine  der  in  der  zweiten  Hälfte  der 
60er  Jahre  bestehenden  Fabriken  einging,  waren  im  Jahre  1872 
folgende  Werke  vorhanden  :  Gebr.  Leube  in  Ulm ,  E.  Schwenk  in 
Ulm,  A.  Ruthardt  in  Blaubeuren,  D.  Preg  in  Rottenacker  und  die 
Stuttgarter  Zementfabrik  Blaubeuren^). 

Das  bedeutendste  dieser  Werke  und  zugleich  im  ganzen  Land 
war  dasjenige  der  Gebrüder  Leube.  Sie  besassen  im  Jahr  1874 
neben  grossen  Steinbrüchen  und  Brennöfen  in  Gerhausen,  Ober- 
amt Blaubeuren,  und  Allmendingen,  Oberamt  Ehingen,  4  Zement- 
mühlen —  I  in  Ehrenstein,  Oberamt  Ulm  (seit  1838),  i  in  Weiler, 
Oberamt  Blaubeuren  (seit  1854),  i  in  Söflingen  (Riedmühle  seit 
1864),  I  in  Gerhausen,  Oberamt  Blaubeuren  (seit  1872).  Sie  be- 
schäftigten 86  Arbeiter  und  hatten  eine  Produktionskraft  von  jähr- 


i)  Jahresberichte   der  Handels-  und  Gewerbekammern   in  Württemberg  für  1871. 

2)  Jahresberichte  für  1872. 

3)  Mitteilungen  der  Firma  E.   Schwenk. 

4)  A.  Hoch,  Die  oberschw-äbische  Zementindustrie  in  der  Festschrift  zur  37.  Haupt- 
versammlung des  Vereins   Deutscher  Ingenieure  in   Stuttgart  1896. 
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lieh  200 ooo  Ztr.  Roman-  und  Portlandzement.  Daneben  hatten 
sie  ein  Geschäft  in  Gartenau  bei  Salzburg  ^). 

Infolge  der  neuen  Unternehmungen  und  der  Erweiterungen 
der  bestehenden  Betriebe  vermochte  die  Zementindustrie  in  Ulm, 
Ehingen  und  Blaubeuren  ihre  Produktion  1872  auf  300000 
bis  400000  Ztr.  hinaufzutreiben  -),  also  auf  weit  mehr  als  das 
doppelte  vom  Erzeugnis   des  Jahres    1861.     Die    Industrie    besass 

1872  zusammen  11  Schachtöfen  verfügte  über  eine  Wasserbe- 
triebskraft von  70  Pferdestärken,  beschäftigte  160  Arbeiter  und 
hatte  einen  Kohlenverbrauch  von  etwa   1000  Tonnen.      Im  Jahre 

1873  gründeten  die  Gebrüder  Spohn  im  Verein  mit  A.  Ruthardt 
die  Firma   »Spohn  und  Ruthardt,  Zementfabrik  in  Blaubeuren«  ^). 

Die  wirtschaftliche  Krisis ,  die  im  Jahr  1873  ausbrach  und 
eine  Reihe  von  Jahren  anhielt,  vermochte  zwar  auch  die  Nach- 
frage nach  Zement  zu  verringern,  indessen  nicht  in  dem  Masse, 
dass  im  Wachstum  der  Industrie  sofort  ein  Stillstand  eingetreten 
wäre.  Vielmehr  wurden  in  den  Jahren  1873  und  1874  die  Ein- 
richtungen der  Industrie  noch  erheblich  vergrössert.  Die  schon 
erwähnte  Stuttgarter  Zementfabrik,  welche  im  Oktober  1872  die 
Fabrikation  mit  einem  Zementofen  begann,  nachdem  sie  in  Ger- 
hausen bei  Blaubeuren  Steinbrüche  gekauft  hatte ,  errichtete  im 
Jahre  1873  noch  3  weitere  Zementöfen,  so  dass  sie  im  Jahre  1874 
mit  4  Oefen  arbeiten  konnte.  Ausserdem  erstellte  sie  eine  be- 
deutende Zementmühle,  zu  deren  Betrieb  die  durch  Anlage  eines 
Kanals  in  der  Stärke  von  12  Pferdekräften  gewonnene  Wasser- 
kraft der  Aach  —  eines  kleinen  in  die  Blau  fliessenden  Baches  — 
und  eine  Hochdruckdampfmaschine  mit  c.  50  Pferdekräften  be- 
nutzt wurde.  Die  Fortschafifung  des  gebrochenen  und  des  ge- 
mahlenen Guts  geschah  in  diesem  Betrieb  durch  Becherwerke  in 
senkrechter  und  durch  Transportschnecken  in  horizontaler  Rich- 
tung, so  dass  der  fertige  Zement  in  jede  der  8  Magazinabtei- 
lungen geschafTt  werden  konnte,  ohne  dass  Menschenhände  dabei 
tätig  sein  mussten.  So  eingerichtet  vermochte  die  Fabrik  bei 
günstigem  Wasserstand  800  Ztr.  Romanzement  in  24  Stunden  her- 


i)  Jahresberichte  der  württ.  Handelskammern  1874,  S.   361. 

2)  Jahresberichte  der  Handels-   und  Gewerbekammern  in  Württemberg  für  1872, 
S.   159. 

3)  A.  Hoch,  Die  oberschwäbische  Zementindustrie  in  der  Festschrift  zur  37.  Haupt- 
versammlung des  Vereins  deutscher  Ingenieure  in  Stuttgart  1896. 
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zustellen  ^).  In  einer  andern  Fabrik  wurde  im  gleichen  Jahre  eine 
neue  Mahleinrichtung  mit  einem  Zuppinger  Wasserrad  ,  welches 
ohne  die  hölzernen  Schaufeln  ein  Eisenge  wicht  von  140  Ztr.  be- 
sass,  zum  Feinmahlen  des  Zements  erbaut  und  ausserdem  ein 
Pferdegöpel  zum  HerbeischafTen  der  Steine  aus  den  Gruben  zu 
den  Oefen  aufgestellt.  Die  Erweiterungen  nahmen  im  Jahre  1874 
ihren  Fortgang.  Ausserdem  wurde  in  Geisslingen  an  der  Steige 
eine  neue  Romanzementfabrik  errichtet  und  unter  Benutzung  von 
Wasserkraft  in  Betrieb  gesetzt  ").  Infolge  dieser  Erweiterungen 
und  Neugründungen  umfasste  die  oberschwäbische  Zementindu- 
strie im  Jahre  1874  8  Fabriken  in  Ulm  und  Blaubeuren  mit  25 
Brennöfen ,  die  sämtlich  in  ununterbrochenem  Betrieb  standen, 
und  284  Arbeitern,  wobei  die  Werkführer  und  das  Kontorpersonal 
nicht  mitgezählt  sind.  Sie  beschäftigten  demnach  "jy  Proz.  der  da- 
mals in  der  Zementindustrie  von  ganz  Württemberg  tätigen  369 
Arbeiter  ^).  Wenn  hiernach  die  Krisis  zunächst  das  Wachstum 
der  Industrie  nicht  ganz  zu  verhindern  vermochte,  so  machte  sie 
sich  doch  schon  im  Jahre  1873  durch  ein  Nachlassen  der  Preise, 
die  um  3 — 5  Kreuzer  pro  Zentner  fielen,  bemerkbar.  Es  erklärt 
sich  dies  daraus,  dass ,  wie  schon  erwähnt,  die  Nachfrage  nach 
Zement,  obschon  sie  auch  in  den  Jahren  1873  und  1874  lebhaft 
war,  doch  verhältnismässig  geringer  war  als  in  den  Jahren  187 1 
und  1872.  In  der  2ten  Hälfte  der  70er  Jahre  setzte  sich  der  Preis- 
rückgang fort  und  es  traten  auch  noch  weitere  Folgen  der  Krisis 
in  Gestalt    von    Ueberproduktion    und    Absatzschwierigkeiten   ein. 

4.   Die  Fabrikate  der  oberschwäbischen   Zementindustrie  in  der  Zeit  von  1838  — 1875. 

In  den  beiden  ersten  Jahrzehnten  des  Bestehens  der  Industrie 
wurde  nur  R  o  m  a  n  z  e  m  e  n  t  hergestellt.  Das  Rohmaterial  hie- 
für bildete  der  in  dem  Gestein  des  Hochsträss  in  mächtigen  La- 
gern zwischen  den  Plattenkalken  vorkommende  Mergel  von  25  bis 
30  Proz.  Tongehalt.  Die  Herstellung  des  Romanzements  fand  in  der 
Weise  statt,  dass  diese  Mergel  möglichst  gleichmässig  sortiert 
und  mit  Kohlen  oder  Koks  in  Schachtöfen  so  lange  gebrannt 
wurden,  bis  sämtliche  Kohlensäure  entfernt  war.  Die  gebrannten 
Steine  wurden  sodann    durch  Steinbrecher    zerkleinert  und  durch 


1)  Jahresberichte  der  Wiirtt.   Handelskammern   1873,   S.   188  f. 

2)  Jahresberichte  der  Wiirtt.   Handelskammern   1874,   S.    167  f. 

3)  Jahresberichte    der  Handels-    nnd  Gewerbekammern    in  Württemberg    für  das 
Jahr   1874,    S.    360  f. 
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Walzwerke  und  Mahlgänge  zu  feinem  Pulver  zermahlen,  in  Säcke 
verpackt  und  verschickt  ^). 

Inzwischen  hatte  ein  anderer  Zement  in  Deutschland  bereits 
Eingang  gefunden  und  machte  dem  Romanzement  eine  zuneh- 
mende erfolgreiche  Konkurrenz :  Der  P  o  r  1 1  a  n  d  z  e  m  e  n  t.  Ge- 
genüber dem  Romanzement,  der  nbcht  leicht  zu  verarbeiten  ist  und 
erfahrene  Maurer  erfordert,  so  dass  manche  mit  ihm  ausgeführte 
Bauten  nicht  in  gewünschter  Weise  ausfielen,  ist  der  Portland- 
zement leichter  zu  behandeln  und  bewirkt  zugleich  eine  höhere 
Festigkeit  des  Mauerwerks  -).  Es  hat  dies  seinen  Grund  darin, 
dass  der  Portlandzement  gleichmässiger  und  hauptsächlich  lang- 
samer bindend  ist  als  der  Romanzement.  Der  Portlandzement  wird 
dadurch  gewonnen,  dass  Ton  und  Kalkmergel  in  der  Erkenntnis, 
dass  der  Tongehalt  eines  Kalksteins  seine  Fähigkeit  bedingt,  nach 
dem  Brennen  im  Wasser  zu  erhärten,  künstlich  in  der  richtigen 
Weise  gemischt  und  sodann  bis  zur  Sinterung  gebrannt  werden. 
Den  ersten  Portlandzement  stellte  der  englische  Maurer  Joseph 
Aspdin  in  Leeds  im  Jahre  i8io  her.  Seinen  Namen  erhielt  der 
neue  Zement,  weil  er  in  der  Farbe  dem  englischen  Portlandstein 
ähnlich  war.  Ende  der  2oer  Jahre  erstanden  in  England  die  er- 
sten Portlandzementfabriken,  welche  den  Bedarf  allein  deckten, 
bis  Ende  der  40er  Jahre  in  Boulogne  in  Frankreich  die  Herstel- 
lung von  Portlandzement  ebenfalls  aufgenommen  wairde.  Im  An- 
fang der  50er  Jahre  wurden  die  ersten  Fabriken  für  Portland- 
zement in  Deutschland   und  zwar  in  Stettin  gegründet. 

Die  Rücksicht  auf  die  Ueberlegenheit  dieses  Fabrikats  ver- 
anlasste die  Gebrüder  Leube  im  Jahre  1864  zu  dem  Versuche, 
einen  natürlichen  Portlandzement  herzustellen,  indem  sie  die  ton- 
armen  c.  21  Proz.  Silikat  enthaltenden  Kalkmergel  bis  zur  Sinte- 
rung brannten  ^).  Da  der  Versuch  erfolgreich  war,  ging  auch  E. 
Schwenk  1866  zu  der  Fabrikation  dieses  natürlichen  Portland- 
zements über  ^).  Immerhin  war  das  Erzeugnis  an  Portlandzement 
bis  zum  Jahr  1874  gegenüber  dem  Quantum  des  erzeugten  Ro- 
manzements der  Menge  nach  unbedeutend,  so  dass   1872  gegen- 


1)  Aus    einem  Vortrag    von    A.  Hock,    Direktor    der    »Stuttgarter    Zementfabrik 
Blaubeuren«  in  Ehingen  a.  D.,  gehalten  im  Gewerbeverein  Ehingen. 

2)  Dr.  Leube,  Ueber  Zement,  Vortrag   1900,  S.  3. 

3)  A.  Hoch,   Die  oberschwäbische  Zementindustrie  im    angeführten  Werk  S.  60. 

4)  Mitteilungen  der  Firma  E.  Schwenk. 
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über   12500  Tonnen  Romanzements  nur  looo  Tonnen  natürlichen 
Portlandzements  hergestellt  wurden. 

II.   Die  Zeit  vorherrschender  Portlandzementfabrikation  : 
1875  bis  zur  Gegenwart. 

I.  Der  Uebergang  der  oberschwäbischen  Zementindiislrie  zur  Fabrikation  von  Port- 
landzement; Gefährdung  des  Porllandzemenls  durch  Zumischung  minderwertiger 
Bestandteile:   1875  — 1883. 

Die  Krisis,  die  sich  in  den  Jahren  1873  und  1874  für  die 
Zementindustrie  weniger  fühlbar  machte,  wirkte  schliesslich  doch 
in  höherem  Masse  nachteilig  auf  die  Zementindustrie  ein.  In- 
folge der  Verminderung  der  Bautätigkeit,  w'elche  mit  der  Stockung 
des  Geschäftsganges  in  vielen  Branchen  zusammenhing,  vermochten 
die  Werke,  die  sich  für  eine  sehr  grosse  Produktion  eingerichtet 
hatten ,  ihre  Ware  z.  T.  nicht  mehr  unterzubringen  und  waren 
genötigt,  die  Arbeiterzahl  zu  beschränken,  die  Arbeitszeit  zu 
kürzen  und  in  den  Preisen  stetig  herunterzugehen.  Diese  Situa- 
tion dauerte  die  ganze  2te  Hälfte  des  achten  Jahrzehnts  über  an  ^). 

Die  Krisis  gewann  dadurch  an  Schärfe ,  dass  zugleich  auch 
auswärtige  Absatzgebiete  mehr  und  mehr  verloren  gingen,  so  dass 
die  bisher  vom  Ausland  aufgenommenen  Fabrikate  im  Inland  ab- 
gesetzt werden  mussten.  So  wurden  die  oberschwäbischen  Be- 
triebe, die  eine  Zeit  lang  eine  lebhafte  Ausfuhr  nach  der  Schweiz 
betrieben  hatten,  aus  diesem  Lande  infolge  der  Einführung  eines 
Zolles  von  30  Centimes  für  100  kg  Zement,  von  Jahr  zu  Jahr 
mehr  verdrängt,  wie  die  folgende  Aufstellung  über  ihre  Ausfuhr 
nach  der  Schweiz  zeigt : 

Jahr  Ausfuhrmenge 

1875  3  250  000  kg 

1876  2  930  000  » 

1877  2  610  oco  » 

1878  2  250  000  » 

1879  I  380000  »  '-). 

Der  Verlust  im  Absatz  wurde  durch  die  Aufträge  nicht  er- 
setzt, welche  der  Zementindustrie  dadurch  zuteil  wurden,  dass  die 
Bahnbauten  in  Württemberg  ihren  Fortgang  nahmen.  Die  Linien 
Heidenheim-Ulm,  Hechingen-Balingen-Sigmaringen,  Stuttgart- Freu- 
denstadt, Waiblingen-Hessenthal  und  Backnang-Bietigheim  wurden 


1)  Jahresberichte  der  Handelskammern  in  Württemberg   für  die  Jahre  1875 — 1880. 

2)  Jahresbericht  der  Handelskammern  in   Württemberg   vom   Jahre   1879,   S.  150. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1907.    1.  5 


56  Dr.   Otto   Kehm: 

sämtlich  von  1874 — 1880  angelegt  und  eröffnet.  Immerhin  mil- 
derten diese  Bauten  die  Schwierigkeit  der  Lage. 

Verhältnismässig  am  leichtesten  kam  die  Stuttgarter  Zement- 
fabrik Blaubeuren  durch  die  ungünstigen  Zeiten  hindurch.  Sie 
verdankte  dies  dem  Uebergang  zur  Fabrikation  von  künstlichem 
Portlandzement,  den  sie  im  Jahre  1875  vollzog.  Sie  hatte  ihre 
guten  Gründe  zu  diesem  Schritt.  Es  erwies  sich  nämlich  bald, 
dass  auch  der  natürliche  Portlandzement  kein  ebenbürtiger  Kon- 
kurrent des  künstlichen  war.  Einmal  fehlte  dem  ersteren  die 
gleichmässige  Zusammensetzung  des  letzteren,  sodann  waren  die- 
jenigen Schichten  Kalkmergel,  welche  zur  Fabrikation  des  natür- 
lichen Portlandzements  verwendet  wurden,  in  den  Steinbrüchen 
der  einzelnen  Werke  nicht  in  solcher  ]\Iächtigkeit  vorhanden,  dass 
sie  zur  Befriedigung  des  Bedarfs  an  Portlandzement  ausgereicht 
hätten.  So  musste  nach  wie  vor  der  grössere  Teil  des  erforder- 
lichen Portlandzements  von  auswärts  bezogen  werden  ^).  Hierin 
lag  für  das  Stuttgarter  Immobilien-  und  Baugeschäft  die  Veran- 
lassung, in  seinem  Zementwerk  in  Blaubeuren  Studien  über  die 
Herstellung  eines  künstlichen  Portlandzements  machen  zu  lassen, 
die  schon  1874  zu  dem  Resultate  führten,  dass  aus  den  zur  Ver- 
fügung stehenden  Rohmaterialien  ein  guter  künstlicher  Portland- 
zement zu  gewinnen  sei.  Die  Stuttgarter  Firma  machte  sich  nun 
alsbald  an  die  Einrichtung  ihrer  Blaubeurer  Fabrik  für  die  Fa- 
brikation von  künstlichem  Portlandzement ,  stellte  eine  zweite 
Dampfmaschine  mit  120  Pferdekräften  und  die  nötigen  Kessel  auf, 
errichtete  eine  neue  Rohmühle  mit  Steinbrechern ,  Walzwerken, 
Mahlgängen ,  Mischtrommeln  und  Backsteinpressen  und  baute 
einen  Ringofen.  Nach  Beendigung  dieser  Bauten  wurde  die  Fa- 
brikation des  künstlichen  Portlandzements  im  Jahre  1875  begonnen. 

Da  die  Stuttgarter  Zementfabrik  ein  ganz  anderes  Rohmate- 
rial zu  verarbeiten  hatte,  als  die  schon  vordem  in  Deutschland 
bestehenden  Portlandzementfabriken,  so  konnte  sie  sich  deren 
P'abrikationsmethode  nicht  aneignen,  war  vielmehr  genötigt,  selb- 
ständig eine  dem  vorliegenden  Rohstoff  entsprechende  Herstel- 
lungsart ausfindig  zu  machen.  Hiebei  bewahrheitete  sich  auch 
für  sie  wie  für  jedes  Unternehmen,  welches  die  Herstellung  eines 
neuen  Artikels  in  die  Hand  nimmt,  das  Sprichwort:  »Aller  An- 
fang ist  schwer«.  Es  gelang  ihr  indessen  bald,  einen  vorzüglichen 
Portlandzement  herzustellen,   »der   sich  mit  den  ältesten  und  besten 

l)   A.  Hoch  a.   a.   O.  .S.  60. 
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Marken  des  Rheins  und  Norddeiitsclilands  messen  konnte«  ^).  So 
konnte  es  nicht  fehlen ,  dass  sich  das  neue  Fabrikat  rasch  einen 
Teil  des  Marktes  eroberte,  um  so  mehr,  als  im  Portlandzem'&nt 
im  Unterschied  vom  Romanzement  nicht  nur  keine  Ueberpro- 
duktion  stattfand,  sondern  der  Bedarf  kaum  zu  befriedigen  war. 
Die  Stuttgarter  Zementfabrik  erzeugte  schon  im  Jahre  1877 
120000  Ztr.  Portlandzement,  dem  nur  100 000  Ztr.  Romanzement 
gegenüberstanden  -).  Der  glänzende  Gang  des  Geschäftes  in  Port- 
landzement kam  auch  in  einer  Steigerung  der  in  diesem  Betrieb 
gezahlten  Arbeitslöhne  zum  Ausdruck,  die  der  folgenden  Statistik 
zu   entnehmen  ist : 

Jahr  Löhne  pro   Tag 

1872  1,88  M. 

1873  1.88  » 

1874  2,05  » 

1875  2,05  » 

1876  2,10    !> 

1877  ,  2,10   » 

1878  '  2,—   »==) 

Die  Nachfrage  nach  dem  Blaubeurer  Portlandzement  steigerte 
sich  sogar  in  wenigen  Jahren  in  einem  solchen  Masse,  dass  das 
Stuttgarter  Immobilien-  und  Baugeschäft  1882  einen  weiteren  Ofen 
errichtete  und  sonstige  Vergrösserungen  voinahm,  wodurch  es 
seine  jährliche  Leistungsfähigkeit  um  40000  Ztr.  erhöhte,  und  1883 
eine  zweite  Fabrik  in  Allmendingen  erstellte ,  wodurch  die  Lei- 
stungsfähigkeit seiner  Werke  auf  700  000  Ztr.  im  Jahre  gehoben 
wurde  *),  so  dass  diese  Firma  allein  mehr  herstellte,  als  die  sämt- 
lichen Zementbetriebe  im  Jahre  1872  zusammen.  Unter  dieser 
Summe  ist  das  Erzeugnis  ebensowohl  an  Portlandzement  wie  an 
Romanzement  inbegriffen,  welch  letzterer  ebenfalls  noch  fabriziert 
wurde,  obgleich  das  auf  den  ersteren  kommende  Quantum  erheb- 
lich grösser  war. 

Angesichts  der  guten  Erfolge  der  Stuttgarter  Zementfabrik 
und  der  zunehmenden  Verdrängung  des  Romanzementes  durch 
den  Portlandzement  und  angesichts  einer  allgemein  bemerkbaren 


1)  A.  Hoch  a.  a.  O.  S.  6i. 

2)  Jahresberichte    der  Handels-  und  Gewerbekammern    in  Württemberg  für  das 
Jahr  1S77,  S.   151. 

3)  Jahresberichte    der  Handels-    und  Gewerbekamraern  in  Württemberg    für  das 
Jahr  1877,   S.    152. 

4)  Jahresberichte    der  Handels-    und  Gewerbekammern    in  Württemberg    für  das 
Jahr  1884,   S.   128. 
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Hebung  des  Geschäftslebens  hatte  sich  die  Firma  E.  Schwenk 
schon  i88i  ebenfalls  der  Fabrikation  von  künstlichem  Portland- 
zement zugewandt'),  ein  Beispiel,  dem  auch  die  Firma  Gebrüder 
Spohn  bald  folgte.  Gebrüder  Leube  schlössen  sich  im  Jahr  1883 
mit  der  Stuttgarter  Zementfabrik  zu  der  neuen  Firma :  »Vereinigte 
Zementwerke  der  Stuttgarter  Zemeiitfabrik  Blaubeuren  und  Gebr. 
Leube  Ulm«  zusammen,  so  dass  sich  nun  alle  Firmen  mit  der 
Herstellung  des  Portlandzements  befassten. 

Inmitten  dieser  guten  Entwicklung  drohte  der  Portlandzement- 
fabrikation im  Anfang  der  80er  Jahre  eine  erhebliche  Gefahr  durch 
das  Verfahren  einzelner  Portlandzementfabrikanten ,  welche  dem 
Portlandzenient  Schlackenmehl,  gepulverten  Kalkstein,  Kalkpulver, 
Trass  oder  andere  minderwertige  Bestandteile  beimischten  und 
dieses  Mischprodukt  ebenfalls  als  Portlandzement  anboten.  Durch 
derartige  Mischungen  büsste  der  Portlandzement  seine  guten  Eigen- 
schaften, die  er  in  reinem  Zustand  hatte,  zum  Teil  ein.  Die  Ab- 
nehmer mussten  durch  derartige  minderwertige  Produkte  in  ihrem 
Vertrauen  erschüttert  werden,  und  die  fernere  Verwendung  des 
Portlandzements  schien  ernstlich  in  Frage  gestellt.  Um  dem 
reinen  Portlandzement  seinen  guten  Ruf  zu  wahren,  hat  sich  der 
im  Jahre  1877  gegründete  Verein  deutscher  Zementfabrikanten  in 
einer  Versammlung  zu  Berlin  1883  gegen  jede  Mischung  des  reinen 
Portlandzements  mit  anderen  Substanzen  erklärt  und  folgende 
Grundsätze  aufgestellt : 

i)  Portlandzement  ist  ein  Produkt,  entstanden  durch  innige 
Mischung  von  Kalk  und  Ton  als  wesentlichen  Bestandteilen,  dar- 
auf folgendes  Brennen  bis  zur  Sinterung  und  Zerkleinerung  bis 
zur  Mehlfeinheit. 

2)  Jedes  Produkt ,  welches  auf  andere  Weise  entstanden  ist, 
oder  welchem  während  oder  nach  dem  Brennen  fremde  Körper 
beigemischt  werden  ,  ist  nicht  als  Portlandzement  zu  betrachten. 
Ein  Zusatz  bis  2  Prozent  Gips  ist  jedoch  gestattet. 

3)  Der  Verkauf  von  Zement,  welcher  Zumischungen  fremder 
Körper  enthält,  unter  der  Bezeichnung  Portlandzement,  ist  daher 
als  eine  Täuschung  des  Konsumenten  zu  betrachten. 

4)  Guter  Portlandzement  wird  durch  Zumischung  fremder 
Körper  —  wie  Kalksilikat  (Hochofenschlackenmehl  etc.),  Trass, 
gemahlener  Tonschiefer  und  Kalkstein  u.  s.  w.  —  nicht  verbessert. 

l)  Mitteilung  von  E.  Schwenk. 
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5)  Jede  Zumischung  ist  als  Beginn  der  Mörtelbereitung  an- 
zusehen und  wird  demnach  niemals  Sache  des  Produzenten  sein, 
sondern  ist  dem  Konsumenten  zu  überlassen. 

Die  Mitglieder  des  Vereins  verpflichteten  sich,  dahin  zu  wirken, 
dass  diese  Grundsätze  bei  sämtlichen  deutschen  Zementfabrikanten 
zur  Geltung  gelangen.  Indem  sie  dies  taten,  beugten  sie  einer 
Verschlechterung  ihres  F'abrikats  vor,  welche  seine  ganze  Zukunft 
gefährdet  hatte.  Es  ist  ein  Verdienst  dieses  Vereins,  den  Port- 
landzement rein  erhalten  und  ihm  mit  hiedurch  die  ausgedehnte 
Verwendung  gesichert  zu  haben  ,  welche  er  in  den  beiden  Jahr- 
zehnten nach  jenem  Beschluss  gefunden  hat.  Die  oberschwäbi- 
schen Zementfabrikanten  haben  sich  seit  Anfang  der  8oer  Jahre 
dem  Verein  angeschlossen  und  nehmen  hiedurch  an  seinem  Ver- 
dienst um  den  Portlandzement  teil  ^).  Zurzeit  ist  Dr.  Leube,  Teil- 
haber der  Stuttgarter  Zementfabrik  Blaubeuren,  zweiter  Vorsitzen- 
der des  Vereins,  der  im  Jahre  1903  483  deutsche  Zementfirmen 
umfasste  -). 

2.   Rasche  Entwicklung   der  oberschwäbischen  Portlandzementfabrikation:  Zunahme  der 
Betonbauten,  Festungsbauten,  wirtschaftliche  Hausse:   1883 — 1890. 

Schon  in  der  ersten  Hälfte  der  80er  Jahre  und  noch  darüber 
hinüber  trat  in  den  Preisen  für  Portlandzement  ein  Rückgang 
ein  ^).  Dieser  war  eine  Folge  der  steigenden  Konkurrenz  in  diesem 
Artikel ,  der  insbesondere  am  Rhein  in  grossen  Mengen  erzeugt 
wurde.  Auch  ging  das  österreichische  Absatzgebiet  infolge  der 
Einführung  eines  Zolls  von  i  Krone  für  100  kg,  die  am  i.  Juni 
1882  stattfand,  verloren,  wodurch  das  Angebot  auf  dem  inneren 
Markt  gesteigert  wurde. 

Zugleich  aber  mit  dem  Preisrückgang  fand  eine  stetige  Zu- 
nahme des  Absatzes  statt,  welche  durch  das  in  immer  weitere 
Kreise  dringende  Vertrauen  zum  Portlandzement  bewirkt  wurde. 
Das  letztere  wuchs  z.  T.  deshalb  ,  weil  die  mit  Portlandzement 
gemachten  Arbeiten  infolge  der  Gleichmässigkeit  seiner  Zusammen- 
setzung alle  Erwartungen  erfüllten  und  fast  nie  enttäuschten.  Dies 
war  insbesondere  in  Gegenden  der  Fall,  wo  ein  scharfer  Sand  und  ein 
harter  Kies  oder  ein  hartes  Kleinbeschläg  in  grösseren  Mengen  zur 


1)  Mündliche  Mitteilung  des  Herrn   Dr.   G.   Leube. 

2)  Unsere  Vereinswoche   1903,   herausgegeben   von   der  Tonindustriezeitung  S.  37. 

3)  Jahresberichte    der  Handels-    und  Gewerbekammern    in  Württemberg    für  die 
Jahre  1880— 1885. 
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Verfügung  stehen.  In  solchen  Gebieten  ist  die  Fundation  von  Ge- 
bäuden durch  Beton  billiger  als  durch  Mauerwerk,  weil  zu  letz- 
terem hochbezahlte  erfahrene  Maurer  erforderlich  sind,  während 
zur  Herstellung  von  Beton  weniger  teure  Arbeitskräfte  benützt 
werden  können.  Mit  Rücksicht  auf  seine  Festigkeit  und  verhält- 
nismässige Billigkeit  wurde  der  aus  Portlandzement,  Sand  und 
Kies  oder  Kleinbeschläg  hergestellte  Beton  in  steigendem  Mass 
zur  Fundierung  von  Gebäuden  verwendet,  ferner  zu  Kanalisationen, 
Wehr-  und  Wasserwerken,  Kellern  und  Brückengewölben,  Böden 
und  Zementwaren  aller  Art.  Hieraus  ergab  sich  eine  fortschrei- 
tende Nachfrage  nach  Zement,  durch  welche  die  Betriebe  zu  Er- 
weiterungen veranlasst  wurden.  So  steigerte  die  Stuttgarter  Ze- 
mentfabrik Blaubeuren  ihre  Produktion  durch  entsprechende  Ein- 
richtungen im  Jahre  1886  auf  850000  Ztr.  Auch  die  Zement- 
fabrik von  Gebrüder  Spohn  in  Blaubeuren  erfuhr  bedeutende  Er- 
weiterungen. 

Die  günstige  Geschäftslage  wurde  in  den  Jahren  1887  und 
1888  noch  erheblich  gebessert,  da  insbesondere  infolge  von  um- 
fangreichen Festungsbauten  in  Ulm  ein  ganz  ausserordentlicher 
Bedarf  an  Zement  eintrat.  Zugleich  wurde  der  Absatz  durch 
eine  im  April  1887  in  Kraft  getretene  Tarifermässigung  für  Ze- 
mentwaggons mit  5000  kg  begünstigt.  In  den  oberschwäbischen 
Werken  wurde  bei  Tag  und  Nacht  gearbeitet.  Infolgedessen 
nahm  das  Sinken  der  Preise  ein  Ende  und  machte  einer  Erhöhung 
Platz.  Dieser  Geschäftsgang  reizte  wieder  zu  Betriebserweite- 
rungen und  Neuanlagen.  Die  Stuttgarter  Zementfabrik  Blau- 
beuren traf  im  Jahre  1888  Einrichtungen,  durch  die  sie  ihre 
Jahresproduktion  wieder  um  200000  Ztr.  hob.  E.  Schwenk  er- 
richtete auf  einem  in  der  Nähe  der  Station  Allmendingen  liegen- 
den 50  Morgen  grossen  Zementsteinlager,  das  die  Firma  erworben 
hatte,  eine  weitere  mit  den  neuesten  und  besten  Maschinen  ver- 
sehene Fabrik,  welche  im  Mai  1889  in  Betrieb  genommen  wurde. 
Die  lebhafte  Bautätigkeit,  die  gesteigerte  Nachfrage  nach  Zement- 
röhren, die  Zunahme  der  Zementbauten  für  Fabriken  und  Gas- 
anstalten erzeugten  in  den  Jahren  1889  und  1890  eine  abermalige 
Vergrösserung  des  Absatzes  ^).  Der  Versand  war  so  lebhaft,  dass 
die  Eisenbahnverwaltung  die  erforderlichen  Wagen  nicht  zu  stellen 
vermochte.  Um  den  gesteigerten  Anforderungen  dienen  zu  können, 

l)  Jahresberichte  der  Würlt.  Handels-  und  Gewerbekamniern  für  das  Jahr  1890, 
S.  154. 
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erweiterte  die  Stuttgarter  Zementfabrik  Blaubeuren  ihre  Betriebe 
in  Blaubeuren  und  Allmendingen  und  errichtete  in  l^Lhingen  an 
der  Donau  ,  wo  die  Stadtgemeinde  im  Jahre  1887  das  Gelände 
mit  Erfolg  auf  das  Rohmaterial  für  die  Zementfabrikation  unter- 
sucht hatte,  eine  dritte  Fabrik,  welche  eine  Dampfmaschine  von 
700  Pferdel<räften  erhielt.  Hiedurch  stieg  ihre  Jahresproduktion 
auf  etwa  zwei  Millionen  Zentner  ^).  Auch  die  Firma  E.  Schwenk 
erweiterte  ihr  Werk  in  Allmendingen,  so  dass  es  eine  mehr  als 
doppelt  so  grosse  Leistungsfähigkeit  erhielt  und  jetzt  im  stände 
ist,  700000  Ztr.  Portlandzement  und  100  000  Ztr.  Romanzement 
im  Jahre  herzustellen. 

Bei  einem  solch  flotten  Geschäftsgang  vermochte  sich  die 
Zementindustrie  mit  den  Lasten  ,  welche  ihr  durch  die  Arbeiter- 
versicherungsgesetze der  8oer  Jahre  auferlegt  wurden ,  ohne  er- 
hebliche Schwierigkeiten  abzufinden. 

3.  Der  Rückschlag,  Bildung  einer  Konvention  der  süddeutschen  Zementfabrikanten, 
Stand  der  Industrie  im  Jahre  1895,  Qualität  des  Zementes  der  oberschwäbischen 
Zementindustrie:   1890 — 1895. 

In  den  Jahren  1891,  1892  und  1893  waren  die  Verhältnisse 
für  die  Industrie  weniger  günstig.  Die  Betriebserweiterungen  und 
Neuanlagen  waren  dem  wirklichen  Bedarf  zu  weit  vorausgeeilt. 
Dazu  Hess  die  Ausfuhr  nach  Amerika,  Australien  und  Asien  für 
viele  norddeutsche  und  rheinische  Fabriken  bedeutend  nach,  was 
zu  einer  Ueberschwemmung  des  inländischen  Marktes  und  zu 
einem  Zurückweichen  der  Preise  um  10 — 15  Proz.  führte"-).  Ange- 
sichts dieser  Umstände  wurde  es  von  der  oberschwäbischen  Ze- 
mentindustrie als  ein  grosser  Nachteil  empfunden ,  dass  die  mit 
Oesterreich ,  der  Schweiz  und  Italien  im  Dezember  1891  abge- 
schlossenen Handelsverträge  keine  Ermässigung  der  in  diesen 
Ländern  bestehenden  hohen  Zementzölle  brachten ,  während 
andererseits  die  deutschen  Grenzen  nach  wie  vor  für  die  Einfuhr 
fremden  Zements  offen  blieben.  Die  aus  der  verschärften  Kon- 
kurrenz sich  ergebenden  Unterbietungen  der  Fabrikanten  führten 
zu  einer  so  unbefriedigenden  Geschäftslage,  dass  die  süddeutschen 
Zementfabrikanten  mit  wenigen  Ausnahmen  dem  Beispiel  nord- 
und  mitteldeutscher  Fabrikantengruppen  folgten  und  im  Dezember 


i)  Jahresberichte  der  Handels-    und  Gewerbekammern    in   Württemberg  für  die 
Jahre  1891,   1892,   1893. 

2)  Jahresberichte   1893,  S.   167. 
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1893  eine  mit  dem  i.  Jan.  1894  in  Kraft  tretende  Konvention 
schlössen,  welche  dem  Heruntertreiben  der  Preise  ein  Ziel  setzte^). 
Die  Konvention  hat  sich  in  der  Folge  neben  andern  Umständen 
als  eine   den  Preis  haltende   Einrichtung  erwiesen. 

Im  jähre  1895  verfügte  die  oberschwäbische  Zemenlindustrie 
nach  Hoch  über  25  Schachtöfen  und  7  Ringöfen,  über  eine  Wasser- 
kraft von  140  Pferdestärken  und  eine  Dampfkraft  von  2360  Pferde- 
stärken, beschäftigte  1060  Personen,  verbrauchte  38  500  Tonnen 
Kohlen  und  erzeugte  looooo  Tonnen  Portland-  und  33000  Tonnen 
Romanzement. 

Die  von  der  oberschwäbischen  Zementindustrie  hergestellten 
Portlandzemente  sind,  was  Bindefähigkeit  und  Haltbarkeit  anlangt, 
ohne  erheblichen  Unterschied;  dagegen  ist  ihre  Farbe  keine 
gleichmässige.  Der  Blaubeurer  und  Mergelstetter  Zement  und  die 
aus  ihnen  hergestellten  Waren  sind  von  einer  schönen  grauen 
Farbe.  Andere  Zemente  und  Waren  erreichen  diese  reine  Farbe 
nicht  und  zeigen  mitunter  Rostflecken.  Ein  englischer  Ingenieur, 
E.  P.  Wells  in  London ,  welcher  für  einen  Brückenbau  mit  Ze- 
menten aus  den  verschiedensten  Ländern  Proben  machte,  erkannte 
dem  Blaubeurer  Zement  die  erste  Stelle  zu-).  Es  wird  indessen 
dem  Mergelstetter  Zement  die  gleiche  Güte  wie  dem  Blaubeurer 
nachgerühmt. 

4.  Die  wirtschafüiche  Hochkonjunktur  und  der  darauf  folgende  RückschLig ;  der  neue 
Zolltarif  vom  25.  Dezember  1902  und  die  Handelsverträge  vom  Jahre  1904  und 
1905;    der  Eisenbetonbau;   die  Kunststeinfabrikation:   1895   bis  zur  Gegenwart. 

Die  zweite  Hälfte  des  letzten  Jahrzehnts  des  neunzehnten 
Jahrhunderts,  in  welcher  für  Deutschland  eine  umfassende  wirt- 
schaftliche Hochkonjunktur  wie  niemals  vordem  eintrat,  hat  der 
oberschwäbischen  Zementindustrie  reiche  und  gewinnbringende 
Beschäftigung  gebracht,  die  in  einer  überaus  lebhaften  Bautätig- 
keit ihre  Ursache  hatte.  Der  Versand  war  von  einem  Umfang, 
dass  sich  Mangel  an  den  erforderlichen  Eisenbahnwagen  einstellte. 
Die  lebhafte  Nachfrage  setzte  die  Konvention  im  Jahre  1897  ''"> 
den  Stand,  die  Preise  für  Portlandzement  etwas  zu  erhöhen.  Zu- 
gleich wurde  es  ausländischen  Fabrikanten  möglich,  in  steigendem 
Masse  ihre  Ware  zur  Befriedigung  des  deutschen  Bedarfs  einzu- 
führen.   So  gingen  aus  der  Schweiz  ein 


i)  Mündliche  Mitteilung  von  Dr.   G.  Leube  in  Ulm. 
2)  Jahresberichte  1899,  S.  326. 
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im  Jahr 

Portlandzement 

1894 

3  068    Ztr. 

1895 

3760      V 

1896 

8320      » 

1897 

27214      » 

1898 

144  390      » 

1899 

200  000      »*). 

Der  gute  Geschäftsgang  bewirkte  Erweiterungen  der  bestehen- 
den Fabriken  und  eine  erhebliche  Anzahl  Neuanlagen.  In  Geis- 
lingen a.  d.  Steige  wurde  im  Jahr  1897  ^oi^  <^^i"  Firma  C.  Hagele 
u.  Sohn  eine  neue  bedeutende  Zementfabrik  errichtet.  In  Mün- 
singen erstand  im  Jahre  1899  ein  grosser  Betrieb  unter  der  Firma 
Süddeutsches  Portlandzementw-erk  Münsingen  A.-G.  E.  Schwenk 
in  Ulm  erstellte  in  Mergelstetten  bei  Heidenheim,  wo  sich  für  die 
Portlandzementfabrikation  vorzüglich  geeignete  Ton  -  Kalkmergel 
fanden,  im  Jahre  1900  ein  neues  Werk,  das  so  angelegt  ist,  dass 
jede  einzelne  Betriebsabteilung  ohne  Schwierigkeit  verdoppelt  wer- 
den kann,  sobald  das  Bedürfnis  vorliegt.  Gegenwärtig  produziert 
dieses  Werk  etwa  400000  Ztr.  Portlandzement  und  lOOOOO  Ztr. 
Romanzement  und  verfügt  über  eine  Dampfkraft  von  600  Pferde- 
stärken. 

Im  Zusammenhang  mit  der  starlcen  Steigerung  der  Produk- 
tion wurden  die  erforderlichen  Arbeiter  nur  mit  Mühe  gewonnen, 
woraus  sich  erhebliche  Lohnerhöhungen  ergaben.  Weit  unan- 
genehmer als  diese  machten  sich  aber  den  Industriellen  die  Stei- 
gerungen des  Preises  für  Kohle  und  Koks  fühlbar,  welche  in- 
folge einer  Syndizierung  der  Kohlenproduzenten  stattfanden,  zu- 
mal der  Verbrauch  von  Kohlen  in  der  Zementindustrie  ein  sehr 
bedeutender  ist.  Der  Verbrauch  der  oberschw^äbischen  Werke 
belief  sich  im  Jahre  1895   auf  38500  t,   im  Jahre  1904  auf  82000  t. 

Schon  im  Jahre  1900  imd  mehr  noch  in  den  Jahren  1901, 
1902  und  1903  machte  sich  ein  wirtschaftlicher  Rückschlag  gel- 
tend, unter  dem  auch  die  oberschwäbische  Zementindustrie  litt, 
wenn  auch  nicht  in  dem  Masse,  wie  andere  deutsche,  speziell 
norddeutsche  Werke.  Die  Konkurrenz  der  norddeutschen  und 
rheinischen  Werke  wurde  stärker,  der  Bedarf  ein  weit  geringerer. 
Die  Betriebe  sahen  sich  deshalb  zur  Verminderung  ihres  Arbeiter- 
personals und  zur  Einschränkung  der  Produktion  genötigt.  Zu- 
gleich mussten  sie  sich  zu  Preisherabsetzungen  verstehen. 

l)  Die  folgenden  Angaben  sind  dem  Werke  :  Der  Eisenbahnbau,  seine  Theorie 
und  Anwendung,  herausgegeben  von  Wayss  und  Freytag  A.G.,  verfasst  von  E.  Morsch, 
Stuttgart  1906,   entnommen. 
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Die  Lage  wurde  noch  dadurch  verschHmmert,  dass  sich  die 
seit  dem  i.  Jan.  1894  bestehende  Konvention  der  Zementwerke 
am  Ende  des  Jahres  1903  auflöste,  allerdings  nur  für  kurze  Zeit. 
Die  alle  Werke  schädigende  rücksichtslose  Konkurrenz,  die  sofort 
Platz  griff,  führte  die  Zementfabrikanten  schon  im  Anfang  des 
Jahres  1904  zu  einem  erneuten  Zü'sammenschluss.  Hieran  betei- 
ligten sich  fast  sämtliche  süddeutschen  Werke  von  Bedeutung,  also 
die  in  Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Elsass-Lothringen  liegen- 
den Betriebe.  Hatte  früher  nur  eine  Verabredung  hinsichtlich  der 
Preise  bestanden ,  so  reicht  der  neue  Zusammenschluss  weiter. 
Nicht  nur  die  Preise  werden  reguliert ,  sondern  es  wird  zugleich 
eine  Kontrolle  der  einzelnen  Werke  dadurch  erreicht,  dass  die 
Stellung  der  Rechnungen  für  Warenlieferungen  und  der  Einzug 
der  Gelder  nur  durch  einige  Verkaufsstellen  vollzogen  wird ,  die 
für  diesen  Zweck  in  Metz,  Heidelberg,  Blaubeuren  und  VVürzburg 
errichtet  wurden.  Die  einzelnen  Werke  wurden  diesen  Verkaufs- 
stellen nach  ihrer  Lage  zugewiesen.  Zugleich  wird  die  Produktion 
geregelt,  indem  den  einzelnen  Werken  bestimmte  Produktionskon- 
tingente nach  Massgabe  ihrer  Leistungsfähigkeit  zugestanden  wer- 
den. Es  handelt  sich  also  um  ein  Syndikat  mit  weitgehenden 
Verabredungen. 

Dieses  Syndikat  hat  in  der  kurzen  Zeit  seines  Besteliens 
einige  für  die  süddeutsche  und  damit  auch  für  die  oberschwäbische 
Zementindustrie  nicht  bedeutungslose  Erfolge  erzielt.  Mit  der 
Gruppe  der  rheinisch-westfälischen  Werke  wurde  eine  Verabredung 
getroffen ,  wonach  die  beiden  Gruppen  einander  das  jeder  zu- 
kommende natürliche  Absatzgebiet  überlassen.  Eine  gleiche  Ab- 
machung fand  mit  den  Zementfabrikanten  der  Schweiz  statt. 
Hiedurch  wurde  die  rheinische  und  schweizerische  Konkurrenz  im 
süddeutschen  Gebiete  beseitigt.  Ferner  halfen  die  errichteten 
Verkaufsstellen  der  Ueberproduktion  dadurch  ab,  dass  sie  einzelne 
Fabriken  aufkauften  und  still  legten.  Die  Zentral- Verkaufsstelle 
Heidelberg  erwarb  die  Zementwerke  von  Julius  Link  und  von 
Jetter  und  Stübler  in  Ebersbach  und  das  Portlandzementwerk  in 
Rechtenstein,  die  Betriebsvereinigung  Stuttgarter  Zementfabrik 
Blaubeuren  das  Zementwerk  Schelklingen  G.  Hammerstein.  Ins- 
gesamt wurden  7  Betriebe  durch  Ankauf  oder  Entschädigung  still 
gelegt.  Hiedurch  wurde  für  die  in  Arbeit  bleibenden  Werke  ein 
höherer  Beschäftigungsgrad  erzielt.  Ausserdem  wurde  durch  das 
Syndikat  ein  Preisaufschlag  durchgesetzt,    der   in  Gegenden,    wo 
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bisher  verlustbringende  Kampfpreise  bestanden,  höher  ist,  und 
in  Gebieten,  wo  solche  Kampfpreise  nicht  erforderlich  waren  und 
schon  bessere  Preise  verlangt  werden  konnten ,  niedriger.  Die 
Verhältnisse  wurden  sonach  für  die  oberschwäbische  Zementin- 
dustrie wie  für  die  gesamte  süddeutsche  durch  das  Syndikat 
wesentlich  verbessert. 

Die  Aufstellung  eines  neuen  Zolltarifs  in  den  Jahren  1897  bis 
1902  veranlasste  die  Industriellen  zur  Geltendmachung  des  alten 
Wunsches,  dass  angesichts  der  schweizerischen  und  östreichischen 
Zölle  für  Zement  auch  ein  entsprechend  hoher  deutscher  Zoll 
vorgesehen  werde,  ein  Wunsch,  dem  durch  Aufnahme  eines  Zolles 
von  0,50  M.  in  den  Zolltarif  vom  25.  Dez.  1902  Rechnung  ge- 
tragen wurde.  Bei  den  auf  Grund  dieses  Zolltarifes  erfolgten 
Handelsvertragsverhandlungen  kam  es  ihnen  darauf  an,  dass  eine 
Konzession  an  unserem  Zoll  nur  gegen  ein  entsprechendes  Zuge- 
ständnis am  Zoll  des  Vertragslandes  gemacht  würde.  Aber  diese 
Erwartung  erfüllte  sich  nicht.  Sowohl  im  Handelsvertrag  mit 
Belgien  vom  22.  Juni  1904  als  in  dem  mit  Oesterreich-Ungarn 
vom  25.  Januar  1905  wurde  diesen  Ländern  Zollfreiheit  für  ihre 
Zemente  zugestanden.  Da  die  Schweiz  und  Deutschland  sich  auf 
dem  Fusse  der  meistbegünstigten  Nation  behandeln,  geniesst  da- 
mit auch  die  Schweiz  für  ihre  Zemente  Zollfreiheit.  Demgegen- 
über haben  deutsche  Zemente  beim  Eingang  nach  Oesterreich-Un- 
garn I  Krone  für  je  100  kg  und  beim  Eingang  nach  der  Schweiz 
1  Franken  zu  tragen.  Die  Fabrikanten  der  oberschwäbischen 
Zementindustrie  sind  mit  dieser  Regelung  sehr  unzufrieden.  Hieran 
ändert  die  schon  erwähnte  Tatsache  wenig ,  dass  es  dem  Süd- 
deutschen Zementsyndikat  gelungen  ist,  mit  der  Schweizer  Zement- 
industrie ein  Abkommen  zu  treffen,  wonach  sich  beide  auf  ihrem 
natürlichen  Absatzgebiet  keine  Konkurrenz  machen. 

Im  letzten  Jahrzehnt  hat  sich  zum  grossen  Vorteil  der  Port- 
landzementindustrie eine  neue  Bauart  immer  mehr  durchgesetzt, 
der  Eisenbetonbau  ^).  Als  Eisenbetonbauten  werden  alle  Kon- 
struktionen bezeichnet,  welche  aus  Portlandzementbeton  in  inniger 
Verbindung  mit  Eisen  so  hergestellt  werden,  dass  beide  Elemente 
zu  gemeinsamer  statischer  Wirkung  gegen  äussere  Beanspruchungen 
gelangen  können.  Die  Eisenbetonbauten  weisen  gegenüber  den 
entsprechenden  Konstruktionen  aus  Stein,  Holz  oder  Eisen  grosse 


l)  Auszug  aus  den  Mitteilungen  Nr.  8   des   Vereins   Bauhütte   in  Stuttgart. 
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Vorzüge  auf.  Infolge  der  rationellen  Ausnützung  der  Festigkeits- 
eigenschaften der  beiden  verwendeten  Materialien  sind  sie  billiger 
herzustellen.  Sodann  entfallen  bei  ihnen  alle  Unterhaltungskosten. 
Auch  ist  ihnen  eine  absolute  Feuersicherheit  eigen.  Hierauf  be- 
ruht es,  dass  diese  Bauweise  in  immer  grösserem  Umfang  An- 
wendung findet. 

Als  Erfinder  des  Eisenbetons  wird  gewöhnlich  Josef  Monier 
bezeichnet,  der  ihn  um  das  Jahr  1868  zuerst  angewendet  hat. 
Monier  verwendete  ihn  zur  Herstellung  von  Decken,  geraden  und 
gebogenen  Balken  u.  s.  w.  und  sicherte  sich  eine  grössere  An- 
zahl von  Patenten.  Die  Firmen  Freytag  und  Heidschuch  in  Neu- 
stadt a.  d.  Haardt  und  Martenstein  und  Josseaux  in  Offenbach 
a.  Main  erwarben  im  Jahr  1884  das  Verkaufsrecht  auf  diese  Patente 
für  ganz  Deutschland,  traten  es  aber  im  Jahr  1885  an  den  In- 
genieur Wayss  ab.  Dieser  machte  in  Verbindung  mit  den  ge- 
nannten P'irmen  Belastungsproben  in  Berlin,  deren  Resultate  in 
der  Schrift:  »Das  System  Monier,  Eisengerippe  mit  Zementum- 
hüllung 1887«  veröffentlicht  wurden.  Durch  diese  Schrift  gelang 
es  Wayss  ,  der  Monierbauweise  bei  öffentlichen  und  privaten 
Bauten  Eingang  zu  verschafifen.  Die  weitere  wissenschaftliche 
Behandlung,  die  dem  Eisenbetonbau  seitdem  besonders  von  der 
Firma  Weyss  und  Freytag  A.-G.  in  Neustadt  a.  H.  gewidmet 
wurde,  und  die  guten  praktischen  Erfahrungen,  die  mit  ihm  ge- 
macht wurden,  haben  seine  Anwendung  gefördert.  Hiezu  gaben 
auch  die  >  Vorläufigen  Leitsatze  für  die  Vorbereitung,  Ausführung 
und  Prüfung  von  Eisenbetonbauten«,  welche  der  Verband  Deut- 
scher Architekten-  und  Ingenieurvereine  und  der  Deutsche  Be- 
tonverein im  Jahre  1904  aufstellten,  einen  kräftigen  Anstoss. 

Die  Benutzung  des  Eisenbetons  geschieht  zu  den  mannig- 
faltigsten Zwecken.  Es  werden  aus  ihm  Decken  zwischen  eisernen 
I-Trägern  hergestellt.  Weit  wichtiger  ist  die  Verwendung  zu  voll- 
ständigen Eisenbetonbauten,  bei  denen  alle  tragenden  Teile, 
Decken,  Träger  und  Säulen  in  armiertem  Beton  ausgeführt  wer- 
den. Er  eignet  sich  besonders  für  weitgespannte  und  schwerbe- 
lastete Decken  und  verdrängt  daher  die  hergebrachten  Bauweisen 
hauptsächlich  bei  industriellen  Gebäuden,  Lagerhäusern,  Maga- 
zinen, Hotels,  Warenhäusern  u.  s.  w.  Er  wird  ferner  zu  Treppen, 
Gewölben ,  Fundamentplatten,  Pfählen,  Senkbrunnen,  Kellerdich- 
tungen ,  Brücken  mit  gerader  und  gewölbter  Tragkonstruktion 
Flüssigkeitsbehältern ,    Silos    benützt.       Diese    Aufzählung    macht 
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keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit.  Auch  wird  der  Eisenbeton- 
bau in  Zukunft  noch  in  Gebieten  Anwendung  finden,  in  denen 
er  bisher  nicht  zur  Anwendung  kam. 

Das  Aufkommen  und  Zunehmen  dieser  Bauweise  ist  für  die 
Zementindustrie  überhaupt  und  auch  für  die  oberschwäbische  Ze- 
mentindustrie deshalb  von  der  grössten  Bedeutung,  weil  dadurch 
die  Nachfrage  nach  Zement  sehr  gesteigert  wurde.  Konstruk- 
tionen, die  bisher  aus  Holz,  Eisen  oder  Stein  hergestellt  wurden, 
werden  nun  in  wachsendem  Umfang  aus  Eisenbeton  gefertigt. 
Dazu  darf  zu  dem  Eisenbetonbau  nur  anerkannt  guter  und  den 
für  Portlandzement  geltenden  Normen  entsprechender  Zement  ver- 
wendet werden.  Die  Aussicht  auf  eine  weitere  günstige  Entwick- 
lung ,  deren  sich  der  Eisenbetonbau  erfreuen  darf,  ist  zugleich 
eine  gute  Aussicht  für   die  Zementindustrie. 

In  derselben  Zeit,  in  welcher  der  Eisenbetonbau  mehr  und 
mehr  durchdrang,  hat  auch  ein  Industriezweig,  der  schon  längere 
Zeit  im  Zusammenhang  mit  der  Zementindustrie  entstanden  war, 
zum  Nutzen  der  Portlandzementfabrikation  eine  kräftige  Entwick- 
lung genommen  :  die  Kunststeinfabrikation.  Nachdem  die  Zement- 
fabriken schon  seit  den  6oer  Jahren  Bauquader  aus  Zement, 
Kiesel  und  zerkleinerten  Steinen  hergestellt  hatten,  erzeugte  die 
Firma  E.  Schwenk  Zementfassadesteine  in  den  schwierigsten  Pro- 
filierungen und  in  einer  mit  Natursteinen  täuschenden  Aehnlich- 
keit  seit  Anfang  der  8oer  Jahre.  Im  Jahre  1889  nahm  die  Firma 
Schobinger  und  Rehfuss  in  Ulm  die  Fabrikation  künstlicher  Sand- 
steine auf.  Im  Laufe  der  90er  Jahre  entwickelte  sich  diese  Fa- 
brikation zu  einem  ansehnlichen  Industriezweig.  Die  Firma  Scho- 
binger und  Rehfuss  ging  am  i.  Juli  1900  in  eine  Aktiengesell- 
schaft mit  der  Firma  »Steinfabrik  Ulm  vormals  Schobinger  und 
Rehfuss  A.-G.«  über.  Diese  Firma  besitzt  zur  Zeit  Werke  in 
Ulm  mit  200  Arbeitern,  in  Wangen  bei  Stuttgart  mit  loo  Ar- 
beitern, in  München  mit  60  Arbeitern,  in  Haiger  im  Westerwald 
mit  20  Arbeitern  und  in  Uquelimes  in  Belgien  und  in  Jeumont 
in  Frankreich  mit  zusammen  90  Arbeitern.  Sie  stellt  darin  nicht 
bloss  Kunststeine,  sondern  auch  Terrazzokörnungen,  Steinmehle, 
Mosaikwürfel  u.  s.  w.  her.  Auch  die  Firma  E.  Schwenk  befasst 
sich  mit  allen  genannten  Artikeln. 

Die  Firmen  nennen  ihre  Fabrikate  Kunst-  oder  Zementsteine, 
ein  Namen,  unter  dem  sie  künstliche  Sandsteine  aller  Art,  künst- 
lichen Granit ,    künstlichen  Marmor  und  künstlichen  Muschelkalk- 
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stein  zusammenfassen.  Die  beiden  letztgenannten  Arten  sind  eine 
Erfindung  der  Steinfabrik  Ulm  vorm.  Schobinger  und  Rehfuss, 
A.-G.  in  Ulm.  Die  Rohmaterialien  für  den  Kunststein  sind  Kies, 
Sand ,  gemahlener  Marmor-  und  Kalkstein  und  Portlandzement. 
Der  letztere  darf  nicht  zu  rasch  binden  und  muss  von  heller  Farbe 
sein.  Kies  und  Sand  kommen  nur  bei  demjenigen  Teil  des 
Steines  zur  Verwendung,  der  nach  Einfügung  des  Steines  in  den 
Bau  nicht  mehr  sichtbar  ist ,  und  zwar  so ,  dass  auf  einen  Teil 
Zement  3  bis  8  Teile  Kies  und  Sand  fallen.  Der  sichtbare  Teil 
des  Kunststeines  besteht  aus  Zement  und  Marmor-  und  Kalk- 
steinmehl, die  im  Verhältnis  von  i  zu   i  gemischt  sind. 

Es  ist  der  Ulmer  Kunststeinfabrikation  gelungen,  die  Kunst- 
steine durch  Zumischung  von  farbigen  Steinsanden  und  Bearbei- 
tung mit  dem  Meissel  so  herzustellen,  dass  sie  kaum  vom  Fach- 
mann von  natürlichen  Steinen  unterschieden  werden  können.  Da- 
bei zeichnen  sie  sich  durch  eine  hohe  Druckfestigkeit,  Biegefähig- 
keit und  Frostbeständigkeit  aus.  Die  Materialprüfungsanstalt  der 
Technischen  Hochschule  in  Charlottenburg  hat  vor  wenigen  Jahren 
das  Fabrikat  der  Steinfabrik  Ulm  als  den  zuverlässigsten  Kunst- 
stein bezeichnet,  den  sie  kenne  ^).  Die  Firma  E.  Schwenk  wurde 
auf  der  Ausstellung  zu  Düsseldorf  im  Sommer  1902  für  ein  Kunst- 
steingebilde auf  das  ehrenvollste  ausgezeichnet.  Auf  der  Jubi- 
läumslandesausstellung in  Nürnberg  im  Sommer  1906  erhielt  sie 
für  eine  erstellte  Pumpenhausfassade  mit  allegorischen  Figuren  in 
Muschelkalkimitation  die  höchste  Auszeichnung,  die  goldene  Staats- 
medaille. Dazu  kommt,  dass  sich  der  Stein  zu  Bauten  aller  Art 
sehr  gut  eignet.  Ausserdem  ist  er  um  30 — 40  Proz.  billiger  als 
der  Natursandstein. 

Infolgedessen  sind  viele  z.  T.  sehr  schöne  Gebäude  nament- 
lich in  den  süddeutschen  Städten  aus  Kunststeinen  aufgeführt 
worden.  Kirchen,  stattliche  Theater  und  grossartige  Bahnhöfe 
werden  aus  ihnen  hergestellt.  Auch  für  Monumente  werden  sie 
benutzt.  Hiedurch  ist  der  Verbrauch  von  Portlandzement  fort- 
während gestiegen.  Der  P'ortschritt  der  Kunststeinfabrikation  war 
zugleich  ein  Fortschritt  der  Zementindustrie.  Der  Kunststein  wird 
wegen  seiner  Billigkeit  und  seiner  sonstigen  Eigenschaften  als 
Baustein  künftig  noch  eine  weit  umfangreichere  Verwendung  fin- 
den. Hiedurch  wird  auch  die  oberschwäbische  Zementindustrie 
eine  weitere  kräftige  Förderung  erfahren. 

i)  Mitteilung    der    Sektion  II    der  Steinbruchsberufsgenossenschaft    in  Karlsruhe 
vom   14.  Dez.  1904. 
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5.  Die  Hilfsindustrien. 

Die  oberschvväbische  Zementindustrie  bedient  sich  in  hervor- 
ragendem Masse  der  Maschine.  Neben  der  Dampfmaschine  wer- 
den Steinbrecher,  Walzwerke,  Mahlgänge,  Kugel-  und  Rohrmühlen, 
Mischtrommeln,  Backsteinpressen  u.  s.  w.  verwendet.  Ohne  diese 
Maschinen  wäre  sie  gar  nicht  in  der  Lage ,  den  Bedarf  zu  be- 
friedigen.    Die  Zementindustrie  verdankt  der  Technik  viel. 

Andererseits  haben  die  Bedürfnisse  der  sich  entwickelnden 
Zementindustrie  die  Technik  gefördert  und  den  Anstoss  zur  Ent- 
stehung besonderer  Maschinenindustrien  gegeben,  die  sich  mit  der 
Einrichtung  von  Zementwerken  befassen.  Es  ist  kein  Zufall,  dass 
sich  die  Maschinenfabrik  Geislingen  gerade  mit  solchen  Einrich- 
tungen abgibt.  Die  oberschwäbische  Zementindustrie  hat  so  zur 
Bildung  einer  Hilfsindustrie  geführt.  Zugleich  hat  sie  durch  ihren 
mit  ihrem  Wachstum  fortschreitenden  grossen  Bedarf  an  Jute- 
säcken zur  Entwicklung  der  Juteweberei  mit  beigetragen. 

6.  Der  dermalige  Stand,      Ausblick. 

Die  oberschwäbische  Zementindustrie  umfasst  zurzeit  ^)  fol- 
gende Firmen  : 

Stuttgarter  Zementfabrik  Blaubeuren  in  Schelklingen ,  All- 
mendingen und  Ehingen, 

Portlandzementfabrik  in  Blaubeuren  von  E.  Schwenk  in  Ulm 
a./D., 

Portlandzementfabrik  in  Allmendingen  von  E.  Schwenk  in 
Ulm  a./D., 

Zementofenbetrieb  in  Gerhausen  von  E.  Schwenk  in  Ulm  a./D., 

Portlandzementwerk  in  Mergelstetten  von  E.  Schwenk  in  Ulm 
a./D., 

Portlandzementfabrik  Blaubeuren,  Gebr.  Spohn,  A.-G.  in  Blau- 
beuren, 

Zementofenbetrieb  in  Gerhausen  von  Portlandzementfabrik 
Blaubeuren,   Gebr.  Spohn,   A.-G.  in  Blaubeuren, 

Portlandzementfabrik  von   C.  Hagele  &  Sohn  in  Geislingen/St., 

Süddeutsches  Portlandzementwerk  Münsingen. 

Ausser  diesen  gibt  es  in  Württemberg  nur  noch  zwei  Port- 
landzementfabriken, nämlich  das 

Württ.  Portlandzementwerk  Lauffen  a./N.   und  die 


i)  Mündliche  Mitteilung  des  Herrn  Dr.   G.  Leube   in   Ulm. 
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Portlandzementwerke    Heidelberg-Mannheim ,    A.-G.    in    Nür- 
tingen. 

Zurzeit  verfügt  die  oberschwäbische  Zementindustrie  über: 

Anzahl 


Brennöfen : 


{      Schachtöfen  41 

\      Ringöfen^  14 


T,  .  .  ,    1    „r,  Wasser  80  HP. 

Betriebskrafte   {      t-,         , 

(      Dampf  4750      * 

Sie  beschäftigt   1800  Arbeiter. 

So  ausgerüstet  erzeugte  sie  im  Jahre  1904  ein  Jahresquantum 
von  230000  t  Portlandzement  und  von  30000  t  Romanzement 
zusammen  im  Wert  von  7000000  M.  Die  Produktionsfähigkeit 
der  vereinigten  Gruppe  ,  die  im  Jahre  1904  entfernt  nicht  voll 
ausgenützt  werden  konnte,  ist  bedeutend  grösser.  An  Löhnen 
zahlte  sie  ungefähr  1600000  M.  Der  Verbrauch  von  Kohlen  und 
Koks  belief  sich  auf  82000  t  im  Werte  von   1900000  M. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes  von  der  Bedeutung  der 
oberschwäbischen  Zementindustrie  sei  darauf  hingewiesen ,  dass 
zur  Beschaffung  der  82000  t  Kohlen  8200  Eisenbahnwaggons  zu 
lOt  und  zum  Transport  des  Erzeugnisses  von  260000  t  Zement  an 
die  Verbrauchsorte  mindestens  20000  Waggons  a  10  t  von  den 
deutschen  Bahnvervvaltungen  gestellt  werden  mussten.  Von  dem 
Erzeugnis  von  Zement  geht  ausserdem  ein  Teil  auf  Fuhrwerken 
in  die  nähere  Umgebung  der  Betriebe.  Auch  wird  ein  weiterer 
Teil  in  den  Kunststein-  und  Zementwarenfabriken  verarbeitet.  Es 
werden  deshalb  für  den  Zement  nur  20  ooo  Waggons  a  10  t  in 
Rechnung  gestellt.  Auch  hiebei  verursachte  die  oberschwäbische 
Zementindustrie  mit  ihrem  Kohlenbezug  und  Zementversand  im 
Jahre   1904  einen  Verkehr  von  28  200  Waggons  ä   10  t. 

Die  erzeugten  Zementmassen  werden  zum  weit  überwiegen- 
den Teil  ,  nach  der  Schätzung  von  Sachverständigen  zu  -/s,  für 
Betonbauten  benutzt.  Es  kommen  hier  vor  allem  P'undierungen 
von  Gebäuden,  ferner  Kanalisationen,  Wehr-  und  Wasserbauten, 
Keller-  und  Brückengewölbe  und  Böden  in  Betracht.  Das  rest- 
liche Drittel  wird  als  Mörtel,  für  Zementwaren  und  Kunststeine 
verbraucht.  Die  Verschiedenartigkeit  der  Zementwaren  und  die 
Vielseitigkeit  der  Verwendung  des  Zements  wird  dadurch  illu- 
striert, dass  eine  der  oberschwäbischen  Zementfirmen  im  Anhang 
zum  Adressbuch  von  Ulm  und  Neu-Ulm  für  1904  die  folgenden 
aus  bestem  Portlandzement  gefertigten  Zementwaren  anzeigt: 
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i)  Zementröhren  Aon  7,5 — 100  cm  Durchmesser.  —  Eiför- 
mige Dohlen  von  30/45,  40/60,  50/75,  60/90,  80/105  cm  Licht- 
Weite,  Schlammkasten  mit  Wasserabschlüssen  (Syphons),  Bogen- 
röhren  von  10 — 40  cm  Durchmesser,  Drainageröhren  mit  Sicker- 
schlitzen, Senkkasten,  Brunnenringe  mit  Schachtdeckel. 

2)  Zementwaren  für  Wohngebäude :  Bodenplatten,  gepresste, 
in  verschiedenen  schönen  Dessins  und  Farben ,  Fensterbänke, 
Fensterstöcke,  Kamindeckplatten,  Kaminreinigungsgestelle,  Kamin- 
ofenrohrsteine, Ofensteine,  Schachtsteine,  Spülbänke,  Staffeltritte, 
Trottoirplatten,  Wasserausgusssteine. 

3)  Zementwaren  für  Landwirtschaft:  Pferdekrippen,  Vieh- 
barren, Schweinetröge,  Stallrinnen. 

4)  Zementwaren  für  verschiedene  Zwecke :  Brunnentröge, 
Firstziegel,  Gartenbänke,  Gartenbeet-Einfassungen,  Geländerpfosten, 
Grabeinfassungen,  Grenzsteine,  Kilometersteine,  Mauerabdeck- 
platten, Pfeilerdecke],  Postamente,  Randsteine,  Rinnsteine  für  Trot- 
toirs,  Rinnenanfänger,  Sicherheitspfosten,  Sockelsteine,  Torpfeiler, 
Wasserbassins  u.  s.   w. 

5)  Plastische  Baudekoration  für  Gebäudefassaden:  Balluster, 
Blumenvasen,  Brüstungen,  Dach-  und  Fensterbankkonsolen,  Fi- 
guren, Friese,  Kapitale,  Reliefs,  Rosetten,  Verdachungsaufsätze 
u.  s.   w.   in  Portland-Zementguss. 

6)  Fabrikation  künstlicher  Fassade-  und  Bausteine  in  schöner 
grauer,  roter,  gelber,  grüner  und  weisser  Sandsteinimitation,  in 
den  schwierigsten  Profilierungen  und  Stilarten,  von  Hand  mit  dem 
Meissel  bearbeitet. 

Ein  verhältnismässig  bedeutender  Teil  des  oberschwäbischen 
Zements  wird  in  Ulm  verbraucht.  Es  kommt  dies  nicht  bloss 
daher,  dass  die  Inhaber  des  Leubeschen  und  Schwenkschen  Be- 
triebs in  Ulm  wohnen  und  für  den  Zement  unablässig  und  mit 
Erfolg  eintreten ,  so  dass  man  in  Ulm  den  Zement  auf  Grund 
einer  sehr  langen  Erfahrung  kennt  und  würdigt;  es  rührt  viel- 
leicht noch  mehr  daher,  dass  Ulm  sehr  nahe  bei  den  P'abrika- 
tionsorten  des  Zements  liegt,  so  dass  dessen  Bezug  ohne  grosse 
Frachtkosten  geschehen  kann.  In  Ulm  wurden  nach  sachver- 
ständiger Schätzung  verarbeitet 

im  Jalire  Roman-.   Prima-  und  P  o  r  1 1  a  n  d  z  e  m  e  n  t  Summe 

1901  3336   Ztr.        6904   Ztr.        140074  Ztr.        112  400  Ztr.   =   262  714  Ztr. 

1902  5058     »  S120     »  142828     »  44900     »       =  200906      » 

Die    im    Jahre    1902    in    Ulm    verarbeiteten    lOOOO  t    Zement 
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machen  den  26sten  Teil  des  gesamten  Erzeugnisses  der  ober- 
schwäbischen Industrie  aus.  Würden  die  übrigen  süddeutschen 
Städte  in  gleichem  Verhältnis  zu  ihrer  Bevölkerung  Zement  ver- 
brauchen wie  Ulm  ,  so  würde  eine  Nachfrage  nach  Zement  ent- 
stehen, welche  nicht  zu  befriedigen  wäre. 

Der  Portlandzement  hat  sich  im  Laufe  des  vergangenen  Jahr- 
hunderts grosse  Gebiete  erobert.  Es  steht  ihm  aber  noch  ein 
Siegeszug  in  andere  grosse  Gebiete  bevor,  in  welchen  die  Festig- 
keit und  Billigkeit  des  Betonbaues  zwar  bisher  noch  nicht  ge- 
nügend erkannt  ist,  aber  in  nicht  zu  ferner  Zeit  erkannt  werden 
wird.  Sollte  sich  bewahrheiten,  was  manche  Verbraucher  sagen, 
dass  mit  dem  Portlandzement  bei  vielen  Bauten  eine  Verschw^en- 
dung  getrieben  werde,  da  mit  erheblich  geringeren  Quanten  ein 
hinreichend  fester  Beton  erzielt  werde ,  wofern  nur  der  Beton 
richtig  angemacht  und  gehörig  gestampft  werde  — ,  so  wird  sich 
der  Konsum  des  Portlandzements  noch  sehr  steigern,  weil  da- 
durch eine  weitere  Bauverbilligung  erreicht  würde.  Hiezu  kommt, 
dass  die  Möglichkeiten  der  Verwendung  des  Zements  durchaus 
nicht  erschöpft  sind  und  dass  er  fortwährend  zur  Herstellung  neuer 
Artikel  benutzt  wird.  So  sind  hinreichende  Grundlagen  für  die 
Erwartung  vorhanden,  dass  die  Geschichte  der  Portlandzement- 
industrie im  19.  Jahrhundert  eine  entsprechende  Fortsetzung  im 
20.  Jahrhundert  finden  wird. 
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DIE  ORGANISATION  DES  MEDIZINALWESENS 

IM  FRÜHEREN  HERZOGTUM  NASSAU 

UND  DEREN  MODERNE  FORTSETZUNGEN. 

VON 
Regierungsrat  Dr.  SEIDEL 

in  Alienstein. 


Das  Medizinalwesen  im  früheren  Herzogtum  Nassau,  welches 
entgegen  unserem  heutigen  System  der  Freigebung  der  ärztlichen 
Praxis  staatlich  geordnet  war,  hat  von  manchen  Seiten ,  nament- 
lich bei  Erörterung  der  Frage  der  freien  Aerztewahl  in  den  Kran- 
kenkassen, auch  in  neuerer  Zeit  öfter  Verteidiger  gefunden.  Es 
erscheint  interessant  genug,  dieses  System  einer  Darstellung  zu 
unterziehen,  umsomehr  als  gewissermassen  in  Fortsetzung  dieser 
alten  Verhältnisse  in  einigen  ländlichen  Bezirken  des  Regierungs- 
bezirkes Wiesbaden ,  welcher  bekanntlich  zusammen  mit  Frank- 
furt a.  Main  das  frühere  Herzogtum  Nassau  umfasst,  unter  Zu- 
hilfenahme der  neuern  Gesetzgebung  jener  Organisation  verwandte 
Einrichtungen  geschaffen  sind,  welche  volle  Beachtung  verdienen 
dürften. 

I. 

Die  Ordnung  des  Medizinalwesens  im  vormaligen  Herzogtum 
Nassau  beruht  auf  dem  landesherrlichen  Edikt  vom  14.  März 
1818.  Nach  diesem  bildete  jeder  Amtsbezirk  in  der  Regel  einen 
Medizinalbezirk.  Für  letzteren  bestand  als  staatliches  Medizinal- 
personal in  der  Regel  ein  Medizinalrat,  ein  Medizinal-Assistent 
und  ein  Apotheker.  Die  Ernennung  der  nach  der  Bevölkerung 
und  den  örtlichen  Verhältnissen    erforderlichen  Anzahl   von  Heb- 
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ammen  geschah  in  der  Art,  dass  möghchst  in  jeder  Gemeinde 
wenigstens  eine  und  in  den  Gemeinden,  welche  über  zweihundert 
FamiHen  zählen,  nach  diesem  Massstab  verhältnismässig  mehrere 
angestellt  wurden  und  zwar  nach  vorgängigen  Vorschlägen  des 
Ortsvorstandes  und  unter  gleichz(^itiger  Bestellung  einer  Stellver- 
treterin. 

Ausser  diesem  für  jeden  Medizinalbezirk  erforderlichen  Dienst- 
personal wurden  an  Brunnen-  und  Badeorten  noch  besondere 
Brunnen-  und  Badeärzte  angestellt  und  auch  sonst  nach  örtlichen 
Verhältnissen  und  Bedürfnis  der  Einwohner  rezipierten  Aerzten 
die  Erlaubnis  zur  Praxis  erteilt.  Den  Kandidaten  der  Arzneiwis- 
senschaft wurde  nach  bestandener  Prüfung  gestattet,  als  Medizi- 
nal-Accessisten  zu  ihrer  ferneren  praktischen  Ausbildung  zum 
Staatsdienst  und  zur  Aushilfe  des  Medizinalrates  eine  Zeitlang  die 
Praxis  auszuüben. 

In  jedem  Medizinalbezirke  wurde  eine  Apotheke  errichtet. 
Nur  dort ,  wo  nach  der  Grösse  der  Bevölkerung  oder  sonstigen 
besonderen  Umständen  eine  Apotheke  dem  Bedürfnisse  nicht  ge- 
nügte und  da ,  wo  etwa  dem  Medizinalrate  und  Medizinalassi- 
stenten nicht  an  einem  und  demselben  Orte  ihre  Wohnsitze  an- 
gewiesen waren ,  wurde  die  Erlaubnis  zur  Anlage  einer  weiteren 
Apotheke  oder  nach  Umständen  zur  Errichtung  einer  Filialapo- 
theke erteilt. 

Endlich  wurde  bestimmt,  dass  die  nach  Bedürfnis  in  den  ein- 
zelnen Landesteilen  erforderliche  Anzahl  Tierärzte  nach  bestan- 
dener Prüfung  zur  öffentlichen  Ausübung  der  Tierarzneikunde 
autorisiert  werden  sollten.  Die  Medizinalräte  erhielten  den  Rang 
der  Staatsbeamten.  Diejenigen  Aerzte,  welchen  der  Charakter 
eines  Obermedizinalrates  beigelegt  war,  sollten  im  Range  den 
Mitgliedern  der  höheren  Kollegien  und  den  als  Regierungs-  oder 
Justizräten  charakterisierten  Beamten  gleichstehen ,  während  die 
Medizinalassistenten  und  Apotheker  mit  den  Amtssekretären  in 
gleichen  Dienstrang  gestellt  wurden.  Die  Normalsumme  des  Dienst- 
Einkommens  der  Medizinalräte  wurde  als  Minimum  auf  1200  fl. 
und  als  Maximum  auf  1500  fl. ,  das  Minimum  für  die  Medizinal- 
assistenten auf  600  fl.  und  das  Maximum  auf  looofl.  jährlich  fest- 
gesetzt. Diese  Normalgehalte  wurden  den  Medizinalbeamten  zu 
einem  Dritteil  in  dem  Ertrage  ihrer  Praxis  nach  Massgabe  der 
Gebührenordnung,  im  übrigen  durch  Zuschüsse  aus  den  Gemeinde- 
kassen   des    Medizinalbezirks    nach    dem    Grund-    und    Gewerbe- 
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steuerfuss  der  Gemeinden,  endlich  durch  einen  für  die  Medizinal- 
räte auf  loo  fl.  bis  300  fi.,  für  die  Medizinalassistenten  auf  50  fl. 
bis  150  fl.  bestimmten  Betrag  der  Landessteuerkasse  zuge- 
wiesen. Dagegen  hatten  die  Medizinalbeamten  die  in  der  Ge- 
bührenordnung näher  bezeichneten  Dienst- Verrichtungen  unent- 
geltlich zu  leisten.  Der  hiernach  auf  die  Landessteuerkasse  und 
auf  die  Gemeindekassen  fallende  Betrag  wurde  in  vierteljährigen 
Raten  vorausbezahlt.  Nach  der  Grösse  dieser  Normalgehalte 
wurden  die  Medizinalräte  und  Assistenten  als  Staatsdiener, 
sowie  ihre  Witwen  und  Kinder  nach  Massgabe  des  Edikts  vom 
■3./6.  Dezember  1811  zur  Pensionierung,  welche  nach  individuellen 
Verhältnissen  durch  Beigebung  von  Adjunkten  bewerkstelligt  wer- 
den konnte,  für  berechtigt  erklärt. 

Dagegen  erhielten  die  Apotheker  keinen  festen  Gehalt;  diese 
wurden  vielmehr  lediglich  auf  den  Ertrag  ihrer  Gebühren  ver- 
wiesen, welche  ihnen  für  Fertigung  und  Abgabe  der  Medikamente 
nach  einer  im  Verhältnis  des  Preises  der  Materialien  von  Messe 
zu  Messe  halbjährlich  zu  veröffentlichenden  Gebührenordnung  zu- 
kamen. Die  Anstellung  der  Apotheker  war  mit  dem  Besitze 
einer  Apotheke  notwendig  verbunden. 

Die  Hebammen  bezogen  zum  Entgelt  für  ihre  Dienstleistungen 
ausser  den  in  der  Gebührenordnung  näher  bestimmten  Gebühren 
einen  festen  Gehalt  aus  den  Gemeindekassen,  welcher  seitens  der 
Landesregierung  so  reguliert  wurde,  dass  er  nicht  unter  10  Kreuzer 
und  nicht  über  einen  Gulden  für  jede  Familie  in  der  Gemeinde 
betrug  ;  sie  genossen  ferner  für  sich  und  ihre  Ehemänner  die  Per- 
sonalfreiheit von  Gemeinde-  und  Chaussee-Handdiensten.  Dagegen 
hatten  sie  die  in  der  Gebührenordnung  näher  bestimmten  Dienst- 
verrichtungen unentgeltlich  zu  leisten.  Da,  wo  mehrere  Hebam- 
men an  einem  Ort  angestellt  wurden,  bestimmte  die  Landesre- 
gierung die  Teilung  des  Gehaltes  nach  besonderen  Verhältnissen. 
Die  Stellvertreterinnen  bezogen  keinen  Gehalt,  sondern  waren  le- 
diglich auf  die  Gebühren  für  die  von  ihnen  vollzogenen  Dienste 
nach  Massgabe  der  Gebührenordnung  angewiesen.  Bloss  prakti- 
zierende Aerzte,  die  angestellten  Accessisten,  sowie  die  appro- 
bierten Tierärzte  erhielten ,  letztere  ausser  einer  Vergütung  für 
Pferdefourage,  keinen  festen  Gehalt,  sondern  ihre  Gebühren  und 
Diäten  in  Ausübung  der  Praxis  nach  den  Vorschriften  der  Ge- 
bührenordnung und  den  folgenden  Bestimmungen :  Die  Medizinal- 
räte   und    Medizinalassistenten ,    deren  Bezirk    sich  nicht  auf  ein- 
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zelne  Gemeindebezirke  beschränkte,  waren  verbunden,  ein  Dienst- 
pferd zu  halten,  und  hatten  nach  Beibringung  der  Bescheinigung 
des  Besitzes  dieses  Pferdes  jährhch  150  fl.  für  Pferdefourage  in 
vierteljährigen  Raten  zu  beziehen.  Dagegen  hatten  sie  für  Trans- 
port, zum  Besuch  der  Kranken  und  zu  sonstigen  öffentlichen 
Dienstangelegenheiten  in  ihrem  Medizinalbezirk  keine  Vergütung 
zu  beanspruchen.  Für  Reisen  in  öffentlichen  Dienstangelegen- 
heiten ausser  dem  Medizinalbezirk  wurden  regierungsseitig  in  je- 
dem einzelnen  Falle  die  Transportkosten ,  insofern  ein  wirklicher 
Aufwand  dafür  nachgewiesen  wurde,  angewiesen,  so  wie  sie  den 
Kranken,  welche  sich  freiwillig  des  Medizinalrates  eines  anderen 
Bezirkes  bedienten,  in  den  in  der  Gebührenordnung  bezeichneten 
Fällen  verrechnet  werden  konnten. 

Den  Tierärzten  wurden  gleichfalls  150  fl.  für  Pferdefourage 
bezahlt,  mit  der  Verpflichtung,  ein  Dienstpferd  wirklich  zu  halten. 
Den  praktizierenden  Aerzten  und  Accessisten  wurden  dann  i  fl. 
30  Kr.  für  den  Tag  an  Transportkosten  gewährt,  wenn  sie  sich 
zwei  oder  mehrere  Stunden  zu  ärztlichen  Verrichtungen  von  ihrem 
Wohnort  entfernten. 

Statt  der  Diäten  für  öffentliche  Dienstverrichtungen  inner- 
halb des  Medizinalbezirks  wurde  denjenigen  Medizinalräten,  deren 
Bezirk  nicht  auf  einzelne  Gemeinden  der  geographischen  Lage 
nach  beschränkt  war ,  die  Summe  von  200  fl.  jährlich  aus  der 
Landessteuerkasse  in  vierteljährlichen  Raten  bezahlt.  Die  Medi- 
zinalassistenten hatten  alle  öfl^entlichen  Dienstverrichtungen  gegen 
den  Bezug  ihrer  Besoldung  in  ihrem  Bezirk  ebenso  ohne  einen 
Anspruch  auf  Diäten  zu  leisten.  Ausserdem  konnten  die  Medi- 
zinalräte und  Assistenten  innerhalb  des  Medizinalbezirks  Diäten 
mit  drei  Gulden  nur  in  den  Fällen  aufnehmen,  wo  sie  nach  der 
Gebührenordnung  ihnen  zukamen.  Den  Accessisten  und  prakti- 
zierenden Aerzten,  insofern  sie  nicht  als  Stellvertreter  der  Medi- 
zinalräte oder  Assistenten  bei  öffentlichen  Dienstverrichtungen  in 
Anspruch  genommen  wurden,  in  welchem  Fall  sie  sich  nach  den 
für  diese  erteilten  Vorschriften ,  soweit  sie  auf  sie  anwendbar 
waren,  zu  richten  hatten,  standen  innerhalb  des  Bezirks  drei  Gul- 
den Diäten  zu.  In  gleicher  Weise  waren  den  Tierärzten  in  ihrem 
Bezirk,  jedoch  nur  in  den  in  der  Gebührenordnung  bezeichneten 
Fällen  drei  Gulden  Diäten  zugestanden. 

Bei  Reisen  ausser  dem  Medizinalbezirk  wurden  den  Medizinal- 
räten 4  Gulden  30  Kreuzer    und    den    übrigen  Medizinalpersoncn 
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3  Gulden  30  Kreuzer  in  den  in  der  Gebührenordnung  bezeich- 
neten Fällen  bewilligt. 

Für  Kanzleibedürfnisse  bezogen  die  Medizinalräte  25  Gulden, 
die  Medizinalassistenten  10  Gulden  jährlich.  Dafür  hatten  erstere 
insonderheit  das  Intelligenz-  und  Verordnungsblatt  anzuschaffen, 
dem  übrigen  angestellten  Medizinalpersonal  des  Bezirks  mit  Aus- 
nahme jedoch  der  Hebammen,  welchen  dasselbe  von  den  Orts- 
schultheissen  zukam ,  mitzuteilen  und  seinem  Dienstnachfolger 
eingebunden  zu  überliefern. 

Gleich  den  Aerzten  in  heutiger  Zeit  war  es  den  Medizinal- 
räten und  Medizinalassistenten,  sowie  den  praktizierenden  Aerzten 
untersagt,  Apotheken  in  dem  ihnen  angewiesenen  Medizinalbezirk 
zu  besitzen  oder  auch  nur  daran  beteiligt  zu  sein ,  sowie  über- 
haupt Arzneien  zu  verkaufen.  Hiervon  waren  alle  diejenigen  Ge- 
genstände ausgenommen ,  welche  bei  Ausübung  der  Chirurgie 
und  der  Tierarzneikunde  gewöhnlich  unmittelbar  von  den  Aerzten 
oder  Tierärzten  als  Heilmittel  angewendet  werden,  deren  Ferti- 
gung und  Anordnung  bez.  Anwendung  ihnen  gestattet  war,  je- 
doch mit  der  Bestimmung,  dass  sie  die  dazu  notwendigen  ein- 
fachen Stoffe  aus  der  betreffenden  Amtsapotheke  nehmen  mussten, 
auch  lediglich  sich  den  Ersatz  ihrer  Auslagen  bezahlen  lassen 
durften. 

Dem  Medizinalpersonal  sowohl  als  den  Apothekern  war  über- 
dies der  Betrieb  eines  bürgerlichen  Gewerbes  als  solchen  ohne 
besondere  Erlaubnis  der  Landesregierung  verboten,  namentlich 
durften  die  zur  Ausübung  der  Heilkunst  in  allen  Kategorien  an- 
gestellten Personen  das  Badergewerbe  als  solches  nicht  betreiben. 

IL 

Was  den  allgemeinen  Wirkungskreis  des  Medizinalpersonals 
anbetrifift,  so  war  dieser  unter  der  Aufsicht  und  Leitung  der  Lan- 
desregierung bez.  nach  Massgabe  erfolgender  Requisition  der 
Amtsbehörden  medizinalpolizeilicher  und  gerichtsärztlicher  Art. 
In  wissenschaftlicher  Beziehung  übten  sie  dabei  die  Heilkunde 
selbständig  aus,  so  dass  sie  über  die  Zweckmässigkeit  der  An- 
wendung eines  oder  des  andern  Systems  der  Wissenschaft  nicht 
zur  Verantwortung  gezogen  werden  konnten.  Hierin  standen  sich 
der  Medizinalrat  und  Medizinalassistent  sowohl  als  auch  die 
praktizierenden  Aerzte  und  Accessisten  vollkommen   gleich. 

Dagegen  war  das  gesamte  Medizinalpersonal   des  Bezirks  dem 
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Medizinaliat  in  technischer  Beziehung  insoweit  vnitergeordnet, 
dass  dieser  über  die  eingehaltene  Kurmethode  in  einzelnen  Fällen 
von  demselben  Bericht  erfordern  konnte,  wenn  er  einen  offen- 
baren Mangel  an  der  folgerichtigen  Behandlung  entdeckte ,  mit 
seinen  Gutachten  an  die  Landesregierung  zur  weiteren  Verfü- 
gung einzusenden  hatte.  In  Beziehung  auf  die  Form  der  öffent- 
lichen Medizinalpflege  nach  den  bestehenden  Verordnungen  und 
Vorschriften  aber  war  das  gesamte  Medizinalpersonal  des  Bezirks 
dem  Medizinalrat  unbedingt  untergeben,  so  dass  er  darüber  Be- 
richt erfordern,  Visitationen  anordnen  und  Zurechtweisungen  er- 
teilen konnte  ,  wenn  er  Abweichungen  von  den  Vorschriften  be- 
merkte. 

Er  bildete  zugleich  in  allen  diesen  Beziehungen  allein  das 
Organ  der  obern  Landesbehörden,  so  dass  er  nur  allein  Berichte 
an  dieselben  erstattete  und  Resolutionen  von  ihnen  empfing. 

In  allen  Gegenständen  der  Medizinalpolizei  und  gerichtlichen 
Medizin  aber  hatte  er  die  einschlägige  Amtsbehörde ,  welcher 
die  obere  Leitung  der  Polizeiverwaltung  des  betreffenden  Bezirks 
anvertraut  war,  zu  den  zu  treffenden  Verfügungen  zu  requirieren 
oder  deren  Requisition  zu  erwarten,  um  derselben,  so  bald  sie  er- 
folgte, pünktlich  Folge  zu  leisten. 

Da  durch  das  Fortschreiten  in  dem  Studium  der  eigentlichen 
Arznei-  und  der  Wundarzneikunst  eine  wissenschaftliche  genaue 
Bezeichnung  der  beiderseitigen  Grenzlinien  untunlich  geworden, 
darnach  auch  die  getrennte  Ausübung  der  Arznei-  und  VVund- 
arzneikunde  durch  besondere  Aerzte  und  Wundärzte  nach  der 
bisherigen  Erfahrung  nicht  gehörig  beaufsichtigt  werden  konnte, 
so  sollte  nunmehr  im  Herzogtum  diese  Trennung  in  den  Dienst- 
kategorien nicht  mehr  bestehen ,  weshalb  sogenannte  Chirurgen 
nicht  ferner  zur  Prüfung  zugelassen  wurden,  noch  weniger  als  solche 
eine  Anstellung  erhielten ;  vielmehr  sollten  die  Medizinalräte, 
Medizinalassistenten ,  praktizierenden  Aerzte  und  Accessisten  zur 
Ausübung  der  Wundarzneikunst,  ohne  alle  Scheidung  von  der 
gesamten  Heilkunst,  befugt  und  verbunden  sein. 

Da  jedoch  die  bei  Erlass  des  Ediktes  vorhandenen  bereits 
früher  zur  Praxis  zugelassenen  oder  angestellten  Chirurgen  nicht 
alle  in  den  verschiedenen  Teilen  der  Arzneiwissenschaft  sowohl 
als  der  Wundarzneikunde,  wie  es  bei  den  künftig  zur  Prüfung 
sich  meldenden  Kandidaten  der  Heilkunde  nach  ihrer  künftigen 
Bestimmung  vorausgesetzt  wurde,  hinlänglich  gebildet  waren,  so 
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hatten  sie  sich  in  ihrer  künftigen  Praxis  auf  denjenigen  Teil  der 
Heilkunde  zu  beschränken ,  welcher  ihnen  in  den  einzelnen  An- 
stellungsdekreten vorgezeichnet   wurde. 

Alle  übrigen  nicht  als  Medizinalassistenten  angestellten  oder 
zur  chirurgischen  Praxis  ausdrücklich  zugelassenen  Personen  ge- 
hörten von  nun  an  zur  Klasse  der  Bader. 

Im  Verhältnisse  der  Medizinalassistenten  zu  den  Medizinal- 
räten und  ihren  Stellvertretern  waren  jene  die  beständigen  Ge- 
hilfen der  letzteren  in  Behinderungsfällen. 

Den  Accessisten  lagen  in  Rücksicht  der  öffentlichen  Medi- 
zinalpflege die  Funktionen  der  Medizinalassistenten  in  Behin- 
derungsfällen ob.  Wegen  der  Ausübung  der  ihnen  gestatteten 
Privat-Praxis  werden    sie  auf  besondere  Dienstdekrete  verwiesen. 

Die  nächste  Aufsicht  über  die  Ausübung  der  Tierarznei- 
kunde als  Gegenstand  der  Medizinalpolizei  blieb  den  Medizinal- 
räten vorbehalten ,  welche  sich  im  Fall  des  Bedarfs  der  appro- 
bierten Tierärzte  als  Gehilfen  zur  Ausübung  ihrer  Heilpläne  be- 
sonders bei  Viehseuchen  zu  bedienen  hatten.  Die  Landesre- 
gierung hatte  Bedacht  darauf  zu  nehmen,  dass  nicht  allein  Kur- 
schmieden oder  anderen  Pferdeverständigen  rücksichtlich  der  Pferde, 
sondern  auch  den  Hirten  und  Schäfern  der  erforderliche  Unter- 
richt zu  Behandlung  der  unter  ihrer  Obhut  stehenden  Tiere  bei 
plötzlichen  und  den  gewöhnlichen  Krankheitszufällen,  sowie  zu 
Besorgung  des  Viehschnitts  erteilt,  ferner  dass  das  an  manchen 
Orten  des  Herzogtums  schon  bestehende  Institut  der  sogenannten 
Rossgerichte  auch  auf  andere  Viehgattungen  ausgedehnt  werde, 
es  für  alle  Teile  des  Herzogtums  eine  zweckmässigere  Einrich- 
tung erhalte.  Die  Apotheker  hatten  in  Zubereitung  und  Ausgabe 
der  Arzneien  den  Anordnungen  der  aufgestellten  Medizinalbe- 
amten und  autorisierten  praktizierenden  A.erzte  pünktlich  zu  ent- 
sprechen, und  in  Rücksicht  ihrer  übrigen  Dienstobliegenheiten 
die  Vorschriften  ihrer  Dienst  Instruktion  sich  zur  unwandelbaren 
Richtschnur  dienen  zu  lassen. 

Als  Geburtshelfer  leisteten  die  Medizinalräte  und  Medizinal- 
assistenten bei  schweren,  unregelmässigen  Geburten  die  erforder- 
lichen Dienste.  Diese  sowie  die  praktizierenden  Aerzte  und 
Accessisten  waren  zur  Ausübung  der  Geburtshilfe  ohne  Ein- 
schränkung befugt.  Dagegen  hatten  die  approbierten  und  ver- 
pflichteten Hebammen  den  Gebärenden  in  natürlichen  und  regel- 
mässigen Fällen  beizustehen.     Die  Hebammen  standen  unter  be- 
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sonderer  Aufsicht  der  Medizinalräte  und  Medizinalassistenten 
und  hatten  in  Ausübung  ihres  Dienstes  deren  Anordnungen 
pünktHche  Folge  zu  leisten,  sowie  ihrer  Instruktion  genau  nach- 
zuleben. 

Zu  den  bloss  manuellen  Verrichtungen,  sowie  zur  Geburts- 
hilfe sollten  auch  ferner  noch  praktizierende  Chirurgen,  wo  es 
erforderlich  war,  zugelassen  werden,  wenn  sie  sich  über  die  er- 
forderlichen Kenntnisse  in  der  Anatomie,  Physiologie,  Heilmittel- 
und  Bandagenlehre,  die  der  manuellen  Chirurgie  und  praktischen 
Geburtshilfe  gehörig  ausgewiesen  hatten.  Sie  waren  jedoch  zu 
irgend  einer  Operation  nur ,  wenn  ihnen  diese  von  dem  Medi- 
zinalrat, Assistenten,  oder  einem  praktizierenden  Arzt  besonders 
aufgetragen  worden  war,  und  unter  dessen  Aufsicht  befugt.  Von 
dem  Dienste  der  Medizinalbeamten  ganz  getrennt  sollte  das  Ge- 
werbe der  Bader  bestehen.  Zu  deren  Verrichtungen  gehörten 
das  Rasieren,  Schröpfen,  Aderlassen,  Klistieren,  Blutegelsetzen, 
Warten  bei  Kranken  und  sonstige  dergleichen  durch  blosse 
Uebung  zu  erlangende  Fertigkeiten,  welche  von  der  Landes- 
regierung näher  bezeichnet  waren.  Wollten  sie  nicht  nach  §  21 
des  Ediktes  als  Pfuscher  behandelt  werden,  so  durften  die  Bader 
jene  Verrichtungen  als  Heilmittel  bei  Kranken  nur  nach  Anordnung 
und  unter  Aufsicht  eines  Arztes  in  Anwendung  bringen.  Bei 
ihren  Gesuchen  um  Rezeption  mussten  sie  sich  durch  ein  Zeugnis 
des  betreffenden  Medizinalrates  über  die  erlangten  Kenntnisse 
bez.  die  Fertigkeit  in  den  manuellen  Verrichtungen  ,  welche  als 
Heilmittel  anzuwenden  sind,  ausweisen. 

In  Verfolg  des  §  15  des  Edikts  vom  5./6.  Januar  1816  lag 
der  Landesregierung  ob,  die  fortwährende  unmittelbare  Aufsicht 
über  die  Tätigkeit  und  Dienstverwaltung  des  Medizinalpersonals 
zu  führen.  Diese  Bestimmung  schloss  jedoch  die  Befugnis  der 
übrigen  höheren  Behörden,  namentlich  des  Oberappellationsgerichts, 
Hofgerichts  und  des  Kriegskollegiums  nicht  aus,  an  ihren  Wirkungs- 
kreisen die  Medizinalbeamten  in  Erfüllung  ihrer  Dienstpflichten 
zu  kontrollieren  und  über  etwa  entdeckte  Dienstfehler  die  Landes- 
regierung zur  weiteren  Verfügung  in  Kenntnis  zu  setzen.  Da  es 
nicht  die  Absicht  des  Ediktes  war,  den  Einwohnern  des  Herzog- 
tums die  freie  Wahl  im  Gebrauch  des  Medizinalpersonals  bei  ein- 
zelnen Krankheitszufällen  zu  entziehen,  so  verstand  es  sich  von 
selbst,  dass  nicht  allein  den  inländischen  angestellten  Medizinal- 
beamten   auch    ausserhalb    ihres    Medizinalbezirks,    sondern   auch 
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den  ausländischen  von  ihrer  Landesbehörde  approbierten  Aerzten, 
Chirurgen,  Geburtshelfern,  Tierärzten  etc.  die  Praxis  in  dem 
ganzen  Umfang  des  ganzen  Herzogtums,  wenn  sie  in  einzelnen 
Fällen  berufen  wurden,  gestattet  war,  so  jedoch,  dass  sie  sich 
allenthalben  die  bestehenden  Verordnungen  und  Vorschriften  zur 
Richtschnur  dienen  liessen.  Namentlich  sollte  auch  für  das  aus- 
wärtige Medizinalpersonal,  dessen  »Belohnung  im  Allgemeinen 
ganz  der  Willkür  der  betroffenen  Individuen  heimgestellt  blieb«, 
die  Gebührenordnung  der  Landesregierung  als  Norm  der  Be- 
urteilung betrachtet  werden,  wenn  über  die  Honorierung  eines 
solchen  auswärtigen  Arztes,  Wundarztes  etc.  in  einzelnen  Fällen 
deren  Entscheidung  verlangt  werden  sollte.  Sowie  einem  jeden 
Landeseinwohner  frei  gestellt  blieb,  sich  einer  ausländischen  oder 
einer  andern  inländischen  Amtsapotheke  zu  bedienen,  so  war  es 
auch  jedem  inländischen  Apotheker  verstattet,  auf  Verlangen 
Arzneien  in  das  Ausland  oder  in  einen  andern  Medizinalbezirk 
zu  verfertigen,  stets  jedoch  unter  Beobachtung  der  vorgeschrie- 
benen Gebührenordnung.  Beim  herzoglichen  Militär  durften  keine 
anderen  als  von  der  Landesregierung  geprüfte  und  approbierte 
Aerzte  als  Regiments-,  Bataillons-  und  Divisionsärzte  angestellt 
werden.  Das  Kriegskollegium  hatte  sich  demnach  in  jedem  ein- 
zelnen Fall,  ehe  es  einen  Antrag  zur  Besetzung  einer  solchen 
Stelle  mit  einer  Person,  welche  noch  nicht  unter  die  geprüften 
und  approbierten  Landesärzte  gehörte,  vorlegte,  mit  der  Landes- 
regierung in  Verbindung  zu  setzen  und  deren  Gutachten  ein- 
zuziehen. Zur  Verhütung  übler  Folgen,  welche  durch  Ausübung 
der  medizinischen  Praxis  von  Pfuschern,  sowie  durch  freien  Ver- 
kauf von  zubereiteten  Arzneimitteln  durch  Quacksalber  verursacht 
wurden,  war  folgendes  verordnet:  a)  Die  Ausübung  der  medi- 
zinischen Praxis  im  Herzogtum  war  allen  Personen,  welche  sich, 
ohne  vorher  in  den  medizinischen  Wissenschaften  geprüft  und 
zur  Praxis  im  allgemeinen  oder  in  einzelnen  Teilen  autorisiert 
worden  zu  sein,  mit  Ausübung  derselben  im  allgemeinen  oder 
in  einzelnen  Zweigen  gegen  die  erhaltene  Erlaubnis  befassten, 
bei  Strafe  von  fünfzig  Gulden  oder  vierwöchentlicher  Gefängnis- 
strafe für  den  ersten,  von  einhundertfünfzig  Gulden  oder  drei- 
monatlicher Korrektionshausstrafe  für  den  zweiten  und  von  ein- 
jähriger Korrektionshausstrafe  für  den  dritten  und  folgenden 
Uebertretungsfall  untersagt.  Ausser  der  zuletzt  gedachten  Strafe 
für  den  dritten  und  folgenden  Uebertretungsfall  sollten  die  Land- 
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und  Amtschirurgen,  welche  die  Praxis  nach  ihren  früheren 
Anstellungsdekreten  ferner  noch  ausüben  durften,  im  Fall  sie 
die  ihnen  vorgezeichneten  Grenzen  ihrer  Befugnisse  in  dieser  Hin- 
sicht zum  drittenmal  überschritten,  ihres  Dienstes  mit  Verlust 
ihres  Gehaltes  und  ihrer  Ansprüche  auf  Pension  entsetzt  wurden, 
b)  In  dem  Umfang  des  Herzogt^jms  durften  Arzneimittel  von 
keinem  Andern  als  von  den  angestellten  Apothekern  und  appro- 
bierten Provisoren  in  öffentlichen  Apotheken  zubereitet  und  ver- 
kauft werden.  Derjenige,  welcher  unbefugterweise  die  Zubereitung 
von  Medikamenten  für  Kranke  als  Gewerbe  zum  Absatz  trieb 
oder  sich  mit  dem  Verkauf  von  zubereiteten  Medikamenten,  so- 
genannten Quacksalbereien,  im  Herzogtum  befasste,  sollte  in  dem 
ersten  Betretungsfall  mit  einer  Strafe  von  fünfzig  Gulden  oder 
vierwöchentlicher  Gefängnisstrafe,  für  den  zweiten  mit  einhundert- 
fünfzig Gulden  oder  dreimonatlicher  Korrektionshausstrafe  und 
für  den  dritten  und  folgenden  Fall  mit  einjähriger  Korrektionshaus- 
strafe belegt  werden.  Das  gesamte  Medizinalpersonal  sollte  stets 
die  Wichtigkeit  seines  Berufes  im  Auge  haltend  in  jeder  Be- 
ziehung einen  moralischen  und  nüchternen  Lebenswandel  führen. 
Insbesondere  aber  hatte  dasselbe  unter  allen  Umständen  irgend 
ein  Uebermass  im  Genüsse  geistiger  Getränke  zu  vermeiden,  in- 
dem dadurch  nicht  allein  wirkliche  Dienstfehler  veranlasst  werden 
könnten,  sondern  auch  das  öffentliche  Zutrauen  zum  Nachteil 
des  Dienstes  geschwächt  oder  gar  vernichtet  würde.  Alle  öffent- 
lichen Behörden  wurden  dafür  persönlich  verantwortlich  gemacht, 
eine  jede  Tatsache  dieser  Art,  sie  möchte  im  einzelnen  nach- 
teilige Folgen  gehabt  haben  oder  nicht,  der  Landesregierung 
anzuzeigen,  welche  im  ersten  Fall  ,  wenn  ein  Medizinalbeamter 
sich  Trunkenheit  hatte  zu  schulden  kommen  lassen,  eine  Strafe 
von  fünfzig  Gulden  anzusetzen,  in  dem  zweiten  und  folgenden 
Fall  aber  neben  alsbaldiger  Suspension  von  den  Dienstverrichtungen 
den  Umständen  nach  auf  Quieszierung  bez.  gänzliche  Dienstesent- 
setzung anzutragen  hatte,  welche  letztere  alsdann  ohne  Pensions- 
berechtigung ausgesprochen  wurde.  Wegen  Prüfung  der  Kandi- 
daten der  Arzneiwissenschaft  und  Wundarzneikunde  hatte  be- 
reits das  Staatsministerium  durch  die  Verordnung  vom  26.  Fe- 
bruar 18 16  das  Nötige  verfügt.  Hierbei  sollte  es  sein  Bewenden 
behalten  und  die  Kandidaten  der  Tierarzneikunde  und  Pharmazie 
ebenfalls  hiernach  behandelt  werden. 
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III. 

Im  Anschluss  an  das  landesherrliche  Edikt  vom  21.  März  i8i8 
wurde  sodann  vom  Herzog  eine  Dienstinstruktion  für  die  Medizinal- 
beamten erlassen. 

Nach  dieser  Instruktion  (Teil  I)  hatte  der  Medizinalrat  zur 
Erreichung  des  Zwecks  einer  guten  Gesundheitspolizei  gemein- 
schaftlich und  in  Uebereinstimmung  mit  der  Amtsbehörde,  welcher 
die  obere  Leitung  der  Polizeiverwaltung  in  dem  Amtsbezirk  an- 
vertraut war,  zu  handeln,  zu  dem  Ende  nach  §  22  der  Amtsver- 
waltungsordnung vom  5.  Juni  1816  über  Gegenstände  der  Medizinal- 
polizei sich  in  steter  Kommunikation  mit  dem  Beamten  zu  halten. 
Der  Medizinalrat  hatte  dessen  Requisitionen  zu  entsprechen ;  wenn 
jedoch  beide  über  zu  treffende  Vorkehrungen  in  medizinisch- 
polizeilicher Hinsicht  verschiedener  Meinung  waren,  so  hatte  der 
Beamte  unter  Anschliessung  des  Berichts  des  Medizinalrats  über 
den  Fall  an  die  herzogliche  Landesregierung  zu  berichten  und 
Verhaltungsvorschriften  zu  erwarten ;  in  eiligen  Fällen  aber  war 
die  Verfügung,  je  nachdem  sie  auf  polizeilichen  oder  medizinisch- 
technischen Gründen  beruhte,  vorläufig  nach  der  Ansicht  des 
Beamten  oder  des  Medizinalrats  auf  Verantwortlichkeit  desjenigen 
zu  vollziehen,  dessen  Meinung  befolgt  wurde,  und  in  dem  zu  er- 
stattenden Berichte  die  geschehene  Verfügung  anzuzeigen.  — 

Die  Medizinalräte  hatten  in  ihren  Medizinalbezirken  zunächst 
darnach  zu  sehen,  dass  alles  dasjenige,  was  die  Luft  in  der  Um- 
gegend ungesund  machen  könnte,  hinweggeräumt  wurde,  nament- 
lich, dass  die  Leichen  mit  Beobachtung  der  Verordnung  vom 
31.  August  1808  und  die  gefallenen  Tiere  zeitig  und  mit  Vorsicht 
tief  genug  unter  die  Erde  gebracht,  dass  die  Totenhöfe  (in  Ge- 
mässheit  des  Generalreskripts  herzoglicher  Landesregierung  vom 
Mai  1816  ad  A.  1819  et  2630),  sowie  die  Begräbnisplätze  für  die 
Tiere  an  solchen  Orten  angelegt  wurden,  wo  dieselben  für 
Menschen  unschädlich  waren,  dass  Strassen  und  Wege  in  und 
um  Städte  und  Dörfer  von  Gegenständen,  welche  die  Luft  ver- 
pesteten, rein  gehalten,  Sümpfe  und  Moräste  in  deren  Nähe  aus- 
getrocknet wurden  u.  s.   w. 

Sobald  die  Medizinalräte  in  ihren  Medizinalbezirken  Ent- 
deckungen von  solchen  auf  den  öffentlichen  Gesundheitszustand 
nachteilig  einwirkenden  Gegenständen  machten,  hatten  sie  sich 
mit  dem  Beamten  zu  benehmen,  damit  für  deren  Hinwegräumung 
von  der  Lokalpolizei   gesorgt  wurde. 
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Da  das  Wasser  in  den  öffentlichen  Brunnen  als  das  allgemein 
gewöhnliche  Getränke  für  Menschen  und  Tiere  einen  grossen 
Einfluss  auf  den  öffentlichen  Gesundheitszustand  hat,  so  sollte 
der  Medizinalrat  seine  Aufmerksamkeit  darauf  richten  und  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Beamten  dahin  wirken,  dass  in  den  Orten 
seines  Medizinalbezirks  ein  reines  gesundes  Wasser  in  den  öffent- 
lichen Brunnen  vorhanden  war,  widrigenfalls  die  Verbesserung 
derselben  oder  nach  Umständen  deren  ganz  neue  Anlage  ver- 
anlasst werden  musste. 

Nicht  weniger  hatte  der  Medizinalrat  im  allgemeinen  darauf 
zu  sehen,  dass  die  Nahrungsmittel,  welche  die  Bewohner  seines 
Medizinalbezirks  als  Bedürfnis  gewöhnlich  genossen,  namentlich 
Brot,  Fleisch,  Bier  etc.  ihrer  Gesundheit  nicht  nachteilig  waren, 
insbesondere  zu  Zeiten,  wo  die  Früchte  wegen  ungünstiger 
Witterung  unzeitig  eingeerntet  worden  waren,  dieselben  nach 
vorgängiger  Untersuchung  zu  belehren,  ob  sie  ohne  Nachteil  für 
die  Gesundheit  von  Menschen  und  Vieh  gar  nicht  genossen 
werden  könnten,  oder  welche  Vorsichtsmassregeln  sie  beim  Ge- 
brauch derselben  anzuwenden   hatten. 

Bei  gänzlichen  Missernten  hatte  der  Medizinalrat  in  Gemein- 
schaft mit  dem  Beamten  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen, 
um  die  fehlenden  gewöhnlichen  Nahrungsmittel  womöglich  durch 
unschädliche  Surrogate  zu  ersetzen,  oder  bei  zu  befürchtendem 
Mangel  die  erforderlichen  Massregeln  zu  dessen  Abwendung  bei 
der  herzoglichen  Landesregierung  zu  veranlassen. 

Von  der  grössten  Wichtigkeit  für  die  Tätigkeit  des  Medizinal- 
rats waren  die  an  den  Grenzen  oder  innerhalb  seines  Medizinal- 
bezirks ausbrechenden  ansteckenden  Menschenkrankheiten. 

Wenn  der  Medizinalrat  von  einer  in  der  Nähe  seines  Medi- 
zinalbezirks ausgebrochenen  ansteckenden  Krankheit  Nachricht  er- 
hielt, so  hatte  er  sogleich  nötigenfalls  an  Ort  und  Stelle  die  ge- 
nauesten Erkundigungen  über  die  Natur  dieser  Krankheit  einzu- 
ziehen, und  im  Fall  sie  ansteckend  und  lebensgefährlich  war,  nach 
§  22  der  Amtsverwaltungsordnung  den  Beamten  umständlich  und 
mit  Beifügung  seines  Gutachtens  über  die  zu  Verhütung  der  Aus- 
breitung in  dem  Medizinalbezirk  zu  treffenden  polizeilichen  Vor- 
kehrungen hiervon  zu  unterrichten,  zugleich  aber  selbst  den  Schult- 
heissen  derjenigen  Gemeinden,  welche  am  meisten  mit  der  An- 
steckung bedroht  waren,  die  zweckmässigsten  Verwahrungsmittel 
gegen  die  Krankheit  zur  Bekanntmachung  in  den  Gemeinden  und 
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Befolgung  mitzuteilen.  Der  Beamte  hatte,  unter  Beischliessung  des 
ärztlichen  Gutachtens,  über  die  wirklich  ergriffenen  polizeilichen 
Massregeln  sofort  an  die  herzogliche  Landesregierung  Bericht  zu 
erstatten. 

Wurde  dem  Medizinalrat  von  einem  Schultheissen  seines  Be- 
zirks nach  §  42  der  Schultheisseninstruktion  die  Anzeige  gemacht, 
oder  nahm  er  selbst  wahr,  dass  in  einer  Gemeinde  eine  lebens- 
gefährliche Krankheit  ungewöhnlich  stark  um  sich  griff,  so  hatte 
er  sich  sogleich  an  Ort  und  Stelle  zu  begeben  und  die  Krank- 
heit nach  ihrer  Entstehung,  ihren  Merkmalen,  Mitteilungsart  und 
gefährlichen  Folgen  gründlich  zu  untersuchen. 

Ueberzeugt  sich  der  Medizinalrat  durch  diese  Untersuchung, 
dass  die  Krankheit  eine  leicht  ansteckende  und  gefährliche  war, 
so  hatte  er  unaufgefordert  auf  der  Stelle  bei  den  wirklich  Er- 
krankten die  angemessene  Heilmethode  anzuordnen  und  die  Ver- 
wahrungsmittel gegen  die  Krankheit  den  Ortsschultheissen  zur 
öffentlichen  Bekanntmachung  in  den  Gemeinden  und  Befolgung 
mitzuteilen.  Er  hatte  auch  nötigenfalls  nach  Umständen,  zufolge 
Pos.  2.  der  landesherrlichen  Verordnung  vom  31.  August  1803 
das  Begraben  der  Toten  betreffend,  eine  schnelle  Beerdigung  der 
Leichen  zu  veranlassen. 

Ueber  die  getroffenen  Verfügungen  hatte  er  ein  erschöpfendes 
Protokoll  aufzunehmen,  welchem  eine  Tabelle  über  die  erkrankten, 
wieder  genesenen  oder  gestorbenen  Personen  mit  Vor-  und  Zu- 
namen beizufügen  war,  und  solches  zusammen  mit  gutachtlichem 
Bericht  über  die  zu  ergreifenden  polizeilichen  Massregeln,  beson- 
ders wegen  Heilung  armer  hilfloser  Kranken,  sowie  zu  Verhütung  der 
weitern  Ausbreitung  der  Krankheit,   an  den  Beamten  zu  befördern. 

Der  Beamte  hatte  diese  Aktenstücke  mit  seiner  berichtlichen 
Anzeige  über  die  wirklich  ergriffenen  polizeilichen  Massregeln  und 
etwaige  gutachtliche  Vorschläge  an  die  herzogliche  Landesregie- 
rung unverzüglich  gelangen  zu  lassen. 

Es  war  Pflicht  des  Medizinalrats,  die  grösste  Sorgfalt  darauf 
zu  verwenden ,  dass  die  wirklich  von  der  Krankheit  ergriffenen 
Personen  wiederhergestellt,  zu  dem  Ende  nach  den  zu  erteilenden 
ärztlichen  Vorschriften  gut  behandelt  und  verpflegt  wurden. 

Ausser  den  den  Ortspolizeibehörden  hierüber  zu  erteilenden 
Vorschriften,  über  deren  Vollziehung  er  zu  wachen  hatte,  sollte 
er  das  unter  seiner  Aufsicht  stehende  Medizinalpersonal,  nament- 
lich die  Medizinalassistenten  und  Accessisten,  soweit  erforderlich, 
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sowie  in  dringenden  Fällen  auch  die  praktizierenden  Aerzte  zur 
Beihilfe  zu  requirieren  befugt  sein. 

Sämtliche  Aerzte  hatten  sich  in  solchen  Fällen  über  die  Be- 
handlung der  Krankheit  gemeinschaftlich  zu  benehmen.  Waren 
sie  über  die  Natur  der  Krankheit  zweifelhaft,  so  war  ihnen,  zu 
desto  sicherer  Rettung  der  von  der  ansteckenden  Krankheit  be- 
fallenen noch  lebenden  Menschen,  nach  Ermessen  und  vorgängiger 
Anzeige  bei  dem  Beamten  gestattet,  eine  oder  mehrere  Lei,chen 
zu  öffnen.  Solche  Sektionen  waren  mit  aller  Vorsicht  vorzu- 
nehmen und  jedesmal  war  darüber  ein  umständliches  Protokoll 
aufzunehmen.  Konnten  sich  die  genannten  Medizinalbeamten  über 
die  Heilmethode  nicht  einigen,  so  hatten  diejenigen,  welche 
mit  dem  Medizinalrat  verschiedener  Meinung  waren,  jeder  für  sich, 
die  Gründe  ihrer  abweichenden  Behandlungsart  in  einem  schrift- 
lichen Gutachten  zusammenstellen  und  solches  dem  Medizinalrat 
zu  übergeben,  welcher  es  mit  Bericht,  worin  er  die  Gründe  seiner 
Meinung,  sowie  die  Zweifel  gegen  die  Gutachten  der  übrigen 
Aerzte  ausführte,  ohne  Verzug  unmittelbar  der  herzoglichen  Lan- 
desregierung vorzulegen  hatte.  Inzwischen  aber  blieb  es  den 
übrigen  Aerzten  unbenommen,  nach  ihrer  Methode  die  Kur  fort- 
zusetzen. 

Der  Medizinalrat  hatte,  so  lange  die  Krankheit  hinsichtlich 
der  Ansteckung  und  weitern  Ausbreitung  gefährlich  war,  täglich, 
nachher  aber  und  bis  solche  völlig  gehoben  war,  wenigstens  alle 
drei  Tage,  entweder  selbst  oder  nach  Ermessen  abwechselnd  mit 
dem  Medizinalassistenten  und  Accessisten  die  Patienten  zu  be- 
suchen, und  das  an  jedem  Tage  zweckdienlich  Scheinende  anzu- 
ordnen bez.  zu  veranlassen.  Ueber  den  Fortgang,  die  Ab-  und 
Zunahme  der  Krankheit  hatte  er  von  acht  zu  acht  Tagen  wenig- 
stens, unter  Vorlage  der  oben  angegebenen  fortzuführenden  Ta- 
belle Bericht  zu  erstatten  und  solchen  mittelst  des  Amts,  wel- 
ches, wie  schon  bemerkt ,  die  nötige  berichtliche  Anzeige  über 
die  weiter  getroffenen  polizeilichen  Vorkehrungen  mit  Gutachten 
beizufügen  hatte ,  an  die  Landesregierung  gelangen  zu  lassen. 
Durch  das  landesherrliche  Edikt  vom  15. /i8.  Januar  1808  §  7  ff. 
war  das  Verfahren  vorgeschrieben ,  welches  zur  Verhütung  der 
Ausbreitung  der  ausgebrochenen  natürlichen  Blattern  beobachtet 
werden  sollte. 

Auch  die  Impfung  der  Schutzblattern  in  dem  ganzen  Medi- 
zinalbezirk stand   unter  der  Leitung  des  Medizinalrates.     Es   waren 
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dazu  zwar  der  Medizinalrat  selbst,  der  Medizinalassistent,  die 
Accessisten  und  die  praktischen  Aerzte  befugt;  jeder  von  ihnen 
hatte  aber  dem  Medizinalrat  Anzeige  zu  machen ,  damit  dieser 
hierüber  die  nötige  Bemerkung  in  der  vorschriftsmässig  zu  füh- 
renden Impftabelle  machen  konnte. 

Auch  jeder  auswärtige  approbierte  Arzt  konnte  auf  Verlangen 
der  Eltern  die  Impfung  der  Schutzblattern  vornehmen  ;  er  hatte 
jedoch  sich  gleichfalls  nach  den  bestehenden  Vorschriften  zu 
richten  und  dem  Medizinalrat  die  Anzeige  zu  machen. 

IV. 

Im  übrigen  lagen,  wie  erwähnt,  dem  Medizinalrat  alle  ge- 
richts-  und  medizinalpolizeilichen  Funktionen,  in  letzterer  Hinsicht 
namentlich  auch  die  Aufsicht  über  die  Apotheken,  ob,  auf  welche 
im  einzelnen  einzugehen  kein  Interesse  vorliegt,  da  sie  gegenüber 
den  heutigen  Verhältnissen  keine  grundsätzlichen  Verschieden- 
heiten aufweisen. 

Hervorzuheben  ist  aber,  dass  der  Medizinalrat  alljährlich 
wenigstens  zweimal,  im  Frühjahr  und  Herbst,  sämtliche  Ortschaften 
seines  Bezirkes  zu  bereisen  hatte  und  jedesmal  über  das  Resultat 
mit  Beifügung  seines  gutachtlichen  Antrages  über  etwa  abzustel- 
lende Mängel  oder  anzubringende  Verbesserungen  vollständigen 
Bericht  unmittelbar  an  die  herzogliche  Landesregierung  zu  er- 
statten hatte.  Weiterhin  hatten  aber  Visitationskommissionen  der 
Landesregierung  die  einzelnen  Medizinalbezirke  zu  bereisen  und 
für  die  Abstellung  von  Unregelmässigkeiten ,  die  sie  bei  ihren 
Visitationsreisen  vorfanden,  zu  sorgen. 

Auch  bedarf  es  noch  der  Erwähnung,  dass  der  Gebührenan- 
satz aller  Aerzte  bei  der  Privatpraxis  der  strengen  Kontrolle  des 
Medizinalrates  nach  der  Gebührenordnung  unterlag,  wie  auch  er 
selbst  sich  unbedingt  an  letztere  zu  halten  hatte. 

Hierdurch  sollte  jedoch  die  Befugnis  nicht  genommen  sein, 
höhere  Belohnungen,  welche  von  einzelnen  ärztlich  oder  wund- 
ärztlich behandelten  Personen  freiwillig  und  ohne  Anforderung 
in  irgend  einer  Form  gegeben  werden,  anzunehmen,  wogegen  es 
bei  Vermeidung  der  strengen  Anwendung  der  in  dem  Edikt  vom 
9./ II.  September  181 5  auf  Erpressungen  jeder  Art  angedrohten 
Strafe  untersagt  war,  für  die  in  der  Gebührenordnung  bezeichneten 
amtlichen  Verrichtungen  irgend  eine  Belohnung,  namentlich  auch 
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für  alle  amtliche  Zeugnisse  unter  irgend  einem  Vorwand  mehr 
anzunehmen,  als  diese  Gebührenordnung  vorschrieb. 

Da  jedem  Patienten  auf  Verlangen  spezifizierte  Rechnung 
über  die  Kosten  der  ärztlichen  oder  vvundärzlichen  Behandlung 
nach  der  Gebührenordnung  aufgestellt  werden  musste,  so  hatte 
jeder  der  i\erzte  ein  besonderes  Buch  über  allen  und  jeden  Verdienst 
bei  ärztlichen  und  wundärztlichen  Kuren  zu  führen  und  darin  jede 
Bemühung,  wofür  eine  Taxe  verwilligt  war,  mit  dem  Tag  unter 
dem  Namen  des  Patienten  einzutragen. 

Dabei  war  jedesmal  gewissenhaft  zu  bemerken,  welches  Hono- 
rar noch  ausser  der  gesetzlichen  Taxe  freiwillig  in  einzelnen 
Fällen  verabreicht  worden  war.  Jedes  Jahr  war  dieses  Buch  zu 
schliessen  und  ein  neues  anzulegen. 

Diese  Bücher  mussten  mit  aller  Ordnung  und  Pünktlichkeit 
nach  einem  bestimmten  Muster  in  gedruckten  Formularien,  deren 
Ankauf  aus  der  verwilligten  Summe  für  Kanzleiaufwand  zu  be- 
streiten war,  geführt  und  der  Visitationskommission  zur  Einsicht 
vorgelegt  werden. 

Um  die  Geschäfte  in  Ordnung  zu  halten,  sollten  die  Medi- 
zinalräte alle  auf  die  Dienstverwaltung  Bezug  habende  Papiere 
dergestalt  aufbewahren,  dass  sie  die  ihren  Gegenstand  betreffende 
Aktenstücke  der  Zeitfolge  nach  zusammen  in  einen  mit  der  ge- 
hörigen Aufschrift  versehenen  Umschlagbogen  in  einem  Registra- 
turschrank, welchen  die  Medizinalräte  anzuschaffen  hatten,  nieder- 
legten. Von  den  Berichten  und  Schreiben,  die  sie  in  Dienstge- 
schäften nach  der  Instruktion  erliessen,  hatten  sie,  so  viel  wie 
möglich,  und  in  allen  wichtigen  und  weitläufigen  Sachen  ohne 
Ausnahme,  vollständige  Konzepte  bei  ihren  Akten  zurückzubehalten, 
bei  unbedeutenden  aber  wenigstens  den  Inhalt  derselben  sich 
kurz  zu  den  Akten  zu  notieren.  Die  Gefache  des  Registratur- 
schrankes waren  mit  Unterschriften  zu  versehen,  und  darnach  die 
Akten  in  denselben  niederzulegen. 

Die  Visitationskommission  sollte  sich  jedesmal  von  der  zweck- 
mässigen Einrichtung  und  Vollständigkeit  der  Registratur  zu  über- 
zeugen suchen. 

Die  Registratur  samt  dem  Schrank,  letzterer  gegen  Vergü- 
tung der  Kosten,  war  bei  etwaigem  Abgang  des  Medizinalrates, 
dessen  Nachfolger  oder  interimistisch  dem  stellvertretenden  Medi- 
zinalassistenten sogleich  zu  übergeben. 

Die  Medizinalassistenten,   Akzessisten,  praktizierenden  Aerzte 
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und  Tierärzte  waren  nach  dem  Edikt  und  der  Instruktion  (Teil  II) 
Geliilfen  hinsichtlich  der  öffentlichen  Medizinalpflege,  erstere  auch 
Stellvertreter  der  Medizinalräte  in  der  Abwesenheit  oder  in  Behin- 
derungsfällen. Sie  wurden  daher  auf  den  betreffenden  Inhalt  der 
Instruktion  für  die  Medizinalräte  verwiesen  und  hatten  alle  deren 
Aufträge  hiernach  gründlich  zu  vollziehen. 

Insbesondere  lag  denselben  auch  ob,  das  Manual  über  das 
Diensteinkommen  pünktlich  nach  dem  vorgeschriebenen  Muster 
zu  führen. 

Auch  der  medizinisch- chirurgische  Apparat  stand  unter  der 
unmittelbaren  Aufsicht  des  Medizinalrates.  Er  hatte  für  dessen 
Vervollständigung  nach  dem  Bedürfnis  der  Gegend  zu  sorgen 
und  deshalb  zweckmässige  Vorschläge  bei  der  herzoglichen  Lan- 
desregierung zu  machen,  über  den  ganzen  Apparat  ein  genaues 
Verzeichnis  anzulegen  und  fortzuführen.  Für  dessen  gute  Unter- 
haltung und  Aufbewahrung  war  der  Medizinalrat  verantwortlich. 
Dem  übrigen  Medizinalpersonal  des  Medizinalbezirks  war  es  ge- 
stattet, in  vorkommenden  Fällen  sich  dieser  Instrumente  zu  be- 
dienen, der  Medizinalrat  hatte  daher  auf  Begehren  solche  zu  ver- 
abfolgen. 

Im  Falle  durch  Nachlässigkeit  oder  Ungeschicklichkeit  eines 
oder  das  andere  verdorben  werden  oder  verloren  gehen  sollte, 
hatte  der  Schuldige  solches  auf  eigene  Kosten  entweder  wieder 
herstellen  zu  lassen  oder  neu  anzuschaffen. 

Nach  dem  Tod  oder  sonstigen  Abgang  des  Medizinalrats 
waren  dessen  Erben  oder  er  selbst  gehalten,  diese  Instrumente 
nebst  dem  Inventariatsverzeichnis  dem  Assistenten  durch  den 
herzoglichen  Beamten  übergeben  zu  lassen. 

V. 

Die  Medizinalräte  waren  nach  §  15  des  Edikts  über  die  Medi- 
zinalverwaltung berechtigt  und  verpflichtet,  allen  Kranken  und 
notleidenden  Untertanen  im  Herzogtum,  zu  denen  besonderes  Zu- 
trauen  sie  rief,  ärztliche  und  wundärztliche  Hilfe  zu  leisten. 

Sie  konnten  mithin  die  ärztliche  und  wundärztliche  Praxis 
auch  ausserhalb  ihres  Medizinalbezirks  ausüben,  durften  jedoch 
ihrer  auswärtigen  Praxis  keine  solche  Ausdehnung  geben,  dass 
sie  an  Erfüllung  ihrer  Pflichten  in  ihrem  Bezirk  gehindert  werden 
konnten, 

Sie    hatten    daher  jedesmal,    wenn    sie    sich    über  Nacht    aus 
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ihrem  Bezirk  entfernen  wollten,  dem  herzoglichen  Beamten  mit 
Bemerkung  des  Ortes,  wohin  sie  reisen,  davon  Anzeige  zu  machen. 

Reisen  von  längerer  Dauer  durften  sie  ohne  besondere  Ge- 
nehmigung der  herzoglichen  Landesregierung  nicht  unternehmen. 

Humane  und  sorgfältige  Behandlung  der  Kranken  war  ihnen 
zur  allgemeinen  Dienstpflicht  gemacht. 

Ueber  jede  Krankheit  von  Bedeutung  und  deren  Behandlung 
hatten  sie  eine  genaue  Krankengeschichte  zu  führen  und  darüber 
zu  wachen,  dass  dieselben  auch  von  dem  übrigen  Medizinalpersonal 
gründlich  geführt  wurden.  Die  Medizinalassistenten,  Akzessisten, 
praktizierende  Aerzte  und  Tierärzte  mussten  dem  Medizinalrate 
jedes  Vierteljahr  diese  Krankengeschichten  über  die  beendigten 
Krankheiten  zustellen,  welcher  dieselben,  so  wie  die  von  ihm  selbst 
geführten  in  seiner  Registratur  aufzubewahren  und  auf  Verlangen 
der  jährlichen  Visitationskommission  vorzulegen  hatte. 

Weitgehend  war  auch  die  Aufsichtspflicht  der  Medizinalräte 
über  die  in  ihrem  Medizinalbezirk  befindlichen  Irren,  Wahnsinnigen 
und  dergleichen  unglückliche  Personen. 

Sie  hatten,  sobald  sie  Nachricht  von  einer  solchen  Person 
erhielten,  sich  zu  dieser  zu  verfügen,  um  ihren  Krankheitszustand 
zu  untersuchen.  Nach  Befund  der  Umstände  hatten  sie  schleunig 
mit  dem  Beamten  gemeinschaftliche  Massregeln  zur  Verhütung 
aller  Nachteile  zu  treffen,  welche  der  Kranke  sich  selbst  oder 
anderen  zufügen  konnte ,  und  wenn  sich  dieser  nach  dem 
damals  noch  gesetzlich  beschränkten  Zweck  der  Irrenhausanstalt, 
bloss  gefährliche  Irren  der  Gesellschaft  unschädlich  zu  machen,  zur 
Aufnahme  in  dieselbe  eignete,  so  hatten  sie  gemeinschaftlich  mit 
dem  Beamten  nach  Massgabe  der  §§  2  und  3  des  Edikts  vom 
10.  März  1815  die  geeigneten  Anträge  bei  der  herzoglichen  Landes- 
regierung zu  stellen. 

Erachteten  sie  dergleichen  Kranke  nicht  für  gefährlich,  so 
hatten  sie  bei  Armen  die  Amtsarmenkommission  von  dem  Zustand 
derselben  zu  unterrichten,  welche  zu  deren  Unterstützung  und 
wegen  Verbesserung  ihres  Zustandes  das  Nötige  vornehmen  musste. 

Dasselbe  war  bei  vermögenden  den  nächsten  Verwandten 
oder  dem  zu  bestellenden  Vormund  zu  überlassen. 

Bei  jeder  Rundreise  hatten  die  Medizinalräte  an  Ort  und 
Stelle  über  den  Zustand  der  in  ihrem  Medizinalbezirk  befindlichen 
Irren  die  genauesten  Erkundigungen  einzuziehen,  um  bei  deren 
Verschlimmerung    die    etwa   nötigen    polizeilichen   Massregeln    zu 
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veranlassen. 

Auch  die  Mitwirkung  bei  armen  Kranken,  d.  h.  solchen  Per- 
sonen, welche  in  die  Armenlisten  ihrer  Gemeinden  nach  dem 
Edikt  über  die  Armenpflege  aufgenommen  waren,  war  den  Medi- 
zinalräten durch  das  genannte  Edikt  §  21  und  25  und  die  Instruk- 
tion für  die  Amtsarmenkommissionen  §  2  und  9  zur  Dienstpflicht 
gemacht. 

Allen  und  jeden  Aufforderungen  der  Amtsarmenkommissionen 
hatten  sie  rücksichtlich  der  Behandlung  eines  Kranken  pünktliche 
Folge  zu  leisten. 

Sobald  der  Medizinalrat,  welcher  ohnehin  gesetzlich  ständiges 
Mitglied  der  Amtsarmenkommission  war,  Nachricht  erhielt,  dass 
ein  armer  Kranker  ärztlicher  Hilfe  bedürfe,  hatte  er  diesen  zu  be- 
suchen und  das  Nötige  zu  dessen  Herstellung  anzuordnen,  oder 
wenn  seine  bedrängte  Lage  keine  Besserung  in  der  eigenen  Woh- 
nung erwarten  Hess,  geeignete  Anträge  bei  der  Armenkommission 
zu  stellen,  um  die  Lage  des  armen  Kranken  durch  polizeiliche 
Vorkehrungen  zu  verbessern  oder  die  Aufnahme  in  dem  betreffen- 
den Bezirkshospital  zu  bewirken. 

Auf  ihren  Rundreisen  hatten  die  Medizinalräte  sich  in  den 
Ortschaften  ihres  Bezirks  bei  den  Schultheissen  genau  zu  erkun- 
digen, ob  keine  armen  Kranken  vorhanden  seien,  die  ärztlicher 
Hilfe  bedürften,  und  wenn  deren  sich  vorfanden,  der  Amtsarmen- 
kommission über  deren  Lage  Auskunft  zu  geben,  nötigenfalls  so- 
fort die  dienlich  scheinenden  Mittel  zu  deren  Wiederherstellung 
anzuordnen. 

Bei  dieser  Gelegenheit,  sowie  bei  ihren  sonst  nötig  erachteten 
Besuchen  der  armen  Kranken  hatten  sie  sic'i  auch  zu  überzeugen, 
ob  die  angeordneten  Mittel  bei  früher  schon  in  Behandlung  ge- 
wesenen armen  Kranken  gehörig  angewendet  und  dieselben  nach 
Vorschrift  verpflegt  wurden.  Durch  diese  Vorschriften  sollte  be- 
zweckt werden,  dass  der  Medizinalrat  eine  vollständige  Uebersicht 
über  alle  armen  Kranken  seines  Medizinalbezirks  erhielt  und  von 
Amts  wegen  darüber  wachte,  dass  keiner  ohne  ärztliche  Hilfe  sei. 
Er  hatte  daher  eine  besondere  Liste  darüber  zu  führen  und  bei 
jeder  ordentlichen  Sitzung  der  Amtsarmenkommission  über  deren 
Zustand  und  Bedürfnisse  mündlich  zu  berichten. 

Da  die  Medizinalräte  nach  der  Gebührenordnung  alle  Dienst- 
leistungen für  arme  Kranke  unentgeltlich  gegen  den  Bezug  ihrer 
Besoldung  zu  verrichten  hatten,  so  war  ausdrücklich  betont,  dass 
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sie  ihre  Dienstpflichten  hierin  ebenso  pünktHch  wie  bei  allen  an- 
dern Kranken  erfüllten.  Die  Herzogliche  Landesregierung  sollte 
besonders  darüber  wachen  und  gegen  bösen  Willen  oder  bezeigte 
Nachlässigkeit  unnachsichtliche  Strafen  eintreten  lassen,  sowie  be- 
sonders bewiesenen  Eifer  und  an  den  Tag  gelegte  Berufstreue 
zur  angemessenen  Belohnung  empfehlen. 

Nicht  minder  sorgfältig  sollten  die  Medizinalräte  und  Medi- 
zinalassistenten alle  ausser  den  Garnisonsorten  erkrankende  Sol- 
daten und  die  an  den  Folgen  ihrer  Wunden  noch  leidenden  Pen- 
sionäre und  zwar  unentgeltlich  behandeln.  Sie  hatten  auf  Erfordern 
des  Herzoglichen  Kriegskollegiums  oder  der  von  demselben  etwa 
bezeichneten  Behörde  alle  Notizen  über  diese  Kranken  mitzuteilen. 

Bis  zur  Errichtung  einer  eigenen  Hebammenlehr-  und  Ent- 
bindungsanstalt waren  die  Medizinalräte  oder  die  Medizinalassi- 
stenten verbunden,  den  Unterricht  der  Hebammen  ihres  Bezirks 
unentgeltlich  zu  besorgen.  Sie  hatten  jährlich  diesen  Unterricht 
zu  einer  vorher  zu  bestimmenden  Zeit  zu  eröffnen  und  nach  Be- 
endigung an  die  Herzogliche  Landesregierung  zu  berichten,  damit 
einer  der  benachbarten  Medizinalräte  mit  der  Prüfung  der  Unter- 
richteten beauftragt  werden  konnte. 

Dem  Medizinalrat  war  überdies  die  besondere  Aufsicht  über 
die  Hebammen  seines  Medizinalbezirks  übertragen.  Er  hatte  dar- 
über zu  wachen,  dass  diese  ihren  Dienstobliegenheiten  nach  Mass- 
gabe ihrer  Instruktion  gewissenhaft  nachkamen.  Bei  seinen  Rund- 
reisen sowie  bei  anderer  Anwesenheit  in  den  einzelnen  Ortsge- 
meinden sollte  er  Gelegenheit  nehmen,  sich  davon  zu  überzeugen. 

Um  gewiss  zu  sein,  dass  die  Hebammen  das  Erlernte  von 
der  Geburtshilfe  nicht  vergassen,  sondern  Fortschritte  in  ihrer 
Kunst  machten,  nicht  weniger  um  dieselben  über  ihr  Verhalten  bei 
ungewöhnlichen  Geburten  immer  mehr  zu  belehren,  hatten  die 
Medizinalräte  alljährlich  einmal  sämtliche  angestellte  Hebammen 
und  deren  Stellvertreterinnen  ihrer  Bezirke  im  Beisein  des  übrigen 
Medizinalpersonals  zu  prüfen.  Sie  sollten  bei  dieser  Gelegenheit 
oder  bei  den  gewöhnlichen  Rundreisen  sich  zugleich  deren  Instru- 
mente vorzeigen  lassen  und  darauf  sehen,  dass  diese  vollständig 
und  in  gutem,  brauchbaren  Zustand  unterhalten  wurden. 

Nach  Ermessen  hatte  der  Medizinalrat  über  das  Resultat 
dieser  Prüfungen  an  die  Herzogliche  Landesregierung  zu  berichten. 

Wenn  Wöchnerinnen  während  der  Geburt  unter  Behandlung 
einer    Hebamme    unter    zweifelhaften    Umständen    starben,    wenn 
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Kinder  totgeboren  auf  die  Welt  kamen,  oder  kurz  nachher  unter 
solchen  Umständen  mit  Tod  abgingen,  so  hatte  der  Medizinalrat 
auf  erhaltene  Anzeige  durch  den  Schultheissen  sich  ungesäumt 
an  Ort  und  Stelle  zu  begeben  und  den  Fall  hauptsächlich  in 
der  Hinsicht  zu  untersuchen,  inwiefern  der  Hebamme  irgend  eine 
Nachlässigkeit  oder  ein  Fehler  zur  Last  gelegt  werden  konnte,  auch 
nach  Umständen  sich  hierüber  mit  dem  Beamten  in  Verbindung 
zu  setzen,  um  gemeinschaftlich  mit  letzteren  an  die  Herzogliche 
Landes-Regierung  zu  berichten. 

Bei  dem  Verdacht  einer  unehelichen  Schwangerschaft  oder 
bei  erlangter  Gewissheit  derselben  hatte  der  Medizinalrat  die 
Vorschriften  der  Verordnung  über  die  Verheimlichung  unehelicher 
Schwangerschaften  genau  zu  befolgen,  auch  darauf  zu  sehen,  dass  die 
Hebammen  seines  Bezirkes  in  dieser  Beziehung  diejenigen  Pflich- 
ten vollständig  erfüllten,  welche  ihnen  in  jenem  Edikt  vorge- 
schrieben waren. 

Der  Medizinalrat  hatte  ebensowohl  mit  dem  Beamten  und 
den  Ortsgeistlichen  darüber  zu  wachen ,  dass  der  Verordnung 
über  das  zu  frühe  Taufen  der  Kinder  vom  25. /29.  März  1808, 
welche  durch  die  Regierungs-Verordnung  vom  4.  März  1816  von 
neuem  in  Erinnerung  gebracht  werden,  in  allem  pünktlich  nach- 
gelebt wurde. 

Bei  schweren  Geburten  hatten  die  Medizinalräte  auf  Anzeige 
der  Hebamme  oder  Ansuchen  der  Verwandten  den  Kreissenden 
als  Geburtshelfer  die  nötige  Hilfe  und  Beistand  zu  leisten.  In 
solchen  dringenden  und  gefährlichen  Geburtsfällen  wurde  schnelle 
Hilfeleistung  und  alle  Sorgfalt  anempfohlen. 

V. 

Nachdem  das  Herzogtum  Nassau  der  preussischen  Monar- 
chie einverleibt  war,  musste  die  dort  bestehende  Organisation 
der  Medizinal-Verfassung  mit  der  in  den  älteren  Teilen  der  Mon- 
archie bestehenden  Einrichtung  so  weit  als  möglich  in  Einklang 
gebracht  werden.  Seitens  des  Ministers  der  geistlichen,  Unter- 
richts- und  Medizinal-Angelegenheiten  wurde  daher  kraft  der  ihm 
durch  die  Allerhöchste  Verordnung  vom  13.  Mai  1867  —  GS. 
S.  667  —  erteilten  Ermächtigung  für  den  Umfang  des  ehemaligen 
Herzogtums  Nassau  unter  Aufhebung  der  entgegenstehenden 
Vorschriften  durch  die  Verfügung  vom   17.  September   1867  über 
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die  Organisation  der  Medizinalverfassung  im    ehemaligen  Herzog- 
tum Nassau  vom  lo.  Oktober  1867  folgendes  bestimmt: 

»I.  Die  in  den  bisherigen  Medizinalbezirken  angestellten 
Aerzte  und  Tierärzte  bleiben  im  Genuss  aller  ihnen  nach  der 
bisherigen  Medizinalverfassung  zustehenden  Rechte.  Sie  dürfen, 
so  weit  sie  für  ihre  ärztlichen  Bemühungen  Gebühren  beziehen, 
nach  der  durch  die  Allerhöchste  Verordnung  vom  2.  Juli  1867 
eingeführten  neuen  Taxe  liquidieren.  Dagegen  behalten  sie  alle 
ihnen  vermöge  ihres  Amtes  obliegenden  Verpflichtungen.  Ein 
Aufrücken  in  höher  dotierte  Stellen  findet  fortan  nicht  statt. 

2.  Den  vorbezeichneten  Aerzten  und  Tierärzten  steht  frei, 
unter  Verzicht  auf  alle  mit  ihrer  Anstellung  verbundenen  Rechte 
—  wobei  ihnen  jedoch  der  Anspruch  auf  Reliktenversorgung  er- 
halten bliebe  —  von  der  durch  die  Verfügung  vom  18.  Juli  1867 
gewährten  Freiheit  der  Ausübung  ärztlicher  Praxis  Gebrauch  zu 
machen  und  auf  ihre  Entlassung  aus  dem  Amt  anzutragen. 

3.  Das  Institut  der  Kreismedizinalbeamten,  (Kreisphysiker, 
Kreiswundärzte,  Wundärzte ,  Kreistierärzte) ,  wie  solches  in  den 
älteren  Teilen  der  Monarchie  besteht,  soll  auch  im  ehemaligen 
Herzogtum  Nassau  eingeführt  werden.  Der  Zeitpunkt,  mit  welchem 
die  neue  Einrichtung  für  die  einzelnen  Kreise  ins  Leben  tritt, 
wird  von  der  Kgl.  Regierung  zu  Wiesbaden  bestimmt. 

4.  Mit  der  Anstellung  der  Kreismedizinalbeamten,  welche 
als  Organe  des  »Staats«  für  die  Medizinal-  und  Sanitätspolizei, 
sowie  für  die  gerichtliche  Polizei  zu  dienen  haben,  hören  die 
entsprechenden  regelmässigen  Funktionen  der  auf  Grund  der 
bisherigen  Medizinalverfassung  des  Herzogtums  Nassau  angestell- 
ten Aerzte  und  Tierärzte  auf.  Sie  haben  diese  Funktionen  nur 
noch  vermöge  besonderen  Auftrages  zu  üben,  welchen  zu  erteilen 
die  Königliche  Regierung  zu  Wiesbaden  jederzeit  ermächtigt 
bleibt.  In  ihren  sonstigen  Verpflichtungen,  namentlich  hinsicht- 
lich der  Armenkrankenpflege  tritt  hierdurch  keine  Aenderung  ein. 

5.  Die  Medizinalkrankenstellen,  welche  durch  den  Abgang 
der  unter  i  bezeichneten  Aerzte  und  Tierärzte  allmählich  zur 
Erledigung  gelangen,  werden  nicht  wieder  besetzt.  Die  für  die- 
selben aus  der  Staatskasse  fliessenden  Besoldungen  und  Emolu- 
mente  werden  eingezogen.  Die  Verpflichtung  der  Gemeinden, 
zur  Zahlung  der  in  dem  Gesetz  vom  i.  Juli  1859  angeordneten 
Zuschüsse  zur  Besoldung  der  Medizinalbeamten  fällt  bei  der 
nächsten  Erledigung  der  einzelnen  Stellen    fort.     Dagegen   haben 
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die  Gemeinden  von  diesem  Zeitpunkt  ab  für  die  Armenkranken- 
pflege selbst  zu  sorgen.  Inwieweit  den  Gemeinden  hierzu  bei 
nachgewiesenem  Unvermögen  eine  Beihilfe  aus  Staatsfonds  ge- 
währt werden  kann,  lässt  sich  nur  im  einzelnen  Fall  beurteilen 
und  bleibt  besonderer  Erwägung  vorbehalten!« 

VI. 

Als  Ueberbleibsel  der  früheren  nassauischen  Gesetzgebung 
über  das  Medizinalwesen  hat  sich  bis  heute  in  einer  Anzahl  von 
Gegenden  in  Nassau ,  insbesondere  auch  im  Westerwalde ,  die 
Gepflogenheit  erhalten,  dass  die  ländlichen  Gemeinden  mit  einem 
oder  mehreren  Aerzten  Verträge  abschliessen,  ihnen  aus  der  Ge- 
meindekasse ein  jährliches  Fixum  bezahlen  und  dafür  verlangen, 
dass  alle  Ortseingesessenen  zu  einer  besonders  vereinbarten  billi- 
gen Taxe  ärztlich  behandelt  werden. 

Wie  in  einem  diesen  Gegenstand  behandelnden  Aufsatze  des 
früheren  Landrates  des  Überwesterwaldkreises  BücJiting  »Versuch 
aus  der  Praxis  zur  Lösung  der  Aerztefrage  auf  dem  flachen  Lande«  ^) 
dargelegt  wird,  waren  aber  bis  vor  wenigen  Jahren,  wenigstens  im 
Oberwesterwaldkreise,  sowohl  die  Fixa,  welche  die  Gemeinden  be- 
zahlten, als  auch  die  für  die  Behandlung  festgesetzten  Taxen  meist 
so  gering,  dass  sie  den  Anforderungen  an  die  Aerzte  und  der  ver- 
langten Gegenleistung  nicht  mehr  entsprachen  und  zu  befürchten 
stand,  dass  die  erprobte  Einrichtung  ein  baldiges  Ende  finden 
würde.  Man  dachte  daher  im  Oberwesterwaldkreise  zunächst 
daran,  die  Taxe  auf  eine  entsprechende  Höhe  zu  bringen  und 
die  Gemeindefixa  den  heutigen  Verhältnissen  anzupassen.  Trotz 
der  Schwierigkeiten,  die  sich  hier  boten,  gelang  es,  die  Sätze  auf 
die  immerhin  noch  massige  Höhe  von  i  M.  für  einen  ärztlichen 
Besuch  im  Hause  und  auf  50  Pf.  für  einen  solchen  in  der  Sprech- 
stunde zu  erhöhen.  Sehr  viel  schwerer  war  es,  nach  dem  Be- 
richte, die  Fixa  der  Aerzte  selbst  zu  erhöhen.  Es  wurde  ange- 
strebt, das  Fixum  von  50  Pf.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  nach 
der  letzten  Volkszählung  zu  erreichen.  Es  gelang  dies  aber  nur 
bei  verhältnismässig  wenig  Gemeinden.  Da  kam  in  einem  Teile 
des  Oberwesterwaldkreises  plötzlich  der  Umstand  unerwartet  zu 
Hilfe,  dass  ein  von  aussenherein  versetzter  Arzt  erklärte,  er  wolle 
auf  die  Gemeindeverträge  nicht  mehr  eingehen,  und  er  die  anderen 


i)  Preuss.  Verw.Bl.  Berlin  v.  30.  i.   1904,  Jahrg.  XXV,  S.   295  ff. 
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Aerzte  in  derselben  Richtung  zu  beeinflussen  suchte.  Es  kam 
zu  einem  förmlichen  Aerztestreik,  welcher  dahin  führte,  dass  die 
Gegenpartei  sich  enger  zusammenschloss  und  schliesslich  einen 
vollständigen  Sieg  errang. 

Es  wurde  nun  seitens  der  Verwaltung  des  Oberwesterwald- 
kreises  versucht^  an  der  Hand  der  bestehenden  Gesetzgebung  die 
Interessen  der  beiden  Parteien  auszugleichen  und  dabei  die  Schwie- 
rigkeiten aus  der  Welt  zu  schaffen,  die  sich  für  die  Festsetzung 
der  Taxe  bei  der  Behandlung  entfernt  wohnender  Patienten  er- 
gab. Das  Mittel  wurde  gefunden  durch  Anwendung  der  Bestim- 
mungen  in  §  loo  ff.  der  Hessen-Nassauischen  Gemeindeordnung, 
welche  dem  §  128  ff.  der  östlichen  Landgemeindeordnung  fast 
wörtlich  entsprachen.  Es  wurden  die  33  Landgemeinden  mit 
rund  8300  Einwohnern,  welche  von  den  streikenden  Aerzten  bis- 
her behandelt  waren,  zu  einem  Zweckverbande  zusammengeschlos- 
sen, der  den  Titel  Kommunal-Aerzteverband  annahm. 

Die  Bestimmungen  des  Statuts  für  diesen  Zweckverband, 
welches  hierunter  nebst  dem  zwischen!  dem  Verbände  und  den 
Aerzten  geschlossenen  Vertrage  zum  Abdruck  gelangt  ist,  er- 
geben sich  grösstenteils  aus  den  vorerwähnten  Bestimmungen 
der  Landgemeindeordnung  ^).  Die  Verwaltung  wird  von  einem 
Vorstande  von  sechs  Mitgliedern  unter  Leitung  eines  Vorsitzenden 
geführt,  welchem  die  Rechte  des  Gemeindevorstehers  einer  Land- 
gemeindeordnung übertragen  worden  sind.  Die  Kosten  des  Ver- 
bandes werden  von  den  einzelnen  Verbandsgemeinden  gemeinsam 
getragen  und  nach  dem  Ergebnis  der  letzten  Volkszählung  gleich- 
massig  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  verteilt.  Zurzeit  werden,  wie  der 
vorerwähnte  Bericht  des  Landrates  mitteilt,  51  Pf.  auf  den  Kopf  er- 
hoben. Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Verbandes  erfolgen 
durch  eine  Verbandskasse,  mit  deren  Führung  ein  Verbandsrech- 
ner beauftragt  ist.  Die  Verträge,  welche  der  Vertreter  mit  den 
anzunehmenden  Kommunalärzten  abzuschliessen  hat,  bedürfen 
der  Genehmigung  des  Kreisausschusses.  Wie  der  Bericht  be- 
merkt, wurde,  während  die  Verhandlungen  über  die  Bildung  des 
Zweckverbandes  und  den  Erlass  der  Statuten  noch  schwebten, 
gerade  das  Gesetz  betreffend  die  ärztlichen  Ehrengerichte  ver- 
öffentlicht. Die  Kreisverwaltung  hielt  es  daher  für  richtig,  der 
Aerztekammer    in    den    ihr    gesetzlich    obliegenden    Bestrebungen 


i)  S.   Preuss.  Verw.Bl,  1904,   Nr.   18,  S.   296/97. 
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zur  Hebung  des  Aerztestandes  zur  Hand  zu  gehen.  Es  wurde 
demgemäss  durch  das  Zweckverbandsstatut  festgelegt ,  dass  der 
Verband  nur  solche  Aerzte  anstellen  darf,  welche  das  Wahlrecht 
zur  Aerztekammer  besitzen.  Wird  einem  vom  Verbände  ange- 
nommenen Arzte  von  der  Aerztekammer  das  Wahlrecht  aus  irgend 
einem  Grunde  entzogen,  so  hat  der  Verband  die  Verpflichtung, 
das  Vertragsverhältnis  zum  nächsten  Kündigungstermin  zu  lösen. 
Der  Verlust  des  Wahlrechts  zur  Aerztekammer  zieht  also  unbe- 
dingt den  Verlust  der  bisherigen  Stelle  nach  sich  und  macht  das 
Verbleiben  im  Gebiete  des  Zweckverbandes  für  den  Arzt  unmög- 
lich, da  er  dort  Patienten  nicht  mehr  finden  wird. 

Der  Vertrag,  welcher  mit  den  beiden  Kommunalärzten  ab- 
geschlossen ist,  gibt  jedem  von  vornherein  ein  in  vierteljährlichen 
Raten  nachträglich  zu  zahlendes  Fixum  von  jährlich  2O0O  M. 
Die  Angehörigen  der  Verbandsgemeinden  haben  an  die  Verbands- 
ärzte für  einen  Besuch  gelegentlich  der  Tagestouren  bei  Tag  mit 
oder  ohne  Rezept  i  M.,  für  einen  Besuch  bei  Nacht,  sowie  für 
einen  Besuch  in  einem  Orte,  in  welchem  der  Verbandsarzt  an 
denselben  Tage  bereits  einmal  anwesend  gewesen  war,  2  M.  zu 
zahlen.  Für  ein  im  Hause  des  Arztes  verschriebenes  Rezept 
sind  bei  Tage  50  Pf,  bei  Nacht  i  M.  zu  zahlen.  Für  geburts- 
hilfliche Operationen  sind  10  bis  15  M.,  für  Nachgeburtsoperationen 
3  bis  6  M.,  für  die  übrigen  Hilfeleistungen  die  Sätze  der  preussischen 
Medizinaltaxe  zu  zahlen.  Ausserdem  sind  die  Verbandsärzte  zur 
unentgeltlichen  Behandlung  der  Ortsarmen ,  der  armen  Waisen 
und  der  durchreisenden  armen  Fremden  verpflichtet.  Die  Verbands- 
ärzte sind  vertraglich  verpflichtet,  auf  ihre  Kosten  Privatanschluss 
an  das  Fernsprechnetz  zu  nehmen  und  telephonische  Anrufe 
und  Bestellungen  anzunehmen. 

Der  Landrat  des  Oberwestervvaldkreises  hebt  in  seinem  vor- 
genannten Bericht  als  Erfolg  dieser  Organisation  folgendes  her- 
vor. Zunächst  sei  für  die  Bevölkerung  dadurch  erreicht,  dass  sie, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  ihres  Wohnsitzes  vom  Wohn- 
orte des  Arztes  gleichmässig  zu  billigen  Sätzen  behandelt  werde. 
Gleichzeitig  habe  sie  die  Sicherheit  sorgsamer  und  aufmerksamer 
Behandlung  seitens  der  Aerzte,  die  sich  bei  berechtigten  Be- 
schwerden in  dieser  Hinsicht  der  ihr  ferneres  Verbleiben  im  bis- 
herigen Wirkungskreise  unmöglich  machenden  Kündigung  seitens 
des  Verbandes  aussetzen  würden.  Infolge  der  Anstellung  von  zwei 
Verbandsärzten  sei  jedem  Patienten  ferner  die  Wahl  zwischen  zwei 


I08  Dr.   Seidel: 

Aerzten  offen.     Die  beiden  Verbandsärzte  seien  durch  ihren  Ver- 
trag zu   gegenseitiger  Assistenz  und    zu   gegenseitiger  Stellvertre- 
tung verpflichtet,    so    dass    es    auch    keine  Schwierigkeiten   habe, 
in    Bedarfsfällen    den    zweiten    Arzt    zu    Hilfe    zu    erhalten.      Die 
Aerzte    hätten   dagegen    die  Annehmlichkeit,    dass    sie    ein    festes 
Einkommen  hätten ,  mit  dem  sie  unter  allen  Umständen  rechnen 
könnten.     Kurpfuscher  würden  ferngehalten,  weil  die  Aerzte  nach 
ihrem  Vertrage  mit  dem  Verbände  nicht  mehr  verpflichtet  seien, 
einen  Patienten  zu  behandeln,  sobald  ein  Kurpfuscher  zugezogen 
sei.  Die  Aerzte  erhielten  ihr  Fixum  aus  einer  einzigen  Kasse  pünkt- 
lich ausgezahlt,  ohne  sich,  wie  früher,  mit  33  Gemeinderechnern,  die 
nicht   immer    die    pünktlichsten    seien,    abgeben   zu   müssen.      Sie 
hätten    durch    die    Fixa   vom   Verband   zuzüglich    der    Kassenfixa 
ein  Einkommen,  welches  bedeutend  höher  sei,    als  die  Unkosten 
für    Pferde,    Kutscher    und   Wagen    ausmachten.     Ihre    Transport- 
mittel seien  ihnen  also  von  vornherein  von    dritter  Seite   bezahlt, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  im  Interesse  der  Praxis  gebraucht 
würden  oder  nicht.     Sodann  seien  aber  der  Ausfall  an  Gebühren 
und    die    Ausstände    für    Bezahlung    der    ärztlichen   Tätigkeit    bei 
den  niedrigen  Sätzen  verhältnismässig  so   gering,    dass    sie    über- 
haupt nicht  ins  Gewicht  fielen.     Während    die    Aerzte    sonst    oft 
jahrelang    auf   das    Eingehen    ihrer  Forderungen  warten    müssten, 
um  überhaupt  in  den  Besitz  ihres  Honorars    zu    kommen,    werde 
hier   in    den    bei  weitem    meisten    Fällen    der  Arzt    im  Anschluss 
an  seine  Tätigkeit  direkt  bar  bezahlt  und  die  Ausstände  am  Ende 
des  Jahres  seien  ganz  minimale.     Schliesslich  könne  den  Aerzten 
eine    illoyale  Konkurrenz    überhaupt    nicht   erwachsen ;    denn    ein 
Arzt,    welcher  kein  Fixum  erhalte,    dürfe    unter    den    Sätzen    der 
Medizinaltaxe  nicht    praktizieren,    ohne    sich    einer  Massregelung 
durch  die  Aerztekammer  auszusetzen,    erhalte    aber    natürlich  bei 
Anwendung    dieser  Taxe    keine  Patienten    im  Bereiche    des  Ver- 
bandes,   weil  er  teurer  sei  als  der  Verbandsarzt.     Die  Fixa    und 
Verträge    einzelner    Gemeinden    könne    ferner    ein    fremder    Arzt 
seinen  Kollegen  nicht  abjagen,  wie  das  früher  gelegentlich  vorge- 
kommen sei,  weil  die  einzelnen  Gemeinden  durch  das  Verbands- 
statut zusammengeschlossen  seien.     Für  Aerzte  und  Bevölkerung 
gemeinsam  sei  vom  Vorteil,  dass  die  Aerzte  weit  eher  und  leich- 
ter in  Anspruch  genommen  würden,    als   bei  hohen  Taxen,    dass 
die  Bevölkerung  sich  deshalb  daran  gewöhnt,    den  Arzt  rechtzei- 
tig zu   Rate  zu  ziehen,    und    dass    der  Arzt    durch    erhöhte    Inan- 
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spruchnahme  natürlich  auch  ein  höheres  Einkommen  habe. 

Der  beste  Beweis  dafür,  dass  die  Einrichtung  praktisch  sei, 
sei  wohl  der,  dass  die  Gemeinden  eines  anderen  Teils  des  Ober- 
westerwaldkreises,  welcher  sich  um  die  Stadt  Hachenburg  herum 
gruppiere,  jetzt  denselben  Weg  einschlagen  und  gleichfalls  einen 
Kommunalärzteverband  gebildet  haben.  Diejenigen  unverständigen 
Gemeinden,  die  hier  an  der  bei  dieser  Gelegenheit  notwendigen 
Erhöhung  der  Fixa  und  Sätze  nicht  teilnehmen  wollten,  seien 
durch  die  verständigen  Gemeinden,  welche  ihre  Aerzte  anständig 
besolden  wollten,  einfach  gezwungen  worden^  sich  anzuschliessen, 
weil  sie  sonst  überhaupt  keine  Aerzte,  Aerzteverträge  und  keine 
ärztliche  Behandlung  unter  den  Sätzen  der  preussischen  Medizi- 
naltaxe mehr  erhalten  könnten. 

Uebrigens  hat  der  zuerst  gegründete  Kommunalärzteverband 
Marienberg  inzwischen  auch  mit  einem  in  Limburg  wohnhaften  Zahn- 
arzte eine  Vereinbarung  dahin  getroffen,  dass  er,  wenigstens  im 
Winter,  alle  acht  Tage  einmal  in  Marienberg,  dem  Mittelpunkte 
des  Verbandes,  einen  Sprechtag  abhalten  und  dort  den  Einge- 
sessenen der  Verbandsgemeinden  seine  Kunst  zu  den  Minimal- 
sätzen der  Zahnarzttaxe  zur  Verfügung  stellen  solle  ;  der  Verband 
vergütet  eine  Fahrkarte  II.  Kl.  und  stellt  ein  Sprechzimmer.  Mit 
dem  Apotheker  in  Marienberg  hat  er  den  im  Anhange  befind- 
lichen Vertrag  abgeschlossen.  Dagegen  war  seitens  des  zweiten 
Kommunalärzteverbands  Hachenburg  ein  solcher  Vertrag  nicht 
zustande  gekommen.  Ersterer  beabsichtigte  vielmehr  wegen  der 
Handverkaufsartikel  ein  Drogengeschäft  einzurichten. 

Die  ganze  Einrichtung  liefert  den  Beweis,  dass  es  bei  prak- 
tischer Leitung  in  Anlehnung  an  die  bestehende  Gesetzgebung 
möglich  ist,  heute  für  ländliche  Verhältnisse  eine  der  alten  be- 
währten nassauischen  Ordnung  des  Medizinalwesens  in  der  Haupt- 
sache ähnliche  Organisation  zu  schaffen. 

Statut  für  den  Kommunal- Aerzteverband  Marienberg-. 

§  I.  Die  Landgemeinden  Bach,  Bölsberg,  Büdingen,  Dreisbach, 
Eichenstruth,  Enspel,  Erbach,  Fehl-Ritzhausen,  Grossseifen,  Hahn, 
Hardt,  •Höhn-Urdorf,  Hof,  Kackenberg,  Kirburg,  Langenbach  Post  Korb, 
Langenbach  b.  M.,  Lautzenbrücken,  Marienberg,  Neunkhausen,  Oellingen, 
Pfuhl,  Püschen,  Rotzenhahn,  Schönberg,  Stangenrod ,  Stein-Neukirch, 
Stockhausen-Illfurth,  Stockum,  Todtenberg,  Unnau  und  Zinhain  bilden 
zusammen    einen   Kommunalärzteverband    gemäss   §    100  ff.  der  Land- 
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gerne  ndeordnung  vom  4.  August  1897  unter  der  Benennung  »Kom- 
munalärzte-Verband Marien  berg«. 

Der  Sitz  der  Verwaltung  des  Verbandes  ist  Marienberg. 

§  2.  Dem  Verbände  liegt  die  Beschafifung  der  ärztlichen  Fürsorge 
für  die  Gemeindeangehörigen  der  im  §  i  genannten  Gemeinden  und 
daher  die   Annahme  und  Besoldung  \^on  Kommunalärzten  ob. 

§  3.  Der  Verband  darf  bei  der  Anstellung  der  Aerzte  nur  solche 
berücksichtigen,  denen  von  der  Aerztekammer  nicht  das  Wahlrecht 
entzogen  ist. 

Wird  einem  von  dem  Verbände  angenommenen  Arzte  von  der 
Aerztekammer  das  Wahlrecht  aus  irgend  welchem  Anlass  entzogen,  so 
hat  der  Verband  die  Verpflichtung,  das  Vertragsverhältnis  zum  nächsten 
Quartalsschluss  mit  dem  betreffenden  Arzte  zu  lösen. 

§  4.  Der  Verband  wird  in  seinen  Angelegenheiten  durch  den  Ver- 
bandsvorstand und  den  Verbandsausschuss  vertreten. 

§  5.  Der  Verbandsausschuss  besteht  aus  je  2  Abgeordneten  der 
Gemeinden  mit  mehr  als  500  Einwohner  und  je  einem  Abgeordneten 
der  übrigen  zu  dem  V^erbande  gehörigen  Gemeinden. 

Der  Verbandsvorstand  besteht  aus  dem  Vorsteher  und  6  Mitgliedern, 
Avelche  von  dem  Verbandsausschuss  aus  seiner  Mitte  nach  absoluter 
Stimmenmehrheit  gewählt  werden.  Die  Wahl  kann  durch  Zuruf  erfolgen, 
wenn  niemand  widerspricht.  Die  Wahl  der  Vorstandsmitglieder  erfolgt 
auf  die  Dauer  von  6  Jahren.  Alle  zwei  Jahre  scheidet  ein  Drittel  der 
Vorstandsmitglieder  aus  und  wird  der  Vorstand  durch  neue  Wahlen 
ergänzt.  Die  das  erste  und  zweite  Mal  Ausscheidenden  werden  durch 
das  Los  bestimmt.    Die  Ausscheidenden  sind  wieder  wählbar. 

§  6.    Abgeordnete  der  Gemeinden  mit  mehr  als  500  Einwohner  sind: 

a.  der  jeweilige  Bürgermeister, 

b.  der  jeweilige  Beigeordnete. 

Abgeordneter  der  übrigen  Gemeinden  ist  der  jeweilige  Bürgermeister. 

§  7.  Zum  Vorsteher  des  Kommunalärzte-Verbandes  ist  der  jeweilige 
Bürgermeister  der  Gemeinde  Marienberg  berufen. 

Der  Verbandsausschuss  wählt  dagegen  auf  die  Dauer  von  8  Jahren 
einen  Stellvertreter  desselben  nach  den  für  die  Wahl  eines  Bürger- 
meisters oder  Schöffen  gültigen  in  den  §  46  ff.  der  Landgemeindeord- 
nung enthaltenen  Vorschriften.  Die  Wahl  kann  durch  Zuruf  erfolgen, 
wenn   niemand  widerspricht. 

Wird  gegen  die  Gültigkeit  der  Wahl  Einspruch  erhoben,  so  ent- 
scheidet darüber  der  Verbandsausschuss.  Gegen  den  Beschluss  findet 
die  Klage  im  Verwaltungsstrcitverfahrcn  vor  dem  Kreisausschusse  statt. 

§  8.  Der  Verbandsvorsteher  beruft  den  Vorstand ,  so  oft  es  die 
Geschäfte  erfordern  und  führt  in  demselben  den  Vorsitz  mit  vollem 
Stimmrechte.  Ist  der  Vorsteher  verhindert,  so  geht  der  Vorsitz  mit 
vollem  Stimmrecht  auf  seinen  Stellvertreter  über. 
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Der  Verbandsausschuss  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Ver- 
bandsvorstehers alljährlich  in  dem  von  ihm  innerhalb  des  Verbandsbe- 
zirks zu  bestimmenden  Lokale  mindestens  einmal  oder  sonst,  so  oft  er 
vom  Vorsteher  berufen  wird.  Der  Verbandsvorsteher  ist  zur  Berufung 
verpflichtet,  wenn  ein  Viertel  der  vorhandenen  Ausschussmitglieder  es 
verlangen. 

Die  Einladung  muss  mindestens  2  Tage  vor  dem  Termine  erfolgen, 
jedoch  ist  in  dringenden  Fällen  die  Abkürzung  der  Frist  zulässig. 

§  9.  Die  Beschlüsse  des  Verbandsvorstandes  werden  nach  Stimmen- 
mehrheit gefasst.  Die  Anwesenheit  dreier  Mitglieder  mit  Einschluss  des 
Vorsitzenden  genügt  für  die  Beschkissfähigkeit.  Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

Der  Verbandsausschuss  ist  beschlussfähig,  wenn  melir  als  die  Hälfte 
der  Mitglieder  des  Verbandsausschusses  anwesend  ist. 

Im  Falle  wiederholter  Einberufung  des  Ausschusses  zur  Beratung 
über  denselben  Gegenstand  ist  die  Versammlung  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zahl  der  Erschienenen  beschlussfähig.  Bei  der  zweiten  Zusammen- 
berufung muss  auf  diese  Bestimmung  ausdrücklich  hingewiesen  werden. 

§  IG.  Der  Verbandsausschuss  beschliesst  nach  Stimmenmehrheit. 
Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Verbandsvorstehers 
resp.  Stellvertreters. 

§  II.  Der  Verbandsvorstehcr  leitet  und  beaufsichtigt  den  Geschäfts- 
gang des  Verbandes  und  sorgt  für  die  prompte  Erledigung  der  Ge- 
schäfte. Ihm  stehen  hinsichtlich  der  Verwaltung  derVerbandsangclegen- 
heiten  die  Rechte  des  Bürgermeisters,  dem  Verbandsvorstand  dagegen 
die  des  Gemeinderates  und  dem  Verbandsausschuss  diejenigen  der 
Gemeindevertretung  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  der  Landgemeinde- 
ordnung für  die  Provinz  Hessen-Nassen  vom  4.  August  1897  zu. 

Der  Verbandsvorsteher  bereitet  die  Beschlüsse  vor,  bringt  sie  zur 
Ausführung  und  führt  unter  seiner  Unterschrift  die  laufende  Korre- 
spondenz. Er  vertritt  den  Kommunalärztevcrband  nach  aussen.  Ur- 
kunden über  Rechtsgeschäfte ,  welche  den  Verband  gegen  Dritte  ver- 
binden sollen,  ingleichen  Vollmachten,  müssen  von  dem  Vorsteher  und 
zwei  Mitgliedern  des  Verbandsausschusses  unterschrieben  und  mit  dem 
Siegel  der  Gemeinde  JNIarienbcrg  versehen  sein. 

i<  12.  Die  Verträge  mit  den  von  dem  Verbände  angenommenen 
Kommvmalärzten  bedürfen  der  Genehmigung  des  Kreisausschusses. 

ij  13.  Die  Kosten  des  Verbandes  werden  von  den  einzelnen  Ver- 
bandsgemeinden getragen  und  nach  dem  Ergebnis  der  letzten  Volks- 
zählung gleichmässig  pro  Kopf  der  Bevölkerung  repartiert. 

s<  14.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Verbandes  werden  durch 
die  Verbandskasse  geleistet.  Zur  Führung  des  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesens wird  von  dem  Verbandsausschussc  ein  Verbandsrechner  bestellt. 

Die   einzelnen  Vcrbandseemeinden   haben    die  Beiträsfe  zur  Besol- 
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düng  der  Kommunalärzte  jedesmal  bis  spätestens  zum  20.  des  dem 
Quartalsanfang  vorausgehenden  Monats,  —  also  zum  20.  März,  20.  Juni 
20.  September  und  20.  Dezember         an  die  Verbandskasse  abzuführen. 

§  15.  Das  Rechnungsjahr  läuft  vom  i.  April  bis  31.  März  jeden  Jahres. 

Der  Verbandsrechner  ist  zur  jährlichen  Rechnungslegung  innerhalb 
6  Wochen  nach  Ablauf  des  RechnuBgsjahres  verpflichtet. 

Die  Abnahme  der  Rechnung  erfolgt  durch  den  Verbandsausschuss 
nach  erfolgter  Prüfung  durch  3  von  demselben  jedesmal  zu  bestimmen- 
den Mitglieder. 

ij  16.    Auf  Beschwerden  und  Einsprüche,  betreffend: 

1.  das  Recht  zur  Mitbenutzung  der  Einrichtungen  und  Anstalten  des 
Kommunalärzteverbandes, 

2.  die  Heranziehung  der  einzelnen  Gemeinden  zu  den  Beiträgen  für 
Verbandszwecke, 

beschliesst  der  Verbandsvorstand. 

Die  Rechtsmittel  und  das  Verfahren  regeln  sich  nach  den  Be- 
stimmungen in  §  8  der  Landgemeindeordnung. 

§  17.  Das  vorstehende  Statut  tritt  mit  dem  Tage  der  Verkündigung 
in  Kraft. 

Es  kann  von  den  Beteiligten  auf  dem  Wege  freier  Vereinbarung 
mit  Genehmigung  des  Kreisausschusses  abgeändert  werden. 

Beschlossen  in  der  Versammlung. 

Marienberg,  am  29.  August  1901. 

Der  Verbandsvorsteher. 

(Siegel.)  Kessler. 


Vorstehendes  Statut  des  Kommunalärzte-Verbandes  Marienberg  vom 
29.  August  1901  wird  auf  Grund  des  §  103  der  Landgemeindeordnung 
für  die  Provinz  Hessen-Nassau  vom  4.  August  1897  hierdurch  bestätigt. 
Marienberg,  den  20.  September  1901. 

(L.  S.) 
Der  Kreis-Ausschuss  der  Oberwesterwaldkreises. 
B  ü  c  h  t  i  n  g. 
J.  Nr.  K.  A.  4157. 

Auf  Grund  des  Beschlusses  des  Verbandsvorstandes  vom  16.  De- 
zember 1903  wird  zwischen  dem  Kommunalärzteverband  Marien- 
berg einerseits  und 

1.  dem  prakt.  Arzte,  Kreisarzt  Dr.  Seh  aus, 

2.  dem  prakt.  Arzte  Dr.  Engelhardt 
andererseits  folgender  Vertrag  abgeschlossen : 

§  I.  Die  praktischen  Aerzte,  Kreisarzt  Dr.  Schau  ss  und  Dr. 
Engelhardt,    übernehmen    vom    i.  Januar  1904  ab   die  Stellen    als 
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Verbandsärzte  des  Kommunalärzteverbandes  Marienberg  unter  dem  Vor- 
behalte, einer  beiden  Kontrahenten  zustehenden  dreimonatlichen  Kün- 
digungsbefugnis unter  den  nachstehenden  Bedingungen. 

§  2.  Die  beiden  Verbandsärzte  verpflichten  sich,  ihren  Wohnsitz 
in  Marienberg  zu  nehmen  und  alle  aus  diesem  Vertrage  sich  ergel:)cn- 
den  Verpflichtungen  unter  gegenseitiger  Vertretung,  tmd  wo  dies  im 
Interesse  des  Kranken  erforderlich  ist,  auf  Ersuchen  des  andern  Ver- 
bandsarztes oder  des  Patienten  unter  gegenseitiger  Assistenz  innerhalb 
des  Verbandsbezirkes  derart  zu  erfüllen ,  dass  jedem  Einwohner  des 
Kommunalärzteverbandes  unter  den  Vertragsbedingungen  freie  Wahl  des 
Arztes  zusteht.  Es  darf  von  keinem  der  Verbandsärzte  dem  Wunsche 
nach  ärztlicher  Behandlung  mit  der  Einrede  begegnet  werden,  dass  er 
hierzu  nicht  verpflichtet  sei.  Ist  der  gewünschte  Arzt  an  der  Erfüllung 
seiner  Pflichten  verhindert,  so  hat  der  andere  Arzt  auf  Anruf  ihn  voll 
und  ganz  zu  vertreten. 

Ein  Wechsel  unter  den  Verbandsärzten  innerhalb  derselben  Krank- 
heit seitens  der  Patienten  ist  zulässig,  aber  nur  nach  vorhergehender 
jNIitteilung  an  den  bis  dahin  behandelnden  Verbandsarzt. 

Die  Zuziehung  eines  fremden  Arztes  zur  gemeinschaftlichen  Behand- 
lung mit  dem  Verbandsarzt  ist  unter  allen  Umständen  gestattet.  Wird 
ein  fremder  Arzt  ohne  vorherige  Mitteilung  an  den  behandelnden  Ver- 
bandsarzt oder  ein  Kurpfuscher  zugezogen,  so  ist  der  Verbandsarzt  zur 
weiteren  Behandlung  nicht  mehr  verpflichtet.  Diese  Bestimmung  findet 
keine  Anwendung  auf  zahnärztliche  Behandlung  und  die  Zuziehung  einer 
Person  des  niederen  Pleilpersonals  (Zahntechniker,  Hebammen,  Bader, 
Krankenschwestern  etc.j  zu  solchen  Behandlungen,  für  welche  diese 
nach  den  bestehenden  Bestimmungen  befugt  sind. 

§  3.  Bis  zu  einer  Abwesenheit  von  3  Tagen  sind  die  Verbands- 
ärzte zu  einer  gegenseitigen  Vertretung  berechtigt  und  verpflichtet.  Mit 
Zustimmung  des  Verbandsvorstehers  und  des  anderen  Verbandsarztes 
kann  diese  Frist  bis  auf  höchstens  10  Tage  erstreckt  werden.  Bei  einer 
längeren  Abwesenheit  hat  der  in  Frage  kommende  Arzt  einen  Vertreter, 
welcher  approbierter  Arzt  sein  muss,  zu  stellen.  Dieser  Stellvertreter 
darf  nicht  aus  der  Zahl  der  im  Verbandsbezirk  wohnenden  oder  sich 
dauernd  aufhaltenden  Aerzte  entnommen  werden.  Auf  die  Vertreter 
finden  die  Bestimmungen  in  den  §§  3  und  4  des  Verbandsstatutes  sinn- 
gemässe Anwendung. 

Die  Verbandsärzte  haben  bei  einer  längeren  als  36stündigen  Ab- 
wesenheit ausserhalb  des  Verbandsbezirks  dem  Verbandsvorsteher  und 
dem  andern  Verbandsarzte  von  ihrer  Abwesenheit  jNIitteilung  zu  machen. 

^  4.  Die  Sprechstunden  sind  von  den  Verbandsärzten  mit  dem 
Verbandsvorsteher  zu  vereinbaren.  Dieselben  werden  vom  Verbands- 
vorsteher auf  Kosten  des  Verbandes  im  Kreisblatt  bekannt  gemacht. 
Die  Verbandsärzte  sind  verpflichtet,    auch   ausserhalb  der  festgesetzten 
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Sprechstunden  die  Behandlung  von  Patienten  nach  Möglichkeit  vorzu- 
nehmen. 

§  5.  Die  Verbandsärzte  erhalten  für  ihre  Tätigkeit  eine  Jahresver- 
gütung von  4000  Mark.  So  lange  die  Heller-  und  Siegener-Knappschafts- 
kasse  freie  Aerztewahl  nicht  eingeführt  haben,  erhält  Kreisarzt  Dr.  Schaus 
davon  2600  Mark,  Dr.  Engelhardt  140Q  Mark.  Von  dem  Zeitpunkt  an, 
mit  welchem  die  genannten  Knappschaftskassen  freie  Aerztewahl  ein- 
führen, wird  die  Jahresvergütung  unter  beide  Verbandsärzte  gleichmässig 
verteilt.  Ergibt  die  Volkszählung  im  Verbandsbezirke  eine  Erhöhung 
der  Bevölkerungsziffer  um  mindestens  400  Seelen,  so  erhöht  sich  die 
Jahresvergütung  für  jedes  volle  Hundert  um  46  Mark.  Treten  weitere 
Gemeinden  dem  Verbände  bei,  so  erhöht  sich  die  Jahresvergütung  um 
46  Pfg.  für  den  Kopf  der  nach  der  letzten  Volkszählung  dem  Verbände 
hinzutretenden  Bevölkerung.  Der  Betrag  dieser  Erhöhungen  der  Jahres- 
vergütung wird  unter  beide  Verbandsärzte  gleichmässig  verteilt. 

Die  Verbandsärzte  verpflichten  sich,  die  Verbandsmitglieder  gegen 
Bezahlung  folgender  Gebührensätze  ärztlich  zu  behandeln: 

1.  Für  einen  Besuch  gelegentlich  der  Tagestouren  bei  Tag 

mit  oder  ohne  Rezept 1,00  Mark 

2.  Für  einen  solchen  bei  Nacht 2,00       » 

3.  Für  ein  im  Hause  des  Arztes  verschriebenes  Rezept  bei 

Tag 0,50       » 

4.  Für  ein  desgleichen  bei  Nacht 1,00       » 

5.  Für  geburtshilfliche  Operationen,    z.  B.  Extraktion  des 

Kindes,  Wendung  etc 10,00       » 

6.  Für  Perforation  und  Zertrümmerung  des  Kindes  .     .  15,00       » 

7.  Für  jede  Nachgeburtsoperation  3  bis  6  Mark. 

8.  Für  alle  übrigen  Hilfeleistungen  die  Sätze  der  preussischen  Medizinal- 
taxe vom  21.  Juni   181 5. 

Ist  bei  Eintreffen  des  Arztes  eine  Geburt  bereits  vollendet,  oder 
ein  Patient  verstorben,  so  werden  für  die  Fahrt  die  Besuchstaxen  nach 
pos.   I  bez.  2  gezahlt. 

Als  Nachtzeit  gilt  im  Sinne  dieses  Vertrages : 

a)  Vom    I.  Mai  bis    i.  Oktober   die    Stunden    von  10  Uhr  abends    bis 
7  Uhr  morgens  ; 

b)  Vom    I.  Oktober    bis    i.  Mai   die    Stunden    von   9  Uhr    abends    bis 
7  Uhr  morgens. 

Werden  bei  demselben  Besuch  in  derselben  Familie  mehrere  Pa- 
tienten gleichzeitig  behandelt,  so  tritt  für  die  Behandlung  des  zweiten 
und  weiteren  Patienten  an  Stelle  der  Besuchstaxe  die  Rezepttaxe. 

Zu  den  nach  oben  stehendem  Tarif  zu  behandelnden  Familienan- 
gehörigen (Verbandsmitgliedern)  gehören  alle  Personen,  die  zum  Haus- 
stande gehören,  auch  wenn  dieselben  sich  zeitweise  auswärts  aufhalten. 
Im  Zweifelfalle  entscheidet  der  Verbandsvorsteher  auf  Anruf  endsfültig. 
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Die  Taxen  finden  keine  Anwendung  auf  die  Behandlung  der  Mit- 
glieder fremder  Kassen ,  soweit  sie  zum  Empfang  von  Unterstüzung 
aus  denselben  berechtigt  sind,  und  auf  die  Behandlung,  welche  durch 
Schlägereien  oder  Raufereien  nötig  wird,  wenn  der  Täter  ermittelt  oder 
der  Verletzte  die  Ursache  der  Schlägerei  gewesen  ist. 

Können  die  Behandlungskosten  von  dem  verantwortlichen  Täter 
nicht  beigetrieben  werden,  so  finden  die  obigen  Taxen  Anwendung. 

§.  7.  Die  Verbandsärzte  sind  verpflichtet,  die  Arzneiverordnungen 
für  Familienmitglieder  von  Kranken-  oder  Knappschaftskasscnmitglicdcrn, 
sowie  für  INIitglieder  von  Familien,  in  denen  mindestens  i  Famlienmit- 
glied  eine  gültige  Quittungskarte  besitzt,  sowie  für  Unterbeamte  und 
die  in  §  8  aufgeführten  Personen  nach  der  Pharmacopoea-oeconomica 
zu  verschreiben,  insofern  eine  andere  Rezeptbereitung  nicht  durch  die 
Eigenart  des  Falles  unbedingt  geboten  erscheint.  Auch  im  übrigen 
haben  die  Verbandsärzte  unnötige  Verteuerungen  der  von  ihnen  ver- 
schriebenen Arzneien  zu  vermeiden.  Ferner  sind  die  Verbandsärzte 
verpflichtet,  in  allen  Fällen  Handverkaufsartikel  als  solche  durch  Quer- 
schreiben auf  dem  Rezeptformular  kenntlich  und  den  ausgiebigsten 
Gebrauch  im  Verschreiben  von  Handverkaufsartikeln  zu  machen. 

Die  Verbandsärzte  sind  für  die  Befolgung  dieser  Bestimmungen 
verantwortlich.  Der  Verbandsvorstand  ist  berechtigt,  die  ärztlichen 
Verordnungen  der  Verbandsärzte  auf  die  Befolgung  dieser  Bestimmungen 
hin  prüfen  zu  lassen. 

§  8.  Die  Verbandsärzte  verpflichten  sich  zur  Ausübung  der  folgen- 
den Tätigkeit  ohne  Vergütung : 

1.  Behandlung  der  Ortsarmen, 

2.  Behandlung  der  durchreisenden  armen  Fremden, 

3.  Behandlung  der  armen  Waisen, 

4.  Einreichung  der  monatlichen  Krankheitstabelle  an  den  Kreisarzt, 

5.  Ausstellen  der  vorgeschriebenen  Anzeigen  bei  ansteckenden  Krank- 
heiten, 

6.  Aufstellen   von  Stati-stiken   über  Krankheitsfälle   auf  Verlangen  des 
Landrats. 

Als  Ortsarme  im  Sinne  der  Nr.  i  gelten  diejenigen  Personen,  für 
welche  die  Gemeinde  die  Medikamente  zu  zahlen  hat.  Der  Nachweis 
hierüber  ist  in  besonderen  Fällen  durch  Bescheinigung  der  Ortsbehürde 
zu  erbringen  ;  in  allen  anderen  Fällen  hat  die  Ortsbehörde  den  Ver- 
bandsärzten die  Namen  der  Ortsarmen  bekannt  zu  geben. 

§  g.  Die  Verbandsärzte  verpflichten  sich,  Privatanschluss  von  ihrer 
Wohnung  aus  an  das  öff"entliche  Fernsprechnetz  zu  nehmen  und  tcle- 
phonische  Ersuchen  um  Ausführung  von  Besuchen  anzunehmen.  Münd- 
liche, schriftliche  und  telephonische  Ersuchen  sind  während  des  Tages 
jederzeit    anzunehmen.     Während    der    in    §    6    festgesetzten   Nachtzeit 
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erfolgende  Ersuchen  ziehen  eine  Erhöhung  der  im  §  6  festgesetzten 
Taxen  um  50  Pfg.  nach  sich. 

§  10.  Die  Verbandsärzte  dürfen  ohne  Zustimmung  des  Verbands- 
vorstandes in  Ortschaften,  welche  dem  Verbände  nicht  angehören,  die 
Praxis  nicht  unter  den  Sätzen  der  preussischen  Gebührenordnung  von 
1896  ausüben.  Ebensowenig  dürfen  ^sie  mit  Verbänden,  Gemeinden 
oder  am  Verbandsbezirk  nicht  beteiligten  Kassen  ohne  Genehmigung 
des  Verbandsvorstandes  Verträge  abschliessen. 

§  II.  Streitigkeiten  zwischen  den  Verbandsärzten  unter  sich  oder 
mit  INIitgliedern  des  Aerztebezirks  entscheidet  der  Verbandsvorstand  nach 
Anhörung  der  Aerztekammer  endgültig  mit  Ausschluss  des  Rechtsweges. 

Regressansprüche  von  Patienten  werden  durch  diese  Bestimmung 
nicht  betroffen. 

§  12.  Kommt  ein  Verbandsarzt  seinen  Verpflichtungen  aus  diesem 
Vertrage  nicht  nach,  so  ist  der  Verbandsvorstand  berechtigt,  bis  zum 
Ablauf  der  Kündigungsfrist  einen  anderen  praktischen  Arzt  auf  Kosten 
dieses  Verbandsarztes  zur  Wahrnehmung  seiner  Verpflichtungen  zu 
berufen. 

§  13.  Streitigkeiten  aus  diesem  Vertrage  zwischen  den  Verbands- 
ärzten und  dem  Vorstande  werden  nach  Anhörung  der  Aerztekammer, 
unter  Ausschluss  des  Rechtsweges  von  den  INIitgliedern  des  Kreisaus- 
schusses des  Oberwesterwaldkreises  als  Schiedsrichter  endgültig  ent- 
schieden. 

§  14.    Die  Stempelkosten  dieses  Vertrags  trägt  der  Verband. 

§  15.  Dieser  Vertrag  wird  auf  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen 
und  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  Genehmigung  des  Kreisausschusses. 
Mit  dem  Inkrafttreten  dieses  Vertrages  verlieren  die  früher  vom  Verband 
mit   beiden  Verbandsärzten    abgeschlossenen  Verträge   ihre    Gültigkeit. 

jNIarienberg  (Westerwald),  den  16.  Dezember  1903. 

Der  Verbands-Vonstand  :         Die  Verbandsärzte  : 
Kessler.  Leonhardt.  Dr.  Schaus. 

Kempf.  Denker.  Dr.  Engelhardt. 


Vorstehender  Vertrag  wurde  in  der  Sitzung  des  Kreis-Ausschusses 
am  22.  Dezember  1903  genehmigt. 

Marienberg,  den  23.  Dezember  1903. 

Der  Vorsitzende  des  Kreis-Ausschusses  des  Oberwesterwaldkreises: 
Büchting,  König].  Landrat. 

Vertrag. 

Zwischen  dem  Kommunalärzte-Verband  INIarienberg,  vertreten  durch 
dessen  Vorstand  einerseits,  und  Herrn  Apothekenbesitzer  und  Apotheker 
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M  u  s  s  e  t  andererseits  für  sich  und  seine  Rechtsnachfolger  wird  folgender 
Vertrag  abgeschlossen. 

§  I.  Von  der  Marienberger  Apotheke  werden  an  die  Angehörigen 
der  dem  Kommunalärzte -Verbände  Marienberg  angeschlossenen  Ge- 
meinden (Verbandsangehörige)  sämtliche,  nicht  den  Apotheken  allein 
zum  Verkauf  vorbehaltene  Waren  zu  den  Preisen  der  Handverkaufs- 
liste (einschliesslich  Verbandsstoffe,  Gefässe  und  Diversa)  abgegeben, 
welche  von  der  Kommission  der  vereinigten  Krankenkassen  mit  dem 
Apotheker-Gremium  zu  Frankfurt  am  Main  vereinbart  und  im  Jahre 
1903  im  Druck  erschienen  ist,  einschliesslich  der  bis  heute  im  Druck 
erschienenen  Aenderungen  und  Nachträge.  Aenderungen  und  Nachträge 
zu  dieser  Liste  kommen  ohne  weiteres  in  Anwendung,  sobald  sie  vom 
Vorsitzenden  des  Kommunalärzte-Verbandes  dem  Apotheker  oder  um- 
gekehrt in  einem  Druckexemplar  gegen  Empfangsquittung  ausgehändigt 
sind.  Der  empfangende  Teil  ist  zur  Ausstellung  dieser  Empfangsbe- 
scheinigung verpflichtet. 

§  2.  Von  der  INIarienberger  Apotheke  werden  die  von  den  Ver- 
bandsärzten nach  der  Pharmacopoea-oeconomica  verschriebenen  Rezepte 
entsprechend  den  Sätzen  der  Pharmacopoea-oeconomica  ausgeführt  und 
abgegeben. 

§  3.  Der  Verbandsvorstand  ist  berechtigt,  die  Berechnung  der  gemäss 
§  I  und  2  abgegebenen  Handvcrkaufsartikel  und  Medikamente  auf  seine 
Kosten  nachprüfen  zu  lassen.  Der  Apotheker  ist  für  etwaige  Ueberschrei- 
tung  der  vereinbarten  Sätze  haftbar. 

§  4.  Der  Kommunalärzte-Verband  verpflichtet  sich,  keine  Schritte 
zu  tun,  um  die  Errichtung  einer  Droguerie  während  der  Dauer  dieses 
Vertrages  innerhalb  des  Verbandsbezirkes  zu  veranlassen  oder  zu  fördern. 

§  5.  Streitigkeiten  zwischen  Verbandsangehörigen  und  dem  Apo- 
theker oder  seinen  Angestellten,  soweit  sie  diesen  Vertrag  betreff'en, 
entscheidet  der  Verbandsvorsteher  mit  Ausschluss  des  Rechtsweges 
endgültig. 

§  6.  Streitigkeiten  zwischen  dem  Kommunalärzte-Verband  und  dem 
Apotheker  aus  diesem  Vertrage  entscheiden  die  Mitglieder  des  Kreis- 
Ausschusses  des  Oberwesterwaldkreises  als  Schiedsrichter  mit  Ausschluss 
des  Rechtsweges  endgültig. 

§  7.  Dieser  Vertrag  wird  auf  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen  und 
ist  zum  31.  Dezember  jeden  Jahres  kündbar.  Die  Kündigung  ist  nur 
gültig,  wenn  sie  dem  andern  Teile  vor  dem  i.  September  schriftlich 
zugestellt  worden  ist. 

§  8.  Rechtsnachfolger  des  Herrn  Apotheker  Musset  sind  berech- 
tigt, diesen  Vertrag  binnen  14  Tagen  nach  Beginn  der  Rechtsnachfolge 
mit  dreimonatlicher  Kündigungsfrist  zu  kündigen. 

§  9.    Dieser  Vertrag  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  Genehmigung 
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des  Kreisausschusses  des  Obenvestcrwaldkrei.ses  und  tritt  mit  Erteilung 
derselben  sofort  in  Kraft. 

§  lo.    Die  Stcmpclkosten    dieses  Vertrages  trägt    der   Kommunal- 
ärzte-Verband. 

Marienberg  (Westerwald),  den  3.  Januar  1904. 

Der  Verbands-Vorstand:      '         Der  Verbands-Apotheker: 

Kessler.  Leonhar  dt.  Denker.  Ad.   Müsse  et. 


Vorstehender  Vertrag  wird  hiermit  genehmigt. 
Marienberg,  den  18.  Januar  1904. 

Namens  des  Kreis-Ausschusses  des  Oberwesterwaldkreises. 
Der  Vorsitzende :    B  ü  c  h  t  i  n  g ,  Königl.  Landrat. 
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IL   MISZELLEN. 


Zur  Reform  der  Volksversicherung. 

Von 
Prof.  Dr.  Otto  v.  Zwi  edin  eck- Süd  en  hörst  (Karlsruhe). 

Man  spricht  von  Volksversicherung  in  einem  weiteren  und  in 
einem  engeren  Verstände,  genau  genommen  ist  aber  selbst  mit  dieser 
Unterscheidung  keiner  der  beiden  dadurch  gewonnenen  Begrifife  ge- 
nügend abgegrenzt. 

Volksversicherung  im  weiteren  Sinne  soll  Versicherung  des  Volkes 
sein  oder,  wie  Manes  sich  ausdrückt  Massenversicherung,  d.  h.  Ver- 
sicherung breiterer  Schichten  der  Bevölkerung,  wobei  man  zwar  wohl 
in  aller  Regel  die  ökonomisch  minder  Leistungsfähigen  (und  zwar 
diese  jedenfalls  vor  allem)  inbegriffen  wissen  will,  allein  bezüglich  der 
Abgrenzung  der  Bevölkerungsklassen  nach  oben  durchaus  nicht  im 
Klaren  ist.  Namentlich  die  Frage,  inwieweit  die  Versicherung  der 
Mittelstands-Elemente  als  Gegenstand  der  Volksversicherung  aufzufassen 
und  zu  verfolgen  ist,  muss  als  vollständig  strittig  bezeichnet  werden. 
Und  zudem  wird  das  Problem  der  Versicherung  der  breiten  Volks- 
schichten noch  unklarer,  wenn  die  Gefahren,  gegen  die  die  Versicherung 
geschaffen  werden  soll,  bestimmt  werden  und  wenn  über  die  unmittel- 
baren Gegenstände  der  Versicherung  (Leistungen)  insbesondere  die 
Alternative  Rente  oder  Kapital  diskutiert  Avird  ^). 

Man  darf  wohl  sagen,  gebräuchlicher  ist  die  Verwendung  des 
Begriffes  Volksversicherung   im    engeren    Sinne  geworden.     Durch  ihre 

l)  Wenn  Bleicher  (Volksversicherung,  Volksw.  Zeitfragen  Heft  20S,  Berlin  1904 
S.  36)  Volksversicherung  in  diesem  weiteren  Sinne  als  die  Sicherung  der  Existenz  der 
versicherungsbedürftigen  Volkselemente  bezeichnet ,  so  ist  das  jedenfalls  ein  sozial- 
ökonomisch vertretbarer  gesunder  Gedanke,  aber  ihm  entsprechen  die  Mittel,  die  da- 
für latent  sind,  durchaus  nicht ,  die  Kräfte  reichen  nicht  hin ,  um  eine  Existenz- 
sicherung  für  die  bedürftigen  Volkselemente  zu  erreichen. 
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AnWerbetätigkeit  haben  die  englischen  und  deutschen  Volksversiche- 
rungs-Unternehmungen  den  Begriff  der  Volksversicherung  i.  e.  S.  der- 
massen  in  weitere  Bevölkerungskreise  gebracht,  dass,  wenn  von  Volks- 
versicherung schlechthin  geredet  wird,  gemeiniglich  die  im  engeren 
Sinne  oder,  wie  sie  auch  kurz,  summarisch  bezeichnet  zu  werden  pflegt, 
die  kleine  Lebensversicherung  gemeint^  ist. 

Trotzdem  ist  man  aber  auch  hierin  nocli  recht  weit  entfernt  von 
einer  versicherungs-  oder  betriebstechnischen  Einheit,  die  man  unter 
diesem  Ausdruck  vielleicht  glaubt  verstehen  zu  dürfen.  Am  nächsten 
kommt  wohl  etwa  eine  Begriffsbestimmung  wie  die  folgende:  Unter 
Volksversicherung  versteht  man  im  allgemeinen  eine  für  Minderbemittelte 
bestimmte  Kapitalversicherung,  die  regelmässig  über  Beträge  unter 
looo  Mark  (also  unter  der  Minimalsumme,  die  für  die  gewöhnliche 
Lebensversicherung  vorkommt)  abgeschlossen  wird  und  einen  durch 
Einrichtung  mehrerer  unterjähriger  Prämien-Teilzahlungen  erleichterten 
Zahlungsmodus  gewährt  ^). 

Nicht  zu  übersehen  ist  dabei  allerdings,  dass  die  Abgrenzung 
der  Versicherungssumme  mit  looo  Mark  nicht  ganz  den  Tatsachen 
entspricht.  Denn  Volksversicherungen  können  auch  über  Versicher- 
ungssummen mit  mehr  als  looo  Mark  abgeschlossen  werden.  Al- 
lein die  Fälle  sind  jedenfalls  ausserordentlich  selten,  da,  wer  immer 
in  der  Lage  ist,  auf  Grund  seiner  körperlichen  Gesundheit  eine  nor- 
male Versicherung  zu  erreichen,  diese  wählen  wird,  wenn  seine  Ver- 
mögens- oder  Einkommensverhältnisse  ihm  zum  Abschluss  über  eine 
höhere  Versicherungssumme  die  Möglichkeit  bieten.  Ausgeschlossen 
ist  freilich  nicht,  dass  minderwertige  Leben,  die  auf  Grund  ärztlicher 
LTntersuchung  von  der  regulären  Versicherung  abgewiesen  wurden,  die 
Versicherung  ohne  ärztliche  L^ntersuchung  mit  möglichst  hohen  Ver- 
sicherungssummen in  der  Volksversicherung  suchen.  Ja,  im  Gegenteile, 
es  dürften  die  minderwertigen  Leben  keine  quantite  negligeable  in  der 
Volksversicherung  sein.  Bestimmtes  wissen  wir  freilich  noch  nicht 
darüber. 

Der  Wegfall  oder  die  Erleichterung  der  ärztlichen  Untersuchung 
ist  heute  freilich  einerseits  nicht  mehr  etwas  der  Volksversicherung 
allein  eigentümliches  -},  anderseits  gibt  es  Volksversicherungen  mit 
obligater  ärztlicher  Laitersuchung  ^)  und  ebenso  ist  die  besondere  Form 
der  Prämieneinhebung  kein  Essentiale  der  Volksversicherung.    Bleibt 


1)  Kohl,  Die  Reform  der  Volksversicherung,  eine  Aufgabe  der  Sozialpolitik.  Leip- 
zig 1904. 

2)  Der  dem  österreichischen  Reichsrat  vorgelegte  Entwurf  eines  Gesetzes  betr. 
den  Versicherungsvertrag  hält  allerdings  an  diesem  Merkmal  als  dem  die  Volksver- 
sicherung von  der  regulären  unterscheidenden  fest  (§  150). 

3)  Vgl,  Manes,  Versicherungswesen.    Leipzig  1905,  S.  248. 
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also,  wie  gesagt,  die  doppelte  Eigentümlichkeit  des  kleinen  Betrages 
und  der  Monats-  und  Wochenprämien,  und  damit  scheidet  aus  obiger 
Definition  die  Beschränkung  auf  eine  wirtschaftliche  Klasse  aus,  die  Kohl 
für  wesentlich  hält.  Die  Heranziehung  dieser  Beziehung  ist  nur  soweit 
zutreffend,  als  ideell  ein  solcher  engerer  Zweck  besteht.  Den  "i'at- 
sachen  entspricht  es  nicht,  diesen  Zweck  als  Grundlage  der  Arbeit  der 
Volksversicherer  anzusehen.  Nicht  nur  weil  die  Zwecke,  zu  welchen 
solche  Volksversicherungen  abgeschlossen  werden,  individuell  zu  ver- 
schieden sind,  als  dass  in  dieser  Richtung  generalisiert  werden  könnte 
—  von  dem  Einfluss  der  Ueberredungskünste  des  Anwerbungsorganes 
und  von  dessen  Zwecken  wird  ganz  abgesehen  — ,  sondern  ihrer  inneren 
Struktur  nach  ist  die  Volksversicherung  i.  e.  S.  bedauerlicherweise  nicht 
geeignet,  in  den  Dienst  der  Versicherung  Minderbemittelter  gestellt  zu 
werden. 

Diese  aufs  erste  vielleicht  zu  schroff  scheinende  Verurteilung  soll 
im  folgenden,  wenn  auch  nur  in  Kürze  begründet  werden.  Denn  wir 
müssen  offen  bekennen,  dass  die  Ziffern  gegen  eine  solche  Verurteilung 
zu  sprechen  scheinen.  Die  Volksversicherung  hat  gerade  auch  in  Deutsch- 
land in  den  letzten  Jahren  namhafte  Fortschritte  gemacht.  Der  Ver- 
sicherungsbestand der  deutschen  Volksversicherer  belief  sich^) 

1883   *"f       124  816   Policen  mit     35230900  M.  Versicherungssumme 

1888      »        308415          »  >>       73539220     y 

1893      -        883325          »  »     236590600     »                         » 

1898      »     2  S49  160          »  »    655843000     »                         » 

1903  »     4298570          »  »    752824000    »                         » 

1904  »    4758  180          »  t,     833  1S9000    »                         » 

Diese  Ziffern  betreffen  natürlich  nicht  bloss  das  Deutsche  Reich, 
sondern  alle  fremden  Staaten  mit,  in  denen  die  deutschen  Volksver- 
sicherer tätig  sind.  Gleichwohl  dürfen  wir  füglich  annehmen,  dass  die 
Entwicklung  des  Geschäftes  in  Deutschland  annähernd  der  Entwicklung 
dieser  Ziffern  entspricht. 

Diese  Versicherungsabschlüsse,  von  denen  doch  wohl  auf  die  wirt- 
schaftliche Ueberlegung  der  Versicherungsnehmer  zurückgeschlossen 
werden  darf,  müssten  an  und  für  sich  als  ein  Symptom  der  Trefflichkeit 
dieser  Einrichtung  anerkannt  werden.  Allein  dieser  Gedankengang 
erweist  sich  tatsächlich  als  nicht  so  ganz  gerechtfertigt,  denn  der  wirt- 
schaftliche Sinn  der  Versicherungs-Kandidaten  —  das  werden  mehr 
oder  minder  alle  Versicherer  sich  von  ihren  Aussenorganen  bestätigen 
lassen  können  —  macht  sich  bedauerlicherweise  nur  viel  zu  wenig  be- 
merkbar, u.  zw.  namentlich  nicht  beim  Versicherungsabschluss.  Es  soll 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass,  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  den 
vorstehenden  Ziffern,  der  Versicherungsgedanke   durch  die  Versicherer 

i)  Die  Ziffern  1883  bis  1898  sind  nacVi  der  »Yersicherungsrundschau«  1901  auf- 
genommen. 


122 


Miszellen. 


in  sehr  verdienstvoller  Weise  in  die  weitesten  Kreise  getragen  wurde 
und  dass,  was  vielleicht  noch  wichtiger  ist,  die  Einsicht  gefördert 
wurde,  dass  die  Versicherung  auch  Geld  kostet  und  vom  Versicherten 
ausser  dem  zur  Erreichung  der  Versicherungssumme  erforderlichen 
jährlichen  Sparbetrag  noch  ein  weiterer  Betrag  eben  für  das  Versichert- 
sein geleistet  werden  muss  für  das  Risiko  des  vorzeitigen  Todes.  Diese 
Einsicht  zu  fördern,  ist  kein  kleines  Stück  Arbeit,  und  diesem  Ziel 
etwas  näher  gerückt  zu  sein,  ist  unleugbar  eine  Errungenschaft  der 
Volksversicherung. 

Allein  wenn  auch  der  Entschluss  zur  Abschliessung  der  Ver- 
sicherung auf  der  ökonomisch  wertvollen  Erkenntnis  beruht ,  dass 
gegenwärtige  Opfer  um  künftigen  Nutzens  willen  gebracht  werden 
müssen,  so  hat  die  Wirtschaftlichkeit  des  Geschäftes  doch  ihre  Grenze 
in  der  Unfähigkeit,  die  sich  bietenden  Versicherungsmöglichkeiten 
gegenseitig  zu  vergleichen  und  insbesondere  auf  ihre  Kostspieligkeit 
zu  prüfen,  und  deshalb  ist  es  irrig,  aus  den  vorstehenden  Ziffern  etwa 
den  Schluss  zu  ziehen,  die  Volksversicherung  sei  tatsächlich  die  wirt- 
schaftlich zweckmässigste  Versicherungsform  für  Minderbemittelte.  Sie 
ist  es  tatsächlich  nicht  und  ist  überhaupt  vom  gesamtwirtschaftlichen 
Standpunkt  so  wenig  zweckmässig ,  dass  die  Reformierung  dieser 
wichtigen  privatwirtschaftlichen  Emrichtung  unerlässlich  und  drin- 
gend ist. 

Vor  allem  ist  die  Tatsache  ins  Auge  zu  fassen,  dass  die  Prämien- 
Tarife  der  Volksversicherung  wesentlich  höher  sind  als  die  der  regu- 
lären Versicherung.  Das  ist  wohl  vielfach  bekannt,  jedoch  nicht  ge- 
nügend, weil  gerade  in  den  Kreisen,  die  als  Interessenten  der  Volks- 
versicherung vor  allem  in  Betracht  kämen,  unserer  Beobachtung  nach 
so  gut  wie  jede  Vertrautheit  fehlt.  Nur  ein  paar  Prämiensätze  für 
das  Eintrittsalter  von  25  und  von  35  Jahren  sollen  die  Verschiedenheit 
beleuchten. 

Im  nachstehenden  sind  Prämiensätze  aus  folgenden  Tarifen  einander 
gegenübergestellt  ^) : 

A  Viktoria  Volksversicherung  ohne  ärztliche  Untersuchung,  wöchent- 
liche Prämienzahlung. 

B.  Viktoria  Volksversicherung  mit  ärztlicher  Untersuchung,  jähr- 
liche Prämienzahlung. 

C.  Viktoria  reguläre  Lebensversicherung,  jährliche  Prämienzahlung. 

D.  Gothaer  Lebensversicherungsbank,  jährliche  Prämienzahlung. 

E.  Karlsruher  Lebensversicherung  (Versorgungsanstalt),  ebenso. 


l)  Mit  der  Wiedergabe  dieser  Prämiensätze  wird  auch  eine  Korrektur  der  bei 
Kohl  a.  a.  O.  gelirachten  unrichtigen  Sätze  bezweckt.  (Vgl.  die  Besprechung  in  dieser 
Zeitschrift  61.   Jg.   S.   751  N.) 
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Jährlicher  Prämien  betrag  für  looo  Mark  Versicherungssumme. 

T  rir  11  Tod  fall  versieh,   mit  Abgekürzte  Lebensvers. 

J  ,        ,..      ,'.  ,     ,V  Prämienzahlung  bis  z.       (sog.  gemischte)  zahlbar 

sog.  lebenslanghclieM  ^      t    i.        •  i  /-  ^      t    ,        ■  , 


25            35  25  35  25             35 

A  31.70  42.95  35o6  57- —  40.60  61.20 

B  25.60  35.20  31.50  46.20  35.90  54.50 

C  23. —  29.90  26.70  36.50  30. —  42.80 

j^fa-)  23.60  29.70  25.90  35.20  29.70  42.— 

\  b -)  24.60  29.60  24.90  35-20  '28.70  42.10 

E  21.60  28. 40  24.30  34. —  27.80  40.60 

Die  auffallende  Differenz  in  den  Prämiensätzen  zu  Ungunsten  der 
Volksversicherung  ist  vor  allem  verursacht  durch  die  Verwendung  von 
Sterbetafeln  mit  rascherer  Absterbeordnung,  als  die  für  die  reguläre 
Versicherung  zugrunde  gelegten  Sterbetafeln  sie  annehmen ;  in  zweiter 
Linie  wirkt  verteuernd  die  wöchentliche,  eventuell  monatliche  Prämien- 
zahlung. Die  Verwendung  der  genannten  Sterbetafeln  steht  in  ursäch- , 
lichem  Zusammenhang  mit  dem  Wegfall  der  ärztlichen  Untersuchung, 
und  dieser  Zusammenhang  hat  seinen  guten  Grund.  Während  bei  der 
regulären  Versicherung  die  Vornahme  der  ärztlichen  Untersuchung  die 
Basierung  der  Prämien  auf  eine  Absterbeordnung  rechtfertigt,  die  auf 
Grund  einer  Absterbe-Statistik  ausgewählter  Leben  festgestellt  ist, 
die  also  durchschnittlich  eine  längere  Lebensdauer  aufweisen,  müssen 
bei  dem  Wegfall  der  ärztlichen  Untersuchung  Sterblichkeitsverhältnisse 
nicht  ausgewählter  Leben,  also  beispielsweise  Sterblichkeitsverhältnisse 
eines  ganzen  Volkes  der  Prämienberechnung  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Aber  damit  allein  lässt  sich  die  grosse  Differenz  der  Prämiensätze 
nicht  erklären,  und  sogar  Bleicher,  der  der  Volksversicherung  ganz 
wohlwollend  gegenübersteht,  sagt :  »Der  Unterschied  (in  der  Prämien- 
höhe) ist  aber  vielfach  zu  gross,  wenn  auch  die  Frage  noch  nicht  ge- 
nügend geklärt  ist,  ob  tatsächlich  —  die  Gefahr  der  nicht  ärztlichen 
Untersuchung  für  die  Gesellschaften  um  deswillen  nicht  sehr  gross  ist, 
weil  nicht  vollständig  gesunde  Personen  eher  darnach  streben,  noch 
eine  Lebensversicherung  strengeren  Stiles,  wenn  auch  unter  erschwe- 
renden Bedingungen,  zu  erhalten.« 

Gerade  die  oben  vorgenommene  Gegenüberstellung  der  Tarife 
A  und  B  einerseits,  der  übrigen  andrerseits  beweist,  dass  die  ärztliche 
Untersuchung  und  der  Modus  der  Prämienzahlung  nicht  allein  die 
Differenz  bewirken.  Der  Volksversicherungs-Tarif  B  für  Fälle  mit 
ärztlicher  Untersuchung  und  ohne  Unterjährigkeit  der  Prämie  ist  noch 
erheblich  höher  als  die  Tarife  der  regulären  Lebensversicherung,  auch 


1)  Das    versicherte  Kapital    wird  ausgezahlt  spätestens    bei  der  Viktoria  im   85., 
Gothaer  im  90.,  Karlsruher  im  85.   Lebensjahr. 

2)  Die   Gothaer  Tarifsätze  a)  galten    vor  1904,    die  Tarifsätze  b)  gelten  seither. 
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der  der  Viktoria,  deren  Prämiensätze  für  die  gewälilten  Kombinationen 
allerdings  auch  fast  durchwegs  noch  höhere  sind  als  die  der  beiden 
Gegenseitigkeits-Anstalten.  Es  ist  demnach  wohl  nicht  bloss  der  Weg- 
fall oder  die  Oberflächlichkeit  (wie  im  Tariffalle  B)  der  ärztlichen 
Untersuchung^),  was  die  Heranziehung  einer  »strengeren«  Sterbetafel 
veranlasst,  sondern  allgemein  die  Gefahr  stärkerer  Abnützung 
jener  Leben,  die  für  die  Volksversicherung  in  Betracht  kommen 
—  auch  wenn  sie  gesund  die  Versicherung  eingehen.  Das  Vorgehen 
der  Anstalten  in  dieser  Beziehung  scheint  ganz  gerechtfertigt,  allein 
nichtsdestoweniger  macht  dieser  eine  Umstand  schon  die  private 
"\^  o  1  k  s  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  minder  geeignet  zur  Erfüllung 
der  Aufgabe,  die  ihren  Betrieb  rechtfertigen  soll. 

Dazu  kommt  aber  der  im  Vergleich  mit  der  regulären  A'ersicherung 
zweifellos  höhere  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  z  u  s  c  h  1  a  g  zur  Nettoprämie;  auch 
dieser  trägt  zur  Vergrösserung  des  Unterschiedes  bei. 

Und  ist  dieser  höhere  Verwaltungszuschlag  gerechtfertigt? 

Zum  Teil  und  privatwirtschaftlich  gewiss  innerhalb  gewisser  Grenzen; 
aber  durchaus  nicht  allgemein.  Das  Erfordernis  an  Aufwendungen  für 
die  Verwaltung  ist  bei  der  Volksversicherung  tatsächlich  wesentlich 
grösser  als  in  der  regulären  Versicherung.  Nach  den  in  der  Reichs- 
statistik -)  veröffentlichten  Ziffern  für  1904  betrugen  die  Ausgaben 

für  die  grosse  Versicherung  für  die  Volksver- 

und  Sterbegeldversicherung  Sicherung 

an  Abschhissprovisionen    10  583  Mille  M.  ^2,97  %  d.  Prämie,   3175  Mille M.  ^  4,89% 

an  Inkassoprovisionen  7146      »       »   =2,01%»         »         8160      »      »    =12,55% 

insgesamt   Provisionen     4,98  %  d.  Prämie  17,44% 

Nach  dieser  Zusammenstellung  entfallen  bei  der  Volksversicherung 
durchschnittlich  12  Proz.  der  Prämie  mehr  auf  die  Abschluss-  und 
Inkassoprovisionen  als  bei  der  regulären.  Nun  kommt  aber  dazu,  dass 
das  Organisationsprinzip  entscheidend  dafür  ist,  ob  nicht  auch  die 
Zentralverwaltung  noch  überdies  mit  Abschlusskosten  belastet  ist  (Reise- 
beamte, Inspektoren,  Einhebung  der  Prämien  durch  festangestellte 
Diener  u.  dgl.  m.).  Bei  den  beiden  grossen  Volksversicherungsanstalten 
>. Viktoria-  und  »Friedrich  Wilhelm«  liegen  die  Dinge  z.  B.  ganz  ver- 
schieden. 

Auch  sonst  mögen  die  internen  Verwaltungsausgaben  der  Volks- 
versicherung immerhin  etwas  höher  sein  (nach  den  Ziffern  der  Reichs- 
statistik   im  ganzen  um   1,7  Proz.  der  Prämien).     Ob  die  Differenz  der 


1)  Dass  auch  die  genaue  ärztliche  Untersuchung  nur  für  eine  verhältnismässig 
geringe  Zeit  das  übernommene  Risiko  einschränkt,  darf  wohl  als  allgemein  anerkannt 
gelten. 

2)  Vgl.  Veröffentlichungen  des  Kaiserlichen  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung 
4.   Jahrgang  Nr.  2.  Vorläufige  Ergebnisse  der  Versicherungsstatistik  für  1904  S.  10  ff. 
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Tarifsätze  B  einerseits,  C,  D  und  E,  andrerseits  die  zwischen  12  und 
30  Proz.  der  regulären  Prämie  beträgt,  der  Verschiedenheit  der  Ver- 
waltungsausgaben entspricht  oder  nicht,  bleibt  ausser  Betracht.  Sehen 
wir  immerhin  davon  ab  und  fassen  nur  die  nackte  Tatsache  ins  Auge, 
dass  die  Betriebsverwaltung  in  der  Volksversicherung  so  namhaft  höhere 
Aufwendungen  erheischt,  so  ist  wieder  mit  diesem  weiteren  Faktum 
ein  Argument  dafür  gewonnen,  dass  die  derzeitige  private  Volks- 
vers i  c  h  e  r  u  n  g  s  -  O  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  minder  geeignet  ist  zur 
Erfüllung  der  Aufgabe,  die  allein  ihren  Betrieb  volkswirtschaft- 
lich rechtfertigen  könnte. 

Es  wäre  aber  ungründlich,  nur  die  Verhältnismässigkeit  des  Preises 
für  die  Versicherung  in  den  beiden  Kategorien  der  Lebensversicherung 
zu  vergleichen.  Für  die  volkswirtschaftliche  Würdigung  kommt  auch 
in  Frage,  dass  Opfer  für  diese  Versicherung  gebracht  werden,  ohne 
dass  der  Versicherungswerber  das  Ziel  dabei  erreicht,  mit  einem  Wort 
die  Bedeutung  des  »vorzeitigen  Abganges«.  Leider  sind  in  dieser 
Hinsicht  recht  bedauerliche  Verhältnisse  festzustellen. 

Der  Berliner  Börsen-Courier  schreibt  zwar  in  seinem  Bericht  über 
das  deutsche  Lebens-  und  Unfallversicherungswesen  im  Jahre  1903 
(Beilage  512  dieses  Blattes),  dass  bei  der  grössten  der  in  Betracht 
kommenden  Gesellschaften,  der  »Viktoria«,  auf  die  mehr  als  die  Hälfte 
des  gesamten  Volksversicherungsbestandes  entfällt,  die  Prozentsätze 
der  freiwillig  aufgegebenen  Versicherungen  mit  4,2  Proz.  der  Ver- 
sicherungssumme und  2,4  Proz.  der  Policenzahl  kaum  noch  von  den 
bei  den  grösseren  (regulären)  Lebensversicherungen  vorkommenden 
verschieden  sei.  Die  Berichterstattung  ist,  worüber  in  eingeweihten 
Kreisen  kein  Zweifel  besteht,  seitens  der  Viktoria  informiert.  Wenn 
wir  dessen  ungeachtet  nicht  das  geringste  Bedenken  gegen  die  Richtig- 
keit dieser  Aufstellung  und  Behauptung  haben,  so  vermag  uns  das 
aber  doch  niemals  über  die  Höhe  der  absoluten  Ziffern  hinweg- 
zuhelfen. Gehen  wir  den  Dingen  nach,  so  finden  wir  bei  den  beiden 
namhaftesten  Versicherern  dieser  Versicherungssparte  folgende  Zahlen 
und  Beträge,  die  als  Abgang  durch  freiwilliges  Aufgeben  der  Ver- 
sicherung ausgewiesen  werden : 

Abgang 
an   Policen  an  Versicherungssumme 

Viktoria  ^    '903  56  832  19  733  400  Mark 


{; 


1904      70330  22  814 162 

TT  ■    j   ■    u  WT-yu    1       (     1903  74  183  16  674  041         » 

Friedrich  Wilhelm  <      ^   ^  od  d 

t    1904  107  858  22  183  405       » 

Stellen  wir  immerhin  diesen  absolut  steigenden  Ziffern  die  Re- 
lativzahlen für  den  Abgang  durch  freiwilliges  Aufgeben  der  Versiche- 
rung bei  diesen  beiden  Anstalten  in  den  letzten  fünf  Jahren  zur  Seite. 
Er  betrug  im  Verhältnis  zum  2:esamten  Versicherungsbestand 
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1900:  7.07  % 
igoi  :  6.43  » 
1902  :  6.39  » 
1903:  587  » 
1904:   5.66    » 

Bietet  aber,  so  müssen  wir  fragen,  dieser  Rückgang  nur  im  ge- 
ringsten eine  soziahvirtschaftlich  relevante  Kompensation  für  die  Tat- 
sache, dass,  wenn  wir  nur  die  genannten  beiden  Volksversicherungs- 
anstalten in  Betracht  ziehen,  1903  rund  131  000  und  1904  rund  178000 
Versicherungsverträge,  die  bereits  durch  mindestens  einmalige  Prämien- 
zahlung (allerdings  auch  nur  einen  Wochenbeitrag) ^)  in  Kraft  getreten 
waren,  durch  freiwilliges  Aufgeben  zur  Auflösung  gelangt  sind? 

Der  eben  angegebene  Rückgang  in  den  Prozentzahlen  des  Abfalles 
durch  vorzeitige  Auflösung  betrifft  nur  zwei  Anstalten,  und  zwar  An- 
stalten, die  durchaus  nicht  etwa  die  ungünstigsten  Verhältnisse  in  dieser 
Richtung  aufweisen.  Wir  stellen  aber  gleichwohl  Abnahme  dieses  Ab- 
falles fest,  die  nach  dem  Börsen-Courier  auf  eine  Vervollkommnung 
des  Inkasso-Apparates  zurückzuführen  sein  soll,  und  wollen  daran 
durchaus  keine  Kritik  üben.  Allein  auch  dieser  Fortschritt  kann  das 
Urteil  über  die  ökonomischen  Tatsachen  nicht  im  mindesten  ver- 
bessern. 

Die  Äfasiussche  Versicherungs-Rundschau  bemerkt  zu  dieser  vor- 
zeitigen Auflösung:  Die  Volksversicherung  ist  ihrer  Natur  nach  Massen- 
geschäft, arbeitet  mit  einem  durchschnittlich  minderwertigeren  Ver- 
mittlungspersonal als  die  eigentliche  Lebensversicherung,  und  es  kommen 
für  sie  überwiegend  Volkskreise  in  Betracht,  die  infolge  der  Unregel- 
mässigkeit ihres  Verdienstes  und  wegen  ihres  gegen  äussere  Einflüsse 
weniger  widerstandsfähigen  Charakters  sich  zur  Aufgabe  der  Versicherung 
leichter  entsrhliessen.  Daher  sei  die  Höhe  des  vorzeitigen  Abganges 
zwar  eine  bedauerliche,  aber  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unvermeid- 
liche Begleiterscheinung  des  Betriebes  dieses  Geschäftszweiges.  —  Das 
ist  unzweifelhaft  richtig  und  wir  sind  weit  entfernt,  mit  den  nachstehenden 
Ausführungen  den  zurzeit  im  Geschäft  tätigen  Versicherungsunter- 
nehmungen einen  Vorwurf  machen  zu  wollen,  vielmehr  haben  wir  aus- 
schliesslich das  Prinzip  der  privatwirtschaftlichen  Organisation  der 
Volksversicherung  im  Auge  ^).  Dabei  müssen  wir  uns  an  die  nackten, 
durch  keinen  Hinweis  auf  die  UnWirtschaftlichkeit  vieler  Versicherungs- 
Lustiger  verschönten  Tatsachen  halten,  und  es  genügt  uns,  in  der 
Richtung  feststellen  zu  müssen,  dass  im  Laufe  eines  Jahres 
206319  Individuen  nur  bei  den  deutschen  Versicherungsanstalten  durch 

1)  Vgl.  die  Viktoria-Versicherungsbedingungen  bei  Manes  a.  a.  O.  S.   251  f. 

2)  Zu  vergleichen  ist  hiezu  auch  das  Referat  Loebivger  i.w  den  Beratungen  des  Ver- 
eins f.  Versicherungs-Wissenschaft  über  den  Gesetzentwurf  betr.  den  Versicherungs- 
Vertrag  (Veröffentlichungen  dieses  Vereins   Heft  II,   S.  318). 
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einen  Schritt,  den  sie  aus  ökonomischen  Motiven  unternommen  haben, 
eine  direkte  materielle  Schädigung  erfahren  haben.  Direkte  und  ab- 
solute Schädigung,  denn  entweder  sind  durch  die  mehr  oder  minder 
notwendig  gewordene  Einstellung  der  Prämienzahlung  die  bisher  ge- 
zahlten Sparprämien  (als  Prämienreserve  angesammelt),  weil  die  Ein- 
stellung der  Zahlung  innerhalb  der  Karenzzeit  ^)  erfolgt  ist,  so  gut  wie 
ganz  verloren  gegangen,  oder  aber  —  es  wurden  erst  nach  Ablauf  der 
meist  dreijährigen  Karenzfrist  die  Prämienzahlungen  eingestellt  und  durch 
Umwandlung  in  eine  beitragsfreie  Versicherung  oder  auch  Rückkauf 
zwar  60,  günstigsten  Falles  80  Proz.  der  Prämienreserve  gerettet,  der 
Rest  derselben,  also  der  Sparprämien,  aber  doch  verloren  -). 

Sowohl  der  ersatzlose  Verfall  der  Versicherung,  als  auch  die  Um- 
wandlung und  der  Rückkauf  bedeuten  eine  ökonomische  Schädigung 
des  Volksversicherten,  die  zu  schwersten  Bedenken  Anlass  gibt.  Man 
wende  nicht  ein  ,  dass  die  Rückkaufssumme  schon  der  Verursachung 
von  Verwaltungskosten  wegen  nicht  die  Höhe  der  ganzen  Prämien- 
reserve ausmachen  könne.  Das  Prinzip  der  Umwandlung  und  der 
Rückkaufsberechnung,  dessen  versicherungstechnische  Begründung  uns 
w'ohl  bekannt  ist,  wird  hier  durchaus  nicht  bekämpft.  Aber  mit  der 
versicherungstechnischen  Rechtfertigung  des  Vorgehens  der  privaten 
Versicherungsunternehmungen  ist  noch  nicht  volkswirtschaftlich  gerecht- 
fertigt, dass  der  Minderbemittelte  gleichfalls  diesen  Prinzipien  unter- 
worfen werden  soll,  und  ist  niemals  zu  rechtfertigen,  dass  die  Risiko- 
prämie des  von  der  Versicherung  vorzeitig  Zurücktretenden  für  die 
Dauer  der  Zeit,  binnen  welcher  er  tatsächlich  versichert  war,  durch 
den  niedrigen  Umwandlungswert  oder  die  niedrige  Rückkaufssumme 
so  hoch  wird.  Nicht  als  Kritik  des  Vorgehens  der  Unternehmer,  wohl 
aber  als  Kritik  des  Prinzipes  ist  es  dagegen  aufzunehmen,  wenn  wir 
es  als  j  e  d  e  r  Oekonomik  (von  Gerechtigkeit  gar  nicht  zu  reden)  wider- 
streitend bezeichnen  müssen,  dass  sozusagen  innerhalb  der  Rückkaufs- 
Karenzzeit  die  Auflösung  der  Versicherung  auch  dann  zu  keinem 
Prämien-Rückersatz  kommt,  wenn  im  Hinblicke  auf  den  Wegfall  der 
ärztlichen  Untersuchung  eine  Karenzzeit  für  den  Anspruch  auf  die 
Versicherungssumme    durch    ein    oder    mehrere    Jahre  vereinbart   ist  ^). 


i)  Mit  Karenzfrist  ist  der  im  Versicherungsvertrag  vereinbarte  Zeitraum  unmit- 
telbar nach  Inkrafttreten  der  Versicherung  gemeint,  innerlialb  dessen  ein  Rückkauf,  d.  h. 
Rückersatz  eines  Teiles  der  eingezahlten   Prämien  noch  nicht  gewährt  wird. 

2)  Jede  Prämie  zerfällt  sozusagen  in  zwei  Bestandteile:  die  Ri  s  i  k  o  prämie,  das 
ist  jener  Teil,  der  wirklich  benötigt  wäre,  um  für  die  betreffende  Altersgruppe  die  Ver- 
sicherung der  nach  der  Sterbetafel  zu  erwartenden  Sterbefälle  aufzubringen ,  der  an- 
dere Teil,   der  Rest  der  Prämie,   heisst  Reserve  prämie  oder  Spar  prämie. 

3)  Bei  der  Todfallversicherung  der  Viktoria  (vgl.  oben  S.  123,  Tarif  A  und  B) 
wird  bei  Tod  des  Versicherten    im  i.   Versicherungsjahr  die   Summe    der  eingezahlten 
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Dann  hatte  nämlich  der  angebHch  Versicherte  tatsächhch  nicht  einmal 
während  der  Dauer  seiner  Prämienzahlung  den  Vorteil  der  Versiche- 
rung genossen,  muss  aber  im  Umwandlungs-  oder  Rückkaufsfalle  gleich- 
falls die  ganze,  also  auch  die  Risikoprämie  verlieren. 

Uebrigens  hat  man  es  bei  der  Volksversicherung  noch  mehr  als 
bei  der  regulären  Versicherung  mit  vorzeitigen  Auflösungen  beziehungs- 
weise Einstellungen  der  Prämienzahlungen  innerhalb  der  Karenzzeit  zu 
tun.  »Die  Treue  der  Versicherten  für  ihre  Versicherung  wächst  mit 
dem  Alter  der  Versicherung«  ^).  Dass  der  Rückkauf  gerade  bei  der 
kleinen  Lebensversicherung  besonders  bedeutungslos  ist,  zeigt  ein  Ver- 
gleich der  Betriebsrechnungen  für  die  kleine  mit  denen  für  die  regu- 
läre Lebensversicherung. 

Es  werden  in  der  Reichsstatistik  für  das  Jahr  1904  u.  a.  folgende 
Ziffern  aus  den  Betriebsrechnungen  nachgewiesen: 

Grosse  Versicherung  Volks-  Versicherungsanstalt 

u.  Sterbegeldversich.  Versicherung         von  Berufsvereinen 

in   Tausenden   Mark 


Prämieneinnahmen  355  410  64  974  6204 

Summe  der  Einnahmen  496  461  77028  8014 

Ausgaben  für  Versicherungs- 
fälle einschl.  Schadenreserve  177  313  10835  1922 

Ausgaben  für  vorzeitige  Auf- 
lösung (Rückkauf)  12309  286  III 

Darnach  stellt  sich  die  Summe  der  für  die  vorzeitige  Auflösung  in 
Ausgabe  gestellten  Beträge  in  Prozenten  der  Ausgaben  für  die  hono- 
rierten Versicherungsfälle  und  Schadenreserven 

bei  der  grossen  Lebensversicherung  einschl.   Sterbegeldversicherung  auf     6.65  "/y 
»        »     Volksversicherung  >       2.64  ^/o 

»     den  Versicherungsanstalten   von  Berufsvereinigungen  »        5-77  ^/o 

Viel  bedeutender  ist  aber  der  Abgang  durch  Verfall  und  Verzicht. 
Für  das  Jahr  1904  weist  die  Reichsstatistik  vorläufig  folgende  Zif- 
fern aus  : 

Abgang  in  der  V  o  1  k  s  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g 

durch  Tod 

»  Ablauf 

»  Rückkauf 

»  Verfall  und  Verzicht 

»  Nichteinlösung  der  Police 

Neben  diesen  Massenabgangsursachen  tritt  die  Umwandlung  in 
beitragsfreie  Versicherungen  wahrscheinlich  sehr  zurück.  Die  Reichs- 
Prämien,  bei  Tod  im  2.  Versicherungsjahr  die  halbe,  erst  vom  3.  Versicherungsjahr 
die  ganze  Versicherungssumme  ausgezahlt. 

l)  Referat  Loebinger  a.  a.  O. ,  Kohl  a.  a.  O.  .S.  32  f.  schätzt  die  Auflösungen 
innerhalb  der  Karenzzeit  auf  */b. 


Policen 

über 
in 

Vers. -Summe 
icoo  Mark 

49550 

S259 

24399 

4396 

3558 

953 

202  761 

44  107 

157549 

34250 
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Statistik  weist  unter  Aenderungen  überhaupt  als  Saldo  (Erhöhungen 
minus  Reduktion  und  Umwandlung  in  beitragsfreie  Policen)  nur  für 
eine  Anstalt  eine  Erhöhung  von  5  Policen,  im  übrigen  nur  Verminde- 
rungen aus,  insgesamt  bei  451  Policen  um  8459000  Mark. 

Es  liegt  uns  natürlich  ganz  fern,  den  geringen  Anteil  vom  Tod 
und  Ablauf  an  dem  gesamten  Abgang  hervorheben  zu  wollen.  Das 
Volksversicherungsgeschäft  ist  verhältnismässig  jung  und  in  starker 
Entwicklung  begriffen,  folglich  treten  diese  beiden  freilich  sozusagen 
regulären  Abfallsursachen  noch  zurück.  Gleichwohl  gibt  die  Höhe  der 
Abgänge  durch  Rückkauf,  Verfall  und  Verzicht  zu  Bedenken  Anlass. 
Auffallend  ist,  dass  diese  Abgänge  durchschnittlich  Versicherungen 
mit  höheren  Versicherungssummen  betreffen,  die  durchschnittliche  Ver- 
sicherungssumme derselben  betrug  229  Mark,  während  die  durchschnitt- 
liche Versicherungssumme  des  gesamten  Versicherungsbestandes  sich 
auf  nur  175  Mark  belief. 

Gedenkt  man  dann  noch  der  Tatsache,  dass  ein  Teil  der  Volks- 
versicherer auch  Dividenden  an  die  Aktionäre  liefert,  so  gewinnt  man 
einen  weiteren  Posten,  um  den  diese  Versicherung  sich  für  die  Ver- 
sicherten verteuert.  Bleicher  meint  zwar,  für  die  Lebensversicherung 
sei  der  Unterschied  zwischen  Gegenseitigkeits-  und  Unternehmerver- 
sicherung von  geringer  Bedeutung  und  im  allgemeinen  kann  ihm  darin 
wohl  für  die  reguläre  Versicherung  zugestimmt  werden,  bezüglich  der 
Volksversicherung  halte  ich  die  Unternehmerversicherung  mit  Gewinn- 
zwecken für  den  Unternehmer  auch  bei  noch  so  geringen  Dividenden- 
beträgen im  Prinzip  für  unzulässig.  Denn  die  Bevölkerungselemente, 
die  gerade  nur  mit  Mühe  für  die  versicherungstechnische  Form  der 
Kapitalbildung  gewonnen  werden  können,  dürfen  nicht  den  Dünger 
zur  Förderung  des  Bodens  abgeben,  auf  dem  der  grosskapitalistische 
Zins  gepflanzt  wird.  Mit  diesem  Grundsatz  ist  aber  eben  nur  erst 
das  Minimum  bezeichnet,  wofür  diese  Bevölkerungskreise,  wenn  sie 
zur  Kapitalbildung  im  Wege  der  Versicherung  angehalten  werden  sollen, 
nicht  aufkommen  dürfen. 

Wie  stimmt  dazu  aber  nun  gar  die  Binsenweisheit,  dass  die  Lebens- 
versicherung, d.  h.  die  gesicherte  Kapitalbildung,  umso  dringlicher 
wird,  je  unsicherer  die  Existenz  des  Versicherungsnehmers  ist?  Dazu 
steht  doch  im  schroffsten  Widerstreit  die  Tatsache,  dass  die  Lebens- 
versicherung umso  teurer  wird,  je  kleiner  die  Kapitalien,  die  gebildet 
werden  können ! 

Deshalb  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  Reformbestrebungen 
schon  viel  von  sich  reden  machen.  Sie  zielen  ebenso  auf  die  Ver- 
minderung des  Stornos  wegen  Einstellung  der  Prämienzahlung  ab,  wie 
auf  die  Verminderung  der  Vervvaltungskosten.  Die  Beseitigung  des 
Zwanges  zur  regelmässigen  Prämienzahlung,  beziehungsweise  der  Fort- 
bestand des  Versicherungsanspruches  trotz  Säumigkeit  in  der  Prämien- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenscli.    1907.  1.  Q 
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Zahlung  ist  ebenso  wichtig  und  eine  ebenso  ernst  zu  ervvägende  Mass- 
nahme wie  die  Zuhilfenahme  der  Postorganisation  und  die  Förderung 
der  Kollektivversicherung  zwecks  Verminderung  der  Verwaltungskosten. 
Die  Ausgestaltung  des  Volksversicherungsvertrages  in  der  ersten  Richtung 
ist  zum  Teil  wohl  ein  gesetzgebrisches  Problem ;  so  bahnt  der  kürzlich 
(Herbst  1905)  den  Interessenten  zur  Begutachtung  zugegangene  öster- 
reichische Gesetzentwurf  über  den  Versicherungsvertrag  eine 
solche  Reform  des  Vertragsrechtes  an.  In  dem  Entwürfe  werden  Be- 
günstigungen der  Volksversicherungsnehmer  nicht  nur  gegenüber  dem 
bisherigen  Zustande,  sondern  nun  auch  gegenüber  den  regulär  Versi- 
cherten festgesetzt,  durchweiche  das  Stornierungsrecht  des  Versiche- 
rers erheblich  eingeschränkt  wird.  Eine  solche  soll  schon  nach  Zah- 
lung nur  einer  Jahresprämie  ausgeschlossen  sein. 

Nicht  minder  beachtenswert  ist  die  Ausgestaltung  des  Versiche- 
rungsvertrages in  der  Weise,  dass  dem  Versicherten  der  Termin  der 
Einlagen  überlassen  wird  und  jede  Einlage  als  Einmalprämie  zur  Be- 
gründung eines  neuen  Versicherungsanspruches  aufgefasst  wird.  Damit 
wird  auch  eine  Aenderung  in  der  Akquisitionsorganisation  verbunden, 
die  Anwerbung  soll  vornehmlich  durch  Vertrauensmänner  und  kollektiv 
erfolgen,  sodass  also  auch  die  Verwallungskosten  vermindert  werden. 
Dieses  letztere  Ziel  wird  aber  auch  noch  insbesondere  durch  die  Schaffung 
von  Anstalten  auf  öffentlichrechtlicher  Grundlage,  sei  es  durch  Stif- 
tungen, sei  es  durch  aus  öffentlichen  Mitteln  unterstützte  oder  geradezu 
errichtete  Anstalten,  erreicht  werden.  In  allen  diesen  Fällen,  bezüglich 
welcher  für  Einzelheiten  auf  die  Darstellungen  bei  Bleicher'^')  und  ins- 
besondere Kohl-)  verwiesen  wird,  soll  die  kostspielige  Akquisition  durch 
Agenten  auf  ein  Minimum  eingeschränkt  werden  und  man  rechnet 
gleichwohl  mit  einem  genügenden  Zugang. 

Die  Anhänger  der  privaten  Versicherung  erklären  freilich :  die 
Massenhaftigkeit  der  Versicherung  überhaupt,  und  insbesondere  die 
des  »kleinen  Mannes«  ist  ohne  die  regste  Tätigkeit  des  Anwerbungs- 
und Inkasso-Personals   nicht   zu    erreichen.     Diese   Tätigkeit   verteuert 


1)  Bleicher  a.  a.  O.  S.  8  ff.    Kohl  a.  a.  O.   S.   39  ff. 

2)  Kohl  benützt  das  beim  Allg.  Deutschen  Versicheriingsverein  in  Stuttgart  ein- 
geführte System  der  »Einmalprämien-Gültigkeit«  jeder  Einlage,  kombiniert  damit  aber, 
um  die  starke  Differenz  zwischen  der  Volksversicherung  und  blosser  Sparversicherung 
zu  überbrücken,  eine  Risikoversicherung  auf  die  ersten  4  Jahre  nach  Beginn  der  Ein- 
zahlung (u,  z.  mit  Einheitsprämien  für  5  jährige  Altersklassen).  Eine  erstmalige  Ein- 
lage von  10  M.  für  einen  25 — ^30 jährigen  Beitretenden  z.  B.  wird  als  Reserveprämie 
von  7  M.  imd  als  Risikoprämie  von  3  M.  aufgefasst.  Bei  regelmässiger  Fortzahlung 
der  10  M.  (Durchschnittsprämie  der  deutschen  Volksversicherungen)  hat  der  Versi- 
cherte nach  dem  4.  Jahr  schon  durch  die  Sparversicherung  eine  Versicherungssumme 
erworben,  die  höher  ist ,  als  die  mit  der  Risikoprämie  im  ersten  Jahr.  (Vgl.  Kohl 
a.  a.   O.   .S.   17.) 
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aber  die  Versicherung  und  namentlich  die  Volksversicherung,  daher 
gibt  es  nur  eine  Alternative:  Volksversicherung  mit  hohem  Prämien- 
aufvvand  für  den  Versicherten  oder  keine. 

Dieser  Behauptung  stehjsn  aber  bisher  gewiss  noch  nicht  viele 
Beweismaterialien  zur  Seite  und  was  gegen  dieselbe  vorgebracht 
wird,  scheint  mindestens  beachtenswert.  So  wird  wohl  Kolil  zuzustimmen 
sein,  dass  die  Konkurrenz  der  privaten  Versicherer  das  Publikum  viel- 
fach abzuschrecken  geeignet  ist,  da  die  Organe  der  Akquisition  vor 
den  bedenklichen  Mitteln  die  Konkurrenzanstalten  zu  diskreditieren 
leider  nicht  Halt  machen.  Aber  ganz  abgesehen  davon  wird  sich  ge- 
rade ein  der  genannten  Alternative  entgegengesetzter  Standpunkt 
unschwer  vertreten  lassen.  Der  in  der  Versicherung  ruhende  Zwang 
zur  Spartätigkeit  hat  gewiss  sein  Gutes,  aber  er  kann  auch  zum  Geist 
werden,  der  gutes  will  und  böses  schafft.  Und  einem  im  Augenblicke 
irgend  einer  Prämienzahlung  auftretenden  Zwang,  der  die  Alternative 
heraufbeschwören  kann:  entweder  den  Sparprozess  fortsetzen,  vielleicht 
auch  über  die  wirtschaftliche  Raison  hinaus  oder  aber  wirtschaftlichen 
Verlust  (erworbener  Versicherungswerte)  erleiden  —  einem  solchen 
Zwang  ist,  wenn  er  an  und  für  sich  noch  mit  einer  teueren  Versiche- 
rungsorganisation verbunden  ist,  die  NichtVersicherung  vorzuziehen. 
Damit  kommt  man  freilich  zum  gegenteiligen  Prinzip  :  Entweder  billige 
Versicherung  aus  eigener  Initiative  oder  gar  keine  !  Wenn  die  Volks- 
versicherung nur  mit  einer  solchen  Art  polizeilicher  Geldstrafgewalt 
des  privaten  Grosskapitals  zur  Kapitalbildung  kleinsten  Stiles  (ich 
verweise  nur  wieder  auf  den  Durchschnitt  der  Versicherungssumme) 
in  den  Kreisen  der  »Minderbemittelten«  führt  — ,  dann  lieber  nicht. 

Aber  auch  diese  Alternative  verliert  bereits  erheblich  an  Schärfe, 
sobald  die  Aussicht  vorhanden  ist,  die  Kosten  der  Verwaltung  herab- 
zudrücken, ohne  die  Gefahr  mangelnden  Zuganges  damit  zu  erhöhen. 
Kohl  geht  von  der  Anschauung  aus,  dass  die  Ersetzung  der  privaten 
sich  befehdenden  Unternehmungen  durch  eine  öffentliche  Anstalt  zu 
einer  Steigerung  des  Vertrauens  und  des  Interesses  für  die  Versicherung 
im  Publikum  führen  müsse,  und  auf  den  Gedanken,  dass  die  Initiative 
zur  Versicherung  bei  einer  öffentlichen  Anstalt  dem  Publikum  überlassen 
werden  könne,  baut  er  ein  in  der  Tat  sehr  beachtenswertes  Projekt 
auf  und  ist  in  seiner  mehrerwähnten  Schrift  mit  konkreten  Vorschlägen 
in  die  Oeffentlichkeit  getreten,  wie  der  Organismus  des  Postdienstes 
auch  zur  Verwaltung  und  Organisierung  des  Dienstes  einer  grossen 
staatlichen  Volksversicherung  benutzt  werden  könnte.  Auf  diesem 
Wege  könnte  in  der  Tat  ohne  nennenswerte  Belastung  des  Staates  eine 
Verbilligung  der  Verwaltung  erreicht  werden. 

Nicht  minder  bedeutsam  aber  ist  der  Weg,  den  das  öster- 
reichische Regierungsprogramm  für  den  Ausbau  der  Arbeiterver- 
sicherung betreten  hat,  in  dem  es  mit  der  Invaliditätsversicherung  eine 
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Kapitalversicherung  für  die  Hinterbliebenen  einer  versicherungspflich- 
tigen Person  ins  Auge  fasst.  Je  nach  der  Zahl  der  anspruchsberechtigten 
Hinterbliebenen  (uneheliche  Kinder  eingeschlossen)  kommt  der  ein- 
bis  dreifache  Grund-Betrag  des  vom  Versicherten  bei  seinem  Tod  er- 
w^orbenen  Renten-Jahres-Anspruches  zur  Auszahlung,  also  je  nach  der 
Lohnklasse  und  Zahl  der  Hinterbliebenen  ein  Betrag,  der  mindestens 
90  Kronen  ausmacht,  aber  bis  gegen  1600  Kronen  steigen  kann,  wenn 
der  Versicherte  nach  4ojähriger  ziemlich  stetiger  Beitragsleistung  ausser 
einer  Witwe  noch  4  Kinder  unter  15  Jahren  hinterlässt. 

Diese  Kapitalversorgung,  die  demnach  als  Begräbnisgeldversicherung 
einsetzt,  kommt  in  späteren  Beitragsjahren  bei  grösserer  Kinderzahl 
schon  nahe  an  vollwertige  Kapitalversicherung  heran.  Jedenfalls  können 
sich  diese  Leistungen  neben  dem  Durchschnitte  der  deutschen  Volks- 
versicherungs-Summe  bereits  nennen  lassen. 

Mit  diesem  Gedanken  nähert  man  sich  genau  genommen  dem 
von  Schäffle  gebrachten  Vorschlag,  Einrichtungen  zu  schaffen,  die  mit 
der  Zwangsversicherung  die  freiwillige  Versicherung  verbinden  sollten. 
Die  Zwangsversicherung  zielt  auf  die  Existenzsicherung  durch  Renten- 
gewährung ab ;  der  freiwilligen  Versicherung  von  Kapitalien  durch 
unregelmässige  oder  regelmässige,  ganz  in  das  Belieben  der  Versiche- 
rungsnehmer gestellte  Einlagen  zu  Gunsten  der  Hinterbliebenen  (even- 
tuell vielleicht  sogar  abgekürzte  freiwillige  Kapitalversicherungen)  könnte 
die  Zwangsorganisation  wohl  ihren  Arm  leihen. 

Dann  trägt  freilich  mit  den  Gesamtkosten  der  Zwangsorganisation 
die  Gesamtheit  der  Gesellschaft  auch  einen  Teil  der  Kosten  der  frei- 
willigen Kapitalversicherung,  nämlich  einen  kleinen  Teil  der  Verwal- 
tungskosten —  von  einem  Risiko  ist  bei  der  heutigen  versicherungs- 
technischen Fundierung  der  Lebensversicherung  wohl  nicht  mehr  die 
Rede.  Ist  dieser  Beitrag  der  Gesamtheit  nicht  etwas  bedenkliches? 
etwas  grundsätzlich  zu  vermeidendes?  Kapitalbildung  mit  Hilfe  der 
Mittel  der  Gesamtheit,  mit  Hilfe  der  Steuergelder? 

Die  Frage,  meine  ich,  kann  ohne  weiteres  verneint  werden.  Die 
Allgemeinheit  ist  an  jeder  auch  der  geringsten  Ausgleichung  sozialer 
Besitzverschiedenheiten  interessiert  und  deshalb  liegt  die  kleine  Kapital- 
bildung in  den  Kreisen  der  Minderbemittelten  im  Interesse  der  Gesamt- 
heit und  geradezu  Aufgabe  sozialer  Besitzausgleichungs-Politik  ist  es, 
diese  wenn  auch  kleine  Kapitalbildung  in  den  Kreisen  der  Nicht- 
besitzenden zu  erleichtern  und  an  die  Stelle  der  kostspieligen  Volks- 
versicherung auf  der  Basis  privater  Unternehmerprinzipien  eine  solche 
mit  öffentlicher  Förderung  zu  setzen. 
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Ernst  Abbe  als  Sozialpolitiker. 

Von 

Georg    Hahn  (Jena)  ^). 

Die  Bedeutung  des  vielgenannten  Jenenser  Professors  Ernst  Abbe, 
des  langjährigen  Leiters  der  optischen  VVerkstätte  von  Carl  Zeiss,  liegt 
in  seinen  Leistungen  als  physikalischer  Forscher,  erst  in  zweiter  Linie 
kommt  er  als  Sozialpolitiker  oder  als  Organisator  in  Betracht.  Daran 
ändert  auch  nichts,  dass  er  selbst  seine  sozialpolitisch  bedeutsame  Tat, 
die  Schaffung  der  Carl  Zeiss-Stiftung  als  die  Krönung  seiner  Lebens- 
arbeit bezeichnete  und  ihr  als  der  Verkörperung  seiner  sozialen  Ziele 
und  Ideen  grösseren  Wert  beimass,  als  all  seinen  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  der  Optik  und  angewandten  Mechanik,  daran  ändert  auch 
nichts,  dass  er  der  Allgemeinheit  als  opferwilliger  Menschenfreund  be- 
kannter ist  denn  als  Forscher  und  Gelehrter  ;  es  bestätigt  nur  die  alte 
Erfahrung ,  dass  die  freiwillige  Aufgabe  materieller  Vorteile  grösseres 
Aufsehen  erregt  als  wissenschaftliche  Leistungen. 

Nicht  das  »sozialpolitische  System«  an  sich,  das  er  vertrat,  und 
das  Professor  Delbrück  in  seiner  Gedenkrede,  die  er  in  der  staatswis- 
senschafthchen  Gesellschaft  in  Jena  hielt,  in  die  Worte  fasste:  »Es 
kommt  in  der  Gesellschaft  nur  an  auf  die  Förderung  der  Gesamtinter- 
essen;  das  Glück  des  einzelnen  aber  ist  gleichgültig.  An  dasjenige, 
was  die  Gesellschaft  zu  verteilen  hat,  hat  nur  der  Anspruch,  der  ar- 
beitet, und  die  Verteilung  ist  nicht  anders  zu  regeln,  als  nach  den  Ge- 
sichtspunkten strengster  Gerechtigkeit  ohne  irgend  eine  historisch  oder 
sonst  begründete  Bevorzugung«  —  nicht  dies  Theorem,  das  auch  von 
anderen  vertreten  wird,  konnte  die  Aufmerksamkeit  fesseln,  sondern 
die  Tat,  der  selbstlose  Verzicht  auf  die  ihm  zustehende  Bevorzugung. 
Dieser  war  ihm  aber  nur  möglich,  weil  ihm  die  konkurrenzlos  dastehen- 
den Fabrikate  der  optischen  Werkstätte,  die  auf  Grund  seiner  Berech- 
nungen entstanden  waren,  eine  in  die  Augen  fallende  Bevorzugung  erst 
geschaffen  hatten;  die  freiwillige  Aufgabe  von  Millionen,  das  sich  Be- 
schränken auf  eine  verhältnismässig  abhängige  Stellung ,  wo  er  selbst- 
herrlich hätte  schalten  und  walten  können,  das  erregte  Bewunderung. 
Das  Grundlegende  aber  war  die  Entwicklung  der  kleinen  mecha- 
nischen Reparaturwerkstatt  von  Carl  Zeiss  zu  einer  Weltfirma  ersten 
Ranges  gewesen  mit  ihren  unerwarteten  Erfolgen  —  dann  erst  konnte 
die  Ueberlegung  wegen  der  gerechten  Verteilung  der  zusammenströ- 
menden Geldmittel  kommen,  dann  erst  entstand  die  eigenartige  —  z. 
Zt.  wohl  einzigartige  —  Entschliessung  Abbes ,  die  Nutzniessung  dieses 


i)  Früher  Leiter   der  Personal-    und  Wohlfahrtsangelegenheiten    der    Firma  Carl 
Zeiss. 
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Riesenvermögens  abzulehnen,  sich  nur  als  sein  Verwalter  zu  betrachten, 
um  es  den  nach  seiner  Meinung  rechtmässigen  Besitzern  zuzuwenden. 
So  entstand  die  Carl  Zeiss-Stiftung  —  in  seiner  Bescheidenheit  ver- 
wendete er  den  Namen  seines  alten  Freundes  gleichsam  als  Pseudo- 
nym — ,  der  er  sein  ganzes  Vermögen  bis  zu  der  für  seine  Familie  ge- 
setzlich zu  wahrenden  Grenze  zuwies;  diese  Stiftung  sollte  dafür  die 
Verpflichtung  übernehmen,  die  Nutzniessungsberechtigten  in  weitesten 
Grenzen  gerecht  abzufinden.  Aber  genau  so,  wie  sie  entstanden  ist, 
kann  sie  auch  wieder  verschwinden  —  sobald  die  Firma  Carl  Zeiss 
und  Schott  und  Genossen  nicht  mehr  konkurrenzlos  dastehen,  sondern 
von  anderen  Firmen  überflügelt  werden,  oder  sobald  auf  andere  Weise 
die  hohen  Einnahmen  schwinden,  so  dass  die  Fortführung  der  Betriebe 
nicht  mehr  lohnt.  Dann  fällt  das  Vermögen  der  Stiftung  den  Gemein- 
den anheim,  dann  ist  die  sozialpolitische  Tat  Abbe?,  verschwunden,  wäh- 
rend seine  Mikroskope  und  Fernrohre  nach  wie  vor  die  Welt  im  Klein- 
sten wie  im  Grossen  durchforschen  und  den  Namen  ihres  Erfinders  dau- 
ernd bewahren. 

Ein  anderes  aber  bleibt  noch  erhalten,  das  sind  seine  Gedanken, 
die  er  ausgesprochen ,  die  Gesinnungen ,  die  er  verbreitet  hat  durch 
seine  Vorträge,  durch  die  erläuternden  Schriften  zum  Stiftungsstatut, 
Die  erst  jetzt  posthum  erschienenen  sozialpolitischen  Schrif- 
ten Abbes^)  lassen  den  wunderbaren  Mann  in  seiner  ganzen  Grösse 
erkennen.  Er  vereint  in  glücklicher  Weise  —  sonst  ausgesprochene  — 
Gegensätze  in  sich:  er  ist  als  Inhaber  einer  Firma  von  500  Arbeitern 
gezwungen,  die  Erscheinungen  des  modernen  Wirtschaftslebens  vom 
Standpunkte  des  Kapitalisten  und  Grossindustriellen  zu  betrachten; 
aber  er  bleibt  der  unter  schwierigen  Verhältnissen  grossgewordene  »Ar- 
beitersohu'  ,  dem  »nicht  über  Nacht  Unternehmer-  und  Kapitalisten- 
augen wachsen  wollen«,  wie  er  selbst  sagt.  Dass  er  hier  immer  richtig 
beobachtet  hat,  wird  mancher  bezweifeln  ;  mehr  noch  wird  es  Zweifel 
finden,  wenn  er  von  seinen  Erfahrungen  ausgehend,  verallgemeinert  und 
andere  Verhältnisse  beurteilt,  die  ihm  fremd  geblieben  sind.  Sein  aus- 
geprägtes Gerechtigkeitsgefühl  lässt  ihn  mit  Entschiedenheit  eintreten 
für  jede  Partei,  für  jeden  einzelnen,  von  denen  er  annimmt,  dass  sie 
zu  unrecht  bedrückt  oder  zurückgedrängt  seien,  aber  diese  Annahme 
ist  nicht  selten  durch  Vorurteil  beeinflusst.  So  sind  zwei  Vorträge,  die 
er  im  Freisinnigen  Vereine  (1898)  und  in  öffentlicher  Volksversamm- 
lung (1900)  gehalten  —  der  eine  gegen  eine  Sonderbesteuerung  der 
Konsumvereine  in  Jena,  der  andere  gegen  die  rechtswidrige  Beschrän- 
kung der  Versammlungsfreiheit  im  Grossherzogtume  —  recht  bezeich- 
nend. Er  stand  am  Ende  der  50er  Jahre  (1840  geboren),  als  er  die 
beiden  Vorträge  hielt,  aber  welch  jugendliches  Feuer,  welche  fast  un- 


l)  Verlag  Gustav  Fischer,   Jena,   402   Seiten  8".    M.   5,  — . 
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besonnene  Angriffsfreude  spricht  aus  ihnen  !  Er  war  der  Ueberzeugung, 
dass  der  sog.  alte  Mittelstand ,  der  kleine  selbständige  Handwerker, 
rettungslos  verloren  sei,  und  sah  in  allen  Versuchen,  ihn  zu  stützen  — 
etwa  durch  Schikanieren  neuzeitlicher  Gebilde,  wie  genossenschaftlicher 
Unternehmungen,  nichts  als  Massnahmen  zur  Verlangsamung  eines  To- 
deskampfes, er  bezeichnete  die  vorgekommenen  Verbote  sozialdemo- 
kratischer Versammlungen  als  Gesetzesbeugung,  die  Sanktionierung  dieser 
Verbote  als  verfassungswidrig,  die  Ermunterung  zu  solchen  Verboten 
als  »flagrante  Verfassungsverletzung«. 

Immer  brach  der  Gedanke  in  seinen  Vorträgen  durch,  der  später 
im  Stiftungsstatute  Gestaltung  gewonnen  hat :  der  wirtschaftlich  Schwache 
befindet  sich  in  einem  drückenden  Abhängigkeitsverhältnisse ,  dieses 
muss  gehoben  werden  in  allen  Beziehungen  des  öffentlichen  Lebens, 
und  die  jetzt  noch  bestehenden  privaten  Arbeitsverhältnisse  sind  unter 
öffentliches  Recht  zu  stellen.  Vor  allem  forderte  er  von  der  Gesetzge- 
bung :  Fortbildung  der  Reichsgewerbeordnung  und  der  Arbeiterschutz- 
gesetze zu  einem  wirklichen  Arbeiter-  und  Unternehmerrecht.  Nach  der 
persönlichen  Seite  hin  verlangt  er  Sicherung  des  unselbständigen  Ar- 
beiters gegen  den  Missbrauch  seiner  Abhängigkeit  zur  Beschränkung 
bürgerlicher  oder  persönlicher  Freiheit,  nach  der  wirtschaftlichen  Seite 
hin  ein  Verbot  jeder  dem  Gemeinwohle  schädlichen  Ausnutzung  der 
Volkskraft  und  eine  Haftbarmachung  des  Unternehmergewinnes  für  Er- 
füllung grösserer  sozialer  Pflichten,  als  ihm  bisher  auferlegt  sind. 

Wie  er  sich  die  Erfüllung  dieser  Aufgaben  dachte,  deutet  er  in 
seinem  Stiftungsstatute  an,  indem  er  all  das  als  Recht  des  Arbeiters 
festsetzte,  was  ihm  ohne  weitere  gesetzliche  Massnahmen  des  Staates 
schon  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  erreichbar  erschien.  Cha- 
rakteristisch ist  die  Ausschaltung  eines  persönlichen  Besitzes ;  die  ge- 
gebenen Geschäftsunternehmungen  sollen  im  Sinne  eines  Fideikommisses 
in  unpersönlichen  Besitz  und  zugunsten  unpersönlicher  Interessen  unter 
dauernde  Bindung  gestellt  werden ;  charakteristisch  ist  aber  auch,  dass 
sein  alter  Freund  und  Mitinhaber  des  Glaswerkes,  Dr.  Schott,  sich  für 
die  Dauer  seiner  Mitwirkung  den  persönlichen  Besitzanteil  wahrte, 
so  dass  er -seinen  Arbeitern  wohl  ähnliche  ^Vergünstigungen  gewährt, 
wie  sie  statutenmässig  für  die  Angehörigen  der  Optischen  Werkstätte 
zu  leisten  sind;  aber  er  gewährt  sie,  ohne  einen  Zwang  dazu  für 
sich  anzuerkennen.  Erst  nach  seinem  Ausscheiden  tritt  auch  für  das 
Glaswerk  der  statutarische  Zwang  ein,  da  dann  die  Stiftung  alleinige 
Besitzerin  desselben  wird.  Die  Stiftung  hat  das  für  den  Betrieb  der 
beiden  Unternehmungen  nötige  Kapital  darzuleihen,  ohne  aber  einen 
den  üblichen  Zins  überschreitenden  Vorteil  dafür  zu  geniessen  und 
ohne  dieses  Kapital  zurückziehen  zu  dürfen.  »Bei  uns  ist  daher  das 
Kapital  nicht  Herr  der  Arbeit,  sondern  sein  Diener«,  sagt  Abbe.  Der 
Zins  muss  in  derselben  Art   bezahlt   werden,    wie    man    seinen  Diener 
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entlohnt.  Und  der  Besitz  der  Stiftung  hat  den  Charakter  eines  Kol- 
lektivbesitzes, er  gehört  —  wie  etwa  ein  Gemeindevermögen  —  allen, 
aber  keinem  einzelnen. 

Hinsichtlich  der  Regelung  wirtschaftlicher  Interessen  ist  das  Ganze 
eine  Produktivgenossenschaft,  der  bestimmte  Aufgaben  zufallen  — 
nicht  aber  in  Hinsicht  auf  Verwaltung  un^d  Leitung.  Trotz  aller  arbeiter- 
freundlichen Tendenzen  weist  Abbe  mit  Entschiedenheit  jede  Mitwirkung 
der  Arbeiter  bei  Verwaltung  und  Leitung  zurück;  er  sagt,  »dass  der 
einfältigste  LTnternehmer  der  gescheitesten  Genossenschaft  voraus  sei'.<. 
Der  Arbeiterausschuss  der  Firma  Zeiss  —  die  Glashütte  hat  keinen  — 
hat  wohl  das  Recht,  gehört  zu  werden,  und  Abbe  sagt,  da  in  Deutsch- 
land sich  nur  der  Bundesrat  gegenüber  dem  Reichstage  das  Recht 
herausnehme,  dem,  der  das  Recht  habe,  gehört  zu  werden,  keine  Ant- 
wort zu  geben,  sonst  aber  üblich  sei,  sich  auf  einen  Ratschlag  auch 
zu  äussern ,  so  würde  der  Ausschuss  wohl  auch  immer  eine  Erklä- 
rung bekommen.  Mit  dieser  Aussicht  und  der  Möglichkeit  in  den 
Arbeiterausschuss-Sitzungen  sich  auszusprechen,  sind  die  Rechte  der 
Arbeiterschaft  erschöpft.  Da  es  überdies  in  der  Hand  der  Geschäfts- 
teitung  liegt,  jeden  Arbeiter  —  auch  ohne  Vertragsverletzung  —  mit 
Verlust  aller  Rechte  zu  entlassen ,  wenn  »wichtige  Gründe  für  Nicht- 
fortsetzung  des  Vertrages  vorliegen«  —  z.  B.  »wegen  solcher  Tatsachen, 
welche  das  Vertrauen  auf  zuverlässige  Erfüllung  der  Dienstobliegen- 
heiten oder  auf  ehrliche  Wahrung  anvertrauter  Interessen  der  Firma 
in  Frage  stellen  müssen«  —  man  bedenke  dies  rein  subjektive  Moment: 
Vertrauen  in  Frage  stellen !  —  so  liegt  auf  der  Hand,  dass,  wenn  nicht 
Abbe'üzh.QX  Geist  in  der  Handhabung  der  Bestimmungen  lebendig  bleibt, 
diese  selbst  den  Arbeiter  nicht  so  ausserordentlich  herauszuheben  ver- 
mögen vor  seinen  Genossen,  die  anderswo  beschäftigt  sind.  Wenn 
aber  der  Geist  Abbe?,  einmal  aus  der  Unternehmung  geschwunden  sein 
sollte,  werden  dann  nicht  die  Lohnverhältnisse  zu  Klagen  führen,  die 
in  einem  Betriebe  ohne  einheitliche  Betriebsleitung,  in  den  verschiedenen 
Abteilungen  und  Betriebsstellen  verschiedenen  Leistungs-Beurteilungen 
unterliegen  können,  die  zu  grossen  Ungleichheiten  führen  dürften?  Zu 
Abbe?,  Zeiten  konnte  dieser  selbst  noch  eine  einheitliche  Leitung  aus- 
üben; nachdem  das  Personal  über  das  Doppelte  gewachsen  ist,  dürfte 
sich  der  Mangel  einer  einheitlichen  Organisation  bald  fühlbar  machen. 

Interessant  sind  die  Bestimmungen  über  die  Gewinnbeteiligung. 
Der  feste  Zeitlohn,  der  einem  Arbeiter  einmal  gewährt  ist,  und  der 
als  Mindestverdienst  bei  jeder  Akkordarbeit  garantiert  wird,  darf  nicht 
wieder  herabgesetzt  werden.  Man  ist  also  gezwungen  bei  Festsetzung 
desselben  sehr  vorsichtig  zu  sein,  da  sich  dieses  »Rad  mit  der  Sperr- 
klinke« immer  nur  nach  einer  Richtung,  der  der  Erhöhung,  drehen 
lässt.  Die  Folge  würde  sein  können ,  dass  in  Zeiten  günstiger  Ge- 
schäftslage,   wenn  alle  Konkurrenzfirmen,    die   diese  Vorsicht  nicht  zu 
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üben  haben,  anstandslos  mit  ihren  Löhnen  steigen,  die  besseren  Kräfte 
dorthin  abströmen,  und  ihre  Leistung  dadurch  dem  Geschäfte  verloren 
ging.  Abbe  bestimmte  daher,  dass  in  solchen  Fällen  alle  Arbeiter  am 
Jahresschlüsse  eine  Entschädigung  für  ihren  zu  gering  bemessenen 
Lohn  erhalten  sollten.  In  der  Praxis  gestaltet  sich  dieses  Verfahren 
also  doch  zu  einer  Art  Gewinnbeteiligung,  die  Abbe  in  der  Theorie 
stets  abgelehnt  hatte.  Ein  Fehler  ist  dabei,  dass  tatsächlich  jedem, 
gleichgültig  ob  in  Lohn  oder  Gehalt  oder  in  Akkordarbeit  an- 
gestellten Geschäftsangehörigen  ein  Prozent  Zuschlag  zu  seinem 
Gesamtverdienste  nachbezahlt  wird ,  der  im  Laufe  der  letzten 
10  Jahre  durchschnittlich  80/^  i)  betragen  hat.  Nach  der  von  Abbe  ge- 
gebenen Begründung  würde  für  den  Akkordarbeiter  jede  Berechtigung 
zu  der  Nachzahlung  fehlen,  denn  er  hat  ja  schon  im  Laufe  des  Jahres 
über  seinen  eventuell  niedrig  gehaltenen  Zeitlohn,  in  Ausnützung  der 
günstigen  Konjunktur  auch  seinerseits,  Zahlung  erhalten. 

Eine  oft  als  »Wohlfahrtseinrichtung-^^  bezeichnete  Bestimmung,  die 
des  achtstündigen  Arbeitstages,  stellt  sich  nach  eigner  Beweisführung 
Abbe^  nicht  als  irgend  ein  Zugeständnis  an  die  Arbeiterschaft,  sondern 
lediglich  als  praktische  Massregel  in  gleichem  Interesse  sowohl  des 
Betriebes,  als  der  Arbeitenden  dar.  Es  Hess  sich  nachweisen,  dass 
die  Arbeitsleistung  während  der  verkürzten  Arbeitszeit  höher  war,  als 
während  der  längeren;  während  dieser  wird  nur  ein  schädlicher  »Leer- 
gang« des  Arbeitsorganismus  verursacht,  der  dagegen  wegfällt,  wenn 
kürzere  Zeit,  aber  intensiver  gearbeitet  wird.  Durch  eigene  Beobachtung 
habe  ich  die  während  des  Versuchsjahres  gesammelten  Daten  durch- 
aus bestätigt  gefunden  :  in  jedem  Betriebe,  in  dem  die  Maschine  den 
Mann  bedient,  leistet  dieser  während  einer  achtstündigen,  durch  keine 
Pause  unterbrochenen  Arbeitszeit  sein  Maximum;  handelt  es  sich  da- 
gegen um  Betriebe,  in  denen  der  Mann  die  an  der  Grenze  ihrer 
Leistungsfähigkeit  laufende  Maschine  bedient,  indem  er  lediglich  Kon- 
trollarbeiten, Materialnachschub,  Schmieren  u.  dergl.  zu  besorgen  hat, 
so  ist  das  Arbeitsprodukt  proportional  der  Länge  der  Arbeitszeit. 
Scheidet  man  diese  in  der  Minderzahl  bestehenden  Betriebe  aus,  so 
wird  man  in  allen  anderen  die  Erfahrungen  des  Z^mschen  Betriebes 
bestätigt  finden.  Damit  aber  erreicht  man  die  für  das  Wohl  der  ar- 
beitenden Bevölkerung-  so  wertvolle  Dreiteilung  des  Tages:  8  Stunden 
Arbeit,  8  Stunden  Erholung,  8  Stunden  Ruhe.  Abbe  sagte  im  Hinblick 
auf  die  wirtschaftlichen  Vorzüge  des  verkürzten  Arbeitstages:  »Wenn 
das  Festhalten  an  dem  alten  Arbeitstage  seitens  unserer  Fabrikanten 
bisher  Unverstand  und  Torheit  gewesen  ist,  so  wird  das  weitere  Fest- 
halten für  die  Zukunft  Frevel  zu  nennen  sein!« 

Mit  der  gleichen  Bestimmtheit  weist  Abbe  in  allen  Punkten   seines 


l)  Im  Jahre  1906  sind  sogar  10%  bewilligt  worden. 
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»Arbeitelrechtes«  die  Vermutung  zurück,  als  handele  es  sich  irgendwo 
um  charitative  Massnahmen;  entweder  sind  es  Nützlichkeitsrücksichten, 
die  ihn  bewegen,  oder  Forderungen  der  Gerechtigkeit.  Das  Arbeits- 
verhältnis frei  zu  machen  von  jeder  Wohltätigkeit  einerseits,  aber  auch 
von  jeder  moralisierenden  Tendenz  und  jedem  Strafanimus  andererseits, 
ist  seine  Absicht.  Die  im  Verbände^  eines  industriellen  Unternehmens, 
gleichviel  in  welcher  Stellung,  zusammenkommenden  Personen,  stehen 
ihm  zu  einander  in  gleichem  Verhältnisse,  wie  die  zufällig  in  das 
gleiche  Eisenbahncoupe  eingestiegenen  Fahrgäste ,  die  auch  gewisse 
Rücksichten  auf  einander  zu  nehmen  haben,  sich  im  übrigen  aber 
fremd  bleiben.  Wenn  er  daher  die  ferneren  Bestimmungen  trifft,  dass 
jedem  Arbeiter  nach  5 jähriger  Dienstzeit  Pensionsberechtigung  für  sich 
und  seine  Familie  zusteht,  dass  jedem  ohne  sein  Verschulden  Entlas- 
senen eine  hohe  j\bgangsentschädigung  zu  zahlen  ist,  dass  jedem  Ar- 
beiter Erholungsurlaub  bewilligt  wird,  dann  ist  ihm  das  lediglich  die 
Erfüllung  einer  selbstverständlichen  Verpflichtung  des  Unternehmers, 
der  nicht  nur  für  seine  Maschinen  ein  Aniortisationskonto  führen  darf, 
sondern  auch  verpflichtet  ist,  die  in  seinem  Dienste  verbrauchte  mensch- 
liche Arbeitskraft  »abzuschreiben«.  Und  der  Unternehmer,  der  andrer- 
seits sich  berufen  fühlt,  Ehrbarkeit  oder  Staatswohl  unter  seinen  Ar- 
beitern mit  der  Peitsche  angedrohter  Wirtschaftsnachteile  zu  fördern, 
gilt  ihm  als  sozial-gemeinschädliche  Figur. 

Es  ist  eine  Fülle  von  anregenden  Gedanken,  in  den  wenigen  Vor- 
trägen :  »Gedächtnisrede  zur  Feier  des  50jährigen  Bestehens  der  Op- 
tischen Werkstätte«  — •  »Ueber  Gewinnbeteiligung  pp.«  —  »Ueber  die 
Grundlagen  der  Lohnregelung«  —  »Ueber  die  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit« —  »Ueber  die  Aufgaben  des  Arbeiterausschusses«  und  in  den  »Mo- 
tiven und  Erläuterungen  zum  Statut«,  deren  wesentlicher  Inhalt  hier, 
zusammenfassend,  nur  kurz  gestreift  werden  konnte.  Ihre  Lektüre  ist 
ein  Genuss;  denn  die  Darstellung  ist  von  hinreissender  Gewalt;  man 
fühlt  den  Einfluss  des  Mannes ,  bei  dem  es  niemals  eine  Differenz 
zwischen  dem  als  recht  Erkannten  und  seinem  Handeln  gegeben  hat. 
Er  war  ein  Mann  von  seltener  Art;  erst  die  Zukunft  wird  ihn  viel- 
leicht in  seiner  ganzen  Bedeutung  erfassen  können.  Und  an  seinem 
Sarge  vereinten  sich  die  Vertreter  von  Arbeiterorganisationen  mit 
denen  der  Wissenschaft  und  regierender  Fürsten,  um  dem  Dahingeschie- 
denen ihren  Dank  und  ihre  Bewunderung  nachzurufen,  denen  der 
Lebende  stets  ängstlich  ausgewichen  war. 
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Die  Zukunft  der  deutschen  Müllerei  und  die  in  Anregung    ge- 
brachte Umsatzsteuer  für  Grossmühlen. 


Oekonomierat  H  e  m  p  e  1  in  Hannover. 

Der  Verband  deutscher  Müller  bat  vor  einiger  Zeit  den  Reichs- 
kanzler in  einer  besonderen  Eingabe  um  Schutz  der  Müllerei  und  um 
Einschränkung  der  übermässigen  Mehlerzeugung  durch  eine  progres- 
sive Besteuerung  der  Vermahlung  von  Brotgetreide.  In  der  Begrün- 
dung des  Gesuches  wird  geltend  gemacht,  dass  die  kleineren  und  mitt- 
leren Mühlen  unter  dem  erdrückenden  Wettbewerbe  der  kapitalstarken 
Grossmühlen  ihre  Existenz  kaum  mehr  verteidigen  könnten  und  dass 
die  übertriebene  Mehlerzeugung  die  Preise  so  herunterdrücke,  dass  die 
Müllerei  nicht  mehr  lohnend  sei.  —  Mit  derselben  Frage  beschäftigte 
sich  dann  auch  die  Steuerkommission  des  Reichstages  und  der  Aus- 
schuss  des  »Deutschen  L  -a  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  r  a  t  e  S'<  im  Juli  1906. 
Beide  haben  in  gleichgerichtetem  Sinne  den  Schutz  der  Kleinmüllerei 
gegen  die  Grossmühlen  durch  eine  gestaffelte  Besteuerung  des  jähr- 
lichen Vermahlungsquantums  empfohlen. 

Es  ist  allerdings  eine  jedem  Kenner  der  Verhältnisse  bekannte 
Tatsache,  dass  die  kleineren  und  namentlich  die  sogen.  Lohn -Mühlen, 
die  zum  grossen  Teile  abseits  vom  Verkehre  liegen  und  auch  meistens 
nicht  genügend  Kapitalverbindungen  haben,  um  die  jeweiligen  Konjunk- 
turen ausnützen  zu  können,  heute  nicht  mehr  prosperieren  und  von  den 
an  den  Knotenpunkten  des  Verkehrs  oder  in  den  Hafenstädten  er- 
standenen Grossmühlen  mehr  und  mehr  überflügelt  werden.  Anderer- 
seits sind  aber  auch  die  Grossmühlen  trotz  vieler  geschäftlicher  und 
technischer  Vorteile  nicht  immer  auf  Rosen  gebettet ,  und  es  ist  an- 
zunehmen, dass  das  angestrebte  Ziel  der  Besteuerung  nicht  so  leicht 
und  nicht  ohne  schwere  Kämpfe  zu  erreichen  sein  wird^).  Es  liegt 
immerhin  doch  die  Gefahr  nahe,  dass  durch  eine  derartige  Steuer  die 
Grossmühlen  und  damit  auch  das  Publikum  geschädigt,  die  Kleinmüh- 
len aber  dennoch  nicht  ausreichend  gebessert  werden. 

Angesichts  dieser  Schwierigkeiten  möchte  ich  an  dieser  Stelle  auf 
einen  Vorschlag  erneut  hinweisen,  den  ich  bereits  im  Jahre  1901  in 
der  »Landwirtschaftlichen  Presse;  Nr.  loi  und  102  gemacht  und  im 
»Jahrbuche  der  Deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft«  für  1903, 
Seite  373,  wiederholt  habe.  Dieser  Vorschlag  scheint  mir  einen  will- 
kommenen Ausweg   insofern  zu  bieten,    als    er    den  Kleinmühlen    eine 

l)  Vgl.  die  inzwischen  erschienene  Eingabe  des  »Vereins  Deutscher 
Handelsmüller«  betr.  Veranstaltung  einer  Enquete  über  die  z.  Z.  im  deutschen 
Mühlengewerbe  vorliegenden  Verhältnisse. 
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neue  und  lohnendere  wirtschaftliche  Aufgabe  stellt :  Sie  können  als 
Mahlmühlen  nun  einmal  nicht  mehr  bestehen,  sind  als  solche  auch 
nicht  mehr  voll  notwendig,  —  nun  gut,  dann  müssen  sie  eben  ihren 
Beruf  wechseln.  Dem  Zuge  und  dem  Bedürfnisse  der  Zeit  entspre- 
chend sollten  sie  sich  in  grösstem  Umfange  in  elektrische  Kraftsta- 
tionen umwandeln,  —  als  E  1  e  k  t  r  i  z  i<t  ä  t  s  m  ü  h  1  e  n  gewissermassen 
wieder  auferstehen  um  dann  von  neuem,  wie  früher,  erfolgreich  in  das 
ländliche  und  kleingewerbliche  Leben  mit  einzugreifen!  Dadurch 
würden  sie  einerseits  aus  ihrer  drückenden  Lage  befreit,  andererseits 
aus  der  bedrohlichen  Ueberproduktion  in  der  Mehlerzeugung  ganz 
ausgeschaltet. 

Unsere  Landwirtschaft  ist  gezwungen,  sowohl  wegen  Verbilligung 
und  Verfeinerung  ihres  Betriebes  als  auch  wegen  des  Arbeitermangels 
auf  dem  Lande  einen  umfassenden  elektrischen  Wirtschaftsbetrieb 
nicht  nur  auf  einzelnen  Gütern,  sondern  vor  allem  auch  in  den  Dorf- 
schaften in  Haus  und  Hof,  in  den  Werkstätten  und  möglichst  auch 
auf  dem  Felde  beim  Pflügen,  Abernten  und  Dreschen  einzurichten. 
Dazu  gehören  keine  übermässig  grosse,  wohl  aber  gut  verteilte  Kräfte, 
wie  sie  die  vielen  Wassertriebwerke  mit  einigen  Dampfreserven  wohl 
bieten  könnten.  Die  grossen  landwirtschaftlichen  Vereinigungen  haben  sich 
dieser  wichtigen  Frage  in  letzter  Zeit  vielfach  angenommen  und  sie 
auf  genossenschaftlichem  Wege  zu  lösen  versucht.  In  verschiedenen 
Gegenden  des  Reichs ,  z.  B.  in  der  Provinz  Hannover  sind  nach 
und  nach  ganz  ansehnliche  Verbände  entstanden,  die  sich  mit  der  Zeit 
erweitern  und  verdichten  lassen,  wenn  es  gelingt,  einerseits  das  leidige 
Misstrauen  und  die  Scheu  vor  Neuerungen  bei  manchen  Hofbesitzern 
zu  überwinden,  andererseits  den  Bezug  der  elektrischen  Kraft  mehr  zu 
verbilligen.  Das  erstere  wird  die  wachsende  praktische  Erfahrung  und 
der  steigende  Mangel  an  ländlichen  Arbeitern,  das  letztere  schliesslich 
nur  die  weitgehendste  Mobilmachung  aller  vorhandenen 
Wasserkräfte  besorgen.  Die  in  Frage  kommenden  Wasserkräfte 
sind,  wenn  auch  nicht  so  konzentriert  wie  in  Amerika  am  Niagara, 
in  Schweden-Norwegen  und  in  den  Alpen,  auch  bei  uns  in  Deutsch- 
land von  Natur  ausreichend  vorhanden.  Ihre  Neuorganisierung  ist  nach 
langer  Vernachlässigung  endlich  allen  Ernstes  in  Angriff  genommen. 
Abgesehen  von  den  Flussregulierungen,  deren  Aufgaben  zum  Teil  auf 
einem  andern  Gebiete  liegen,  sind  es  im  besonderen  die  Waldverbes- 
serungen auf  den  Höhen,  die  Verbauung  der  geeigneten  Talschluchten 
durch  Sperrmauern  mit  grossen  Stauräumen,  die  Eindämmung  ausge- 
dehnter Rückstaubecken  vor  den  Bergzügen  und  die  Schaffung  grosser 
Kanalstrecken  und  Hafenbassins,  die  eine  vermehrte  Aufstauung  und 
Nutzbarmachung  der  Wassermassen  nach  und  nach  mit  sich  bringen. 
Eine  Umgestaltung  der  G  r  a  b  e  n  n  e  t  z  e  in  den  F  e  1  d  m  a  r- 
k  e  n  in  Verbindung    mit    ausreichenden  S  a  m  m  e  1 1  e  i  c  h  e  n    für    die 
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Rückhaltung  eines  Teiles  der  überschüssigen  Frühjahrswässer  wird  fol- 
gen müssen,  um  einer  die  Landwirtschaft  wie  auch  die  Industrie  gleich 
stark  bedrohenden  Wa  s  s  e  r  v  e  r  a  r  mu  n  g  noch  rechtzeitig  entgegen- 
treten zu  können. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Wassermühlen  hiedurch  neue  und 
erheblich  gesichertere  motorische  Kräfte  zu  denen,  die  sie  schon  haben, 
hinzugewinnen  werden.  Viele  dieser  Mühlwerke  sind  jetzt  halb  oder 
ganz  verfallen  oder  liegen  als  tote  Gerechtsame  vorläufig  ungenutzt ; 
andere  arbeiten  —  wie  aus  dem  oben  besprochenen  Gesetzesantrage 
zur  Genüge  hervorgeht  —  mit  unsicherem  Gewinn  und  gehen  mit  Ver- 
mögensverlusten aus  einer  Hand  in  die  andere,  werden  also  zum  wirt- 
schaftlichen Ruin  vieler  Familien.  Ihre  technischen  Einrichtungen  sind 
infolgedessen  und  weil  sie  ein  grösseres  Umbaukapital  mit  ihrer  Ren- 
tabilität nicht  mehr  decken,  vielfach  veraltet.  So  geht  eine  früher 
sehr  lohnende  wirtschaftliche  Kraft  allerorten  im  Reiche  dem  unrett- 
baren Verfall  entgegen,  und  zwar  in  einer  Zeit,  wo  es  gilt,  alle  ge- 
botenen Kräfte  sorgfältigst  einzusetzen,  um  im  Kampfe  des  Lebens 
und  auf  dem  Weltmarkte  siegreich  bestehen  zu  können. 

Ich  brauche  wohl  nicht  hinzuzufügen,  dass  es  den  vielfachen  Blank- 
schmieden, Kupfer-  und  Eisenhämmern,  Oelpressen  und  vielen  Schneide- 
mühlen, auch  manchen  abgelegeneren  Holzstoff-  und  Papierfabriken, 
Walkmühlen  u.  s.  w.  nicht  besser  geht.  Sie  alle  haben  sich  mehr  oder 
weniger  in  ihrer  bisherigen  Zweckbestimmung  unter  dem  Drucke  der 
konzentrierteren  Grossindustrie,  des  Kapitals  und  des  Verkehrsauf- 
schwunges ausgelebt  und  sehen  nach  langem  Niedergange  einer  end- 
lichen anderweiten  Wiedererweckung  entgegen. 

Alle  diese  Triebkräfte  suche  man  möglichst  vollkommen  in  gut 
organisierte  ländliche  und  kleinstädtische  Elektrizitäts-Genos- 
senschaften als  Kraftstationen  einzugliedern,  wozu  sie  gerade  durch 
ihre  dezentralisierte  Lage  vorzüglich  geeignet  erscheinen.  Es 
liegt  mir  ferne,  in  den  Widerstreit  der  Interessen  mit  meinen  Vorschlä- 
gen einseitig  dem  einen  zu  Liebe  oder  dem  anderen  zu  Leide  irgend- 
wie mit  einzugreifen.  In  erster  Linie  liegt  mir  die  volkswirtschaftliche 
Wiederbelebung  der  Wasserkräfte  am  Herzen.  Ich  bin  überzeugt,  dass 
dies  wie  eine  Art  Erlösung  empfunden  werden  würde  und  bei  rich- 
tiger Organisation  unschwer  zu  erreichen  ist. 

Die  von  dem  Verbände  der  deutschen  Müller  in 
Anregung  gebrachte  Umsatzsteuer  für  Grossmühlen, 
die  ja  sicher  auf  grossen  Widerstand  stossen  dürfte,  wird  dann  viel- 
leicht überhaupt  nicht  nötig  sein,  da  durch  das  Ausscheiden  vieler 
Kleinmühlen  ganz  von  selbst,  wenn  auch  erst  nach  und  nach ,  in  der 
Mehlproduktion  gesundere  Verhältnisse  wieder  eintreten  werden,  sofern 
in  der  Tat  die  beklagten  Schwierigkeiten  in  erster  Linie  auf  Lieber- 
produktion zurückzuführen  sind. 


j  -2  Miszellen. 

Zur  Frage:  Haushaltungsbudgets  oder  Wirtschaftsrechnungen? 

Von 
Karl  Bücher. 

Die  »Soziale  Praxis«  vom  13.  Dezember  1906  (Nr.  11)  wusste  zu 
berichten,  dass  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  für  1907  unter  Mit- 
wirkung der  städtischen  statistischen  Aemter  eine  Erhebung  über  Haus- 
haltungsrechnungen, namentlich  solche  von  Familien  mit  drei  bis  fünf 
Personen  und  einem  Jahreseinkommen  bis  zu  3000  Mk.  veranstalten  werde. 
Was  das  Blatt  weiter  über  die  näheren  Umstände,  unter  denen  diese 
Erhebuno-  stattfinden  sollte,  mitzuteilen  hatte,  mutete  seltsam  an.  So 
konnten  diese  Dinge  unmöglich  liegen.  Durch  die  Güte  des  Präsiden- 
ten des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes  wurden  mir  auf  meine  Bitte 
die  der  Erhebung  dienenden  Formulare  und  Anweisungen  übersandt, 
aus  denen  mir  alsbald  klar  wurde,  dass  die  Mitteilungen  der  »Sozialen 
Praxis«  in  wesentlichen  Punkten  lückenhaft  waren.  Aber  es  blieben 
(Joch  —  auch  nach  einem  aufklärenden  Artikel  im  Dezemberheft  des 
»Reichs-Arbeitsblattes«  (S.  1145  f.)  —  mir  noch  schwere  Bedenken  übrig. 
Auf  j  eden  Fall  bin  ich,  nachdem  ich  einmal  im  letzten  Hefte  dieser 
Zeitschrift  (Jhrg.  1906,  S.  686fif.)  die  Frage:  »Haushaltungsbudgets  oder 
Wirtschaftsrechnungen?«  angeschnitten  habe,  verpflichtet,  den  Lesern 
über  diese  mir  völlig  unerwartete  Wendung  in  der  Geschichte  der  Kon- 
sumtion sstatistik  nähere  Nachricht  zu  geben. 

Vorausgeschickt  sei,  dass  die  neue  Erhebung  auf  Beschlüssen  beruht, 
die  auf  Anregung  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts  von  der  diesjäh- 
rio-en  Tagung  des  Verbandes  deutscher  Städtestatistiker  gefasst  worden 
sind.  Die  Protokolle  dieser  Konferenzen  der  Städtestatistiker  werden 
leider  nicht  veröffentlicht.  Sie  sind  mir  auch  sonst  nicht  zugänglich, 
und  ich  vermag  darum  nicht  zu  sagen,  wie  weit  bei  den  diesjährigen 
Beschlüssen  die  Erfahrungen  zu  Rate  gezogen  worden  sind,  welche  eine 
analoge  Erhebung  zu  Beginn  der  achtziger  Jahre  (vgl.  meinen  Aufsatz 
S.  693)  ergeben  hat.  Möglich,  dass  dies  überhaupt  nicht  geschehen  ist; 
möglich  auch,  dass  man  unter  der  Aegide  des  Kaiserlichen  Statistischen 
Amtes  mit  mehr  Vertrauen  diesmal  an  die  Saclie  herangegangen  ist  als 
damals.  Auf  alle  Fälle  stehen  wir  vor  einer  vollendeten  Tatsache.  Die 
Erhebungsformulare  sind  gedruckt  und  bereits  versandt;  mit  dem  i. 
Januar  1907  beginnt  die  Aufnahme.  Damit  hat  sich  auch  die  wissen- 
schaftliche Kritik  abzufinden. 

Zunächst  gilt  es,  von  dem  neuen  Plan  eine  genaue  Vorstellung  zu 
gewinnen.  Dies  ermöglicht  uns  die  »Anweisung  zur  Benutzung 
des  \^  o  m  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  ausgegebenen 
Haushaltungbuches<:,  welche  also  lautet: 
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»Der  Zweck  der  Aufnahme  ist,  der  Verwaltung  und  der  Wissenschaft 
mögHchst  zuverlässiges  Material  über  die  Kosten  der  Lebenshaltung 
grösserer  Bevölkerungskreise  zu  beschaffen.  Für  ihre  Durchführung 
ist  das  Kaiserliche  Statistische  Amt  auf  die  verständnisvolle  Mitarbeit 
einer  grösseren  Anzahl  von  Haushaltungsvorständen  angewiesen.  Daher 
ergeht  an  diejenigen  Haushaltungsvorstände,  die  dem  städtischen  sta- 
tistischen Amt  ihres  Wohnorts  ihre  Bereitwilligkeit  ausgedrückt  haben, 
sich  an  der  Sammlung  des  Materials  zu  beteiligen,  die  Bitte,  das  bei- 
liegende Haushaltungsbuch  zur  regelmässigen  täglichen  Anschreibung 
aller  vorkommenden  Ausgaben  zu  benutzen  und  hierbei  folgendes  ge- 
nau zu  beachten  : 

1.  Von  jedem  Haushaltungsvorstand,  der  sich  freiwillig  erboten 
hat,  seine  und  seiner  Familie  Ausgaben  täglich  in  das  Haushaltungs- 
buch einzutragen,  muss  erwartet  werden,  dass  er  wenigstens  einen  Mo- 
nat hindurch  die  erbetene  Anschreibung  aller  Ausgaben  vornimmt.  Im 
Interesse  der  Zuverlässigkeit  der  Statistik  ist  es  jedoch  dringend  er- 
wünscht, dass  die  Ausgaben  nicht  nur  einen,  sondern  mehrere  Monate 
hindurch  von  derselben  Familie  angeschrieben  werden.  Das  Kaiserliche 
Statistische  Amt  glaubt  annehmen  zu  dürfen,  dass  der  Nutzen,  den  die 
ordnungsgemässe  Anschreibung  der  Ausgaben  für  die  einzelnen  Fami- 
lien mit  sich  bringt,  von  selbst  zahlreiche  Haushaltungsvorstände  dazu 
bewegen  wird,  das  Haushaltungsbuch  länger  als  einen  Monat,  am  besten 
ein  ganzes  Jahr  lang,  zu  führen. 

2.  Das  Haushaltungsbuch,  das  den  an  der  Erhebung  sich  betei- 
ligenden Haushaltungsvorständen  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt 
wird,  enthält  für  jeden  Tag  des  Monats  eine  Seite  zur  Eintragung  der 
an  dem  betreffenden  Tage  gemachten  Ausgaben.  Vor  diesen  freien 
Seiten  finden  sich  zwei  Seiten  mit  Muster- Einträgen ,  die  veranschau- 
lichen sollen ,  in  welcher  Weise  die  Ausgaben  anzuschreiben  sind. 
Auf  dem  ersten  Blatt  sind  mehrere  Fragen  gestellt,  deren  Beantwor- 
tung fast  durchweg  für  eine  richtige  Beurteilung  der  aus  den  Eintra- 
gungen gewonnenen  Zahlen  unbedingt  erforderlich  ist  und  auf  die  des- 
halb grosser  Wert  gelegt  werden  muss.  Hierbei  wird  ausdrücklich 
darauf  hingewiesen,  dass  die  in  dem  Haushaltungsbuch  gemachten  An- 
gaben für  steuerliche  Zwecke  nicht  verwertet  werden.  Im  übrigen 
wird  es  den  Beteiligten  völlig  freigestellt,  gegebenenfalls  an  Stelle  ihres 
Namens  irgendwelche  Buchstaben  oder  eine  Nummer  anzugeben.  Die 
auf  Blatt  I  des  Haushaltungsbuches  einzutragenden  Angaben  betreffend 
das  Einkommen  des  Ehemannes  und  die  Einnahmen  der  übrigen  Fa- 
milienangehörigen beziehen  sich  teils  auf  die  Woche,  teils  auf  das 
Jahr.  Diejenigen  Haushaltungsvorstände,  welche  die  Anschreibung  der 
Einnahmen  und  der  Ausgaben  nicht  ein  ganzes  Jahr  hindurch  fort- 
setzen und  daher  nicht  in  der  Lage  sind,  die  gewünschten  Jahres- 
angaben zu  machen,  wollen  gefälligst  die  entsprechenden  Summen  aus 
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dem  letzten  Jahre  einsetzen. 

3.  Die  auf  Blatt  2  des  Haushaltungsbuches  gegebenen  Muster-Ein- 
träge zeigen,  in  welcher  Weise  die  Anschreibung  der  Ausgaben  er- 
wünscht ist.  Besonderer  Wert  wird  darauf  gelegt,  dass  jede  Ausgabe, 
auch  die  kleinste,  einzeln  angeschrieben  wird.  Zusammenfassung  meh- 
rerer Posten  sowie  Sammelbezeichnungen  wie  ;; Verschiedenes«  und 
ähnliche  sind  zu  vermeiden. 

4.  Das  Anschreiben  der  Ausgaben  soll  tunlichst  mit  Tinte  erfolgen. 

5.  Nach  Ablauf  einer  Woche  sollen  die  Eintragungen  der  letzten 
Woche  dem  Statistischen  Amt  der  Stadt  abgeliefert  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  sind  die  Seiten  des  Haushaltungsbuches  so  geheftet,  dass  sie 
zu  je  sieben  zusammenhängen  und  leicht  abgetrennt  werden  können. 
Bei  Schluss  des  Monats  ist  das  Haushaltungsbuch  dem  Statistischen 
Amt  der  Stadt  zurückzugeben. 

6.  Für  den  Fall,  dass  eine  Fortsetzung  der  Führung  des  Haus- 
haltungsbuches für  den  nächsten  Monat  nicht  beabsichtigt  wird,  emp- 
fiehlt es  sich,  dem  Statistischen  Amt  der  Stadt  schon  bei  Ablieferung 
der  Eintragungen  der  dritten  Woche  davon  Mitteilung  zu  machen. 

7.  Weitere  Auskünfte  in  allen  mit  dieser  Erhebung  im  Zusammen- 
hange stehenden  Fragen  erteilt  das  Statistische  Amt  der  Stadt«. 

Aus  dem  Haushaltungsbuche  selbst  sei  auf  der  folgenden  Seite  nur 
das  Vorsatzblatt  wiedergegeben  ^).  Wie  der  Augenschein  lehrt  soll  es 
ausser  den  nötigen  Ermittlungen  über  Familienbestand  und  Beruf  noch 
eine  Reihe  von  Angaben  über  den  Erwerb  der  betreffenden  Haushal- 
tung aufnehmen,  während  im  übrigen  das  Buch  für  die  fortlaufende 
tägliche  Eintragung  der  Ausgaben  bestimmt  ist.  Man  ist  also  von  der 
Ansicht  ausgegangen,  dass  auf  einer  Art  von  Zählkarte  die  Ermittlung 
der  gesamten  Erwerbsverhältnisse  zahlreicher  Familien  möglich  sei. 

Gleich  hier  fällt  auf,  dass  man  für  die  Feststellung  der  Einnah- 
men summarische  Erhebungen  über  Wochen-  und  Jahresverdienst  für 
genügend  gehalten  hat,  während  die  Ausgaben  bis  in  ihre  minutiösen 
täglichen  Einzelheiten  fortlaufend  festgestellt  werden  sollen.  Das  Ein- 
kommen ist  nun  aber  bei  den  minder  bemittelten  Volksklassen  noch 
in  ganz  anderem  Grade  der  Regulator  des  Konsums  als  bei  den  ver- 
mögenden. Ein  Haushalt,  der  »von  der  Hand  in  den  Mund  lebt-,  pflegt 
auch  zeitlich  seine  Ausgaben  nach  den  Einnahmen  einzurichten,  und 
je  unregelmässiger  die  letzteren  ihm  zukommen,  um  so  weiter  werden 
die  Spannungen  zwischen  den  Istausgaben  der  einzelnen  Tage.  Darin 
liegt  aber  doch  gerade  eines  der  am  meisten  charakteristischen  Mo- 
mente in  der  Lebenshaltung  dieser  Klassen,  dass  sie  in  unregelmässigen 
Zwischenräumen    steigt  und  sinkt.     Die   Anschreibung    der  Einnahmen 


i)   Zur  Erleichterung  für   die  folgende  Darstellung  sind   die  einzelnen  Fragen  von 
mir  nuroeriert  worden. 
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Nr.                                                                                                                  Blatt  1 
i]  Vor-  und  Zuname  des  Ehemannes 

(falls  Name  nicht  gewünscht  wird,   Buchstabe  oder  Nummer) 

2]  Alter   des   Ehemannes 


3]  Vor-  und  Zuname  der  Ehefrau 

(falls  Name  nicht  gewünscht  wird,  Buchstabe  oder  Nummer) 

4]  Zahl  der  Kinder  einschliesslich  Pflegekinder ,   davon 

Söhne,       ^Töchter. 

5]    Alter    der    Kinder    (einzeln  anzugeben)-. 

1.  der  Söhne ._ 

2.  der  Töchter 


6]  Zahl  der  sonstigen  zur  Haushaltung  gehörigen  Personen : 

männl.,  Weibl.,     davon    alt    (einzeln  anzugeben): 

männl. Jahre, 

weibl. Jahre. 

7]  Berufsart  und  Stellung  des  Ehemannes 

8a]  Wochenverdienst  des  Ehemannes  in  Mark: 

I.    Woche M.,    2.    Woche       M.,    3.    Woche M., 

4.    Woche M. 

b]  Ausserdem :  Verdienst  für  Ueberstunden  oder  Neben- 
arbeit in    Mark 

c]  Nebenerwerb  der  Ehefrau  in  Mark . 

d]  Nebenerwerb  der  Kinder   in  Mark, 


e]  Einnahmen  für  Untervermietung Mark,  im  Monat. 

9]  Gesamt- Wocheneinkommen  der  Familie  in  Mark 

(einschliesslich  des  Verdienstes  der  Angehörigen) 

10]  Jahresarbeitsverdienst  des  Ehemannes  in  Mark 

ii]  Jahresarbeits verdienst  der  Ehefrau  in  Mark 


1 2]  Jahresarbeitsverdienst  der  Kinder,   soweit  derselbe  an 

die  Eltern  abgeführt  wird,  in  Mark 

13]  Sonstiges  jährliches  Einkommen  in  Mark . 

14]  Hiernach  Gesamtjahreseinkommen  der  Familie Mark. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1907.  1.  lO 
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genau  nach  den  Tagen  ihres  Eingangs  wäre  darum  ebenso  nötig  ge- 
wesen, wie  die  der  Ausgaben  ^).  Dies  auch  schon  deshalb  weil  mit 
den  für  das  Formular  gewählten  Kategorien  (Wochenverdienst  des  Ehe- 
mannes, Verdienst  für  Ueberstunden  oder  Nebenarbeit,  Nebenerwerb 
der  Ehefrau  und  der  Kinder,  Einnahmen  für  Untervermietung)  keines- 
wegs alle  Möglichkeiten  erschöpft  sind.  Man  denke  an  Unterstützungen, 
Zuschüsse  von  Verwandten,  Einnahmen  aus  dem  Halten  von  Ziehkin- 
dern, aus  Zinsen  von  Sparkassenguthaben  und  dgl.  Oder  man  ver- 
gleiche das  aus  den  verschiedensten  Einnahmen  zusammengesetzte  Ein- 
kommen, das  im  letzten  Jahrgang  dieser  Zeitschrift  ('S.  704  ff.)  behan- 
delt wurde  und  das  unter  den  Begriffen  des  »Wochenverdienstes«,  der 
»Ueberstunden«  u.  s.  w.  gar  nicht  untergebracht  werden  kann.  Auch 
auf  das  Einkommen  der  Familie,  deren  Wirtschaftsrechnungen  E.  Hof- 
mann im  »Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik«  VI,  S.  556. 
mitgeteilt  hat,  würde  das  Schema  nicht  passen.  Im  Jahre  1866  z.  B. 
verdiente  der  Mann  als  Kommis  1200  Fr.,  die  Frau  aus  dem  Betrieb 
eines  Spezereihandels  1227  Fr.;  ausserdem  wurden  245  Fr.  Kapitalzinsen 
und  13  Fr.  Ertrag  von  »Holzteil  und  Gemeindeacker«  eingenommen.  Der 
Erwerb  der  Frau  ist  da  doch  in  aller  Welt  nicht  als  »Nebenerwerb«  zu  be- 
zeichnen, und  den  Monatsgehalt  des  Mannes  in  vier  Wochenverdienste 
zerlegen,  hiesse  den  Tatsachen  Gewalt  antun;  für  die  zwei  übrigen 
Einkommenszweige  fehlt  jede  Rubrik.  Stelle  man  sich  ferner  Einkom- 
men vor,  die  einen  Teil  Naturaleinnahmen  enthalten.  Solche  kommen 
auch  in  grossen  Städten  vor  (z.  B.  Wohnungsnutzung,  Weihnachtsge- 
schenke) :  überall  versagt  das  lediglich  nach  der  landläufigen  Vorstellung 
vom  städtischen  Industriearbeiter  am  grünen  Tische  festgestellte  For- 
mular. 

Allerdings  heisst  es  im  »Reichs-Arbeitsblatt« :  »Bei  der  Auswahl 
der  Familien  wird  darauf  achtgegeben,  nicht  nur  Arbeiterhaushalte  in 
die  Erhebung  einzubeziehen,  sondern  vielmehr  die  Erhebung  überhaupt 
auf  H  a u  s  h  a  1 1  u n  g  e  n  m  i  n  d e  r  b  e m  i  1 1  e  1 1  e  r  F  a  m  i  1  i e n  auszudehnen « . 
Darauf  weist  ja  auch  die  Obergrenze  des  Einkommens  (3000  Mk.)  hin. 
Nun  denke  man  sich  einen  kleinen  städtischen  oder  Privatbeamten, 
einen  Kolporteur  oder  Provisionsreisenden,  einen  Handwerker  oder 
Grünwarenhändler,  einen  Aushilfskellner  oder  eine  Lohnköchin;  für 
alle  diese  Leute  ist  das  Formular  schlechterdings  unpassend.  Es  wider- 
spricht einer  Grundregel  der  statistischen  Technik,  welche  von  jedem 
Erhebungsformular  verlangt,  dass  die  Mannigfaltigkeit  der  festzustellen- 
den Tatsachen  nicht  im  Voraus  in  das  Prokrustesbett  eines  steifen 
Kategorienschemas  eingezwängt  werde. 

Aber  auch  für  I  n  d  u  s  t  r  i  e  a  r  b e  i  t  e  r  ist  das  Formular  unzulänglich. 
Ich  will  von  Komplikationen,  welche  Stücklöhne,  Anteilslöhne,  Prämien 

i)  Das  »Reichs-Arbeitsblatt«  belehrt  uns:  »Eine  Frage  nach  dem  Zahltag  ist 
nicht   aufgenommen  worden.«    Das  sehen  wir;   aber  warum  nicht? 
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hervorbringen  können,  ganz  absehen.  Schon  die  Voraussetzung,  dass 
ohne  tägliche  Anschreibung  der  oft  sehr  unregelmässig  eingehende 
Nebenerwerb  von  Ehefrauen  und  Kindern  je  für  eine  ganze  Woche 
wirklich  angegeben  werde,  wird  in  vielen  Fällen  nicht  zutreffen.  Die 
Gattin  eines  Arbeiters  helfe  meinetwegen  Familien  aus,  bei  denen  sie 
früher  gedient  hat,  heute  als  »Servierfrau',  morgen  beim  Waschen  oder 
Fegen.  Sie  bringe  dabei  ausser  dem  baren  Lohne  von  ihren  wohlha- 
benden Auftraggebern  Viktualien,  Speisereste  nach  Hause,  von  denen 
die  Familie  am  folgenden  Tage  ihr  Mittagsmahl  bestreitet.  Eine  Toch- 
ter trage  am  Morgen  Zeitungen  aus  und  ein  Knabe  betätige  sich  zeit- 
weise als  Kegeljunge.  All  dieser  Erwerb  fügt  sich  doch  nicht  der 
Kategorie  des  Wochenverdienstes. 

Gesetzt  aber,  die  Fragen  nach  dem  Wochenverdienst  Hessen  sich 
in  einem  besonderen  Falle  sämtlich  zutreffend  ausfüllen.  Bleibt  denn 
aber  dieser  Verdienst  durch  alle  52  Wochen  des  Jahres  gleich?  Diese 
Frage  ist  zweifellos  schon  bei  Aufstellung  des  Formulars  erwogen  wor- 
den. Darum  hat  man  besondere  Fragen  noch  über  den  Jahresarbeits- 
verdienst von  Mann,  Frau  und  Kindern  und  nach  dem  Gesamtjahres- 
einkommen beigefügt.  Aber  wie  hat  man  sich  gedacht,  dass  diese 
Jahressummen  ohne  fortgesetzte  Buchführung  wenigstens  über  alle  Geld- 
eingänge ermittelt  werden  sollen: 

Die  Zählpapiere  geben  darüber  keinen  Aufschluss  ausser  dem  lako- 
nischen Schlusssatze  unter  Punkt  2  der  > Anweisung«:  ^Diejenigen 
Haushaltungsvorstände,  welche  die  Anschreibung  der  Einnahmen  und 
der  Ausgaben  nicht  ein  ganzes  Jahr  hindurch  fortsetz  en  und 
daher  nicht  in  der  Lage  sind,  die  gewünschten  Jahresangaben  zu 
machen,  wollen  gefälligst  die  entsprechenden  Summen  aus  dem  letz- 
ten Jahre  einsetzen'<.  »Gefälligst^;,  o  ja;  aber  woher  nehmen  und 
nicht  stehlen? 

Unserer  Not  kommt  das  »Reichs-Arbeitsblatt«  zu  Hilfe.  Dort  heisst 
es:  .>Die  Rubriken,  die  sich  auf  den  Jahresverdienst  beziehen,  lassen 
sich  entweder  zunächst  schätzungsweise  auf  Grund  des  Vorjahres 
ausfüllen  oder  sind,  soweit  dies  nicht  angängig  ist,  am  Schluss  des 
Erhebungsjahrs  bei  Abgabe  des  letzten  Monatsbuches  auszu- 
füllen. Die  Frage  nach  dem  Wochenverdienste  des  Ehemannes  ist  nach 
Wochen  getrennt  zu  beantworten-. 

Und  nun  entdecken  wir  auf  einmal,  dass  in  unserem  Erhebungs- 
formular in  der  Tat  der  Wochenverdienst  des  Mannes  für  die  i.,  2., 
3.  und  4.  Woche  (des  Monats  auf  den  das  Buch  lautet)  getrennt  anzu- 
geben ist,  dass  aber  der  -Verdienst  für  Ueberstimden  oder  Nebenar- 
beit«, der  .'Nebenerwerb  der  Ehefrau-  und  der  .Nebenerwerb  der  Kin- 
der'<  ohne  Zeitbegrenzung  gelassen  ist.  Welcher  Zeitraum  gemeint  sei, 
darüber  habe  ich  nirgends  Auskunft  finden  können.  Sollten,  wie  bei 
der    folgenden  Rubrik:    ^Einnahmen    für  Untervermietung«,   Monats- 
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summen  erwartet  werden,  so  würden  sich  die  Bedenken,  die  ich  oben 
gegen  wöchentliche  Angaben  erhoben  habe,  wesentHch  verstärken.  Aber 
dann  würde  wieder  die  folgende  Rubrik  »Gesamt- Wocheneinkommen  der 
Famihe«  nicht  passen.  Odersoll  sie  etwa  nicht  durch  einfache  Addition,  son- 
dern durch  umständliche  Berechnung  dergestalt  gewonnen  werden,  dass 
von  den  vier  Wochensummen  des  Ehemanns  der  Durchschnitt  genom- 
men wird,  während  der  monatliche  Nebenerwerb  der  Frau  und  der 
Kinder,  der  Ueberstundenverdienst  des  Mannes  und  die  Einnahmen 
für  Untervermietung  addiert  und  durch  4  geteilt  werden:  Dagegen 
aber  sträubt  sich  mein  arithmetisches  Gewissen,  und  ich  komme  als 
ehemaliger  praktischer  Statistiker  ins  äusserste  Gedränge,  wenn  ich  mir 
vorstellen  soll,  wie  die  befragten  Familien  sich  da  helfen  werden. 
Sollen  nicht  fiktive  Zahlen  gegeben  werden,  so  müssen  sie  in  ein  eig- 
nes Büchlein,  das  sie  neben  dem  /Haushaltungsbuch«  führen  müssen, 
alle  einzelnen  Einnahmen  am  Abend  des  Empfangstages  eintragen  und 
am  Monatsschluss  versuchen,  wie  weit  ihre  in  der  Elementarschule 
mühsam  erworbene  Fähigkeit  noch  reicht,  Regeldetri-Aufgaben  zu  lösen. 

Damit  nicht  genug !  Jedes  Haushaltungsbuch  ist  auf  einen  ganzen 
Monat  berechnet.  Demgemäss  sind  für  die  Eintragung  der  täglichen 
Ausgaben  31  Seiten  vorhanden,  die  in  vier  »Wochen«  zusammenge- 
fasst  sind.  Die  letzte  dieser  ;. Wochen«  wird  nun,  wenn  eine  Familie 
die  Buchführung  das  ganze  Jahr  1907  hindurch  fortsetzt,  siebenmal  je 
IG,  viermal  je  9  und  einmal  7  Tage  enthalten,  wie  jede  der  drei  an- 
dern Wochen.  Darin  liegt  nichts  schlimmes.  Aber  wie  verhalten  sich 
dazu  die  für  die  Einkommensrubriken  des  Vorsatzblattes  i  massgeben- 
den Wochen?  Sind  es  die  üblichen  siebentägigen  oder  künstliche  Wo- 
chen =  '^/i  Monat  r  Ferner  wie  wird  ein  Arbeiter,  der  Wochenlohn  bezieht, 
sich  gleich  im  Monat  Januar  zu  verhalten  haben,  der  an  einem  Diens- 
tag beginnt  und  an  einem  Donnerstag  endet?  Der  Monat  enthält  drei 
ganze  Wochen  und  2  Wochen,  von  denen  je  nur  5  Tage  ihm  angehö- 
ren. Wie  sollen  die  letzteren  bei  Ausfüllung  der  Rubriken  8  a  berück- 
sichtigt werden  ? 

Ich  kann  mir  keine  Antwort  auf  diese  Fragen  geben.  Aber  die 
befragten  Haushaltungsvorstände  werden  doch  darüber  aufgeklärt  wer- 
den müssen.  Denn  sie  sollen,  wie  wir  bereits  wissen,  schliesslich  auch 
noch,  nachdem  sie  das  Gesamt- Wochen  einkommen  in  12  Monats- 
büchern eingetragen  haben,  über  den  Jahres  a  r  b  e  i  t  s  verdienst  in  drei 
Rubriken,  über  das  »s  o  n  s  t  i  g  e  j  ä  hr  1  i  c  h  e  Einkommen<  und  über 
das  >/ Gesamtjahres  einkommen  der  Familie«  in  dem  Haushaltungs- 
buch für  den  Monat  Dezember  wahrheitsgetreue  Auskunft  geben.  Wie 
sollen  sie  das  anfangen? 

Die  1 1  vorhergehenden  Monatsbücher  haben  sie  an  das  betr.  städti- 
sche statistische  Amt  »abgeliefert-^.  Abschriften  haben  sie  nicht  zu- 
rückbehalten.    >Die    Frage,    ob    jeder    Familie    zwei   Bücher   gegeben 
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werden  sollten,  eines  zur  Abgabe  an  das  Amt  und  ein  zweites  zur  Ent- 
nahme einer  Abschrift  für  den  eignen  Gebrauch,  ist  in  verneinendem 
Sinne  entschieden  worden.'  So  sagt  uns  das  »Reichs-Arbeitsblatt'<  ; 
man  sei  davon  ausgegangen,  dass  »eher  dadurch  Verwirrung  zu  be- 
fürchten sein  würde«.  Aber  die  Verwirrung,  in  der  wir  uns  bereits 
befinden,  kann  kaum  mehr  gesteigert  werden. 

Setzen  wir  einmal  den  nicht  gerade  wahrscheinlichen  Fall,  die 
Befragten  hätten  in  Vorahnung  der  Not,  welche  der  Dezember  ihnen 
bringen  würde,  Abschriften  der  vorausgegangenen  11  Monate  zurück- 
behalten und  begäben  sich  am  Sylvesterabend  ans  Rechnen.  Da 
würden  sie,  wie  sie  schon  vorher  entdeckt  hatten,  dass  sie  das  vGe- 
samt-Wocheneinkommen  der  Familie«  (9)  nicht  durch  einfache  Addi- 
tion der  Posten  8  a,  b,  c,  d  und  e  ermitteln  könnten,  sehr  bald  inne 
werden,  dass  sie  zwar  die  unter  10  und  11  geforderten  Angaben  aus 
der  Addition  der  Monatszahlen  unter  8  a  und  b  ,  bez.  8  c  gewinnen 
können,  dass  aber  unter  Punkt  12  etwas  ganz  anders  erwartet  wird  als 
unter  8  d,  hier  der  Nebenerwerb  der  Kinder  überhaupt,  dort  ihr  »Ar- 
beitsverdienst, soweit  er  an  die  Eltern  abgeführt  wird«. 
Und  das  »sonstige  jährliche  Einkommen«  (13)  ist  auch  nicht  die  Summe 
der  Monatsposten  unter  8  e,  sondern  mehr.  Beispielsweise  würden 
darunter  auch  die  Kostgelder  der  unter  4  erwähnten  Pflegekinder  zu 
begreifen  sein,  die  der  Verfasser  des  Formulars  nachher  ganz  vergessen 
zu  haben  scheint  ^). 

Aber  man  hat  offenbar  überhaupt  an  die  Möglichkeit  der  zutref- 
fenden Beantwortung  der  Fragen  10 — 14  für  das  Erhebungsjahr  an 
massgebender  Stelle  nicht  recht  geglaubt  und  darum  zugelassen,  dass 
sie  »schätzungsweise  auf  Grund  des  Vorjahres  <  ausgefüllt  werden. 
Ich  würde  die  Geduld  der  Leser  auf  eine  unnütze  Probe  stellen,  wenn 
ich  mich  dem  Nachweise  unterzöge ,  dass  solche  Schätzungen  ganz 
und  gar  wertlos  sein  würden. 

Solche  in  den  meisten  Fällen  fiktive  Schätzungsziffern  werden  aber 
bei  weitem  in  die  Mehrzahl  der  Bücher  eingetragen  werden.  Die  merk- 
würdige Fassung  von  Z.  i  der  .Anweisung  zur  Benutzung  des  Haus- 
haltungsbuches«  kann  keine  andere  Folge  haben,    als    dass    die  grosse 

l)  Ich  bin  sonst  auf  die  7  ersten  Fragen  des  Formulars  gar  nicht  eingegangen, 
kann  es  aber  doch  nicht  übers  Herz  bringen,  ganz  zu  verschweigen,  wie  ungeschickt  sie 
formuHert  sind.  Nach  dem  >Aher«  (2)  fragt  man  nicht,  sondern  nach  Geburtstag  und 
-Jahr;  Frage  7  niüsste  nach  Frage  2  folgen;  die  Kinder  miissien  einzeln  mit  Namen, 
Geburtstag  und  -Jahr,  soweit  sie  erwachsen  sind,  auch  mit  Angabe  des  Berufs  auf- 
geführt werden  ;  die  sonstigen  zur  Haushaltung  gehörigen  Personen,  wenn  sie  für  die 
Familie  mit  erwerben,  ebenso.  Das  kommt  doch  oft  vor,  dass  eine  Grossmutter,  eine 
.Schwester  des  Mannes  oder  der  Frau  »verdienen  hilft;  ,  und  für  solche  Fälle  müsste 
auch  unter  den  Erwerbsrubriken  gesorgt  sein.  Oder  sollen  bloss  statistische  »Normal- 
familien«, bestehend  aus   einem   Ehepaar  mit  i — 3  Kindern   berücksichtigt  werden? 
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Mehrzahl  derjenigen,  die  »sich  freiwilhg  [zur  Führung  eines  Buches] 
erboten  haben«,  nach  einem  Monat  die  unbequeme  Sache  aufgeben 
werden,  manche  werden  auch  noch  einen  zweiten  oder  dritten  Monat 
aushalten,  und  deren,  welche  bis  zum  Jahresschluss  treu  bleiben,  dürften 
ganz  wenige  sein.  Auch  im  »Reichs-Arbeitsblatt«  wird  > damit  gerechnet, 
dass  immer  nur  bei  einem  Teil  derjenigen  Personen,  die  sich  an  sol- 
chen Erhebungen  beteiligen,  die  beabsichtigte  Führung  von  Haushal- 
tungsbüchern für  ein  ganzes  Jahr  wirklich  zur  Durchführung  gelangt. 
Es  bestand  daher  (sie!)  bei  den  Statistikern  Uebereinstimmung,  dass 
in  erster  Linie  die  Führung  von  Haushaltungsbüchern  seitens  einer 
und  derselben  Familie  für  ein  ganzes  Jahr  unbedingt 
zu  empfehlen  und  als  das  beste  festzustellen  sei.« 
Nun  sollte  man  nicht  erwarten,  dass  fortgefahren  würde: 

»Man  einigte  sich  ferner  dahin,  dass  wo  dies  nicht  durchführbar 
sei,  auch  als  Notbehelf  ein  Einblick  dadurch  gewonnen  werden 
könne,  dass  eine  andere  Familie  von  g  1  e  i  c  h  e  r  B  e  r  u  f  s- 
stellung,  gleicher  Kinder  zahl  und  gleichem  Ein- 
kommen für  den  restlichen  Teil  des  Jahres  die 
B  u  c  h  f  ü  h  r  u  n  g  i  h  r  e  r  s  e  i  t  s  übernehme,  so  dass  diese 
z  w  e  i  o  d  e  r  mehrere  Familien  ein  J  a  h  r  e  s  b  u  d  g  e  t  er- 
geben.... Es  ist  also  nicht  beabsichtigt,  etwa  das  Ergebnis  eines 
Monats  mit  12  zu  multiplizieren,  sondern  es  soll  nur  da,  wo  die 
Uebernahme  der  Führung  des  Haushaltungsbuches  für  12  Monate 
nicht  zu  erzielen  ist,  die  Führung  des  Buches  nötigenfalls  durch 
Eintreten  anderer  gleichartiger  Familien  für  12  Monate  gesichert 
werden.' 

Also  Jahresrechnungen,  die  sich  aus  Monatsrechnungen  verschie- 
dener Familien  zusammensetzen !  In  der  Tat,  diese  Methode  ist  in 
der  langen,  wechselvollen  Geschichte  der  »Arbeiterbudgets  noch  von 
niemanden  angewendet  worden ;  sie  war  noch  zu  erfinden.  Dass  die 
Erfindung  von  einer  Versammlung  von  Statistikern  gemacht  worden 
ist,  bestätigt  die  bei  mir  längst  feststehende  Erfahrung,  dass  man  über 
die  Einzelheiten  statistischer  Erhebungen  nicht  durch  parlamentarisch 
arbeitende  Gremien  entscheiden  lassen  soll.  Dem  Kaiserlichen  Stati- 
stischen Amte  scheinen  denn  auch  Bedenken  aufgestiegen  zu  sein.  In 
einem  Rundschreiben  an  die  städtischen  Aemter  sagt  es  : 

»Die  Hauptschwierigkeit  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  das  Jahres- 
budget (!)  sich  aus  Monatsbudgets  verschiedener  Familien  zusammen- 
setzt, liegt  in  der  richtigen  Behandlung  der  gleichartigen  Anschaf- 
fungsposten der  verschiedenen  Familien,  z.  B.  Kleidung,  Hüte,  Koks 
u.  s.  w.  Ergibt  sich  bei  der  Zusammenziehung  mehrerer  Monatshefte 
verschiedener  Familien  zu  einem  Jahresbudget  auf  solchen  Posten 
ein  unverhältnismässiger  Betrag,  so  ist  bei  der  Aufbereitung  aus- 
drücklich durch  Bemerkungen  darauf  hinzuweisen.« 
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Aber  damit  ist  doch  die  Sache  nicht  getan.  Wenn  —  um  den  äus- 
sersten  Fall  zu  nehmen  —  eine  Jahresrechnung  aus  den  Monatsrech- 
nungen von  12  Schneidergesellen,  die  alle  den  gleichen  Familienbe- 
stand und  die  gleichen  Erwerbsverhältnisse  haben  müssten,  zusammen- 
gesetzt würde,  so  könnte  es  kommen,  dass  A  im  Monat  Januar  einen 
Hut  kaufte,  B  im  Februar,  C  im  März  u.  s.  w.  bis  zum  Dezember.  Also 
ein  Jahresbudget  mit  12  Hüten  und  der  obligaten  Anmerkung.  Aber 
die  Familien  sind  nicht  alle  gleich  haushälterisch.  A  im  Januar  ver- 
braucht gerade  sein  Monatseinkommen,  B  im  Februar  trägt  einen  Teil 
auf  die  Sparkasse,  C  im  März  macht  Schulden,  da  er  nicht  aus- 
kommt, D  hebt  frühere  Ersparnisse  ab.  Man  wird  doch  nicht  etwa 
sagen ,  dass  derlei  sich  bei  den  Zwölfen  ausgleiche.  Frau  A  kommt 
gerade  im  Januar  nieder ,  Frau  B  im  Februar ,  am  Ende  die  Frau 
eines  jeden  gerade  in  seinem  Anschreibe-Monat.  Die  Kosten  von  12 
Hebammen  lassen  sich  ja  wohl  durch  eine  Anmerkung  auszeichnen  ; 
aber  die  unerlässlichen  sonstigen  Mehrausgaben,  die  ein  solches  Fami- 
lienereignis verursacht,  lassen  sich  von  dem  regulären  Bedarf  gar  nicht 
abscheiden.  Der  kauft  seinen  Jahresbedarf  an  Kartoffeln  im  September, 
jener  im  Oktober  und  ein  dritter  gar  erst  im  November.  Man  braucht 
sich  das  nur  in  Gedanken  weiter  auszuspinnen,  etwa  an  die  ungeheuer- 
lichen Defizite  zu  denken,  die  solche  »Haushaltungen«  ergeben  müssen, 
um  diesen  »Notbehelf«  als  den  allerunglücklichsten  Einfall  zu  erken- 
nen, der  je  in  einer  Statistiker- Versammlung  zum  Beschlüsse  erhoben 
worden  ist.  Und  das  will,  angesichts  der  statistischen  Kongresse  seligen 
Angedenkens,  viel  sagen. 

Brauchbar  sind  überhaupt  nur  solche  Rechnungs- 
bücher, die  von  derselben  Familie  das  ganze  Jahr 
hindurch  geführt  worden  sind.  Alle  andern  sind  schlechthin 
wertlos  und  müssen  makuliert  werden.  Auch  die  ersteren  werden  bei 
dem  ganzen  Aufnahmeverfahren  nur  einen  sehr  bedingten  Wert  haben. 

So  freudig  es  zu  begrüssen  ist,  wenn  das  Kaiserliche  Statistische 
Amt  unter  Beihilfe  der  städtestatistischen  Aemter  seine  Tätigkeit  so- 
zialstatistischen Erhebungen  zuwendet,  so  wird  man  doch  nach  dem, 
was  ich  im  letzten  Hefte  dieser  Zeitschrift  über  »Haushaltungsbudgets 
oder  Wirtschaftsrechnungen?«  veröffentlicht  habe,  mir  nicht  verübeln, 
wenn  ich  diesem  so  breit  angelegten  Versuche ,  von  dessen  Vorbe- 
reitung 'ch  bei  Abfassung  jenes  Aufsatzes  keine  Ahnung  hatte,  etwas 
betroffen  gegenüberstehe.  Ich  wünsche  dem  Unternehmen  den  aller- 
besten Erfolg,  der  nach  Lage  der  Dinge  möglich  ist;  aber  ich  kann 
von  allem,  was  ich  geschrieben  habe,  beim  besten  Willen  nichts  zu- 
rücknehmen. Die  Leser  der  beiden  Aufsätze  im  letzten  Hefte  bedürfen 
darum  keines  weiteren  Wortes ,  um  zu  wissen  ,  was  sie  von  der  hier 
angewandten  Methode  erwarten  dürfen. 

Nachdem  die  Sache  aber  einmal  im  Gange  ist,  kann  es  mir  nicht  in 
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den  Sinn  kommen,  sie  durch  weitere  kritische  Bemerkungen  zu  stören. 
Im  Gegenteil,  ich  möchte  sie  fördern,  und  darum  gestatte  ich  mir,  hier 
öffentlich  einige  sehr  bescheidene  Wünsche  auszusprechen ,  um  deren 
Berücksichtigung  ich  die  massgebenden  Stellen  bitte.  Vielleicht  komme 
ich  damit  doch  nicht  zu  spät,  nachdem  die  beiden  über  den  Gegen- 
stand im  letzten  Hefte  der  Zeitschrift  veröffentlichten  Arbeiten  allem 
Anschein  nach  zu  spät  gekommen  sind. 

Fürs  erste  ist  das  Formular  auf  Blatt  i  des  Haushaltungsbuches 
für  seinen  Zweck  nicht  zu  brauchen.  Am  besten ,  wenn  es  durch  ein 
neues,  nach  richtiger  statistischer  Aufnahmetechnik  gearbeitetes  ersetzt 
würde.  Unter  allen  Umständen  aber  verpflichte  man  die  zur  Führung 
von  Büchern  bereiten  Familien  auf  dem  glücklicher  Weise  freigelasse- 
nen Blatte,  das  zwischen  Blatt  i  und  2  eingeschoben  ist,  sämtliche  Ein- 
nahmen, die  ihnen  aus  irgend  einer  Quelle  zugehen,  mit  dem  ge- 
nauen Datum  ihres  Eingangs  den  ganzen  Monat  hindurch  zu  verzeich- 
nen. Es  wird  voraussichtlich  in  den  allermeisten  Fällen  nicht  einmal 
der  ganze  Raum  dazu  nötig  sein.  Die  städtischen  statistischen  Aemter 
haben  nur  nötig,  handschriftlich  die  erforderlichen  Linien  ziehen  und 
das  Linienschema  mit  Ueberschriften  versehen  zu  lassen. 

Z  w^  e  i  t  e  n  s.  Die  städtischen  statistischen  Aemter  werden  gut  tun, 
wenn  sie  in  allen  Fällen  die  Erhebung  auf  mindestens  ein  Jahr  ausdeh- 
nen und  wenn  sie  sich  bei  Gewinnung  der  Haushaltungsvorstände,  die 
zur  Führung  von  Haushaltungsbüchern  bereit  sind,  nicht  auf  eine  öffent- 
liche Aufforderung  beschränken,  sondern  durch  eigne  Beamte  die  in 
Betracht  kommenden  Personen  aufsuchen  und  instruieren  lassen.  »Er- 
bieten« wird  sich  dazu  sicher  niemand^).  Es  wird  schon  recht  viel  Ge- 
schick und  Ueberredung  nötig  sein,  um  für  jede  Stadt  eine  halbwegs 
genügende  Zahl  > typischer  Fälle«  zu  erlangen.  An  Stelle  der  wöchent- 
lichen »Ablieferung«  der  Eintragungen  setze  man  ferner  eine  wöchent- 
liche Kontrolle,  die  nicht  auf  dem  Amte,  sondern  in  der  Wohnung  bei 
den  »Haushaltungsvorständen«  selbst  durch  einen  sehr  höflichen  und 
einsichtigen  Beamten  vorzunehmen  ist.  Jedes  Buch  bleibt  also  den  gan- 
zen Monat  in  den  Händen  dessen,  der  es  führt  und  wird  bei  der  schliess- 
lichen  Abholung  (an  einem  Sonntage !)  nochmals  genau  durchkontrol- 
liert. Dabei  können  dann  meinetwegen  auch  die  Einnahmerubriken  auf 
Blatt  I    von   dem  Beamten   unter   Zuziehung   des  Haushaltungsvor- 


1)  Ich  lasse  mich  in  dieser  Auffassung  auch  durch  die  Mitteilung  im  »Reichs- 
Arbeitsblatt«  nicht  beirren,  dass  aus  einer  Reihe  von  kleinen  Städten  dem  Kais.  Sta- 
tistischen Amte  Erklärungen  zugegangen  sind,  wonach  Personen  sich  zur  Führung 
von  Haushaltungsbüchern  bereit  erklären.  Ob  solche  Erklärungen  aufrecht  erhallen 
werden,  wenn  die  betr.  Personen  die  Schwierigkeiten  der  Sache  beim  Gebrauch  der 
Formulare  kennen  gelernt  haben,  ist  mir  fraglich,  man  müsste  denn  auf  die  gebildeten 
Bevölkerungsschichten  sich  beschränken. 
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Stands  ausgefüllt  werden.  Schliesslich  setze  man  für  besonders  sorgfäl- 
tige Führung  der  Bücher  Prämien  aus ,  die  am  Jahresschlüsse  ausge- 
zahlt werden. 

Vielleicht  lässt  sich  dadurch  das  Unternehmen  noch  vor  dem  völligen 
]\Iisslingen  bewahren ,  das  ihm  sonst  ebenso  bevorsteht ,  wie  seinem 
Vorläufer  aus  dem  Anfang  der  achtziger  Jahre.  Ich  bedaure  ihm 
den  Vorwurf  nicht  ersparen  zu  können,  dass  es  übereilt  begonnen  wor- 
den ist.  Hätte  man  die  einschlägige  Literatur  genügend  zu  Rate  ge- 
zogen, so  könnte  der  Verfasser  des  Aufsatzes  im  :  Reichs- Arbeitsblatt« 
unmöglich  sagen,  es  handle  sich  »um  einen  ersten  Versuch,  Wirtschafts- 
rechnungen in  grösserem  Massstabe  zu  gewinnen« ,  womit  er  verrät, 
dass  ihm  die  beiden  belgischen  Versuche  und  die  dänische  Erhebung 
unbekannt  geblieben  sind.  Für  künftige  ähnliche  Fälle  muss  dringend 
empfohlen  werden ,  dass  man  den  Erhebungsplan  mit  den  Entwürfen 
der  Aufnahme-Formulare  mindestens  ein  halbes  Jahr  vor  dem  Druck 
der  letzteren  dem  Urteile  der  Wissenschaft  durch  Veröffentlichung  aus- 
setzt. Man  erspart  sich  dadurch  vielleicht  unangenehme  Erfahrungen 
und  denen ,  die  etwa  einen  vernünftigen  Rat  geben  können ,  die  Ge- 
wissensbedrängnis, in  die  sie  durch  ein  Vorgehen  wie  das  hier  bespro- 
chene geraten  müssen.  Es  ist  wahrlich  kein  Vergnügen ,  am  Ufer  zu 
stehen  und  zusehen  zu  müssen,  wie  der  Kahn  der  Statistik  in  die  Strom- 
schnellen treibt.  Nur  der  Wunsch  retten  zu  können,  was  noch  zu  retten 
ist,  hat  mir  die  Feder  in  die  Hand  gedrückt  in  einer  Sache,  über  die 
doch  wahrlich  genug  geschrieben  sein  sollte. 

Leipzig,  den  30.  Dezember  1906. 
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Karl  Die Iil,  Ueber  Sozialismus,  KoDimuiiisiniis  und  Anarchismus.  Zwölf 
Vorlesungen.  —  Jena,  Gustav  P'ischer  1906.  IV  und  228  S. 
Ob  wohl  die  Veröffentlichung  dieser  an  drei  Universitäten  gehal- 
tenen Vorlesungen  einem  Bedürfnis  entgegenkommt?  Man  möchte  es 
nach  dem  ganzen  Inhalte  des  recht  oberflächlichen  und  wenig  origi- 
nellen Buches  stark  bezweifeln.  Eine  Behandlung  des  Themas  kann 
sich  entweder  systematisch  und  analysierend  oder  historisch  und  de- 
skriptiv geben,  sie  kann  dogmatisch  oder  kritisch  zu  Werke  gehen,  den 
Sozialismus  als  Anschauung  und  Idee  oder  als  politische]  und  wirt- 
schaftliche Bewegung  oder  auch  beides  neben-  und  nacheinander  zur 
Darstellung  bringen  —  der  Möglichkeiten  sind  viele.  Nur  scheint  es 
mir  durchaus  erforderlich,  überhaupt  irgend  ein  erkennbares  Prinzip 
zu  Grunde  zu  legen  und  im  Laufe  der  Arbeit  festzuhalten.  Das  ist  aber 
in  dem  vorliegenden  Werke  nicht  der  Fall;  vielmehr  vermischen  sich 
diese  verschiedenen  Betrachtungsweisen  in  unlogischer  Weise  beständig 
miteinander.  Man  muss  bezweifeln,  ob  der  unkundige  Leser  nach  der 
Lektüre  auch  nur  eine  deutliche  Scheidung  zwischen  der  sozialistischen 
Theorie  und  der  sozialistischen  Bewegung  (vgl.  schon  die  mehr- 
deutige Fassung  in  der  Begriffsbestimmung  S.  4)  vornehmen,  geschweige 
denn  die  noch  lebenden  Ideen  von  den  historisch  zufällig  einmal  auf- 
getretenen auseinanderhalten  kann.  Bei  D.  gehen  vielmehr  jene  beiden 
Reihen  fortwährend  durcheinander,  ohne  dass  etwa  von  einem  gegen- 
seitigen Kausalnexus  die  Rede  wäre. 

Schon  die  ganze  Anordnung  ist  unlogisch  und  mangelhaft.  Der 
erste  Teil  will  systematisch,  der  zweite  (Vorlesung  VI — XII)  historisch 
sein.  Nachdem  zuerst  Wesen  und  Hauptrichtungen  »des<  Sozialis- 
mus gekennzeichnet  sind,  wird  uns  (II)  der  Zukunftsstaat  vorgeführt, 
dann  kommt  (III)  eine  Abhandlung  über  den  Anarchismus,  hierauf  (IV) 
die  Stellung  des  Sozialismus  zur  Religion  und  zur  Ehe  und  endlich  (V) 
zum  Staate,  zur  Nationalität  und  zur  Revolution.  Es  ist  eine  rein  zu- 
fällige Gruppierung,    die  ev.    auch  beliebig  vertauscht    werden    könnte. 
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Und  wie  äusserlich  die  Logik  fehlt,  so  auch  im  Innern.  Von  D.s  Art 
einzuteilen  noch  die  folgende  Probe.  Unter  den  »unendlichen  (?) 
Nuancen  des  Sozialismus;:  (S.  20)  unterscheidet  er  den  ideologischen 
und  materialistischen  und  unter  ersterem  wieder  den  religiösen,  den 
zur  Durchführung  des  Sozialprinzipes  und  den  zur  Verwirklichung  des 
Individualprinzipes.  Es  soll  hier  nicht  darüber  gerechtet  werden,  ob  denn 
diese  Einteilung  überhaupt  fruchtbare  Gesichtspunkte  enthält,  ob  die 
Zuordnung  der  einzelnen  Sozialisten  eine  richtige  ist  (auch  das  ist 
z.  T.  durchaus  zu  bestreiten,  da  D.  hier  öfters  einen  auffälligen  Mangel 
an  positiven  Kenntnissen  verrät) :  aber  was  stellt  das  überhaupt  für 
eine  Klassifikation  dar  ?  Sie  ist  teils  historisch,  teils  prinzipiell,  geht 
das  eine  Mal  von  den  Mitteln,  das  andere  Mal  von  den  Motiven,  so- 
dann wieder  vom  Ziel  aus  und  bringt  glücklich  einen  vollen  Wirrwarr 
in  die  Materie.  Die  Folge  ist,  dass  die  einzelnen  Glieder  einander 
nicht  ausschliessen,  was  doch  vor  allem  erforderlich  wäre,  um  einer 
logischen  Einteilung  zu  genügen.  Daher  kommt  es  denn  auch,  dass 
man  nicht  erfährt,  welche  von  den  Ideen  noch  heute  Bedeutung  ha- 
ben, nicht  erfährt,  ob  die  sozialistische  Bewegung  von  den  Systemen 
beeinflusst  oder  ob  diese  aus  anderen  Momenten  zu  erklären  ist,  nicht 
erfährt,  wie  weit  die  Theorien  ein  Spiegelbild  der  Verhältnisse  sind 
u.  a.  m. 

Man  sollte  meinen,  dass  D.  nun  im  zweiten  Teile,  der  den  Sozia- 
lismus in  den  Hauptkulturländern  behandelt,  dies  nachholen  würde, 
wenn  er  schon  darüber  sich  prinzipiell  nicht  äussern  wollte.  Aber  auch 
das  ist  nicht  der  Fall.  Er  beginnt  mit  England,  obwohl  die  treibende 
Kraft  des  modernen  Sozialismus  wie  dessen  Geburtsland  zweifellos 
Frankreich  ist.  Er  spricht  dann  das  eine  Mal  ausschliesslich  von  den 
praktischen  Bestrebungen  der  Arbeiterklasse,  die  gar  nicht  >sozia- 
listisch'  im  Sinne  der  eigenen  Definition  des  Verf.  sind,  das  andere 
Mal  ausschliesslich  von  den  Programmen  und  Theorien,  obwohl  sicher- 
lich das  praktische  Verhalten  der  Parteien  zum  allerkleinsten  Teile 
durch  die  papiernen  Programme,  in  der  Hauptsache  vielmehr  durch 
die  lebendigen  Menschen  bestimmt  wird,  die  der  leeren  Form  des 
Programms  erst  den  Inhalt  geben.  Soll  das  nun  alles  koordiniert 
nebeneinander  als  Sozialismus  gelten  ?  Es  wäre  doch  gerade  die  wis- 
senschaftliche Aufgabe,  diese  Abweichungen  zu  erklären  und  zu  fragen, 
unter  welchen  Bedingungen  das  eine  und  das  andere  möglich  gewor- 
den.    Davon  aber  sind  bei  D.  kaum  Ansätze  vorhanden. 

Erscheint  uns  sonach  die  ganze  Art  der  Behandlung  nach  Anlage 
und  Gedankenführung  verfehlt,  so  sind  doch  auch  sehr  viele  und  be- 
deutende Einzelheiten  zu  beanstanden.  Man  hat  nur  zu  oft  den  Ein- 
druck, als  ob  D.  seine  Kenntnis  aus  zweiter  Hand  schöpfte  und  den 
Dingen  nicht  auf  den  Grund  ginge.  So  spricht  es  nicht  gerade  für 
ein  Verständnis  der  englischen  Verhältnisse,    wenn  Dielil  der  dortigen 
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Arbeiterbewegung  die  r^Iöglichkeit  der  politischen  Entwickeltmg  ab- 
spricht und  noch  im  Jahre  des  Erscheinens  seines  Buches  30  Sozia- 
listen in  das  englische  Parlament  einziehen.  Wer  so  schnell  durch 
die  Tatsachen  selbst  ad  absurdum  geführt  ist,  hat  offenbar  ein  Auge 
für  die  tieferliegenden  Unterströmungen  nicht  gehabt  oder  sie  zum 
mindesten  stark  unterschätzt.  Wenix  er  andererseits  bei  Lasalle  nur 
die  »bahnbrechenden  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Philosophie  und 
der  Rechtswissenschaft«  betont,  so  verkennt  er,  dass  für  den  Sozia- 
lismus gerade  die  Formulierung  und  Begründung  des  Programms 
die  Hauptsache  war,  gleichviel,  ob  Lasalle  hierin  Originelles  geleistet 
oder  nur  die  glückliche,  zweckgemässe  Form  gegeben  hat.  Es  muss 
ferner  auch  ein  ganz  unrichtiges  Bild  von  Lassalles  Idee  geben,  wenn 
man  den  politischen  Klassenkampf  bei  ihm  einfach  wegeskamotiert, 
obwohl  er  die  Grundlage  sowohl  des  offenen  Antwortschreibens«  wie 
des  Statuts  des  »Allgemeinen  deutschen  Arbeitervereins  von  1863  bil- 
dete. D.  sollte  doch  aber  auch  die  weitgehende  Aehnlichkeit  gerade 
in  den  Anschauungen  des  Proletariates  der  Hauptkulturländer 
nicht  verkennen. 

Man  sollte  auch  den  Kommentator  Ricardos  nicht  darauf  hinweisen 
müssen,  dass  der  ökonomische  Liberalismus  der  klassischen  National- 
ökonomie von  dem  ihm  zugeschriebenen  Optimismus  weit  entfernt  war, 
dass  Ricardo  selbst  in  seinen  Principles-  erklärt:  »the  friends  of  hu- 
manity  cannot  but  wish  that  in  all  countries  the  labouring  classes 
should  have  a  taste  for  comforts  and  enjoyments  and  that  they  should 
be  stimulated  by  a  1 1  1  e  g  a  1  m  e  a  n  s  in  their  exertions  to  produce 
them«  —  von  seinem  praktischen  Verhalten  ganz  zu  schweigen.  Mit 
am  unzureichendsten  muss  aber  erscheinen,  was  D.  über  die  :>mate- 
rialistische  Geschichtserklärung  -  vorträgt.  Dass  ein  wesentliches  Mo- 
ment des  Marxismus  im  Entwickelungsgedanken  liegt,  dass  Marx  vor 
allem  eminent  historisch  denkend  zu  Werke  geht,  der  Historiker  von 
sich  aus  überhaupt  gar  nicht  zur  Aufstellung  von  Zielen  gelangen 
kann,  sondern  nur  die  Notwendigkeit  des  Seins,  der  »Geschichte 
eisernes  Muss  darzustellen  vermag,  hat  D.  nirgends  erkennen  lassen. 
Darum  trifft  seine  eigene  Kritik  völlig  daneben.  Wie  aber  seine  ganz 
haltlosen  Bemerkungen  über  Lamprecht  zeigen,  ist  D.  zu  einem  Ver- 
ständnis der  eigentlichen  Probleme  nicht  vorgedrungen.  So  entgeht 
ihm,  dass  die  Lehre  vom  Klassenkampfe  sich  bereits  bei  den  französi- 
schen Historikern  aus  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  findet  — 
von  St.  Simon  angefangen,  der  sie  wohl  entdeckt  hat  u.  s.  f.  Doch  es 
ist  ganz  zwecklos,  noch  weiter  die  grossen  Mängel  der  Darstellung 
im  einzelnen  aufzuzeigen.  Das  wiederholte  Halten  derselben  Vorle- 
sungen hat  bei  D.  nirgends  zu  einer  vertieften  Auffassung  der  Dinge 
geführt  noch  seine  Studien  erweitert. 

Der  letzte  Grund,    weshalb  das  Werk  uns    in    allen    seinen    Teilen 
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SO  verunglückt  erscheint,  liegt  in  der  ganzen  Art  der  Betrachtung.  Die 
»finale  Methode«  Stammler?,  ergibt,  wie  hier  nicht  zu  zeigen  ist,  über- 
haupt kein  zulässiges  Prinzip  der  Forschung,  sondern  nur  das  Zerr- 
bild einer  logischen  Methode.  Cognoscere  —  id  est  per  causas  scire. 
Die  Frage  nach  »der  gerechten  und  rationellen  Ordnung  des  sozialen 
Lebens«  (S.  8)  kann  gar  nicht  eine  solche  der  wissenschaftlichen  Er- 
kenntnis sein.  Darum  weil  man  ev.  nicht  alle  Erscheinungen  auf  wirt- 
schaftliche zurückführen  kann,  muss  man  doch  nicht  auf  das  Er- 
klären überhaupt  verzichten.  In  Wirklichkeit  verfällt  jedoch  D.  selbst 
beständig  in  die  von  ihm  bekämpfte  kausale  Methode  d.  h.  auch 
unser  Autor  sucht  doch  bisweilen  die  Dinge  zu  erklären  und  auf  ihre 
Ursachen  zurückzuführen.  Da  D.  dabei  immer  nur  bei  einigen  Aeusser- 
lichkeiten  (»Volkscharakter-.)  verweilt,  den  mannigfachen  Verursachun- 
gen im  einzelnen  aber  nicht  nachspürt,  so  muss  allerdings  dieser  Nach- 
weis bei  ihm  ganz  unzulänglich  bleiben.  Die  Folge  eines  so  unsyste- 
matischen und  unlogischen  Verfahrens  haben  sich  denn  auch  in  dem 
vorliegenden  Werke  schwer  gerächt :  es  zeigt  wie  an  einem  Schulbei- 
spiel die  Verkehrtheit  und  Haltlosigkeit  der  ganzen  Methode  und 
Fragestellung. 

Für  die  Vorlesung  mag  auch  eine  solche  aus  zweiter  Hand  schöp- 
fende Behandlung  zuweilen  ganz  anregend  sein:  für  die  wissenschaft- 
liche Erkenntnis  ist  sie  nicht  nur  belanglos,  sondern  bedeutet  in  allen 
Beziehungen  einen  Rückschritt  gegenüber  den  besten  Darstellungen 
auf  diesem  Gebiete. 

Franz  E  u  1  e  n  b  u  r  g. 


Fischer,  Prof.  Dr.  Ferd.,  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  Deutsdilands 
und  seiner  Kolonien.  Leipzig,  Akademische  Verlagsgesellschaft  m. 
b.  H.   1906.     80  S.  80. 

Da  uns  der  Verfasser  in  der  Vorrede  seine  Schrift  als  einen  Aus- 
zug aus  einer  an  der  Universität  Göttingen  vor  »über  100  eingeschrie- 
benen Hörern,  gehaltenen  Vorlesung  vorstellt,  so  will  sie  mit  dem 
akademischen  Massstab  einer  wissenschaftlichen  Leistung  gemessen 
sein.  Die  reichlich  beigegebenen  auf  manchen  Seiten  den  Text  gar 
überwuchernden  Anmerkungen  scheinen  bestimmt  diesen  Eindruck  zu 
verstärken.  Der  Verfasser  führt  das  schwerste  Geschütz  der  Gelehr- 
samkeit auf.  Gleich  den  ersten  Satz ,  nach  dem  die  Kulturvölker 
des  Altertums  als  Kraftquellen  für  Ackerbau ,  Gewerbe  und  Bau- 
wesen nur  Menschen  und  Tiere  verwendet  haben  sollen,  belegt  er 
durch  Blüinners  vierbändige  »Technologie  und  Terminologie  der  Ge- 
werbe und  Künste  bei  Griechen  und  Römern«  (ohne  Band-  und  Seiten- 
zahl). Das  zweite  Zitat  verweist  den  Leser  für  eine  bekannte  Tatsache 
aus  der  römischen  Geschichte  SLwi  Schmoller,  Grundriss  der  allgemeinen 
Volkswirtschaftslehre  (wieder  ohne  Band-  und  Seitenangabe);  im  dritten 
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kramt  der  Verfasser  seine  profanden  Kenntnisse  über  die  Erfindung 
des  Schiesspulvers  aus.  Salpeter  sei  zuerst  in  China  gegen  die  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  (vor  oder  nach  Christo?)  bekannt  geworden; 
Gräcus  aus  Konstantinopel-  beschreibe  um  1250  das  ;>fliegende 
Feuer«.  Da  halten  wir  inne:  gemeint  ist  Marcus  Gr accus,  und  er 
schrieb  im  neunten  Jahrhundert  über  das  »griechische«,  nicht  das 
fliegende«  Feuer.  Nun  kommen  Roger  Baco,  Albertus  Magnus  (in 
dieser  Reihenfolge)  und  Berthold  Schwarz,  von  dem  uns  der  \'erfasser 
belehrt:  »richtig  Bertholdus  Niger  .  Wir  wundern  uns  darnach  nicht, 
wenn  wir  auf  der  nächsten  Seite  lesen:  Der  Einfiuss  des  durch  die 
Humanisten  im  16.  Jahrhundert  eingeführten  (!)  Studiums  der  lateini- 
schen und  griechischen  Sprache  auf  den  wissenschaftlichen  Aufschwung 
Deutschlands-  werde  meist  überschätzt.  Wie  wenig  das  Studium  der 
alten  Sprachen  für  die  allgemeine  Bildung  massgebend  sei, 
zeige  die  Tatsache,  ;  dass  besonders  die  Alt-Philologen  in  allen  Zweigen 
der  Naturwissenschaft  .  .  .  meist  völlig  unwissend  sind.  Ich  kann 
dem  Verfasser  versichern,  dass  ein  Altphilologe,  der  —  etwa  um  sich 
zu  bessern  —  sein  Buch  studiert,  mit  sardonischem  Lächeln  (er  ver- 
zeihe mir  den  Klassizismus!)  seine  Zitate  lateinischer  Büchertitel  — 
ohne  solche  gehts  also  doch  auch  in  der  Technologie  nicht  —  lesen 
wird.     Da  steht  z.  B.  S.   11   Anm.   i  : 

»/".  Misnico:  Theatrum  machinarum  generale  (Leipzig  17241;  ein 
starker  Band  mit  71  grossen  Tafeln  Abbildungen  S.  153;  D.  P a- 
pin,  Ars  nova  ad  aquam  ignis  adminiculo  effic  elevandom  (Leipzig 
1707)«. 
Man  könnte  glauben  ein  neckischer  Kobold  habe  hier  mit  dem 
Verfasser  sein  Spiel  getrieben,  um  ihm  zu  zeigen,  dass  ein  bischen  La- 
tein auch  dem  Technologen  nichts  schaden  kann.  Halten  wir  ihm 
die  beiden  letzten  Lateinformen  in  dem  zweiten  Titel  zu  Gute  (sie 
heissen  wirklich  :  efficacissime  elevandam),  so  bleibt  in  den  Zitaten 
doch  noch  eine  Fülle  von  groben  Schnitzern.  Das  an  erster  Stelle  ge- 
nannte »Theatrum  machinarum  generale  oder  Schau-Platz  des  Grundes 
mechanischer  Wissenschaften«  etc.  ist  verfasst  von  Jacob  Leupold,  Ma- 
thematico  und  Mechanico«.  Wie  der  Verfasser  zu  seinem  Misnico  ge- 
langt ist,  kann  dem  .Scharfsinne  des  Lesers  überlassen  bleiben.  Ein 
boshafter  Altphilologe  kommt  vielleicht  auf  die  Konjektur,  dass  der 
Verf.  einen  Vorfahr  von  Karlchen  Miesnick  vor  sich  gehabt  zu  haben 
glaubte.  Dass  aber  des  braven  Leupolds  Werk  gemeint  ist,  unterliegt 
keinem  Zweifel.  Dasselbe  hat  aber  nicht  einen  Band,  sondern  eine 
ganze  Reihe,  nur  dass  die  späteren  Spezialtitel  tragen  (Theatrum  mach, 
hydraulicarum,  Theatrum  pontificale  u.  s.  w.).  Papins  Schrift  ist  in  fran- 
zösischer Sprache  (Maniere  pour  lever  l'eau  par  la  force  du  feu)  richtig 
1707  in  Cassel,  aber  in  der  von  Fischer  zitierten  lateinischen  Ausgabe 
in  Frankfurt  a.  M.,    jedoch    17 17    erschienen    (also    nicht    in  Leipzig). 


Literatur. 


159 


Papin  und  Leupold  sind  in  der  Geschichte  der  älteren  Teclinologie 
Grössen  ersten  Rangs,  und  da  unser  Verfasser  an  derselben  Univer- 
sität, an  welcher  einst  Brukmann  und  Poppe  diese  Disziplin  begrün- 
deten, die  Technologie  vertritt,  so  müsste  er  sie  wohl  kennen.  Doch 
verlassen  wir  die  Anmerkungen  und  steigen  zu  dem  Text  hinauf.  Er 
ist  in  4  Abschnitte  zerlegt.  Der  erste  betitelt  sich  > Geschichtliche 
Entwicklung«.  Sein  Inhalt  gleicht  ungefähr  den  kulturgeschichtlichen 
Abschnitten  einer  »Weltgeschichte«  für  die  mittleren  Klassen,  nur  dass 
er  weniger  richtig  ist.  Natürlich  beginnt  er  mit  den  Kulturvölkern  des 
Altertums.  Gleich  der  erste  Satz,  dessen  Inhalt  oben  mitgeteilt  wurde, 
ist  falsch.  Die  Quintessenz  dieser  Betrachtung:  »Die  Römer  und  die 
übrigen  Kulturvölker  des  Altertums  waren  grausam,  .  .  .  weil  sie  weder 
Sprengstoffe  noch  Dampfmaschinen  hatten  .  Dann  fährt  der  Verf. 
gleich  fort;  »Nach  dem  Niedergange  Roms  konnte  sich  auch  Deutsch- 
land wirtschaftlich  entwickeln  .  Aber  es  geht  langsam  vorwärts,  >da 
geschriebene  Bücher  sehr  selten  und  teuer  waren«.  Da  kommt  zum 
Glück  143S  Gutenberg,  1492  wird  Amerika  entdeckt,  15 17  folgt  Luther 
und  dann  Kopernikus ;  Destillierbücher  erscheinen,  Bücher  über  das 
Hüttenwesen;  »der  geringe  Umfang  der  meisten  Betriebe  (der  chemi- 
schen Industrie  im  16.  Jahrh.)  erklärt  sich  aus  dem  Fehlen  der  Ma- 
schinenkraft, der  Schwierigkeit  des  Bezugs  der  Rohstoffe  und  des  Ab- 
satzes der  Fabi"ikate,  teilweise  veranlasst  durch  das  damalige  (!) 
Raubrittertum«.  Es  folgt  der  dreissigjährige  Krieg.  Langsam  erholt 
sich  Deutschland.  »B  a  u  m  w  o  1 1  w  e  b  e  r  e  i  (vom  Verf.  gesperrt)  und 
Kattundruckerei  wurden  1691  in  Augsburg  eingeführt  .  .  .«  »Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  wurde  in  England  die  mechanische  Baumwollspinnerei 
.  .  .  eingeführt  .  .  .  1753  wurde  in  Deutschland  die  erste  Chaussee  ge- 
baut. Es  wurden  Postverbindungen  eingerichtet«.  Dass  der  Verf. 
nicht  weiss,  in  welchem  Jahrhundert  das  sog.  Raubritterturn  den  Handel 
brandschatzte,  ist  ein  Mangel  seiner  allgemeinen  Bildung ;  wenn  er  aber 
als  Technologe  sich  bezüglich  der  Einführung  der  Baumwollweberei 
in  Augsburg  um  fast  3  Jahrhunderte  irrt,  betreffs  der  Erfindung  der 
Spinnmaschine  um  ein  Jahrhundert  und  beim  Aufkommen  der  Posten 
um  über  2^/2  Jahrhunderte  von  der  Wirklichkeit  abweicht  und  wenn 
er  einen  Teil  dieser  horrenda  auch  noch  mit  gelehrten  Noten  spickt, 
so  deutet  dies  auf  eine  jedenfalls  nicht  gewöhnliche  Veranlagung. 

Diese  findet  in  den  zwei  folgenden  Abschnitten  (»Deutsch- 
lands Kraftquellen«  und  »Produktion  und  Welthandel«) 
reichlich  Gelegenheit  sich  auszuleben.  Es  sind  in  der  Hauptsache 
statistische  Zusammenstellungen,  die  der  bekannten  Denkschrift  des 
Reichsmarineamts,  der  v.  IIalle?,c\iQx\  Sammlung  »Die  Weltwirtschaft«, 
dem  Mailänder  Ausstellungskatalog  und  ähnlichen  (nur  meist  nicht  den 
Original-)quellfen  entnommen  sind.  Der  Verfasser  wühlt  mit  wahrem 
Behagen    in  den  Millionen    und  Milliarden;    es   kommt    ihm    auf  eine 
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Handvoll  nicht  an.  Bisweilen  ist  eine  allgemeine  Bemerkung  einge- 
streut, die  über  das  Niveau  des  kulturhistorischen  Abschnitts  nicht 
hinausgeht.  Nirgends  eine  wirkliche  Durchdringung  des  Stoffes,  eine 
einheitliche  Erfassung  des  Ganzen  der  nationalen  Wirtschaft,  ein  ge- 
schlossenes Beweisverfahren.  Zahlen  und  immer  wieder  Zahlen  über 
Deutschlands  Kapitalkraft,  das  Eiseübahnnetz  der  Erde,  Deutschlands 
Schuldenstand,  die  Höhe  der  Erwerbseinkünfte,  Post-  und  Telegraphen- 
verkehr, Kauffahrtei-  und  Kriegsflotte,  Marineausgaben,  Heeresstärke 
der  verschiedenen  Staaten,  Produktionsziffern ,  Ein-  und  Ausfuhr  — 
so  geht  es  in  buntem  Wechsel  weiter  bis  zum  letzten  Abschnitt ; 
»Deutschlands  Kolonien  und  Schutzgebiete«.  Die  Vor- 
rede belehrt  uns,  dass  in  ihm  der  Schwerpunkt  des  Buches  liegt.  Nur 
deshalb  hat  der  Verf.  es  veröffentlicht,  weil  »von  den  staatserhaltenden 
Parteien  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Kolonien  für  Deutschland 
zu  wenig  gewürdigt  wird< .  »Die  Kolonialfrage  ist  wesentlich  wirtschaft- 
licher Natur.  Es  kommt  also  besonders  darauf  an :  welche  Rohstoffe 
und  Halbprodukte  können  die  Kolonien  liefern  und  welche  Industrie- 
produkte können  sie  aufnehmen?'  Der  Verf.  beginnt  dann  auch  diesen 
Abschnitt  mit  einer  Uebersicht  über  Ein-  und  Ausfuhr  der  Kolonien. 
Hätte  er,  wie  es  seine  Aufgabe  gewesen  wäre,  den  gesamten  auswär- 
tigen Warenverkehr  des  deutschen  Reichs  ins  Auge  gefasst,  so  hätte 
er  unmöglich  übersehen  und  verschweigen  können,  dass  für  Deutsch- 
lands Aus-  und  Einfuhr  ganz  kleine  Nachbarländer  wie  Dänemark, 
Belgien,  die  Schweiz,  jedes  für  sich,  eine  vielfach  grössere  Bedeutung 
haben,  als  alle  Kolonien  zusammengenommen.  Aber  freilich  auf  Tat- 
sachen kommt  es  ihm  in  diesem  Abschnitt  offenbar  nicht  so  sehr  an  ; 
um  so  reichlicher  stellt  er  Anweisungen  auf  die  Zukunft  aus.  Wie  genau 
er  es  dabei  nimmt,  mag  folgender  Satz  (S.  77)  zeigen  :  »Togo,  Ka- 
merun und  Ostafrika  liefern  steigende  Mengen  Baumwolle  und 
Kautschuk  und  werden  hoffentlich  demnächst  (!)  den 
grösstenTeil  der  Einfuhr  Deutschlands  an  diesen 
wichtigen  Rohstoffen  decken  können.  Auch  Neuguinea 
liefert  Baumwolle«.  Nun  haben  i.  J.  1904  —  dem  letzten  über  das 
wir  Nachweise  besitzen  —  Kamerun  und  Neuguinea  überhaupt  keine 
Baumwolle  ausgeführt,  Togo  und  Deutsch-Ostafrika  zusammen  301  Ton- 
nen =  0,04  %  der  deutschen  Baumwolleinfuhr  dieses  Jahres,  während 
1905  unsere  Kautschuk-Einfuhr  aus  den  deutschen  Kolonien  6  0/0  des 
Gesamtbedarfs  deckte.  Kann  darnach  im  Ernst  ein  halbwegs  nüch- 
terner Kopf  auch  nur  »hoffen«,  dass  »demnächst  der  grösste  Teil 
der  Einfuhr«  an  diesen  Stoffen  aus  unsern  Kolonien  könne  gedeckt 
werden?  Und  müssen  nicht  derartige  literarische  Akrobatenkunststücke 
der  Kolonialsache  in  unserem  Volke  heillosen  Schaden  zufügen? 

Doch    genug    des    grausamen  Spiels !     Sollte    alles    hervorgehoben 
werden,  was  an  diesem  Buche  von  einer  ernsthaften  Kritik  beanstandet 
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werden  muss,  so  wäre  noch  manche  Seite  zu  füllen.  Vielleicht  aber 
wird  man  fragen,  warum  es  überhaupt  an  dieser  Stelle  einer  Bespre- 
chung gewürdigt  wird.  Zuerst  des  Verlegers  wegen,  der  eine  wis- 
senschaftliche Leistung  ans  Licht  zu  bringen  meinte  und  sicher  des 
Glaubens  lebt,  alles,  was  von  einem  Lhiiversitätsprofessor  kommt,  sei 
auch  »akademisch..  Zweitens  des  Typus  wegen,  zu  dem  die  Pu- 
blikation gehört.  Einer  meiner  Freunde  nennt  diese  Gattung  .H  u  r  r  a- 
schriften:,  und  wir  sind  in  Gefahr,  uns  damit  vor  der  gebildeten 
Welt  lächerlich  zu  machen.  Drittens  endlich  weil  sie  zeigt,  dass  der 
A  m  e  r  i  k  a  n  i  s  m  u  s  auch  ohne  Professorenaustausch  bei  uns  Eingang 
findet. 

K.  Buche  r. 

Oi'tloff,    Dr.  iur.  Hermann.      Deutsche    Konsumgenossenschaften   im 

neuen    Zentralverband   und   die   Hamburger    Grosseinkaufsgesellschaft. 

Leipzig,  Jäh  &  Schunke.     1906.  78  S. 

Nach  einer  Einleitung,  die  die  Stellung  der  Konsumvereine  inner- 
halb der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  im  Anschluss  an 
§  I  des  Reichsgesetzes  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften behandelte,  gibt  der  Verfasser  im  ersten  Teil  einen  Ueber- 
blick  über  die  Entstehung  der  Konsumvereine  und  ihre  Organisation ; 
im  zweiten  beginnt  er  nochmals  mit  dem  Zusammenschluss  der  Kon- 
sumenten zur  direkten  Beschaffung  der  Bedürfnisse  des  täglichen  Le- 
bens, bespricht  dann  an  der  Hand  der  Fortbildimg  des  Genossen- 
schaftsgesetzes die  Vereinigung  der  Konsumvereine  in  grössere  Ver- 
bände und  den  »Allgemeinen  Verband  der  deutschen  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften«;  sodann  ihren  Austritt  aus  demselben 
auf  dem  Tage  von  Kreuznach  im  Jahre  1902  und  die  Gründung  des 
neuen  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine.  \w  einem  letzten 
Teil  wird  noch  die  Organisation  und  Bedeutung  der  Grosseinkaufsge- 
sellschaft kurz  dargestellt. 

Das  Buch  enthält  somit  das  Wissenswerteste  aus  der  Konsum- 
vereinsentwickelung und  ihrem  jetzigen  Stand  in  gedrängter  Kürze. 
Es  würde  sicher  gern  zur  raschen  Orientierung  benützt  werden,  wenn 
es  sich  einer  präzisen  Darstellung  erfreute  und  Satzbildungen  vermiede,  die 
häufig  missverständlich  und  mitunter  auch  unverständlich  sind,  abge- 
sehen von  vielen  Druckfehlern  oder  Versehen  wie  S.  46:  1889  statt 
1883  (Todesjahr  Schulze-Delitzschs)  oder  S.  74  :  »Genossenschaft  statt 
»Gesellschaft-:  m.  b.  H. 

Benno  S  c  h  m  i  d  t. 

Meyer,  Hermann,    Die  Einkomtnensteuerprojekte   in    Fratikreich    bis 
iSSy.     Berlin,  Karl  Heymanns  Verlag   1905.     XII  und   igo  S. 
Frankreich    ist   heute   noch    ein  Land    der  Ertrags-  und  Aufwand- 
Zeitschrift  für  die  gas.  Staatswissensch.     1907.    1.  II 
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Steuern.  Die  einzelnen  Formen  derselben,  von  denen  die  Grundsteuer,  die 
Personal-  und  Mobiliarsteuer,  die  Tür-  und  Fenstersteuer  und  die  Patent- 
steuer ihre  Entstehung  und  in  der  Hauptsache  auch  die  heulige  Gestaltung 
der  Revolution  am  Ende  des  18.  Jahrh.  verdanken,  während  die  Steuer  auf 
die  Erträge  aus  beweglichen  Werten  und  eine  Reihe  von  Luxussteuern  erst 
im  19.  Jahrhundert  hinzugekommen  \sind,  bilden  aber  kein  einheitliches 
System,  sondern  liegen  lose  nebeneinander  und  treffen  oft  dieselben 
Erträge  doppelt,  um  andere  nicht  leicht  sichtbare  freizulassen.  Sie 
erfüllen  damit  nicht  die  Hauptanforderung  an  jede  Steuer,  einen  ge- 
rechten Ausgleich  der  verlangten  Opfer  herbeizuführen  und  den  ein- 
zelnen nach  seiner  wirklichen  Leistungsfähigkeit  heranzuziehen,  ein  Um- 
stand, der  in  Frankreich  noch  schwerer  ins  Gewicht  fällt,  weil  hier  die 
direkten  Abgaben,  die  bei  dem  Vorherrschen  der  indirekten  Steuern 
und  dem  Mangel  an  privatwirtschaftlichen  Einnahmen  am  ehesten  zu 
einer  Entlastung  der  minder  bemittelten  Klassen  dienen  könnten,  nur 
etwa  17 — 18  %  der  gesamten  Staatseinnahmen  ausmachen. 

Dieser  Mängel  ist  man  sich  wohl  bewusst,  und  die  Versuche,  sie 
durch  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zu  ersetzen, 
reichen  bis  in  die  Anfänge  des  heutigen  Frankreich,  bis  zur  grossen 
Revolution,  zurück.  Einen  gewissen  Abschluss  haben  sie  erhalten,  als 
sich  am  10.  Februar  1887  die  französische  Regierung  für  die  Ein- 
kommensteuer erklärte  und  damit  der  feste  Boden  zu  einer  endgülti- 
gen Regelung  der  Frage  gewonnen  wurde. 

Bis  zu  diesem  Augenblick  hat  der  Verfasser  der  vorliegenden 
Schrift  seine  Untersuchung  ausgedehnt.  Angesichts  der  lebhaften  Be- 
wegung, die  sich  in  der  letzten  Zeit  in  Frankreich  zu  gunsten  einer 
Durchführung  der  Reform  bemerkbar  macht,  hat  er  der  Fachwissen- 
schaft dadurch  einen  willkommenen  Dienst  geleistet,  dass  er  die  meisten 
auf  Einführung  einer  Einkommensteuer  abzielenden  Projekte  übersicht- 
lich dargestellt  und  einer  Kritik  unterzogen  hat.  Es  würde  zu  weit 
führen,  den  Inhalt  aller,  39  an  der  Zahl,  auch  nur  kurz  wiederzugeben. 
Nur  einzelnes  sei  darum  hervorgehoben. 

Gemäss  dem  Grundsatze  der  >  Gleichheit-  erklärte  sich  die  kon- 
stituierende Nationalversammlung,  der  die  Regelung  des  Steuerwesens 
in  dem  neuen  Frankreich  oblag,  auch  für  eine  Verteilung  der  Lasten 
nach  der  Leistungsfähigkeit,  dem  Einkommen.  War  die  Ermittelung 
desselben  verhältnismässig  leicht  bei  dem  fundierten,  so  bereiteten  sie 
Schwierigkeiten  bei  dem  Arbeitseinkommen.  Gerade  vor  den  beiden 
Wegen,  die  allein  eine  sichere  Grundlage  für  die  Verteilung  der  Steuer 
bieten  konnten,  der  Deklaration  seitens  des  Steuerzahlers  und  der 
obrigkeitlichen  Einschätzung  scheute  man  zurück,  und  diese  Abnei- 
gung gegen  den  Einblick  in  die  Vermögensverhältnisse  ist  bis  heute 
das  stärkste  Hindernis  gegen  die  Einführung  der  Einkommensteuer  ge- 
blieben.   Man  hielt  sich  vielmehr  an  ein  äusseres  Merkmal,  die   Miete, 
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deren  Höhe  man  in  engem  Verhältnis  mit  der  Leistungsfähigkeit  glaubte. 
Verstärkt  wurde  dieser  Fehler  anfangs  durch  einen  zweiten,  indem 
man  infolge  der  noch  fehlenden  Erkenntnis  von  dem  verschiedenen  sub- 
jektiven Wert  verschieden  grosser  Einkommen  eine  eigentliche  Steuer- 
progression nicht  kannte  und  ebensowenig  ein  steuerfreies  Existenzmi- 
nimum berücksichtigte.  Allerdings  dekretierte  schon  der  Nationalkon- 
vent 1793  eine  »abgestufte  und  progressive  Steuer;  aber  sie  wurde  in 
den  ).Zwangsanleihen'  von  1793 — 1799  dermassen  übertrieben,  dass  die 
Progression  zu  einer  Art  von  Konfiskation  des  Einkommens  ausartete 
und  bei  den  späteren  Franzosen  ein  schlimmes  Angedenken  hinterliess. 
Jedenfalls  scheiterten  die  Pläne  der  Einführung  einer  Einkommensteuer 
damals  völlig. 

Erst  von  1848  ab  tauchen  neue  Projekte  auf.  Einige  gehen  von 
der  Regierung  aus  ;  aber  immer  wurde  die  Einkommensteuer  betrachtet 
als  »eine  Steuer,  die  der  Stand  der  Finanzen  unentbehrlich  mache«. 
Keines  der  Projekte  fand  Verwirklichung,  manche  gelangten  überhaupt 
in  den  Kammern  nicht  zur  Besprechung,  nur  einzelne  auf  das  Mobi- 
liareinkommen gerichtete  Abgaben  wurden  geschaffen.  Auch  die  letzte 
Gelegenheit,  wo  sich  die  Meinungen  einer  Einkommensteuer  nicht  un- 
günstig zeigten,  die  Zeit  nach  dem  Kriege  von  1870,  als  die  neuen 
Lasten  neue  Abgaben  nötig  machten,  ging  vorüber,  da  sich  Thiers  bei 
den  Verhandlungen  gegen  sie  erklärte.  Und  so  ist  er  erst  im  Jahre 
1887  zu  dem  oben  erwähnten  Beschlüsse  der  Regierung  gekommen, 
dessen  Ausführung  noch  aussteht. 

Eine  interessante  Ergänzung  erfährt  die  Darstellung  der  Einkommen- 
steuerprojekte von  1789  an  durch  einen  Abschnitt  über  die  Vermögen- 
und  Steuerpolitik  im  Mittelalter  und  vor  der  Revolution.  In  ihm  wer- 
den nicht  bloss  Projekte  behandelt,  sondern  vorhanden  gewesene  Ab- 
gaben einkommensteuerartigen  Charakters.  Schon  1147  soll  Lud- 
wig VIL  eine  Einkommensteuer  erhoben  haben,  der  1188,  1267,  1294, 
1301  u.  s.  w.  andere  folgten.  Meistens  waren  diese  wie  im  Mittelalter 
häufig,  Vermögens-  und  Einkommensteuer  zugleich.  Erst  die  von  1355 
baute  sich  auf  dem  Einkommen  des  einzelnen  auf.  Sie  ist  in  vieler 
Hinsicht  bemerkenswert,  so  u.  a.  dadurch,  dass  das  Einkommen  von 
über  1000  £  steuerfrei  bleibt,  während  eine  Untergrenze  fehlt,  dass 
sie  für  erwachsene,  aber  bei  den  Eltern  lebende  Kinder,  welche  kein 
Einkommen  haben,  ein  solches  berechnete  und  zur  Leistung  heranzog. 
Es  verrät  sich  eine  ganz  andere  Auffassung  und  Beurteilung  der  Steuer- 
kraft als  im  heutigen  Staat.  Der  Verfasser  hätte  sicher  für  sein  Buch 
einen  viel  grösseren  Leserkreis  besonders  unter  den  Wirtschaftshisto- 
rikern gefunden,  wenn  er  das  ganze  Kapitel  ausführlicher  behandelt 
und  versucht  hätte,  die  steuerpolitischen  Massnahmen  der  französischen 
Könige  des  Mittelalters  auf   ihre  Zweckmässigkeit  zu    verfolgen. 

Das  Buch   ist   sonst    leicht    und    flüssig    geschrieben  —    bei    dem 
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spröden  Stoße,  der  fast  zur  Einförmigkeit  zwingt,  gewiss  keine  leichte 
Aufgabe.  Die  vorhandene  französische  und  deutsche  Literatur  ist 
fleissig  benützt.  Bei  der  Bezugnahme  auf  fremde  Steuern,  so  auf  die 
engh'sche  income  tax  und  die  italienische  imposta  sui  renditi  della 
richezza  mobile  hätte  der  Verfasser  deren  Charakter  kurz  skizzieren 
und  dem  Leser  zeitraubende  Oriehtierungen  an  anderen  Stellen  er- 
sparen können;  Flüchtigkeiten  in  der  Uebersetzung  wie  ;.Steuer  vom 
dreifachem  Arbeitslohn  ,  statt  :. dreifachem  Taglohn <:  [contribution  des 
trois  journees  de  travail]  (S.  43)  hätten  vermieden  werden  sollen. 

Benno  Schmidt. 

Giorgio  del  Vecchio,  Professore  de  Filosofia  del  Diritto  nel  Univer- 

sitä   di   Ferrara.  J  Presupporti  filosofici    della    Nozione   del  Diritto, 

Bologna  Desta  Nicola  Zanichelli  1905. 

Der  Verfasser  bezeichnet  in  seiner  Vorrede  die  Analyse  der  Grund- 
begriffe der  Jurisprudenz  als  eine  immanente  Funktion  der  Rechtsphi- 
losophie, sodass  man  denken  könnte,  er  identifiziere  diese  mit  der  all- 
gemeinen Rechtslehre  oder,  wie  sie  Bierling  nennt,  juristischen  Prinzi- 
pienlehre. Er  erklärt  aber,  dass  die  Rechtsphilosophie  es  ausserdem 
zu  tun  habe  mit  dem  Ideal  des  Rechtes.  Vor  allem  frage  sich  je- 
doch, ob  möglich  sei  eine  allgemein  gültige  Bestimmung  dessen,  Avas 
das  Recht  ist,  und  unter  welchen  methodischen  Bedingungen  jene 
Möglichkeit  bestehe.  Diese  Frage  wolle  er  untersuchen.  Er  behandelt 
sodann  in  einem  ersten  Kapitel  die  Notwendigkeit  einer  logischen 
Definition  des  Rechtes,  in  einem  zweiten  die  den  Zweifel  an  ihrer 
Möglichkeit  erweckenden  Verschiedenheiten  verschiedener  Rechte  und 
in  einem  dritten  die  Idee  des  Naturrechts,  das  zum  positiven.  Rechte 
nach  einer  Auffassung  mi  Verhältnisse  eines  tiefen  und  sozusagen  (quasi) 
unheilbaren  Gegensatzes,  nach  einer  andren  im  Verhältnisse  des  genus 
zur  species  oder  eines  doppelten  Bildes  derselben  Realität  stehe,  wofür 
er  sich  namentlich  beruft  auf  Hegels  Ausspruch,  jenes  stehe  zu  diesem 
»im  Verhältnis  von  Institutionen  zu  Pandekten«  (Grundlinien  der  Phi- 
losophie des  Rechts  §  3,  Hegels  Werke  VIII.  2.  Aull.  1840  S.  25).  Er 
meint  diese  »partiellen  Divergenzen«  seien  jeder  philosophischen  Ma- 
terie gemeinsam  und  dürften  nicht  dazu  führen ,  die  tiefe  Einheit  des 
Begriffes  zu  verkennen,  der  alle  Merkmale  einer  psychologischen  Not- 
wendigkeit an  sich  trage.  Die  vielen  streitigen  Punkte  dieser  Materie 
seien  nur  ein  Beweis  dafür,  dass  die  Rechtsphilosophie  ihre  Mission 
nie  erschöpft  habe  und  nie  erschöpfen  werde.  Die  Idee  des  Natur- 
rechts werde,  wie  sie  den  Einwänden  der  Skeptiker  und  Empiristen 
früherer  Zeiten  widerstanden  habe,  so  auch  denen  der  modernen  Po- 
sitivisten  Stand  halten  und  die  Menschheit    in    die    Zukunft   begleiten. 

Das  vierte  Kapitel  bespricht  sehr  kurz  die  verschiedenen  Rechten 
gemeinsamen  Elemente,  das  fünfte  und  das  sechste  die  geschichtliche 
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Entwicklung  des  Rechts,  worauf  das  siebente  die  Konsequenzen  und 
die  Schranken  der  Relativität  des  Rechts  erörtert.  Nachdem  hier  in 
Beziehung  auf  den  Inhalt  des  Rechtes  seine  fortschreitende  Unifikation 
bezeichnet  ist  als  eine  durch  die  Entwickelung  des  menschlichen  Be- 
wusstseins  und  Verkehres  sich  ergebende,  untersucht  das  achte  Ka- 
pitel Form  und  Inhalt  des  Rechtes  als  ein  Problem  der  Erkennt- 
nistheorie. Der  Verfasser  gibt  eine  kleine  Uebersicht  der  Geschichte 
dieser  mit  dem  Ergebnisse,  die  Universalität  der  logischen  Formen  sei 
die  letzte  Basis  der  Wissenschaft,  die  Wirklichkeit  sei  nur  erkennbar 
durch  Begriffe  und  jeder  Begriff  sei  durch  seine  Natur  universal. 

Aus  der  Erfalirung  den  Rechtsbegriff  abzuleiten  ist  nach  dem  Ver- 
fasser ein  wahrer  und  eigentlicher  Paralogismus.  Woher  anders  er 
freilich  stammen  soll,  darüber  erhalten  wir  ebensowenig  Auskunft  als 
über  seine  Bedeutung.  Wenn  das  von  uns  besprochene  Werk  nach 
seinem  Titel  von  den  philosophischen  Voraussetzungen  des  Rechtsbe- 
griffs handelt,  so  bezeichnet  es  in  Wirklichkeit  diesen  Begriff  als  eine 
Voraussetzung  der  Existenz  von  Recht  ohne  uns  klar  machen  zu  können, 
worin  diese  Voraussetzung  besteht  und  woher  sie  stammt. 

Leipzig.  Dr.  E.  Holder. 

Bau  in ,  Dl'.  Marie,  Drei  Klassen  von  Lohnarbeiterin?ien  in  Industrie  und 
Handel  der  Stadt  Karlsruhe  ;  Bericht  hersg.  von  der  grossh.  badischen 
Fabrikinspektion.  Karlsruhe,  Braunsche  Hof  buchdruckerei  igo6.  XI 
u.  232  S. 

Referent  bekennt  sich  zu  denjenigen,  die  wissenschaftlichen  Arbei- 
ten von  Frauen  nicht  ganz  ohne  Skepsis  gegenüber  zu  treten  vermö- 
gen, vertritt  aber  gleichwohl  anderseits  die  Anschauung,  dass  für  eine 
ansehnliche  Reihe  von  Untersuchungen  auf  dem  Gebiet  der  Gesellschafts- 
wissenschaften weibliche  Arbeitskräfte  als  solche  besonders  geeignet  er- 
scheinen. Gleichwie  verschiedene  praktisch  wichtige  Hauseinrichtungs- 
gegenstände (z.  B.  Küchenschrank,  Büffet,  Wasch-Kommode  u.  dgl.)  Aveit 
besser  von  Frauen  —  seil,  selbständig  denkenden  —  entworfen  wür- 
den, weil  sie  mit  den  Handgriffen,  die  an  den  betreffenden  Möbeln  vor- 
zunehmen sind,  am  besten  vertraut  sind  und  darnach  den  Bau  jeden- 
falls zweckmässiger  gestalten  können,  so  wird  man  wohl  nicht  darüber 
hinwegkommen,  dass  auf  allen  Gebieten  unserer  Disziplin,  auf  denen 
die  Sonderstellung  der  Frau  zur  Geltung  kommt,  die  Mitarbeit  weib- 
licher Arbeitskräfte  immer  schwerer  entbehrt  wird.  Das  Gesagte  gilt 
nicht  bloss  von  praktischer  Arbeit,  sondern  auch  von  theoretischen  Auf- 
gaben, also  nicht  nur  von  der  Verwendung  \on  Frauen  im  Fabrikinspek- 
tionsdienst ,  sondern  in  gewissem  Ausmass  auch  von  deskriptiven  For- 
schungsarbeiten, die  von  den  Fabrikinspektions-Organen  geleistet  wer- 
den sollen.  Die  vorliegende  Arbeit  ist  ein  Beweis  für  die  Zweckmässig- 
keit der  Betrauung  weiblicher  Arbeitskräfte  mit  solcher  Berichterstattung. 
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Drei  Klassen  von  Lohnarbeiterinnen  verfolgt  die  angesehene  Fabrik- 
inspektorin  Fräulein  Dr.  B.  in  der  Entwicklung  zum  Erwerbsleben,  in 
den  ökonomischen  Existenzbedingungen  während  desselben  und  zum 
Teil  auch  in  der  Periode  nach  dem  im  Berufskampfe  verbrachten  Le- 
bensabschnitte, in  den  Nachwirkungen  eben  desselben.  Die  drei  Klassen 
sind  I.  die  Lohnarbeiterinnen  der  städtischen,  sehr  verschiedene  Ge- 
werbszweige umfassenden  Fabrikindustrie  (soweit  sie  i^  139  b  G.O.  be- 
sonderer Aufsicht  unterstellt),  2.  die  der  Konfektionsbetriebe  und  3.  die 
Handlungsgehilfinnen  in  offenen  Verkaufsstellen.  Es  sind  in  der  Tat 
drei  Klassen  mit  recht  verschiedenen  Durchschnittslaufbahnen  der  ihnen 
angehörigen  Individuen.  Schon  die  Gestaltung  der  durchschnittlichen 
Wochenlöhne,  in  die  mit  der  folgenden  Zusammenstellung  ein  Emblick 
gewonnen  wird,  weist  auf  die  wesentlich  verschiedene  Entwicklungs- 
möglichkeit in  jeder  Klasse  und  damit  eben  auch  auf  den  besonderen 
Charakter  jeder  Klasse  hin. 

Offene  Verkaufs- 


Fabrikindus 

trie 

Konfektion 

/IICIIC     V  c 

stelle 

Arbeiterinnen   unter  16   Jahren                             6.59 

384 

3.80 

»            von   16  bis  18  Jahren                   8.69 

565 

7.56 

»               »    über   18            «                      11.00 

12.02 

i9'95 

Nicht  im  Elternhause  lebende  städtische 

Arbeilerinnen                                                 11. 16 

22.67 

23-37 

Gesamtdurchschnitt                                             10.02 

11.54 

16.71 

Ausser  den  Lohnverhältnissen  behandelt  die  Verfasserin  für  jede 
Klasse  die  übrigen  Arbeitsvertragsbestimmungen,  Altersaufbau  und  Fa- 
milienstand, die  soziale  Schichtung  nach  dem  Elternhause,  die  Berufs- 
wanderungs-Tatsachen,  Ausbildung,  Bindung  der  Arbeiterin  an  den  Be- 
rufszweig, sowie  die  Stabilität  des  einzelnen  Arbeitsverhältnisses,  end- 
lich die  Lebensführung  der  Individuen.  In  einem  IV.  Abschnitt  ge- 
langen die  Dauer  der  Erwerbstätigkeit  im  Leben  der  arbeitenden  Frau, 
die  Ausbildung  der  Lohnarbeiterin  speziell  für  ihre  beruflichen  Ziele 
und  die  Beziehungen  zwischen  Erwerbstätigkeit  und  häuslichem  Pflich- 
tenkreis zur  Erörterung.  Den  Abschluss  der  Darstellung  bildet  ein  Ver- 
gleich der  drei  Klassen  hinsichtlich  der  materiellen  Lage,  der  Gesund- 
heitsverhältnisse und  des  persönlichen  Lebens. 

Es  sind  durchaus  keine  Schreckgespenste,  die  vor  den  Augen  des 
Lesers  auftreten,  sondern  Bilder  in  schlichter  Farbengebung ,  die  zur 
Beurteilung  der  einzelnen  Berufsstellungen  die  günstigen  und  ungün- 
stigen Wirkungen  objektiv  sprechen  lassen.  Von  mancher  Beobachtung 
wird  man  überrascht  sein ,  so  von  der  im  Vergleich  zur  Stellung  des 
häuslichen  Dienstboten  nur  wenig  günstigeren  Verwendung  als  Ladne- 
rin in  den  Nahrungsmittel-Geschäften ,  überraschend  vor  allem ,  wenn 
man  das  so  häufige  Abströmen  der  Dienstmädchen  in  diese  Berufsstel- 
lung beobachten  muss;  auch  fällt  auf,  dass  die  alleinstehende,  d.  h. 
nicht   mehr   im  Elternhause  lebende  Fabrikarbeiterin   ein  ebenso  »ein- 
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förmiges,  schwungloses  Leben«  führt,  wie  die  im  Elternhaus  geblie- 
bene, dass  das  Bildungsbedürfnis  so  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  lässt, 
ebenso  sehr  bei  der  Konfektions-  und  Fabrikarbeiterin ,  wie  bei  den 
Handelsgehilfinnen.  So  bringen  die  ganz  überwiegend  aus  städtischen 
Bevölkerungskreisen  hervorgehende  Konfektioneuse  und  die  Ladnerin 
genau  genommen  ausser  dem  Erwerbsstreben  nur  noch  den  Drang  nach 
grösserer  persönlicher  Freiheit,  aber  kein  Entwicklungsbedürfnis  mit 
und  übertreffen  darin  das  aus  ländlichen  Berufskreisen  sich  rekru- 
tierende weibliche  Fabrikarbeitspersonal  nur  wenig. 

Das  Buch  ist  eine  neuerliche  schätzenswerte  Leistung  der  badi- 
schen Fabrikinspektion  und  in  weiten  Kreisen  ,  so  auch  bei  hauswirt- 
schaftlichen Arbeitgeberinnen,  verdient  es  gelesen  zu  werden.  Nicht  mit 
allen  realpolitischen  Schlussfolgerungen  freilich  stimmt  die  Anschauung 
des  Referenten  überein,  so  z.  B.  nicht  mit  der,  dass  Verkürzung  der 
Arbeitsdauer  das  wichtigste  Element  für  die  Vertiefung  des  persönli- 
chen und  beruflichen  Lebens  ist,  wie  die  Verf.  am  Schluss  behauptet. 
Zu  tadeln  ist  die  Lohndarstellung  in  Kurven.  Da  liegt  direkt  ein  me- 
thodischer Missgriff  vor.  Die  Verfasserin  will  das  Augenblicksbild  der 
Lohnverhältnisse  mit  Kurven  darstellen  und  erläutert  ausdrücklich 
(S.  206)  diese  graphische  Darstellung  mit  der  Bemerkung:  »Die  Zahlen 
der  Ordinate  geben  unmittelbar  an,  wieviel  von  je  hundert  Vertrete- 
rinnen jeder  Klasse  die  in  die  Abszisse  eingetragenen  Lohnhöhen  er- 
reichten«. Dann  würden  nach  Fig.  3  z.  P3.  circa  93%  der  Fabrikarbei- 
terinnen einen  Wochenlohn  von  15  M.  erhalten,  der  Durchschnittsver- 
dienst  dieser  Klasse  beträgt  aber  nur  10,02  M.  Die  prozentuale  Glie- 
derung der  ganzen  »Masse«  nach  der  Lohnhöhe  in  einem  gegebenen 
Augenblicke  lässt  sich  überhaupt  nicht  durch  eine  Kurve  darstellen, 
die  Kurve  eignet  sich  nur  zur  graphischen  Darstellung  zeitlicher  Ver- 
änderungen einer  Grösse  (vgl.  Georg  v.  Mayr,  Statistik  u.  Gesellschafts- 
lehre, Bd.  L  S.  106)  oder  von  Veränderungen  unter  dem  Einflüsse  eines 
selbständig  variablen  LTrsachenelementes  (z.  B.  Arbeitsintensität  auf  die 
Lohnhöhe  wirkend)  dessen  Veränderlichkeit  in  der  linearen  Längen- 
erstreckung der  Abszisse  ihren  Ausdruck  und  bestimmenden  Einfluss  auf 
die  Kurve  findet.  In  den  gegebenen  Fällen  waren  Flächendiagramme 
zu  wählen ,  wenn  schon  graphische  Darstellungen  nicht  entbehrt  wer- 
den konnten. 

Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Vorschläge   zur    Reform    der    Volkwersicherung   in    Deutschland.     Berlin, 
J.  Guttentag,  Verlagsbuchh.    1906.    40  S. 

Der  anonyme  Autor  räumt  ein,  dass  der  Volksversicherung,  wie  sie 
zur  Zeit  überwiegend  in  Deutschland  betrieben  wird,  Mängel  anhaften, 
vor  allem  die  Kosten  und  der  hohe  Storno  (Verfall  abgeschlossener 
Versicherungen).    Die    sich   anschliessende   Kritik    der  Vorschläge    zur 
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Beseitigung  dieser  Missstände,  namentlich  des  Systems,  welches  der 
AUg.  Deutsche  Vers.Verein  zu  Stuttgart  einzuführen  sucht,  sowie  des 
Dr.  Petersschen  (Zeittschr.  f.  Vers.Wiss.  Bd.  II)  und  des  Kohlschen  Re- 
formplanes (über  Kohl  vgl.  in  Bd.  6i,  S.  751  dieser  Zeitschr.)  bildet  die 
erste  Hälfte  des  Büchleins;  die  zweite  füllt  die  Darlegung  eines  neuen 
Projektes:  es  gelte  ein  Yersicherufigsunternehmen  zu  errichten,  das 
durch  seine  unbedingte  Sicherheit  und  sein  die  einzelnen  Privatunter- 
nehmungen überragendes  Ansehen  ein  ähnliches  Vertrauen  wie  eine 
Staatsanstalt  genösse,  gleichzeitig  aber  als  Privatbetrieb  mit  einem  weit- 
verzweigten Agentenapparat  Propaganda  im  besten  Sinne  des  Wortes 
und  im  grössten  Stile  betriebe.  Der  Verf.  meint  also,  es  handle  sich 
vor  allem  um  Schaffung  einer  Anstalt,  die  unbedingtes  Vertrauen  ge- 
niesse,  »Sicherheit  im  Wettbewerbe,  Ueberlegenheit  und  Werbekraft 
ähnlich  der  einer  staa.tlichen  Anstalt«.  Daraus  werde  sich  Erleichte- 
rung in  der  Akquisition  ergeben,  weniger  Konkurrenz,  Verbilligung  der 
Prämieneinziehung,  eventuell  Ausschaltung  der  Agentenvermittlung  durch 
Pieranziehung  von  anwerbenden  Vereinen  und  ähnlichen  Organisationen, 
endlich  Verbilligung  durch  Nichtbeteiligung  der  Versicherten  am  Ge- 
winn u.  dgl.  m.  Der  erste  Teil  der  Schrift ,  die  Kritik  anderer  Vor- 
schläge ist  ebenso  oberflächlich,  wie  der  zweite  Teil,  der  neue  Plan, 
optimistisch  ist.  Wer  mit  den  Akquisitionsverhältnissen  einigermassen 
vertraut  ist,  wird  eine  einschneidende  Wendung  auf  den  Volksversiche- 
rungsmarkt von  dem  neuen  Projekt  nicht  erwarten.  Das  Vertrauen  zu 
den  Anstalten  ist  kaum  ein  hemmendes  Moment  für  die  Entwicklung, 
und  die  Zahl  der  Konkurrenten  ist  auf  dem  deutschen  Volksversiche- 
rungs-Markt  an  sich  relativ  sehr  gering. 

Die  Vereinigung  der  Versicherer  zu  einem  gemeinsamen  Verband 
wäre  nicht  das  schwierigste  Problem,  ist  aber  auch  gar  kein  neuer  Ge- 
danke. Die  Valoren- Versicherung  wird  in  Oesterreich  in  gleichem  Sinne 
von  allen  Transport-Versicherern  gemeinsam  organisiert  betrieben.  In 
der  Hagelversicherung  bereitet  sich  ähnliches  vor. 

Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  c  c  k. 


Eingesendete  Schriften. 


Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muss  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
tieffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeilschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in   keinem  Falle. 


Literatur. 


I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.      Geschichte. 


169 


Tö 91  nies,  Dr.  Ferdinajid,  Philosophische  Terminologie  in  psycho- 
logisch-soziologischer Hinsicht.  Leipzig,  Th.  Thomas,  igo6.  106  S 
8°  M.  3.50. 

Quesada ,  Ernesto  (Professor  de  Sociologia),  Las  docfrinas  pre- 
sociolögicas.     Buenos  Aires,  J.  Menendez,   1905.  95  S.  gr.  8". 

Del  Vecchio,  Giorgio,  Su  la  Teoria  del  Contratto  sociale.  Bo- 
logna, Nie.  Zanichetti,  1906.   118  S.  8''.     L.  3. — . 

Moderne  Zeitfragen.  Herausgeber  Dr.  Hans  Landsberg.  Nr.  12: 
Kanipffnieyer,  Paul,  Das  moderne  Proletariat.  72  S.  8°.  Nr. 
17:  Bernstein,  Eduard,  Parlamentarismus  und  Sozialdemokratie. 
60  S.  S'^.  Pan-Verlag,  Berlin  W.  35  (v.  J.)  je  i  M.,  im  Abonnement 
80  Pfg. 

LLauplwerke  des  Sozialismus  und  der  Sozialpolitik ,  herausg.  von  Dr. 
Georg  Adler,  Heft  7:  Das  Recht  auf  Grundeigentum  von 
William  Ogilvie.  Aus  dem  Englischen  übers,  von  A.  M.  Freufid. 
120  S.  8«.  M.  2.60. 

Sander,  Paul,  Feudalstaat  und  bürgerliche  Verfassung.  Ein  Ver- 
such über  das  Grundproblem  der  deutschen  Verfassungsgeschichte. 
Berlin,  A.  Bath,   1906.     196  S.  8.  M.  4. — . 

Preuss,  ILugo.  Die  Entwicklung  des  deutschen  Städtewesens.  I.  Bd. : 
Entwicklungsgeschichte  der  deutschen  Städteverfassung.  Leipzig,  B. 
G.  Teubner,  1906.     XH  u.  379  S.  8°.  M.  4.80. 

Cu  r  s  c h  tn  an  n  ,  Fritz,  Die  Diöcese  Brandenburg.  Untersuchungen 
zur  histor.  Geographie  und  Verfassungsgeschichte  eines  ostdeutschen 
Kolonialbistums.  Leipzig,  Dunker  &  Humblot,  1906.  XV  und  488  S. 
8  nebst  2  Karten.  M.  14. —  (Veröffentlichungen  des  Vereins  f.  Gesch. 
der  Mark  Brandenburg.) 

Pfersche,  Dr.  Emtl,  Recht  und  Krieg.  Rektoratsrede.  Prag, 
J.  G.  Calve'sche  Hof-  und  Univ.-Buchh.,   igo6.     27  S.  8".  60.  Pfg. 

Die  Pressfreiheit  der  Offiziere  seit  den  Karlsbader  Beschlüssen  1819. 
Von  einem  alten  Studiosus  Juris.  Berlin,  H.  Walther,  1906.  23  S.  8'^. 
50  Pfg. 

Ehrenstein,  Otto  von.  Das  System  der  Verhältniswahlen  in 
Sachsen.     Dresden  1906.  38  S.  8*^. 

Die  Kultur  der  Gegenwart,  ihre  Entwicklung  und  ihre  Ziele  hrsg. 
Pau  l  Hinneb  er  g.  Teil  \,  Abt.  i:  Die  allgemeinen  Grundlagen  der 
Kultur  der  Gegenwart  \ox\  W.  Lexis,  Fr.  Pauls en,  G.  Schöpper, 
A.  Matthias,  H.  Gaudig,  G.  Kr e s c hens t einer ,  W.  v.  D y c k, 
L.  Pallat,  K  Kraepelin  ,  J.  Lessing,  O.  N.  Witt,  G.  G ö h- 
ler  ,  P.  Schienther,  K.  Bücher,  R.  Pietschmann,  F.  M  i  l- 
kau,  H.  Diels.  Berlin  und  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1906.  671  S. 
gr.  80. 


I  jQ  Literatur. 

II.   Oeffentiiches  Recht.     Verwaltung. 

Lab  and,  Dr.  Faul,  Deutsches  Reichsstaatsrechi.  Neubearbeitung 
auf  der  Grundlage  der  3.  Auflage  des  kleinen  Staatsrechts  des  D.  R. 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1907.  448  S.  gr.  S".  M.  8.—,  geb.  M.  q.6o. 
(Das  öffentliche  Recht  der  Gegenwärt.  Hrsg.  von  Jelli7iek,  L  a- 
band,  Pilot'y,  I.) 

S c h oe nb orn ,  WaltJier  ,  Das  Oberaufsichtsrecht  des  Staates  im  ?no- 
dernen  deutschen  Staatsrecht.  Heidelberg,  C.  Winter's  Univ.-Buchh.  1906. 
63  S.  8".  M.   1.80. 

Hauschild,  Dr.  Herbert,  Die  Staatsangehörigkeit  in  den  Kolonien. 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1906.  87  S.  8".  M.  2.40.  (Abh.  aus  dem 
Staats-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht  hrsg.  von  Fh.  Zorn  und  F. 
Stier-So  mlo,  Bd.  II,  Heft  3.) 

Wettstein,  K.  A.  (Oberleutnant  a.  D.),  Die  Strafverschickung 
in  deutschen  Kolonien.  Zürich,  Zürcher  &  Furrer,  1907.  24  S.  8°.  50 
Pfennig. 

Gutachten  der  Leipziger  Juristenfakultät  über  das  Recht  der  Söhne 
S.  E.  des  Graf-Regenten  Ernst  zur  Lippe-Biesterfeld  auf  die  Thron- 
folge im  Fürstentum  Lippe.     Leipzig,  Veit  &  Co.,  1906.     48  S.  8". 

Handzvörterbuch  der  preussischen  Vertaaltung ,  hrsg.  von  Dr.  von 
Bitter.  10. — 17.  Lieferung.  Leipzig,  Rossberg'sche  Buchh.  1906. 
883  S.  Lex,-8''  ä  Lieferung  2  M. 

Rumpf,  Dr.  M.  (Gerichtsassessor),  Gesetz  und  Richter.  Versuch 
einer  Methodik  der  Rechtsanwendung.  Berlin,  O.  Liebmann,  1906. 
199  S.  8«.  M.  4.—. 

III.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 

N av r atil ,  Prof.  Dr.  Akos  von,  Wirtschaft  und  Recht.  Ein  Bei- 
trag zur  Theorie  der  sekundären  wirtschaftlichen  Erscheinungen.  Bu- 
dapest, »Europa«,   1906.     65  S.  gr.  8". 

Finkus,  Dr.  N.,  Das  Froblem  des  Normalen  in  der  Nationalöko- 
nomie. Ein  Beitrag  zur  Erforschung  der  Störungen  im  Wirtschafts- 
leben.    Leipzig,  Duncker  &  Humblot  1906.     295  S.  8°.  M.  6.60. 

Fisher,  Prof.  Dr.  Lrving,  The  nature  of  capital  and  incomc. 
New-York,  Macmillan  Comp.  1906.  427  S.  8^. 

Frankfurth,  Ernst,  Das  arbeitslose  Einkommen.  Arosa  und 
Leipzig,  F.  Junginger-Hefti,   1906.     38  S.  8*^.  M.   i. — . 

Ehrlich,  Eugen,  Anton  Menger.  (Sonderabdruck  aus  den  »Südd. 
Monatsheften«  III,  9.)     Stuttgart  1906.  34  S.  8". 

Bourguin,  Prof.  Maurice,  Die  sozialistischen  Systeme  und  die 
wirtschaftliche  Entwicklung.  Autoris.  Uebers.  von  Dr.  L.  Katzenstein. 
Tübingen,  J.   C.   B.  Mohr,   1906.     501   S.  8".  M.  8,  geb.   M.   10.— 


Literatur.  j  7  r 

Baum  garten,  Dr.  Ferd.  und  MezUny,  Dr.  Arthur,  Kartelle 
und  Trusts.  Ihre  Stellung  im  Wirtschafts-  und  Rechtssystem  der  wich- 
tigsten Kulturstaaten.  Berlin,  O.  Liebmann,  1906.  362  S.  8°.  M.  8.50, 
geb.  M.   II. — . 

IV.  Spezielle  Volkswirtschaftslehre. 
A.   A  g  r  a  r  w  e  s  e  n. 

Berichte  über  Land-  und  Forstwirtschaft  im  Auslande.  Mitgeteilt 
vom  Auswärtigen  Amte,  Nr.  1 1 :  Die  forstlicheti  Verhältnisse  Kanadas 
von  A.  Scheck.  Mit  i  Karte.  Berlin,  Deutsche  Landwirtschafts-Ge- 
sellschaft,  1906.     122  S.  8'^.  AL  2. — . 

Arbeiten  der  deutschen  Landwirtschaftsgesellschaft.  Heft  119: 
Beiträge  zur  Kenntnis  der  Massemvirtschaft  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Bericht  von  Baurat  Krüger.  Mit  48  Abbildungen.  Berlin 
1906.     60  S.  8«. 

Cr  amer ,  Dr.  Theodor,  Kleinhesitz  und  ländliche  Arbeiter  in  Marsch 
und  Geest  des  Regierungsbezirks  Stade.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1906. 
186  S.  gr.  8''  nebst  15  Anlagen.     M.  5. — . 

Söchting,  Dr.  Edmund,  Das  landxuirtschaftlichc  Genossenschafts- 
wesen in  der  Provinz  Sachsen.  Halle  a.  S.,  Tausch  &  Grosse,  1906. 
341   S.  gr.  80.  M.   10.—. 

B.  Gewerbe.     Handel. 

W  axw  e  Her  ,  Emile,  La  rcvolution  industrielle  en  Belgique.  Liege, 
Ch.  Desoer,   1906.  (Extr.)   19  S,  gr.  8". 

Nationalökonomische  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  grossin- 
dustriellen Unternehmung :  IL  Band:  Stillich,  Dr.  Oskar,  Steinkohlen- 
industrie.    Leipzig,   Jäh  &  Schunke,    1906.     357  S.  8^.  M.  8,  geb.  9. — . 

Simmersbach,  Oskar  (Hütteningenieur) ,  Die  Eisenindustrie. 
Leipzig  und  Berlin,  B.  G.  Teubner ,  1906.  322  S.  gr.  8*^.  M.  7.20. 
(»Teubners  Handbücher  für  Handel  und  Gewerbe«.) 

Protokoll  über  den  V.  Deutschen  Handiverks-  u?id  Geiverbekammertag 
am  7.  8.  und  9.  September  1904  zu  Lübeck.     94  S.  Fol. 

Damme,  Dr.  F.,  Das  deutsche  Patentrecht.  Ein  Handbuch  für 
Praxis  und  Studium.  Berlin,  O.  Liebmann,  1906.  M.  10. — ,  geb.  M.  11. — . 

B  olze ,  Reichsgerichtssenatspräsident  a.  D.,  Rechte  der  Angestellten 
und  Arbeiter  an  den  Erfindungen  ihres  Etablissements.  Leipzig,  Aka- 
demische Verlagsgesellschaft  m.  b.  H.,   1907.     44  S.  8'^. 

Schmidt,  Dr.  Max  Georg,  Geschichte  des  Welthandels.  Leipzig, 
B.  G.  Teubner,  1906.  140  S.  kl.  S''.  geb.  M.  1.25  (»Aus  Natur  und 
Geisterwelt«,   118.  Bändchen). 

Seh  70  a  nn  ,  Mathieu,  Geschichte  der  Kölner  Handelskammer.  Erster 
Band:   Köln,  P.  Neubner,   1906.     473  S.  gr.   8^ 


172 


Literatur. 


C.'  K  r  e  d  i  t  \v  e  s  e  n.      (i  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  e  n. 


Mar  c  use ,  Dr.  iur.  Paul,  Betrachtungen  über  das  Notenbankwesen 
in  den  Verei?tigten  Staaten  von  Amerika.  Berlin,  C.  Heymann,  1907. 
168  S.  M.  4.—. 

La  Caisse  d'Epargue  postale  delHongric  et  son  Oeuvre  1886 — /pof. 
Ptiblie  par  la  direction  de  la  caisse  d'ep.  post.    Budapest  1906.  29  S.  4". 

Kirschberg,  Dr.  iur.  Manfred,  Der  Postscheck.  Eine  volkswirt- 
schaftliche und  juristische  Studie.  Mit  Berücksichtigung  der  österrei- 
chischen, deutschen  und  schweizerischen  Verhältnisse.  Leipzig,  C.  L. 
Hirschfeld,   1906.  244  S.  8<^  M.  5.40;  geb.  M.  6.40. 

Mitteilungen  über  den  /f].  Ailgemeinen  Genossenschaftstag  des 
Allg.  Verbandes  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden  deutschen  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften  e.  V.  zu  Cassel  vom  20.  bis  24.  Au- 
gust 1906.  Hrsg.  von  Dr.  H.  Crüger.  Berlin,  ].  Guttentag ,  1906. 
457  S.  8«.  _ 

Preussische  Zentral-Genossenschafts-Kasse.  Mitteilungen  zur  deut- 
schen Genossenschaftsstatistik  für  igo^.  Bearbeitet  von  Dr.  A.  Peter- 
silie. (S.  A.  a.  d.  XV.  Ergänzungshefte  zur  Zeitschrift  des  königl. 
preuss.  Statist.  Landesamts.     Berlin  1906.     182  vS.  Fol. 

Älüller,  Dr.  Hans,  Der  Verband  schweizerischer  Konsumvereine, 
dargestellt  in  seinem  Werden,  Wesen  und  Wirken.  Basel  1906,  Verlag 
des  Verbands.     68  S.  quer  S''. 

D.   Finanzwesen. 

Sodoffsky,  Dr.  Gustav,  Zur  Frage  der  Ertrags-  oder  Personal- 
Besteuerung.  Mit  bes.  Beziehung  auf  die  Gebäude-,  Immobilien-  und 
Einkommensteuer  sowie  auf  Russland.  Riga,  E.  Plates,  1906.  87  S. 
8.  R.   I.-. 

Die  deutsche  Finanz-Reform  der  Zukunft.  HL  Teil  von  »Staats- 
streich oder  Reformen«  von  einem  Ausland-Deutschen.  Zürich,  Zür- 
cher &  Furrer  1907.  508  S.  8".  M.  3. — . 

Die  Reichssteuergesetze  vom  j.  Juni  igoö.  Textausgabe  mit  ^"or- 
wort,  Einleitung  etc.  Hrsg.  von  Prof.  Dr.  Karl  Gar  eis.  Giessen, 
E.  Roth,  d.  J.  86  S.  8".  M.  i.— ,  geb.  M.  1.30. 

Pistorius,  Dr.  Th.,  Gesetz,  betreffend  die  Einkommensteuer  für 
das  Königr.  Württemberg  nebst  Ausführungsbestimmungen  etc.  und  An- 
hang, enthaltend  die  Ges.  über  die  Kapitalrenten-,  Grund-,  Gebäude-, 
Gewerbesteuer  und  die  Gemeindesteuern.  2.  veim.  Aufl.  Ravensburg, 
O.  Maier  v.  J.  608   S.  kl.  8". 

Mayer,  Prof.  Dr.  Otto,  Schiffahrtsabgaben.  Kritische  Bemerkun- 
gen zu  der  gleichnamigen  Schrift  des  Wirkl.  Geh.  Oberregierungsrats 
M.  Peters  etc.     Tübingen,  Mohr,  1907.     59  S.  8".   i  M. 

Ger  loff,  Dr.    Wilhelm,    Die   kantonale  Besteuerung    der    Aktienge- 


Literatur.  ^73 

Seilschaften   in   der  Schweiz.      Bern,   A.  Franke,  1906.     264  S.  8".  M.  4 
(S.-A.  aus  der  Ztschr.  fiir  schweizerische  Statistik,  42.  Jhg.) 

Kauf  mann.  Richard  von,  Die  Kommunalfinanzen  (Grossbritan- 
nien, Frankreich,  Preussen).  Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1906.  2  Bände. 
336  und  534  S.  8'^.  M.  27. — ,  geb.  M.  31. — .  (Hand-  und  Lehrbuch 
der  Staatswissenschaften,  H.  Abt.  5.  Bd.) 

S  ehr  enk ,  Burchard  von,  Motive  und  Erläuterungen  zum  Projekt 
einer  Komtnunal-Einkommensteuer  fiir  Riga.  Im  Auftrage  des  Rigaschen 
Stadtarntes  ausgearbeitet.     Riga  igo6.     214  S.  8°. 

E.  Arbeiterfrage. 

Z  i  m  m  e  r  m  a  nn  ,  Dr.  Waldemar ,  Geioerbliches  Einigungswesen  in 
England  und  Schottland.  Jena,  G.  Fischer,  1906.  112  S.  8".  75  Pfg. 
(Schriften  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform.  Bd.  H,  Heft  10.) 

Ha  r  m  s  ,  Bernhard,  Der  Maximalarbeitstag.  Vortrag ,  gehalten 
auf  der  17.  Tagung  des  Evang.soz.  Kongresses  in  Jena.  Tübingen, 
Laupp'sche  Buchh.   1907.     51  S.  8°. 

Joneli,  Hans,  Arbeitslosenfürsorge  im  alten  Basel.  (Sonderdruck 
aus  der  Basler  Zeitschrift  für  Geschichte  und  Altertumskunde  VI)  1906. 
104  S.  8». 

Beiträge  zur  Arbeiterstatistik  Nr.  3 :  Der  Tarifvertrag  im  deutschen 
Reich.  Bearbeitet  im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt,  Abteilung  für  Ar- 
beiterstatistik. Berlin,  C.  Heymanns  Verlag,  1906.  3  Bände.  180, 
407  und  424  .S.  8". 

Der  Kollektiv-  Vertrag  über  die  Arbeitsbedingungen  im  Baugewerbe 
des  rheinisch-westfälischen  Industriegebiets  vom  31.  August  1905  mit 
den  im  ersten  Jahre  seiner  Wirksamkeit  ergangenen  Ergänzungsbe- 
schlüssen.    Hrsg.  vom  Einigungsarnt  zu  Essen.     1906.     42  S.  8". 

Ergebnisse  der  Arbeitsvermittlung  in  Oester reich  i.  J.  1905.  Hrsg. 
vom  k.  k.  Arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium.  Wien, 
Alfr.  Holder,   1906.     50  S.  8°. 

Bolletifio  delC  Ufficio  del  lavoro.  Vol.  VI,  Nr.  3,  4,  5.  Roma,  Of- 
ficina  poligrafica  italiana,  1906.  Im  Jahres-Abonnement  für  Italien  L.  3. 
fürs  Ausland  L.  5.  —  . 

Materiali  per  una  legge  sul  riposo  festivo.  Inchiesta  sul  lavoro  fe- 
stivo  in  Italia  e  studi  sulla  legislazione  estera.  Roma,  G.  ßertero  &  Co. 
1906.     218  S.  fol. 

Jahresbericht  des  grossherzoglich  hessischen  Landeswohnungsinspektors 
für  das  Jahr  1905.  Hrsg.  mi  Auftrag  des  grossh.  Ministeriums  des 
Innern.     Darmstadt  1906.     136  S.  8^. 

V.  Statistik. 
Bulletin  de  V Institut  international  de  Statistique.     Tome    XV.     deu- 
xieme  Livr.  Londres,  Impr.  Harrison  &  Fils,  1906.     (Bericht   über  die 
Verhandlungen  der  Londoner  Jahresversammlung  1905.) 


174 


Literatur. 


Tabellarische  Ueber sichten  des  Hamburgischen  Handels  im  Jahre  1905, 
zusammengestellt  von  dem  Handelsstatistischen  Bureau.  Hamburg 
1906.     591   S.  Fol. 

Mitteilungen  des  Statistischen  Amtes  der  Stadt  Dresden,  Heft  15: 
Die  Verhältnisse  des  subhastierten  Dresdner  Hausbesitzes.  Ergebnisse 
einer  Untersuchung  über  die  Zwangsversteigerungen  der  Jahre  1904 
und  1905.     Dresden,  v.  Zahn  &:  Jaentsch,   1906.  51   S.  8". 

Mitteilungen  des  Statistischen  Amtes  der  Stadt  München.  Band  XX, 
Heft  I  :  Die  Erhebung  der  Wohnverhältnisse  1904 — 1907  H.  und  IH. 
Teil.  30  und  33  S.  Heft  2:  Die  Bevölkerung  Münchens  1905.  38  S. 
4''.  Heft  3  :  Wohnungsbestand  und  Mietpreise  der  Stadt  München.  Ergeb- 
nisse der  Wohnungszählung  am  i.  Dez.  1905.  32  S.  4°.  München, 
Lindauer'sche  Buchh.  1906. 

Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Strassburg  i.  E.  Hrsg.  vom  Statistischen 
Amt  der  Stadt.  Heft  III:  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  i.  Dez. 
1900.     Strassburg  1906.     LXXX  und  125  S.  gr.  8". 

Statistik  des  austvärtigen  Handels  des  österreichisch-ungarischen  Zoll- 
gebiets i.  J.  1905.  Hrsg.  vom  Statist.  Departement  im  k.  k.  Handels- 
ministerium. I,  i:  Hauptergebnisse — Hafenverkehr  566  S.  I,  2 :  Ge- 
samt-Ein-  und  Ausfuhr.  Verkehr  mit  den  einzelnen  Staaten  und  Ge- 
bieten 786  S.  II:  Spezialhandel  839  S.  III •:  Vormerkverkehr  —  Durch- 
fuhr.    497  S.  8".     Wien,  k.  k.  Hof-  und  Staatsdruckerei,   1906. 

Publikationen  des  Statistischen  Bureaus  der  Haupt-  'und  Residenzstadt 
Budapest  XXXIV :  Statistik  des  Unterrichtswesens  für  die  Jahre  iSpfilÖ 
bis  i8gg\igoo  von  Dr.  J.  Körösy.  Berlin  1906,  Puttkammer  &  Mühl- 
brecht.    135  S.  8°.  M.  4.—. 

Minister 0  delle  Finanze.  A.  Direzione  ge?ierale  delle  gabelte:  i.  Sta- 
tistica  del  commercio  speciale  die  importazione  e  di  esportazione  dal 
I.  Gennaio  al  30.  Giugno  1906.  —  Bolletino  di  legislazione  e  statistica 
dogonale  e  commerciale  Anno  XXII,  parte  i  e  2.  Anno  XXIII  Giugno. 
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Preis^ufgaben. 


Rechts-  un  d  Staats  w  i  SS  en  seh  aftlicheFakultät  Freiburg  i.  B. 

Preisausschreiben  der  Dr.  Rudolf  Schleiden-Stiftung. 

Die  rechts-  und  staatswissenschaftUche  Fakultät  Freiburg  i.  B.  setzt 
in  Gemässheit  der  bei  ihr  bestehenden  Dr.  Rudolf  Schleiden-Stiftung 
einen  Preis  von 

Eintausend  Mark 
für  die  beste  Arbeit  über  folgendes  Thema  fest : 

»Die  allgemeine  Lehre  von  den  Verwaltungsakten  (mit 
Ausnahme  der  Verordnungen  und  der  Akte  der  Verwaltungsrecht- 
sprechung) auf  den  Gebieten  der  innern,  Heeres-  und  Finanzverwaltung 
nach  dem  Rechte  des  Deutschen  Reichs  und  der  grösseren  deutschen 
Einzelstaaten.« 

Genauere  Angaben  über  dieses  Thema  und  über  die  Bedingungen 
der  Preisbewerbung  können  von  dem  Sekretariat  der  Universität  bezo- 
gen werden. 

Der  Dekan :  v.  R  o  h  1  a  n  d. 


Preisaufgaben  der  Rubenow-Stiftung. 

1.  Die  Stellung  des  deutschen  Richters   zu  dem  Gesetz  seit  dem 
Ausgang  des  18.  Jahrhunderts. 

Es  ist  zu  erforschen,  wie  sich  seit  dem  Einsetzen  der  Kodifikatio- 
nen bis  auf  die  Jetztzeit  die  Wissenschaft,  die  Gesetzgebung  und  die 
Gerichtspraxis  zu  dem  Problem  gestellt  haben,  ob  der  Richter  nur  zur 
Anwendung  der  Gesetze  oder  auch  zur  Ergänzung  von  Gesetzeslücken 
resp.  sogar  zur  Abänderung  von  Gesetzesbestimmungen  berufen  sei. 
Für  die  Gerichlspraxis  ist  zunächst  festzustellen,  inwieweit  sie  im  tat- 
sächlichen Erfolge  zu  Ergänzungen  und  Aenderungen  der  Ge- 
setze gelangt  ist;  des  Weiteren  aber  auch,  ob  sie  solche  rechtsschöpfe- 
rische Tätigkeit  nur  unbewusst  (im  Glauben,  das  Gesetz  lediglich  aus- 
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zulegenj  oder  auch  bewusst  geübt,   und  welche  Methoden  sie  dabei  be- 
folgt hat. 

Als  Forschungsgebiet  kommen  die  Verhältnisse  in  Deutschland  (und 
speziell  in  Preussen)  in  Frage.  Aber  Ausblicke  auf  die  französischen 
und  die  englisch-amerikanischen  Zustände  werden  nötig  sein.  Der 
Schwerpunkt  ist  auf  die  Erforschung  ^der  Zivilrechtspraxis  zu  legen. 

U.  Entwicklung-  und  Aussichten  des  deutschen  Ausfuhrhandels. 

Die  Produktionsbedingungen  der  wichtigeren  deutschen  Ausfuhr- 
gewerbe und  die  Konkurrenzlage  ihrer  hauptsächlichen  Absatzmärkte 
sind  auf  Grund  der  deutschen  und  ausländischen  amtlichen  und  pri- 
vaten Berichterstattung  ohne  unnötige  Breite  darzustellen.  Auf  die  be- 
nutzten Quellen  ist  fortlaufend  zu  verweisen.  Die  Vorgeschichte  des 
heutigen  deutschen  Ausfuhrhandels  kann  bis  zur  Gründung  des  deut- 
schen Reichs  insoweit  zurückverfolgt  werden,  als  sie  für  die  Prognose 
seiner  künftigen  Entwicklung  lehrreich  ist.  Der  Ausblick  in  die  Zu- 
kunft soll  nicht  auf  die  nächsten  Jahre  beschränkt,  sondern  auf  die 
dauerhaften  Entwicklungstendenzen  gerichtet  werden.  Neben  der  quan- 
titativen Ausdehnungsfähigkeit  des  Absatzes  sind  die  spezifischen  Vor- 
teile und  Nachteile  des  deutschen  Konkurrenten  zu  ermitteln  und  de- 
ren letzte  Ursachen  zu  suchen,  um  so  eine  Theorie  der  internationalen 
Arbeitsteilung  vorzubereiten.  Ausfuhrgewerbe,  die  noch  unbedeutend, 
aber  entwicklungsfähig  sind,  sollen  mitberücksichtigt  werden. 

Praktische  Kenntnis  des  Weltmarktes  und  Befragung  hervorragen- 
der Exportkaufleute  und  Exportfabrikanten  ist  erwünscht,  Beherrschung 
der  nationalökonomischen  Theorie  unerlässlich.  Wirtschaftspolitische 
Tendenzen  dürfen  nicht  zum  Ausdruck  kommen. 

III.  Die  Wirksamkeit  des  Oberpräsidenten  J.  A.  Sack  von  Pommern 
(1816 — 1831)  soll  mit   besonderer  Berücksichtigung:   der  Organisa- 
tion  der  Verwaltung   und    der  Entwicklung   der  Hilfsquellen  der 
Provinz  (luellenmässig  ergründet  und  dargestellt  werden. 

Die  Bewerbungsschriften  sind  in  deutscher  Sprache  abzufassen.  Sie 
dürfen  den  Namen  des  Verfassers  nicht  enthalten,  sondern  sind  mit 
einem  Wahlspruche  zu  versehen.  Der  Name  des  Verfassers  ist  in  einem 
versiegelten  Zettel  zu  verzeichnen ,  der  aussen  denselben  Wahlspruch 
trägt. 

Die  Einsendung  der  Bewerbungsschriften  muss  spätestens  bis  zum 
I.  März  191 1  an  R  e  k  t  o  r  und  Senat  der  U  n  i  v  e  r  s  i  t  ä  t  G  r  e  i  f  s- 
wald  geschehen.  Die  Zuerkennung  der  Preise  erfolgt  am  17.  Okto- 
ber 1911. 

Als  Preis  für  jede  der  drei  Aufgaben  sind  1 500  M. 
festgesetzt. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


WEGE  UND  ABWEGE  DER  STEUERPOLITIK. 

VON 

GEORG  V.  MAYR. 


Wer  das  Problem  der  Abwege  der  Steuerpolitik  behandeln 
will,  der  muss,  um  die  Abwege  zu  charakterisieren,  zunächst  ver- 
suchen, die  richtigen  Wege  derselben  zu  skizzieren.  Allerdings 
so  weit  möchte  ich  in  diesen  Ausführungen  nicht  ausgreifen,  dass 
ich  etwa  mit  der  sozialphilosophischen  Grundfrage  über  die  Be- 
rechtigung der  Steuer  an  sich  begänne  und  in  allen  Einzelheiten 
mit  der  Ausgestaltung  eines  möglichst  richtigen  Steuersystems 
mich  beschäftigte. 

Den  Ausgangspunkt  der  Betrachtung  nehme  ich  vielmehr  von 
einem  realistischeren  Standpunkt.  Gegeben  ist  einmal  die  Tat- 
sache der  Besteuerung,  und  zwar  einer  recht  weitgreifenden  und 
in  weiterer  Ausdehnung  begriffenen  Besteuerung,  als  der  Haupt- 
säule des  modernen  öffentlichen  Haushalts.  Gegeben  ist  weiter 
die  Tatsache  einer  überaus  reichhaltigen  Mannigfaltigkeit  der  ver- 
schieden ausgegliederten  Versuche,  den  Grundgedanken  der 
Steuerpflicht  der  Bevölkerung  im  einzelnen  zu  verwirklichen. 

Die  Untersuchung,  wie  es  zu  halten  wäre,  wenn  mit  voll- 
ständiger Beseitigung  jeglicher  geschichtlich  gewordenen  Besteue- 
rungsgestaltung in  Staat  und  Gemeinde  ein  von  Grund  aus  neues 
System  der  Besteuerung  einzurichten  wäre,  mag  vielleicht  den  am 
Abstrakten    sich    erfreuenden  Theoretiker  reizen.     Für  den  prak- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1907.    2.  12 
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tischen  Politiker  kommt  eine  so  weit  gespannte  Aufgabe  nicht  in 
Betracht.  Selbst  für  den  Theoretiker  muss  solche  darum  in  den 
Hintergrund  treten,  weil  es  Steuerarten  gibt,  die,  abgesehen  vom 
Finanzzweck,  noch  einen  anderen  und  zwar  überwiegenden  Selbst- 
zweck haben,  deren  eventuelle  Beseitigung,  selbst  wenn  sie  finanz- 
politisch befürwortet  werden  könnte,  also  nicht  in  Frage  kommen 
dürfte.  Ein  hervorragender  Typ  dieser  Steuergattung  ist  die 
durch  Schutzzollerhebung  bewirkte  Verbrauchs-  bez.  Gebrauchs- 
besteuerung fremder  Waren.  In  diesem  Fall  ist  die  aus  dem 
Schutzzollerträgnis  sich  ergebende  Staatseinnahme  gewissermassen 
mir  Nebenprodukt  der  Wirtschaftspolitik  und  damit  der  Ver- 
fügung des  reformierenden  ausschliesslichen  Finanzpolitikers  von 
vornherein  entzogen  ■'). 

Jedenfalls  aber  verbleibt  für  den  praktischen  Finanzpolitiker 
bei  allen  Fragen  der  Steuerreform  nicht  die  allgemeine  Grund- 
frage der  an  sich  —  ohne  jegliche  Rücksicht  auf  das  geschicht- 
lich Gewordene  —  besten  Ausgestaltung  des  gesamten  Steuer- 
wesens, sondern  das  konkrete  Problem  der  Umgestaltung  des 
geschichtlich  gewordenen  Steuerwesens  und  im  Rahmen  einer 
solchen  Umgestaltung  auch  die  Sonderfrage  der  gänzlichen  Be- 
seitigung historisch  überkommener  und  der  Neueinführung  bisher 
in  dem  in  Frage  stehenden  Gemeinwesen  nicht  bestandener 
Steuerformen. 

Jeder  Reformer    sitzt    gewissermassen    zu    Gericht    über    die 

i)  Die  Lehre  von  den  wirtschafts-  und  sozialpolitischen  N  e  b  e  n  -  Zwecken  der 
Steuern  bedarf  hienach  einer  Revision  und  Erweiterung,  insofern  man  dabei  zwei 
Gruppen  wird  auseinanderhalten  müssen,  nämlich  jene,  bei  denen  die  wirtschafts- 
und  sozialpolitischen  Zwecke  in  zweiter  Linie  stehen,  und  jene,  bei  denen  diese  in 
erster  Linie,  in  zweiter  Linie  erst  die  hienach  gebotene  Besteuerungsnotwendigkeit 
steht.  Wer  freilich  auf  dem  Standpunkt  steht ,  dass  es  sich  in  allen  diesen  Fällen 
nur  um  »sogenannte«  Zwecke  der  erwähnten  Art,  namentlich  nur  um  >sog.  sozial- 
politische« Zwecke  handle,  der  wird  zu  solcher  Revision  und  Erweiterung  der  Lehre 
von  den  Steuern  nicht  zu  haben  sein,  meint  er  ja  doch,  dass  jede  Verfolgung  von 
Nebenzwecken  bei  der  Besteuerung  auf  eine  abschüssige  gefährliche  Bahn  führe.  Wer 
so  im  Widerspruch  mit  der  tatsächlichen  wirtschafts-  und  sozialpolitisch  zur  Not- 
wendigkeit gewordenen  Entwicklung  in  der  weitaus  überwiegenden  Zahl  der  Volks- 
wirtschaften in  treuer  Hingebung  an  das  allein  seligmachende  Prinzip  des  Freihandel 
zu  denken  gewohnt  ist ,  für  den  bleibt  freilich  das  ganze  Steuerproblem  nichts  an- 
deres als  die  simple  Frage  der  besten  technischen  Ausgestaltung  dieses  »notwendigen 
Uebels«.  Eine  schätzbare,  wohlgegliederte  und  lehrreiche  Zusammenstellung  solcher 
Auffassungen  bietet  der  Vortrag  des  Kollegen  ^F.  Lotz:  »Fiskus  als  Wohltäter.  Be- 
trachtungen über  Nebenzwecke  bei  der  Besteuerung«  ,  Volksw.  Zeitfragen,  Heft  219. 
Berlin  1906. 
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bisherige  tatsächliche  Entwickking  der  Dinge,  die  er  reformieren 
will.  Das  Urteil,  das  er  fällt,  wird  massgebend  für  lieibehaltung 
und  gegebenenfalls  Verstärkung  einer  von  ihm  für  zutreffend  er- 
achteten Gestalttmg,  und  andererseits  für  Abschvvächung  oder  auch 
gänzliche  Beseitigung  anderer  als  verfehlt  erachteter  Entwicklun^s- 
formen. 

Bei  dieser  Urteilsfindung,  die  einerseits  auf  kritischer  Würdi- 
gung tatsächlicher,  vielleicht  langjähriger  Entwicklung  und  anderer- 
seits auf  der  Voreinschätzung  erhoffter  Zukunftsgestaltungen  sich 
aufbaut,  kann  der  Reformer  —  der  theoretische  am  Schreibtisch, 
wie  der  praktische  im  Gewand  des  Gesetzgebers  —  auf  Abwege 
geraten.  In  diesem  Sinne  möchte  ich  im  folgenden  von  Ab- 
wegen der  Steuerpolitik  sprechen,  und  zwar  im  besonderen  Hin- 
blick auf  neuzeitlich  in  Deutschland  teils  Verwirklichtes,  teils 
weiter  in  Aussicht  Stehendes. 

Vorab  sei  noch  des  Umstandes  gedacht,  dass  zwar  die  Steuer, 
wie  oben  bemerkt,  die  Hauptsäule  des  öffentlichen  Haushalts  ist, 
dass  sie  aber  in  alter  wie  in  neuer  Zeit  keineswegs  die  einzig 
bedeutsame  Säule  dieses  Haushalts  ist.  Es  trifft  nicht  zu,  wie 
der  landläufige  Ausdruck  lautet,  dass  der  »Steuerzahler«  für  alles 
aufzukommen  hat,  w^as  öffentlicher  Bedarf  ist.  Unsere  öffentlich- 
rechtlichen Gemeinwesen  sind  auch  selbst  Wirtschaftssubjekte,  die 
w'erbendes  Vermögen  besitzen  und  grosse  Erwerbsunternehmungen 
betreiben.  Der  Staat  wie  die  Gemeinde  kommen  nicht  mit  leerem 
Beutel  zum  Steuerzahler  ;  es  ist  schon  allerlei  im  Beutel,  darunter, 
abgesehen  von  den  Sonderzahlungen,  die  für  besondere  Inan- 
spruchnahme einer  öffentlichen  Leistung  gewährt  werden  ^)  — 
den  Gebühren  —  namentlich  ein,  nach  der  tatsächlichen  histori- 
schen Entwicklung  allerdings  sehr  schwankender  Betrag  an  Er- 
werbseinkünften, tatsächlich  im  Staatsleben  heute  am  ausgiebig- 
sfen  gestaltet  da,  wo  neben  den  altüberkommenen  Einnahmen 
aus  Forsten,  Domänen  und  Bergwerken  ein  ergiebiger  Reinertrag 
aus  den  staatlichen  Verkehrsbetrieben  Post,  Telegraphie  und  na- 
mentlich Eisenbahnen  sich  ergibt.    Auch  bei  den  Gemeinden  kann 


i)  Ob  ungenügende  Deckung  des  bezüglichen  Staatsbedarfs  durch  die  in  den 
einzelnen  Staatsverwaltungszweigen  erhobenen  Gebühren  und  insbesondere  die  neuzeit- 
lich in  Verwaltungsangelegenheiten  namentlich  sozialpolitischer  Natur  immer  mehr 
durchdringende  Gebührenfreiheit  nicht  auch  als  eine  Verletzung  des  Satzes,  dass  der 
Fiskus  »nicht  Wohltäter«  sein  solle,  aufgefasst  werden  kann,  mögen  die  Vertreter  der 
Auffassung,   dass  Fiskus  nicht  Wohltäter  sein   dürfe,   in  Erwägung  nehmen. 
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eine  geschickte  und  glückliche  Entwicklung  der  kommunalen  Er- 
werbsunternehmungen, im  Anschluss  an  altüberkommene  Ein- 
nahmen, insbesondere  aus  städtischem  Waldbesitz,  zu  ähnlichen 
Ergebnissen  führen. 

Staat  wie  Gemeinde  sind  hienach  keineswegs  ausschliesslich 
auf  die  Besteuerung  angewiesen.  Aber  dass  die  Rente  eigenen 
werbenden  Vermögens  mitsamt  den  Gebühren  ausreichte,  kommt 
nur  bei  besonders  glücklich  gelagerten  Miniaturhaushalten  öffent- 
licher Gemeinwesen  und  auch  da  immer  seltener  vor.  Weitaus 
die  allbekannte  Regel  ist,  dass  diese  Rente  mitsamt  den  Gebüh- 
ren nicht  zureicht,  und  darum  zur  Besteuerung,  namentlich  aber 
bei  weiter  steigendem  Staatsbedarf  in  der  Regel  ausschliesslich 
zur  Besteuerung  gegriffen  werden  muss.  Im  allgemeinen  macht 
sich  nämlich  der  Wille  nach  bestimmter  Einnahmebeschaffung 
erfolgreicher  auf  dem  Steuergebiet,  ausserdem  auch  auf  dem  Ge- 
bührengebiet —  hier  aber  mit  mehr  sachlichen  Schranken  — 
geltend  als  auf  dem  Gebiet  der  Erwerbseinkünfte.  Soweit  solche 
auf  dem  Gebiete  von  Erwerbstätigkeiten  liegen,  die  in  freiem 
Wettbewerb  mit  privater  Unternehmertätigkeit  sich  bewegen,  ist 
dem  Wunsche  nach  Erhöhung  des  Reinertrags  eine  enge  Grenze 
gezogen.  Handelt  es  sich  um  bevorrechteten,  gegebenenfalls 
verkehrs-monopolistischen  Betrieb,  so  ist  bei  dem  gebührenartigen 
Charakter  des  Entgelts  ein  gewisser  Erfolg  eines  auf  Mehreinnah- 
men gerichteten  Wollens  nicht  ausgeschlossen,  mangels  der  Ver- 
pflichtung zu  gleichbleibender  Benützung  der  Erwerbsanstalten 
aber  nicht  gewährleistet,  wie  vielleicht  demnächst  aus  der  Ge- 
schichte der  im  Gebiet  der  jüngsten  Reichsfinanzreform  durch- 
geführten Erhöhung  des  lokalen  Postportos  wird  entnommen  wer- 
den können.  Auch  werden  fiskalische  Bestrebungen,  unmittelbar 
aus  dem  Eigenbetrieb  von  Erwerbsunternehmungen,  insbesondere 
von  Verkehrsanstalten,  Mehreinnahmen  mittelst  Erhöhung  der 
Benützungsentgelte  zu  erzielen,  lebhaftem  Widerspruch  begegnen, 
sowohl  bei  der  nicht  in  erster  Linie  fiskalischen,  sondern  ver- 
kehrspolitischen Leitung  dieser  Unternehmungen,  als  auch  in  den 
weitesten  Kreisen  aller  an  günstiger  Verkehrsgestaltung  Beteilig- 
ten. Im  einzelnen  Fall  wird  es  wohl  ertragen,  aber  mit  nicht  un- 
gerechtem Murren,  wenn  z.  B.  ein  wirtschafts-  und  sozialpolitisch 
gut  ausgestalteter  Strassenbahntarif  zielbewusst  zum  Zweck  von 
Einnahmevermehrung  erhöht  wird;  ertragen  wurde  es  ferner  bis 
auf   weiteres    —    aus    der    gesamten    Zwangslage    der    Parteien, 
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welche  die  Reichsfinanzreform  wollten  —  in  der  Verkleidung 
einer  an  die  Verkehrsbetriebe  sich  angliedernden  besonderen 
Besteuerung.  Bedeutungsvoller  ist  im  Grossen,  insbesondere  bei 
unserem  Staatseisenbahnwesen,  der  Einfluss,  den  die  Finanzlage 
auf  Hintanhaltung  einer  an  sich  für  zweckmässig  erachteten  Ver- 
billigung  des  Verkehrs  äussert.  In  dieser  Hinsicht  dient  ein  aus- 
giebig, entwickeltes  staatliches  Verkehrswesen  mit  der  Aufrecht- 
erhaltung eines  bei  zugelassener  Verkehrsverbilligung  voraussicht- 
lich sinkenden  Reinertrags  als  Rückendeckung  gegen  stärkere 
Anziehung  der  Steuerschraube.  Es  war  darum,  bevor  wir  auf 
das  Problem  dieser  Untersuchung  eingehen,  die  mit  Steuerpolitik 
sich  beschäftigen  soll,  geboten,  einen  einleitenden  Ausblick  auf 
die  Bedeutung  des  werbenden  Eigenvermögens  der  öffentlichen 
Gemeinwesen  zu  werfen. 

Die  zusammenfassende  Finanzstatistik  für  Reich  und  Bundes- 
staaten hat  seit  einigen  Jahren  dank  den  Bemühungen  des  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amtes  beachtenswerte  Fortschritte  gemacht, 
befindet  sich  aber  immerhin  erst  in  den  Anfängen  einer  hoffent- 
lich nicht  ausbleibenden  vollbefriedigenden  Entwicklung.  Man 
ist  noch  nicht  in  der  Lage,  in  vergleichbaren  Zahlen  durchgreifend 
den  Nettobetrag  von  Erwerbseinkünften,  Gebühren  und  Steuern 
einander  gegenüberzustellen.  Allein  auch  dann  schon,  wenn  man 
unter  Benützung  der  jetzt  vorliegenden  Nachweise  bei  den  Er- 
werbseinkünften den  Nettobetrag,  bei  Gebühren  und  Steuern  den 
Bruttobetrag  berücksichtigt  (womit  gewiss  keine  ungerechtfer- 
tigte Uebertreibung  der  Bedeutung  der  Erwerbseinkünfte  ver- 
bunden ist),  so  zeigt  sich,  dass  im,  Deutschen  Reich  sowohl  nach 
dem  Voranschlage  für  1905  als  nach  der  tatsächlichen  Entwick- 
lung von  190 1  bis  1905  die  Erwerbseinkünfte  als  überhaupt  und 
insbesondere  in  der  neuesten  Zeit  hochbedeutsame  Säulen  der 
gesamten  Reichs-  und  Staatsfinanzen  sich  darstellen. 

Für  1905   war  veranschlagt  (Reich  und  Bundesstaaten): 
Der    ordentliche    Reinertrag    der   Erwerbsanstalten    (bei    einem 

Rohertrag  von  3571,8  Millionen  Mark)  auf     972,2  Millionen  Mark 
der  Rohertrag  der  Gebühren  auf    .     .     .     212,7  »  » 

der  Rohertrag  der  Steuern  und  Zölle  auf  .1731,4  »  » 

Die  Roherträge  aus  Erwerbseinkünften  im  Reich  und  den 
Bundesstaaten  hatten  nach  den  Voranschlägen  von  1901  3124,5 
Millionen,  die  Reinerträge  der  Erwerbseinkünfte  852,9  Millionen 
betragen,  die  Roherträge  der  Zölle  und  Steuern  1632,2  Millionen 
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Mark;  es  sind  hienach  in  dieser  Zeit  gestiegen  die  Voranschläge 
für  den  Rohertrag  der  Erwerbseinkünfte  um  11,4  Proz.,  für  deren 
Reinerträge  gleiclifalls  um  11,4  Proz.,  für  den  Rohertrag  der 
Steuern  und  Zölle  um  10,6  Proz. 

In  die  Einzelheiten  der  hienach  mit  der  Steuerpolitik  gleich- 
wertigen Erwerbspolitik  —  dies  als  kurzer  Ausdruck  für  »Politik 
der  Erwerbseinkünfte«  angewendet  —  einzugehen,  ist  hier  kein 
Anlass.  Nur  ganz  im  allgemeinen  sei  darauf  hingewiesen,  dass 
für  die  Finanzpolitik  der  nächsten  Zukunft  eine  bedeutungsvolle 
Aufgabe  auch  nach  der  Richtung  des  angemessenen  weiteren 
Ausbaus  des  Eigenerwerbs  von  Staat  und  Gemeinde  sich  ergibt. 
Dabei  wird  es  namentlich  darauf  ankommen,  nicht  nur  die  be- 
stehenden Erwerbsgelegenheiten  zu  erhalten  und  zu  vermehren 
und  in  ihrer  Rentabilität  günstig  zu  gestalten,  sondern  auch  durch- 
greifende Grundlagen  für  den  Ausbau  der  Erwerbseinkünfte  im 
grossen  Stil  zu  schaffen.  Ich  denke  dabei  namentlich  an  eine 
ausgiebige  Geltendmachung  des  wohlbegründeten  Vorrechts  der 
öffentlichen  Gewalt  bei  der  Nutzbarmachung  der  unterirdischen 
Bodenschätze  und   der  Wasserkräfte  jeglicher  Art. 

Immerhin  aber  wird  der  Steuer  auch  in  der  Zukunft  wohl 
die  bedeutungsvollste  Aufgabe  für  die  Bilanzierung  des  Haushalts 
aller  öffentlichen  Gemeinwesen  zufallen.  Alle  diese  Gemeinwesen 
haben,  und  zwar  umsomehr,  je  gewaltiger  ihre  Aufgaben  sind, 
zur  Erzielung  der  gesamten  Steuerzuschüsse  der  Bevölkerung  be- 
hufs Aufrechterhaltung  des  Staatsbetriebs,  ein  mannigfaltig  ge- 
gliedertes System  verschiedener  Steuerarten  ausgebildet.  An  das 
»impot  unique«  der  Physiokraten  denkt  heute  im  Ernste  wohl 
niemand  mehr.  Eine  allen  Kulturvölkern  gemeinsame  Erfahrung 
hat  gezeigt,  dass  das  gesamte  Steueraufkommen  auf  sehr  ver- 
schiedenartigen Wegen,  die  gleichzeitig  zu  beschreiten  sind,  be- 
schafft werden  muss. 

Vor  allem  kommt  dabei  die  Scheidung  der  Wege  der  »direk- 
ten und  der  indirekten«  Besteuerung  in  Frage.  So  pflegt  man 
sich  auszudrücken ;  man  nennt  in  erster  Linie  die  direkte,  erst 
in  zweiter  Linie  die  indirekte  Besteuerung.  Das  ist  freilich  nur 
eine  Etikettenfrage,  aber  auch  sie  ist  nicht  bedeutungslos.  Wird 
doch  dadurch  die  Vorstellung  erweckt,  als  ob  an  sich  die  »direkte« 
Besteuerung  das  Richtigere,  das  Wichtigere  —  ich  möchte  sagen, 
das  Edlere  —  sei,  während  die  »indirekte«  Besteuerung  gewisser- 
massen    zu  Unrecht    in    der  Welt    sei.     Das    ist    nicht    bloss    ein 
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hypothetischer,  sondern  ein  weitverbreiteter  wirkhcher  Vorstellungs- 
kreis, der  leider  —  wie  hier  schon  vorab  angedeutet  sei  —  zu 
allerlei  Abwegen  der  rnodernen,  insbesondere  unserer  deutschen 
Reichssteuerpolitik  geführt  hat. 

Prüfen  wir  darum  zunächst  sachlich  das  Wesen  der  indirekten 
und  dann  der  direkten  Besteuerung. 

Bei  aller  Besteuerung  handelt  es  sich  im  letzten  Grund  um 
eine  Kombination  der  wirtschaftlichen  Sorge  von  Staat  und  Ge- 
meinde mit  der  gleichartigen  Sorge  aller  übrigen  Wirtschafts- 
einheiten in  der  Volkswirtschaft.  Soweit  das  Gemeinwesen  nicht 
aus  eigenem  Besitz  und  Ervverb  leben  kann,  muss  es  nach  dem 
Grundsatz  der  Selbsterhaltung  dies  durch  Anschluss  an  die  Wirt- 
schaftserfolge aller  ihm  zugehörigen  und  zugänglichen  Wirtschafts- 
einheiten erstreben.  Diese  müssen  von  ihren  einzelnen  Wirtschafts- 
erfolgen Bruchteile  an  das  Gemeinwesen  gewissermassen  als 
Alimentationsbeiträge  abtreten. 

Diese  Enteignung  von  Privaterwerb,  die  das  Wesen  aller 
Besteuerung  ausmacht,  kann  nun  in  zweierlei  Weise  versucht 
werden. 

Die  Wirtschaftsführung  des  Gemeinwesens  kann  organi- 
schen Anschluss  an  die  Wirtschaftsführung  von  Steuerpflichtigen 
in  der  Art  suchen,  dass  das  Gemeinwesen  bei  einzelnen  Vor- 
gängen des  Wirtschaftslebens  gewissermassen  als  mitinteressiert 
sich  meldet  und  einen  zu  seinen  Gunsten  zu  erhebenden  Aufschlag 
zu  den  übrigen  Kosten  des  in  Frage  kommenden  Wirtschafts- 
vorgangs erhebt.  Das  Gemeinwesen  wird  allgegenwärtig  bei  allen 
in  solcher  Weise  ausgelesenen  Vorgängen  und  wird  in  organi- 
schem Anschluss  an  die  Einzelgestaltung  der  wirtschaftlichen  Vor- 
gänge bei  den  Wirtschaftseinheiten  der  Volkswirtschaft  ein  Kosten- 
faktor wie  irgend  ein  anderer.  Der  intime  Zusammenhang  zwischen 
Staats-  und  Gemeindegedeihen  einerseits  und  dem  Wirtschafts- 
erfolg der  einzelnen  Steuerzahler  andererseits  gelangt  bei  dieser 
Ausgestaltung  des  Steuerverlangens  der  Gemeinwesen  voll  zum 
Ausdruck.  Das  ist  im  wesentlichen  das  Gebiet  der  Besteuerung, 
die  man  die  indirekte  nennt,  bei  der  also  die  steuerheischende 
Hand  des  Gemeinwesens  von  Fall  zu  Fall  im  innigen  Anschluss 
an  die  fortlaufende  Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  der  Einzel- 
nen mit  der  Mahnung  an  die  Existenzberechtigung  des  Gemein- 
wesens, einzelne  im  voraus  für  den  Einzelnen  nicht  planmässig 
festgesetzte  Steuerbeträge  erhebt.    Dabei  sind  aber  zwei  wichtige 
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Gruppen  dieses  organischen  Steueranschlusses  der  Gemeinwesen 
an  den  fortlaufenden  Wirtschaftsbetrieb  und  Haushalt  der  Wirt- 
schaftseinheiten in  der  Bevölkerung  zu  unterscheiden. 

Der  Anschluss  kann  gedacht  sein  als  im  Endergebnis  sich 
vollziehend  an  einzelne  Verbrauchsakte,  er  kann  aber  auch  un- 
mittelbar an  einzelne  Ve  rk  eh  rsakte  sich  vollziehen.  Man  spricht 
in  diesem  Sinne  von  der  Gliederung  der  indirekten  Steuern  in  Ver- 
brauchssteuern und  Verkehrssteuern  und  pflegt  dann  wohl  zu 
sagen,  jene  knüpften  an  einzelne  Akte  des  Verbrauchs,  diese  an 
einzelne  Akte  des  Verkehrs  an.  Bezüglich  der  Verbrauchsakte 
trifft  dies  aber  im  wörtlichen  Sinn  nicht  zu,  während  allerdings 
dem  Steuergesetzgeber  vorschwebt,  dass  endgültig  die  Sache  sich 
so  regelt,  dass  der  Verbraucher  die  Steuer  im  Gesamtkaufpreis 
des  besteuerten  Artikels  in  der  Regel  bezahlt.  Tatsächlich  ist 
von  einem  Steuerverlangen  beim  Verbrauch  selbst  —  wenn  man 
z.  B.  Bier  trinkt  oder  eine  Zigarre  raucht  —  nichts  zu  bemerken. 
Der  Steuerfiskus  setzt  bei  irgend  einer  Vorinstanz  der  Herstellung 
oder  des  Verkehrs  des  besteuerten  Artikels  zusammenfassend  mit 
seinem  Steuerzuschlag  zu  den  Produktionskosten  ein,  und  über- 
lässt  dann  die  Ueberwälzung  der  Steuer  auf  den  endgültigen 
Verbraucher  —  ich  nenne  dies  die  Ueberwälzung  ersten  Grades 
—  der  freien  wirtschaftlichen  Entwicklung.  Gerade  bei  diesem 
Prozess  tritt  die  organische  Einfügung  des  Steuerbegehrs  in  die 
allgemeinen  Produktionsbedingungen  am  klarsten  zu  Tage.  Der 
Verbraucher  entrichtet  in  der  ihm  bequemsten  Weise  ausser  dem 
Entgelt  für  den  sonstigen  Produktionsaufwand  auch  den  Entgelt 
für  die  vorausgelegte  Steuer.  Ihm  diesen  Steuerzuschlag  abneh- 
men und  ihm  dagegen  etwa  am  Jahresschluss  gemäss  der  Fest- 
stellung seines  Jahresverbrauchs  bestimmter  Waren  eine  Steuer- 
quittung zu  präsentieren ,  würde  dem  Steuerzahler  mit  Recht 
ebenso  widerlich  sein,  als  wollte  ein  Produzent  einer  Ware,  die 
er  fortlaufend  verbraucht,  ihm  etwa  bis  zum  Jahresschluss  den  in 
der  Ware  steckenden  Arbeitsaufwand  kreditieren  und  dann  sol- 
chen am  Jahresschluss  in  einer  Summe  fordern.  Dieser  vollstän- 
dige Ausschluss  der  Borgwirtschaft,  die  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen weiter  gegebene  leichte  Anpassungsfähigkeit  des  Ver- 
brauchs und  damit  auch  der  effektiven  Steuerleistung  an  die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  sind  der 
gewaltige  Vorzug  der  Verbrauchsbesteuerung.  Dies  weist  zugleich 
darauf  hin,  dass  die  grösste  Entwicklungsfähigkeit  dieser  Besteue- 
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rung  da  gegeben  ist,  wo  einerseits  Massenverbrauch,  andererseits 
aber  Massenverbrauch  solcher  Artikel  vorliegt,  bei  denen  die 
grösste  Anpassungsfähigkeit  an  die  Schwankungen  der  Ein- 
kommensgestaltung gegeben  ist.  Von  alters  her  und  in  aller 
Welt  sind  darum  die  Spirituosen  und  der  Tabak  das  naturgemässe 
Hauptgebiet  der  Verbrauchsbesteuerung ;  hier  ist  Einschränkung 
oder  Verbrauchsmehrung  nach  Massgabe  der  Einkommensgestal- 
tung durchführbar,  und  jedenfalls  die  erste  ohne  Schädigung  der 
Daseinsbedingungen  —  ja  in  manchem  Fall  sogar  zu  deren  Ver- 
besserung —  durchführbar.  Bedenklicher  scheint  zunächst  die 
Erstreckung  der  indirekten  Besteuerung  auch  auf  unentbehrliche 
Gegenstände  des  Massenverbrauchs,  wie  Salz  und  einigermassen 
auch  Zucker.  Zu  Gunsten  auch  solcher  Verbrauchsbesteuerung 
fallen  aber  —  insbesondere  gegenüber  einer  bestehenden,  weniger 
gegenüber  einer  etwa  neu  einzuführenden  Steuer  solcher  Art  — 
zwei  weitere  Erwägungen  ins  Gewicht.  Es  kann  nach  der  be- 
sonderen Lage  des  Falls  der  Tauschwert  einer  Ware  gegenüber 
deren  Gebrauchswert  —  oder  wenn  man  lieber  will,  deren  objek- 
tiver Wert  gegenüber  dem  subjektiven  W^ert  —  so  gering  sein, 
dass  der  Steuerzuschlag  zum  Preis  selbst  in  relativ  erheblicher 
Höhe  gut  vertragen  wird  und  fast  nötig  erscheint,  um  einigen 
Ausgleich  zwischen  Tauschwert  und  Gebrauchswert  herzustellen. 
Das  ist,  abgesehen  von  der  historischen  Entwicklung,  die  innere 
Berechtigung  der  Salzsteuer.  Beim  Zucker  ist  dies  minder  der 
Fall;  doch  spielt  hier  das  Moment  des  Zugriffs  zu  stärkerem  oder 
schwächerem  Verbrauch  eine  immerhin  schon  bedeutende  Rolle. 
Es  kommt  aber  noch  ein  anderes  bedeutsames  Moment  hinzu, 
was  für  alle  Verbrauchsbesteuerung  und  zwar  um  so  mehr  spricht, 
je  mehr  Massenverbrauch  in  Frage  ist.  Ich  denke  dabei  an  einen 
meist  ganz  übersehenen  volkswirtschaftlichen  Prozess,  den  ich  im 
Gegensatz  zur  oben  erwähnten  Steuerüberwälzung  ersten  Grades 
die  Steuerüberwälzung  zweiten  Grades  nenne.  Die  auf  den  Ver- 
braucher übervvälzte  Steuer  bildet  ein  Element  seiner  gesamten 
Lebenshaltung ;  er  wird,  sofern  er  überhaupt  wirtschaftlich  aktiv 
ist,  Deckung  für  dieses  wie  für  andere  Kostenelemente  seiner 
Lebenshaltung  in  der  Ausgestaltung  seines  Einkommens  suchen. 
Die  Steigerung  der  Lebenshaltung  wird  ihn  zur  Anspannung 
seiner  Erwerbskräfte  führen,  und  falls  er  lediglich  auf  die  Arbeit 
als  Erwerbsquelle  angewiesen  ist,  wird  er  —  zumal  gefördert 
durch    die  Macht  des  Zusammenschlusses  mit  Berufsgenossen  — 
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den  Preis  seiner  Arbeit  entsprechend  den  dauernd  gesteigerten 
Erfordernissen  der  Lebenshaltung  mit  Erfolg  steigern.  Gegen- 
über kurzdauernden  einzelnen  Konjunkturen  der  Preise,  wie  sie 
ausserhalb  des  Steuergebietes  sich  vollziehen,  mag  eine  fortdauernd 
schwankende  Veränderung  der  Erwerbsintensität  nicht  wohl  durch- 
führbar sein.  Die  Steigerung  des' Lebensbedarfs  durch  die  Steuer 
ist  in  der  Hauptsache  eine  konstante ;  ein  solches  Element  geht 
als  preisbildender  Faktor  in  den  Produktionsprozess  des  Steuer- 
zahlers über.  Wer  immer  aktiv  im  Wirtschaftsleben  steht,  und 
das  ist  namentlich  auch  die  breite  Masse  der  Arbeiter,  wird  auf 
die  Dauer  erhöhte  Verbrauchsbesteuerung  durch  Einkommens- 
erhöhung wett  machen.  Dass  in  besonderen  Fällen,  z.  B.  bei 
Beamtenbesoldung,  der  Ausgleich  nicht  ohne  weiteres,  sondern 
—  wenn  er  geboten  ist  —  nur  etappenweise  durch  Aenderung 
der  Besoldungs-Regulative  sich  vollzieht,  ändert  nichts  am  Prinzip. 
Nur  die  reinen  Rentner,  die  Eigenarbeit  nicht  zu  entfalten  ver- 
mögen, sind  wahrscheinlich  von  dieser  Ueberwälzung  zweiten 
Grades  ausgeschlossen.  Können  sie  auch  arbeiten,  so  mögen  sie 
dies  tun  und  dann  die  Ueberwälzung  doch  durchsetzen  —  können 
sie  nicht  arbeiten,  dann  verschlechtert  sich  allerdings  ihre  Lage; 
sind  sie  reich,  so  können  sie  das  ertragen ;  sind  sie  ganz  kleine 
Rentner,  dann  mag  allerdings  in  extremis  für  eine  kleinste  Min- 
derheit die  Armenlast  etwas  steigen,  falls  ihr  Budget  zur  Be- 
schaffung verbrauchssteuerbelasteter  unentbehrlicher  Verbrauchs- 
artikel nicht  ausreichen  sollte. 

Auf  diese  Ueberwälzung  zweiten  Grades  muss  umsomehr 
hingewiesen  werden,  als  sich  neuzeitlich  gerade  in  der  deutschen 
Wissenschaft  unter  Führung  von  Fr.  Jiil.  Neuinann'^)  eine  sche- 
matisch-statistische  Vorstellung  von  der  unabwendbaren  end- 
gültigen Belastung  des  Haushaltungsbudgets  durch  die  Verbrauchs- 
steuern und  namentlich  von  der  progressiven  Ueberlastung  der 
kleinen  Einkommen  eingenistet  hat. 

Ich  habe,  wenn  auch  nur  in  knappster  Darstellung,  die  Be- 
kämpfung dieser  namentlich  auch  für  die  Steuerpolitik  im  Deutschen 
Reich  verhängnisvoll  gewordenen  schematisch-statistischen  Vor- 
stellung zuerst  in  meiner  Schrift  :    »Zolltarif-Entwurf  und  Wissen- 


l)  Zur  Gemeindesteuerreform  in  Deutschland  mit  besonderer  Beziehung  auf 
sächsische  Verhältnisse.  Tübingen  1895.  —  Eine  ältere  Schrift  ähnlichen  Charakters 
ist  :  Dr.  Karl ,  Ein  Beitrag  zur  Beurteilung  des  Verbrauchs  und  der  indirekten  Ab- 
gaben bei  verschiedenen  Einkommen  (Volksw.   Zeitfragen,  Heft  84)  Berlin  1889. 
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Schaft«,  München  und  Berlin  1901,  aufgenommen  (S.  89  u.  f.). 
Ich  bin  alsdann  darauf  zurückgekommen  sowohl  bei  den  Debatten 
gelegentlich  der  Münchner  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozial- 
politik über  die  Wohnungsfrage  und  die  Handelspolitik  (Schriften 
des  Vereins  XCVIII,  Leipzig  1902,  S.  275  u.  fif.),  als  in  meiner 
kleinen  Schrift :  Die  Reichsfinanzreform,  insbesondere  vom  staats- 
rechtlichen Gesichtspunkte.     München  und  Berlin   1902  (S.  33). 

Was  ich  seitdem  an  tatsächlichen  Ausgestaltungen  der  Lohn- 
verhältnisse aus  den  mannigfaltigsten  statistischen  Ausweisen  zu 
verfolgen  in  der  Lage  war,  hat  mir  weitreichende  Bestätigung 
meiner  in  den  vorerwähnten  Darlegungen  gebotenen  Auffassung 
von  der  »Elastizität«  des  Einnahmebudgets  gerade  auch  des  Ar- 
beiters gebracht  —  eine  Auffassung,  die  seinerzeit  im  Verein  für 
Sozialpolitik  bei  einer  namhaften  Gruppe  absolut  kein  Verständnis 
fand.  Aus  der  neuesten  Zeit  möchte  ich  dazu  beispielsweise  auf 
die  von  der  Generalk'ommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands 
veröffentlichte  Statistik  über  die  Lohnbewegungen,  Streiks  und 
Aussperrungen  im  Jahr  1905  verweisen,  und  auf  die  darauf  be- 
zügliche Notiz  über  »Wirtschaftlichen  Aufschwung  und  Lohn- 
steigerung«  in  Nr.  4  von    »Der  Arbeitsmarkt«   vom  15.  Nov.   1906. 

Die  Besteuerung  des  Massenverbrauchs,  vor  allem  der  ent- 
behrlichen, in  gewissem  Rahmen  aber  auch  der  unentbehrlichen 
Verbrauchsgegenstände  stellt  hiernach  die  vorzugsweise  geeignete 
Form  der  organischen  Einfügung  des  Steueranspruchs  in  das 
volkswirtschaftliche  Getriebe  dar.  Das  ganze  Steueraufkommen 
so  bewirken  wollen,  hiesse  aber  den  Bogen  überspannen.  Die 
Verbrauchsbesteuerung,  einschliesslich  der  durch  Zollerhebung 
bewirkten,  wird  zweckmässig  reichlich  ausgebaut  werden,  und  sie 
wird  ihrer  Natur  nach  namentlich  dazu  geeignet  sein,  die  breite 
Masse  des  Volkes  aller  Wohlstandsschichten  zu  erfassen  und  — 
wie  sich  später  zeigen  wird  —  für  den  weitaus  grössten  Teil  in  der 
Hauptsache,  nämlich  vorbehaltlich  der  weiteren  Heranziehung  zur 
Verkehrsbesteuerung,  deren  Gesamtsteuerleistung  darstellen.  Da- 
mit ist  nicht  ausgeschlossen  und  sollte  viel  mehr,  als  es  bisher 
in  Theorie  und  Gesetzgebung  geschehen    ist,    beachtet   werden  ^), 


l)  Darum  ist  m.  E.  auch  die  Weiterführung  der  Erörterungen  über  die  Luxus- 
besteuerung zu  begrüssen ,  die  Fr.  Graf  in  dem  Buch  »Das  Problem  der  Luxus- 
.steuern»,  Berlin,  C.  Heymann,  1905  bietet.  Sind  auch  gegen  die  grundlegenden 
Auffassungen  des  Verf.  über  die  vermeintliche  steuerliche  Ueberlastung  der  Armen 
und  Unterklassen  begründete  Einwendungen  zu  erheben,     und  mag  auch  das  Steuer- 
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dass  überall  da,  wo  es  sich  durchführbar  erweist,  auch  der  Luxus- 
verbrauch engerer  Kreise  zur  Steuer,  die  dann  kaum  überwälzbar 
sein   wird,  herangezogen  wird. 

Etwas  minder  organisch,  aber  doch  noch  nicht  so  mechanisch 
wie  die  nachher  zu  besprechende  direkte  Besteuerung  schiebt  sich 
die  Verkehrsbesteuerung  in  das  Wirtschaftsleben  ein.  Staat  oder 
Gemeinde  nehmen  aus  Anlass  einzelner  Verkehrsakte  die  Gelegen- 
heit wahr,  sich  bei  den  an  diesen  Verkehrsakten  Beteiligten  vor- 
zustellen und  von  ihnen  nach  bestimmten  Gesichtspunkten  abge- 
stufte Steuerleistungen  zu  verlangen.  Unter  welchem  Vorwand  ? 
Tatsächlich  haben  sich  mit  der  Ausbildung  des  Verkehrssteuer- 
wesens zwei  ganz  verschiedene  Gruppen  von  Motiven  des  Steuer- 
verlangens entwickelt.  Das  ältere  Motiv  ist :  der  Verkehrsakt 
lässt  Besitz  an  Immobilien  oder  mobilen  Werten,  oder  an  beiden 
zusammen  (Erbschaftssteuer!)  ersehen,  und  weil  das  der  Fall, 
wird  eine  einigermassen  in  Abstufung  mit  der  sichtbaren  Besitz- 
grösse  stehende  Steuerleistung  gefordert.  Das  neuere  Motiv  ist: 
weil  eine  Verkehrsanstalt  benützt  wird,  soll  nach  Massgabe  der 
Kosten,  die  dies  erheischt,  eine  Steuer  gezahlt  werden.  Diese 
neuen  Verkehrssteuern  —  als  deren  Typen  unser  Fahrkarten- 
stempel und  Frachtstempel  nach  Gesetz  vom  3.  Juni  1906  ange- 
führt werden  können  —  sind  alles  andere,  nur  keine  intermittie- 
rende Besitzbesteuerung,  was  die  alten  Immobiüar-  und  Mobiliar- 
verkehrssteuern sind.  Sie  sind  vielmehr,  da  man  sie  offiziell  als 
Steuern  ansprechen  muss,  ein  eigenartiges  Gemisch  von  Pro- 
duktions- und  Genussbesteuerung,  in  gewissem  Sinn  überhaupt 
keine  Steuern,  sondern  —  wie  dies  sogar  äusserlich  in  der  Aus- 
gestaltung der  Fahrkarten  zum  Ausdruck  gelangt  —  eine  vom 
Steuerfiskus  dem  Verkehrsunternehmer  auferlegte  Transportver- 
teuerung, die  dieser  Unternehmer  an  den  Fiskus  abzuführen  hat. 
Will  man  sie  Steuern  nennen,  so  sind  sie  eine  Art  von  Block- 
steuer ,  die  von  den  Transportunternehmern  mittelst  Schadlos- 
haltung dieser  an   den  Reisenden  und  Frachtführern  erhoben  wird. 


bouquet  neuer  Luxussteuern,  das  der  Verfasser  schliesslich  darbietet,  den  einen  über- 
haupt zu  klein  ausgefallen,  den  anderen  aus  zu  wenig  ansprechenden  Blumen  zusam- 
mengestellt erscheinen ,  der  Grundgedanke,  als  Ergänzung  der  unentbehrlichen  und 
durchaus  berechtigten  Besteuerung  des  Massenverbrauchs  möglichst  viele  Zweige  des 
Luxusverbrauchs  begrenzter  Volksschichten  heranzuziehen,  verdient  vollste  Beachtung 
und  fortdauernde  weitere  Erwägung.  (iVIan  vgl.  hiezu  v.  Heckeh  Anzeige  des  Graf' 
sehen  Buches  im  Finanzarchiv  XXIII,  2.  Bd.    Stuttgart  und  Berlin  1906,  S.  408.) 
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Immerhill  bleibt  hiernach  selbst  bei  diesen  unechten  Verkehrs- 
steuern —  die  mehr  oder  minder  ein  Verlegenheitsprodukt  sind  — 
der  Vorzug  der  fortlaufenden  Erhebung  von  Fall  zu  Fall,  wenn 
sich  dabei  auch  immerhin,  je  nach  der  Lage  des  Falls,  eine  er- 
heblichere wirtschaftliche  Störung  ergeben  kann,  als  bei  der  glatt 
sich  abwickelnden  fortlaufenden  Verbrauchsbesteuerung. 

Eine  ganz  besondere  Stellung  nimmt  unter  den  älteren  Ver- 
kehrssteuern grossen  Stils  die  Erbschaftssteuer  ein.  Sie  ist  for- 
mell eine  Verkehrssteuer,  materiell  aber  eine  intermittierende 
Vermögenssteuer  und  muss  darum  nach  den  Gesichtspunkten 
beurteilt  werden,  die  für  diese  massgebend  sind.  Es  wird  hie- 
nach  bei  der  Würdigung  der  direkten  Steuern  auf  die  Erbschafts- 
steuer zurückzukommen  sein. 

Das  Gebiet  der  indirekten  Besteuerung  und  insbesondere 
jenes  der  Verbrauchsbesteuerung  stellt  die  Ausgestaltung  der 
Steuerzumutung  im  organischen  Anschluss  an  die  laufende  Wirt- 
schaftsführung der  Steuerzahler  dar.  Den  Gegensatz  dazu  bildet 
die  direkte  Besteuerung,  die  als  mechanischer 
Jahreszugrifif  —  gemildert  durch  Zulassung  halbjähriger  oder 
monatlicher  Ratenzahlungen  —  auf  die  als  verfügbar  vorausgesetz- 
ten Kassenbestände  des  Steuerpflichtigen  sich  darstellt.  Diesem 
ist  es  es  nicht  möglich,  seine  tatsächliche  Zahlung  irgendwie  seiner 
augenblicklichen  Lage  anzupassen;  mit  der  Androhung  der  Zwangs- 
vollstreckung im  Hintergrund  wird  eine  jeder  Kritik  entzogene 
Rechnung  über  fällige  direkte  Steuer  präsentiert. 

Dieser  mechanisierte  Zugriff  auf  die  Kassenbestände  des 
Pflichtigen  ist  in  den  verschiedenen  Steuersystemen  verschieden 
gestaltet.  Der  Angriff  kann  mit  getrennten  Angriffskolonnen  er- 
folgen, da  wo  das  Ertragssteuersystem  noch  besteht  und  der 
Pflichtige  in  soviel  besondere  Steuersubjekte  zerlegt  wird,  als  er 
wegen  besonderer  zu  besonderer  Steuerforderung  reizender  Er- 
tragsart die  besondere  Aufmerksamkeit  des  Steuerfiskus  auf  sicli 
zieht.  So  liegt  die  Sache  heute  noch  in  vollster  Ausgestaltung 
in  Bayern;  der  Steuerfiskus  sieht  nicht  den  Steuerpflichtigen  als 
solchen,  er  sieht  je  zwischen  besonderen  Scheuklappen  den  Grund- 
besitzer, den  Hausbesitzer,  den  Gewerbtreibenden,  den  Kapitalisten, 
den  vom  Arbeitsertrag  Lebenden.  Je  nach  der  konkreten  Ge- 
staltung der  geschichtlichen  Entwicklung  ist  der  so  ausgegliederte 
mechanisierte  Eingriff  in  den  Kassenbestand  erträglicher  oder 
unerträglicher.     Erträglich    ist  vom  Gesichtspunkt  der  Haushalts- 
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Ordnung  die  gleichbleibende  Jahresforderung,  wie  sie  namentlich 
bei  der  Grundsteuer  vorzukommen  pflegt,  unerträglich  bei  der- 
selben Steuergattung  die  oft  bedeutende  Höhe  im  Vergleich  mit 
dem  Grund-Reinertrag,  zumal  weder  die  grossen  noch  die  kleinen 
Grundbesitzer  von  der  spitzfindigen  Theorie  der  angeblich  durch 
Besitzwechsel  ganz  getilgten  und^  in  eine  im  Kaufpreis  berück- 
sichtigte Reallast  verwandelten  Grundsteuer  etwas  wissen  wollen. 
Minder  erträglich  sind  namentlich  bei  kleinen  Verhältnissen  und 
demgemäss  schwachen  Kassenbeständen  die  im  Betrag  wechseln- 
den Steuerforderungen  dieser  Art;  unerträglich  ist  es  weiter  — 
und  zwar  ganz  besonders  für  die  wenig  Wohlhabenden,  wenn  für 
Gewerbesteuer,  Kapitalrentensteuer,  Arbeitsertragssteuer  jeweils 
gesonderte  Erklärungen  abzugeben  und  die  Folgen  von  Bean- 
standungen aller  Art,  namentlich  in  Humor-  und  Zeitverlust, 
schwer  zu  ertragen  sind.  Das  alles  aber  hätte  das  Ertragssteuer- 
system noch  nicht  zum  Tode  verurteilt,  wenn  sich  nicht  im  Laufe 
der  Zeit  herausgestellt  hätte,  dass  dieser  verzettelte  mechanische 
Zugriff  auf  die  Kassenbestände  der  Pflichtigen,  dem  dieselben  in 
keiner  Weise  auszuweichen  vermögen,  höchst  ungleichmässig  auf 
die  gleichen  Einkommens-  und  Verbrauchsgrössen  sich  verteilt. 
Man  kann  hienach  auch  allen  aus  praktisch  finanzpolitischen  Er- 
wägungen erklärbaren,  aber  meines  Erachtens  grundsätzlich  ab- 
zulehnenden Versuchen  eines  Kurversuchs  bei  dem  unheilbar 
erkrankten  Ertragssteuersystem  keine  günstige  Prognose  stellen  ^). 


i)  Den  neuesten  Versuch  solcher  Art  bildet  das  vom  Finanzminister  v.  Pfaff 
aufgestellte  Programm  für  die  Reform  der  direkten  Steuern  in  Bayern.  Dasselbe  ist 
in  der  »Denkschrift  über  die  Reform  der  direkten  Steuern  in  Bayern«  enthalten,  die 
nebst  einem  Anhang :  »Die  direkte  Besteuerung  in  den  deutschen  Bundes-  und  in 
einigen  Auslandsstaaten«  im  Sommer  1906  der  Kammer  der  Abgeordneten  vorgelegt 
wurde  (I.  Session  1905/06  Beil.  Nr.  300),  in  dieser  aber  nicht  mehr  zur  Beratung 
gelangte.  Grundsätzlich  wird  zugegeben,  dass  die  Beseitigung  der  den  dermaligen, 
gemäss  dem  Ertragssteuersystem  aufgebauten  Steuergeselzen  anhaftenden  Härten  und 
Ungleichheiten  im  Wege  einer  Abänderung  dieser  Gesetze  nicht  möglich  sei ,  dass 
sie  nur  erfolgen  könne  im  Wege  des  Uebergangs  von  dem  bestehenden  System  der 
Ertragsbesteuerung  zu  dem  System  der  allgemeinen  Einkommensteuer.  Man  hat  den 
Eindruck,  dass  nach  dieser  Grundstimmung  der  Vorschlag  der  Ersetzung  der  Ertrags- 
steuern durch  die  allgemeine  Einkommensteuer  und  die  ergänzende  Vermögenssteuer 
hätte  folgen  müssen.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Die  Schwierigkeiten  eines  solchen 
Uebergangs  werden  für  unüberwindlich  gehalten,  »weil  es  in  Bayern  an  jeder  zuver- 
lässigen Grundlage  zur  Bemessung  des  voraussichtlichen  Anfalls  einer  allgemeinen 
Einkommensteuer  fehlt«  und  weil  »die  Rücksicht  auf  den  gesamten  Staatshaushalt  und 
auf  die  Haushalte  der  gemeindlichen  Verbände  es  nicht  ausführbar  erscheinen  lassen, 
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Umso  lebenskräftiger  stellt  sich  zurzeit  in  weiter  territorialer 
Verbreitung  der  konzentrierte  Angriff  auf  die  Kassenbestände  der 
Steuerpflichtigen  dar,  der  in  der  Ausgestaltung  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  und  —  wenn  auch  in  engerer  territorialer  Er- 
streckung —  in  der  diese  Steuer  ergänzenden  Vermögenssteuer 
vorliegt.  Hier  richtet  der  Steuerfiskus  seinen  prüfenden  Blick 
auf  die  ganze  Persönlichkeit  seines  Steuerpflichtigen ;  er  zerlegt 
ihn  nicht  nach  den  Quellen  des  Einkommens  und  nach  Arten 
des  Vermögens,  sondern  nach  dem  Ganzen  von  Einkommen  und 
Vermögen  beurteilt  er  die  Leistungsfähigkeit  und  stuft  danach  — 
heute  mit  immer  zunehmender  Einschaltung  der  Steuerprogression, 
wenigstens  soweit  Einkommensteuer  in  Frage  ist  —  die  Steuer  ab. 

Gibt  man  zu,  dass  durch  indirekte  Steuern  allein  das  Steuer- 
aufkommen nicht  zu  Stande  gebracht  werden  kann,  gibt  man 
weiter  zu  —  und  man  muss  es  zugeben  • — ,  dass  der  Wohlhabende 
berufen  ist,  ein  Uebriges  zu  tun,  und  ausser  dem,  was  er  an 
Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  für  sich  und  andere  in  seinen 
Leistungskreis  Eingeschlossene  unmittelbar  und  mittelbar  tut,  noch 
auf  zahlenmässig  genau  formulierte  Rechnung  aus  seinen  bereiten 


die  ganze  Reform  der  Staats-  und  Gemeindebesteuerung  mit  einem  Male  durchzufüh- 
ren«. Die  Reform  soll  deshalb  in  zwei  zeitlich  getrennte  Abschnitte  zerfallen.  Zu- 
erst soll  die  »allgemeine  Einkommensteuern  eingeführt  werden,  aber  unter  Aufrecht- 
erhaltung der  bestehenden  Ertragssteuern,  mit  Ausnahme  der  in  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer aufgehenden  speziellen  Einkommensteuer,  und  zwar  unter  »entsprechen- 
der« Ermässigung  der  Sätze  und  »vorbehaltlich  der  hauptsächlich  durch  die  Wechsel- 
beziehung zur  allgemeinen  Einkommensteuer  gebotenen  Aenderungen«.  Von  den  Härten 
und  Ungleichheiten  der  verbleibenden  Ertragssteuern  —  mit  deren  Verbleib  überhaupt 
von  einer  wirklichen  »allgemeinen  Einkommensteuer«  nicht  gesprochen  werden  kann  — 
ist  nicht  weiter  die  Rede.  Nach  vorliegender  mehrjähriger  Erfahrung  soll  dann  viel- 
leicht die  Besteuerung  des  fundierten  Einkommens  durch  eine  Vermögenssteuer  durch- 
gefülirt  werden.  Der  Herr  Finanzniinister  spricht  aber  diese  Möglichkeit  nur  in  sehr 
verklausulierter  Weise  aus  —  oder  richtiger  gesagt ,  er  rechnet  gar  nicht  mit  deren 
Eintritt,  wenn  er  bemerkt,  dass  der  völlige  Verzicht  auf  die  Ertragsteuern  als  Staats- 
steuern und  deren  Ersetzung  durch  eine  Vermögens-  oder  Wertsteuer  nur  in  dem  »kaum 
wahrscheinlichen  Fall«  ins  Auge  zu  fassen  wäre,  dass  das  Ergebnis  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  erfreuliche  Ueberraschungen  bringen  und  die  Möglichkeit  eröffnen 
würde,  mit  einer  massigen  Belastung  des  Vermögens  oder  Wertes  die  neben  dem  Er- 
trägnis der  allgemeinen  Einkommensteuer  erforderliche  Summe  der  direkten  Steuern 
aufzubringen.    (Denkschrift   S.   124.) 

Es  soll  also  hienach  in  Bayern  auf  absehbare  Zeit  bei  dem  durch  die  Zugabe 
einer  sog.  allgemeinen  Einkommensteuer  erweiterten  Kurversuche  am  Ertragssteuer- 
system bleiben.  Hoffentlich  entschliesst  sich  aber  doch  der  Landtag,  ganze  Arbeit 
zu  machen. 
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Mitteln  eine  Extrazahlung  an  Steuer  zu  machen,  so  wird'  man  die 
allgemeine  Einkommensteuer  und  die  sie  ergänzende  allgemeine 
Vermögenssteuer  berechtigt  finden.  Man  darf  noch  weiter  gehen 
und  als  dritte  natürliche  Alliierte  die  allgemeine  Erbschaftssteuer 
ansprechen,  die  gegenüber  der  fortlaufenden  massigen  Besteuerung 
des  gesamten  Vermögens  der  Lebenden  eine  intermittierende 
Extrabesteuerung  der  in  den  Erbgang  gelangenden  Bruchteile  des 
steuerpflichtigen  Nationalvermögens  darstellt.  Soll  die  Erbschafts- 
steuer diese  Funktion  erfüllen,  so  muss  sie  eine  allgemeine,  auch 
den  Erbgang  an  die  nächsten  Verwandten  erfassende  sein.  Weiter 
aber  muss  sie  als  dritte  im  Bunde  mit  allgemeiner  Einkommens- 
steuer und  Vermögenssteuer  auch  in  diesem  Bunde  belassen  und 
nicht  etwa  ganz  oder  teilweise  aus  diesem  Bunde  gerissen  und 
einer  anderen  Finanzgewalt  überlassen  werden,  als  jener,  die  über 
die  Einkommens-  und  Vermögenssteuer  verfügt. 

Und  eine  grosse  Anmerkung  ist  noch  —  allerdings  gegen 
den  heute  noch  rauschenden  Strom  —  anzufügen.  Der  konzen- 
trierte mechanische  Angriff  auf  die  Kassenbestände  der  Pflichtigen 
durch  Einkommen-,  Vermögens-  und  Erbschaftssteuer  ist  nur  da 
berechtigt,  wo  solche  Kassenbestände  allezeit  bereitgestellt  w^erden 
können,  d.  i.  bei  den  mittleren  und  insbesondere  den  oberen 
Schichten  der  Wohlstandspyramide.  Bei  kleinen  Einkommen, 
kleinem  Vermögen,  kleinen  Erbmassen  steht  das  Passivkonto  an 
Mühe  und  Kosten  auf  selten  des  Staates  einerseits,  und  an  Mühe, 
Kosten,  Aerger,  Zeitverlust  des  zur  Steuer  Herangezogenen  an- 
dererseits in  keinem  Verhältnis  zum  Aktivkonto  des  kleinen 
Steuerertrags. 

Darum  wird  meines  Erachtens  die  Hinaufrückung  des  Exi- 
stenzminimums bei  der  Einkommensteuer  und  des  vermögens- 
und  erbschaftssteuerfreien  Besitzes  eines  der  Hauptziele  der  Steuer- 
politik des  20.  Jahrhunderts  sein.  Voraussetzung  ist  dabei  aller- 
dings, dass  der  indirekten  Besteuerung  das  ihr  heute  vielfach 
vorenthaltene  Recht  wieder  eingeräumt,  und  dass  bei  der  Ausge- 
staltung der  Progression  für  die  Steuerleistung  der  Wohlhabenderen, 
wenn  sie  auch  noch  einiger  Verstärkung  zugänglich  ist,  doch  ein 
die  Beraubung  ausschliessendes  Mass  eingehalten  werde. 

In  alle  Einzelheiten  der  meines  Erachtens  sehr  wichtigen 
Frage  einer  ausgiebigen  Einschränkung  des  Geltungsbereichs  der 
direkten  Besteuerung  nach  unten  möchte  ich  hier  nicht  eintreten. 
Nur    folgendes    gestatte  ich  mir  in  Kürze  anzuführen.     In  meiner 
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kleinen  Schrift  >Die  Reichsfinanzreform,  insbesondere  vom  staats- 
rechtlichen Gesichtspunkte«^)  hatte  ich  bemerkt,  ich  würde  es 
als  eine  gesunde  Entwicklung  der  deutschen  Steuerpolitik  ansehen, 
wenn  eine  günstige  Gestaltung  der  Zollerträge,  der  Verkehrs- 
und der  Verbrauchsbesteuerung  im  Reiche  die  Mittel  bieten  würde, 
in  den  Einzelstaaten  die  direkte  Besteuerung  auf  eine  allgemeine 
Einkommensteuer  mit  reichlich  bemessenem  Existenzminimum  und 
auf  eine  allgemeine  Vermögenssteuer  zu  beschränken.  Als  Ideal 
bezeichnete  ich  es,  wenn  dabei  insbesondere  das  Einkommen  aus 
Arbeit  frei  von  direkter  Steuer  gelassen  würde  bis  zu  derselben 
Grenze,  für  die  besondere  öffentlich-rechtliche  soziale  Fürsorge 
namentlich  durch  die  Arbeiterversicherung  geleistet  wird,  also  bis 
2000,  vielleicht  sogar  bis  zu  3000  Mark.  Ich  hob  hervor,  wie  in 
der  Präsentation  derSteuerquittung  gegenüber  dem  kaum  Leistungs- 
fähigen eine  grosse  Härte  stecke,  auch  wies  ich  darauf  hin,  wie 
man  bei  näherer  Untersuchung  finden  werde,  dass  das  Mass  von 
Zeit-  und  Geldaufwand,  von  Beunruhigung  und  von  Hinterziehungs- 
gefahr gerade  bei  jenen  Steuerpflichtigen,  die  nur  wenige  Mark 
Steuer  zahlen,  im  Missverhältnis  zur  wirklichen  Steuereinnahme 
stehe  und  dass  gerade  bei  diesen  Schichten  mit  Notwendigkeit 
grosse  Ungleichheiten  in  der  wirklichen  Heranziehung  der  Steuer- 
pflichtigen bestehen,  Schattenseiten  der  direkten  Besteuerung,  die 
eine  genügende  Würdigung  nicht  zu  finden  pflegen. 

In  diesem  Gedankengange  habe  ich  auf  halbem  Wege  Unter- 
stützung in  den  Vorschlägen  eines  hervorragenden  Theoretikers 
und  Praktikers  des  direkten  Steuerwesens,  des  Senatspräsidenten 
am  Oberverwaltungsgericht,  B.  Fiiisting,  gefunden^).  Dieser  be- 
fürwortet aus  den  praktischen  Erfahrungen  bei  den  Steuerveran- 
lagungen eine  Hinaufrückung  der  Steuergrenze  bis  zu  1 500  Mark 
und  schildert  in  überzeugender  Weise  die  Unsicherheit  und  Un- 
klarheit der  Veranlagung,  insbesondere  das  Uebermass  der  Ver- 
handlungen und  Ermittlungen  bei  den  kleinen  Einkommen  von 
900  bis  1500  Mark  mit  den  Steuersätzen  von  6,  9,  12,  16  Mark. 
Nicht    weniger    als   2696095   Veranlagungen    mit    positivem    und 

1)  München  und  Berlin   1902,  S.  20  u.  ff. 

2)  B.  Fuisting,  Die  Einkommensbesteuerung  der  Zukunft  in  Anknüpfung  an  das 
preussische  Einkommensteuergesetz.  Berlin  1903.  Hiezu  vgl.  man  meinen  im  An- 
schluss  an  die  Besprechung  dieses  Werks  im  Verwallungsarchiv,  herausg.  von  Dr.  M. 
Schultzenstein  und  A.  Keil,  Band  12.  Heft  l/j.  Nov.  1903  veröffentlichten  Aufsalz: 
Zur  Reform  der  Einkommensbesteuerung. 
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negativem  Erfolg  waren  beispielsweise  im  Jahre  1901  nötig,  um  bei 
diesen  Steuerstufen  ein  Steuersoll  von  21  710  797  Mark  zu  erzielen. 
Auf  jede  Veranlagung  treffen  also  rund  8  Mark.  Nun  bedenke 
man,  welches  Mass  von  Belehrung  und  Befragung  bei  den  Steuer- 
pflichtigen aufgewendet  werden  muss,  welche  Kosten  und  welcher 
Zeitverlust  für  die  Behörden  wie^  die  Steuerpflichtigen  aus  den 
meist  erforderlichen  protokollarischen  Verhandlungen  erwachsen, 
wobei  zudem,  wie  Fiiisting  ausdrücklich  hervorhebt,  die  Schatten- 
seiten der  überwiegenden  Geschäftserledigung  durch  die  Subaltern- 
beamten in  voller  Schärfe  hervortreten.  Aus  der  UnvoUständig- 
keit,  Unsachlichkeit  und  Unrichtigkeit  der  Verhandlungen  erwächst 
dann,  wie  Fiiisting  weiter  ausführt,  die  unerträgliche  Wiederholung 
und  Häufung  von  Vernehmungen  mit  Kosten  und  Verlusten  für 
die  Pflichtigen  und  mit  Geschäftsüberlastung  der  Behörden.  Weiter 
kommen  gerade  bei  diesen  kleinen  Einkommen  die  überaus  häufi- 
gen Zwangsvollstreckungen  und  Rechtsmittel-Einlegungen  in  Frage. 
Ueberlegt  man  dies,  so  wird  man  leicht  ersehen,  dass  kaum  für 
die  Wirtschaft  des  Staates  selbst,  jedenfalls  aber  nicht  für  die 
Volkswirtschaft  irgend  ein  Netto-Erfolg  der  Durchschnitts-Steuer- 
veranlagung von  8  Mark  verbleibt.  Fiiisting  schliesst  denn  auch, 
indem  er  noch  die  höchst  ungleichmässige  und  vielfach  übermäs- 
sige Veranlagung  besonders  der  kleinen  Landwirte  und  Gewerbe- 
treibenden hervorhebt,  mit  dem  Verdikt,  dass  die  erzielten  finan- 
ziellen Erfolge  bei  diesen  Steuerstufen  im  schärfsten  Missverhältnisse 
zu  der  Vergeudung  von  Kosten  und  Arbeit  sowohl  bei  den 
Steuerbehörden  als  den  Pflichtigen  stehen. 

Bis  zur  Höhe  des  Existenzminimums  von  1500  Mark  habe 
ich  hienach  seitens  eines  hervorragenden  Theoretikers  und  Prakti- 
kers den  Nachweis  der  Widersinnigkeit  der  direkten  Besteuerung^). 


1)  Die  Erfahrungen,  welche  sich  aus  der  Anwendung  des  §  23  Abs.  3  des  neuen 
preussischen  Einkommensteuergesetzes  vom  19.  Juni  1906  auf  die  Besteuerung  des 
Arbeiterhaushalts  ergeben  haben,  sind  m.  E.  ein  weiterer  wirkungsvoller  Beleg  dafür, 
dass  man  überhaupt  auf  die  direkte  Besteuerung  des  massigen  Arbeitseinkommens  ver- 
zichten muss.  Durch  die  erwähnte  Bestimmung  sind  die  Arbeitgeber  verpflichtet  wor- 
den, die  Löhne  ihrer  Arbeiter  anzugeben.  Es  hat  sich  nun  ergeben  ,  dass  vielfach 
die  Löhne  des  Arbeiters  früher  zu  niedrig  eingeschätzt  und  namentlich  der  Arbeits- 
verdienst der  Ehefrau  nicht  berücksichtigt  oder  zu  gering  geschätzt  war.  Es  ist  also 
damit  die  bisherige  starke  Ungleichmässigkeit  in  der  Erfassung  der  kleinen  Einkom- 
men überzeugend  dargetan.  Weiler  aber  ergibt  sich  m.  E.  daraus  noch  eindring- 
licher als  bisher  die  Notwendigkeit ,  solche  Arbeitereinkommen  von  direkter  Steuer 
freizulassen ;    denn   zum    gerechten   Aerger    des    kleinen   Mannes    über    die  Bemühung 
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Sollte  nicht  recht  viel  von  dem,  was  gegen  die  direkte  Besteuerung 
der  Einkommen  bis  1500  Mark  spricht,  auch  noch  für  die  Be- 
steuerung der  Einkommen  bis  zu  2000  und  selbst  3000  Mark 
sprechen  ? 

Erwägt  man  dazu  noch  weiter,  dass  die  kleinen  Einkommen 
immerhin,  wenn  auch  endgültig  nicht  in  dem  Masse,  wie  dies 
gewöhnlich  berechnet  und  behauptet  wird,  an  der  indirekten  Be- 
steuerung teilnehmen,  so  wird  man  wohl  für  die  starke  Beschnei- 
dung der  Einkommensbesteuerung  nach  unten,  und  zwar,  wie  ich 
hoffe,  für  die  Einkommensteuerfreiheit  der  Einkommen  bis  zu 
3000  Mark  sich  aussprechen.  In  einer  neueren  Schrift:  Finanz- 
politische Zeit-  und  Streitfragen,  herausg.  von  B.  Fiiisting,  Heft  2. 
Das  Gesamtsteuersystem  in  Reich,  Staat  und  Gemeinde  in  Ver- 
bindung mit  der  Reichsfinanzreform  ^)  kommt  Fiiisting  auf  den 
Vorschlag  zurück,  die  Grenze  für  den  Beginn  der  Steuerpflichtig- 
keit wesentlich  höher  (als  bisher),  etwa  beim  Einkommen  über 
1200  oder  besser  noch  über  1500  Mark«  zu  ziehen.  Doch  be- 
gründet er  diesen  Vorschlag  in  dieser  neueren  Schrift  weniger 
steuertechnisch,  wie  in  dem  oben  erwähnten  älteren  Buch,  als 
vielmehr  steuerpolitisch.  Er  meint,  wenn  auch  der  Mindestbetrag 
des  notdürftigsten  Lebensunterhalts  in  Deutschland  mit  900  Mark 
nicht  gerade  unrichtig  bemessen  sei,  so  sei  damit  doch  nicht  der 
starken  Belastung  der  ärmeren  Volksklassen  durch  indirekte  (Zölle 
und  Verbrauchs-)  Steuern  Rechnung  getragen.  Hier  müsse  ein 
billiger  Ausgleich  durch  Hinaufrückung  der  Grenze  für  den  Be- 
ginn der  Steuerpflicht  erfolgen.  Die  Motive  des  Steuertechnikers 
Fiiisting,  wie  sie  oben  dargelegt  sind,  werden  also  hier  vom 
Steuerpolitiker  Fiiisting  ausgeschaltet,  warum  ?  ist  nicht  ersicht- 
lich. Das  Richtige  scheint  mir,  es  für  die  Einkommen  bis  zu 
1500  Mark  bei  den  durchschlagenden  steuertechnischen  Motiven 
für  die  Freilassung  von  der  Einkommensteuer  in  der  Art  zu  be- 
lassen,   dass    solche  hier  im  Uebergewicht  gegenüber  den  gleich- 


und  Aufregung,  die  ihm  durch  die  Steueranforderung  bereitet  wird,  kommt  nun  auch 
noch  die  wechselseitige  sozialpolitisch  gewiss  überaus  unerfreuliche  Verärgerung  von 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  über  die  Feststellung  des  tatsächlichen  Lohnempfangs 
des  letzteren  und  das  ganze  massenhafte  fiskalisch  unrentable  Schreibwerk,  das  damit 
verbunden  ist.  (Man  vgl.  hiezu  den  Aufsatz  von  Bürgermeister  Rodig  in  der  Sozialen 
Praxis  Nr.  16  vom  17.  Jan.  1907,  mit  dessen  steuerpolitischen  Ausführungen  ich  übri- 
gens nur  teilweise  einverstanden  bin.) 
l)  Berlin  1906. 
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falls  massgebenden  steuerpolitischen  Erwägungen  zur  Geltung 
kommen.  Für  die  Einkommen  von  1500  bis  3000  Mark  aber 
wird  man  gleichfalls  Steuerbefreiung  zu  fordern  haben  und  zwar 
mit  der  Massgabe,  dass  hier  zwar  auch  die  steuertechnischen 
Bedenken  noch  in  erheblichem  Masse  walten,  dass  daneben  aber 
die  steuerpolitischen  Erwägungen  ^  im  Uebergewicht  sich  geltend 
machen,  weil  alle  Einkommen  unter  3000  Mark  an  den  öffentlichen 
Lasten  durch  ihre  Mitbeteiligung  bei  Verbrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern in  genügendem  Masse  teilnehmen.  Selbstverständlich 
müsste,  wie  ich  schon  in  meiner  oben  erwähnten  Schrift  von  1902 
(Die  Reichsfinanzreform,  S.  20)  hervorgehoben  habe,  dafür  gesorgt 
werden,  dass  bei  einer  solchen  Hinaufrückung  der  Grenze  direkter 
Besteuerung  die  hienach  nicht  mehr  zu  den  Zahlern  direkter 
Steuern  gehörigen  Personen  im  Mass  ihrer  politischen  Rechte  in 
keiner  Weise  beeinträchtigt  werden.  Plutokratische  Momente 
müssen  in  Zukunft  überall  bei  der  Ausgestaltung  dieser  Rechte 
ausgeschaltet  werden  ;  dann  wird  auch  der  jetzt  gelegentlich  be- 
stehende Unfug,  durch  Anmeldung  einer  minimalen  Steuerpflicht 
im  Bedürfnisfall  ein  politisches  Wahlrecht  sich  zu  erkaufen,  in 
Wegfall  kommen. 

Ob  die  finanzielle  Möglichkeit  besteht,  alsbald  die  Steuer- 
befreiung von  Einkommensteuer  bis  zur  Grenze  von  3000  Mark 
zur  Durchführung  zu  bringen,  bedarf  weiterer  eingehender  Er- 
wägung und  Prüfung.  Ich  halte  ein  solches  Endziel  der  Entwick- 
lung, mag  es  auch  nur  schrittweise  erreichbar  sein,  für  durch- 
führbar, wenn  das  Reich  wieder  frei  über  die  indirekte  Besteue- 
rung verfügt  und  die  Erbschaftssteuer,  soweit  sie  von  ihm  be- 
schlagnahmt ist,  wieder  frei  gibt  (wie  es  vor  einiger  Zeit  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  seitens  der  Union  zu  Gunsten 
der  Einzelstaaten  geschehen  ist)^),  und  wenn  demgemäss  den 
deutschen  Einzelstaaten  zur  Besteuerung  der  wohlhabenderen 
Schichten  die  allgemeine  Einkommensteuer,  die  Vermögenssteuer 

l)  Allerdings  hat  Präsident  Roosevelt  nieuerlich  in  der  am  3.  Dezember  1906  im 
Senat  und  Repräsentantenhaus  verlesenen  Botschaft  zur  Revision  des  Bundessteuer- 
systems eine  vor  allem  die  Riesenvermögen  treffende  progressive  Erbschaftssteuer  und 
eine  progressive  Einkommensteuer  als  Bundeseinnahmen  befürwortet.  Man  wird  aber 
gut  tun  abzuwarten,  ob  und  in  wie  weit  die  nüchterne  Gesetzgebungspolitik  der  Volks- 
vertretung der  impulsiven  geistvollen  Anregung  des  ausgezeichneten  Staatschefs  zu 
einer  derartigen  bei  den  besonderen  amerikanischen  Verhältnissen  begreiflichen  aber 
prinzipiell  gewiss  nicht  unbedenklichen  Massnahme  Verwirklichung  zu  verschaffen 
geneigt  sein   wird. 
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und  die  Erbschaftssteuer  in  iiirer  gesamten  Ausgestaltung  zur 
Verfügung"  stehen. 

Dass  augenbhckhch  die  Aussichten  für  solche  Wege  der 
Finanzpolitik  gering  sind,  ist  gewiss,  dennoch  aber  muss  meines 
Erachtens  das  Ziel  des  Strebens  darauf  gerichtet  sein. 

Die  bisherigen  Ausführungen  haben  mehrfach  bereits  Gelegen- 
heit gegeben,  einzelne  A.bwege  der  Steuerpolitik  kurz  zu  berüh- 
ren. Es  möge  mir  zum  Schlüsse  gestattet  sein,  in  einer  knappen 
Ueberschau  solche  Abwege,  wie  sie  meines  Erachtens  die  heutige 
deutsche  Steuerpolitik  besonders  charakterisieren ,  übersichtlich 
zusammenzufassen. 

Erstens  und  an  hervorragendster  Stelle  ist  zu  nennen  die 
vollständige  Verkennung  des  Wesens  und  der  Bedeutung  der 
Verbrauchsbesteuerung  und  insbesondere  der  Besteuerung  des 
Massenverbrauchs,  die  in  der  Steuerpolitik  des  Reichs  neuzeitlich 
einen  doppelten  formulierten  Ausdruck  gefunden  hat. 

Die  Verfehmung  der  wichtigsten  Säulen  des  Staatshaushalts 
in  §  6  des  Flottengesetzes  vom  14.  Juni  1900  (wie  schon  vordem 
in  §  8  desselben  Gesetzes  von  1898)  wird  für  alle  Zeiten  ein 
merkwürdiges  Denkmal  eigenartigster  steuerpolitischer  Aufifassung 
verbunden  mit  kleinlicher  Idee  der  Zweckbesteuerung  bleiben. 
Dieser  Paragraph  lautet : 

Insoweit  vom  Rechnungsjahre  1901  ab  der  Mehrbedarf  an 
fortdauernden  und  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  Etats 
der  Marineverwaltung  den  Mehrertrag  der  Reichsstempelabgaben 
über  die  Summe  von  53  708000  Mark  übersteigt  und  der  Fehl- 
betrag nicht  in  den  sonstigen  Einnahmen  des  Reichs  seine 
Deckung  findet,  darf  der  letztere  nicht  durch  Erhöhung  oder 
Vermehrung  der  indirekten,  den  Massenverbrauch  belastenden 
Reichsabgaben  aufgebracht  werden. 

Ein  nicht  minder  bedenkliches  Seitenstück  zu  dem  angeführten 
§  6  des  Flottengesetzes  stellt  die  tatsächliche  Erschütterung  der 
Kommunalfinanzen  dar,  die  in  §  13  des  Zolltarifgesetzes  vom  25.  De- 
zember  1902  enthalten  ist,  und  lautet: 

Für  Rechnung  von  Kommunen  oder  Korporationen  dürfen 

vom    I.  April    19 10    ab    Abgaben    auf  Getreide,    Hülsenfrüchte, 

Mehl  und  andere  Mühlenfabrikate,    desgleichen  auf  Backwaren, 

Vieh,  Fleisch,  Fleischwaren   und  Fett  nicht  erhoben  werden. 

Auf  die  Erhebung  von  Abgaben  von  dem  zur  Bierbereitung 
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bestimmten  Malze  seitens  der  Kommunen  findet  diese  Bestim- 
mung keine  Anwendung. 

Der  steuerpolitische  Abweg,  zu  dem  die  Aufrechterhaltung 
solcher  Auffassung  —  wenn  auch  mit  gelinder  Abschwächung 
gegenüber  Bier  und  Zigaretten !  — ^^'  geführt  hat,  ist  die  für  jeden, 
der  nicht  Kenner  unserer  komplizierten  deutschen  Parteiverhält- 
nisse ist,  geradezu  unbegreifliche  Tatsache,  dass  auf  die  Heran- 
ziehung des  Verbrauchs  aller  anderen  Tabakfabrikate  als  gerade 
der  Zigarette  zu  erhöhter  Verbrauchsbesteuerung  bei  der  Durch- 
führung der  grossen  Reichsfinanzreform  verzichtet  worden  ist,  um 
so  unbegreiflicher,  als  man  für  die  Zigarette  zur  Fabrikatsteuer 
griff,  deren  Einführung  für  die  sonstigen  Tabakfabrikate  weitaus 
den  Hauptbetrag  der  erforderlichen  neuen  Steuern  liefern  konnte. 

Zweitens  ist  als  Folgewirkung  des  an  erster  Stelle  er- 
wähnten Abwegs  zu  nennen  die  Belastung  des  Eisenbahn-  und 
Postverkehrs  im  Sinn  einer  im  Gegensatz  zu  den  allgemeinen 
wirtschaftspolitischen  Interessen  stehenden ,  in  ihrer  effektiven 
finanziellen  Wirkung  überdies  sehr  problematischen  Verkehrsver- 
teuerung. 

Drittens  ist  als  weitere  Folgewirkung  der  allgemeinen 
steuerpolitischen  Auffassung,  wie  solche  namentlich  im  Deutschen 
Reichstag  massgebend  geworden  war,  die  Herübernahme  der  Erb- 
schaftssteuer aus  der  ausschliesslichen  Finanzgewalt  der  Einzei- 
staaten  in  jene  des  Reichs  und  damit  die  Erschwerung  einer  ge- 
sunden Entwicklung  der  Landesbesteuerung  zu  nennen  —  gleich- 
falls ein  bedenklicher  steuerpolitischer  Abweg. 

Unabhängig  von  den  Besonderheiten  der  Entwicklung  der 
deutschen  Reichssteuerpolitik  scheint  mir  viertens  ein  steuer- 
politischer Abweg  in  jener  Ueberschätzung  der  direkten  Besteue- 
rung zu  liegen,  die  solche  auch  für  die  kleinen  Einkommen  als 
zutreffend  erachtet.  Bestände  nicht  in  manchen  Ländern  die 
Verquickung  der  direkten  Steuerzahlung  mit  dem  Wahlrecht  — 
bei  der  es  doch,  wie  oben  schon  angedeutet,  auf  die  Dauer,  an- 
gesichts der  Vernachlässigung  der  Intelligenz  im  gleichen  Zu- 
sammenhang, nicht  bleiben  kann  — ,  so  müssLe  d'-'^  Ueberzeugung, 
dass  es  unerträglich  ist,  bei  Einkommen  von  looo  und  weniger 
Mark,  ja  selbst  bis  zu  2000  und  3000  Mark,  den  ganzen  Apparat 
der  Steuererklärung,  der  Beanstandung,  der  eventuellen  Beschwerde 
u.  s.  w.  spielen  zu  lassen,  und  zwar  unter  Umständen,  die  den 
Beteiligten   auch  bei  bestem  Willen  ein  korrektes  Verhalten  sehr 
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erschweren  —  eine  allgemeine  werden.  Ich  Icann  nur  wiederholen: 
Wen  das  Reich  in  der  Sozialversicherung  als  zuschussbedürftig 
anerkennt  für  Versicherungszwecke,  dem  darf  der  Staat  keine 
direkte  Steuer  abnehmen.  Eine  so  gestaltete  Einkommensteuer 
wird  eine  innerlich  berechtigte  Besteuerung  der  leistungsfähigeren 
Minorität  sein,  weit  gerechtfertigter,  als  z.  ß.  die  Besteuerung  der 
Minorität  der  Zigarettenraucher!  Als  Statistiker  freilich  müsste 
ich  es  bedauern,  wenn  die  offizielle  Einkommensteuerpyramide 
erst  mit  3000  Mark  anfinge,  als  Sozial-  und  Finanzpolitiker  aber 
muss  ich  den  Statistiker  desavouieren. 

Ein  fünfter  Abweg,  der  allerdings  erst  in  weiterer  Ferne 
zu  drohen  scheint,  auf  den  aber  schon  jetzt  ein  gelegentlicher  Aus- 
blick sich  eröffnet,  liegt  in  der  Ueberspannung  der  Progression, 
zumal  bei  der  direkten  Besteuerung  mit  Einschluss  der  Erbschafts- 
besteuerung. Gewiss  war  das  alte  Prinzip  der  Proportionalität 
unzureichend,  gewiss  kann  gerade  die  Abstufung  von  Steuersätzen 
progressiver  Natur  benützt  werden,  um  ein  Stück  berechtigter 
Sozialpolitik  in  die  Steuerpolitik  zu  bringen.  Aber  —  est  modus 
in  rebus.  Es  ist  noch  gar  nicht  lange  her,  dass  in  die  deutsche 
Steuerpolitik  die  »Progression«  im  Gewände  der  »Degression« 
ihren  Einzug  gehalten  hat.  Mit  der  Reichserbschaftssteuer  haben 
wir  nunmehr  schon  einen  tüchtigen  Ruck  vorwärts  gemacht;  in 
gewissen  Fällen  beträgt  sie  25  Prozent  vom  Erwerb!  Nicht,  dass 
ich  dem  Prinzip  der  Progression  an  sich  entgegentreten  möchte 
—  aber  Mass  halten  wird  hier  nötig  sein ;  denn  der  Besitzschutz 
ist  und  bleibt  auch  eine  bedeutsame  Kulturaufgabe  des  Staats. 

Weder  die  Wege  noch  die  Abwege  der  Steuerpolitik  sollten 
im  Vorstehenden  erschöpfend  behandelt  werden;  der  Zweck  der 
Ausführungen  ist  erfüllt,  wenn  sie  da  und  dort  Anlass  zu  Neu- 
überlegung durch  Altüberlegung  vermeintlich  unabänderlich  kon- 
solidierter Anschauungen  geben. 
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DIE   REFORM   DER    DIREKTEN    STEUERN  IN 
FRANKREICH. 

VON 

P.  G.  HOFFMANN. 


I. 

Am  7.  Februar  dieses  Jahres  hat  der  französische  Finanz- 
minister Caillaux  der  Deputiertenkammer  das  Projekt  einer  Steuer- 
reform vorgelegt,  das  nicht  nur  wegen  seiner  finanztechnischen 
Eigenart,  sondern  auch  wegen  seiner  pohtischen  Bedeutung  sich 
weit  über  die  vielen  Steuerprojekte  erhebt,  die  die  letzten  Jahr- 
zehnte in  Frankreich  gebracht  haben,  und  daher  verdient,  über 
die  Grenzen  des  Landes  hinaus  beachtet  zu  werden. 

Der  erste  Artikel  dieses  Gesetzentwurfs  lautet:  Mit  Inkraft- 
treten des  gegenwärtigen  Gesetzes  werden  ausser  Hebung  gesetzt : 

1.  die  Grundsteuer  von  bebautem  Eigentum, 

2.  die  Grundsteuer  von  unbebautem  Eigentum, 

3.  die  personelle  und  Mobiliensteuer, 

4.  die  Tür-  und  Fenstersteuer, 

5.  die  Patentsteuer. 

Das  sind  die  alten  direkten  Steuern,  die  seit  der  französi- 
schen Revolution  das  finanzielle  Rückgrat  für  das  Budget  gebil- 
det haben.  Ihr  Gesamtergebnis  einschliesslich  der  Zuschläge  für 
IDepartements-  und  Gemeindebedarf  beziffert  sich  für  das  Jahr  1905 
auf  954,5  Millionen  F'rancs. 

Aber  der  Gesetzentwurf  beschränkt  sich  nicht  auf  die  Abschaf- 
fung des  alten  Systems  der  direkten  Steuern.  Er  plant  auch  eine 
wesentliche  Umgestaltung    der  bestehenden  Abgaben   \on  Wert- 
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papieren  in  Form  von  direkten,  Umsatz-  und  Stempelsteuern. 
Wenn  man  den  Finanzbedarf  für  lokale  Zwecke  in  Absatz  bringt, 
so  handelt  es  sich  darum,  an  Stelle  in  Fortfall  kommender  Staats- 
einnahmen von  jährlich  690  Millionen  Francs  eine  Steuer  nach 
einheitlichem  System  neu  zu  formen.  Noch  niemals  sind  die  Be- 
strebungen zur  Umgestaltung  des  Systems  der  direkten  Steuern 
seit  der  französischen  Revolution  in  so  radikaler  Weise  in  einem 
Gesetzentwurf  zur  Vorlage  gebracht  worden. 

Seit  Jahrzehnten  ist  ein  umfassendes  Material  in  Projekten 
vmd  Kommissionsverhandlungen  für  eine  solche  Reform  zusammen- 
getragen worden,  denn  der  Gedanke,  eine  Einkommensteuer  ein- 
zuführen, ist  seit  1871  nicht  zur  Ruhe  gekommen. 

Wenn  wir  die  Kenntnis  des  bestehenden  Systems  der  direkten 
Steuern  in  Frankreich  zur  Voraussetzung  nehmen,  so  sind  wir  da- 
mit der  Darlegung  der  Gründe  enthoben,  die  eine  Reform  dieses 
Systems  so  dringend  fordern.  Näher  liegt  es,  zu  erörtern,  wie  es 
gekommen  ist,  dass  die  französische  Finanzkunst,  die  doch  von 
jeher  den  Ruf  genossen  hat,  im  Aufsuchen  und  Durchbilden  von 
Steuern  aller  Welt  voran  zu  eilen ,  bisher  unvermögend  gewesen 
ist,  dieses  Problem  zu   lösen. 

Die  charakteristischen  Eigentümlichkeiten  des  bestehenden 
Systems  sind  wesentlich  drei :  die  Veranlagung  nach  äusseren 
Merkmalen,  das  Vorherrschen  der  Repartition  und  die  Steuerzu- 
sehläge ,  ausgedrückt  in  Centimes  auf  den  Franken  des  Steuer- 
prinzipals, für  lokale  Bedürfnisse. 

Die  Veranlagung  nach  äusseren  Merkmalen  wird  entgegen 
allen  theoretischen  Erwägungen  und  allen  Fortschritten  der  Steuer- 
technik in  anderen  Ländern  als  eine  nationale  Eigentümlichkeit 
festgehalten.  Es  handelt  sich  hier  um  ein  Stück  historischer  Ent- 
wicklung, die  tief  in  das  Volksbewusstsein  eingedrungen  ist.  So 
wie  in  England  die  Erinnerung  an  die  Kämpfe  um  die  Kornzölle 
ein  unüberwindliches  Misstrauen  gegen  Zölle  auf  Brot  und  Fleisch 
hinterlassen  haben ,  so  hat  in  Frankreich  die  Erinnerung  an  die 
weiter  zurückliegenden,  aber  ungleich  gewaltigeren  Kämpfe  gegen 
behördliche  Willkür  und  für  bürgerliche  Freiheit  eine  festgewur- 
zelte Abneigung  gegen  jedes  inquisitorische  Verwaltungsverfahren 
wach  erhalten. 

»Von  den  Mitteln ,  die  sich  darbieten  zur  Feststellung  der 
Leistungsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen,  bediente  sich  das  Ancien 
Regime  ausschliesslich  dieser  zwei:    der  individuellen  Deklaration 
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der  Pflichtigen  und  der  behördlichen  Enquete  ,  das  heisst  der 
Schätzung  nach  den  Zeugnissen  einer  Gruppe  von  selbst  Steuer- 
pflichtigen ,  deren  Zeugnis  zu  würdigen  sich  die  Beamten  vorbe- 
hielten. Besonders  das  letztere  Verfahren  war  das  vorherrschende. 
Die  Resultate  waren  erbärmliche«,, schreibt  Clamageran,  die  Ge- 
suche der  General-  und  Provinzialstaaten,  die  Gegenvorstellungen 
der  Parlamente,  die  Schriften  der  Publizisten,  die  Korrespondenz 
der  Minister,  die  Memoiren  der  Zeitgenossen  stimmen  darin  über- 
ein, die  ungleiche  Verteilung  der  direkten  Steuern  vom  Mittel- 
alter bis  zum  Jahre  1789  zu  erweisen.  Aus  allen  Dokumenten 
ergibt  sich  eine  Tatsache,  die  einen  Schandfleck  unserer  Geschichte 
bildet:  Die  unablässige  Ueberbürdung  der  Armen  zugunsten  der 
Reichen«^).  Das  war  die  Ursache  der  französischen  Revolution. 
Die  Erinnerung  daran  ist  im  Volke  nicht  erloschen. 

Das  Repartitionsverfahren  widerspricht  nicht  weniger  allen 
Forderungen  der  Gegenwart  und  ist  die  Ursache  der  wachsenden 
Ungleichheiten  geworden.  Seine  Aufrechterhaltung  ist  lediglich 
aus  geschichtlichen  und  politischen  Gründen  zu  erklären.  Dieses 
Verfahren  war  für  Zeiten  politischer  Unruhen  und  grossen  Geld- 
bedarfs ein  unentbehrliches  Mittel,  dem  Staat  ein  im  voraus  ver- 
anschlagtes Mass  von  Einkommen  zu  sichern.  Das  Gemeinde- 
interesse sollte  darüber  wachen,  dass  kein  Steuerpflichtiger  sich 
der  Beteiligung  entzog.  Die  Mitwirkung  der  Selbstverwaltungs- 
körper bei  der  Bemessung  der  Steuerquoten,  die  auf  den  einzelnen 
Bürger  fallen,  war  um  so  wertvoller,  je  geringer  die  Selbstver- 
waltungsbefugnisse im  übrigen  blieben.  Diese  Mitwirkung  ist  im 
Grunde  geringfügig;  denn  die  Beamten  der  Steuerverwaltung  stel- 
len das  Rechenexempel  fest,  an  dem  die  Ratsversammlungen  sehr 
wenig  zu  ändern  vermögen.  Aber  dem  Staat  wird  das  Odium  der 
Steuerbedrückung  genommen  und  der  Selbstverwaltung  eine  Ge- 
legenheit zur  Betätigung  gegeben.  So  hat  die  Einrichtung  dazu 
beigetragen,  den  Napoleonischen  Verwaltungsapparat  trotz  seiner 
Beschwerung  mit  Munizipal-,  Arrondissements-,  Departementsver- 
sammlungen als  gefügiges  Regierungsinstrument  durch  alle  Wand- 
lungen aufrecht  zu  erhalten.  Das  Zwischenglied  de.s  Arrondisse- 
mentsrats  hat  eine  so  geringe  Daseinsberechtigung,  dass  seine 
Beibehaltung  nur  durch  das  Steuerrepartitionsgeschäft  verständ- 
lich wird. 


I  I    Clamageran,    Ilistoirc   de   l'impöt  en  France,   tomc  I,   pat;.   XVH. 
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Die  ersten  Versuche,  eine  Einkommensteuer  einzuführen,  fallen 
in  die  Zeit  der  zweiten  Republik.  Es  handelte  sich  damals  nicht 
darum ,  die  steuertechnischen  Mängel  der  alten  vier  Steuern  zu 
beseitigen ,  sondern  lediglich  um  eine  Verstärkung  der  direkten 
Besteuerung,  entsprechend  der  damals  allgemeinen  Abneigung 
gegen  indirekte  Steuern.  Der  bonapartistische  Finanzminister  Fould 
zog  diese  Vorlagen  sogleich  zurück.  Unter  dem  Kaiserreich  ka- 
men Einkommensteuervorschläge  nur  von  der  radikalen  Linken 
und  wurden  von  der  Regierung  bekämpft.  Auch  nach  dem  Sturz 
Napoleons  III.  stellte  sich  Thiers  den  Einkommensteuerplänen 
entgegen.  Man  fürchtete  luid  fürchtet  in  kapitalistischen  Kreisen 
auch  heute  noch,  dass  mit  dem  Fortfall  der  starren  Formen  die 
direkten  Steuern  eine  Waffe  der  Sozialisten  zur  Beraubung  der 
Reichen  werden  könnten. 

Mit  dem  Gesetz  vom  29.  Juni  1872,  das  die  Besteuerung  der 
Kupons  von  Wertpapieren  im  Wege  der  Einbehaltung  an  der 
Quelle  eingeführt  hatte,  war  ein  Stück  der  englischen  income  tax 
in  das  französische  System  aufgenommen.  Mit  dieser  rudimen- 
tären Einkommensteuer  war  eine  Ungleichheit  mehr  in  das  System 
gekommen  dadurch,  dass  der  Besitz  von  Privatpapieren  mit  Steuern 
belastet,  der  von  Staatspapieren  aber  frei  gelassen  war.  Damit 
war  auch  die  Frage  der  Steuerfreiheit  der  französischen  Rente 
aufgerollt ,  und  die  Besteuerung  des  Einkommens  aus  fremden 
Staatspapieren  musste  als  gerechte  Konsequenz  erscheinen.  So 
wurde  das  Einkommensteuerproblem  mit  dem  Problem  der  Bör- 
sensteuer in  engen  Zusammenhang  gebracht.  Seitdem  ist  das 
Projekt  der  Reform  der  direkten  Steuern  eine  Beunruhigung  für 
den  französischen  Geldmarkt  geblieben,  —  gewiss  eine  nicht  zu 
übersehende  Erklärung  dafür,  dass  Jahrzehnte  lang  alle  Versuche 
gescheitert  sind,  auch  nur  partielle  Verbesserungen  im  Sinne  einer 
Einkommensteuer  in  Gang  zu  bringen. 

Denn  die  Frage  hat  seit  1872  unter  keinem  Ministerium  ge- 
ruht. Politiker  wie  Gambetta,  Männer  der  Wissenschaft  wie  Leon 
Say  versuchten  sich  daran.  Leon  Say  schlug  als  Finanzminister 
1875  vor,  die  Gebäudesteuer  als  Ouotitätssteuer  aus  der  Grund- 
steuer herauszunehmen;  erst  1890  wurde  diese  Aenderung  Gesetz. 
Von  1876  bis  1882  gelangten  zwanzig  Einkommensteuerprojekte 
an  die  Deputiertenkammer  ^).    Im  Jahre    1886  setzte  die  Kammer 

i)  Nach  den   Motiven  zum   Projekt  Feytral  1888. 
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in  das  Finanzgesetz  die  Bestimmung  ein:  Vom  i.  Juli  1887  wird 
eine  Einkommensteuer  erhoben.  Sie  kam  aber  nicht  zustande. 
1892  bestimmte  ein  Gesetz  vom  18.  Juli,  die  Tür-  und  Fenstersteuer 
solle  von  1894  ab  in  P'ortfall  kommen.  Aber  als  der  Termin  heran- 
kam, war  kein  Ersatz  vorhanden,  und  die  Steuer  wird  noch  heute 
weiter  erhoben.  Die  gründlichste  Vorarbeit  zur  völligen  Umge- 
staltung" des  Systems  wurde  von  einer  ausserparlamentarischen 
Kommission  1894  geschaffen,  deren  Verhandlungen  in  zwei  Bän- 
den veröffentlicht  sind^).  Diese  Kommission  entwarf  eine  Klassi- 
fikation aller  Einkommenpartialen  nach  englischem  Muster,  aber 
unter  Verwerfung  der  Deklarationspflicht.  Diesem  Projekt  folgend 
legte  der  Finanzminister  Cochery  1897  einen  Gesetzentwurf  vor. 
Aber  er  konnte  sich  nicht  dazu  entschliessen,  eine  Arbeitsrenten- 
steuer einzufügen,  welche  die  Deklarationspflicht  erfordert  hätte, 
und  setzte  dem  Ganzen  wieder  als  Ausgleich  eine  Wohnungs- 
steuer auf.  Unmittelbar  vorher  hatte  sein  Amtsvorgänger  Dounier 
einen  Entwurf  vorgelegt,  der  mit  allen  französischen  Traditionen 
brach  und  sich  nach  Miquelschem  Vorbild  den  Deklarationszwang 
aneignete.  Der  Kommissionsbericht  verwarf  diesen  Vorschlag  als 
appareil  formidable  de  vexations  et  d'arbitraire -). 

Nach  dem  Projekt  Cochery  sind  noch  zwei  neue  Einkommen- 
steuerentwürfe von  der  Regierung  vorgelegt  worden  :  ein  zweiter 
von  Peytral  1898  und  der  von  Rouvier  1903.  Beide  haben  Teil- 
reformen im  Auge,  die  Einkommensteuer  als  Ersatz  für  Tür-  und 
Fenstersteuer  und  für  Personalmobiliensteuer.  Beide  nehmen  von 
d«r  Deklarationspflicht  Abstand  und  schätzen  das  Einkommen 
nach  äusseren  Merkmalen,  in  erster  Linie  nach  dem  Mietswert  der 
Wohnung.  Sie  haben  das  Problem  der  Lösung  nicht  näher  brin- 
gen können,  sondern  nur  negativ  die  Erkenntnis  befestigt,  dass 
kciin  Einkommensteuersystem,  wie  immer  auch  beschaffen,  der 
Deklarationspflicht  entbehren  kann''). 

Inzwischen  ist  die  Reform  immer  dringlicher  geworden.  Zu- 
nächst aus  Gründen  steuerlicher  Gerechtigkeit.    Die  alten  direkten 

1)  Les  pioces-verbaiix  de  la.  coniniission  extraparlementaiic  de  l'impdt  sur  les 
revenus  1894. 

2)  Dieses  Projekt  ist  ausführlich  dargestellt  von  /}.  Wagner  in  dem  Hrgäiizungs- 
hefi  zum   III.  Teil   der  Finanzwissenschaft. 

3)  Felix  Bonneau^  Les  divers  Modes  d'Impot  general  sur  le  Revenu  proposös 
en  France,  These  pour  le  doctorat ,  Paris  1905  enthält  u.  a.  eine  ausführliclie  Ana- 
lyse des   Kommissionsberichts  von   1894. 
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Steuern,  über  deren  Mangel  an  Ergiebigkeit  von  jeher  Klage  ge- 
führt worden  ist,  sind  in  einer  Weise  erhöht  worden,  die  man 
früher  für  unmöglich  gehalten  hätte.  Der  wachsende  Bedarf  für 
lokale  Zwecke  insbesondere  hat  auf  äusserste  Anspannung  dieses 
Steuermittels  hingewirkt.  Dadurch  sind  die  Missstände  des  Sy- 
stems immer  schärfer  hervorgetreten.  Die  Ungleichheiten  sind  in- 
folge der  schnell  ansteigenden  Kapitalbildung  in  Frankreich  in 
steigendem  Masse  empfunden  worden,  weil  es  so  viele  ganz  steuer- 
freie Kapitalanlagen  gibt.  Die  Entlastung  der  Schwachen  und 
die  stärkere  Heranziehung  der  Kapitalisten  ist  daher  zu  einem 
Programmpunkt  des  radikalen  Ministeriums  Clemenceau  geworden. 
Die  Anhänger  einer  Umgestaltung  der  direkten  Steuern  aus  so- 
zialen Gründen  haben  in  der  radikalen  Linken  eine  starke  Majo- 
rität. Dahinter  steht  das  finanzielle  Interesse.  Alle  Steuerquellen 
sind  ausgeschöpft,  das  Defizit  ist  chronisch  geworden,  und  grosse 
dauernde  Mehrausgaben  stehen  bevor.  Die  radikale  Strömung  in 
Frankreich  drängt  darauf  hin,  die  soziale  Gesetzgebung  ohne  Rück- 
sicht auf  Kosten  in  einer  viel  freigebigeren  Weise  auszubauen, 
als  wir  das  in  Deutschland  kennen  ^). 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  es  wahrscheinlich,  dass  mit  der 
Umgestaltung  des  Systems  der  direkten  Steuern  nicht  länger  ge- 
zögert werden  wird.  Der  Gesetzgeber  steht  aber  vor  der  Not- 
wendigkeit, den  widerstreitendsten  Interessen  Rechnung  zu  tragen. 
Er  soll  Steuern  abschafifen,  die  allzu  drückend  geworden  sind,  er- 
giebig fliessende  Einnahmequellen  für  die  Zukunft  eröffnen  und 
dabei  sozialen  Befürchtungen  Garantien  bieten  und  nationale  Eigen- 
tümlichkeiten schonen.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  es  dabei 
nicht  ohne  vorsichtige  Kompromisse  abgehen  kann.  Der  Finanz- 
minister Caillaux  hat  nun  ein  umfassendes  Reformwerk  in  Vor- 
schlag gebracht,  von  dem  er  selbst  von  vornherein  sagt,  dass  es 
der  Systematik  entbehre. 

Er  hat  unter  Zugrundelegung  der  englischen  income  tax  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  aus  Steuerpartialen  zusammenge- 
stellt, die  alle  Einkommen  proportional  erfassen  sollen.  Aber  in 
jeder  Kategorie  sind  andere  Steuersätze,  andere  Steuerbefreiungen 
und  andere  Veranlagungsmethoden  in  Anwendung  gebracht.  Da- 
durch geht  die  Beweglichkeit    des  englischen   Vorbildes  verloren, 

l)  Es  sei  hier  nur  an  das  Altersversorgungsgesetz  erinnert ,  das  einen  Franken 
täglich  vom  60.  Lebensjahre  ab  als  Mindestversorgung  ansetzt,  aber  aus  linanzielleii 
Gründen  noch   der   Ausführung  harrt. 
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aber  dem  französischen  Bedürfnis  nach  sozialer  Ausgleichung  wird 
besser  Rechnung  getragen.  Demselben  Zweck  und  zugleich  der 
Erschliessung  wachsender  Einnahmen  bei  zunehmendem  Reichtum 
dient  eine  Ergänzungssteuer  als  Ueberbau,  eine  reine  Einkommen- 
steuer von  5000  Fr.  Einkommen  aufwärts,  stark  degressiv  nach 
Miquelschem  Muster  (4 '^0  von  lOQ  ooo  Fr.  Einkommen  aufwärts). 
Die  wesentlichste  Neuerung  aber,  insofern  sie  Aussicht  auf  auto- 
matische Steigerung  des  Staatseinkommens  bietet ,  ist  die  aus- 
nahmslose Besteuerung  aller  Wertpapiere  und  die  Erfassung  des 
Geldmarkts,  dessen  internationale  Bedeutung  für  Frankreich  zugleich 
sorgfältig  gepflegt  werden  soll.  Dass  das  letztere  im  Rahmen  eines 
Einkommensteuergesetzes  geschieht,  das  bestimmt  ist,  an  Stelle 
der  von  den  Physiokraten  überkommenen  Gesetzgebung  zu  treten, 
ist  ein  beredtes  Zeugnis  dafür,  wie  zähe  sich  die  Ueberlieferungen 
der  französischen  Revolution  ein  Jahrhundert  lang  gegen  zeitge- 
mässes  Fortschreiten  des  Steuerwesens  mit  der  Entwicklung  des 
Wirtschaftslebens  gesträubt  haben. 

II. 

Das  Finanzprojekt  des  Ministers  Caillaux  zerfällt  in  drei  Teile 
von  denen  der  erste  die  allgemeine  Einkommensteuer,  der  zweite 
die  Ergänzungssteuer,  der  dritte  die  Neuregelung  der  Stempel- 
und  Umsatzsteuer  für  Wertpapiere  behandelt. 

Die  allgemeine  Einkommensteuer  unterscheidet 
sieben  Kategorien  steuerbarer  Einkommen,  die  sich  sogleich  in 
drei  Gruppen  scheiden  lassen,  nämüch: 

a.  Einkommen  aus  Kapitalrenten,  das  sind: 

1.  Einkommen  aus  bebautem  Grundbesitz, 

2.  Einkommen  aus  unbebautem  Grundbesitz, 

3.  Einkommen  aus  mobilem  Kapital; 

b.  Einkommen  aus  dem  Zusammenwirken  von  Kapital  und 
Arbeit,  nämlich : 

4.  Ertrag  aus  Handel  und  Industrie,  aus  Notariats-  und 
Anwaltsgebühren  ; 

5.  Ertrag  aus  Landwirtschaftsbetrieb; 

c.  reines  Fersonaleinkommen  ohne  Kapitalsertrag,  getrennt  in 

6.  Einkommen  aus  Gehalt,  Lohn,  Pension,  Lebensrente, 

7.  Einkommen  aus  freier  Erwerbstätigkeit  oder  irgend  wel- 
cher in  den  vorangehenden  Kategorien  nicht  unterzu- 
bringender gewinnbringenden  Beschäftigung. 
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Um  das  fundierte  Einkommen  schärfer  zu  treffen  als  das  un- 
fundierte, unterliegt  die  Gruppe  a  einer  4prozentigen,  die  Gruppe  b 
einer  3^/2prozentigen  ,  die  Gruppe  c  einer  3prozentigen  Besteue- 
rung. In  dieser  Differenzierung  kommt  das  Festhalten  der  Ein- 
kommensteuerpartialen  als  Ertragssteuern  zum  bestimmten  Aus- 
druck. Aber  noch  deutlicher  sprechen  sich  darüber  die  Bestim- 
mungen aus ,  die  in  den  einzelnen  Kategorien  die  Steuerobjekte 
umgrenzen. 

Grundbesitz  (Kat.  i  und  2)  ist  nicht  steuerpflichtig,  wenn  er 
unproduktiv^  ist.  Damit  ist  die  in  Deutschland  im  Fortschreiten 
begriffene  Anschauung  abgewiesen,  dass  nicht  nur  reelles,  sondern 
auch  virtuelles  Einkommen  der  Besteuerung  unterliegen  müsse.  In 
bezug  auf  das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  und  Gebühren 
heisst  es  ausdrücklich:  »das  steuerbare  Einkommen  wird  gebildet  aus 
dem  Ueberschuss  der  Bruttoeinnahme  über  die  mit  der  Ausübung  des 
Gewerbes  verknüpften  Ausgaben  \  Man  braucht  also  in  Frankreich 
nicht  zu  befürchten,  einen  Park,  ein  Gemälde,  ein  kostbares  Fa- 
milienkleinod besteuert  zu  sehen,  ebenso  wenig,  wie  die  blosse 
Fähigkeit,  als  Anwalt  oder  Arzt  zu  praktizieren,  mit  Steuern  be- 
droht sein  wird.  Nur  das  wirkliche ,  dem  Volksbewusstsein  als 
Einkommen  verständliche  Erträgnis  aus  Einkommensquellen  soll 
besteuert  werden.  Die  Einkommensquellen  aufzudecken  ist  un- 
möglich, wenn  man  von  äusseren  Merkmalen  ausgeht.  Die  Besei- 
tigung der  Besteuerung  nach  äusseren  Merkmalen  ist  daher  Vor- 
aussetzung des  neuen  Systems.  Vier  direkte  Steuern  neuer  Art 
(Kat.  3,  5,  6,  7)  treten  an  Stelle  der  alten  Steuern,  die  Wohnun- 
gen, Türen  und  Fenster  als  Massstab  der  Steuerfähigkeit  ansehen. 
Die  universelle  Erfassung  und  Besteuerung  des  Einkommens  aus 
mobilem  Kapital  bildet  den  Kernpunkt  des  ganzen  Projekts,  für 
den  Finanzminister  als  Steuerquelle  der  Zukunft,  für  die  radikalen 
Anhänger  der  Reform  als  sozialistische  Einfallspforte  im  Kampf 
gegen  die  kapitalistische  Gesellschaft. 

Das  Gesetz  vom  29.  Juni  1872  belegt  mit  einem  3  prozen- 
tigen  (seit  1890  4prozentigen)  Steuersatz,  —  der  embehalten 
wird  bei  der  Auszahlung  — ,  alle  jährlichen  Erträge  (Zinsen,  Divi- 
denden etc.)  französischer  und  auswärtiger  Wertpapiere ,  die 
emittiert  sind  von  Departements,  Gemeinden,  öffentlichen  Anstal- 
ten, industriellen  oder  sonstigen  Unternehmungen.  Diese  Steuer 
wird  als  indirekte  durch  die  Verwaltung  des  Enregistrements  ein- 
gezogen. Von  nun  ab  soll  diese  selbe  Steuer  als  Einkommen- 
steuer in  der    bisherigen   Weise    weiter  erhoben    und    ausgedehnt 
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werden  auf  die  Emissionen  französischer  Kolonien,  auf  alle  von 
fremden  Staaten  ausgegebenen  Werte,  auf  Hypotheken,  Schuld- 
verschreibungen, Depots  und  Kautionen  in  barem  Gelde.  In  allen 
diesen  Fällen  wird  die  Steuer  einbehalten  durch  die  Gesellschaften, 
Bankiers,  Vermittler  oder  Beauftragten.  Die  Zahlstelle  wird  dem 
Staat  gegenüber  steuerpflichtig  und  kommt  dieser  Pflicht  nach 
durch  Abführung  der  Steuerbeträge  an  die  Steuerkasse  oder  durch 
Aufkleben  von  Marken.  Die  einzige  Ausnahme  bilden  die  Renten, 
Obligationen  etc.  der  französischen  Republik.  Diese  sollen  zwar 
derselben  Steuer  unterliegen,  aber  die  Steuer  soll  bei  der  Zins- 
zahlung nicht  einbehalten,  sondern  von  den  Besitzern  solcher  Werte 
nach  besonderen  Bestimmungen  an  den  Staat  gezahlt 
werden.  Damit  soll  dem  alten  Einwände  der  Unzulässigkeit  der 
Besteuerung  der  französischen  Rente  die  Spitze  abgebrochen  wer- 
den. Die  Motive  sagen  darüber:  »Wir  verurteilen  uns  freiwillig 
zu  einer  Komplikation  des  Schreibwerks  und  der  Erhebungsweise, 
um  den  Renteninhabern  zu  zeigen,  dass  die  Steuer  von  ihrem 
Einkommen  erhoben  wird<.  Aus  der  sehr  eingehenden  Erörte- 
rung, die  in  den  Motiven  diesem  Streitpunkt  gewidmet  wird,  ge- 
nügt es  den  folgenden  Satz  hierher  zu  setzen:  »Das  Gesetz  vom 
9.  Vendemiaire  an  VI  hat  das  damals  konsolidierte  Drittel  der 
öfifentlichen  Schuld  von  jeder  gegenwärtigen  oder  zukünftigen  Ein- 
behaltung (retenue) ,  aber  nicht  von  jeder  Steuer  (contribution) 
ausgenommen.  Diese  Disposition  hatte  zum  Zweck,  die  Renten- 
inhaber zu  schützen  gegen  die  Abzüge  der  Quartiers,  die  bei  den 
Ministern  des  alten  Regime  beliebt  waren.  Eine  solche  Bestim- 
mung war  um  so  weniger  überflüssig,  als  sie  in  einem  Gesetz  Auf- 
nahme fand,  das  die  Rente  um  zwei  Drittel  kürzte.  Man  begreift, 
dass  es  im  höchsten  Masse  wichtig  war,  den  Staatsgläubigern 
feierlich  zu  versprechen,  dass  sich  solche  Vornahmen  in  Zukunft 
nicht  wiederholen  sollten.« 

Wir  werden  bei  Besprechung  des  dritten  Abschnitts  erken- 
nen, dass  der  Gesetzentwurf  sich  bemüht  hat,  der  französischen 
Rente  durch  Befreiung  von  Umsatzsteuern  eine  bevorzugte  Stel- 
lung allen  andern  Papieren  gegenüber  zu  wahren. 

In  Kategorie  5  erscheint  die  Besteuerung  des  Einkommens 
aus  Landwirtschaftsbetrieb  ebenfalls  als  eine  Zurücknahme  früher 
zugebilligter  Vorrechte.  Denn  in  dem  kodifizierenden  Gesetz  vom 
15.  Juli  1880  sind  die  Landwirte  ausdrücklich  von  der  Gewerbe- 
steuer ausgenommen.    Und  die  Zusage  der  gegenwärtigen  Regie- 
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rung  lautete  noch  im  vorigen  Jahre :  Der  grossen  ländlichen  De- 
mokratie soll  geholfen  werden.  Aber  es  ist  klar,  dass  solche  Be- 
freiung in  einem  System  nach  dem  Muster  der  englischen  income 
tax  keinen  Raum  hat.  Auch  lässt  sich  aus  den  Motiven  entneh- 
men, dass  von  einer  Mehrbelastung  der  Landwirtschaft  nicht  wird 
gesprochen  werden  können.  Einkommen  aus  Grundrente  imd  Ein- 
kommen aus  dem  Betriebe  stehen  in  nahem  Ueberwälzungsverhält- 
nis  zu  einander.  Bei  dem  ersteren  besagen  die  Motive  :  »Die  neue 
Steuer  hat,  auf  eine  Anzahl  von  Versuchsgemeinden  angewendet, 
Ermässigungen  im  einzelnen  bis  zu  60  %  ergeben.  Im  Durch- 
schnitt stellt  sich  die  Ermässigung  etwa  um  die  Hälfte  der  Steuer 
im  ganzen  heraus.  Da  nun  das  Betriebseinkommen  gleich  dem 
Pachteinkommen  bewertet  wird ,  aber  einem  geringeren  Steuer- 
fusse  unterliegt  (3^/2  %  gegen  4  %) ,  so  ergibt  sich  immer  noch 
eine  durchschnittliche  Gesamtermässigung  der  Steuerlast,  abge- 
sehen von  den  später  zu  besprechenden  Befreiungen  und  ratio- 
nelleren Einschätzungen  für  die  Zukunft. 

Die  Veranlagung  der  Steuern  auf  die  in  sieben 
Kategorien  rubrizierten  Einkommen  will  grundsätzlich  von  äusse- 
ren Merkmalen  absehen  und  sich  der  Inanspruchnahme  der  Dekla- 
rationspfiicht  nur  im  Notfalle  bedienen.  Hier  galt  es  ganz  beson- 
ders, Empfindlichkeiten  zu  schonen ,  an  denen  so  viele  Entwürfe 
gescheitert  sind.  Wir  machen  von  der  Deklaration  nur  Gebrauch«, 
sagen  die  Motive,  »in  solchen  Fällen,  wo  sie  mit  keinerlei  erheb- 
lichen oder  zu  schonenden  Interessen  in  Widerspruch  gerät,  und 
nur  in  bezug  auf  die  Einkünfte,  hinsichtlich  deren  die  Verwaltung 
kein  anderes  Element  der  Feststellung  findet«.  Den  ganzen  Ge- 
setzentwurf durchzieht  nun  das  Bewusstsein  der  Steuerverwaltung, 
über  ein  reiches ,  eigenes  Material  in  dieser  Hinsicht  bereits  zu 
verfügen ,  das  nur  der  laufenden  Vervollständigung  bedarf  und 
das  eigentlich  nur  da  versagt  wo  es  sich  um  Erträge  aus  freier 
Berufstätigkeit,  Uebung  einer  Kunst,  Betätigung  eines  Talents 
handelt. 

Gleich  bei  der  Veranlagung  der  Grundsteuer  verzichtet  das 
Gesetz  daher  auf  die  (in  England  die  Regel  bildende)  Deklara- 
tion und  verwirft  das  alte  Kataster.  Für  jeden  Besitzer  soll  das 
Netto-Einkommen  aus  seinem  in  der  Gemeinde  gelegenen  Grund- 
besitz bestimmt  werden  durch  Schätzung  des  Pachtwerts  der  Grund- 
stücke, die  nach  Fläche  und  Art  (Wald,  Wiese,  Acker,  Garten, 
Gebäude)  anzumelden  sind.    Diese   Abschätzung  nimmt  der  Kon- 
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trolleur  der  direkten  Steuern  vor,  wobei  er  sich  der  Mitwirkung 
einer  Kommission  bedient,  die  in  jeder  Gemeinde  vom  Präfekten  ein- 
gesetzt wird.  Der  Munizipalrat  hat  ein  Vorschlagsrecht,  der  Maire 
ist  stets  Mitglied  der  Kommission.  Aus  Angaben  der  Besitzer  über 
Umfang  und  Natur  der  bewirtschafteten  Flächen,  aus  dem  Inhalt 
der  Pachtverträge,  aus  dem  Ergebnis  stattgefundener  Verkäufe  der- 
selben oder  ähnlicher  Grundstücke,  sowie  nach  Angaben  der  bis- 
herigen Repartiteure  der  alten  Grundsteuer  soll  der  Pachtwert  jeder 
Besitzung  festgestellt  werden.  Diese  Feststellung  soll  in  Zukunft  fort- 
während auf  dem  laufenden  erhalten  werden  durch  Anzeigepflicht 
für  jede  Besitzveränderung  und  Steuereinschätzung  alle  zehn  Jahre. 
Als  steuerbares  Nettoeinkommen  werden  ^/s  des  so  veranschlagten 
Pachtwerts  angesetzt.  Dieses  Verfahren  schliesst  sich  eng  an  das  für 
bebaute  Grundstücke  eingeführte  Verfahren  an,  von  dem  seit  1890 
eine  Quotitätssteuer  erhoben  wird  unter  Zugrundelegung  eines 
steuerbaren  Nettoeinkommens  von  ^/^  bei  Wohn-,  ^/s  bei  Fabrik- 
etc.  Gebäuden  des  veranschlagten  Mietswerts.  Eine  solche  Um- 
wandlung der  alten  Grundsteuer  in  eine  Einkommensteuer  vom 
Grundbesitz  ist  dadurch  wohl  vorbereitet,  dass  seit  1898  Mittel  in 
den  P^tat  eingestellt  sind ,  um  Steuerabschätzungen  im  Hinblick 
auf  spätere  Reformen  vorzunehmen. 

Der  Ertrag  aus  Landwirtschaftsbetrieb  wird 
ganz  summarisch  gleich  dem  steuerbaren  Grundeinkommen ,  also 
gleich  ^/s  der  Grundrente  veranschlagt.  Die  Motive  besagen : 
»Nach  der  Meinung  der  berufensten  Volkswirte  kann  man  anneh- 
men, dass  der  Ertrag  aus  dem  Betriebe  in  Frankreich  wenigstens 
gleich,  meistens  höher  ist  als  die  Bodenrente*.  Diese  Annahme 
vertrat  auch  der  Berichterstatter  der  1894er  Kommission,  gestützt 
auf  die  landwirtschaftliche  Enquete  von  1882.  Aber  damals  nahm 
die  Kommission  nur  die  Hälfte  der  Bodenrente  als  Betriebsertrag 
an.  Das  Projekt  Ballue  1883  setzte  gar  nur  7*  ^in.  Das  englische 
Gesetz  bestimmt  ^o  der  Bodenrente  in  England,  ^3  für  schotti- 
sche und  irische  Betriebe.  Es  ist  eben  ganz  unmöglich,  eme  solche 
Schätzung  zu  begründen.  Die  Annahme  eines  relativ  hohen  Be- 
triebseinkommens in  Frankreich  mag  die  Gesamtveranlagung  des 
selbstwirtschaftenden  Landmanns  wegen  des  differenzierten  Steuer- 
fusses  im  ganzen  günstig  beeinflussen. 

Die  Steuerveranlagung  des  Ertrages  aus  Handel  und 
Industrie  gestaltet  sich  sehr  viel  belästigender  als  die  des 
Grundeinkommens.    Auch  hier   wird  die  Abschätzung    vorgenom- 
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men  durch  den  Kontrolleur  der  direkten  Steuern,  der  die  Beihilfe 
einer  Gemeindekommission  von  ähnlicher  Zusammensetzung  wie 
bei  der  Grundsteuer  (statt  Grundbesitzer,  frühere  Gewerbetreibende) 
in  Anspruch  nimmt,  ohne  an  die  Kommissionsbeschlüsse  gebun- 
den zu  sein.  Für  das  Ermittlungsverfahren  ist  noch  folgendes  be- 
stimmt: Die  Steuerpflichtigen  müssen  auf  Verlangen  schriftlich 
alle  Auskunft  geben,  die  erforderlich  ist,  um  die  »materiellen  Be- 
dingungen« der  Ausübung  ihres  Gewerbes  daraus  zu  erkennen. 
Der  Kontrolleur  kann  allein  oder  begleitet  von  Mitgliedern  der 
Kommission  die  Betriebe  w^ährend  der  Arbeitsstunden  besuchen. 
Er  stellt  provisorisch  eine  Schätzung  auf  und  ladet  die  Interes- 
senten ein,  sich  binnen  14  Tagen  dazu  zu  äussern.  Die  Kommis- 
sion nimmt  von  diesen  Aeusserungen  Kenntnis,  verhandelt  münd- 
lich mit  solchen  Pflichtigen,  die  es  wünschen  ,  und  erstattet  dem 
Kontrolleur  ihr  Gutachten. 

Die  Motive ,  die  auch  hier  darauf  hinweisen .  dass  sich  die 
Behörden  von  vornherein  im  Besitz  reichlichen  Materials  befin- 
den (z.  B.  die  Veranlagungen  zur  alten  Patentsteuer ,  die  Erb- 
schaftserklärungen) versprechen  sich  von  dieser  Tätigkeit  der 
Kommission  einen  guten  Erfolg.  »In  der  Regel  wird  aus  den 
freiwilligen  freundschaftlichen  Erörterungen  ein  beiderseitiges  Ein- 
verständnis hervorgehen  und  durch  Betätigung  des  guten  Willens 
allein  ohne  Willkür,  ohne  Pression,  ohne  Inquisition  wird  die  Steuer 
schnell,  wie  sie  sein  soll,  konform  mit  den  wirklichen  Tatsachen, 
wirklich  proportional  dem  Einkommen.«  Gegen  die  Einschätzung 
des  Kontrolleurs  ist  Reklamation  auf  dem  Wege  des  Verwaltungs- 
streitverfahrens zulässig.  Dann  müssen  die  Reklamanten  ihre  Be- 
hauptungen beweisen  durch  Vorlage  regelmässig  geführter  Ge- 
schäftsbücher und  sonstiger  beweiskräftiger  Dokumente.  Wenn 
sie  keine  Auskunft  gegeben  oder  sich  dem  Besuch  des  Kontrol- 
leurs widersetzt  haben,  müssen  sie  die  Kosten  dieses  Reklama- 
tionsverfahrens tragen. 

Die  Veranlagung  wird  nicht  notwendig  alljährlich  wiederholt, 
sondern  nur  so  oft  solches  als  notwendig  erachtet  wird. 

Die  Steuerveranlagung  des  Einkommens  aus  Arbeit 
in  Kategorie  6  legt  dem  Arbeitgeber  erhebliche  Verpflichtungen 
auf  durch  die  vielberufene  inscription  ouvriere,  die  auch  in  Deutsch- 
land jüngst  viel  Staub  aufgewirbelt  hat.  Die  Steuer  wird'  alljähr- 
lich bemessen  nach  dem  Einkommen  des  vorhergehenden  Jahres. 
Jeder  Arbeitgeber    soll    im    Laufe    des    Januar    dem    Kontrolleur 
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Listen  einreichen,  die  Namen  und  Adresse  (!)  der  Personen,  die 
bei  ihnen  im  Lauf  des  vorhergehenden  Jahres  beschäftiijt  sind, 
die  gezahlten  Löhne  und  die  Dauer  der  Beschäftigung  des  ein- 
zelnen enthalten.  Angestellte ,  deren  Bezüge  auf  das  ganze  Jahr 
bezogen  ein  bestimmtes  Mindestmass  nicht  überschreiten  (looo  Fr. 
in  ländlichen  Gemeinden,  2000  Fr.  in  Paris)  brauchen  nicht  in  die 
Listen  eingetragen  zu  werden.  Aber  für  jeden  einzelnen  Fall  der 
Ungenauigkeit  sollen  5  Fr.  Strafe  verwirkt  sein.  Der  Kontrolleur 
setzt  das  steuerbare  Einkommen  hiernach  und  nach  sonstigen  Er- 
kundigungen fest.  Diese  Bestimmungen  werden  voraussichtlich 
als  lästig  und  schwer  zu  erfüllen  lebhaft  bekämpft  werden. 

Bezüglich  des  freien  Einkommens  aus  Kategorie  7 
greift  Zwangsdeklaration  Platz.  Dieselbe  ist  ganz  besonders  ri- 
goros. Die  dem  Kontrolleur  einzureichende  Deklaration  soll  de- 
tailliert die  Einnahmen  des  \ergangenen  Jahres  aufzählen  unter 
Beifügung  aller  nötigen  Belege,  um  die  Genauigkeit  der  Angaben 
prüfen  zu  können.  Ungenaue  Deklaration  hat  die  fünffache  Be- 
steuerung des  nicht  deklarierten  Einkommens  zur  F'olge.  Die 
Steuer  ist  in  der  Gemeinde  fällig,  die  am  i.  Januar  als  Wohnort 
gedient  hat  ^). 

Steuerbefreiungen  und  Ermässigungen  an  der  Basis 
finden  sich  bei  fast  allen  Kategorien,  deren  Steuerveranschlagung 
hier  besprochen  ist.  Grundeigentümer,  die  für  eigene  Rechnung 
wirtschaften  und  keine  andere  Einnahmequelle  haben,  geniessen, 
wenn  ihr  steuerbares  (■'/5)  Einkommen  aus  Grundbesitz 
500  Fr.  nicht  übersteigt,  eine  Steuerermässigung  von  ^5,  "/s  oder 
'^U  der  Steuerquote,  je  nachdem  ihr  Pünkommen  unter  625,  500 
oder  375  Fr.  beträgt.  Landwirtschaftliches  Betriebseinkommen 
wird  nur  insoweit  besteuert,  als  es  den  Mindestsatz  von  1250  P'r. 
übersteigt.  Die  Motive  besagen,  dass  durch  diese  Bestimmung 
von  5,7  Millionen  Betrieben,  die  es  in  P'rankreich  gibt,  5,470000 
steuerfrei  bleiben.  Durch  den  Abzug  dieses  Betrages  von  dem 
P^inkommen  in  jeder  Höhe  wird  die  Proportionalsteuer  zu  einer 
erheblich  abgestuften  Steuer.  Sie  beträgt  z.  B.  für  3000  Fr.  ge- 
schätztes Betriebseinkommen  nicht  105  P^r.  gleich  3^/^  Prozent, 
sondern  nur  61  Fr.  25  c.  (3^:2  von  3000 — 1250),  das  sind  ziemlich 

i)  Das  Einkommen  der  Advokaten  und  Aerzte,  das  jetzt  der  Patentsteuer  unter- 
liegt, gehört  in  diese  Kategorie  7  der  freien  Berufe.  Dagegen  ist  das  Einkommen 
aus  charges  et  offices,  das  sind  Gebühren  der  Notare  und  Anwälte  (avouös)  bei  Ka- 
tegorie 4  —   Handel   und   Industrie   —   untergebracht. 
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genau  2  Prozent  und  für  einen  reichen  Landwirt  mit  10  OOO  Fr. 
Betriebseinkommen  306  Fr.  25  c,  etwa  3  Prozent.  Diese  so  be- 
scheiden kHngende  Freilassung  des  Existenzminimums  ist  daher 
eme  Vergünstigung-,  die  um  so  mehr  ins  Gewicht  fällt,  als  für 
das  Einkommen  aus  Handel  und  Gewerbe  keinerlei  Ermässigung 
vorgesehen  ist. 

Pensionen  und  Lebensrenten  geniessen  ebenfalls  die  Vergün- 
stigung, dass  nur  der  1250  Fr.  übersteigende  Teil  des  Einkom- 
mens besteuert  wird.  Bei  Gehalt  und  Lohn  gilt  dieser  Mindest- 
satz nur  für  Gemeinden  unter  3000  Einwohnern,  er  steigt  auf 
1500  Fr.  (10  000  Einwohner),  1750  (50000  Einwohner)  bis  zu 
2500  Fr.  für  Paris.  Ein  Angestellter  in  Paris  mit  5000  Fr.  Ein- 
nahmen zahlt  also  ebenso  wie  ein  Pensionär  mit  3750  Fr.  Ein- 
nahmen 75  Fr.  Steuer,  nämlich  3  %  von  2500  Fr.  Auch  hier  ist 
die  Steuer  somit  progressiv  und  erreicht  bei  keinem  Gehalt  voll. 
3  %.    (Beispielsweise  bei  10  000  Fr.   2,25  %.) 

Kleine  Kapitalrenten  geniessen  insofern  eine  Steuerermässi- 
gung, als  die  Sparkassenbeträge  nicht  besteuert  werden.  Diesel- 
ben können  im  allgemeinen  nicht  über  looo  Fr.  ansteigen,  und 
niemand  kann  mehr  als  ein  Sparkassenbuch  haben  nach  den  Be- 
stimmungen über  die  Sparkassen,  die  vom  Staat  streng  abhän- 
gig sind. 

Man  bemerkt,  dass  Steuerermässigungen  für  besondere  Fälle, 
die  in  deutschen  Einkommensteuergesetzen  vorgesehen  sind ,  in 
dem  Gesetzentwurf  keinen  Platz  gefunden  haben.  Für  den  Unter- 
halt zahlreicher  Familien  und  für  Schulden  ist  ein  Abzug  nicht 
vorgesehen.  Solche  Lücken  sind  eben  mit  dem  System  der  Ein- 
kommenpartialen  notwendig  verknüpft.  Denn  wie  kann  man  in 
einzelnen  Kategorien  Schuldenabzüge  zulassen,  die  gar  nicht  mit 
dem  besonderen  Einkommensteil  in  Beziehung  stehen  ?  (Bei  der 
Ergänzungssteuer  findet  Schuldenabzug  statt.)  In  welcher  Kate- 
gorie soll  für  eine  grosse  Kinderzahl  Ermässigung  eintreten,  wenn 
der  Steuerpflichtige  Kapitalrente  mit  4  ^o  und  Gehalt  mit  2  %  ver- 
steuert.''  Nichtsdestoweniger  will  man  dieser  Frage  näher  treten; 
es  sind  bereits  verschiedene  Zusatzanträge  in  dieser  Richtung  bei 
der  Kommissionsberatung  der  Deputiertenkammer  gestellt  worden. 

III. 

Der  allgemeinen  Einkommensteuer  ist  eine  reine  Einkommen- 
steuer als  E  r  g  ä  n  z  u  n  g  s  s  t  e  u  e  r  übergeordnet,  die  nur  von  Ein- 
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kommen  über  5000  Fr.  erhoben  werden  soll  und  aus  dem  Ge- 
samteinkommen des  vorhergehenden  Jahres  am  i.  Januar  fällig 
wird.  Nach  einer  Angabe  in  den  Motiven  sind  von  den  10  Millio- 
nen Familienhäuptern,  die  es  in  Frankreich  gibt,  9,5  Millionen  frei 
von  dieser  Steuer,  weil  ihr  Einkommen  unter  5000  Fr.  bleibt.  Die 
Steuerpflicht  des  Familienhaupts  erstreckt  sich  auf  das  eigene 
Vermögen ,  das  Vermögen  der  Frau  und  anderer  dieselbe  Häus- 
lichkeit teilenden  Familienmitglieder.  Jedoch  werden  Kinder  und 
andere  Glieder  der  Familie,  die  ein  unabhängiges  Einkommen  be- 
ziehen, für  sich  veranlagt.  Ausländer,  die  in  Frankreich  wohnen, 
sind  ebenso  steuerpflichtig  wie  Franzosen. 

Ein  ganz  besonderes  Interesse  nimmt  das  Veranlagungsver- 
fahren bei  der  Ergänzungssteuer  in  Anspruch.  Hören  wir  zu- 
nächst die  Motive  darüber :  »Eine  einfache  Zusammenstellung  aus 
den  Rollen  der  verschiedenen  Taxen ,  die  ein  leichtes  ist  für  ein 
System  ineinandergreifender  Dienstzweige  der  Behörde,  gestattet, 
die  verschiedenen  Einkommen  ohne  Willkür  zusammen  zu  stellen. 
Mit  grosser  Genauigkeit,  ohne  irgend  eine  neue  Belästigung  der 
Steuerpflichtigen,  kann  die  Veranlagung  der  Ergänzungssteuer  er- 
folgen. Es  besteht  jedoch  eine  wichtige  Lücke  betreffs  der  mo- 
bilen Werte  (Kategorie  3),  deren  Erträgnisse  an  der  Quelle  er- 
fasst  werden  ohne  namentliche  Listen«.  Das  in  Anwendung  ge- 
brachte Verfahren,  um  diese  Lücke  auszufüllen,  ist  nun  folgendes : 

Für  jede  Gemeinde  wird  eine  Liste  vom  Kontrolleur  der  di- 
rekten Steuern  aufgestellt  über  alle  diejenigen  Personen  ,  die  für 
die  Ergänzungssteuer  in  Betracht  kommen.  Jede  von  diesen  er- 
hält eine  besondere  Aufforderung,  eine  Deklaration  einzureichen 
oder  zu  erklären ,  dass  ihr  Gesamteinkommen  5000  Fr.  nicht 
übersteigt.  Die  Deklaration  bezüglich  des  nicht  aus  mobilen  Werten 
fliessenden  Einkommens  soll  sich  auf  die  Angabe  der  Gemeinde 
beschränken,  wo  die  Veranlagung  erfolgt  ist.  Gleichwohl  müssen 
solche  Einkommensbeträge  einzelner  Kategorien,  die  steuerfrei  ge- 
blieben sind,  weil  sie  nicht  das  freizulassende  Minimum  überstei- 
gen, aufgeführt  werden.  Sodann  muss  Höhe  und  Art  des  Einkom- 
mens aus  mobilen  Werten  nach  einem  vorgeschriebenen  Formu- 
lar aufgeführt  werden.  Auch  das  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer nicht  unterliegende  Einkommen  aus  Bergwerksbetrieb  ist 
hier  mit  aufzuführen.  Zugleich  kann  Abzug  der  Schuldenzinsen 
unter  Beifi-igung  der  nötigen  Belege  gefordert  werden.  Diese  Ge- 
samtdeklarationen den  Gesetzen  gemäss   und   gewissenhaft  aufge- 
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Stellt  zuhaben  nuiss  der  Unterschreibende  auf  Ehre  versichern. 

In  jedem  Kanton  wird  vom  Präfekten  eine  Kommission  ein- 
gesetzt und  zwar  ohne  Mitwirkung  irgend  welcher  Selbstverwal- 
tungsorgane. Diese  Kommission  prüft  die  Deklarationen.  Sie 
kann  die  Steuerpflichtigen  vorladen,  Aufklärungen  von  ihnen  ver- 
langen und  ihnen  den  E  i  d  darüber  auferlegen.  Aber  die  Dekla- 
rationen dürfen  nur  berichtigt  werden,  wenn  der  Beweis  der  Un- 
richtigkeit durch  die  Mittel,  die  dieses  Gesetz  zur  Verfügung  stellt, 
erbracht  ist.  Wenn  die  Kommission  genötigt  ist,  wegen  unzurei- 
chender Mitwirkung  des  Steuerpflichtigen  eine  Deklaration  von 
Amts  wegen  aufzustellen,  so  kann  der  Pflichtige  eine  Herabmin- 
derung seiner  Veranlagung  im  Verwaltungsstreitverfahren  zwar 
herbeiführen,  muss  aber  alle  Kosten  des  Verfahrens  tragen.  Un- 
genaue Deklaration  wird  mit  einer  Strafe  gleich  der  Hälfte 
des  verheimlichten  Einkommens  geahndet. 

Jeder  Steuerpflichtige ,  der  in  der  Steuerrolle  vergessen 
ist  oder,  sei  es  von  Amts  wegen,  sei  es  auf  seine  Deklara- 
tion ,  unzureichend  eingeschätzt  ist ,  bleibt  für  das  dreifache  des 
Betrages  haftbar,  um  den  der  Fiskus  geschädigt  ist.  Verjährung 
tritt  in  zehn  Jahren  ein.  Man  wird  zugeben,  dass  dieses  Verfahren 
an  Rigorosität  nichts  zu  wünschen  übrig  lässt.  Die  Motive  be- 
sagen darüber : 

»Es  handelt  sich  darum,  alle  nützlichen  Vorkehrungen  zu 
treffen,  um  die  Aufrichtigkeit  dieser  Erklärungen  möglichst  zu 
sichern  und  gleichzeitig  die  Interessenten  vor  jeder  Inquisition  zu 
schützen.  Zu  dem  Ende  haben  wir  Abstand  davon  genommen, 
der  Verwaltung  die  ungeheuerlichen  Machtbefugnisse  zu  geben, 
die  sie  in  Preussen  geniesst.  Wir  lassen  nicht  zu ,  dass  unsere 
Beamten  die  Deklarationen  verwerfen  können  auf  Vermutungen 
oder  selbst  auf  einfache  Annahmen  hin ;  dass  es  ihnen  erlaubt 
sei,  wie  auf  der  anderen  Seite  des  Rheines  gestattet  ist,  Recher- 
chen auszudehnen  auf  die  persönlichen  Schriftstücke  des  ein- 
zelnen. 

Der  Steuertarif  setzt  für  Einkommen  über  400  000  Fr.  4  "/o 
fest  und  ist  im  übrigen  stark  degressiv  bemessen,  z.  B. 

5000-  5  500  Fr.  —   10  Fr.  (0,19%)   20001 — 22  ooo  Fr.  —  440  Fr.  (2,1  %) 
loooi  — iiooo  »  —  130    (i,24*J/y)   50001 — 55000  '->     — 1800  >  (3i43  %) 
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IV. 


Die  gegenwärtige  vierprozentige  Steuer  auf  das  Einkommen 
aus  beweglichen  Werten  wird  wesentlich  ergänzt  durch  Stempel- 
und  Umsatzsteuern,  die  von  den  Wertstücken  selbst  (titres),  nicht 
von  dem  Einkommen  aus  denselben  erhoben  werden.  Solche 
Steuern  wirken  sehr  ungleichmässig  und  unrationell,  da  sie  nicht 
auf  die  Höhe  der  Zinsen  Rücksicht  nehmen,  also  die  niedrig  ver- 
zinslichen Werte  höher  belasten  als  die  hoch  verzinslichen.  Die 
solidesten  Papiere  werden  verhältnismässig  am  empfindlichsten 
getroffen,  unsichere  mit  zeitweilig  hohen  Dividenden  werden  re- 
lativ bevorzugt. 

Es  erschien  daher  notwendig,  im  Rahmen  der  neuen  Kapi- 
talrentensteuer hier  eine  Reform  eintreten  zu  lassen.  Diese  Ma- 
terie kompliziert  sich  noch,  wenn  man  die  Besteuerung-  auslän- 
discher Werte  einbezieht,  deren  Zulassung  gegenwärtig  von  einer 
Vorausbezahlung  (abonnement)  abhängig  ist.  Schliesslich  ist  die 
Besteuerung  der  Kupons  auswärtiger  Staatspapiere  in  mehrfacher 
Hinsicht  eine  heikle  Angelegenheit.  Seit  Thiers  1871  für  freien 
Einlass  solcher  Werte  eingetreten  ist  und  durch  seine  erfolgreiche 
Finanzoperation  bei  Bezahlung  der  Kriegsschuld  den  Nutzen 
nachgewiesen  hat,  den  der  Staat  aus  dem  Hereinströmen  fremder 
Anleihen  ziehen  kann,  begünstigt  man  von  Staats  wegen  solche 
Kapitalanlagen  in  Frankreich.  Man  hält  sie  überdies  für  unent- 
behrlich, um  die  Ueberfüllung  des  heimischen  Geldmarkts  mit 
Metall  zu  vermeiden.  Denn  es  stellt  sich  als  unmöglich  heraus, 
die  Frivatersparnisse  im  eigenen  Lande  gewinnbringend  unterzu- 
bringen, weil  der  innere  Industriemarkt  der  gleichbleibenden  Be- 
völkerungszahl wegen  nahezu  stationär  bleibt,  der  äussere  aber 
durch  die  Wirtschaftspolitik  und  dadurch  bedingte  hohe  Inlands- 
preise behindert  ist.  Das  Reformwerk  des  Finanzministers  hat 
sich  daher  zur  Aufgabe  gestellt,  ein  peinliches  Gleichgewicht 
zwischen  französischen  und  fremden  Kaj)italanlagen  aufrecht  zu 
erhalten.  Daneben  war  das  Problem  zu  lösen,  fremde  Staats- 
papiere ebenso  wie  Privat  werte  zur  Besteuerung  heranzuziehen, 
ohne  sie  abzuschrecken,  was  man  bisher  ohne  Verträge  mit  frem- 
den Staaten  kaum  für  durchführbar  gehalten  hatte. 

Der  gegenwärtige  Zustand  ist  folgender ;  Ausser  der  vier- 
prozentigen  Kuponsteuer,  die  in  Zukunft  verallgemeinert  werden 
soll,  wird  erhoben  i.  eine  Stempelabgabe  von  6  Centimes  auf  je 
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100  Fr.  von  dem  Nennwert  aller  französischen  Werte,  gleichviel 
ob  sie  auf  den  Namen  oder  auf  den  Inhaber  lauten.  2.  eine  Um- 
satzsteuer von  20  Centimes  auf  je  100  Fr.  auf  den  wirklichen 
Wert  der  Inhaberpapiere.  3.  Papiere,  die  auf  den  Namen  lauten, 
zahlen  eine  jeweilige  Umsatzabgabe  von  Va^/O'  Das  Projekt  lässt 
nur  diese  letzte  Abgabe  bestehen  und  schafft  die  beiden  vorauf- 
geführten sogenannten  Abonnementsabgaben  ab. 

An  Stelle  dieser  gegenwärtig  auf  den  Stücken  lastenden 
Taxen  werden  Kuponsteuern  eingeführt  und  zwar  2%  auf  Kupons 
von  Namen-  und  Inhaberpapieren  an  Stelle  des  Stempels.  Diese 
2*^0  sollen  den  Emittenten  zur  Last  fallen.  Ferner  5%  auf  Ku- 
pons ausschliesslich  von  Inhaberpapieren  an  Stelle  der  Umsatz- 
steuer. Diese  sollen  alljährlich  zu  Lasten  des  Inhabers  bei  Zah- 
lung des  Kupons  einbehalten  werden.  Die  Gesamtsteuer  zu  Lasten 
des  Zinsempfängers  wird  also  in  Zukunft  sein  4";o  für  die  Be- 
sitzer eines  Namenpapiers,  9%  für  Inhaberpapiere.  Die  den 
Emittenten  zur  Last  fallende  zweiprozentige  Abgabe  wird  bei 
Aktien  in  einer  Kürzung  der  Dividende  zum  Ausdruck  kommen  ; 
bei  Obligationen  wird  sie,  falls  von  Aktiengesellschaften  emittiert, 
auf  die  Dividende  abgewälzt  werden,  bei  Kommunalanleihen  etc. 
dem  Zinsempfänger  überhaupt  unbemerkt  bleiben.  Fest  verzins- 
liche Papiere  werden  also  durch  die  Neuregelung  begünstigt, 
Dividendenpapiere  belastet.  Das  neue  Verfahren  ist  offenbar 
übersichtlicher  und  rationeller  als  das  bestehende. 

Das  bisherige  gilt  für  alle  französischen  Wertpapiere  ein- 
schliesslich der  von  Departements,  Gemeinden  und  Kolonien  aus- 
gegebenen Anleihen,  aber  ausschliesslich  der  eigentlichen  Staats- 
papiere. Diese  letzteren  allein  sind  von  Stempel-  und  Mutations- 
abgaben frei^).  Ihre  Zinsenempfänger  zahlen  nur  in  Zukunft  frei- 
händig 4%   Steuer. 

Wir  kommen  nun  zu  den  ausländischen  Wertpapieren.  Für 
diese  will  der  Gesetzentwurf  alle  bisherigen  Stempel-  und  Umsatz- 
abgaben aufheben.  An  Stelle  derselben  soll  treten  eine  einmalige 
Stempelabgabe  von  2%  des  Werts  der  Stücke  als  Zulassungs- 
gebühr, die  erhoben  wird  durch  Aufkleben  von  Marken  auf  die 
Zertifikate    oder    Titres.     Falls    der  Kurs    zur  Zeit    der  Zulassung 

l)  Diese  Befreiung  bedeutet  ein  weiteres  Anerkenntnis  der  nach  dem  Staats- 
bankrott 1797  gegebenen  Zusagen  für  die  Staalsgläubiger.  Es  wurde  damals  in  einem 
zweiten  Dekret  (22  frimaire  an  VII)  die  Staatsrente  von  jeder  Belastung  durch  das 
Enregibtrement   in  Zukunft   ausgenommen. 
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höher  als  der  Nominahvert  ist,  wird  dieser  höhere  Wert  der 
Stempeltaxe  zu  gründe  gelegt.  Alle  zum  Handel  und  Umlauf  in 
Frankreich  zugelassenen  ausländischen  Papiere  —  gleichviel  ob 
Staatspapiere  oder  andere  —  unterliegen  ausser  der  4prozentigen 
Kuponsteuer  einem  i  prozentigen  Zuschlag  zu  dieser  Steuer,  zahlen 
also  im  ganzen   eine  jährliche  Zinsensteuer  von   5%. 

Unter  der  Annahme  also,  dass  solche  Werte  in  ihrem  Hei- 
matlande ebenso  besteuert  würden ,  wie  französische  Werte  in 
Frankreich  —  4'*yo  —  stehen  sie  im  allgemeinen  den  einheimischen 
auf  dem  französischen  Markte  gleich,  abgesehen  von  der  2^/0  Zu- 
lassungstaxe. 

Die  vorstehenden  Einzelheiten  sind  insofern  von  allgemeiner 
Bedeutung,  als  sie  im  F'alle  ihres  Inkrafttretens  notwendig  zurück- 
wirken müssen  auf  die  Gesetzgebung  anderer  Länder.  Kurz  nach 
Bekanntwerden  des  besprochenen  Gesetzentwurfs  tauchte  in 
Deutschland  die  Nachricht  auf,  man  plane  bei  uns  eine  Erleichte- 
rung des  Börsenverkehrs  in  bezug  auf  ausländische  Werte.  Es 
würde  nur  logisch  sein,  wenn  das  französische  Projekt  zur  För- 
derung dieser  Absicht  beigetragen  hätte. 

Die  Einziehung  der  Steuerbeträge  vom  Einkommen  aus  frem- 
den Kapitalanlagen  ist  in  Anlehnung  an  die  Bestimmungen  des 
französischen  Börsengesetzes  von  1898  in  sehr  einfacher  Weise 
geordnet.  Wie  schon  erwähnt,  sind  alle  Zahlstellen  in  Frank- 
reich, Bankiers,  Wechselagenten  oder  Beauftragte,  verpflichtet,  die 
Steuer  einzubehalten  und  abzuführen.  Alle  Personen,  die  geschäfts- 
mässig  sich  mit  solchen  Zahlungen,  Käufen  und  Verkäufen  be- 
fassen, müssen  beim  Bureau  des  Enregistrements  ihres  Wohnorts 
angemeldet  sein.  Sie  sind  gehalten,  zwei  Register  zu  führen. 
In  dem  einen  werden  nur  solche  Geschäfte  eingetragen,  bei  denen 
Einkassierung  der  Steuer  stattgefunden  hat  unter  laufender  Num- 
mer und  Datum,  Art  des  Wertpapiers.  In  dem  andern  werden 
alle  durchgehenden,  schon  an  anderer  Stelle  besteuerten  Kupons 
vermerkt.  Die  zirkulierenden  Papiere,  die  den  Steuerabzug  er- 
fahren haben,  müssen  stets  begleitet  sein  von  einem  Begleitschein, 
auf  dem  Nummer  und  Datum  desjenigen  Registers  verzeichnet 
ist,  das  die  Einbehaltung  nachweist.  Ueber  Einrichtung  der  Re- 
gister und  Begleitscheine  bestimmt  eine  Vorschrift  der  Steuer- 
behörde. Die  Bankiers  etc.,  die  sich  mit  der  Steuerabführung 
befassen,  können  hiefür  eine  Vergütung  bis  zu  i  Prozent  des 
Steuerbetraefes  \on  der  Behörde  verlangen. 
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In  Frankreich  ansässige  Inhaber  fremder  Wertpapiere,  welche 
die  Einziehung  der  Zinsen  im  Auslande  bewerkstelligen,  müssen 
im  Lauf  der  ersten  drei  Monate  jeden  Jahrs  den  Gesamtbetrag 
solcher  Bezüge  des  vorhergehenden  Jahrs  beim  Enregistrement 
anmelden  und  den  Steuerbetrag  einzahlen.  Die  Zuwiderhandlung 
gegen  diese  Vorschrift  ist  mit  einer  Geldstrafe  im  Betrage  der 
Hälfte  der  im  Auslande  eingezogenen  und  nicht  angemeldeten 
Summen  bedroht. 

Auch  sonst  fehlt  es  nicht  an  Massregeln,  um  die  strenge 
Durchführung  des  ganzen  Verfahrens  zu  sichern.  Den  Bankiers 
werden  Strafen  von  loo  bis  looooo  F'r.  für  Ausserachtlassung 
dieser  Bestimmungen  in  Aussicht  gestellt.  Ein  besonderer  Gesetzes- 
paragraph setzt  fest,  dass  Anzeigen  nicht  nur  der  Steuer-  und 
Zollbeamten,  sondern  auch  der  Gerichts-  und  Sicherheitspolizei 
und  der  Postbeamten  eine  Feststellung  von  Kontraventio- 
nen begründen  sollen.  Alle  Kredit-  und  Bankinstitute,  die  gleich- 
zeitig in  Frankreich  und  im  Auslande  Geschäftsstellen  haben, 
sollen  verpflichtet  werden,  Nachweisungen  zu  führen  über  die 
Personen,  die  von  Frankreich  aus  Geldgeschäfte  mit  dem  Aus- 
lande ausführen  lassen,  sei  es,  dass  sie  Depots  oder  Konten  im 
Auslande  haben,  sei  es,  dass  sie  Wertpapiere  oder  Kupons  dort- 
hin versenden.  Abschriften  von  diesen  Nachweisungen  müssen 
sie  der  Steuerbehörde  auf  Erfordern  einreichen  und  die  Einsicht 
der  Listen  gestatten.  Damit  ist  der  Versuch  gemacht,  die  ge- 
schäftlichen Transaktionen  der  französischen  Kapitalisten  mit  dem 
Auslande  unter  strenge  Aufsicht  zu  stellen. 

Ein  Schlussparagraph  des  ganzen  Gesetzes  sieht  vor,  dass 
die  notwendigen  Bestimmungen  über  die  Anwendung  der  Ge- 
setzesvorschriften durch  Verordnungen  der  Behörden  gegeben 
werden  sollen. 

In  der  Gegenüberstellung  auf  S.  220  ist  die  Bilanz  des  Ge- 
setzentwurfs gegeben. 

Der  hier  skizzierte  Reformplan  der  Regierung  hat  in  der 
Kommission  der  französischen  Deputiertenkammer  —  eine  Diskus- 
sion bei  der  ersten  Lesung  fand  nicht  statt  —  eine  günstige  Auf- 
nahme gefunden.  Man  glaubt,  dass  der  Entwurf  die  Grundlage 
zu  einer  Verständigung  bieten  könne.  Es  scheint,  dass  die  äusserste 
Linke  in  dieser  Frage  mit  der  Regierung  gehen  will. 

Von  Seiten  der  Wissenschaft  wird  der  Minister  Caillaux  von 
\ornherein    nicht    viel    Zustimmung    erwartet    haben.     Denn    der 
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Ertrag  der  Steuern,   die  in  Fortfall   kom- 
men sollen  : 


Millionen 

Frcs. 

Gebäudesteuer                                          91 

A  1: 

Grundsteuer                                               105 

Fersonalmobiliarsteuer                            loi 

Kat, 

Tür-  und  Fenstersteuer                            66 

\ 

(Gewerbesteuer                                           138 

Einkommensteuer  von  beweglichen 

Werten  : 

von  französischen                          7  i 

von  ausländischen                           9 

Stempel-  und  Umsatzsteuern  auf  fran- 

zösische   und    ausländische    Wert- 

» 

papiere                                                    109 

" 

zusammen      buo 


Ertrag  der   Steuern,   die   vorgeschlagen 
werden : 

Millionen 
Frcs. 
gemeine   E  i  n  k  o  m  m  e  n- 
Steuer 

1.  Gebäuderente  96 

2.  Grundrente  50 

3.  Kapitalrente 

a.  französische  Rente  14 

b.  französische  Werte  71 

c.  ausländische  Werte  36 

d.  Schulden,  Depots,  Kau- 
tionen 3 

4.  Handel  und  Industrie  12S 

5.  Landwirtschaftsbetrieb  2  i 
»  6.  Gehalt,  Pension  etc.  18 
»      7.  Freie  Berufe  etc.  6 

E  r  g  ä  n  z  u  n  g  s  s  t  e  u  e  r  120 

Neue  Stempel-  und   Umsatzsteuer  131 

zusammen  694 


Plan,  eine  Einkommensteuer  über  ein  lückenloses  System  von 
Ertragssteuern,  das  sind  partielle  Einkommensteuern,  zu  setzen, 
stellt  eine  Doppelbesteuerung  dar,  so  vollständig,  wie  man  sie 
nur  ausdenken  kann.  Man  hat  auch  nicht  versucht,  die  Ergän- 
zungssteuer anders  zu  rechtfertigen  als  mit  der  Schwierigkeit,  auf 
dem  Wege  der  Besteuerung  nach  englischer  Art  die  erforderlichen 
Summen  aufzubringen.  In  England  ist  eben  die  Vermögensver- 
teilung eine  durchaus  andere  wie  in  Frankreich. 

Im  Jahre  1905  betrug  das  Einkommen  aller  Zensiten  in  Eng- 
land 912  Millionen  Pf.  St.,  das  sind  22,8  Milliarden  Fr.  Davon 
wurden  von  der  Steuer  befreit  die  Plinkommen  unter  160  Pf.  St. 
(4000  Fr.)  im  Betrage  von  293  Millionen  Pf.  St.  oder  7,3  Mil- 
liarden Fr.  Es  unterlagen  der  Besteuerung  619  Millionen  Pf  St. 
oder  15,5  Milliarden  Fr.  In  Frankreich  schätzt  die  Regierung  den 
Gesamtbetrag  aller  Einkommen  auf  22,5  Milliarden  Fr,  und  die 
Einkommen  unter  3000  Fr.  auf  13,9  Milliarden  Fr.  Wenn  man  nur 
diese  steuerfrei  lassen  will,  so  unterliegen  der  Besteuerung  8,0 
Milliarden  Fr.  Dies  ist  der  Grund,  weshalb  man  mit  einer  Km- 
kommensteuer  nach  dem  Muster  der  englischen  in  Frankreich 
nicht  auskommt. 

Als  heftiger  Gegner  der  Reform  ist  vor  allem  Paul  Lcroy- 
Beaulieu  auf  dem  Plan  erschienen.  Er  erblickt  in  jeder  progres- 
siven Einkommensteuer  in  einer  Demokratie  wie  Frankreich  eine 
soziale  Gefahr,  ein  Mittel  zur  Beraubung  der  Besitzenden.  Mit 
gleicher  Schärfe  und  aus  ähnlichen  Gründen  wendet  er  sich  gegen 
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das  Veranlagungsverfahren.  Wenn  man  die  progressive  (oder  stark 
degressive)  Einkommensteuer  für  gefährlich  hält,  so  wird  immer  das 
englische  Vorbild  der  proportionalen  Einkommensteuerpartialen 
noch  die  meisten  Garantien  geben.  Dies  ist  auch  sicherlich  der 
Grund,  der  das  System  in  England  bisher  gegen  alle  Angriffe 
geschützt  hat.  Die  Ergänzungssteuer  in  Frankreich  begegnet  schon 
wegen  ihrer  Aehnlichkeit  mit  dem  deutschen  Vorbild  grossen  Be- 
denken. Andrerseits  drängt  das  Bestreben,  die  Steuerbefreiungen 
und  Steuerermässigungen  an  der  Basis  immer  weiter  auszudehnen, 
auf  die  Notwendigkeit  hin,  die  Ergänzungssteuer  noch  progressi- 
ver auszugestalten.  Man  hofft  die  Einkommen  über  looooo  Fr. 
noch  ergiebiger  heranziehen  zu  können. 

In  bezug  auf  das  formelle  Steuerrecht  ist  ein  starker  fiska- 
lischer Zug  unverkennbar.  Zwar  verwahren  sich  die  Motive  hef- 
tig gegen  den  Verdacht  eines  belästigenden  inquisitorischen  Ver- 
fahrens von  Seiten  der  Behörden;  aber  bei  manchen  Bestimmungen 
wird  doch  zweifelhaft,  ob  nicht  prinzipiell  die  Selbsteinschätzung 
vorzuziehen  sein  würde.  Das  preussische  System  der  Deklarations- 
pflicht ist  wegen  der  wenig  freundlichen  Beziehungen  zwischen 
Steuerfiskus  und  Verwaltungsgericht  stark  in  Verruf  gekommen. 
Solche  Gesetze  werden  immer  nur  beurteilt  werden  nach  dem 
Geist,  in  welchem  sie  zur  Ausführung  gelangen.  Der  Widerstand, 
dem  man  in  Frankreich  der  Umbildung  des  Steuerrechts  entge- 
gensetzt, ist  eben  nur  aus  historischen  Reminiszenzen  abzuleiten^). 

Der  wundeste  Punkt  der  Caillaux'schen  Reform  aber  scheint 
uns  das  Stillschweigen  zu  sein,  mit  der  die  Frage  der  anderwei- 
tigen Regelung  der  Kommunalsteuern  übergangen  ist. 

Caillaux  hat  sich  als  Finanzminister  unter  Waldeck-Rousseau 
als  Anhänger  der  Miquel'schen  Reformen,  insbesondere  der  Ueber- 
lassung  der  alten  Steuern  in  Preussen  an  die  Gemeinden  bekannt. 
Jetzt  wünscht  er  die  Reform  der  Kommunalsteuern  in  Frankreich 
hinauszuschieben.  I}as  würde  einer  Ueberlassung  der  alten 
Steuern  an  die  Gemeinden  gleichkommen.  Aber  es  scheint  kaum 
denkbar,  dass  sich  die  alten  Formen  weiter  erhalten  lassen.  Man 
denke  nur  an  das  Kataster  und  die  unübersehbare  Komplikation 

i)  Inzwischen  ist  das  französische  Misstrauen  gegen  jedes  inquisitorische  Verfah- 
ren der  Behörden  bei  der  Kommissionsberatung  dieses  Gesetzentwurfs  lebhaft  zum 
Durchbruch  gekommen.  Das  Seite  211  dargestellte  Ermittlungsverfahren  ist  abgelehnt. 
Einkommen  aus  Handel  und  Industrie  soll  auch  in  Zukunft  nur  nach  äusseren  Indi- 
zien  abgeschätzt  werden.    (Beschluss  der  Kommission  vom   13.  März.) 
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der  Gewerbesteuer.  Die  hier  zum  Schluss  angefügte  Tabelle  gibt 
ein  Bild  von  der  Entwicklung  der  direkten  Staats-  und  Kommu- 
nalsteuern in  den  letzten  dreissig  Jahren.  Man  wird  daraus 
ersehen,  dass  überall  die  direkten  Kommunalsteuern  stark  dazu 
neigen,  ein  Uebergew-icht  über  die  direkten  Staatssteuern  zu  ge- 
winnen. 

Entwicklung    der    direkten   Steuern  in  Frankreich    seit  1874  'j. 

(Millionen  Francs.) 
I .   .S  t  e  u  e  r  e  r  t  r  a  g  für  den  Staat. 

„        ,  Pers. -Mobil.-        Tür-  und        r-         \      ^  t 

Grundsteuer  e.  tt       ,      .  Gewerbesteuer      Insgesamt 

Steuer  Fenstersteuer 

1874  i73>9  58>i  40:6  119,3  39i>9 

1884  180,3  68,4  46,5  106,5  40i>7 

1894  191,9  87,6  56,4  127,7  463,7 

1904  208,1  97,5  65,0  136,5  507,1 

2.  S  t  e  u  e  r  e  r  t  r  a  g   für  die   Departements  und   Gemeinden. 

Tür-  und        r-         -u     ,.  t 

„  (Gewerbesteuer     Insgesamt 

renstersteuer  * 

1874  158,9  44.0  21,6  52,0  276,5 

1884  188,3  59'5  29,8  63,8  341,4 

1894  203,5  70,7  33.5  60,6  368,2 

1904  230,2  85,1  41,5  84,7  441,5 

3.  G  e  s  a  m  t  s  t  e  u  e  r  e  r  t  r  a  g. 

Pers. -Mobil.-       Tür-  und        ^^         i_     ^  x 

„  Gewerbesteuer     Insgesamt 

Fenstersteuer 

62.2  171,3  668,4 

76.3  170.3  743.1 
89,9                  188,3                  831,9 

106,5  221,2  948,6 


i)  Nach  dem  Annuaire  Statistique  1905,  p.    120* — 122*. 


undsteuer 

Pers.-Mobil.- 
Steuer 

158,9 

44,0 

188,3 

59,5 

203,5 

70,7 

230,2 

85,1 

Grundsteuer 

i  cis.-ivii. 

Steue 

1874 

332,8 

102,1 

1884 

368,6 

127,9 

1894 

395.4 

158,3 

1904 

438.3 

182,6 
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DIE   GESCHICHTLICHE   ENTWICKLUNG    DER 
DEUTSCHEN    ARBEITGEBERORGANISATION. 

VON 

Dr.  GERHARD  KESSLER. 


Mit  der  Einführung  der  Gewerbeordnung  für  den  Norddeutschen 
Bund  vom  21.  Juni  1869  war  endlich  ganz  Deutschland  für  den 
Gedanken  der  Gewerbefreiheit  gewonnen.  Ueberall  in  unserm 
Vaterlande  war  nun  die  alte  Zwangsorganisation  des  Handwerks 
gesprengt,  überall  Raum  für  die  freie  Entfaltung  einer  kapital- 
kräftigen und  unternehmungslustigen  Grossindustrie  gewonnen. 
Die  segensreichen  Folgen  dieser  Befreiung  des  deutschen  Ge- 
werbes von  überlebten  Formen  zu  schildern,  ist  hier  nicht  der  Ort. 
Der  Zusammenhang  zwischen  Deutschlands  wirtschaftlichem  Auf- 
blühen seit  1870  und  der  neuen  Gewerbefreiheit  ist  oft  genug 
betont  worden.  Andererseits  ist  es  unbestreitbar,  dass  die  nord- 
deutsche Gewerbeordnung  von  1869  uralte  Organisationen  unseres 
Volkes,  die  Innungen,  völlig  entwertete,  ohne  neue  Formen  für 
den  Zusammenschluss  und  Zusammenhalt  der  Gewerbegenossen 
zu  schaffen.  Freunde  der  alten  Zeit  haben  es  im  Blick  darauf 
beklagt,  dass  unser  einst  ständisch  gegliedertes  Volk  seit  1869 
sozusagen  »in  Atome  aufgelöst«  sei.  Doch  die  kurze  Frist  von 
37  Jahren  hat  bereits  genügt,  um  den  Pessimismus  solcher  Klagen 
aufs  gründlichste  zu  widerlegen.  In  wenig  mehr  als  einemMenschen- 
alter  haben  die  neuen  Kräfte  des  Wirtschaftslebens,  unterstützt 
durch  die  Koalitionsfreiheit  der  neuen  Gewerbeordnung,  sich  für 
die  reiche  Fülle  ihrer  Bedürfnisse  eine  unabsehbare  Reihe  neuer 
Formen  geschaffen.  Organisationen  sind  aufgewachsen,  von  deren 
Zwecken  man    vor    vierzig  Jahren    noch   nichts    ahnte,    Verbände, 
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mit  deren  Umfang  und  Kraft  keine  Zunft  früherer  Jahrhunderte 
den  Vergleich  wagen  könnte,  Unterstützungsvereine,  Genossen- 
schaften und  Gewerkschaften.  Kartelle,  Ringe  und  Arbeitgeber- 
verbände —  es  gibt  wohl  kein  wirtschaftliches  Ziel  und  Interesse 
mehr,  für  das  nicht  heute  ein  Verband  bestände  oder  erstrebt 
würde,  und  der  Kreis  werktätiger  Männer  und  Frauen,  die  den 
Ruf  -Organisiert  euch<  mit  freudigem  Verständnis  hören  und  be- 
folgen, wächst  noch  von  Tag  zu  Tage. 

Freilich,  wer  ein  Freund  korrekter  Systematik  ist,  muss  im 
Blick  auf  die  bunte  Mannigfaltigkeit  dieser  Organisationen  fast 
erschrecken.  Eben  weil  kein  ordnender  Arm  von  oben  in  die 
grosse  Bewegung  eingriff,  weil  allein  die  Bedürfnisse  des  wirt- 
schaftlichen Lebens,  bald  als  kleine  lokale  Beschwerden,  bald  als 
Interessen  von  Millionen  diese  neuen  Vereine  schufen,  darum 
möchten  sie  jeder  Kategorie  spotten.  Unter  den  Verbänden  der 
deutschen  Unternehmer  im  besonderen,  welche  kaum  über- 
sehbare Fülle  schon  der  ZahP )  nach  und  welcher  Reichtum  an 
Formen  vom  Zentralverband  deutscher  Industrieller  oder  von  den 
grossen  Kartellen  für  Kohle  und  Eisen  an  bis  zu  Vereinen  wie 
etwa  dem  »Verbände  der  Brauereien  Stettins«  ^),  dessen  einziger 
Zweck  es  1903  war,  »der  Kundschaft  Eis  nicht  mehr  zu  ge- 
währen«! Natürlich  fehlt  es  nicht  an  Gesichtspunkten,  unter  denen 
sich  diese  Massen  einigermassen  ordnen  lassen.  Rein  formal 
liegt  schon  die  Scheidung  zwischen  Zwangsverbänden  (Berufs- 
genossenschaften, Zwangsinnungen  etc.)  und  freien  Organisationen 
nahe.  Eine  Gliederung  in  Vereine  mit  allgemeinen  (wirt- 
schaftlichen, technischen,  sozialpolitischen)  Zwecken  und  Vereine 
mit  eigner  geschäftlich  er  Tätigkeit  (Kartelle  etc.)  dürfte 
in  der  Praxis  oft  versagen.  Beachtenswerter  scheinen  mir  dagegen 
KuleniaJins  Unterscheidungen^).  Die  Tätigkeit  des  gewerblichen 
Unternehmers,  so  setzt  er  auseinander,  ist  einerseits  anbietend 
oder  verkaufend,  soweit  es  sich  nämlich  um  die  Produkte  seiner 
Unternehmung  handelt,  andererseits  abnehmend  oder  kaufend, 
soweit  es  sich   um  die  Beschaffung  der  Rohstoffe  und  Hilfskräfte 

1)  Das  1903  vom  Reichsamt  des  Innern  herausgegebene  »Verzeichnis  der  im 
Deutschen  Reiche  bestehenden  Vereine  gevverbhcher  Unternehmer«  ist  ein  Band  von 
928  Seiten,  obwohl  es  Kartelle ,  Syndikate ,  Konventionen ,  Innungen ,  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  gar  nicht  verzeichnet ! 

2)  »Verzeichnis«  etc.  S.  414. 

3)  »Gewerkschaftsbewegung«,   S.  517. 
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handelt,  deren  er  zu  seiner  Produktion  bedarf.  Dementsprechend 
lassen  sich  die  Anbietervereine,  unter  denen  die  Verkaufs- 
syndikate oder  Kartelle  die  bedeutendsten  sind,  von  den  A  b- 
n  e  h  m  e  r  V  e  r  e  i  n  e  n  sondern.  Unter  den  Abnehmervereinen 
aber  scheiden  sich  wiederum  zwei  Gruppen  :  i.  die  Organisationen, 
die  der  Beschafifung  der  Rohstoffe  und  der  unbeseelten  Hilfskräfte 
(Maschinen  etc.)  dienen,  die  Einkaufsvereine  im  engeren 
Sinne,  2.  die  Verbände,  welche  die  Beziehungen  zu  den  unent- 
behrlichen menschlichen  Hilfskräften  der  Produktion  regeln,  die 
sogenannten  »Arbeitgeber  verband  e«. 

Bevor  ich  fi.ir  diese  Gruppe  von  Unternehmervereinen,  die  der 
besondereGegenstand  dieser  Abhandlung  sein  soll,  eine  eingehendere 
Definition  aufstelle,  muss  ich  noch  darauf  hinweisen,  dass  neben 
der  soeben  gebotenen  systematischen  Gliederung  der 
Unternehmervereine  auch  eine  historische  möglich  ist.  Und 
gerade  diese  historische  Gruppierung  ermöglicht  uns,  von  theo- 
retischen Erwägungen  zu  einer  unmittelbaren  Anschauung  der 
ganzen  Organisationsbewegung  in  der  deutschen  Unternehmer- 
schaft zu  gelangen,  und  damit  den  wesentlichsten  Zug  dieser  Be- 
wegung klar  zu  erkennen,  der  uns  einerseits  die  scheinbar  un- 
zweckmässige Zersplitterung  der  Organisationen,  andererseits  die 
unleugbar  gewaltige  Macht  der  führenden  Kräfte  und  Persönlich- 
keiten zu  erklären  vermag.  Vier  Gruppen  von  Unternehmerver- 
bänden sind  es,  die,  unter  grundsätzlich  verschiedenen  Gesichts- 
punkten entstanden,  auf  deutschem  Boden  einander  geschichtlich 
folgen. 

Die  älteste  Gruppe  möchte  ich  die  der  Verkehrs  vereine 
nennen.  Sie  umfasst  jene  schon  ziemlich  stattliche  Schar  locker 
organisierter  Verbände,  die  von  den  fünfziger  bis  zum  Anfang  der 
siebziger  Jahre  sich  in  einzelnen  Orten  oder  Bezirken  Deutschlands 
zusammenfanden,  um  vor  allem  durch  eine  rührige  Verkehrspolitik 
der  eben  aufstrebenden  Grossindustrie  Wege  und  Lebensraum  zu 
schaffen.  Hierher  gehören  z.  B.  die  bergbaulichen  Vereine  von 
Dortmund  (1858),  Zwickau  (1860),  Oberschlesien  (1861),  Wetzlar 
(1867),  Aachen  (1871),  weiter  zahlreiche  »Handelsvereinc«  z.  B. 
in  Heilbronn,  Stuttgart,  Ulm  (1862),  Augsburg,  Mecklenburg  (1868), 
München  (1869),  sowie  auch  der  »mittelrheinische  Fabrikanten- 
verein« (1869)  und  der  weitbekannte  »Verein  zur  Wahrung  der 
gemeinsamen  wirtschaftlichen  Interessen  in  Rheinland  und  West- 
falen«  (1872).    Der  Zusammenbruch  der  ersten  industriellen  Hoch- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1907.    2.  IC 
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konjunktur  Deutschlands  im  Jahre  1873  gab  dann  den  Anlass  zu 
dem  Auftreten  einer  zweiten  Gruppe  deutscher  Unternehmer- 
verbände, die  ich  als  S  c  h  u  t  z  z  o  1  1  v  e  r  e  i  n  e  bezeichnen  möchte, 
weil  die  Erhaltung  oder  auch  Erkämpfung  schützender  Zoll- 
schranken vorerst  ihr  wichtigstes  Ziel  war.  Genannt  seien  hier 
der  »Verein  süddeutscher  Baumwollihdustrieller«  (1870),  der  »Verein 
deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller  (1874)  und  besonders  seine 
»Nordwestliche  Gruppe«  (1874),  auch  der  »Verein  der  Industriellen 
des  Regierungsbezirks  Köln«  (1881)  und  natürlich  nicht  zuletzt  der 
unermüdliche  Vorkämpfer  dieserGruppe,  der  »Zentralverband  deut- 
scher Industrieller«  (1876).  Das  Jahr  1879  brachte  der  Arbeit  dieser 
Vereine  bekanntlich  durch  den  damaligen  Zolltarif  den  ersten  und 
entscheidenden  Erfolg.  Damit  war  die  deutsche  Grossindustrie 
sozusagen  endgültig  in  den  Sattel  gesetzt  worden.  Nun  musste 
sie  zeigen,  ob  sie  reiten  konnte.  Die  achtziger  und  die  erste 
Hälfte  der  neunziger  Jahre  des  letzten  Jahrhunderts  waren  nicht 
gerade  Zeiten  besonderer  wirtschaftlicher  Blüte.  Aber  hinter  den 
Mauern  des  Schutzzolles  überstand  unsere  Industrie  diese  Zeit, 
indem  sie  jetzt  zur  Erringung  oder  Wahrung  guter  oder  doch 
leidlicher  Preise  die  dritte  Gruppe  ihrer  Organisationen  schuf,  die 
Verkaufsvereine  oder  Kartelle.  Von  260  Kartellen, 
deren  Entstehungszeit  Liefmann  1896  kannte^),  waren  nur  14  vor 
dem  Jahre  1879,  dagegen  210  vor  dem  Jahre  1890  begründet 
worden.  Noch  aber  war  die  Kartellierung  der  deutschen  Industrie 
keineswegs  abgeschlossen,  als  gegen  Ende  der  achtziger  Jahre 
bereits  die  Vorläufer  der  vierten  Organisationsgruppe  auftauchten, 
die  ersten  Arbeitgebervereine,  die  zur  Zeit  der  Hoch- 
konjunktur von  3898  bis  1900  und  wiederum  in  den  letzten  Jahren 
zu  gewaltiger  Zahl  und  Macht  heranwuchsen.  Neuerdings  hat 
diese  Gruppe,  die  sich  die  Regelung  der  Arbeiterverhältnisse  in 
unserer  Industrie  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  in  den  Streik- 
entschädigungsgesellschaften noch  einen  halbselb- 
ständigen Seitenschössling  getrieben,  der  seine  Blüte  erst  von  der 
Zukunft  erwartet. 

Es  ist  unverkennbar,  dass  diese  ganze  Entwicklung  von  dem 
Grundsatz  beherrscht  wird :  für  jeden  neuen  Zweck  eine 
neue  Organisation.  Wohl  haben  einige  ältere  Vereinigungen 
auch  später  aufgetretene  Aufgaben  in  ihr  Programm  aufgenommen; 

l)   Liefmann,   Die  Unternehmerverbände  (Konventionen,  Kartelle).    Freiburg  1897 
S.    144. 
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wohl  gibt  es  hie  und  da  einen  Verband,  der  neben  Kartellzwecken 
auch  Arbeitgeberinteressen  vertritt  oder  sonstige  Kombinationen  ; 
aber  das  sind  Ausnahmen,  und  gerade  die  rührigsten  und  lebens- 
fähigsten Verbindungen  verfolgen  stets  mit  ausgesprochener  Ein- 
seitigkeit einen  oder  wenige  verwandte  Zwecke.  Dabei  sind  es 
naturgemäss  im  ganzen  immer  wieder  dieselben  Unternehmungen 
und  Unternehmer,  die  wir  im  Mitgliederbestande  der  verschiedenen 
Gruppen  industrieller  Vereinigungen  wiederfinden,  und  gerade  die 
Führer  —  Industrielle  wie  Nationalökonomen  —  sind  in  zahl- 
reichen wichtigen  Verbänden  immer  die  gleichen  Männer.  Es 
wäre  irrig,  wollte  man  dieses  Nebeneinander  von  besonderen  Ver- 
bänden mit  besonderen  Zwecken  einfach  als  eine  Kräftezer- 
splitterung ansehen ,  die  durch  die  zahlreichen  Personal- 
unionen in  der  Leitung  nur  zum  Teil  wieder  gut  gemacht 
werde.  Schon  die  Tatsache,  dass  mit  jedem  neu  auftretenden 
Zweck  immer  wieder  eine  grosse  Schar  neuer  Organisationen  ins 
Leben  trat,  beweist,  dass  hier  von  Zufall  oder  Willkür  einzelner 
nicht  die  Rede  sein  kann.  In  der  Tat  deckt  sich  eben  der  Inter- 
essentenkreis des  einen  nie  restlos  mit  dem  eines  anderen  Zweckes. 
Die  alten  Verkehrsvereine,  meist  aus  Angehörigen  aller  möglichen 
Gewerbe  gebildet,  konnten  keineswegs  in  corpore  den  Schutzzoll 
in  ihr  Programm  aufnehmen,  den  die  Spinner  vielleicht  erstrebten, 
die  Weber  bekämpften.  Noch  viel  schwieriger  wäre  es  gewesen, 
etwa  einen  der  grossen  agitatorischen  Schutzzollvereine  für  Kar- 
tellgedanken  zu  gewinnen.  Das  Kartell  fängt  doch  in  der  Regel 
auf  eng  beschränktem  Gebiete  ganz  im  Kleinen  und  Stillen  auf- 
zuwachsen an. 

Als  es  schliesslich  galt,  den  anstürmenden  Gewerkschaften 
gegenüber  die  besonderen  Interessen  der  Arbeitgeberschaft  zu  ver- 
treten, da  erwiesen  sich  die  bestehenden  Organisationen  bald  als 
zu  gross,  bald  als  zu  klein ;  fast  nie  aber  fielen  sie  mit  den  In- 
teressenkreisen dieser  letzteren  völlig  zusammen.  In  einigen  Be- 
zirken oder  Gewerben  war  vielleicht  nur  ein  Bruchteil  der  zu  einem 
andern  Zwecke  organisierten  Industriellen  für  einen  förmlichen 
Kampf  mit  der  Arbeiterschaft  zu  haben  ;  anderswo  scheuten  viele 
die  finanziellen  Lasten,  welche  die  neue  Aufgabe  ihnen  natur- 
gemäss aufbürden  musste.  Doch  kommen  auch  die  entgegen- 
gesetzten Verhältnisse  nicht  selten  vor:  ein  neuer  besonderer 
Arbeitgeberverband  wird  begründet,  um  auf  diese  Weise  weitere, 
dem  bisherigen  Verbände  noch  fernstehende  Industriellenkreise  für 
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die  Organisation  zu  gewinnen.  Bisweilen  dürfte  auch  das  Interesse 
an  gesonderter  und  darum  genauerer  Kassenführung  zur  Abzweigung 
eines  Arbeitgeberverbandes  von  einer  anderen  schon  bestehenden 
Vereinigung  geführt  haben.  Die  Handwerker  endUch  sind  zur  Grün- 
dung besonderer  »Arbeitgeberschutzverbände <:  neben  den  Innungen 
sozusagen  durch  das  Gesetz  selbst""  gedrängt  worden.  Denn  da 
der  §  8ia  2  der  Gewerbeordnung  den  Innungen  »die  Förderung 
eines  gedeihlichen  Verhältnisses  zwischen  Meistern  und  Gesellen« 
zur  Pflicht  macht,  ist  jede  Beteiligung  der  Innung  an  Arbeits- 
kämpfen im  Sinne  des  Gesetzgebers  ein  unerlaubter  Missbrauch, 
und  in  der  Tat  haben  die  Aufsichtsbehörden  bei  solchen  Gelegen- 
heiten nicht  selten  die  Innung  lahmgelegt,  gerade  wenn  sie  für  die 
schwerbedrängte  Meisterschaft  einmal  von  wirklichem  Nutzen  zu 
werden  schien.  Den  Handwerksmeistern  blieb  unter  diesen  Um- 
ständen nur  der  —  besonders  in  den  letzten  Jahren  vielfach  be- 
schrittene  —  Ausweg,  für  die  Wahrung  ihrer  einseitigen  Arbeit- 
geberinteressen sich  besondere  Arbeitgeberschutzverbände  zu  grün- 
den, für  die  nun  anfallen  Innungs- Versammlungen  und -Tagungen 
geworben  wird,  denen  die  Innungsmeister  sehr  häufig  geschlossen 
beitreten,  ja  deren  Gründung  die  Innung  selbst  zuweilen  einstimmig 
beschliesst!  Ich  kann  auf  diese  für  das  Innungsgesetz  nicht  gerade 
sehr  sckmeichelhaften  Tatsachen  hier  leider  nicht  genauer  eingehen. 
Erwähnt  wurden  bereits  die  Personalunionen  in  der 
Leitung  der  grossen  Organisationen,  die  eine  natürliche  Folge  des 
ganzen  Systems  der  parallelen  Verbände  sind.  Diese  Personal- 
unionen geben  einzelnen  befähigten  Männern  in  unserm  wirtschaft- 
lichen Leben  eine  Macht,  über  deren  Umfang  sich  in  weiterer 
Oeffentlichkeit  anscheinend  nur  die  Sozialdemokratie  klar  ist,  wenn 
sie  Männer  wie  Kirdorf  und  Bueck  mit  leidenschaftlichem  Hasse 
verfolgt  und  bekämpft.  Zur  Illustration  sei  darauf  hingewiesen, 
dass  im  Jahre  1901  Geheimrat  Kirdorf  Vorsitzender  des  Bei- 
rats und  des  Aufsichtsrats  des  rheinisch-westfälischen  Kohlen- 
syndikats war  und  gleichzeitig  dem  geschäftsführenden  Ausschusse 
des  Dortmunder  bergbaulichen  Vereins  wie  dem  Direktorium  des 
Zentralverbandes  deutscher  Industrieller  angehörte.  Auch  die  drei 
andern  Leiter  des  Beirats  für  das  Kohlensyndikat,  die  Herren 
Kr  able  r-Altenessen  ,  Muse  r-Dortmund  und  Pieper-Bochum 
Sassen  gleichzeitig  im  Ausschusse  des  Bergbauvereins,  Müser  auch 
im  Aufsichtsrate  des  Kohlensyndikats.  Um  noch  einige  andere 
Personalunionen    zu    erwähnen,   so  ist  H.   A.  Bueck  Geschäfts- 
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führer  des  »Zentralverbandes  deutscher  Industrieller«  (als  solcher 
auch  Leiter  der  > Hauptstelle  deutscher  Arbeitgeberverbände«), 
des  »Vereins  der  deutschen  Zuckerindustrie,  Abteilung  der  Raf- 
finerien« und  des  »Vereins  deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller«; 
Dr.  B  e  u  m  e  r  führt  gleichzeitig  die  Geschäfte  der  »nordwestlichen 
Gruppe«  des  zuletzt  genannten  Vereins,  wie  des  »Vereins  zur 
Wahrung  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Interessen  in  Rhein- 
land und  Westfalen«,  des  »Vereins  der  Holzindustriellen  in  Rhein- 
land und  Westfalen«  und  des  »Zentralverbandes  von  Vereinen 
deutscher  Holzinteressenten«,  Dr.  Voltz  ist  Geschäftsführer  des 
»Oberschlesischen  berg-  und  hüttenmännischen  Vereins«  und  der 
»Oestlichen  Gruppe  des  Vereins  Deutscher  Eisen-  und  Stahl- 
industrieller«, Dr.  Keiner  leitet  die  Geschäfte  des  Allgemeinen 
Arbeitgebervereins  Mannheim  ,  des  »Verbandes  der  Metallindu- 
striellen Badens  und  der  Pfalz«  und  des  »Verbandes  der  Arbeit- 
geber der  Chemischen  Industrie  in  Mannheim-Ludwigshafen«,  Dr. 
We  s  t  p  h  al  ist  Generalsekretär  des  »Zentralverbandes  deutscher 
Bäcker-Innungen  Germania«  und  Geschäftsführer  des  soeben  ge- 
gründeten »xA.llgemeinen  Deutschen  Arbeitgeberschutzverbandes 
für  das  Bäckergewerbe«   usw. 

Um  auch  noch  die  Verschwisterung  der  verschiedenen  Unter- 
nehmerverbände mit  einigen  Beispielen  zu  belegen,  so  ist  u.  a.  der 
»Arbeitgeberverband  in  Köln«  eine  Gründung  des  »Vereins  der 
Industriellen  des  Regierungsbezirks  Köln«,  der  :  Süddeutsche  Ar- 
beitgeberverband eine  Gründung  des  >  Verbandes  Süddeutschland 
des  Bundes  der  Industriellen  ,  der  »Verband  süddeutscher  Textil- 
arbeitgeber«  eine  Gründung  des  »Vereins  süddeutscher  Baumwoll- 
industrieller« usw.;  der  »Verein  deutscher  Papierfabrikanten«  be- 
schloss  1906  die  Gründung  eines  »Arbeitgeberverbandes  der 
deutschen  Papierfabrikanten«  mit  dem  gleichen  Vorsitzenden  und 
gemeinsamer  Geschäftsstelle.  Ebenso  soll  der  »Deutsche  Tabak- 
verein« den  zu  gründenden  »Arbeitgeberverband  der  Zigarren- 
branche führen.  Auf  das  entsprechende  Verhältnis  zwischen  dem 
»Zentralverband  deutscher  Industrieller«  und  der  »Hauptstelle 
deutscher  Arbeitgeberverbände  -  werde  ich  im  folgenden  noch  ein- 
zugehen haben;  ähnliche  Beziehungen  im  Handwerk  fanden  schon 
Erwähnung.  Der  »Verein  deutscher  Kaliinteressenten«  (eine  den 
»bergbaulichen  Vereinen«  entsprechende  Organisation)  tagte  am 
14.  Dezember  1906  in  Magdeburg  im  Anschluss  an  die  am  vorher- 
gegangenen Tage  dort  stattgehabte  Generalversammlung  des  Kali- 
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Syndikats.  Die  »Nordwestliche  Gruppe  des  Vereins  deutscher 
Eisen-  und  Stahlindustrieller«  hielt  am  lo.  August  eine  gemein- 
same Sitzung  mit  dem  wirtschaftlichen  Verein  für  Rheinland  und 
Westfalen  ab,  und  am  gleichen  Tage  und  Orte  trat  auch  noch  ein 
besonderer  »Arbeitgeberverband  für  den  Bezirk  der  nordwestlichen 
Gruppe  des  Vereins  deutscher  Eisen-  und  Stahlindustrieller«  zu 
einer  Beratung  zusammen.  Kurz  überall  viele  Vereine  und  Namen, 
aber  immer  wieder  dieselben  Führer  und  Interessenten  —  und  dass 
dieses  System  sich  bewährt,  zeigt  die  Verbreitung,  die  es  gerade 
in  den  letzten  Jahren  fand   und  noch  weiter  findet. 

Wurde  bisher  versucht,  den  Arbeitgeberverbänden  ihre  Stel- 
lung in  der  Gesamtheit  deutscher  Unternehmervereine  zuzuweisen, 
so  soll  nunmehr  ihre  besondere  Geschichte  mit  kurzen  Worten 
dargestellt  werden^).  Unter  den  »Arbeitgeberverbänden«  wurden 
oben  alle  diejenigen  Abnehmervereine  gewerblicher  Unternehmer 
zusammengefasst,  welche  sich  mit  der  Beschaffung  der  für  die 
Produktion  notwendigen  menschlichen  Arbeitskraft  befassen,  oder, 
allgemeiner  gesprochen,  welche  die  gewerblichen  Arbeiterverhält- 
nisse regeln  wollen.  Insofern  die  Tätigkeit  der  Vereine  im 
Grunde  kaufend,  abnehmend  ist,  erscheint  der  Name  »Arbeit- 
gebe r  verbände«  recht  unglücklich  gewählt.  Der  Arbeiter 
gibt  hier  die  Arbeitskraft,  der  Unternehmer  n  i  m  m  t  sie,  da  er 
ihrer  bedarf.  Was  er  seinerseits  dem  Arbeiter  ;gibt«,  zur  Ver- 
fügung stellt,  ist  nur  die  Gelegenheit  zur  Arbeit,  nicht 
die  Arbeit  selbst.  So  unlogisch  es  also  eigentlich  ist,  den 
Unternehmer  als  »Arbeitgeber«  zu  bezeichnen  ,  so  unausrottbar 
ist  doch  dieses  falsche  Wort  in  unsere  Sprache  übergegangen 
—  und  nicht  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Ich  habe  seiner 
frühesten  V^erwendung    nicht    nachspüren   können,    doch  fand  ich 


l)  Von  der  Literatur  sei  genannt:  H.  A.  Bueck  ^  Der  Zentralverband  deutscher 
Industrieller  1876  — 1901.  3  Bände.  Ktilernatin ,  Gewerkschaftsbewegung.  1900.  Dr. 
Tschierschky ,  Die  Organisation  der  industriellen  Interessen  in  Deutschland.  1905 
Sckomerus,  Die  freien  Interessenverbände  etc.,  in  Schmollers  Jahrbuch  XXV  2,  S.  439  fF. 
1901.  Das  schon  oben  zitierte  amtliche  »V  e  r  ze  i  c  h  n  i  s  «  der  Unternehmerverbände 
von  1903.  Dr.  Habersbntnner,  Die  Lohn-,  Arbeits-  und  Organisationsverhältnisse  im 
deutschen  Baugewerbe.  1903.  Brhigmann,  Geschichte  der  deutschen  Zimmererbewe- 
gung. 2  Bde.  1903/5.  Sodann  die  Zeitschriften:  »Soziale  Praxis«,  »Reichs- 
arbeitsblatt«, »Aibeitsmarkt«,  »Volkswirtschaftliche  Blätter«,  »Deutsche  Arbeitgeber- 
zeitung«. Endlich  kommen  die  Tageszeitungen  (»Kölnische  Zeitung«,  »Frank- 
furter Zeitung«,  »Rheinisch-westfälische  Zeitung«,  »Das  Reich«,  »Vorwärts«  u.  a.  m.) 
als  Quellen  sehr  häufig  in  Betracht. 
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es  z.  B.  genau  im  heutigen  Sinne  schon  in  jenen  frühesten  Ver- 
öffentlichungen standesbewusster  deutscher  Buchdruckergehilfen 
aus  dem  Jahre  1848,  mit  denen  Fanny  Iinle  ihre  Sammlung  >  Ge- 
werblicher Friedensdokumente«   einleitet. 

Der  Gruppe  der  Arbeitgeberverbände  eine  unbestrittene  und 
feste  Umgrenzung  zu  geben,  ist  nicht  ganz  leicht.  Zvvangs- 
organisationen  wie  die  Handelskammern,  die  nur  gele- 
gentlich einmal  ein  sozialpolitisches  Gutachten  abgeben,  scheiden 
freilich  ohne  w^eiteres  aus.  Dasselbe  gilt  von  den  B  e  r  u  f  s  g  e- 
nossensc  haften,  die  der  gesetzmässigen  Unfallversicherung 
dienen.  Schwieriger  liegt  die  Frage  bei  den  Innungen.  Sie 
sind  nicht  freie  Verbände,  sondern  wurden  mit  Hilfe  des  Gesetz- 
gebers geschaffen  und  von  ihm  vor  bestimmte  Aufgaben  gestellt. 
Sie  unterstehen  obrigkeitlicher  Kontrolle,  die  es  z.  B.  gelegentlich 
verhindert,  dass  ihr  Arbeitsnachweis  zu  einer  Kampfeswaffe  ge- 
gen die  Arbeiter  geformt  wird,  oder  dass  ein  Streikabwehrfonds 
gesammelt  wird,  was  gewiss  dem  schon  erwähnten  §  81  a  2  der 
G.O.  gründlich  zuwiderliefe.  Im  übrigen  aber  sind  gerade  die 
lebensfähigsten  Innungen  vielerorts  in  der  Praxis  doch  zu  Arbeit- 
geberverbänden geworden  und  greifen  soviel  sie  können  dement- 
sprechend in  die  Arbeiterverhältnisse  ein,  sodass  eine  Darstellung 
der  Arbeitgebervereins- P  r  a  X  i  s  auch  stets  Beispiele  aus  der 
Innungstätigkeit  wird  verwenden  müssen. 

Unter  den  freien  Unternehmerverbänden ,  die  nunmehr  für 
den  Begriff  noch  verbleiben,  kann  man  einen  engeren  und  einen 
weiteren  Kreis  unterscheiden.  Der  engere  umfasst  jene  vierte 
der  oben  besprochenen  Verbandsgruppen,  deren  wesentlich- 
ste Tätigkeit  der  Regelung  der  Arbeiterverhältnisse  gilt,  in 
dem  weiteren  möchte  ich  alle  übrigen  Organisationen  zusammen- 
fassen, die  irgend  ein  Interesse  für  die  Arbeiterschaft  bekunden, 
indem  sie  neben  der  Verfolgung  anderer  Ziele  auch  zu  ihrer 
Arbeiterschaft,  zu  allgemeinen  sozial-politischen  Fragen  und  Ver- 
anstaltungen, oder  zu  der  Sozialpolitik  des  Staates  Stellung  neh- 
men. Dass  die  Vereine  dieses  weiteren  Kreises  vielfach  älter 
sind  als  jene  des  engeren,  kann  nicht  Wunder  nehmen.  Schon 
längst  ehe  eine  straffe  Arbeiterorganisation  die  Arbeitgeber 
zwang,  sich  zur  Wahrung  ihrer  besonderen  Arbeitgeberinteressen 
zusammenzuschliessen,  haben  einzelne  Industrielle  wie  ganze  ge- 
werbliche Verbände  gelegentlich  ihr  Interesse  für  die  Arbeiter 
bekundet  und  betätigt.      Eine  geschichtliche  Darstellung  der  Ar- 
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beitgeberverbände    beginnt    daher    in  dem  weiteren  und  endet  in 
dem  engeren  Kreise. 

Einige  Vereine,  die  heute  in  der  Wahrung  ganz  spezieller 
Arbeitgeberinteressen  mindestens  einen  wichtigen  Teil  ihrer  Auf- 
gaben sehen,  gehen  schon  in  die  50er  und  60er  Jahre  des  19. 
Jahrhunderts  zurück.  So  entstand'  der  besonders  1905  viel  ge- 
nannte »Verein  für  die  bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamts- 
bezirk Dortmund«  schon  1858^),  der  gleichnamige  und  in  ähn- 
licher Richtung  tätige  Verein  zu  Zwickau  1860,  der  »oberschle- 
sische  berg-  und  hüttenmännische  Verein-  1861.  Ueberblickt  man 
aber  an  der  Hand  des  oben  erwähnten  Verzeichnisses  der  Unter- 
nehmerverbände von  1903  die  ganze  Schar  der  bis  in  die  Mitte 
der  achtziger  Jahre  entstandenen  Organisationen,  so  ist  man  er- 
staunt, wie  selten  unter  den  von  den  Verbänden  selbst  angege- 
benen Zwecken  die  Arbeiterschaft  erwähnt  wird ,  zumal  im  Ver- 
gleich zu  der  enormen  Bedeutung,  die  sie  für  das  Programm  der 
später  entstandenen  Vereine  besitzt.  Bis  in  die  80er  Jahre  überwie- 
gen durchaus  die  allgemeinen  Interessen  der  Wirtschaftspolitik,  die 
Hebung  des  Verkehrswesens,  die  Zollpolitik  und  dergl.  Wo  der 
Arbeiterverhältnisse  unter  den  Aufgaben  jener  älteren  Vereine 
gedacht  wird ,  da  geschieht  das  in  der  Regel  mit  jenem  patri- 
archalischen Wohlwollen,  mit  dem  zu  allen  Zeiten  menschen- 
freundliche Herren  sich  »ihrer  Leute«  anzunehmen  pflegten,  so 
lange  diesen  noch  die  eigene  Kraft  fehlte,  sich  aus  ihrer  hilflosen 
Lage  herauszuarbeiten.  Es  sei  hier  angeführt,  dass  z.  B.  der 
»Oberschlesische  berg-  und  hüttenmännische  Verein«  sich  der 
»Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinriclitungen«,  dem  »Zentral- 
verein für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen«,  der  »Gesellschaft 
für  Verbreitung  von  Volksbildung«  und  dem  »Verein  für  Massen- 
verbreitung guter  Schriften«  angeschlossen  hat^),  und  dass  die 
»industrielle  Gesellschaft   in  Markirch«   (Eis.),    die    1871    entstand, 


1)  Nach  den  Worten  Kirdorfs  auf  der  Mannheimer  Tagung  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  ist  dieser  Verein  übrigens  noch  heute  »nur  ein  wirtschaftlicher  Verein«, 
kann  seinen  Mitgliedern  nur  raten,  nicht  befehlen,  und  seine  Umwandlung  in  einen 
»geschlossenen  Arbeitgeberverband«  liegt  noch  im  weiten  Felde.  Schriften  d.  V.  f.  S. 
Bd.  116,  S.  288. 

2)  Leider  muss  als  Gegenstück  zu  dieser  patriarchalischen  Fürsorge  auch  er- 
wähnt werden  ,  dass  der  genannte  Verein  jedes  Verhandeln  mit  Gewerkschaftssekre- 
tären »selbstverständlich«  zurückweist  und  die  Werkmeister,  Maschinensteiger  etc. 
seines  Bezirkes  »anweisen«  Hess,  aus  ihren  Organisationen  auszutreten.  Korr.-I31.  der 
Gen. -Komm.  XVI  S.  671. 
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unter  anderem  sich  die  Aufgabe  setzte,  >sich  mit  der  Besserung 
des  Wohlstandes  der  Arbeiterklasse  zu  befassen,  indem  durch 
Verbreitung  des  Unterrichts  die  Liebe  zur  Arbeit  und  zur  Spar- 
samkeit gestärkt  wird«  (Verz.  S.  93).  Auch  die  »Schaffung  von 
Wohlfahrtseinrichtungen«  oder  die  »Förderung  des  Arbeiterwohles« 
geben  einige  Verbände  jener  Zeit  unter  ihren  Zwecken  an,  z.  B. 
der  1879  gegründete  »Deutsche  Seiler-  und  Reepschlägerverband« 
und  der  1881  gegründete  »Sommerfelder  Fabrikantenverein«. 
Der  »Deutsche  Photographenverein«  von  1876  schuf  einen  Unter- 
stützungsfonds für  Gehilfen,  und  derselbe  Verein  wie  aucli  der 
»Deutsche  Papierverein«  (gegr.  1879),  der  »Papierindustneverein« 
(gegr.  1877)  ,  der  »Verein  deutscher  Buntpapierfabrikanten« 
(gegr.  1876)  u.  a.  nennen  als  besondere  Aufgabe  die  »Anerkennung 
treuer  Dienste  von  Arbeitern  und  Angestellten  durch  Verleihung 
von  Diplomen«.  Wie  man  sieht,  ist  von  irgendwelchen  Kampf-, 
zwecken,  von  der  »Abwehr  unberechtigter  Forderungen«  oder 
auch  von  der  »Schaffung  eines  gedeihlichen  Einvernehmens«  mit 
der  Arbeiterschaft,  kurz  von  all  den  Schlagworten  der  modernen 
Arbeitgeberverbände  hier  nichts  zu  finden.  Die  Arbeiterschaft 
ist  als  selbständiger  und  selbstbewusster  Faktor  der  Produktion 
noch  gar  nicht  anerkannt.  Vielmehr  setzen  diese  alten  Vereine 
eine  Arbeiterschaft  voraus,  deren  Standesbew'usstsein  noch  schlum- 
mert, die  noch  von  keiner  politischen  oder  gewerkschaftlichen 
Agitation  aufgerüttelt  ist,  die  gedrückt,  aber  friedfertig  jahraus 
jahrein  an  ihr  Tagewerk  gellt.  Es  ist  ja  auch  zur  Genüge  be- 
kannt, dass  von  energischer  und  erfolgreicher  Tätigkeit  deutscher 
Gewerkschaften  in  den  7cer  und  80er  Jahren  fast  nichts  zu  be- 
richten ist,  und  dass  der  grosse  Aufschwung  der  deutschen  Ar- 
beiterberufsvereine und  damit  die  grosse  Flut  der  Lohnkämpfe, 
Streiks  und  Aussperrungen  erst  gegen  Ende  der  8oer  Jahre  und 
in  stärkerem  Masse  erst  mit  der  Aufhebung  des  Sozialistengesetzes 
im  Jahre  1890  einsetzte.  Auf  die  Aktion  der  Gewerkschaften 
aber  folgte  dann  als  natürliche  Reaktion  das  Auftreten  und  Ein- 
greifen der  Arbeitgeberverbände  im  engeren,  eigentlichen  Sinne. 
Die  Gewerkschaft  ist  die  primäre,  die  Arbeitgeber-Koalition  die 
sekundäre  Erscheinung.  Die  Gewerkschaft  greift  in  der  Regel 
an,  der  Arbeitgeberverband  wehrt  ab.  Die  Gewerkschaft  ist  in 
ihrer  Jugendzeit  vornehmlich  Streikverein,  der  Arbeitgeberverband 
Antistreikverein.  Je  früher  in  einem  Gewerbe  eine  kräftige  Ge- 
werkschaft auftritt,  um  so  früher  kommt  es  zur  Bildung  einer  ei- 
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gentlichen  Arbeitgeberorganisation. 

Das  Musterbeispiel  für  diesen  Satz  bietet  das  deutsche 
B  u  c  ii  d  r  u  c  k  e  r  g  e  w  e  r  b  e.  Hier  reichen,  wie  oben  schon  be- 
rührt wurde,  die  Ürganisationsanfänge  auf  beiden  Seiten  in  das 
Jahr  1848  zurück.  Damals  bestand  in  Breslau  sogar  bereits  ein 
Tarifvertrag  zwischen  Prinzipalen  und  Gehilfen.  Der  1869  gegrün- 
dete grosse  Unternehmerveiband  dieses  Gewerbes,  der  »Deutsche 
Buchdruckerverein«,  ist  der  erste  Arbeitgeberverband  im  engeren, 
eigentlichen  Sinne.  Schon  sein  Statut  vom  14.  Mai  1870  nennt 
als  einen  der  Hauptzwecke  die  »Ordnung  und  Befestigung  der 
geschäftlichen  Verhältnisse  zwischen  Prinzipalen  und  Gehilfen  unter 
Heranziehung  der  letzteren«  ;  es  sieht  »Schiedsgerichte«,  »gleich- 
massige  Tarifbestimmungen«  und  »Hausordnungen«,  auch  »ge- 
schlossenes Vorgehen  gegen  Uebergriffe«  vor  —  kurz,  dieser 
Verein,  auf  den  in  diesem  knappen  Ueberblick  über  die  allge- 
meine Entwicklung  der  Arbeitgeberverbände  nicht  näher  einge- 
gangen werden  kann,  steht  schon  völlig  ausserhalb  jener  älteren 
Gruppe,  die  Arbeiterangelegenheiten  nur  gelegentlich  und  patri- 
archalisch behandelte.  Der  älteste  der  modernen  Arbeitgeber- 
verbände ist  der  deutsche  Buchdruckerverein  zugleich  durch  seine 
Tarifpolitik  für  alle  später  entstandenen  Organisationen  ein  nach- 
ahmenswertes —  leider  noch  viel  zu  selten  nachgeahmtes  — 
Vorbild  geworden.  Uebrigens  ist  bemerkenswert,  dass  auch  bei 
diesem  Verein  (wie  auch  bei  der  ihm  gegenüberstehenden  Ge- 
werkschaft) die  eigentliche  Blütezeit  erst  in  den  neunziger  Jahren 
anhebt.  Die  Mitgliederzahl,  die  bei  der  Gründung  im  Jahre  1869: 
87  betrug,  im  Jahre  1870  schon  416,  sank  nach  dem  höchsten 
Stande  von  726  im  Jahre  1874  wieder  langsam  herab  bis  auf  344 
im  Jahre  1885!  1906  dagegen  zählte  der  Verein  3972  Mitglieder 
und  beschäftigte  85%  aller  Gehilfen  des  Gewerbes.  Auch  die 
T  a  r  i  f  g  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f  t ,  der  dieser  Verein  seinen  verdienten 
Ruhm  dankt,  besteht  erst  seit  1886  und  in  unbestritten  lebens- 
fähigen Formen  vollends  erst  seit  1896.  Ihr  waren  1897  erst  1631 
Firmen  angeschlossen,    1906  dagegen   5583. 

Doch  ich  muss  von  dieser  modernen  Arbeitgeberorganisation 
noch  einmal  mich  zu  jener  älteren  Gruppe  patriarchalisch  den- 
kender Vereine  zurückwenden,  aus  deren  Mitte  der  Buchdrucker- 
verein so  seltsam  herausragte.  Der  Gedanke  der  gemeinsamen 
Fürsorge  der  Unternehmerschaft  für  die  Arbeiterschaft  in  ihrer 
pflegebedürftigen  Unmündigkeit  hat  noch  im  Jahre  1887,  als  eben 
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hier  und  da  die  ersten  Anfänge  ganz  andersartiger  Arbeitgeber- 
Organisationen  sich  regten,  eine  Vereinigung  geschaffen,  die  einige 
Worte  verdient ,  einmal  weil  sie  nach  meiner  Kenntnis  in  ihrer 
Art  einzig  dasteht,  sodann  weil  sie  die  letzte  und  schönste  Blüte 
der  Idee  menschenfreundlicher  Arbeiterfürsorge  in  den  Unter- 
nehmerverbänden ist :  den  »Verein  der  anhaltischen 
Arbeitgeber«.  Dieser  Verein  hat  seinen  Sitz  in  Dessau  und 
umfasste  Ende  1905  (Soz.  Praxis  XVI  22,  Sp.  574;  übrigens  fehlt  der 
Verein  in  dem  »Verzeichnis«  von  1903)  62  Firmen  mit  10 050  Ar- 
beitern. Schon  vor  seiner  Gründung  bestand  in  Dessau  seit  1883 
ein  »anhaltischer  Industrieverein«,  der  nach  der  oben  zur  Genüge 
geschilderten  Art  neben  andern  Zwecken  auch  die  Arbeiterwohl- 
fahrt im  Auge  hatte  und  förderte.  Von  ihm  zweigte  aber  im 
Jahre  1887  der  Geh.  Kommerzienrat  Oechelhäuser  den  »Verein 
der  anhaltischen  Arbeitgeber«  ab,  um  eine  Organisation  zu  schaf- 
fen, die  einzig  und  ausschliesslich  der  Fürsorge  für  die  Arbeiter- 
schaft leben  konnte  (auch  hier  wieder  die  charakteristische  Spe- 
zialisierung der  Verbandszwecke!).  Dementsprechend  nennen  die 
Statuten^)  als  Zweck  des  Vereins  »die  Verbesserung  der  sozialen 
Lage  und  materiellen  Stellung  des  Arbeiterstandes  sowie  die 
Förderung  des  friedlichen  Zusammenwirkens  von  Arbeitgebern 
und  Arbeitern«.  Als  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  wer- 
den genannt: 

»I.  Bildung  von  Arbeiterräten  aus  freigewählten  Vertretern 
der  Arbeiter  behufs  Vermittlung  des  Verkehrs  mit  den  Arbeit- 
gebern, Schlichtung  von  Streitigkeiten  und  Teilnahme  an  der 
Verwaltung  und  Kontrolle  der  Wohlfahrtseinrichtungen. 

2.  Errichtung  von  Hilfskassen  für  die  Arbeiter  und  ihre  Fa- 
milien zur  Unterstützung  in  Notfällen  aller  Art ,  für  welche  eine 
Abhilfe  nicht  anderweit  vorgesehen  ist. 

3.  Vork-ehrungen  zur  billigen  Beschaffung  der  notwendigen 
Lebensmittel  für  die  Arbeiter  und  ihre  Familien,  sowie 

4.  die  Förderung  und  Unterstützung  des  Spartriebs  der 
Arbeiter  durch  Spar-  und  Darlehenskassen   . 

Ich  habe  dieses  Programm  hier  aufgeführt ,  weil  es  mir  so 
ziemlich  alles  zu  enthalten  scheint,  womit  eine  wohlwollende  L'n- 
ternehmerschaft  ihre  unorganisierte  Arbeiterschaft  bedenken  und 
auch  befriedigen  kann.  In  der  Tat  hat  der  Verein  der  anhalti- 
schen Arbeitgeber  unter  der  Leitung  Oechelhäusers  und  Richard 

i)  Vgl.   Schomerus  in  Schmollers  Jahrb.   XXV,  2,   S.    502  f. 
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Roesickes  wirklich  Bedeutendes  geleistet.  Seine  Spar-  und  Bau- 
genossenschaften sind  aufgeblüht,  sein  Krankenpflegeausschuss 
hat  viel  Gutes  getan.  Im  Jahre  1903  hat  der  Verein  sich  sogar 
mit  Eifer  und  Erfolg  um  die  Errichtung  eines  paritätischen  Ar- 
beitsnachweises in  Dessau  bemüht.  Dass  er  auch  für  den  Ab- 
schluss  von  Tarifverträgen  eingetreten  wäre,  ist  mir  dagegen  nicht 
bekannt  geworden,  ist  mir  auch  ziemlich  unwahrscheinlich.  Ich 
kenne  die  Leistungen  des  Vereins  leider  nicht  aus  eigner  An- 
schauung; doch  nach  dem  Gesagten  scheint  er  bei  seiner  Tätig- 
keit immer  eine  u  n  organisierte  Arbeiterschaft  vorauszusetzen,  die 
auch  von  dem  Rechte  der  Freizügigkeit  möglichst  wenig  Gebrauch 
macht.  Den  Forderungen  einer  organisierten  Arbeiterschaft,  die 
weit  weniger  nach  lokalen  Hilfs-,  Spar-  und  Darlehenskassen  als 
nach  Anerkennung  ihres  Verbandes  und  nach  festen  Tarifen  für 
Lohn  und  Arbeitszeit  verlangt,  scheint  mir  das  oben  angeführte 
Programm  des  anhaltischen  Vereins  ziemlich  hilflos  gegenüberzu- 
stehen. Und  soweit  auch  dieser  Verein  gewisse  moderne  Arbeit- 
geberverbände an  sittlichem  Gehalt  überragt,  seine  Grundgedan- 
ken sind  doch  heute  der  mächtigen  Gewerkschaftsbewegung  ge- 
genüber etwas  veraltet. 

Der  anhaltische  Verein  ist  —  obwohl  noch  kein  Arbeitgeber- 
verband im  modernen  Sinne  —  von  allen  bisher  in  dieser  ge- 
schichtlichen üebersicht  genannten  Verbänden  der  erste,  der  den 
Begriff  »Arbeitgeber«  in  seinen  Namen  aufnahm.  Merkwürdiger- 
weise geht  auch  der  älteste  der  heute  bestehenden  »Arbeitgeber- 
verbände«, der  diesen  Namen  trägt,  um  einen  Interessen- 
gegensatz zu  der  Arbeiterschaft  auszudrücken,  auf 
das  nämliche  Gründungsjahr,  1887,  zurück:  der  »Arbeitgeberver- 
band für  das  Baugewerbe«  zu  Altenburg.  Und  diesem  Vereine 
sind  gleichbenannte  dann  von  Jahr  zu  Jahr,  im  Jahre  1890  schon 
ganze  Scharen  gefolgt.  Nun  ist  der  Name  an  sich  gewiss  nur 
von  geringer  Bedeutung.  In  seiner  Art  ist  der  kleine  Altenburger 
Verband  auch  nicht  mehr  der  erste,  der  viele  Jahre  einsame 
Buchdruckerverein  wurde  ja  schon  genannt.  Andre  Lokal-  und 
Fachvereine  von  dauerndem  Bestände  mit  den  Zwecken  moderner 
Arbeitgeberverbände  sind  schon  seit  1883  vereinzelt  nachweisbar. 
Aber  die  Tatsache,  dass  der  Name  » Arbeitgeberverband ^  seit 
seinem  Auftreten  im  Jahre  1887  nicht  mehr  verschwindet,  viel- 
mehr an  Verbreitung  rasch  zunimmt,  ist  doch  charakteristisch. 
Es  ist  eben  eine  neue  Tendenz  aufgekommen  und  binnen  kurzem 
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hat  sie  sich  den  neuen  charaktervollen  Sondernamen  geprägt, 
um  ihre  Sonderart  auch  nach  aussen  zu  erweisen.  Mit  dem  Ende 
der  8oer  Jahre  setzt  die  Zeit  der  Arbeitgeberverbände  im  engeren, 
eigentlichen  Sinne  ein,  jener  Verbände,  deren  Hauptaufgabe  es 
ist,  die  Arbeitgeberinteressen  gegenüber  der  organisierten  Ar- 
beiterschaft zu  vertreten.  Zur  Abwehr  von  Ausständen,  als  :>Anti- 
streikvereine«  treten  sie  meist  ins  Leben  ;  aber  vielen  von  ihnen 
gelingt  es  im  Laufe  der  Jahre ,  den  Gesichtskreis  über  den  zu 
erwartenden  Streik  im  nächsten  Frühjahr  oder  Herbst  zu  erwei- 
tern und  friedliche  Aufgaben  neben  die  Kampfestendenzen  zu 
stellen.  Diese  Richtung,  die  ja  auch  in  der  Entwicklung  der  Ar- 
beitergewerkschaften deutlich  zu  erkennen  ist,  ward  in  Zukunft 
noch  viel  schärfer  hervortreten,  in  einigen  Gewerben  freilich  erst 
nach  unvermeidlichen  schweren  Kämpfen.  Im  übrigen  muss  in 
dieser  kurzen  Uebersicht  auf  eine  Darstellung  des  inneren  Ent- 
wicklungsganges der  Verbände  verzichtet  werden. 

Dagegen  verdient  bei  Skizzierung  ihrer  äusseren  Geschichte 
an  dieser  Stelle  eine  Episode  aus  dem  Anfang  der  70er  Jahre 
Erwähnung.  Im  Jahre  1872  bildete  sich  nämlich  in  Berlin ,  ver- 
anlasst durch  einen  Streik  der  Maurer  zur  Erringung  des  Zehn- 
stundentages, ein  »Bund  der  Bau-,  Maurer-  und  Zimmermeister«, 
der  zweifellos  als  Vorläufer  der  modernen  Arbeitgeberverbände 
anzusehen  ist;  er  verfolgte  ausgesprochene  Streikabwehrtendenzen, 
wendete  zur  Sicherung  seiner  Beschlüsse  bereits  das  heute  sehr 
beUebte  Mittel  an,  die  Mitglieder  beim  Vorstande  Wechsel  hinter- 
legen zu  lassen,  und  es  wurde  in  seinem  Kreise  sogar  zeitweise 
die  Einrichtung  eines  paritätischen  Einigungsamtes  mit  den  Zim- 
mergesellen erwogen.  Dieser  Bund  veröffentlichte^)  im  November 
1872  einen  Aufruf  zur  Gründung  eines  »Allgemeinen  d  e  u  t- 
s  c  h  e  n  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  V  e  r  b  a  n  d  e  s  .  Aber  es  kam  dabei 
zu  keinen  praktischen  Ergebnissen,  wenn  auch  der  allgemeine 
Verband  deutscher  Baugewerkenvereine;  den  Vorschlag  auf  seiner 
zweiten  Delegiertenversammlnng  im  Februar  1873  ernstlich  be- 
sprach und  schliesslich  einer  Kommission  überwies,  wenn  auch 
in  Greifswald  damals  zeitweise  neben  der  Baugewerkeninnung  ein 
Arbeitgeberverband  auftauchte  und  ähnliche  Verbände  in  Han- 
nover und  Stettin  für  kurze  Zeit  (in  Stettin  für  12  Tage!)  ins 
Leben  traten.     Mit  dem  Zusammenbruch  der  Hochkonjunktur  von 

i)  Nach  Haber sbrumier,  Die  Lohn-,  Arbeits-  und  Organisationsverhältnisse  im 
deutschen  Baugewerbe,   Leipzig  1903,   S.  90  f. 
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1873  verschwand  der  Gedanke  wieder  aus  der  Oefifentlichkeit,  der 
Berliner  »Bund«  schloss  sich  dem  Verbände  der  Baugewerken- 
vereine  an  (der  im  wesentlichen  zünftlerische  Ideen  pflegte),  und 
der  gleichzeitig  entstandene  »Arbeitgeberbund  der  Steinhauer«  in 
Westfalen  wird  wohl  in  ähnlicher  Weise  ein  rasches  Ende  ge- 
funden  haben.  Die  Zeit  für  Arbeitgeberverbände  war  eben  noch 
nicht  gekommen ,  da  die  Gew-erkschaften  noch  in  den  Kinder- 
schuhen, die  Streiks  noch  nicht  viel  mehr  als  tumultuarische  Be- 
gleiterscheinungen der  Hochkonjunktur  waren,  und  die  scharfe 
Spannung  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  mit  dem  Nieder- 
gang der  »Gründerzeit«  wieder  rasch  nachliess.  Die  Beratung 
eines  Statuts  für  einen     Allgemeinen  Bauarbeitgeberverband«  fiel 

1874  auf  der  dritten  Delegiertenversammlung  der  Baugewerken- 
vereine  endgültig  unter  den  Tisch.  Man  vertagte  sie  »vorläufig« 
auf  ein  Jahr  und  bereitete  ihr  damit,  wie  HabershriinJier  sagt, 
»ein  Begräbnis  erster  Klasse«. 

Die  Organisationen,  die  sich  im  Laufe  und  namentlich  gegen 
Ende  der  achtziger  Jahre  zum  Schutz  der  Arbeitgeberinter- 
essen bildeten,  haben  sich  als  lebensfähiger  erwiesen.  Freilich 
war  man  nunmehr  vorsichtiger  geworden  und  fuhr  nicht  mehr 
mit  vollen  Segeln  auf  einen  allgemeinen  deutschen  Arbeitgeber- 
bund für  ein  oder  gar  für  alle  Gewerbe  los,  für  (\q\\  noch  alle 
Fundamente  fehlten,  sondern  man  begnügte  sich  damit,  hie  und 
da  die  Unternehmer  eines  Gewerbes  an  einem  Orte  in  Or- 
ganisationen zusammenzufassen,  die  dem  lokalen  Bedarf  genügten 
und  im  übrigen  vorläufig  in  keinerlei  Beziehungen  zu  einander 
traten.  Die  Spezialisierung  der  Verbandszwecke  und  die  Grün- 
dung von  SpezialVerbänden  hat  in  der  ersten  Zeit  der  Arbeitgeber- 
verbände wohl  ihre  grösste  Blütezeit  und  ihren  weitesten  Spiel- 
raum gefunden.  So  entstanden,  um  die  ältesten  Vereinigungen 
namentlich  zu  nennen,  1883  der  Fabrikantenverein  zu  Gera,  der 
nur  Textilarbeitgeber  umfasst,  1884  der  Verein  Hamburger  Ree- 
der, 1885  der  Verein  der  Gipsermeister  von  Hamburg,  1886  der 
Verein  Berliner  Eisengiessereien  und  Maschinenfabriken  u.  s.  w. 
Sobald  aber  eine  erheblichere  Zahl  derartiger  lokaler  Fachvereine 
entstanden  war,  machte  sich  das  Bedürfnis  geltend,  sie  zu  sam- 
meln und  ihre  Kräfte  zu  konzentrieren.  Bald  handelte  es  sich 
dabei  darum,  alle  Lokalvereine  eines  Gewerbes  zu  einem  grossen 
Branchenverbande,  bald  alle  Fachvereine  eines  Ortes  zu  einem 
gemischten      Lokalverbande      zusammenzufassen.        Der      älteste 
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Reichs  verband  eines  Gewerbes,  der  auf  diese  Weise  ent- 
stand ,  ist  der  Gesamtverband  deutscher  Metall- 
Industrieller«  vom  Jahre  1S90.  Entsprechende  Konzentra- 
tionsversuche im  Baugewerbe  scheiterten  vorläufig  trotz  dreier 
Anläufe  in  den  Jahren  1886,  1889  und  1890.  Dagegen  gelang  im 
Jahre  1890  auch  die  Gründung  des  ältesten  und  noch  heute  nam- 
haftesten gemischten  Lokalverbandes,  nämlich  des 
»A  rbeitgeberverbandes  für  Hamburg-Altona«. 
Beide  Verbände  sind  in  ihrer  Art  für  zahlreiche  jüngere  Organi- 
sationen vorbildlich  geworden. 

Es  ist  unmöglich,  diesen  Ueberblick  über  die  Entwicklung 
der  deutschen  Arbeitgeberverbände  nun  etwa  mit  einem  Ver- 
zeichnis der  in  jedem  Jahre  gegründeten  Organisationen  zu  be- 
lasten. Dagegen  beschreiben  die  absoluten  Zahlen  für  die  in  jedem 
Jahre  neugegründeten  Arbeitgeberverbände  so  charakteristische 
Kurven,  dass  ich  sie  nicht  unterdrücken  möchte.  Die  nachfol- 
gende Tabelle,  die  an  der  Hand  des  »V^erzeichnisses«  von  1903 
zusammengestellt  ist,  umfasst  alle  von  1882  bis  1902  neuge- 
gründeten Vereine,  die  ausgesprochenermassen  nur  oder  vorwie- 
gend die  Interessen  der  Arbeitgeberschaft  vertreten  wollen.  Es 
entstanden 


im  Jahre 

Verei 

1882 

0 

1883 

I 

1884 

I 

1885 

2 

1886 

2 

1887 

I 

1888 

4 

1889 

7 

1890 

26 

1891 

4 

1892 

0 

n  Jahre 

Vereine 

1893 

2 

1894 

I 

1895 

4 

1896 

12 

1897 

13 

1898 

19 

1899 

44 

1900 

48 

1901 

15 

1902 

14 

Das  Material  ,  aus  dem  diese  Statistik  aufgebaut  ist ,  mag 
kleine  Lücken  enthalten.  Auch  ist  vielleicht  ein  oder  der  andere 
Verein  irrtümlich  aufgenommen  oder  übergangen  worden.  An 
dem  Gesamtbilde  ändert  das  nichts.  Die  Zahlen  zeigen  mit  er- 
staunlicher Beredsamkeit  den  engen  Zusammenhang  zwi- 
schen der  Gründung  von  Arbeitgeber  verbänden 
und  dem  Auf  und  Ab  der  wirtschaftlichen  Kon- 
junktur. Im  Grunde  ist  dieses  nahe  Verhältnis  nicht  verwun- 
derlich. Denn  steigende  Konjunktur  bedeutet  steigenden  Ver- 
dienst   für    den    Unternehmer    und    damit  steigende  Streiklust  bei 
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der  organisierten  Arbeiterschaft.  Wächst  aber  die  Streikkist  der 
Arbeiter,  so  muss  auch  das  Solidaritätsgefühl  der  Arbeitgeber 
stärker  werden,  und  eben  das  kommt  durch  Gründung  neuer  Ar- 
beitgeberverbände klar  zum  Ausdruck.  Daher  das  rasche  An- 
schwellen der  Gründungsziftern  von  1888 — 1890  und  von  1896 — 1900, 
daher  besonders  die  ragenden  Höhepunkte  1890  und  1 899/1900. 
Auch  bei  dem  starken  Zifternrückgang  von  1891  und  1901  wirken 
dieselben  Ursachen.  Wirtschaftlicher  Niedergang  bringt  für  den 
Arbeiter  die  Gefahr  langer  Arbeitslosigkeit  mit  sich.  In  solchen 
Zeiten  riskiert  er  es  ungern,  durch  einen  Streik  sein  sicheres 
Brot  zu  gefährden  ,  und  die  verminderte  Streiklust  der  Arbeiter 
bedeutet  auch  ein  entsprechend  vermindertes  Organisationsbedürf- 
nis auf  Seiten  der  Arbeitgeber.  Ich  bedaure,  dass  ich  die  soeben 
gebotene  Tabelle  nicht  bis  zum  Jahre  1906  fortsetzen  kann.  Aber 
das  von  privater  Hand  gesammelte  Material  über  Gründungen 
derartiger  Organisationen  ist  natürlich  so  lückenhaft,  dass  seine 
statistische  Verwendung  sich  nicht  empfiehlt.  Nur  darauf  sei 
hingewiesen,  dass  auch  die  gegenwärtige  Hochkonjunktur  sich 
durch  massenhafte  Gründung  neuer  Arbeitgeberverbände  vor  den 
Jahren  1901  und  1902  auszeichnet.  Im  besonderen  im  Jahre  1906 
sind  weit  über  100  neue  Vereinigungen  ins  Leben  getreten, 
so  in  den  ersten  elf  Monaten^)  allein  60  neue  Arbeitgeber- 
verbände für  das  Baugewerbe!  Schliesslich  sei  zur 
Illustrierung  des  engen  Zusammenhanges  zwischen  der  Hochkon- 
junktur und  der  Gründung  von  Arbeitgeberorganisationen  auch 
noch  daran  erinnert,  dass  jene  ersten  missglückten  Organi- 
sationsversuche der  siebziger  Jahre  in  die  Zeiten  der  höchsten 
wirtschaftlichen  Anspannung  (1872/73)  fielen  und  dass  der  be- 
rühmte grosse  »Krach«  auch  ihr  endgültiges  Scheitern  herbeiführte. 
Zur  Erklärung  der  Ziffer  für  das  Jahr  1890  genügen  diese 
letzten  Ausführungen  aber  noch  nicht.  Der  Anstieg  aus  den 
früheren  und  der  Absturz  zu  den  späteren  Jahren  ist  hier  so 
schroff  und  unvermittelt,  dass  noch  andere  Momente  zur  Begrün- 
dung herangezogen  werden  müssen.  In  der  Tat  haben  in  diesem 
Jahre  neben  der  günstigen  Wirtschaftslage  noch  zwei  andere 
ausserordentliche  Ereignisse  den  wirtschaftlichen  Frieden  gefährdet 
und  die  Arbeitgeber  zur  Organisation  gedrängt:  einmal  der  Fort- 
fall des  Sozialistengesetzes,   das  zwölf  Jahre  lang  schwer 


l)   Deutsche   Arbeitgeberzeitung   Y  49,   9.  12.  1906. 
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auf  unserer  Arbeiterschaft  gelastet  hatte,  sodann  die  Proklamierung 
der  Maifeier  durch  den  Pariser  internationalen  Sozialisten- 
kongress  von  1889.  Zahlreiche  Verbände,  z.  B.  der  schon  ge- 
nannte Arbeitgeberverband  für  Hamburg-Altona,  sind  zunächst 
nur  zur  solidarischen  Abwehr  der  kontraktwidrigen  Arbeitsruhe  am 
I.  Mai  1890  ins  Leben  gerufen   worden. 

Es  wurde  bereits  daraufhingewiesen,  dass  das  Jahr  1890,  also  das 
Jahr  der  ersten  Hochkonjunktur,  welche  die  Arbeitgeberverbände 
erlebten,  ihnen  neben  einem  grossen  Zuwachs  an  Lokalvereinen  auch 
die  ersten  xA.nfänge  einer  Konzentration  brachte,  indem  damals  die 
Metallindustriellen  ihren  Gesamtverband,  die  LIamburger  Lokal- 
vereinigungen ihren  gemischten  Arbeitgeberverband  schufen. 
Auch  der  »Verband  der  deutschen  Schuh-  und  Schäftefabrikanten« 
stammt  aus  diesem  Jahre.  Mit  dem  Abflauen  der  Konjunktur 
verschwand  diese  Konzentrationsbewegung  wieder.  In  den  ersten 
neunziger  Jahren  entstanden  nur  lokale  Arbeitgeberorganisationen. 
Erst  die  folgende  Hochkonjunktur,  die  von  1898 — 1900,  brachte 
wieder  die  Gründung  neuer  zentraler  Verbände  mit  sich.  1899 
bildete  sich  der  »Verein  deutscher  Binnenschiffahrtsbetriebe«, 
ferner  der  so  lange  vergeblich  angestrebte  »Deutsche  Arbeitgeber- 
bund für  das  Baugewerbe  und  der  aus  Industriellen  und  Hand- 
werkern gemischte  ;  Bund  der  Arbeitgeberverbände  Berlins  und 
seiner  Vororte-.  1900  folgten  der  »Verband  deutscher  Buchbin- 
dereibesitzer« und  der  »Verein  deutscher  Steindruckereibesitzer«. 
Auch  der  gemischte  »Verband  von  Arbeitgebern  im  bergischen 
Industriebezirk«  ist  meines  Wissens  1900  gegründet  worden.  Im 
Vergleich  zu  der  gewaltigen  Ziffer  lokaler  Verbandsgründungen 
in  jenen  Jahren  ist  diese  Zahl  von  sechs  neuen  Zentral-  oder  ge- 
mischten Verbänden  auffallend  klein.  Sie  beweist,  dass  erst  ein 
geringer  Teil  der  deutschen  Unternehmerschaft  damals,  um  mich 
eines  leider  oft  missbrauchten  Ausdruckes  zu  bedienen,  den  Ernst 
der  Lage  wirklich  begriffen  hatte.  Das  letzte  Jahrzehnt  des  19. 
Jahrhunderts  hatte  den  deutschen  (sozialdemokratischen)  Gewerk- 
schaften einen  ungeahnten  Aufschwung  gebracht.  Die  Richtung 
der  »Lokalisten« ,  die  das  Schwergewicht  der  Arbeiterorgani- 
sationen in  die  Ortsgruppen  und  Ortskartelle  verlegen  wollte  und 
eigentlich  mehr  politische  als  gewerkschaftliche  Ziele  verfolgte, 
war  von  den  »Zentralisten«  völlig  überwunden  worden.  Eine  be- 
schränkte Zahl  —  etwa  ein  halbes  Hundert  —  starker  und  ein- 
heitlicher Zentralverbände  war  aufgewachsen,  deren  Leiter  Macht 
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und  Mittel  zur  Verfügung  hatten,  auch  scheinbar  nebensächliche 
Ausstände  von  rein  lokaler  Bedeutung  mit  Zehn-,  ja  Hundert- 
tausenden \'on  Mark  zu  unterstützen.  Das  war  selbst  um  die 
Wende  des  Jahrhunderts  in  xA.rbeitgeberkreisen  noch  merkwürdig 
wenig  bekannt.  Wie  man  noch  vielfach  vermeinte,  die  Gewerk- 
Schaft  von  seiner  Fabrik  oder  seinem  Orte  fernhalten  zu  können, 
indem  man  etliche  »Hetzer«  entliess,  so  sah  man  auch  in  den 
Lohnbewegungen  und  Streiks  meistenteils  nichts  als  rein  örtliche 
Vorgänge  und  glaubte  ihnen  durch  rein  örtlichen  Zusammenschluss 
.schon  vollauf  gewachsen  zu  sein.  Es  ist  charakteristisch  für  die 
damalige  communis  opinio,  dass  Liefniann  im  Jahre  1897  in  seinen 
Unternehmerverbänden«  die  Arbeitgeberorganisationen  noch  ganz 
beiläufig  abtun  konnte,  wobei  er  sie  im  allgemeinen  als  Gelegen- 
heitsgründungen ansah  und  anscheinend  an  Fortbestand  und  dau- 
ernde Bedeutung  der  meisten  nicht  glaubte  ^).  Es  verdient  auch 
hervorgehoben  zu  werden,  dass  von  den  neun  oben  aufgeführ- 
ten Zentralorganisationen  aus  den  Jahren  1890 — 1900  drei  nur 
lokale  Zusammenfassungen  verschiedener  Gewerbe  und 
Fachvereine  waren  (Hamburg- Altona,  Berlin,  berg.  Industriebezirk), 
also  zentralisierten  Arbeiterfachverbänden  durchaus  nicht  gewach- 
sen sein  konnten.  Auch  diese  Erkenntnis  ist  der  deutschen  Un- 
ternehmerschaft erst  verhältnismässig  spät  gekommen,  dass  die 
Zukunft  nur  den  Z  e  n  t  r  a  1  v  e  r  b  ä  n  d  e  n  eines  Gewerbes 
gehören  könne.  Wie  bei  den  Gewerkschaften  die  Ortskartelle 
völlig  bedeutungslos  geworden  sind  und  höchstens  noch  für  lo- 
kale Boykottbewegungen,  Saal-  und  Bierkriege  in  Betracht  kommen, 
aber  nicht  mehr  für  ernsthafte  Arbeitskämpfe,  so  beschränkt  sich 
die  Tätigkeit  der  gemischten  Ortsverbände  der  x\rbeitgeberschaft 
naturgemäss  auf  Angelegenheiten  zweiten  und  dritten  Ranges, 
kleine  Aussperrungen  wegen  kontraktwidriger  Maifeier,  gemein- 
same Massnahmen  für  den  Arbeitsnachweis  u.  ä.  Grossen  Lohn- 
bewegungen, hinter  denen  Gewerkschaften  wie  etwa  der  Metall- 
arbeiterverband mit  seinen  300000  Mitgliedern  und  entsprechen- 
den Geldmitteln  stehen,  kann  in  wirksamer  Weise  niemals  von 
lokalen  Gruppen,  sondern  nur  von  den  grossen  Zentralverbänden 
nach  Art  des  Gesamtverbandes  deutscher  Metallindustrieller  be- 
gegnet werden. 

Alles  das  erkannte  man   in  der  deutschen  Unternehmerschaft 

1 )  \.  a.  ü.  S.  72. 
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erst  nach  und  nach.  So  erklärt  es  sich,  dass  in  der  Hochkon- 
junktur von  1898 — 1900  nur  vier  Zentralverbände  eines  Ge- 
werbes entstanden  und  dass  es  zu  einer  Konzentration  aller 
deutschen  Arbeitgebervereine ,  zu  einem  allgemeinen  deutschen 
Atbeitgeberbund  oder  ähnlichem,  damals  noch  nicht  kam.  Oben- 
drein stand  einer  derartigen  Zusammenfassung  aller  Organisa- 
tionen und  Kräfte,  die  irgendwie  ein  Gegenstück  zu  der  .>Ge- 
neralkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands  hätte  bilden 
mi^issen,  noch  ein  anderes  schwerwiegendes  Hindernis  im  Wege: 
die  deutsche  Industrie  war  zur  Vertretung  ihrer  allgemeinen  In- 
teressen bereits  zentralisiert  und  zusammengeschlossen,  aber  nicht 
in  einer,  sondern  in  zwei  miteinander  rivalisierenden  Orga- 
nisationen, dem  -Zentralverband  deutscher  Industrieller«  und  dem 
»Bunde  der  Industriellen <:.  Da  dieser  Zwiespalt  später,  als  man 
wirklich  die  Zusammenfassung  aller  deutschen  Arbeitgeberver- 
bände in  Angriff  nahm,  von  entscheidender  Bedeutung  geworden 
ist,  so  muss  auf  die  beiden  genannten  Vereinigungen  hier  mit 
einigen  Worten  eingegangen  werden.  Es  sei  übrigens  von  vorn- 
herein betont,  dass  diese  beiden  Verbände  selbstredend  keine  Ar- 
beitgeberverbände im  engeren  Sinne  sind,  zu  der  speziellen  Arbeiter- 
schaft ihrer  Mitglieder  niemals  in  freundlichen  oder  feindlichen 
Beziehungen  gestanden  haben,  vielmehr,  abgesehen  von  ihrer  spä- 
ter zu  besprechenden  Stellung  bei  der  Konzentration  der  Arbeit- 
geberverbände, eine  Würdigung  an  dieser  Stelle  darum  verdienen, 
weil  sie  mit  Energie  die  allgemeine  Arbeiterpolitik  des  Reiches 
wie  die  Haltung  der  einzelnen  Industriellen  in  Arbeiterfragen  zu 
beeinflussen  versucht  und  oft  auch  wirklich  erheblich  beeinflusst 
haben. 

Der  Zentralverband  deutscher  Industrieller 
ist,  wie  schon  erwähnt  wurde,  im  Jahre  1876  als  Vorkämpfer 
der  schutzzöllnerischen  Richtung  in  der  deutschen  Grossindustrie 
entstanden,  »zur  Beförderung  und  Wahrung  nationaler  Arbeit«, 
wie  es  unbestimmt,  aber  klangvoll  sein  Name  ausdrückt.  Von 
jeher  der  anerkannte  Führer  der  deutschen  Schutzzollvereine,  ist 
er  mit  der  Zeit  aus  dem  machtvollen  Vertreter  der  sogenannten 
schweren  Industrie  (d.  h.  besonders  Montan-,  Eisen-  und  Textil- 
industrie) zum  unbestritten  bedeutendsten  Vertreter  der  deutschen 
Industrie  überhaupt  geworden  und  hat  in  grossartiger  dreissig- 
jähriger  Tätigkeit  kaum  eine  der  brennenden  Fragen  unseres 
Wirtschaftslebens  unberührt  und  unbearbeitet  gelassen.     Auch  So- 
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zialpolitik  hat  er  von  seinem  Gründungsjahre  an  bis  heute  ge- 
trieben, und  schon  der  §  i  seiner  Satzungen  vom  15.  Februar 
1876  nennt  als  eine  seiner  acht  Aufgaben  unter  Ziffer  4  die  »Re- 
gelung der  Arbeiterverhältiiisse«  ^).  Leider  gehört  diese  sozial- 
politische Tätigkeit  besonders  in  ^neuerer  Zeit  nicht  zu  den  rüh- 
menswerten Leistungen  des  Zentralverbandes.  Es  soll  ihm  nicht 
vergessen  werden,  dass  er  in  den  achtziger  Jahren  die  Bismarck- 
sche  soziale  Versicherungsgesetzgebung  unterstützt  und  gefördert 
hat,  freilich  mit  der  ausgesprochenen  Auffassung,  damit  einer 
»Weiterentwicklung  der  Idee  der  staatlichen  Armenpflege« 
zu  dienen'-).  Aber  es  will  scheinen,  als  hätte  er  seit  jener  Zeit 
sozialpolitisch  nichts  hinzugelernt.  Das  Erlöschen  des  Sozialisten- 
gesetzes wurde  in  seiner  Mitte  »als  ein  verhängnisvoller  Fehler 
angesehen  und  lebhaft  beklagt«.  Auch  gegenwärtig  halten  »weite 
Kreise«  des  Verbandes  >das  Kapitel  der  Massregeln  zum  Schutze 
des  Staates  und  der  Gesellschaft  gegen  die  Sozialdemokratie« 
noch  nicht  für  endgültig  geschlossen«^).  Seine  Agitation  für  die 
sogenannte  Zuchthausvorlage<;  steht  noch  in  allgemeiner  Erin- 
nerung, und  betrübend  ist  es  zu  sehen,  mit  welchem  Eifer  seine 
Wortführer  bis  zu  diesem  Tage  den  geplanten  gesetzlichen  Zehn- 
stundentag für  Arbeiterinnen,  die  »durchaus  gefährlichen«  Tarif- 
verträge u.  a.  m.  bekämpfen.  Bei  der  letzten  Verbandstagung  in 
Nürnberg  (am  20.  Juni  1906)  erklärte  der  verdiente  und  unermüd- 
liche Geschäftsführer  des  Verbandes,  H.  A.  Bueck,  in  seinem  bei- 
fällig aufgenommenen  Jahresberichte,  »die  von  der  Reichstags- 
mehrheit zurzeit  verfolgte  Richtung  der  Sozialpolitik  müsse  jeden 
Vaterlandsfreund  mit  ernsten  Sorgen  um  die  Zukunft  des  deut- 
schen Reiches  erfüllen«,  und  weiterhin,  die  Sozialdemokratie 
müsse  durch  Gesetze  bekämpft  werden«.  Aehnliche  Aeusserungen 
sind  in  Buecks  im  übrigen  sehr  inhalt-  und  lehrreichem  Buche  über 
den  Zentralverband  nicht  selten  zu  finden.  Auf  die  Dauer  wird 
der  Verband  diesen  veralteten  Standpunkt  freilich  sicher  nicht 
behaupten  können,  so  wenig  wie  ihn  andere  Organisationen  zu 
halten  vermochten.  Dass  er  ihn  länger  festhält  als  die  meisten 
andern,  erklärt  sich  einmal  aus  dem  grossen  persönlichen  Ge- 
wicht des  Geschäftsführers  Bueck,  der,  schon  an  der  Gründung 
des  Verbandes    beteiligt,    seit    dem    Jahre    1887    seine    Geschäfte 

1)  Ebenso  in   den   Satzungen   von   1S89  (§  i)  und   1899   (§   2). 

2)  Bueck,  Zenlralverband  deutscher  Industrieller  Bd.   II.   S.   123   ff. 
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unter  allgemeinem  Vertrauen  leitet ,  andererseits  auch  aus  dem 
konservativen  Zuge,  den  seine  Macht  und  sein  Ansehen  dem 
Verbände  mit  der  Zeit  ganz,  unwillkürlich  geben  mussten  und  ge- 
geben haben.  Eine  Organisation  von  diesem  Gewicht  (der  Ver- 
band umfasst  weit  über  100  Vereine  und  z.  Z.  wohl  etwa  40000 
Industrielle)  weicht  nur  spät  und  ungern  von  einem  eifrig  und 
lange  verteidigten  Posten. 

Um  auch  den  Bund  der  Industriellen  noch  kurz  zu 
charakterisieren,  so  entstand  diese  Organisation  im  Jahre  1895 
als   Gegengewicht  gegen  den  Zentralverband,    dem    man    damals 
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zu  einseitige  Vertretung  dfer  schutzzöllnerisch  gesinnten  Rohstoff- 
und  Halbzeug-Industrien  vorwarf.  Der  Bund  war  infolgedessen 
und  ist  auch  heute  noch  im  wesentlichen  eine  Vertretung  der 
sogenannten  leichten  oder  Fertig-Industrien.  Das  anfangs  ge- 
spannte Verhältnis  zu  dem  Zentralverbande,  der  die  Konkurrenzr 
gründung  natürlich  nicht  sehr  freudig  begrüsste,  hat  sich  in  aller- 
jüngster  Zeit  gebessert,  sodass  der  Zentralverband  sogar  am  15. 
Oktober  1906  bei  der  letzten  Hauptversammlung  des  Bundes  ver- 
treten war.  Durch  rührige  Agitation  —  neuerdings  besonders  in 
Süddeutschland  —  ist  auch  der  Bund  zu  ansehnlicher  Grösse  ge- 
langt (1903:  28  Vereine  mit  13  000  Mitgliedern,  1906  über  50  Ver- 
eine); u.  a.  ist  ihm  die  grösste  deutsche  L  a  n  d  e  s  Organisation, 
der  rasch  aufblühende  Verband  sächsischer  Industrieller«  ange- 
schlossen. Auch  der  Bund  hat  auf  den  mannigfachsten  wirtschaft- 
lichen Gebieten  eine  umfang-  und  erfolgreiche  Arbeit  geleistet. 
In  den  Fragen  der  Sozialpolitik  ist  sein  Standpunkt  nicht  ganz 
so  schroff  ablehnend  wie  der  des  Zentralverbandes.  Die  Zucht- 
hausvorlage war  freilich  auch  ihm  sympathisch,  und  den  gesetz- 
lichen Zehnstundentag  für  Frauen  bekämpft  er  wie  der  Zentral- 
verband; andererseits  hat  aber  auch  das  obligatorische  Einigungs- 
verfahren für  alle  Differenzen  zwischen  Arbeitern  und  Unternehmern 
und  der  Tarifvertrag  schon  eifrige  Verfechter  auf  seinen  Bundes- 
versammlungen gefunden,  wenn  auch  meines  Wissens  noch  nie 
die  Zustimmung  der  Mehrheit.  Es  verdient  noch  Erwähnung, 
dass  der  Gedanke  der  gemeinsamen  Versicherung  der  Arbeit- 
geber gegen  Streikschäden  innerhalb  des  Bundes  der  Industriellen 
aufgekommen  und  zum  erstenmale  praktisch  erprobt  worden  ist, 
und  dass  der  Bund  in  der  Gegenwart  besonders  eifrig  bemüht 
ist,  ältere  wirtschaftliche  Vereine  in  Arbeitgeberverbände  umzu- 
wandeln  (SO  im  Jahre   1906  die   Organisationen  der  Dachpappen- 
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fabrikanten,  Kinderwagenfabrikanten   u.  a.  m.}. 

Doch  nun  zurück  zu  der  allgemeinen  Geschichte  der  Arbeit- 
geberverbände.  Seit  der  Hochkonjunktur  von  1900  ist  das  Stre- 
ben nach  ZentraHsierung  der  lokalen  Vereine  nicht  mehr  ver- 
schwunden. Die  Depressionsjahre  190 1  und  1902  waren  ihm  na- 
türlich wenig  günstig,  immerhin  entstand  von  namhafteren  Vereini- 
gungen 1901  der  » Arbeitgeberxerband  der  Bildhauer,  Modelleure 
und  Stukkateure  Deutschlands  ,  1902  der  'Allgemeine  deutsche 
Arbeitgeberverband  für  das  Schneidergewerbe«.  Mit  dem  Jahre 
1903  setzt  dann  wie  im  Wirtschaftsleben  so  auch  in  der  Organi- 
sations-  und  im  besonderen  Zentralisationsbewegung  der  deut- 
schen Arbeitgeber  ein  neuer  Schwung  ein,  der  von  Jahr  zu  Jahr 
kräftiger  wird.  Im  Jahre  1906  sind  nach  meinen  vielleicht  noch 
lückenhaften  Beobachtungen  nicht  weniger  als  13  grosse  Zentral- 
Arbeitgeberverbände  für  einzelne  Gewerbe  teils  begründet,  teils 
vorbereitet  und  ins  Auge  gefasst  worden.  Und  in  diese  dritte 
Hochkonjunktur,  die  die  deutschen  Arbeitgeberorganisationen  er- 
lebten, fällt  nun  auch  die  Schaffung  des  dritten,  obersten  Stock- 
werks in  dem  ganzen  Organisationsgebäude,  die  Zusammenfassung 
der  grossen  lokalen  wie  zentralen,  fachlichen  wie  gemischten 
Verbände  in  —  wenn  auch  nicht  einer,  so  doch  zwei  einander 
nahestehenden  zentralen  Stellen. 

Den  Anlass  dazu  bot  ein  ursprünglich  keineswegs  besonders 
beachteter  Arbeitskampf  in  dem  sächsischen  Städtchen  Crimmit- 
schau im  Winter  1903/4.  Ausser  seiner  langen  Dauer  —  5  Mo- 
nate —  hat  dieser  Kampf,  in  dem  7000  Weber  teils  als  Strei- 
kende, teils  als  Ausgesperrte  vergeblich  um  den  Zehnstundentag 
rangen,  kaum  etwas  Originelles  aufzuw^eisen.  Die  Arbeitgeber, 
selbst  in  einem  lokalen  Fabrikantenverein  zusammengeschlossen, 
hatten  von  vornherein  im  Einvernehmen  mit  dem  (1896  gegrün- 
deten) Verband  von  Arbeitgebern  der  sächsischen  Textilindustrie 
gehandelt.  Als  der  Kampf  sich  wider  Erwarten  in  die  Länge 
zog,  appellierten  die  Streikenden  an  das  Solidaritätsgefühl  der 
deutschen  Arbeiterschaft,  und  in  kurzer  Zeit  wurden  Hundert- 
tausende von  Mark  zu  ihrer  Unterstützung  zusammengebracht.  Da- 
durch kam  der  Stein  auch  auf  der  Gegenseite  ins  Rollen.  Nachdem 
den  Fabrikanten  schon  von  seiten  des  Verbandes  sächsischer  In- 
dustrieller wie  der  deutschen  Textilindustriellen  (Kottbuser  Be- 
schluss  vom  15.  Dezember  1903)  finanzielle  Hilfe  zuteil  geworden 
bez.  zugesagt  war,    beschloss  am    16.  Dezember  1903  der  Zentral- 


Die  geschichtliche  Entwicklung  der  deutschen  Arbeitgeberorganisation.       247 

verband  deutscher  Industrieller,  eine  grosse  Hilfsaktion  unter  allen 
Industriellen  Deutschlands  in  die  Wege  zu  leiten  und  einen 
»grossen  deutschen  Arbeitgeberverband«  zu  gründen.  Ein  wei- 
terer Beschluss  des  Verbandsdirektoriums  vom  13.  Januar  gab 
diesem  Plane  festere  Formen  :  es  gelte,  unter  der  Leitung  des  Zen- 
tralverbandes »eine  Zentralstelle  der  Arbeitgeberverbände  zu  er- 
richten, um  sie  zur  Bekämpfung  unberechtigter  Bestrebungen  der 
Arbeiter  mit  einander  in  Verbindung  zu  bringen-.  Vier  Tage 
später  trat  in  Berlin  eine  vom  Verbände  von  Arbeitgebern  der 
sächsischen  Textilindustrie  -  berufene  Tagung  zahlreicher  Arbeit- 
geberverbände zusammen  und  beschloss  ihrerseits  die  Gründung 
eines  »Allgemeinen  deutschen  Arbeitgeberverbandes«.  Auch  der 
Zentralverband  war  bei  dieser  Tagung  vertreten,  sein  Vorschlag, 
den  neuen  Verband  ihm  anzugliedern,  fand  aber  keine  Mehrheit. 
Es  wurde  schliesslich  durch  die  Versammlung  ein  Ausschuss  von 
II  Personen  eingesetzt,  um  die  Beschlüsse  auszuführen.  Eine 
Einigung  mit  der  Leitung  des  Zentralverbandes  schien  nicht  aus- 
sichtslos, und  die  Oeffentlichkeit  hatte  zunächst  von  der  ganzen 
Aktion  nur  den  Eindruck  zielbewusster  Schlagfertigkeit  und  ge- 
schlossener Einmütigkeit.  Und  dieser  Eindruck  entschied  sofort 
den  Kampf  in  Crimmitschau.  Schon  tags  darauf,  am  18.  Januar, 
brach  die  Streikleitung  den  Streik  bedingungslos  ab,  obwohl  ihr 
noch  erhebliche  Geldmittel  zur  Verfügung  standen.  Dieser  rasche 
Erfolg  bestätigte  wiederum  den  Industriellen,  dass  der  beschrittene 
Weg  in  der  Tat  zu  einem  ihnen  genehmen  Ziele  führe. 

Nun  galt  es,  den  geplanten  Bund  wirklich  zu  schaffen  und 
auszubauen,  doch  schon  die  Verhandlungen  der  nächsten  Zeit 
zeigten,  dass  die  Eintracht,  die  die  Verbände  in  den  Tagen  des 
Kampfes  gezeigt  hatten,  wenig  haltbar  war.  Eine  Broschüre 
Buecks  über  »die  Organisation  der  Arbeitgeber«  entwickelte  Grund- 
sätze für  den  neuen  Verband,  denen  sich  der  Elfer-Ausschuss 
nicht  anschliessen  wollte.  Vor  allem  war  es  die  Forderung,  die 
ganze  Organisation  dem  Zentralverbande  zu  unterstellen,  die  auf 
heftigen  Widerspruch  stiess.  Man  kann  es  dem  »Bunde  der  In- 
dustriellen :  oder  dem  »Verein  zur  Wahrung  der  Interessen  der 
chemischen  Industrie  Deutschlands«  (der  seit  1889  dem  Zentral- 
verbande fern  stand)  nicht  gerade  verdenken ,  dass  sie  einen 
Verband  ablehnten,  in  dem  der  Zentralverband  Vorsitz  und  Ge- 
schäftsführung haben  sollte.  Doch  auch  aus  den  Kreisen  des 
Zentralverbandes    selbst    kam    lebhafter    Protest,    vor    allem    von 
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Seiten  des  Gesamtverbandes  deutscher  Metallindustrieller.  So 
kam  es  schliesslich  im  März  1904  zum  offnen  Zwiespalt,  und 
beide  Gruppen  gingen  fortan  getrennt  vor.  Der  Zentralverband 
konstituierte  am  12.  April  die  seitdem  von  ihm  geleitete  »li  a  u  p  t- 
stel, le  deutscher  Arbeitgeberverbände<.  Er  er- 
klärte bei  dieser  Gelegenheit  m  der  Presse,  er  habe  es  nicht  zu- 
geben dürfen,  dass  neben  ihm  »eine  andere,  womöglich  auf  brei- 
terer Grundlage  ruhende  Vereinigung  sich  bilde,  deren  Leitung 
die  Möglichkeit  hätte,  im  Verlaufe  der  Zeit  ihre  Tätigkeit  auf  alle 
vom  Zentralverbande  bearbeiteten  Gebiete  auszudehnen«.  Trotz- 
dem konnte  Bueck  es  nicht  verhindern,  dass  die  Gegenseite  sich 
gleich  darauf  unter  Führung  des  Metallindustriellenverbandes 
gleichfalls  zusammenschloss:  am  17.  Mai  trat  die  »Freie  Vereini- 
gung von  Arbeitgeber-  und  wirtschaftlichen  Verbänden«  ins  Leben, 
die  am  23.  Juni  desselben  Jahres  den  Namen  »Verein  d  e  u  t- 
sc  her  Arbeitgeber  verbände  annahm.  Damit  war  die 
Spaltung  vor  aller  Augen,  eine  Spaltung,  die  umso  befremdlicher 
wirkt,  als  irgendwelche  prinzipielle  Differenzen  etwa  in  der  Be- 
urteilung von  Streiks,  Stellung  zu  Aussperrungen,  zu  Schiedsge- 
richten und  Tarifverträgen  nicht  im  geringsten  vorlagen.  »Die 
Herrschsucht  des  Zentralverbandes«  ist  schuld,  heisst  es  auf  der 
einen  Seite  —  »Engherzigkeit  und  Sonderbündelei«,  so  entgegnete 
Bueck  noch  im  Juni  1906  in  Nürnberg.  Wir  wollen  die  Frage 
unentschieden  lassen,  zumal  zu  einem  sicheren  Urteil  doch  die 
Kenntnis  aller  möglichen  Einzelvorgänge  hinter  den  Kulissen  ge- 
hören müsste. 

Es  wurde  bereits  betont,  dass  sachlich  beide  Zentralstellen 
durchaus  einig  seien;  wie  einig,  das  zeigt  ein  Blick  in  die  beider- 
seitigen Satzungen  ') :  die  Bestimmungen  über  den  Zweck  (§2), 
die  Durchführung  des  Zweckes  (§3)  und  die  Mitglied- 
schaft (Hauptstelle  §§  4 — 7,  Verein  §§  5  —  8)  stimmen  Wort 
für  Wort  mit  einander  überein.  Auch  sehen  beide  Satzungen 
den  Abschluss  eines  gegenseitigen  Kartellvertrages  vor,  und  dieser 
Kartellvertrag  ist  in  der  Tat  noch  im  Jahre  1904  zustande  ge- 
kommen. Auf  Grund  dessen  hat  z.  B.  im  Jahre  1906  auch  die 
Hauptstelle«  sich  an  der  Unterstützung  des  dem  »Verein-  an- 
geschlossenen »Gesamtverbandes  deutscher  Metallindustrieller< 
beteiligt.     Es    ist    also    wenigstens    in    der  Praxis    eine    Einigung 
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möglich.  Uebrigens  beschränkt  die  >  Hauptstelle«  nach  dem 
Muster  des  Zentralverbandes  ihre  Mitgliedschaft  auf  die  Gross- 
industrie, während  der  »Verein«  auch  den  Arbeitgeberverbänden 
kleinerer  Gewerbe,  des  Handwerks,  des  Baugewerbes  ofTen  steht. 
Daraus  erklärt  es  sich  auch,  dass  der  Verein«  nach  der  Zahl 
der  von  seinen  Mitgliedern  beschäftigten  Arbeiter  die  grössere 
Organisation  ist.  Die  »Hauptstelle«  umfasste  Ende  1905  :  51  Ver- 
bände mit  712000  Arbeitern;  ihre  »Mitteilungen  erscheinen  seit 
Anfang  1906  allmonatlich.  Der  Verein«  vertrat  im  März  1906 
etwa  160  Organisationen  mit  rund  950000  Arbeitern;  sem  Organ 
ist  die  seit  dem  Jahre  1902  erscheinende  Deutsche  Arbeitgeber- 
zeitung« (wöchentlich  einmal).  Es  sei  nochmals  ausdrücklich  be- 
tont, dass  der  »Verein  <  neben  dem  Bunde  der  Industriellen«  und 
seinen  Verbänden  auch  mehrere  Organisationen  umfasst,  die  dem 
Zentralverband  deutscher  Industrieller  angeschlossen  sind ,  aber 
seiner  »Hauptstelle«  sich  nicht  unterwerfen  wollten,  so  den  »Ge- 
samtverband deutscher  Metallindustrieller«,  den  »Verein  für  die 
berg-  und  hüttenmännischen  Interessen  im  Aachener  Bezirk«, 
den  Verein  deutscher  Eabriken  feuerfester  Produkte <.  Da  zu 
erwarten  ist,  dass  sich  alle  Arbeitgeberschutzverbände  des  Hand- 
werks früher  oder  später  dem  »Verein  anschliessen  werden, 
so  wird  seine  Mitgliederzahl  und  Bedeutung  wohl  noch  erheblich 
wachsen. 

Auf  die  Tätigkeit  des  »Vereins«  und  der  »Hauptstelle«  ein- 
zugehen, ist  hier  ebenso  wenig  möglich,  wie  bisher  auf  die  Praxis 
der  einzelnen  Arbeitgeberverbände  eingegangen  wurde.  Dagegen 
gehört  in  diese  historische  Uebersicht  noch  die  Notiz,  dass  beide 
Zentralen  im  Jahre  1906  eigene  Institute  zur  Entschä- 
digung \-  o  n  Arbeitgebern  bei  Streiks  und  Aus- 
sperrungen schufen.  Die  Idee,  für  diesen  Zweck  wiederum 
besondere  Organisationen  zu  schaffen,  ist  schon  etwas  älter.  Im 
Jahre  1897  liatte  der  Bund  der  Industriellen  sie  in  seiner  »In- 
dustria,  Versicherungsaktiengesellschaft  gegen  Verluste  bei  Ar- 
beitseinstellungen« zum  ersten  Male  zu  verwirklichen  versucht. 
Aber  diese  »Industria«  ging  bereits  1898  wieder  ein,  weil  einmal 
die  Form  der  Erwerbsgesellschaft  sich  als  unzweckmässig  erwies, 
sodann  das  nach  den  Satzungen  beim  Beginn  jedes  Streiks  obli- 
gatorische Einigungsverfahren  die  meisten  Unternehmer  zurück- 
stiess.  Besser  bewährte  sich  die  im  März  1905  begründete  »Ge- 
sellschaft   des  Gesamtverbandes    deutscher   Metallindustrieller    zur 
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Entschädigung  bei  Arbeitseinstellungen  <,  an  die  sich  anzuschliessen 
allen  Mitgliedern  des  Gesamtverbandes  freisteht,  ohne  dass  ein 
Zwang  dazu  ausgeübt  wird.  Diese  »Gesellschaft«  wurde  zum 
Muster  für  eine  stattliche  Schar  weiterer  Entschädigungsgesell- 
schaften, die  nun  rasch  nach  einander  von  zentralen  Branchen- 
verbänden wie  gemischten  Bezirksverbänden  begründet  wurden. 
Um  durch  Einrichtung  einer  Rückversicherung  den  neuen  Gesell- 
schaften noch  festeten  Halt  zu  geben,  rief  der  »Verein«  im  Juni 
1906  seine  »Gesellschaft  des  Vereins  deutscher  Arbeitgeber- 
verbände zur  Entschädigung  bei  Arbeitseinstellungen-  ins  Leben. 
Diese  Gesellschaft  übernimmt  bei  sämtlichen  Streikfällen  inner- 
halb des  Gebiets  der  angeschlossenen  Vereinigungen  von  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  ab  die  Entschädigungsverpflichtungen. 
Gleich  bei  der  Gründung  schlössen  sich  ihr  sechs  Organisationen 
an,  und  andre  sind  gefolgt.  Aehnlich  gedacht,  aber  etwas  an- 
ders organisiert  und  in  seinen  Leistungen  beschränkter  ist  der 
gleichfalls  im  Juni  1906  von  der  »Hauptstelle«  begründete  »Schutz- 
verband gegen  Streikschäden«.  Er  ist  am  i.  Januar  1907  in 
Tätigkeit  getreten. 

Mit  der  Begründung  der  »Hauptstelle <■  und  des  »Vereins«, 
sowie  der  ihnen  unterstellten  Streikentschädigungsverbände  hat  die 
Entwicklung  der  deutschen  Arbeitgeberorganisation  einen  be- 
deutenden Abschnitt  erreicht.  Das  Gebäude  ist  sozusagen  im 
Ivohbau  fertig.  Für  die  Schaffung  neuer  Zentralverbände  sind  jetzt 
Muster  und  Ratschläge  leicht  zu  haben,  und  den  Ausbau  der 
lokalen  Organisation  betreiben  die  einmal  vorhandenen  Zentralen 
natürlich  mit  Eifer  und  nach  einheitlichem  Plane.  Die  Macht- 
sphäre des  Zentralvorstandes  ist  meist  noch  klein,  die  Unab- 
hängigkeit der  Untergruppen  noch  wenig  beschränkt,  aber  schon 
jede  Bemühung,  mit  Hilfe  von  Normalstatuten  alle  neu  gegründeten 
Ortsvereine  in  gleichmässiger  Ordnung  aufzubauen,  ist  verdienst- 
lich und  wird  der  Zentrale  später  von  Wert  sein.  Im  Baugewerbe, 
um  eine  kleine  Illustration  zu  geben,  wurden  1898  nicht  weniger 
als  12  neue  Ortsvereine  begründet;  aber  da  jede  ordnende  Zentrale 
fehlte,  ergab  sich  ein  Bild  von  seltsamer  Buntscheckigkeit :  in 
Darmstadt  entstand  ein  »Arbeitgeberverband  für  das  Baugewerbe«, 
in  Kassel  eine  ;  Bauvercinigung«,  in  Naumburg  ein  »Arbeitgeber- 
verband des  Maurer-  und  Zimmergewerbes <,  in  Berlin  ein  Ver- 
band der  Baugeschäfte  ,  in  Osnabrück  eine  ^  Vereinigung  der 
Arbeitgeber   im    Maurergewerbe  <    usw.      Man    darf  wohl   aus   der 


Die  geschichtliche  Entwicklung   der  deutschen   Arbeitgeberorganisation.        2^1 

Mannigfaltigkeit  der  Namen  auf  die  Satzungen  schliesscn.  Ganz 
anders  ist  das  Bild  des  Jahres  1900,  nachdem  mittlerweile  189Q 
der  Deutsche  Arbeitgeberbund  für  das  Baugewerbe-  entstanden 
ist.  Von  den  24  Ortsvereinen,  die  1900  begründet  wurden,  führen 
21  den  einheitlichen  Namen  Arbeitgeberverband  für  das  Bau- 
gewerbe^  und  fussen  wohl  alle  auf  dem  1899  formulierten  Normal- 
statut des  Arbeitgeberbundes.  Aus  andern  Gewerben  Hesse  sich 
ähnliches  anführen.  Selbst  über  die  Grenzen  unseres  Vaterlandes 
hinaus  sind  einige  deutsche  Mustersatzungen  für  Arbeitgeberver- 
bände gedrungen.  Die  Hauptstelle  deutscher  Arbeitgeberver- 
bände'- berichtete  im  letzten  Jahre,  dass  man  besonders  in  Russ- 
land (Riga,  Petersburg,  Moskau)  ihren  Rat  begehrt  und  dort 
wiederholt  auf  Grund  ihrer  Normalstatuten  neue  Arbeitgeber- 
verbände konstituiert  habe.  In  Deutschland  selbst  wirken  neben 
den  schon  vorhandenen  Zentralen  in  nennenswerter  Weise  auch 
der  Bund  der  Industriellen,  der  bayerische  Industriellenverband 
und  die  Innungsverbände  und  Handwerkertage  für  den  weiteren 
Ausbau  der  xArbeitgeberorganisation.  Dass  das  immer  noch  un- 
unterbrochene Anwachsen  der  Gewerkschaftsbewegung  das  beste 
Agitationsmittel  ist,  bedarf  nicht  längerer  Ausfuhrung.  Das  Netz 
der  Verbände  wird  im  Laufe  der  nächsten  Jahre,  auch  wenn  wieder 
eine  wirtschaftliche  Depression  eintreten  sollte,  noch  viel  dichter 
werden  als  bisher.  Immerhin  lohnt  es  vielleicht,  von  dem  gegen- 
wärtigen Stand  der  Organisation  hier  ein  ungefähres  Bild  zu  geben. 
Es  sind  dabei,  wie  oben  schon  wiederholt  betont  wurde,  als 
zwei  Hauptgruppen  die  gemischten  und  die  Branche  n- 
verbände  zu  scheiden.  Jene  umfassen  Arbeitgeber  verschiedener, 
diese  nur  eines  Gewerbes.  Dass  die  gemischten  Verbände,  soweit 
sie  Arbeitgeberinteressen  vertreten,  an  Kraft  und  Bedeutung  hinter 
den  Branchenverbänden  zurückstehen  und  immer  weiter  zurück- 
bleiben werden,  sei  nochmals  hervorgehoben.  Als  Einteilungs- 
prinzip kommt  die  Verbreitung  der  Vereinigungen  im  Raum  in 
Betracht.  Es  ergeben  sich  hier  die  drei  Gruppen  der  Lokal- 
vereine, Bezirks-  oder  Landes  vereine  und  Reichs- 
vereine (oben  in  der  Regel  als  Zentralverbände  bezeichnet). 
Durch  Kombination  beider  Einteilungsprinzipien  erhalten  wir  so- 
mit folgende  sechs  Gruppen  : 

A.     I.  Gemischte  Reichsvereine, 

II.  Gemischte  Landes-  oder  Bezirksvereine, 
III.   Gemischte  Lokalvereine; 
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B.     I.  Reichsvereine  einer  Branche, 

II.  Landes-   oder  Bezirksvereine  einer  Branche, 
III.   Lokalvereine  einer  Branche. 

Innerhalb  dieser  sechs  Gruppen  macht  es  noch  einen  nicht 
unwesentlichen  Unterschied,  ob  der  in  Betracht  kommende  Verein 
sich  aus  körperschaftlichen  oder  aus  Einzelmitgliedern  zusammen- 
setzt. Nur  bei  den  gemiscliten  Reichsvereinen  ist  es  ohne  weiteres 
klar,  dass  so  gut  wie  ausschliesslich  Verbände  in  ihnen  zu- 
sammengefasst  sind,  und  bei  den  Lokalvereinen  einer  Branche, 
dass  sie  ausser  in  den  grössten  Städten  ausschliesslich  aus  Einzel- 
m  i  t  g  1  i  e  d  e  r  n  bestehen.  Bei  den  vier  andern  Gruppen  dagegen 
finden  wir  alle  denkbaren  Kombinationen:  grosse  gemischte  Orts- 
vereine, in  denen  zahlreiche  kleinere  Fachvereinigungen  konzentriert 
sind,  und  andererseits  Reichsvereine  für  kleine  Branchen,  die  nur 
wenige  einzelne  Mitglieder  zählen,  dazwischen  Verbände  aller  vier 
Arten  mit  körperschaftlichen  u  n  d  Einzelmitgliedern,  und  so  fort 
in  bunter  Mannigfaltigkeit.  Es  scheint  mir  nicht  angebracht,  um 
dieses  f^ormenreichtums  willen  das  oben  gegebene  Einteilungs- 
schema noch  weiter  zu  spezialisieren;  denn  leicht  könnte  dabei 
die  eben  gewonnene  Uebersichtlichkeit  wieder  verloren  gehen. 

Es  ist  in  den  obigen  Ausführungen  zwischen  Arbeitgeberver- 
bänden im  weiteren  und  im  engeren  Sinne  unterschieden  worden. 
Die  einen  sehen  in  der  Stellungnahme  zu  Arbeiterschaft  und  Sozial- 
politik nur  eine  ihrer  Aufgaben,  manchmal  eine  wesentliche, 
manchmal  eine  gelegentliche;  die  andern  dagegen  haben  aus- 
schliesslich oder  fast  ausschliesslich  den  Zweck,  das  Interesse 
der  Arbeitgeberschaft  gegenüber  den  Arbeitern  zu  vertreten.  Diese 
eigentlichen  Arbeitgeberverbände  werden  im  folgenden  durch 
Sperrdruck  hervorgehoben  werden.  Es  wird  auf  diese  Weise 
zugleich  klar  werden,  wie  weit  die  Spezialisierung  der  Verbands- 
zwecke in  den  einzelnen  Gegenden  und  Gewerben  vorgeschritten 
ist.  Im  übrigen  ist  es  leider  bei  der  Schwierigkeit  der  Material- 
beschaffung für  die  folgende  Liste  unvermeidlich,  dass  sich  einzelne 
Fehler  und   vielleicht  noch   mehr  Lücken   darin  befinden. 

A.  I.  Die  vier  gemischten  R  e  i  c  h  s  v  e  r  e  i  n  e,  die  hier 
in  Betracht  kommen,  wurden  oben  bereits  besprochen,  der  »Zen- 
tralverband deutscher  Industrieller  zur  Beförderung  und  Wahrung 
nationaler  Arbeit <  (Berlin;  gegr.  1876)  und  die  ihm  unterstellte 
>  H  a  u  p  t  s  t  e  1  1  e  deutscher  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  v  e  r  b  ä  n  d  e « 
(Berlin    1904),    sowie    der     Bund    der  Industriellen ^     (Berlin    1895) 
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und  der  von  ihm  mitbegründete  ->Verein  deutscher  A  r- 
beitgeber  verbände«.  Ein  Mitgliederverzeichnis  der  >Haupt- 
stelle«  besitze  ich  leider  nicht.  Sie  uinfasstwohl  ganz  überwiegend 
Verbände  der  schweren  Industrie;  so  die  Arbeitgeberverbände  der 
Eisen-  und  StahHndustriellen,  den  Gesamtverband  deutscher  Textil- 
industrieller,  den  Verband  süddeutscher  Textilarbeitgeber  und 
grosse  Verbände  des  Rheinlands  und  Westfalens.  Die  dem  Verein; 
angehörenden  Verbände  werde  ich  im  folgenden,  soweit  sie  mir 
bekannt  sind,  durch  ein  V  kenntlich  machen. 

A.    II.    An     gemischten     Landes-     und     Bezirks- 
vereinen  sind  zu   nennen : 

1.  Verband  ostdeutscher  Industrieller  (Danzig   1898). 

2.  Verein  der  Industriellen  Pommerns  und   der  benachbarten  Ge- 
biete (V.    Stettin   1900). 

3.  Verein  der  Industriellen   in   den  Kreisen  Rothenburg  (OL)  und 
Hoyerswerda  (Niesky  1897). 

4.  Verband  sächsischer  Industrieller  (V.  Dresden    1902). 

5.  Eabrikantenverein     für    Hannover,     Linden     tind    benachbarte 
Kreise   (Hannover   1887). 

6.  Industrieverein   für    den   Regierungsbezirk  Hildesheim   (Hildes- 
heim  1887). 

7.  Arbeitgeberverband     Unterelbe     (V.     Hamburg 
1905/06). 

8.  Vereinigung  schleswig-holsteinischer  Arbeit- 
geberverbände (V.    1902 }). 

9.  Arbeitgeber  verband  Unterweser  ( Bremen  1904). 

10.  Verein  zur  Wahrimg  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Inter- 
essen in  Rheinland  und  Westfalen   (Düsseldorf  1872). 

11.  Bergischer  Fabrikantenverein   (Remscheid  1890). 

12.  Verband  von  Arbeitgebern  im  B  e  r  g  i  s  c  h  e  n  I  n- 
d  u  s  t  r  i  e  b  e  z  i  r  k  (V.  1900  ?).  Dieser  Verband  steht  mit  den 
drei  folgenden  in  einem  Kartellverhältnis. 

13.  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  V  e  r  b  a  n  d  von  R  e  m  s  c  b.  e  i  d  und  Um- 
gegend (Remscheid  1903   }). 

14.  Verband  von  Arbeitgebern  im  Kreise  Solingen 
(Solingen   1904). 

15.  Arbeitgeber  verband  für  die  Kreise  Hagen  und 
Schwelm. 

16.  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  V  e  r  b  a  n  d  für  Dortmund  und  U  m  - 
gebend. 


'■54 


Dr.  Gerhard  Kessler: 


17.  Fabrikantenverein  von  Iserlohn  und  Umgegend. 

18.  Mittelrheinischer  Fabrikantenverein  (Mainz  1869). 

19.  Verein  der  Industriellen  des  Regierungsbezirks  Köln  (Köln  1881). 

20.  Verein  zur  Wahrung  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen  Inter- 
essen der  Saarindustrie  (St.  Johann  1882). 

21.  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  V  e  r  b  a  n  d    der  S  a  a  r  i  n  d  u  s  t  r  i  e  (Saar- 
brücken ?). 

22.  Bayerischer  Industriellenverband  (München  1902). 

23.  Süddeutscher    Arbeitgeber  verband    (V.    Mann- 
heim 1906). 

24.  Flsässisches  industrielles  Syndikat  (Mülhausen  1869). 

Die  meisten  dieser  Verbände  haben  korporative  Glieder  und 
Untergruppen,  bald  Ortsvereine,  bald  Fachvereine,  neben  den 
wohl  nirgends  fehlenden  Enizelmitgliedern.  Der  Verband  Unter- 
elbe z.  B.  hat  gegen  50  korporative  Mitglieder,  der  Solinger  Ver- 
band hat  fünf,  der  Verband  im  bergischen  Bezirk  neun  Unter- 
verbände. Die  unter  4,  7,  12,  23  genannten  Verbände  haben 
eigene  »Gesellschaften  zur  Entschädigung  bei  Arbeitseinstellun- 
gen«. 

A.  III.  An  gemischten  L  o  k  a  1  v  e  r  e  i  n  e  n  sind  mir 
bekannt  geworden  : 

1.  A 1 1  g  e  m  e  i  n  e  r  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  V  e  r  b  a  n  d  B  r  o  m  b  e  r  g.  V. 

2.  Verein  der  Arbeitgeber  von  O  s  t  r  o  w  o  (1906). 

3.  Bund  derArbeitgeberverbändeBerlins  und 
seiner  Vororte.     V.     (1899). 

4.  Ve  rein    der   Arbeitgeber    von    Hersfelde    und 
Rüdersdorf  (^Strausberg  i.  d.  M.   1901). 

5.  Brandenburger  Fabrikantenvereinigung  (Br.   a.  d.  Havel). 

6.  Arbeitgeberverband  von  Forst  (i.  d.  Lausitz).    V. 

7.  Verband     der    Arbeitgeber    von    Barth     (Pom- 
mern) (1906;  genauer  Name.?). 

8.  Arbeitgeber  verband    Magdeburg    (der    »Haupt- 
stelle«  angeschlossen). 

9.  Verein  Bitterfelder  Industrieller  (1883). 

10.  Gesamtverband    der  Arbeitgeber    \'on  Leip- 
zig und   Umgebung   (scheint  nicht  mehr  zu  bestehen). 

11.  Verein  der  Industriellen  von   Dresdcn-Löbtau. 

12.  Industrieverein  Meerane  (1890). 

13.  Arbeitgeberverband   von  Rostock  (1906). 

14.  Arbeitgeberverband  Parchim  (1907). 
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15.  Allgemeiner   Verband    der    Arbeitgeber    von 
Bützow  und  Umgegend  (1907). 

16.  Arbeitgeber  verband  Flensburg.    \'.    (1897  oder 
1898J. 

17.  A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  V  e  r  b  a  n  d  Schleswig.    V.    (1901). 

18.  Lübecker  Industrieverein  (1889). 

19.  Arbeitgeber  verband  Lübeck. 

20.  Arbeitgeber  verband    für    Hamburg-Altona. 
V.     (Hamburg  1890). 

21.  \"erein     der    Arbeitgeber    für    Harburg    und 
Umgegend.     V.     (1890). 

22.  Verband  der  Arbeitgeber  von  Brake  (Old.)  (1906). 

23.  Arbeitgeber  verband  vonW'ilhelmshafen  (ge- 
nauer Name?) 

24.  Verein  Bielefelder  Fabrikanten.     V.     ('1895). 
2;.   Arbeitgeber  \"erein  Ahlen. 

26.  Arbeitgeber  verband  in  Köln  (1904). 

27.  Vereinigung      der    Arbeitgeber  verbände    in 
Frankfurt  a.   M.  1 19041. 

28.  Arbeitgeber  verband  Kassel. 

29.  Arbeitgeber  verband    in  Speyer  (1906). 

30.  Allgemein  erArbeitgeber  verein  Mannheim. 

31.  Arbeitgeber  verband  Pforzheim. 

32.  Industrieverein  Augsburg.     V. 

33.  Arbeitgeber  verband  Landshut.     (1906). 

34.  Industrielle  Gesellschaft  in  Mülhausen   (i.  E.)     (1826). 
Unter  den  Verbänden  dieser  Gruppe  umfassen  die  kleineren 

(z.  B.  Nr.  4  oder  21)  nur  EinzelmitgHeder,  die  grössten  dagegen 
fassen  stattliche  Lokalvereinigungen  in  oft  beträchtlicher  Zahl 
zusammen.  Der  Berliner  Bund  setzt  sich  zur  Zeit  aus  18  Fach- 
vereinen zusammen ;  der  Hamburger  Verband  enthielt  1905  sogar 
24  Organisationen,  darunter  einige  Innungsausschüsse,  die  ihrer- 
seits 30  Innungen  vertraten.  Auch  der  Harburger  Verein  (Nr.  21) 
ist  dem  Hamburger  Verbände  angeschlossen.  Im  Berliner,  Ham- 
burger, Flensburger,  wohl  auch  in  anderen  Verbänden  ist  die 
Zahl  der  Handwerker  sehr  beträchtlich,  doch  fehlt  die  Gross- 
industrie, insbesondere  die  Metallindustrie,  nicht. 

B.  I.  Von  den  Branchen  vereinen  können  hier  nur  die 
Reichs-  oder  Zentralorganisationen  aufgeführt 
werden.     Die   Bezirks-    und  Ortsverbände    namentlich  zu  nennen. 


2C6  t)''-   Gerhard  Kessler: 

wäre  zwecklos  und  undurchführbar.  Allein  im  Baugewerbe  be- 
stehen weit  über  200  Ortsvereine,  im  Schneidergewerbe  zählte 
man  vor  Jahresfrist  80,  im  Bäckergewerbe  sofort  nach  der  Grün- 
dung   des    Zentralverbandes    30    Ortsgruppen    u.   s.  w.     Um    die 

Liste  nicht  unnötig  zu  belasten,  nenne  ich  auch  von  den  Reichs- 
te '  \ 

vereinen  nur  diejenigen,  für  deren  Beschäftigung  mit  Arbeiter- 
angelegenheiten ich  irgendwelche  Belege  besitze,  und  unter- 
drücke alle  sonst  bestehenden.  Auch  die  Innungsverbände  habe 
ich  niclit  mit  verzeichnet.  Sämtliche  Gewerbe  sind  in  15  grosse 
Gruppen  eingeordnet. 

1 .  Berg-  und   Hüttenwesen. 

Deutscher  Braunkohlenindustrieverein    (Verband    der    Braun- 
kohlenindustriellen Deutschlands).      Halle   1885. 
Verein  deutscher  Kaliinteressenten.     Magdeburg  } 

Für  den  Steinkohlenbergbau  bestand  bisher  kein  Zentral- 
verband ;  es  gab  nur  in  den  einzelnen  Revieren  :>berg-  und 
hüttenmännische  Vereine«  oder  »Vereine  für  die  bergbaulichen 
Interessen«,  im  ganzen  acht.  Aus  Anlass  der  Bergarbeiter- 
Lohnbewegung  des  letzten  Herbstes  traten  jedoch  alle  berg- 
baulichen Vereine  Deutschlands  am  17.  Oktober  1906  zu 
einer  Besprechung  in  Berlin  zusammen.  Damit  ist  ohne 
Zweifel  der  erste  Schritt  zur  Zentralisierung  getan,  wenn  auch 
über  die  Begründung  eines  V^erbandes  noch  nichts  in  die 
Oefifentlichkeit  gedrungen   ist. 

2.  Metalle. 

Verein  deutscher  Eisenhüttenleute.     Düsseldorf  1880. 

Verein    deutscher  Eisen-   und  Stahlindustrieller.      Berlin  1874. 

A  r  b  e  i  t  g  e  b  e  r  V  e  r  b  a  n  d  der  Eisen-  u  n  d  S  t  a  h 1  - 
industriellen  (genauer  Name  ?)  Berlin  ?  1905. 

Verein  deutscher  Eisengiessereien.     Elberfeld   1869. 

Verein  deutscher  Tempergiessereibesitzer.     Hagen    1890. 

Gesamtverl)and  deutscher  Metallindustri- 
eller.    V.     Berlin   1890. 

Innerhalb     dieses     Verbandes     besteht     eine     besondere 

»Cjruppe  deutscher  Schiffswerften«,    Hamburg. 

Verein  der  Kupferschmiedereien  Deutschlands.  Hannover  1889. 

Vereinigung  der  VVeissblech  verarbeiten- 
den Industriellen  Deutschlands.  Berlin  1897. 
(Arbeitgeberverband  seit  1906). 
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Verband  deutscher  Juweliere,  Gold-  und  Silberschmiede. 
Berlin  1900. 

Ein  als  Arbeitgeberverband  gedachter  Edelmetall- 
industriellenverband für  ganz  Deutschland 
war  im  Herbst   1906  in  Vorbereitung. 

3.  Maschinenbau     u.    ä. ,      Fahrzeugfabrikation, 
Instrumentenbau,  Uhr  macherei. 

Verein  deutscher  Maschinenbauanstalten.     Düsseldorf  1889. 
Verband  selbständiger  deutscher  Installateure.     Düsseldorf. 
Verband  deutscher  Zentralheizungsindustrieller.     Berlin  1898. 
Deutscher    Arbeitgeberschutzverband     des 

Dachdecker-  und  Klempnergewerbes  nebst 

verwandten   Berufen.     Köln    1906. 
Verein  deutscher  Schiffswerften.     V.     Berlin   1884. 
Arbeitgeberverband  im  Wagenbaugew  erbe.  V., 

Berlin  1906. 
Verein  deutscher  Pianofortefabrikanten.     Leipzig. 
Schutzverband       der      Klavierindustriellen 

Deutschlands.    1904. 
Zentralverband  deutscher  Uhrmacher.     Leipzig  1876. 

4.  Steine,  Erden  und  Glas. 

Verband  deutscher  Tonindustrieller.    V.     Berlin  1898. 

Verein  deutscher  Tonrohrfabrikanten.      Bitterfeld   1880. 

Verein  deutscher  Fabriken  feuerfester  Produkte.  V.  Freien- 
walde a.  d.  O.     i88r. 

Verband  deutscherKachelofenfabrikanten. 
Meissen  1903. 

Verband  der  Arbeitgeber  des  Töpfer-  und 
Ofensetzgew  erbes  Deutschlands.     Berlin  1906. 

Verband  deutscher  Topfwarenfabrikanten.     Bunzlau  1906. 

Vereinigung  deutscher  Flaschenfabriken. 
V.  Hamburg  1890. 

Verein  deutscher  Medizinglas-  und  Flakonhütten.  1901.  Sitz 
wechselnd. 

Verein  deutscher  Glasinstrumentenfabrikanten.    Ilmenau  1891. 

Für  das  Ziegeleigewerbe  sind  mir  nur  lokale  und  provinzielle 
Arbeitgebervereinigungen  bekannt  geworden. 

5.  Häute,  Leder,  Lederwaren  und  Kautschuk. 
Zentralverein  der  deutschen  Lederindustrie.     Berlin  1891. 
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Verband  vereinigter  Rauchwarenzurichterei-  und  -Färbereibe- 
sitzer Deutschlands.     Leipzig  1899. 

Verein  der  Pelzwarenfabrikanten  in  Deutschland. 

Verein  der  Glace-  und  Weisslederindustriellen  von  Deutsch- 
land.    Berlin  1887. 

Verein  deutscherLederhan.  dschuhfabrik  an- 
te n.  Altenburg  (S.-A.)  Als  Gründungsjahr  nennt  das 
»Verzeichnis«  von  1903  auf  S.  251:  1869.  Es  liegt  vermut- 
lich ein  Druckfehler  für  1896  oder  1899  vor. 

Ve  rein  deutscher  Wa  s  c  h 1 e  d  e  r  h  a  n  d  s  c  h  u  h - 
fabrikanten.     Wetzlar  1900. 

Zentralverein  deutscher  Kautschukwarenfabrikanten.  Berlin 
1898. 

6.  Textilindustrie. 

Verein  der  deutschen  Textilveredelungsindustrie.    Düsseldorf 

1895- 

Arbeitgeberverband  der  deutschen  Textilin- 
dustrie.   Aachen  1904. 

Verein  deutscher  Tuch-  und  Wollwarenfabrikanten.    Aachen. 

Verband  der  Baumwollspinnereien  Deutschlands  (genauer 
Name .?) 

Verband  deutscher  Baumwollgarnkonsumenten.  Dresden  1898. 

Verband  deutscher  Leinenindustrieller.     Bielefeld  1877. 

Deutscher  Färberverband.     Leipzig  1898. 

Deutscher  Seiler-  und  Reepschlägerverband.     Berlin  1879. 

Verband  der  deutschen  Hanfspinnereien  und  Bindfaden- 
fabriken.    Köln  1900. 

7.  Bekleidungsindustrie. 

Zentralverband  der  deutschen  Herren-  und  Knaben-Kleider- 
fabrikanten.    1901,  Sitz  wechselnd. 

Allgemeiner  deutscher  Arbeitgeber  verband 
für  das  Schneidergewerbe.     München    1902. 

Verband  der  deutschen  Schuh-  und  Schäfte- 
fabrikanten.    Bamberg  1890. 

Verband   deutscher  Holzschuhfabrikanten.     Duisburg  1900. 

Verein  der  Stoffhandschuhindustrie.    Burgstädt  (Sachs.)  1887. 

Verband  der  deutschen  Krawattenfabrikan- 
ten.    Krefeld   1904.  (genauer  Name.?') 

Verband  deutscher  Schirmfabrikanten.     Berlin  1885. 
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Arbeitgeberve  r  band  der  Schirmfabrikanten, 
Berlin    1906. 

Arbeitgeberverband  der  Stroh-  und  Filzhut- 
fabrikanten Deutschlands.    München  1907. 

8.  Papierindustrie. 
Papierindustrieverein.     Berlin  1877. 
Deutscher  Papierverein.     Berlin  1879. 

Verein  deutscher  Papierfabrikanten.     Berlin  1884. 

Arbeitgeber  verband  der  deutschen  Papier- 
fabrikanten.    Berlin  1906. 

Verband  deutscher  Dachpappenfabrikanten. 
V.    Berlin  1901   {Arbeitgeberverband  seit  1906). 

Verein  deutscher  Buntpapierfabrikanten.     Berlin  1876. 

Verein  deutscher  Tapetenfabrikanten.     Chemnitz  1889. 

Im  Tapeziergewerbe  bestehen  bereits  örtliche  und  Bezirks- 

Arbeitgeberschutzverbände,  deren  Zusammenfassung  in  einer 

Reichszentrale  z.  Z.  im  Gange  ist. 

9.  Holz-,  Flecht-  und  Schnitzstoffe. 
Arbeitgeberschutzverband     der    deutschen 

Tischlermeister  und  Holzindustriellen.  V. 
Berlin  1902  oder  1903.  Dieser  Verband  scheint  sich  neuer- 
dings »Arbeitgeberschutzverband  für  das  deutsche  Holzge- 
werbe« zu  nennen. 

Freie  Vereinigung  der  selbständigen  Drechslermeister  Deutsch- 
lands.    Berlin  1905. 

Verband  deutscher  Fassfabrikanten  und  Böttchermeister. 
Frankenthal  i.  Pf.   1900. 

Verband  deutscher  Kinderwagenfabrikanten 
V.  1899  (Arbeitgeberverband  seit  1906). 

10.  Nahrungs-  und  Genussmittel-Industrie. 

Verband  deutscher  Müller.     Berlin  1867. 

Deutscher  Müllerbund.     Leipzig  1899. 

Arbeitoreberverband  der  Mühlenindustrie. 
Charlottenburg-Berlin  1905. 

Freier  deutscher  Bäckerverband.  Frankfurt  a.  M.  1890  (nur 
in  Süddeutschland!). 

Allgemeiner  deutscher  Arbeitgeberschutz- 
verband fürdas  Bäckergewerbe.  V.  Berlin  1906. 

Vereinigung    der    Kakes-    und     Biskuitfabri- 

17 
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kantenDeutschlands.  V.  (Arbeitgeberverband  seit 
1906). 
Verband  selbständiger  deutscher  Konditoren.     Berlin  1877. 
Verein    der    deutschen    Zuckerindustrie,    Abteilung    der  Roh- 
zuckerfabriken.    Berlin  1897.  —  I^i  diesem  Verein  wird  die 
Gründung  eines  besonderen  Arbeitgeber  verbau  des 
der  Roh  Zuckerindustrie  z.  Z.  vorbereitet. 
Verband  deutscher  Schokoladefabrikanten.     Dresden  1876. 
Vereinigung  deutscher  Zuckervvarenfabrikanten. 
Verein  deutscher  Konserven-  und  Präservenfabrikanten.  Braun- 
schweig 1901. 
Verein   der  Spiritusfabrikanten  in  Deutschland.     Berlin  1857. 
Zentralverband  deutscher  Brauereien  gegenVerrufserklärungen. 

Berlin  1895. 
Deutscher  Tabakverein.     Frankfurt  a.  M.    1891.      Dieser   Ver- 
band soll  die  Führung  eines  besonderen  Arbeitgeber- 
verbandes der  Zigarrenbranche  erhalten,    der 
zur  Zusammenfassung  schon  bestehender  Zigarrenfabrikanten- 
verbände  und  Tabakarbeitgeberverbände  Anfang  1907   ein- 
gerichtet werden  soll. 
Verband  deutscher  Zigarettenfabriken.     Dresden  1887.  ) 
Verein  deutscher  Zigarettenfabrikanten.     Berlin.  ) 

Diese  beiden  Organisationen  wurden  im  Herbst  1906  zu 
einem     »Verband     der     deutschen     Zigaretten- 
industrie«  in  Dresden  zusammengefasst,  der  Arbeitgeber- 
interessen vertreten   soll. 
II.   Buchgewerbe  und  Photographie. 

Vereinigung  der  Schriftgiessereibesitzer  Deutschlands.     Leip- 
zig 1901. 
Deutscher  Buchdruckerverein.     Leipzig  1869. 
Arbeitgeber  verband  für  das  Buchdruckerei- 
g  e  w  e  r  b  e.     Berlin    1906.     Dieser  Verband    entstand,    als 
sich  der  Deutsche  Buchdruckerverein  im  Jahre  1906  durch 
Vertrag    verpflichtete,    in    Zukunft    nur    noch    Gehilfen    aus 
dem    der    Sozialdemokratie    nahestehenden    Buchdrucker- 
verbande zu  beschäftigen. 
Verein  deutscher  Steindruckereibesitzer.     Leipzig  1900.  j 

Schutzverband     deutscher    Steindruckerei-   ! 
b  e  s  i  t  z  e  r.     Berlin   1906.  J 

Die  Verschmelzung    dieser    beiden   Verbände    wurde    im 
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Dezember  1906    beschlossen,    bedarf   aber    noch    der  Geneh- 
migung der  Hauptversammlungen. 

Bund  der  Lichtdruckanstalten  Deutschlands.     Leipzig. 
Bund  der  chemigraphischen  Anstalten  Deutschlands. 
Vereinigung  der  Besitzer  xylographischer  Anstalten. 
Verband  deutscher  Formstechereibesitzer. 

Verband  deutscher  Buchbindereibesitzer. 
Leipzig  1900.  Dieser  Verband  umfasst  die  Arbeitgeber- 
schaft der  drei  wichtigsten  Standorte  des  Gewerbes  :  Berlin, 
Leipzig  und  Stuttgart.    Daneben  wird  ein  besonderer 

Arbeitgeberschutzverband  für  das  deutsche 
Buchgewerbe  z.  Z.  vom  »Bunde  deutscher  Buchbinder 
Innungen«   vorbereitet. 

Deutscher  Photographenverein.     Weimar  1876. 

12.  Baugewerbe. 

Deutscher  Arbeitgeberbund  für  das  Bau- 
gewerbe.    Berlin  1899. 

Arbeitgeber  verband  der  vereinigten  Bild- 
hauer, Modelleure  und  Stukkateure  Deutsch- 
lands.   Frankfurt  a.  M.  190 1. 

Arbeitgeberschutz  verband  für  das  Glaser- 
gewerbe.    1907. 

Für  die  Malermeister  existiert  meines  Wissens  noch  kein 
Zentralverband.  Von  grossen  Bezirksvereinigungen  sind  mir 
der  »Süddeutsche  Malermeisterverband«,  der  »Bund  nord- 
deutscher Maler-  und  Lackierermeister«  (Hamburg  1905)  und 
der  »Arbeitgeberverband  für  das  Maler-,  Anstreicher-  und 
verwandte  Gewerbe  in  Rheinland  und  Westfalen«  (Elberfeld 
1906)  bekannt  geworden,  deren  Zusammenschluss  wohl  nur 
eine  Frage  der  Zeit  ist. 

13.  Gärtnerei. 

Verband    der  Handelsgärtner  Deutschlands.     Steglitz  b.  Ber- 
Hn  1883. 

14.  Verkehrsgewerbe  u.a. 

Verein  deutscher  Binnen  Schiffahrtsbetriebe. 

Hamburg  1899. 
Der  im  Jahre  1906  viel  genannte  »Arbeitgeber verband 
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für  Binnenschiffahrt   und  verwandte  Gewerbe« 

in  Hamburg  dürfte  mit  dem  vorigen  identisch  sein. 
Zentralverband    deutscher    Reeder.      Hamburg 

1907. 
Verband  deutscher  Lohnfuhrunternehmer.  Frankfurt  a.  M.  1887. 
Zentralverband     deutscher    Arbeitgeber    in 

den  Transport-    und    ähnlichen    Gewerben. 

Berlin   1907. 

15.   Beherbergung   u.  a. 

Deutscher  Gastwirtsverband.     Berlin  1873. 
Bund  deutscher  Gastwirte.     Leipzig  1893. 
Internationaler  Verein  der  Gasthofbesitzer.     Köln   1869. 
Verein  der  Cafetiers  Deutschlands.     Berlin. 

So  lückenhaft  auch  dieses  Verzeichnis  zweifellos  ist,  so  zeigt 
es  doch  klar  und  deutlich,  wie  sich  die  Gruppe  der  Arbeitgeber- 
verbände allmählich  aus  der  Schar  der  älteren  Vereine,  die  nur 
mehr  oder  minder  beiläufig  Sozialpolitik  betrieben,  heraushebt; 
und  wenn  man  einen  vergleichenden  Blick  auf  ältere  Unternehmer- 
verbandslisten wirft  (etwa  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften ^  VII :  »Unternehmerverbände«  oder  bei  Schomerus 
in  Schmollers  Jahrb.  XXV  2  S.  439  ff.),  so  staunt  man  über  die 
Fortschritte,  die  die  Idee  in  wenigen  Jahren  gemacht  hat.  Das 
Gebäude  steht  jetzt  wirklich  im  Rohbau  fast  fertig  da.  Mitglieder- 
ziffern und  Ortsgruppen  werden  noch  mächtig  anwachsen,  neue 
Zentralverbände  werden  sich  zusammenschliessen,  aber  alles  nun- 
mehr nach  bewährten  Mustern  und  in  gewohnten  Geleisen.  Die 
Schwierigkeiten  und  Kämpfe,  welche  die  Zukunft  für  die  deutschen 
Arbeitgeberverbände  birgt,  werden  im  wesentlichen  im  Innern 
auftreten  und  durchgefochten  werden  müssen.  Prinzipien  und 
Praxis  der  Verbände,  die  hier  nicht  dargestellt  werden  konnten*), 
bedürfen  vielfach  noch  gründlicher  Klärung,  oft  erheblicher  Re- 
vision. Das  schöne  Ziel  der  »Förderung  friedlichen  und  gedeih- 
lichen Einvernehmens  mit  der  Arbeiterschaft«  steht  heute  bei 
vielen  Verbänden  wirklich  nur  auf  dem  Papier  (bei  manchen 
übrigens  auch  das  nicht),  und  wenn  der  Syndikus  des  »Verbandes 
sächsischer  Industrieller«,    Dr,  Stresemann,    im    Jahre  1905    selbst 


l)  Der  Verfasser  hofft,   eine  grössere  Arbeit  über    die  deutschen   Arbeitgeberver- 
bande noch   im   laufenden  Jahre  veröflfentUchen  zu   können. 
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für  die  Streikentschädigiingsgesellschaften  die  Hoffnung  äusserte, 
sie  würden  ein  »Instrument  des  sozialen  Friedens«  werden,  so 
wird  gewiss  gegenwärtig  noch  ein  guter  Teil  der  deutschen  Unter- 
nehmerschaft darüber  lächeln.  Schliesslich  tnuss  aber  doch  auch 
bei  uns  wie  in  England  die  Existenz  kampfbereiter  Organisationen 
zum  Hort  des  Arbeitstriedens  —  wenn  auch  eines  bewaffneten 
Friedens  —  werden  können  und  werden. 
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VOLKS-  UND  PENSIONSVERSICHERUNG 

UND  DIE  VEREINS -VERSICHERUNGS- BANK 

FÜR  DEUTSCHLAND. 


VON 


Regierungsrat  Dr.  SEIDEL  in  Allenstein. 


I. 

Die  Zukunft-  und  Lebensversiclierung  der  wirtschaftlich  Schwa- 
chen unseres  Volkes,  als  eines  der  wichtigsten  Stücke  der  sozi- 
alen Frage,  ist  seit  Jahren  Gegenstand  der  Erörterung  von  Sozial- 
poHtikern  und  Volkswirten,  sowie  der  Besprechung  in  der  Tages- 
presse gewesen. 

Man  ist  wohl  allgemein  darüber  einig,  dass  mit  der  Sicherung 
einer  Alters-  und  Invalidenpension  durch  den  Staat  an  Arbeiter, 
kleine  Handwerker,  Landwirte  u.  s.  w.  eine  segensreiche  Einrich- 
tung von  eminenter  Bedeutung  geschaffen  worden  ist,  und  ebenso 
müssen  die  weiteren  Fürsorge-Bestrebungen  der  Reichsregierung, 
welche  eine  Witwen-  und  Waisenversicherung  der 
Arbeiter  durch  den  §  15  des  neuen  Zolltarifgesetzes  derart  in 
die  Wege  geleitet  hat,  dass  alljährlich  ein  bestimmter  Teil  des 
Mehrertrages  der  Zölle  zurückgelegt  und  als  Grundstock  zu  einem 
zu  erlassenden  Reliktengesetz  für  die  Arbeiter  ver- 
wendet werden  soll,  in  den  weitesten  Kreisen  volle  Würdigung 
finden  ^). 


i)  Der  nach  Zeitungsnachrichten  unlängst  vom  Bundesrat  angenommene  Gesetz- 
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Aber  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  diese  Einrich- 
tungen der  staatlichen  Fürsorge  nur  unzulänglich  sein  und  nicht 
in  das  Ungemessene  gesteigert  werden  können.  Auf  die  weitere 
Fürsorge  der  wirtschaftlich  Schwachen  und  Schwächsten  unter 
Benutzung  der  Selbsthilfe  dieser  Bedacht  zu  nehmen ,  erscheint 
daher  als  Pflicht  aller  sozial  gesinnten  und  wirtschaftlich  höher 
stehenden  Kreise  des  Volkes. 

Diese  Pflicht  wird  umso  dringender  durch  die  Tatsache,  dass 
die  breite  Schicht  der  der  staatlichen  Versicherung  nicht  unter- 
liegenden Privatbeamten  der  grossen  Unternehmungen  sich  zwi- 
schen den  Jahren  1882 — 1895  um  fast  120%  in  Deutschland  ver- 
mehrt hat  gegenüber  einer  Vermehrung  der  selbständigen  Unter- 
nehmer um  nur  i%  und  der  Arbeiter  um  63%,  und  dass  diese 
inzwischen  prozentual  noch  weiter  gestiegen  ist. 

Sie  ist  direkt  eine  Lebensfrage,  wenn  man  bedenkt,  dass 
die  Aussichten  der  Privatbeamten,  sich  zu  einer  selbständigen, 
unabhängigen  Stellung  emporzuschwingen,  nach  Lage  unserer  in 
Deutschland  bestehenden  Verhältnisse  immer  geringer  werden. 

Was  bisher  von  Privatunternehmungen  und  von  Verbänden 
für  die  Versicherung  der  unteren  und  minderbemittelten  Volks- 
klassen getan  ist,  genügt  nicht  entfernt  dem  Bedürfnis. 

Allerdings  sind,  wie  die  vom  Kaiserlichen  Aufsichtsamt  für 
Privatversicherung  für  1905  bearbeitete  Statistik  erkennen  lässt, 
die  Vorteile  der  Lebensversicherung  auch  diesen  Bevölkerungs- 
klassen in  den  letzten  Jahren  mehr  zugänglich  gemacht  worden. 
Denn  die  13  Unternehmungen,  welche  sich  mit  der  sog.  Volks- 
versicherung befassen  —  ii  Aktiengesellschaften  und  2  Ge- 
genseitigkeitsgesellschaften — ,  hatten  Ende  1905  an  Volksver- 
sicherungen einen  Bestand  von  5285621  Policen  mit  einer  Ver- 
sicherungssumme von  922720000  Mark. 

II. 

Aber  diese  von  den  privaten  Versicherungs-Unternehmungen 
zur  Einrichtung  der  kleinen  Lebensversicherung,  der  sog.  Volks- 


entwurf betreflfend  den  Hinterbliebenen-Versicherungsfonds  unterstellt  die  Verwal- 
tung der  aus  den  neuen  landwirtschaftlichen  Zöllen  zu  erwartenden  Mehreinnahmen, 
die  für  die  geplante  Witwen-  und  Waisenversorgung  der  Arbeiter  aufgesammelt  wer- 
den sollen,  der  Verwaltung  des  Reichsinvalidenfonds  und  der  besonderen  Oberauf- 
sicht des  Reichskanzlers.  Die  Versicherung  selbst  soll  spätestens  für  das  Jahr  19 10 
projektiert  sein. 
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Versicherung,  und  der  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit 
einer  Person  eintretenden  Pensionsversicherung  geschaf- 
fenen Kinriciitungen  sind  doch  mit  mancherlei  Mängeln  behaftet, 
die  umso  auffälliger  und  schwerer  wiegend  sind,  als  gerade  die 
wirtschaftlich  schwachen  Schichteri  der  Bevölkerung  von  diesen 
Einrichtungen  Gebrauch  machen  müssen.  Das  trifft  in  erster 
Linie  auf  die  Volksversicherung  zu,  die  bei  der  heutigen 
Art  ihres  Betriebes  eine  sehr  teure  Verwaltung  erheischt,  sowie 
einen  vorzeitigen  Verfall  zahlreicher  Versicherungen  und  dadurch 
bedingte  schwere  wirtschaftliche  Schädigung  weiterer  an  sich 
schon  wenig  leistungsfähiger  Kreise  herbeiführt.  Wie  in  einem 
diesen  Gegenstand  behandelnden  Artikel  der  »Kölnischen  Zeitung« 
vom  28.  Juni  v.  J.,  Morgenausgabe  Nr.  693,  durchaus  zutreffend 
bemerkt  wird,  liegt  hierin  keineswegs  etwa  ein  Vorwurf  gegen  die 
sich  mit  dem  Betrieb  dieses  Versicherungszweigs  befassenden  Ge- 
sellschaften, die  im  Gegenteil  für  die  fortschreitende  Vervollkomm- 
nung ihrer  Einrichtungen  alle  Anerkennung  verdienen ,  sondern 
jene  Missstände  sind  die  fast  unvermeidliche  Folge  der  Bedin- 
gungen und  Voraussetzungen,  unter  denen  die  Volksversicherung 
bei  der  Organisation,  die  sie  zurzeit  hat,  arbeiten  muss.  Sie  ist 
auf  der  einen  Seite  zu  teuer  und  auf  der  anderen  ist  der  Wechsel 
der  Versicherungen  unverhältnismässig  gross.  Bei  der  Volksver- 
sicherung wird  von  einer  ärztlichen  Untersuchung  des  Versiche- 
rungsnehmers abgesehen.  Aus  diesem  Grunde  müssen  bei  dieser 
Versicherung  als  mathematische  Grundlage  andere  Sterblichkeits- 
tafeln (mit  höheren  Sterblichkeitsziffern)  benutzt  werden  als  bei 
der  grossen  Lebensversicherung,  wo  es  sich  infolge  der  ärztlichen 
Untersuchung  um  ausgelesene  Risiken  handelt.  Die  Nettoprä- 
mien, d.  h.  diejenigen  Prämien,  welche  die  nach  den  VVahrschein- 
lichkeitsgesetzen  ermittelte  Höhe  der  Versicherungsleistungen  zu 
decken  bestimmt  sind,  müssen  also  bei  der  Volksversicherung 
höher  sein  als  bei  der  grossen  Versicherung.  Stärker  fällt  aber 
noch  der  höhere  Zuschlag  verteuernd  ins  Gewicht,  dass  bei  dieser 
Versicherungsform  die  Nettoprämie  erhöht  zu  werden  pflegt,  um 
die  vom  Versicherungsnehmer  wirklich  zu  zahlende  Bruttoprämie 
zu  bilden.  Dieser  Zuschlag  soll  die  gesamten  Verwaltungskosten 
decken,  er  ist  weiter  bestimmt  als  Sicherheit  gegen  Verluste  aus 
einem  ungünstigen  Verlaufe  der  Sterblichkeit,  und  endlich  soll 
er  dem  Versicherer  die  Möglichkeit  geben,  Gewinne  zu  erzielen. 
Bei  der  Volksversicherung  muss  nun  namentlich  der  Verwaltungs- 
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kostenzuschlag  unverhältnismässig  hoch  bemessen  werden;  denn  es 
liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Volksversicherung,  die  Versicherung 
kleiner  Summen,  relativ  höhere  Verwaltungskosten  erfordert  als 
die  Versicherung  grosser  Summen;  sowohl  die  laufende  Verwal- 
tung ist  teurer,  wie  auch  die  Akquisilion.  Der  gesamte  Aufschlag 
auf  die  Nettoprämie  bewegt  sich  meist  zwischen  30  bis  50  Pro- 
zent der  Nettoprämie,  es  kommen  aber  auch  50  bis  70  Prozent 
vor.  Wie  bemerkt,  ist  der  zweite  schlimme  Punkt  der  starke 
vorzeitige  Abgang,  das  hohe  Storno.  Der  Grund  hierfür  ist  in 
erster  Linie  in  den  schwachen  und  unsicheren  wirtschaftlichen 
Lagen  der  grossen  Masse  der  Versicherungsnehmer  zu  finden. 
Eine  ungünstige  Gestaltung  der  Erwerbsverhältnisse  macht  es 
vielen  Versicherungsnehmern  unmöglich,  die  zur  Aufrechterhaltung 
erforderlichen  Prämien  zu  zahlen.  Auch  wird  beim  Eingehen 
der  Versicherung  mfolge  der  Ueberredungskünste  der  Agenten 
die  eigene  wirtschaftliche  Kraft  vielfach  überschätzt.  Man  hat 
sich  für  lange  Zeit  zu  hohen  Prämienzahlungen  verpflichtet,  be- 
reut bald  die  Uebereilung  und  lässt  dann  unter  Einbusse  eines 
grossen  Teiles  der  bereits  geleisteten  Prämienzahlungen  die  Po- 
licen verfallen.  (Die  »Sparkasse«,  volkswirtschaftliche  Zeitschrift 
1907,  Nr.   507,  S.  27). 

III. 

In  Erkenntnis  dieser  Umstände  sind  mehrfach  Versuche 
unternommen  worden,  Besserung  durch  Einführung  von  Reformen 
auf  dem  Gebiete  des  privaten  Versicherungswesens 
zu  schaffen.  Bekannt  ist  der  seiner  Zeit  von  dem  Zentrumsab- 
geordneten und  Sozialpolitiker  Professor  Hitze  gemachte  Vor- 
schlag der  »Arbeiter- Spar-  und  Lebensversicherung«,  welche  auch 
der  Allgemeine  deutsche  Versicherungsverein  in  Stuttgart  einge- 
führt hat.  Es  ist  dies  eine  Versicherungsform,  durch  die  keine 
im  Voraus  bestimmte  Summe  für  den  Todesfall  des  Versicherten 
oder  für  den  Fall  des  Erreichens  eines  bestimmten  Alters  ver- 
sichert wird,  und  demgemäss  wird  auch  dem  Versicherungsnehmer 
nicht  die  Verpflichtung  zu  bestimmten  fortlaufenden  Beiträgen 
auferlegt,  sondern  nur  die  Gelegenheit  geboten,  Einzahlungen  in 
beliebiger  Höhe,  zu  beliebiger  Zeit  und  in  beliebiger  Wieder- 
holung zu  machen.  Jede  Einzahlung  gilt  als  einmalige  Einlage, 
der  eine  nach  versicherungstechnischen  Grundlagen  bemessene 
Versicherungssumme  entspricht.     Auf  diese  Weise  wird  allerdings 
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der  Verfall  der  Versicherung  infolge  unterlassener  Prämienzahlung 
vermieden.  Aber  es  haftet  dieser  Versicherungsform  offenbar 
doch  ein  wesentlicher  Mangel  an.  Es  ist  eine  Vielheit  von  sol- 
chen kleinen  Einzahlungen  nötig,  dauert  also  eine  lange  Reihe 
von  Jahren,  bis  der  Versicherungsiiehmer  den  Anspruch  auf  eine 
einigermassen  nennenswerte  Versicherungssumme  erworben  hat. 
Der  Zweck  der  Lebensversicherung  und  also  auch  der  Volksver- 
sicherung besteht  aber  in  erster  Linie  darin,  dass  der  Versiche- 
rungsnehmer durch  Festlegung  einer  von  vornherein  bestimmten 
Versicherungssumme  und  durch  fortlaufende  Prämienzahlungen 
die  Gewähr  hat,  dass  seinen  Hinterbliebenen  eine  gewisse  Ver- 
sicherungssumme zufällt,  wenn  sein  Tod  schon  bald  nach  Ab- 
schluss  der  Versicherung  eintritt.  Bei  der  Spar-  und  Lebensver- 
sicherung überwiegt  eben  der  Sparcharakter,  indem  das  Ergebnis 
davon  abhängt,  wie  lange  der  Versicherungsnehmer  lebt,  und 
wie  häufig  und  in  welcher  Höhe  die  zwanglosen  Einzahlungen 
bewirkt  werden.  Man  muss  sich  auch  gegenwärtig  halten,  dass 
unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  die  freiwillige  Spar-  und  Ver- 
sicherungstätigkeit vielfach  unterbleibt,  während  sie  noch  ausge- 
übt wird,  wenn  eine  vertragliche  Verpflichtung  dazu  nötigt.  Es 
fehlt  eben  der  wichtigste  Anreiz  zur  Fortsetzung  und  entspre- 
chenden Erhöhung  der  Versicherung,  und  hierauf  ist  es  wohl  in 
der  Hauptsache  zurückzuführen ,  wenn  die  Arbeiter-,  Spar-  und 
Lebensversicherung  keine  grössere  Ausdehnung  erfahren  hat  (Die 
»Sparkasse«,  volkswirtschaftliche  Zeitschrift,  Hannover  1907,  Nr. 
597  S.  27). 

Auch  Vorschläge,  die  von  anderer  Seite  zur  Lösung  dieses 
wichtigen  Problems  in  dem  privaten  Versicherungswesen  ge- 
macht sind ,  haben  bisher  zu  befriedigenden  Ergebnissen  nicht 
geführt. 

Erwähnt  werden  mag  hier  auch  der  Plan  einer  allgemeinen 
Volksversicherung  unter  staatlicher  Fürsorge  im  Schweizer  Kan- 
ton Waadt,  welchen  die  Regierung  dem  Kantonsrat  von  Waadt 
in  dem  Entwurf  zu  einem  Altersversicherungsgesetz  vorgelegt  hat. 
Nach  diesem  steht  die  Altersversicherungskasse  unter  der  Auf- 
sicht und  Gewährung  des  Staates;  ihre  Verwaltung  und  ihr  Ver- 
mögen sind  aber  vom  Fiskus  ganz  unabhängig.  Als  Mitglieder 
werden  alle  im  Kanton  Waadt  wohnhaften  Personen  und  die 
Kantonsangehörigen  angenommen. 

Der  Versicherte    bestimmt  selber,    in    einer  Grenze    zwischen 
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dem  50.  und  65.  Altersjahre,  den  Zeitpunkt,  von  welchem  an  die 
jährliche  Rente  ihm  entrichtet  wird.  Die  Pension  kann  in  keinem 
Falle  die  Summe  von  1200  Frank  überschreiten.  Die  Versiche- 
rung kann  in  Form  einer  Rente  oder  eines  den  Erben  nach  dem 
Tode  des  Versicherten  auszuzahlenden  Kapitals  erfolgen.  Der 
Staat  ist  an  der  Kasse  mit  Subventionen  beteiligt.  Diese  Sub- 
ventionen werden  aber  nur  für  Rechnung  derjenigen  Personen 
bezahlt,  welche  eine  Rentenversicherung  vereinbarten.  Sie  be- 
tragen 100  Proz.  für  eine  jährliche  Einzahlung  von  6  Frank; 
66  Proz.  für  12  Frank;  42  Proz.  für  24  u.  s.  w.  bis  11  Proz.  für 
eine  jährliche  Rente  von  90  Frank.  So  nimmt  die  staatliche 
Subvention  mit  dem  zunehmenden  Versicherungsbeitrage  ab.  Für 
Mitglieder,  welche  den  Beginn  der  Bezahlung  der  Rente  vor  ihrem 
00.  Altersjahre  feststellten,  fällt  aber  die  staatliche  Prämie  weg. 
Mit  der  staatlichen  Subvention  wird  die  jährliche  Einzahlung  für 
eine  Rente  von  360  Frank  vom  65.  Altersjahre  an  auf  12  Frank, 
also  auf  I  Frank  pro  Monat  herabgesetzt,  wenn  der  Eintritt  des 
Versicherten  in  die  Kasse  mit  seinem  20.  Altersjahre  stattfindet 
und  wenn  er  zugleich  auf  die  Rückzahlung  seiner  Einzahlung 
verzichtet. 

Die  Regierung  nimmt  an,  dass  nach  einer  Reihe  von  Jahren 
die  Zahl  der  Versicherten  20000  und  die  durchschnittliche  Jahres- 
prämie 8  Frank  pro  Kopf  betragen  würde.  Die  Beiträge  des 
Kantons  würden  also  das  Budget  mit   16000  Frank  belasten. 

IV. 

Wohl  am  meisten  ist  bisher  bei  uns  noch  von  den  einzelnen 
Grossunternehmungen  selbst  für  die  Versicherung  ihrer  Arbeiter 
getan  worden.  Aber  auch  das  ist  an  recht  enge  Grenzen  ge- 
bunden. Denn,  wie  Professor  Wiedenfeld  in  seinem  zur  Einlei- 
tung der  Gründung  einer  Vereinsversicherungsbank  in  Düsseldorf 
am  19.  März  1906  gehaltenen  Referat  über  »Volks-  und  Pensions- 
versicherung auf  gemeinnütziger  Grundlage«  zutreffend  ausgeführt 
hat,  ist  für  kleinere  Werke  die  Zahl  der  Angestellten  viel  zu  klein 
und  die  Betriebsgefahr  für  alle  viel  zu  gleichmässig,  als  dass  da 
mit  einem  gegenseitigen  Ausgleich  des  Risikos  gerechnet  werden 
könnte;  nur  die  Grösseren  unter  den  Grossen  können  also  in 
Betracht  kommen.  Und  diese  Schwierigkeiten  haben  sich  durch 
die  zufolge  des  Gesetzes  vom  12.  Mai  1901  betreffend  die  privaten 
Versicherungsunternehmuneen  geschaffene  Rechtslage   mit   seinen 
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gesteigerten  Aiiforderui>gen  an  die  Geschäftsführung  und  finan- 
zielle Konsolidierung  der  Kassen  noch  wesentlich  vermehrt.  Sie 
sind  kurze  Zeit  nach  dem  Inkrafttreten  des  genannten  Gesetzes 
auf  der  Konferenz  der  Zentralstelle  für  Arbeiter- VVohlfahrtsein- 
richtungen  in  Leipzig  1904,  auf  deren  Tagesordnung  die  Frage 
des  Pensions-  und  Reliktenwesens  für  Arbeiter  und  Angestellte 
stand,  zum  ersten  Male  eingehend  besprochen  worden.  Beson- 
ders vom  versicherungstechnischen  Standpunkt  aus  erfuhren  sie 
eine  gründliche  Erörterung  durch  den  Hauptreferenten  Direktor 
Dr.  Bischoff-Leipzig,  der  zur  Abhilfe  bez.  zur  Sanierung  den  Zu- 
sammenschluss  der  einzelnen  Kassen  zu  Verbänden  möglichst 
auf  der  Grundlage  beruflicher  Gliederung  vorgeschlagen  hatte. 
Vorbilder  bestehen  in  einzelnen  Bezirken,  z.  B.  die  Invaliden-  und 
Pensionskasse  für  Maschinenfabriken  und  Giessereien  der  Stadt 
Chemnitz  und  die  Arbeiter-Unterstützungs-,  Witwen-  und  Waisen- 
kasse der  Schafwollwarenfabriken  und  Loh -Etablissements  in 
Brunn,  ferner  in  gewisser  Beziehung  die  Invaliden-,  Alters-,  Witwen- 
und  Waisenkasse  der  Münchener  Rückversicherungs-Gesellschaft 
in  München,  an  die  vertragsmässig  das  Personal  von  zehn  wei- 
teren Versicherungsgesellschaften  angeschlossen  ist.  Aber  diese 
Bestrebungen  sind  teilweise  noch  zu  jung,  um  ein  abschliessendes 
Urteil  zu  gestatten,  teilweise  haben  sie  mit  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen,  teilweise  haben  sie,  wie  es  bei  dem  sogenannten  Frei- 
zügigkeitskartell der  oberschlesischen  Eisenindustrie  der  Fall  war, 
direkt  mit  einem  Misserfolge  geendet.  Es  fehlt  eben  eine  Form 
des  Zusammen-  bez.  Anschlusses  vieler  Einzelunternehmungen 
an  ein  Zentralinstitut,  das  sowohl  die  versicherungstechnisch  er- 
forderliche breite  Basis  hat,  als  auch  den  Ansprüchen  einerseits 
der  Versicherungsnehmer,  der  Unternehmungen,  und  andererseits 
der  Arbeiter  und  Angestellten  Rechnung  trägt,  sowie  die  For- 
derung der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  leicht  und  zweck- 
mässig erfüllt  (Concordia,  Zeitschrift  der  Zentralstelle  für  Arbeiter- 
Wohlfahrtseinrichtungen,  XIII.  Jahrgang   1906,  Nr.  17.  S.  242). 

V. 

Nach  den  vorstehenden  Ausführungen  muss  man  vor  allem 
zu  dem  Ergebnisse  gelangen,  dass  eine  Reform  der  Volks-  und 
Pensionsversicherung  in  erster  Linie  dahin  gehen  muss,  eine  weit- 
reichende Verbandsorganisation  auf  gemein- 
nütziger   G  r  u  n  d  1  a  e  e    zu    schaffen,    in   der  die  Lasten 
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und  das  Risiko  für  die  einzelnen  Kassen  so  verteilt  sind ,  dass 
diese  auf  geringe  Beiträge  und  relativ  grosse  Leistungen  ange- 
wiesenen kleinen  Einzelkassen  lebensfähig  bleiben  und  den  An- 
forderungen der  Versicherungstechnik  genügen.  Die  Gemein- 
nützigkeit der  Einrichtung,  welche  auch  von  Professor  Dr.  von 
Zwiedmeck-Siidenhorst  (Karlsruhe)  in  seinem  in  den  Miszellen« 
des  I.  Hefts  des  63.  Jahrgangs  1907  der  »Zeitschrift  für  die  ge- 
samte Staatswissenschaft«  enthaltenen  Aufsatze  über  die  Volks- 
versicherung als  erstrebenswert  bezeichnet  wird,  muss  sich  darin 
betätigen,  dass  nicht  für  Entschädigung  der  am  Gewinn  des  Un- 
ternehmers interessierten  Personen  grosse  Summen  jenem  ent- 
zogen werden  ;  auf  der  anderen  Seite  aber  muss  es  eine  Wohl- 
fahrts-,  nicht  eine  Wohltätigkeitsanstalt  sein ,  die  entgegen  dem 
Projekt  des  Professors  Hitze  einen  gewissen  Zwang  zur  Prämien- 
zahlung anwendet,  sofern  nicht  besondere  Umstände  einen  Auf- 
schub oder  eine  Einschränkung  der  fälligen  Zahlungen  wünschens- 
wert erscheinen  lassen. 

VI. 

In  diesen  angedeuteten  Bahnen  bewegt  sich  das  soeben  in 
Düsseldorf  begründete  grosse  Unternehmen  einer  Vereins- 
versicherungsbank für  Deutschland,  welche  die 
Volks-  und  Pensionsversicherung  einschliesslich  der 
Alters-,  Witwen-,  Waisen-,  Aussteuer-,  Militärdienst-  und  ähnlichen 
Versicherungen,  nicht  zu  erwerbswirtschaftlichen  Zwecken,  sondern 
in  gemeinnütziger  Weise  betreiben  will. 

Demgemäss  ist  der  Ertrag  des  als  Aktiengesellschaft  betrie- 
benen Unternehmens  auf  das  Höchstmass  von  4%  beschränkt 
worden. 

Der  zweite  für  die  ganze  Organisation  ausschlaggebende 
Gesichtspunkt  ist  der,  dass  einmal  die  bereits  bestehenden  das 
Gebiet  der  Volks-  und  Pensionsversicherung  betreffenden  Unter- 
nehmungen zusammengefasst  werden  und  dass  ausserdem  die  an 
diesem  Versicherungsgebiet  in  erster  Linie  Beteiligten  in  umfas- 
sendem Masse  zur  Mitwirkung  herangezogen  werden  sollen. 

Ein  aus  den  angesehensten  Persönlichkeiten  der  Grossin- 
dustrie und  des  Grosshandels,  sowie  aus  Sozialpolitikern  aus  allen 
Teilen  des  Reiches  zusammengesetzter  Ausschuss  hat  die  Ziele 
des  neuen  Unternehmens  in  einem  Rundschreiben  wie  folgt  dar- 
gelegt : 
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Der  Hauptbeweggrund  für  die  Errichtung  einer  »V  e  r  e  i  n  s- 
versicherungsbank  fürDeutschland«  war  die  Ueber- 
zeugung,  dass  die  Pensionsversicherung  für  die  Beamten  und  Ar- 
beiter industrieller  oder  kaufmännischer  Betriebe,  bei  dem  starken 
Wunsche  zahlreicher  Arbeitgeber  nach  brauchbaren  Einrichtungen 
dieser  Art,  zu  reicher  Entfaltung  gebracht  werden  kann,  wenn 
eine  bedeutende  Anzahl  grösserer  Firmen  selbst  sich  mit  Aktien- 
besitz an  einem  solchen  Institute  beteiligt.  Die  Aktienform  ist 
dann  nicht  die  Erwerbsform,  sondern  die  Form,  um  den  als  Ak- 
tionären zur  Mitwirkung  berufenen  Werken  einen  Einfluss  auf  die 
Versicherungsanstalt  zu  gewähren  und  damit  die  Versicherungs- 
einrichtungen der  Anstalt  zu  eigenen  Einrichtungen  der  Werke 
und  Einrichtungen  ihrer  Angestellten  und  Arbeiter  zu  machen. 
Die  Aktionäre  haben  in  diesem  Fall  nicht  das  Interesse  an  einer 
hohen  Dividende,  sondern  vielmehr  das  Interesse,  den  Versiche- 
rungsbetrieb mit  einer  möglichst  niedrigen  Aktiendividende  zu 
belasten.  Dementsprechend  ist  in  dem  Satzungsentwurf  der  Bank 
§3,  letzter  Absatz  die  Bestimmung  aufgenommen:  »Das  Unter- 
nehmen ist  ein  gemeinnütziges,  deshalb  bleiben  die  Aktionäre 
auf  den  Bezug  einer  Höchstdividende  von  4%  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  beschränkt«. 

Durch  diese  Regelung  wird  erreicht,  dass  der  Vorteil  einer 
eigenen  Pensionskasse,  der  Einfluss  und  ihre  Verwaltung,  ver- 
einigt wird  mit  den  Vorteilen  des  Anschlusses  an  eine  Versiche- 
rungsgesellschaft: die  Garantie  und  der  umständ- 
liche Geschäftsverkehr  mit  der  Aufsichtsbe- 
hörde werden  auf  die  Versicherungsgesell- 
schaft übertragen.  Vor  allem  kann  dann  der  bislang  nur 
in  der  Theorie  bestehende  Vorteil  des  Anschlusses  an  eine  Ver- 
sicherungsgesellschaft, dass  eine  breitere  Grundlage  für 
die  Versicherung  zu  gewinnen  ist,  durch  die  Herstellung 
eines  erheblich  innigeren  Zusammenhangs  zwischen  den  Unter- 
nehmungen und  der  Versicherungsanstalt  zu  einem  prakti- 
schen Vorteil  ausgestaltet  werden. 

Eine  breitere  Basis  für  die  Versicherung  gestattet,  die  für  die 
P  e  n  s  i  o  n  s  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  in  hohem  Grade  wünschenswerte 
Berufsspezialisierung  durchzuführen,  und  muss  infolge 
Bestreitung  der  Verwaltungsausgaben  aus  erhöhten  Einnahmen 
und  infolge  besserer  Verteüung  des  Risikos  zu  einer  Vermin- 
derung der  Kosten  führen.     Das  Gesagte  gilt  wie  von  der 
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Pensionsversicherung  von  der  sie  ergänzenden  Lebensversicherung 
mit  Einschluss  der  Invaliditätsgefahr. 

Ein  fernerer  Beweggrund  für  die  Gründung  des  Unternehmens 
war  die  Notwendigkeit,  die  Volksversicherung  zu  reformieren. 
Die  Volksversicherung  ist  bekanntlich,  abgesehen  von  dem  regel- 
mässigen Fortfall  der  ärztlichen  Untersuchung  und  der  Festsetzung 
häufigerer  Prämienzahlungstermine  im  wesentlichen  nichts  anderes 
als  eine  Lebensversicherung  über  eine  kleinere  Summe  von  durch- 
schnittlich etwa  200  Mark.  Die  Volksversicherung  besitzt  in  viel 
höherm  Grade,  als  allgemein  bekannt,  die  Fähigkeit,  im  Organis- 
mus einer  Nation  die  Funktion  der  Kapitalbildung  zu  überneh- 
men. Wenn  bereits  Ende  1899  in  England  mehr  als  17  Millionen 
Volksversicherungspolicen  über  rund  3,4  Milliarden  Mark  Ver- 
sicherungssumme und  in  den  Ver.  Staaten  von  Nordamerika  mehr 
als  8  Millionen  Volksversicherungspolicen  über  rund  4,5  Milliarden 
Mark  Versicherungssumme  in  Kraft  waren,  so  bedeutet  dies,  dass 
der  Wohlstand  dieser  Länder  durch  den  Betrieb  der  Volksver- 
sicherung nicht  unerheblich  gehoben  ist;  denn  durch  ihn  sind  zahl- 
reiche Personen,  bei  denen  es  sonst  nicht  der  Fall  gewesen  wäre, 
mit  dem  Besitz  kleiner  Kapitalien  ausgestattet  worden.  Die  Volks- 
versicherung ist  in  hohem  Grade  reformbedürftig ,  weil  sie  mit 
bedeutenden  Unkosten  arbeitet  und  die  Versicherten  nicht  ge- 
nügend gegen  Verfall  der  Versicherung  schützt.  Die  »Vereins- 
versicherungsbank für  Deutschland«  will  nun  möglichst  die  An- 
werbung der  Versicherten  und  die  Einziehung  der  Prämien 
bei  der  Versicherung  der  Arbeiter  industrieller  und  kaufmänni- 
scher Unternehmungen  auf  diese  Unternehmungen  und  bei  der 
Versicherung  der  Mitglieder  von  Verbänden,  Vereinen,  Genossen- 
schaften und  ähnlichen  Vereinigungen  auf  diese  übertragen  und 
dadurch  die  Kosten  der  Volksversicherung  herabsetzen.  Durch 
die  Hinzuziehung  der  Unternehmungen  tritt  die  »Vereins- Ver- 
sicherungsbank« dem  Verfall  der  Versicherungen  entgegen, 
da  auf  derartigen  Vermittlungen  beruhende  Versicherungen  er- 
fahrungsgemäss  einem  geringern  Verfall  als  die  durch  Agenten 
bewirkten  Abschlüsse  unterliegen.  Die  zu  gründende  Bank  will 
ferner  den  Verfall  durch  Einrichtung  besonderer  Prämienschutz- 
fonds einschränken,  die  zwar  bei  der  Bank  Anlage  finden,  aber 
der  Verfügung  der  angegliederten  Vereinigungen  und  Unterneh- 
mungen unterstellt  werden.  x\us  diesen  Fonds  können  nach  Er- 
messen   Prämien,    möglichst  vorschussweise,    für  den  Fall  gezahlt 
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werden,  dass  ein  Versicherungsnehmer  ohne  eigene  Schuld  zur 
Weiterzahlung  unfähig  wird.  Der  Gründungsausschuss  erachtet 
es  als  unerlässlich,  dass  die  Selbsthilfe  in  der  Form  der  Volks- 
versicherung den  minderbemittelten  Klassen  unter  den  günstigsten 
Bedingungen  geboten  werde.  Ihn  bestimmt  hierzu  das  Bewusst- 
sein,  dass  Deutschland  gerade  wegen  der  weiten  Ausdehnung 
seiner  Zwangswohlfahrtseinrichtungen,  welche  diejenigen  aller  an- 
dern Ländern  bei  weitem  übertreffen,  in  erhöhtem  Masse  Bedacht 
nehmen  muss,  alle  Anstrengungen  zu  fördern,  die  darauf  gerichtet 
sind,  Sorge  und  Not  in  kraftvoller  Betätigung  des  freien  Willens 
und  nicht  nur  im  Verlass  auf  Staatshilfe  zu  bannen,  und  dass  es 
Pflicht  aller  Arbeitgeber  ist,  für  die  Idee  der  Stärkung 
der  Selbsthilfe  mit  grösster  Entschiedenheit  einzutreten. 
Wenn  ferner  eine  reichere  Entfaltung  der  Fensionsversicherung 
angestrebt  wird  ,  so  geschieht  es  in  der  Ueberzeugung  ,  dass  es 
im  nationalen  Interesse  liegt,  auch  nach  etwaiger  späterer  Ein- 
führung einer  staatlichen  Pensionsversicherung,  die  sich  na- 
turgemäss  in  engern  Grenzen  bewegen  muss,  neben  dieser,  sie 
ergänzend,  eine  weit  ausgedehnte  freiwillige  Versicherung  zu  be- 
sitzen. Eine  erfolgreiche  Arbeit,  sowohl  der  Unternehmungen  als 
der  Vereinigungen,  nach  dieser  Richtung  darf  bei  der  Wirtschafts- 
reform erwartet  werden ,  die  von  der  Vereinsversicherungsbank 
neu  zur  Anwendung  gebracht  wird,  denn  die  Aktienbeteiligung 
einer  grossen  Anzahl  bedeutender  Werke  wird  ihr  Interesse  be- 
leben, die  bereits  bei  einigen  Werken  vorhandenen  Organisationen 
in  den  Dienst  einer  Reform  der  Volksversicherung  zu  stellen, 
und  die  Gemeinnützigkeit  wird  die  Bereitwilligkeit  der  Vereini- 
gungen erhöhen,  in  gleichem  Sinn  zu  wirken.  Die  Durchführung 
der  Pensions-  und  Volksversicherung  ist,  wie  erwähnt,  der  Haupt- 
zweck der  neuen  Versicherungsanstalt.  Der  Betrieb  der  Lebens- 
versicherung soll  nur  aufgenommen  werden,  weil  man  jene  nicht 
ohne  diese  betreiben  kann.  Es  darf  ferner  angenommen  werden, 
dass  die  Feuerversicherungsanstalt  der  Rheinprovinz  (und  dieser 
folgend  vielleicht  auch  die  anderer  Provinzen)  und  zwar  durch  ihre 
vorzügliche  Agentenschaft,  das  Unternehmen  unterstützen  werden. 
Dadurch  würde  die  Vereins-Versicherungsbank  für  Deutschland 
in  ihrer  Entwicklung  ganz  wesentlich  gesichert  sein. 

Im  Anschluss  an  diese  Ausführungen  verweist  der  Ausschuss 
weiter  darauf,  dass  Bedenken  gegen  eine  Beteiligung  an  der  ge- 
planten Versicherungsanstalt    nicht  in  dem  Besitze   einer  eigenen 
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Pensionsanstalt,  wie  solche  bei  grossindustriellen  Betrieben  viel- 
fach vorhanden  sind,  gefunden  werden  können.  Dieser  Sonder- 
standpunkt müsse  hinter  dem  allgemeinen  zurücktreten,  das  Ge- 
samtinteresse von  Industrie  und  Handel  durch  eine  kraftvolle  all- 
seitige Kundgebung  der  Firmen  selbst  für  eine  Stärkung  der 
Selbsthilfe  zu  wahren.  Eine  weitere  Verstärkung  des  Ausschusses 
durch  massgebende  Führer  der  Grossindustrie  und  des  Gross- 
handels wird  als  in  hohem  Masse  erwünscht  bezeichnet,  nament- 
lich aus  den  noch  in  geringerm  Umfange  vertretenen  Landes- 
teilen. 

VII. 

Der  Hauptzweck  des  Unternehmens  ist  also  der  Betrieb  der 
Pensionsversicherung,  namentlich  für  Beamte  und  Ar- 
beiter industrieller  Werke,  sowie  der  Volks  Versicherung 
(d.  h.  der  kleinen  Lebensversicherung).  Auch  erstrebt  man  mit 
ihm  die  Befestigung  der  zahlreichen  kleinen 
selbständigen  Pensions-  und  Sterbekassen. 
Schliesslich  erhofl't  man,  durch  Uebernahme  vonLebens- 
Versicherungen  u.  s.  w.  die  Leistungsfähigkeit  der  erstge- 
nannten Versicherungen  für  die  breiten  Massen  zu  erhöhen  und 
ihr  Risiko  zu  vermindern. 

Die  Vereins-Versicherungs-Bank  für  Deutschland  will  nach 
ihrem  Programm  zur  Durchführung  bringen: 

1.  eine   Verbilligung  der  Volksversicherung; 

2.  eine  Einschränkung  des  Verfalls  bei  der  Volksversicherung ; 

3.  eine  Angliederung  der  für  sich  zu  schwachen  kleinen  Ver- 
sicherungsunternehmungen unter  weitester  Erhaltung  ihrer 
Selbständigkeit; 

4.  eine  umfassende  Berücksichtigung  beruflicher  Unterschiede 
im  Risiko  bei  der  Volks-,  Lebens-  und  Pensionsversicherung. 

Im  übrigen  befindet  sich  das  System  der  Vereinsversiciierungs- 
bank  hier  im  Einklang  mit  dem  der  bisherigen  Lebensversiche- 
rungs-Aktiengesellschaften, wie  der  Inhalt  der  unten  noch  in  der 
Hauptsache  mitgeteilten  Satzungen  erkennen  lässt. 

VIII. 

In  einem  Aufsatz  von  Dr.  7v^^/^<?-Berlin  in  der  Concordia, 
Zeitschrift  der  Centralstelle  für  Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen, 
XIII.  Jahrgang    1906,   Nr.   17,    wird    das    Programm    der   Vereins- 
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Versicherungsbank  zutreffend  als  grosszügig  und  weite  Aussichten 
eröffnend  bezeichnet.  Mit  Recht  wird  dort  ausgeführt,  dass  die 
für  die  InvaUden-,  Alters-,  Witwen-  und  Waisen  Versorgung  aus- 
geworfenen, sicher  Hunderte  von  Millionen  Mark  betragenden 
Kapitalien  (die  Kruppsche  Arbeiterpensionskasse  hat  allein  rund 
17  Millionen  Mark  Vermögen)  ihren  Zwecken  weit  intensiver  nutz- 
bar gemacht,  neue  Kapitalien,  z.  B.  solche  aus  Familien-  und 
Geschäftsstiftungen,  diesem  Zwecke  zugeführt  werden  könnten. 
Die  Leistungen  der  bestehenden  Kassen,  die  auf  Grund  des  neuen 
Privatversicherungsgesetzes  vorsichtig  berechnet  bez.  herabge- 
setzt werden  müssten,  könnten  erhöht,  die  Beiträge  ermässigt 
werden.  Vor  allem  würde  es,  da  man  jetzt  freier  aufzuatmen 
vermöchte,  möglich  sein,  die  der  Verfassung  noch  so  mancher 
Kassen  aus  versicherungstechnischen  Rücksichten  anhaftenden 
Mängel  und  Härten  zu  beseitigen,  namentHch  die  vielfach  zu 
weitgehende  Benachteiligung  der  Versicherten  bezüglich  des  ganzen 
oder  teilweisen  Verfalls  der  Beiträge  bei  vorzeitigem  Ausscheiden 
des  Betreffenden  aus  dem  Werke  und  damit  seiner  Pensionskasse 
und  bezüglich  des  dadurch  bewirkten  Aufhörens  jeglicher  Renten- 
ansprüche. Es  könnte  ähnlich,  wie  dies  bereits  bezüglich  der 
Uebernahme  der  Sparkasseneinlagen  ohne  Zinsverlust  unter  pro- 
vinzialen  Sparkassen  geregelt  ist,  bei  dieser  Gelegenheit  eine  Art 
Freizügigkeitsrecht  der  Versicherten  geschaffen  werden,  das  sie 
in  den  Stand  setzt,  ihre  Versicherung  bei  ordnungsmässigem  Aus- 
scheiden aus  einer  Werkkasse  und  beim  Uebertritt  in  eine  andere, 
gleichfalls  an  die  Vereinsversicherungsbank  als  Zentralkasse  an- 
geschlossene, fortzusetzen.  Auch  würde,  wie  das  von  dem  Ober- 
regierungsrat Koenigs  in  der  Versammlung  in  Düsseldorf  am 
19.  März  1906  ausgeführt  ist,  die  Verbindung  mit  einem  kapital- 
kräftigen Unternehmen  jeder  einzelnen  mit  ihm  verbundenen 
Kasse  eine  fast  unbegrenzte  Stabiütät  mit  Sicherheit  gewähr- 
leisten und  die  mit  dem  Zusammenbruch  oder  Aufhören  des 
einzelnen  W'erkes  vielfach  verknüpfte  Gefahr  des  Verlusts  aller 
Ansprüche  der  Versicherten  —  wie  es  z.  B.  bei  der  Leipziger 
Bank  der  Fall  war  —  auf  ein  Minimum  herabdrücken,  wenn  nicht 
ganz  beseitigen.  Die  bei  der  Vereinsversicherungsbank  direkt 
Versicherten  würden  den  Vorteil  haben,  dass  ihre  Versicherung 
billig  zustande  kommt,  durch  Wegfall  der  Policengebühr  und 
meist  zu  erwartende  Zuschüsse  der  Firma,  dass  sie  durch  Vor- 
schüsse bei  vorübergehender  Zahlungsunfähigkeit  u.  s.  w.  für  alle 
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Fälle  aufrechterhalten  und  auch  bei  Stellungswechsel  weitergeführt 
werden  kann.  Insbesondere  die  Privatbeamtenversicherung  würde 
sich  so  leicht  und  billig  einrichten  lassen,  billiger  als  auf  dem 
bisher  üblichen  Wege  des  Einkaufes  bei  rein  geschäftlich  betrie- 
benen Lebensversicherungsgesellschaften,  und  jedenfalls  vorteil- 
hafter, da  das  Unternehmen  ja  ein  gemeinnütziges  ist  und  den 
Wünschen  der  Firmen,  sowie  der  Privatbeamtenvereinigungen 
bezüglich  der  Ausgestaltung  der  Versicherungsbedingungen  leichter 
entsprechen  kann  und  wird,  als  die  auf  Gewinnerzielung  bedach- 
ten Versicherungsgesellschaften. 

IX. 

Eine  weitere  Aufgabe,  die  sich  das  neue  Institut  auf  dem 
grossen  Gebiete  der  Volksversicherung  gestellt  hat,  ist,  wie  schon 
angedeutet,  die  Sanierung  der  Sterbe  kassen.  Auch  diese 
sind,  wie  Oberregierungsrat  Koenigs  in  seinem  erwähnten  Vor- 
trag ausgeführt  hat,  durch  das  neue  Privatversicherungsgesetz  in 
eine  schwierige  Lage  gekommen.  Von  einigen  700  Sterbekassen 
des  Regierungsbezirks  Düsseldorf  seien  zunächst  nur  etwa  60  auf- 
gefordert worden,  ihre  Satzungen  und  rechnerischen  Grundlagen 
nebst  dem  Gutachten  eines  Versicherungsmathematikers  vorzu- 
legen. Fast  alle  hätten  sich  gegen  die  Einreichung  eines  solchen, 
meist  120  bis  150  Mark  kostenden  Gutachtens  gesträubt  und  er- 
klärt, lieber  ihre  Kassen  aufzulösen.  Wären  aber  die  Kosten  für 
das  Gutachten  aufgewendet  worden,  dann  hätten  sich  die  weite- 
ren Schwierigkeiten  ergeben,  dass  nur  die  Leistungen  herab-  oder 
die  Beiträge  heraufgesetzt  werden  müssten.  Ein  Teil  der  Kassen 
sei  deshalb  auf  den  für  die  Versicherten  durchaus  unerwünschten 
Ausweg  gekommen,  den  Rechtsanspruch  auf  die  Leistungen  der 
Kasse  —  der  bekanntlich  die  Voraussetzung  für  ihre  Unterstellung 
unter  das  Privatversicherungsgesetz  bildet  —  auszuschliessen. 
Die  Missstimmung  sei  in  den  Kassenkreisen  sehr  gross  gewesen; 
man  habe  nicht  begreifen  können,  wie  so  segensreiche  Schöpfungen 
von  Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  ihrer  Existenz  bedroht 
werden  könnten.  In  voller  Würdigung  der  grossen  ethischen  Be- 
deutung der  auf  der  Selbsthilfe  und  dem  gegenseitigen  Eintreten 
in  den  Notfällen  des  Lebens  aufgebauten  Sterbekassen  haben  die 
Aufsichtsbehörden  von  der  strengen  Durchführung  des  Gesetzes 
vorläufig  abgesehen.     Trotzdem  haben  sich  über  40  Kassen  auf- 
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gelöst,  während  einige  zwanzig  versucht  haben,  sich  der  Aufsicht 
des  Gesetzes  durch  Ausschluss  des  Rechtsanspruches  zu  ent- 
ziehen. Bei  der  nicht  länger  abzuweisenden  strengen  und  ge- 
wissenhaften Durchführung  des  Gesetzes  sei  daher  auf  das  ern- 
steste zu  befürchten,  dass  die  weitaus  grösste  Anzahl  der  Kassen 
unter  tiefer  Verbitterung  der  Mitglieder  sich  auflöse,  wenn  es 
nicht  gelinge,  den  vermeintlichen  Härten  des  Gesetzes  in  anderer 
Weise  zu  begegnen.  Hier  setze  der  Gedanke  der  neuen  Anstalt 
ein,  den  der  um  das  Zustandekommen  des  Unternehmens  hoch- 
verdiente Regierungsrat  Lipschitz  schon  lange  erfasst  und  unab- 
lässig weiter  verfolgt  habe.  Die  Vereinsversicherungsbank  wolle 
unter  möglichster  Wahrung  der  Selbständigkeit  der  bestehenden 
Kassen  diesen  die  für  die  kleinen  Vereine  umständliche  Buch- 
und  Rechnungsführung,  sowie  die  kostspielige  Beibringung  eines 
versicherungstechnischen  Gutachtens  abnehmen,  das  Risiko  ver- 
teilen und  verbilligen,  den  Verfall  der  Versicherung  durch  Bildung 
eines  besonderen  Sicherheitsfonds  tunlichst  verhindern  »und  die 
Freizügigkeit  der  Kassenmitglieder  ermöglichen.  Auf  diese  Weise 
werde  die  neue  Bank  nicht  nur  die  Existenz  der  bisher  so  se- 
gensreich wirkenden  Sterbekassen  in  weit  gesicherterer  und  ratio- 
nellerer Weise  ermöglichen«,  sondern  auch  zur  Errichtung  zahl- 
reicher neuer  Kassen  anregen,  die  Volksversicherung  in  die  wei- 
testen Kreise  der  Bevölkerung  tragen  und  gleichzeitig  ein  grosses, 
jetzt  vielfach  im  Volke  brach  liegendes  Kapital  für  das  Wirt- 
schaftsleben nutzbar  machen. 

Wie  sehr  das  Bedürfnis  nach  einer  Versicherung  der  Familie 
für  den  Ernstfall  des  Lebens  in  unserem  Volke  verbreitet  sei, 
das  bewiesen  eben  die  zahlreichen,  teilweise  bis  in  das  vorvorige 
Jahrhundert  zurückreichenden  Sterbekassen,  und  besonders  sei 
hierfür  ein  Beispiel  typisch,  welches  Herr  Kommerzienrat  Boeker 
in  einem  Vortrage  im  Bergischen  Verein  für  Gemeinwohl  ange- 
führt hat.  Nach  den  Feststellungen  des  Herrn  Boeker  waren  in 
seiner  Vaterstadt  Remscheid  zum  Schlüsse  des  Jahres  1897 
37  Sterbeauflagen  mit  20000  Personen  und  260  000  Mark  Ver- 
mögen, im  Jahre  1903  —  wo  sich  die  für  die  kleinen  Sterbekassen 
nachteilige  Wirkung  des  Aufsichtsgesetzes  noch  nicht  geltend 
gemacht  hatte  —  dagegen  45  Sterbeauflagen  mit  47000  Personen 
=  74%    der  Bevölkerung  und  420000  Mark  Vermögen  vorhanden. 

Es  gilt,  wie  Oberregierungsrat  Koenigs  bemerkt,  auf  diesem 
Gebiete  für  die  neue  Vereinsversicheruncjsbank  mit  ihrer  billisren 
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Organisation,  ihrer  für  die  Volksversicherung  auf  4  %  zu  be- 
schränkenden Dividende  und  der  Sicherung  der  Polizen  gegen 
Verfall  eine  weite  Lücke  in  unserem  Volksleben  auszufüllen. 

Es  wird  dies  geschehen  können,  wenn  mit  der  Pensions-  und 
Volksversicherung  im  Anschluss  an  die  Unternehmungen,  wie 
dies  oben  dargelegt  ist,  in  der  Vereinsversicherungsbank  ein 
leistungsfähiges  Institut  aufgebaut  ist,  welches,  wie  sich  nach  den 
Ausführungen  des  Oberregierungsrats  Koenigs  von  selbst  ergibt, 
aus  den  schwachen  Sterbekassen  selbst  nicht  errichtet  werden 
kann. 

X. 

Bezüglich  der  Einzelheiten  der  Organisation  der  Vereins- 
versicherungsbank, über  ihre  Tarife,  ihr  Verhältnis  zu  den  ange- 
schlossenen kleineren  Versicherungsnehmungen  im  speziellen  sind 
zur  Zeit  dieser  Niederschrift  Festsetzungen  noch  nicht  getroffen. 
Sie  werden  daher,  ebenso  wie  eine  nähere  Betrachtung  über  den 
kaufmännischen  Wert  der  von  der  Bank  zu  treffenden  Einrich- 
tungen,   einer    späteren  Betrachtung  vorbehalten  bleiben  müssen; 

Hervorzuheben  bleibt  aber  grundsätzlich,  dass  die  Vereins- 
versicherungsbank für  Deutschland  die  wichtige  Aufgabe  haben 
wird  und  auch  in  irgend  einer  noch  zu  findenden  Form  wird 
erfüllen  können,  die  öffentlichen  Sparkassen  zu  Ver- 
mittlern der  Volksversicherung  zu  machen. 

Eine  Verbindung  des  Sparkassen-  und  Versicherungssystems 
in  der  Gestalt  einer  Alters-  und  Invaliditätssparkasse  als  Ueber- 
gang  zur  allgemeinen  Volksversorgung  hat  bereits  der  Beamte 
der  Ersten  österreichischen  Sparkasse  und  Professor  an  der 
Gremialhandelsschule  der  Wiener  Kaufmannschaft,  Robert  Mtilly 
von   Oppenried,  in  Vorschlag  gebracht. 

Nach  seinem  an  dieser  Stelle  wohl  interessierenden  System 
sollen  die  zu  beliebiger  Zeit  und  in  beliebiger  Höhe  bei  der 
Sparkasse  gemachten  Einzahlungen  selbst  dem  Einleger  jeder- 
zeit zur  Verfügung  stehen  und  ihm  unbedingt  erhalten,  also 
auch  beim  Tode,  wann  dieser  immer  eintreten  möge,  an  seine 
Erben  rückzahlbar  bleiben,  während  durch  die  Zinsen  der  Ein- 
lagen schon  bei  einem  Zinsfusse  von  3^/2  Prozent  die  Bildung 
einer  überraschend  günstigen  Altersrente  bewirkt  wird,  die  nach 
Belieben  früher  oder  später  bezogen  werden  kann,  dass  ferner 
eine  Altersrente  selbst  dann  fällig  wird,  wenn  der  Einleger  seine 
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Einlage  wohl  gar  schon  ein  Vierteljahr  nach  der  Einzahlung  ab- 
hebt, so  dass  eine  gänzliche  Aufzehrung  einmal  gemachter  Er- 
sparnisse unmöglich  ist.  Hierdurch  lässt  sich  nicht  nur  für  das 
Alter,  sondern  auch  für  alle  Wechselfälle  des  Lebens  Fürsorge 
treffen. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  das  kleine  Kapital  sich  lieber 
den  Sparkassen  als  den  Versicherungsbanken  zuwendet,  und  dies 
liegt  darin,  dass  niemand  seine  gemachten  Ersparnisse  völlig 
binden  und  sich  nötigen  lassen  will,  im  Bedarfsfalle  auf  seine 
Polize  hoch  verzinsliche  Schulden  zu  machen.  Danach  werden 
die  Sparkassen  infolge  der  freien  Verfügbarkeit  der  gemachten 
Einlagen  besonders  geschätzt;  dagegen  werden,  nach  vielfachen 
Beobachtungen,  deren  Zinsen  gerade  von  den  kleinen  Sparern, 
für  die  doch  die  Sparkassen  hauptsächlich  ins  Leben  gerufen  sind, 
zumeist  wenig  gewürdigt. 

Kleine  Leute  sparen  nicht  20  Mark,  um  nach  einem  Jahre 
vielleicht  70  Pfennige  Zinsen  zu  bekommen,  sondern  lediglich 
deshalb,  um  das  Geld  eventuell  später  zur  Zeit  des  Bedarfes 
wieder  zu  verwenden. 

Durch  die  Verzichtleistung  auf  die  Zinsen  bis  zur  Zeit  des 
beginnenden  Alters  —  das  60.  Lebensjahr  als  Berechnungsgrund- 
lage genommen  —  ist,  je  nach  dem  Alter  des  Einlegers  zur  Zeit 
der  erfolgten  Einlagen  und  je  nach  der  Höhe  des  zu  Grunde  ge- 
legten Nettozinsfusses,  wie  Prof.  Miilly  vo7i  Oppenried  berechnet 
hat,  eine  überraschende  Fruktifizierung  des  Sparpfennigs  möglich. 
Er  hat  eine  Tabelle  konstruiert  mit  einer  Bareinzahlung  von 
Kr.  100. — ,  welche  versicherungstechnisch  eine  Doppelversicherung 
darstellt,  nämlich  eine  Rentenversicherung  und  eine  Ablebens- 
versicherung  über  die  bar  geleisteten  Kr.  100. — 

Für  eine  50jährige  Person  bedeutet  nach  Tabelle  I  4%  die 
dauernde  Verzichtleistung  auf  die  Zinsen  nach  einer  Einlage  von 
Kr.  100. —  eine  mit  dem  60.  Lebensjahre  beginnende  und  während 
der  ganzen  ferneren  Lebensdauer  jährlich  zahlbare  Rente  von 
Kr.  9,14;  für  eine  30jährige  Person  eine  solche  von  Kr.  33,29 
für  das  lo jährige  Kind  eine  solche  von  Kr.  95,90;  ebenso  nach 
Tabelle  3V2%  für  einen  50jährigen  Kr.  7,35,  für  einen  30jährigen 
Kr.  23,41  und  für  einen  lojährigen  mit  Kr.  59,63.  Spätere  Nach- 
lagen erhöhen  das  Kapitalsguthaben  und  das  Guthaben  an  Rente 
nach  dem  Prozentsatze  des  jeweiligen  Alters.  Bei  Rückzahlungen 
vermindert  sich  das  Kapitalsguthaben,  sowie  das  Rentenguthaben, 
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doch  kann  letzteres  schon  nach  dreimonatlichem  Bestände,  infolge 
des  mittlerweile  kleiner  gewordenen  Prozentsatzes,  nicht  mehr 
völlig  aufgezehrt  werden. 

Nach  Tabelle  II  kann  eine  bereits  erworbene  Rente,  begin- 
nend mit  dem  60.  Lebensjahre,  auch  schon  früher  als  Invaliditäts- 
Rente  im  entsprechend  kleineren  Masse  bezogen  werden  oder  als 
bedeutend  erhöhte   Altersrente  erst  nach  dem  60.  Lebensjahre. 

Wer  somit  eine  Rente  per  looo  Kr.,  beginnend  mit  dem 
60.  Lebensjahre,  bereits  erworben  hat,  dem  steht  es  frei,  statt 
dieser  z.  B.  schon  vom  56.  Jahre  ab  ä  42,06  %  eine  jährliche, 
lebenslängliche  Rente  von  Kr.  420,60  oder  erst  vom  70.  Lebens- 
jahre ab  ä  329,07  o/o   Kr.  3290,70  an  Rente  zu  beziehen. 

Diese  Form  des  Sparens  ist,  wie  Frofessor  Mu//j'  von  Oppen- 
ried  zuzugeben  ist,  klar  und  einfach  und  fördert  durch  die  hohen 
Prozentsätze  der  zugeschriebenen  Rente  den  Sparsinn. 

Ueber  die  Anwendung  dieser  Rentensparkasse  bemerkt  deren 
Autor  folgendes : 

Dem  Sparer  wird  bei  der  ersten  Einlage  ein  Konto  eröffnet 
und  ein  Einlagebuch  verabfolgt,  lautend  auf  seinen  Vor-  und  Zu- 
namen, ferner  auf  Geburtsort  und  Datum,  was  nur  bei  der  ersten 
Einlage   durch  irgend  ein   Dokument  nachzuweisen  ist. 

Auf  dieses  Buch,  welches  eine  Kapitals-  und  eine  Renten- 
kolonne enthält  (sonst,  bis  auf  die  Rentenkolonne,  ganz  ähnlich 
dem  gewöhnlichen  Sparbuch  ist)  können  beliebige  Kapitals-Ein- 
lagen und  Rücklagen  erfolgen ;  nur  werden  dem  Konto-Inhaber 
weder  Zinsen  kapitalisiert  noch  ausbezahlt;  es  wird  ihm  vielmehr 
in  der  Rentenkolonne  die  in  der  Tabelle  I  berechnete  mathema- 
tische Wahrscheinlichkeit  der  mit  dem  60.  Lebensjahr  beginnen- 
den Rente  nach  dem  jeweiligen  Alter  des  Kontoinhabers  zur  Zeit 
der  Ein-  resp.  Rücklage  zu-  bez.  abgeschrieben. 

Nachdem  bei  diesem  Tarife  nicht  das  Einlagekapital  selbst, 
sondern  dessen  Zinsen  die  Versicherungsprämie  ausmachen,  die 
Zinsen  und  die  aufgeschobene  Rente  aber  einen  Gleichwert  dar- 
stellen, sieht  Professor  Miilly  von  Oppenried  keinen  Grund  ein, 
nebst  Nachlagen  nicht  auch  Rücklagen  zuzulassen  ;  im  Gegenteil 
will  er  die  Rückzahlung  nach  Möglichkeit  begünstigt  wissen,  um 
Einlagegelder  zu  bekommen.  Nur  durch  die  Möglichkeit  der 
Rückzahlung  wird  nach  seiner  Ansicht  »die  Möglichkeit  der  Rück- 
zahlung den  kleinen  und  kleinsten  Sparern,  welche  ihre  Erspar- 
nisse nicht  für  einen  bestimmten,  wenn  auch  noch  so  guten  und 
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edlen  Zweck,  festnageln  können,  sondern  sich  diese  für  den  Be- 
darfsfall zur  Verfügung  halten  müssen,  die  wirtschaftlich  beste 
Verwertung  der  Spargelder  durch  die  Lebensversicherung  zu- 
gänglich gemacht,  die  bisher  nur  den  Wohlhabenden  vorbehal- 
ten war.« 

Um  das  Miilly  von  Oppenriedsche  System  besonders  klarzu- 
legen, mag  hier  ein  Artikel  aus  der  »Güterbeamtenzeitung«  vom 
3.  März  1903  über  die  »Alters-  und  Invaliditäts-Sparkasse«  in 
Anwendung  auf  die  Pensionsversicherung  der  Privatbeamten 
Aufnahme  finden,  welcher  besonders  deshalb  von  Interesse  ist, 
weil  er  auch  auf  eine  allgemeine  Arbeiterversiche- 
rung zutreffend  ist.     Die  genannte  Zeitung  schreibt: 

»In  letzter  Zeit  mehren  sich  die  Fälle,  dass  die  am  21.  Mai  1901 
im  österreichischen  Abgeordnetenhause  eingebrachte  und  seither  in  dessen 
sozialpolitischem  Ausschusse  ruhende  Gesetzesvorlage  der  Re- 
gierung, betreffend  die  Pensionsversicherung  der  in  privaten  Diensten 
und  einiger  in  öffentlichen  Diensten  Angestellten,  mit  der  Mully-Oppen- 
)'ied'äz\\.QX\  »Alters-  und  I  n  v  a  1  i  d  i  t  ä  t  s  -  S  p  a  r  k  a  s  s  a«,  die  wir 
in  der  Nr.  76  vom  5.  Oktober  v.  Js.  ausführlich  besprochen  haben,  in 
Vergleich  gezogen  wird.  Eine  direkte  Gegenüberstellung  der  beiden 
Systeme  halten  wir  jedoch  nicht  für  möglich,  weil  ihre  Grundlagen 
völlig  zweierlei  sind,  woraus  aber  keineswegs  gefolgert  werden  konnte, 
dass  das  vom  P'achschulprofessor  und  Sparkassenbeamten  Robert  Ahdly 
V.  Oppenried  aufgestellte  System  nicht  auf  die  Pensionsversicherung  der 
Privatangestellten  anwendbar  wäre.  Wir  ersuchten  daher  den  genann- 
ten Herrn  um  seine  Meinung,  wie  das  System  der  Alters-  und  Invali- 
ditäts-Sparkassa  für  die  nicht  nur  von  den  Privatangestellten,  sondern 
auch  von  der  Arbeiterschaft  und  von  Gemeinden  und  Unternehmern 
angestrebte  und  befürwortete  staatliche  Zwangsversicherung  zu  verwen- 
den wäre.  Wir  erhielten  hierauf  die  folgende,  mit  Erlaubnis  des  Ein- 
senders hier  wiedergegebene  Antwort,  die  das  Interesse  weiterer  Kreise 
verdient  und  wohl  auch  finden  wird,  da  diese  Ausführungen  noch 
nirgends  veröffentlicht  wurden. 

»Unter  gewissen  Voraussetzungen  wäre  meines  Erachtens  die  Al- 
ters- und  Invaliditäts-Sparkassa  für  eine  Pensionsversicherung  der  Pri- 
vatbeamten ganz  gut  geeignet,  und  beehre  ich  mich,  Ihnen  nachfolgend 
einen  Plan  hierfür  zu  skizzieren,  ohne  mich  auf  Details  einzulassen. 

Umfang  der  Versicherung.  Die  Versicherung  würde  alle 
Privatbeamten  ausnahmslos,  ohne  Rücksicht  auf  Alter,  Ein- 
kommen und  Geschlecht,  umfassen.  In  die  Versicherung  einbezogen 
sind  auch  alle  Dienstgeber;  dagegen  kommen  jene  Personen  nicht  in 
Betracht,  deren  Zukunft  bereits  durch  Pensionsansprüche  gesichert  ist. 

Beiträge  und  Ansprüche.  Die  Versicherung  würde  be- 
stritten aus  den  Beiträgen  der  Arbeitgeber  und  aus  den  Zinsen  der 
Beiträge  der  Angestellten.  Die  angesammelten  Beiträge  der  Angestell- 
ten blieben  diesen  unbedingt  und  unverkürzt  erhalten  und 
dienten  bei  ihren  Lebzeiten  in  Unglücksfällen  oder  bei  Arbeitslosig- 
keit als  Vorschussfonds,  nach  ihrem  Ableben  als  kapitalisiertes  Wit- 
wen- und  Waisensfeld. 
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Als  Beiträge  wären  vorzusehen  : 

a)  Obligatorische  Beiträge  des  Dienstgebers  zur 
Bildung  einer  Grundrente  v  o  n  j  ä  li  r  1  i  c  h  K  5  o  o. 

Jeder  Arbeitgeber  leistet  für  sich  selbst  und  für  jeden  seiner  An- 
gestellten (Beamten)  einen  fixen  Monatsbeitrag  von  K  6  pro  Kopf 
(pro  Tag  20  h),  ohne  Rücksicht  auf  Geschlecht,  Alter  und  Einkommen 
derselben. 

Aus  diesen  nicht  rückerstattbaren  Beiträgen  des  Dienstgebers  wird 
eine  jährliche  Grundrente  von  K  500  gebildet,  auf  welche,  nach 
Ablauf  einer  fünfjährigen  Karenzfrist,  die  Versicherten,  also  der  Arbeit- 
geber selbst,  sowie  jeder  seiner  Angestellten,  Anspruch  haben  im  Falle 
wann  immer  eintretender,  zeitweiser  oder  dauernder  Erwerbsunfähig- 
keit infolge  eines  geistigen  oder  körperlichen  Gebrechens. 

b)  Obligatorische  Beiträge  der  Angestellten  zur 
Bildung  einer  Zusatzrente  und  eines  Kapitales  zur 
Sicherung  der  Familie. 

Diese  müssen  nur  Angestellte  mit  einem  J  a  h  r  e  s  g  e  h  a  1 1  e  von 
über  K  1500  leisten,  und  zwar  in  der  Höhe  von  monatlich  K  8.33 
(d.  i.  jährlich  K  100). 

Diese  Beiträge  bleiben  das  Eigentum  des  Versicherten  und  werden 
im  Falle  seines  Ablebens  unverkürzt  an  seine  Erben  bar  aus- 
bezahlt oder  z.  B.  über  Wunsch  der  Witwe  in  eine  Pension  verwandelt. 
Schon  bei  Lebzeiten  kann  aber  der  Versicherte  von  dem  durch 
seine  Beiträge  angesammelten  Kapitale  im  Falle  unverschuldeter  Not- 
lage oder  S  teile  nlosigkeit  teilweise  Abhebungen  erwirken, 
die  in  kleinen  Raten  wieder  zu  ersetzen  sind. 

Aus  den  Zinsen  seiner  Beiträge  wird  nach  den  Prin- 
zipien der  Alters-  und  Invaliditäts-Sparkassa  eine  Zusatzrente  ge- 
schaffen, die,  wie  bekannt,  umso  bedeutender  ist,  je  länger  auf  deren 
Bezug  verzichtet  wird,  so  dass  beispielsweise  ein  25Jähriger  Beamter 
nach  39  Dienstjahren  (Beitragsjahren)  eine  aus  der  Grundrente  und 
Zusatzrente  gebildete  Pension  per  K  1500  erreicht. 

c)  F  a  k  u  1 1  a  t  i  V  e  Beiträge  z  u  r  S  i  c  h  e  r  u  n  g  besser  S  i- 
tuierter  und  deren  Familien. 

c)  I.  Jedem  Dienstgeber  wie  Dienstnehmer  steht  es  frei,  nach 
seinen  Mitteln  für  sich  und  seine  Angehörigen  über  die  unter  b)  an- 
gebenen obligatorischen  Beiträge  noch  beliebige  Einzahlungen  bei  der 
Alters-  und  Invaliditäts-Sparkassa  zu  leisten.  Diese  Ueberzahlungen  der 
Beiträge  können  jederzeit  nach  freiem  Willen  zurückgenommen  wer- 
den, ohne  dass  ein  aus  den  Zinsen  dieser  Einlagen  bereits  erworbener 
Anspruch  verloren  geht. 

c)  2.  Die  unter  a)  angegebenen  obligatorischen  Beiträge  des  Dienst 
gebers  zur  Bildung  einer  Grundrente  von  K  500  können  von  ihm  oder 
irgend  jemandem  in  einem  Vielfachen  geleistet  werden ,  so  dass  nach 
Ablauf  der  fünfjährigen  Karenzzeit  eine  ebenso  vielfache  Grundrente 
zu  Recht  steht.  Ausgeschlossen,  freiwillig  höhere  Grundrentenbei- 
träge zu  leisten,  sind  nur  jene  Versicherten,  welche  das  40.  Lebensjahr 
bereits  überschritten  haben. 

Ich  lasse  nun  zwei  Beispiele  folgen;  solche  können  auf  Grund  der 
nachstehenden  Tabelle  beliebig  gewählt  werden : 

I.  Ein  Angestellter,  sagen  wir  ein  Kanzlist,  dessen  Einkommen  nie 
über  K  1500  betrug,  erhält  im  Falle,  wann  immer  eintretender  Invali- 
dität eine  jährliche  Pension  von  K  500,  ohne  selbst  einen  Beitrag  ge- 
zahlt zu  haben. 
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2.  Ein  Angestellter,  sagen  wir  ein  Güterbeamter,  der  Einzahlungen 
von  jährlich  K  100  in  Monatsraten  leistet,  weil  sein  Jahreseinkommen 
K  1500  übersteigt  (Beiträge  b)  hat  den  nachfolgend  verzeichneten  An- 
spruch, wenn  seine  Beiträge  beginnen. 
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Nach  Ablauf  einer  fünfjährigen  Karenzzeit  sind  sowohl  die  Ar- 
beitgeber, als  auch  die  Arbeitnehmer  im  Invaliditätsfalle  mindestens 
mit  K  500  pensionsfähig.  Betrug  das  Jahreseinkommen  über  K  1500 
und  wurden  somit  auch  die  unter  b)  angeführten  Beiträge  von  jährlich 
K  IOC  geleistet,  dann  erhält  beispielsweise  ein  Beamter,  der  vom 
25.  Lebensjahre  an  einzahlte,  im  Invaliditätsfalle  nach  zehn  Jahresbei- 
trägen, wie  in  der  Tabelle  ersichtlich,  K  553.53  jährliche  Pension  und 
seine  Familie  im  Ablebensfalle  K  1000  bar;  nach  30  Beitragsjahren 
K  803.67  Pension  und  die  Eamilie  K  3000  bar;  nach  48  Jahren  schon 
K  1417  Pension    und   die  Familie  K  3800  bar.     Wer   freiwillig    höhere 
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Einzahlungen  nach  Absatz  c)  i.  und  c)  2.  gemacht  hat,  dem  gebührt 
natürlich  entsprechend  mehr. 

Die  in  obiger  Erfolgsübersicht  eingesetzten  Renten  sind  aus  den  Ta- 
bellen I  und  II  meiner  im  Verlage  von  Alfred  Holder  in  Wien  erschienenen 
Broschüre  »Alters-  und  Invaliditäts-Sparkassa  als  Uebergang  zur  allge- 
meinen A^olksversorgung«  und  für  das  Alter  von  60  bis  70  Jahren  aus 
einer  nicht  veröffentlichten,  ergänzenden  Tabelle  berechnet.  Die  Um- 
rechnungen sind  einfachster  Art  nach  dem  Beispiele  III  b)  auf  Seite  20 
und  21   meiner  Broschüre. 

Da  möge  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die  Rentensätze  hier  wie 
in  meiner  Broschüre  auf  der  Absterbeordnung  der  17  englischen  Ge- 
sellschaften ä  4  Prozent  beruhen,  wo  doch  hier  n  u  r  Invaliditäts- 
renten zur  Auszahlung  kämen.  Die  Leibrente  der  Invali- 
den ist  aber  —  selbst  nach  der  Invalidenabsterbeordnung  des  »Ver- 
eines deutscher  Eisenbahnverwaltungen«  ä  4  Prozent  —  in  jungen 
Jahren  um  ca.  100  Prozent,  in  mittleren  Jahren  noch  um  ca.  50  Prozent 
höher  als  die  hier  berechnete  Leibrente  der  Leben- 
den. (Rubrik  IV.)  Zudem  wurde,  um  keine  allzu  hohen  Resultate,  die 
nicht  verwirklicht  werden  könnten,  zu  erhalten,  die  aus  den  Beiträgen 
des  Arbeitgebers  zu  leistende  Invalidengrundrente  nur  mit  K  500  an- 
gesetzt, während  sie  bei  einer  fünfjährigen  Karenzzeit  auch  nach  der 
Tafel  des  »Vereines  deutscher  Eisenbahnverwaltungen«  bis  zu  K  600 
zulässig  sein  dürfte. 

Für  die  Deckung  der  Grundrente  wäre  wohl  das  LTmlagever- 
fahren  mit  starken  Rücklagen  zur  Reservebildung  zu  empfehlen. 

Ein  Zuschuss  des  Staates  ist  weder  bei  den  Beiträgen,  noch  bei 
den  Renten  veranschlagt,  dagegen  müsste  der  Staat  die  Kapitalien 
mit  4  Prozent  verzinsen  und  die  Kosten  der  Durchführung  übernehmen. 

Die  Erfolgsübersicht  zeigt,  dass  nach  35  bis  längstens  40 
Beitragsjahren  die  volle  Pension  erreicht  wird,  obwohl  die  Beiträge 
des  Versicherten  nur  6-/3  Prozent  des  zugrunde  gelegten  Gehaltes  per 
K  1500  ausmachen.  Dabei  bleibt  jede  Einzahlung  des  Ver- 
sicherten sein  Kapitalseigentum,  das  —  ich  wiederhole 
es  —  nach  seinem  Ableben  unverkürzt  seinen  Hinterbliebenen,  bez. 
Erben,  ausgefolgt  oder  zu  einer  rentenmässigen  Versorgung  der 
Hinterbliebenen  verwendet  wird,  die  im  Verhältnis  zu  der  Dienst- 
zeit und  den  eventuell  freiwillig  geleisteten  Beiträgen  stehen  wird. 

Auch  kann  der  Versicherte  (einer  z.  B.,  der  keine  Erben  hinter- 
lassen wird)  durch  Verzichtleistung  auf  das  Ablebenskapital  (das  sind 
seine  angesammelten  Beiträge)  und  Umwandlung  desselben  in  eine 
Leibrente  seine  Pensionsgenüsse  wesentlich  erhöhen. 

Von  dem  durch  seine  Beiträge  angesammelten  Kapitalsguthaben 
können  dem  Versicherten  bei  Lebzeiten  teilweise  Vorschüsse,  in 
kleinen  Raten  rückzahlbar,  bewilligt  werden.  Aus  seinem  eigenen  Ka- 
pitalsguthaben können  ihm  auch  ohne  weiteres  in  kleinen  Raten  rück- 
zahlbare Stellenlosigkeits  unter  Stützungen  gewährt  wer- 
den. Wer  nicht  allzu  häufig  stellenlos  ist,  wird  sich  seine  Pension 
kaum  wesentlich  schmälern,  andernfalls  mag  ein  Selbstverschulden, 
z.  B.  geringe  Ausdauer  oder  Verlässlichkeit  vorliegen,  dessen  Eolgen  zu 
übernehmen  keine  soziale  Aufgabe  bilden  kann.  Um  zu  verhüten,  dass 
unstäte  Charaktere  auf  Kosten  der  ausdauernden,  tüchtigen  Bamten 
leben,  scheint  mir  dies  die  einzig  mögliche  Form  einer 
Stellenlosigkeitsversicherung.  Die  Begriffe  von  Arbeits- 
scheu und  Arbeitswilligkeit,  selbstverschuldeter  und  unverschuldeter  Stel- 
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lenlosigkeit  lassen  sich  eben  in  der  Praxis  nicht  so  sicher  unterscheiden. 
Nach  den  hier  entworfenen  Grundzügen  ist,  glaube  ich,  die  Alters- 
und Invaliditäts-Sparkassa  für  eine  Pensionsversicherung 
der  Privatbeamten  verwertbar.  Nach  diesem  Systeme  lässt 
sich  natürlich  auch  eine  »allgemeine  Arbeiterversiche- 
r  u  n  g«  einrichten ;  es  brauchen  nur  die  obligatorischen  Beiträge  des 
Arbeitgebers   und   .Arbeitnehmers   angemessen   herabgesetzt   zu  werden. 

R.  V.  Mully.<;- 

Vorstehende  Ausführungen  des  Prof.  v.  Mully  werden,  wie  uns,  jeden 
Leser,  der  die  Grundzüge  des  Pensionsgesetzentwurfes  der  Regierung 
in  Erinnerung  hat  (S.  u.  Nr.  vom  25.  Mai  1901),  von  den  eminenten 
Vorzügen  seines  ebenso  einfachen  und  klaren,  wie  gerechtfertigten 
Versicherungssystems  gegenüber  dem  des  Pensionsgesetzentwurfes  und 
anderen  Versicherungseinrichtungen  überzeugen.  Dieser  schliesst  Männer 
über  50  Jahre  und  Frauen  über  40  Jahre  von  der  Teilnahme  unbe- 
dingt aus  und  lässt  die  Versicherung  erst  mit  dem  18.  Lebensjahre  be- 
ginnen, hingegen  hier  wird  keine  Altersgrenze  nach  oben  und  unten 
nötig,  auch  die  Einreihung  in  Gehaltsklassen  wird  überflüssig,  und  da- 
mit fällt  die  für  die  Unternehmer  als  Zahlmeister  umständliche  Er- 
rechnung der  Prämien  weg.  Hier  zahlt  jeder  Unternehmer  für  sich 
selbst  und  für  alle  seine  Angestellten  ausnahmslos  einen  monatlichen 
K  o  p  f  beitrag  von  K6  zur  Bildung  einer  Grundrente  von  K  500, 
die  ausnahmslos  nach  fünfjähriger  Wartezeit  im  Falle  der  Erwerbsun- 
fähigkeit zu  Recht  steht.  Der  Regierungsentwurf  normiert  aber  für  Er- 
langung der  Altersrente  eine  Wartezeit  von  40  Jahren  bei  Männern 
und  35  Jahren  bei  Frauen.  Und  ganz  mit  Recht  werden  hier  erst  jene 
Angestellten,  die  über  K  1500  Jahreseinkommen  haben,  zu  einem  Mo- 
natsbeitrage von  K  8.33  —  zur  Bildung  einer  Zusatzrente  —  ver- 
pflichtet, über  die  sie  beliebig  und  wann  und  wie  lange  immer  frei- 
willig mehr  leisten  können,  wodurch  das  Sparen  ungemein  angeregt 
würde.  Nach  dem  Pensionsgesetzentwurfe  müssen  schon  die  Ange- 
stellten in  der  untersten  (L)  Gehaltsklasse  von  jährlich  K  600  bis  K  1200 
K  3.—  beitragen. 

Das  Interessanteste  ist  nun  aber,  dass  alle  obligatorischen 
und  freiwilligen  Beiträge  der  Angestellten  ihr  Kapitals- 
eigentum bleiben  und  im  Ablebensfalle  den  Hinterbliebenen 
unverkürzt  und  unbedingt  ausbezahlt  werden.  Je  länger  und  mehr  ein- 
gezahlt wird,  desto  mehr  werden  die  Hinterbliebenen  erhalten,  also 
meist  die  von  älteren  Beamten  mehr,  als  die  von  jüngeren.  Nur  die 
Zinsen  von  den  Beiträgen  der  Angestellten  werden  zur  Bildung  der 
Zusatzrente  verwendet.  Man  ist  versucht,  bei  diesem  Punkte  an  die 
Erfolgmöglichkeit  dieses  so  liberalen  Versicherungssystems  zu  zweifeln ; 
die  Rechnung  bestätigt  aber,  dass  seine  Leistungen  im  Verhältnisse 
höhere  sind. 

Da  in  die  Versicherung  auch  die  Arbeitgeber,  von  denen  manche 
im  Invaliditätsfalle  übel  daran  sind,  einbezogen  werden,  ferner  die  Ver- 
Ijindung  von  Zwang  und  Freiwilligkeit  bei  der  Versicherung  von  Dienst- 
bezügen über  K  1500  einerseits  die  bei  Gehaltsklassen  eintretende 
plötzliche,  zwangsweise  Steigerung  der  Prämien  vermeidet,  anderseits 
die  Höhe  derselben  nicht  beschränkt,  schliesslich  das  System  auf  die 
Arbeiter  aller  Grade  ausgedehnt  werden  kann  und  so  billig  und 
einfach  durchführbar  ist,  dass  der  Staat,  der  auch  hier  keinen  Z  u- 
s  c  h  u  s  s  zu  den  Renten  zu  leisten  braucht,  für  die  Durchfülirung  und 
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Verwaltung  spielend  aufkommen  kann,  wenn  er  die  Postsparkassa 
und  Post  in  den  Dienst  der  Versicherung  stellt  und  da  das  Mully- 
sche  System  alle  erforderliche  Fürsorge  in  vernünftiger  Weise  ermög- 
licht und  deren  Kosten  richtig  verteilt:  nämlich  die  für  die  Invali- 
dität und  also  auch  für  das  »Alter«  der  Versicherten  bis  zu  K  1500 
Einkommen  ausschliesslich  auf  die  Arbeitgeber  und  die  für  die  W  i  t- 
w  e  n  und  Waisen  der  Angellten,  ausschliesslich  auf  diese  und  selbst 
in  Notfällen  der  Angestellten,  z.  B.  bei  Stelle  nlosigkeit,  durch 
teilweise  Rückgaben  von  ihren,  ihr  Guthaben  bildenden  Einzahlungen 
eine  Milderung  zulässt,  so  ist  es  meiner  Ansicht  nach  die  natür- 
lichste Grundlage  nicht  bloss  für  eine  Pensionsversicherung  der 
Privatangestellten,  sondern  aller  Klassen,  für  eine  Volks- 
versicherung ü  b  e  r  h  au  p  t ,  vom  sozialpolitischen  u  n  d  versiche- 
rungstechnischen Standpunkte  aus.« 

Hiermit  ist  das  Alully  von  Oppejiriedsche  System  im  allge- 
meinen ohne  tieferes  Eingehen  auf  Einzelheiten  dargestellt  wor- 
den, um  darzulegen,  dass  eine  Verbindung  des  Spar-  mit  dem 
Versicherungswesen  möglich  und  durchführbar  sein  würde.  Wie 
diese  Kombinierung  in  Anwendung  auf  die  deutschen  öffentlichen 
Sparkassen  und  die  Vereinsversicherungsbank  im  einzelnen  ge- 
schehen könnte,  würde  einer  besonderen  Prüfung  und  der  Auf- 
stellung detaillierter  Berechnungen  bedürfen. 

Erwähnt  mag  aber  noch  werden,  dass  die  Mtilly  von  Oppen- 
rzV^schen  Vorschläge  den  österreichischen  Abgeordneten  Stein 
und  Genossen  Anlass  zur  Einbringung  eines  Gesetzentwurfes  be- 
hufs Schaffung  einer  allgemeinen  Rentenversicherung  durch  die 
Postsparkasse  gegeben  hatten. 

Uebrigens  sind  bereits  gewisse  verwandte  Einrichtungen  der 
Verbindung  des  Spar-  mit  dem  Versicherungswesen  getroffen : 
bei  dem  I.  Allgemeinen  Beamtenverein  der  österreichisch-ungari- 
schen Monarchie,  bei  der  nieder-österreichischen  Landes-,  Lebens- 
und Rentenversicherungsanstalt,  bei  der  königlich  sächsischen 
Alters-Rentenbank  in  Dresden  u.  s.  w. 

Auch  bei  der  belgischen  Sparkasse,  caisse  generale  d'epargne 
et  de  retraites,  besteht  eine  Verbindung  des  Spar-  mit  dem  Ver- 
sicherungswesen insofern,  als  ihr  durch  das  Gesetz  vom  9.  August 
1889  die  Befugnis  zum  Abschluss  gemischter  Lebensversicherungs- 
verträge unter  Arbeitern  gegeben  ist,  nach  denen  die  Rückzahlung 
nach  einer  bestimmten  Zeit  statthat,  oder  schon  früher  bei  Ein- 
tritt des  Todes,  falls  dieser  vorher  erfolgt. 

XI. 

Aus  den  Satzungen  der  Vereinsversicherungsbank  ist  hervor- 
zuheben,  dass   die  Gesellschaft  ihren  Sitz  in  Düsseldorf  hat,  aber 
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befugt  ist,  Zweigniederlassungen  zu  errichten.  Düsseldorf  ist 
wegen  seiner  Lage  inmitten  des  die  stärkste  Entwicklung  neh- 
menden Teiles  Deutschlands  als  Sitz  des  Unternehmens  gewählt 
worden. 

Der  Gegenstand  des  Unternehmens  ist,  wie  schon  bemerkt, 
nach  §  3  der  Satzungen  »die  Lebens-,  Pensions-,  Alters-,  Witwen-, 
Waisen-,  Aussteuer-,  Militärdienst- Versicherung  und  ähnliche  Ver- 
sicherungen, gleichviel  ob  mit  Kapital  oder  Renten.  Insbesondere 
sollen  derartige  Versicherungen  für  die  minderbemittelten  Klassen 
und  den  Mittelstand  des  deutschen  Volkes  zur  Durchführung  ge- 
langen. Versicherungen,  die  in  den  Geschäftskreis  der  Gesell- 
schaft fallen,  können  auch  auf  dem  Wege  der  Rückversicherung 
übernommen  werden.  Auch  kann  die  Verwaltung  von 
Sterbe-,  Aussteuer-,  Pensions-,  Versorgungs-  und  ähnlichen  Kassen 
für  deren  Rechnung,  sowie  von  Stiftungskapitalien,  die  den 
Zwecken  der  Bank  entsprechen,  übernommen  werden. 

Die  Rechtsform  der  Bank  ist  die  Aktiengesellschaft.  Das 
volleingezahlte  Grundkapital  der  Gesellschaft  besteht  aus  3  Mil- 
lionen Mark,  eingeteilt  in  3000  auf  den  Namen  lautende  Aktien 
zu  je  1000  Mark,  ausserdem  ist  ein  Organisationsfonds  von 
450000  Mark  gebildet,  welcher  durch  einen  Beitrag  von  150  Mark 
auf  jede  Aktie  seitens  der  Gründer  gebildet  ist;  er  soll  zur  Rück- 
zahlung gelangen  aus  den  Erträgnissen,  welche  über  4  %  Divi- 
dende hinaus  erzielt  werden,  jedoch  erst  nachdem  auch  etwa 
rückständige  Dividenden  bis  zur  Höhe  von  4%  Einlösung  gefun- 
den haben. 

Man  hat  die  Form  der  Aktiengesellschaft  derjenigen  des 
Gegenseitigkeitsvereins  vorgezogen,  weil  man  die  letztere  im  Hin- 
blick auf  die  zu  betreibende  Volksversicherung  nicht  für  zweck- 
mässig hielt.  Einmal  weil  die  einzelnen  Versicherten  nur  mit 
geringen  Summen  beteiligt  sind,  eine  Generalversammlung  nur 
eine  Scheinexistenz  hätte,  und  zum  andern,  weil  die  Wahl  jeder 
anderen  Art  von  oberstem  Verwaltungsorgan  sich  tatsächlich  in 
Händen  einer  kleinen  lokalen  Minorität  am  Sitz  der  Gesellschaft 
befinden  würde. 

Bei  einer  Aktiengesellschaft  haben  die  Versicherten  allerdings 
keinen  direkten  Anteil  an  der  Verwaltung,  weder  in  der  General- 
versammlung noch  im  Aufsichtsrat,  denn  hier  wird  die  Verwal- 
tung nur  von  den  Aktionären  geführt,  die  dafür  aber  auch  Ver- 
antwortlichkeit und  Risiko  nach  Massgabe  ihrer  Beteiligung  tragen. 
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Das  oberste  Organ  der  Gesellschaft  ist  die  Generalversamm- 
lung, die  den  aus  wenigstens  7  Mitgliedern  bestehenden  Aufsichts- 
rat  wählt.  Dieser  bestellt  den  Vorstand,  die  Bankärzte,  die 
mathematischen  Sachverständigen,  die  Bankrechtsbeistände  und 
die  Revisoren.  Ausserdem  liegt  ihm  ausser  den  ihm  vom  Gesetz 
zugewiesenen  Aufgaben  ob  : 

i)  Der  Abschluss  der  Dienstverträge  mit  dem  Vorstand  und 
den  Stellvertretern  des  Vorstands,  die  Erteilung  von  Anweisungen 
für  die  Geschäftsführung  des  Vorstands,  der  Erlass  der  allge- 
meinen Vorschriften  über  die  Versicherungsbedingungen,  die  Ver- 
wendung und  Anlage  nicht  flüssig  zu  haltender  Gelder,  der  Vor- 
schlag für  Abschreibungen  und  Rücklagen,  die  Beschlussfassung 
über  Anleihen  und  über  Erwerb  und  Veräusserung  von  Grund- 
stücken, die  Errichtung  und  Auflösung  von  Zweigniederlassungen ; 
endlich,  soweit  nicht  in  ferneren  Fällen  eine  Genehmigung  vor- 
geschrieben wird,  die  Genehmigung  des  vom  Vorstande  jährlich 
vorzulegenden  Besoldungsplanes,  sowie  die  Anstellung  derjenigen 
Beamten,  die  mit  einem  Jahresgehalte  von  mehr  als  3000  Mark 
oder  mit  länger  als  vierteljähriger  Kündigungsfrist  angestellt  wer- 
den sollen.  Als  selbstverständlich  ist  in  Aussicht  genommen,  den 
Einfluss  auf  die  Verwaltung  der  Versicherungsanstalt  durch  Ein- 
räumung von  Aufsichtsratsstellen  auf  die  einzelnen  Bezirke  ihrer 
Beteiligung  entsprechend  zu  verteilen. 

Der  Vorstand  kann  aus  einer  oder  mehreren  Personen  be- 
stehen. 

Es  können  ehrenamtliche  Ortsausschüsse  gebildet  werden. 
Die  nähere  Regelung  erfolgt  durch  ein  von  der  Generalversamm- 
lung festzusetzendes  Reglement. 

Bei  ausserordentlichen  Zuwendungen  im  Rahmen  der  Zwecke 
der  Bank  (z.  B.  von  Arbeitgebern  an  Pensionskassen)  kann  mit 
der  Gesellschaft  vereinbart  werden,  dass  getrennte  Verwaltung 
und  Rechnungslegung  erfolgt.  Für  die  Verwendung  des  Rein- 
gewinns gilt,  abgesehen  von  den  gesetzlichen  Vorschriften  folgen- 
des: Zunächst  sind  5%  des  Reingewinns  zum  gesetzlichen  Reserve- 
fonds bis  zur  Höhe  von  10  %  des  Grundkapitals  zurückzulegen, 
sodann  ist  ein  auf  Vorschlag  des  Aufsichtsrates  von  der  General- 
versammlung festzusetzender  Betrag  ausserordentlichen  Reserven 
zu  überweisen;  darauf  erhalten  die  Aktionäre  eine  Dividende  bis 
4  %  des  Grundkapitals.  Sollte  in  einem  Jahre  eine  Dividende 
von  4  %   für  die  Aktionäre  nicht  zur  Verteilung  gelangen,    so  ist 
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das  Fehlende  aus  den  Ueberschüssen  späterer  Jahre  zu  ersetzen. 
Die  Zahking  der  Rückstände  geschieht  ohne  Berechnung  von 
Verzugszinsen  auf  den  Dividendenschein  des  zuletzt  abgelaufenen 
Geschäftsjahres.  Hierauf  werden  die  vertragsmässig  zugesicherten 
Gewinnanteile  den  Beamten  der  Gesellschaft  gezahlt.  Dann  er- 
folgen die  Rückzahlungen  auf  die  Einlagen  der  Aktionäre  zum 
Organisationsfonds.  Vom  verbleibenden  Betrage  erhalten  90% 
die  Versicherten  zur  Ermässigung  der  Prämien  oder  Heraufsetzung 
der  Versicherungssummen.  Der  Rest  des  Reingewinns  steht  zur 
Verfügung  der  Generalversammlung,  in  erster  Linie  zur  weiteren 
Stärkung  der  Reserven. 

Im  Falle  der  Liquidation  sollen  nach  Tilgung  aller  Verbind- 
lichkeiten, sowie  Rückzahlung  des  Organisationsfonds  und  des 
Aktienkapitals  etwa  verbleibende  Ueberschüsse  zu  Wohlfahrts- 
einrichtungen, vornehmlich  zu  Gunsten  der  Versicherten,  verwandt 
werden. 

XIII. 

Im  allgemeinen  hat  der  grossangelegte  Plan  der  Errichtung 
der  Vereinsversicherungsbank  in  weiten  Kreisen  die  lebhafteste 
Zustimmung  gefunden.  Aber  auch  gegensätzliche  Stimmen  sind 
laut  geworden.  Die  Errichtung  der  Bank  wurde  von  einigen 
Seiten  als  ein  Hemmnis  mehr  auf  dem  Wege  zur  Herbeiführung 
einer  staatlichen  Pensions-  und  Hinterbliebenenversicherung  dar- 
gestellt. Diesem  Bedenken  gegenüber  erklären  die  Begründer, 
dass  es  am  nationalen  Interesse  liege,  auch  nach  etwaiger  späte- 
rer Einführung  einer  staatlichen  Pensionsversicherung,  die  sich 
naturgemäss  in  engeren  Grenzen  bewegen  muss,  neben  dieser  sie 
ergänzend,  eine  weit  ausgedehnte  freiwillige  Versicherung  zu  be- 
sitzen. <; 

Auch  gewerkschaftliche  Arbeiterführer  stehen  dem  Unter- 
nehmen bisher  keineswegs  freundlich  gegenüber.  So  erblickt 
Arbeitersekretär  Erkelens  in  Düsseldorf  in  der  Durchführung  der 
Pensionsversicherung  auf  dieser  Grundlage  eine  neue  Fessel  für 
Angestellte  und  Arbeiter  an  die  sie  beschäftigenden  Unterneh- 
mungen ;  die  Beteiligung  so  vieler  Grossindustrieller  macht  ihn 
argwöhnisch,  wenigstens  sollten  die  Versicherten  bei  der  Bank 
mit  raten  und  taten.  Diesen  Einwendungen  begegnet  Professor 
Dr.  Stein  in  Frankfurt  a.  M.  in  folgenden  bemerkenswerten  Dar- 
legungen   über    die  Gestaltung  und  die  Ziele  des  Unternehmens  : 
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1.  Der  Gedanke  zur  Schaffung  der  Vereinsversichcrungsbank 
hat  seinen  alleinigen  Ursprung  in  der  Notlage,  in  die  fast  alle 
Sterbekassen  und  viele  Pensionskassen  durch  das  neue  Privat- 
versicherungsgesetz  geraten  sind,  sowie  in  den  grossen  Mängeln 
der  heutigen  Volks-  und  Pensionsversicherung. 

2.  Durch  die  Vereinsversicherungsbank  soll  die  Volksver- 
sicherung unter  Mitwirkung  der  Organisationen  der  Versicherten 
(Kassen,  Genossenschaften,  Vereine)  insbesondere  durch  Ver- 
ringerung der  Verwaltungskosten  und  durch  Schutz  vor  den  Fol- 
gen des  Verfalls  von  Polizen ,  billiger  und  besser  eingerichtet 
werden. 

3.  In  der  Pensionsversicherung,  die  nicht  durch  Vertreter  der 
Industrie,  sondern  auf  Veranlassung  des  einen  Frankfurter  Ver- 
treters im  Ausschuss,  des  Herrn  Professors  Bleicher,  in  das  Pro- 
gramm aufgenommen  worden  ist,  sieht  die  Versicherungsbank 
nicht  eine  Durchkreuzung,  sondern  vielmehr  eine  Ergänzung  einer 
möglichen  staatlichen  Pensionsversicherung. 

4.  Durch  das  von  ihr  gewählte  System :  Vereinigung  der 
selbständig  bleibenden  Einzelkassen  in  dem  Zentralinstitut  der 
Vereinsversicherungsbank  sollen  für  die  Pensionsversicherung  wie 
auch  für  die  Volksversicherung  die  Vorzüge  der  Zentralisation 
(Ausgleichung  des  Risikos  durch  die  grosse  Zahl  der  Versicher- 
ten, Verringerung  der  Verwaltungskosten  und  Freizügigkeit  des 
Versicherten)  mit  denen  der  Dezentralisation  (Berücksichtigung 
beruflicher  Unterschiede  des  Risikos,  Selbstinteresse  der  Ver- 
sicherten an  der  eigenen  Kasse,  Begünstigung  besonderer  Zu- 
wendungen zu  Gunsten  einzelner  Kassen)  mit  einander  verbunden 
werden. 

5.  Die  Zusammenfassung  der  einzelnen  Pensionskassen  in  der 
Vereinsversicherungsbank  verstärkt  nicht  »die  goldene  FesseU, 
lässt  nicht  »die  Arbeiter  ihrer  Rechte  verlustig  gehen,  wenn  sie 
aus  dem  Betriebe  scheiden«,  sondern  gewährleistet  ihnen  gerade 
durch  die  Möglichkeit  des  verlustlosen  Uebergangs  von  einer 
Kasse  zur  andern  mit  der  gewerblichen  Freizügigkeit  die  Unab- 
hängigkeit von  dem  jeweiligen  Arbeitgeber. 

6.  Die  Vereinsversicherungsbank  hat  als  die  wesentliche  Vor- 
aussetzung des  eigenen  Erfolges  die  Förderung  der  Selbsthilfe- 
bestrebungen der  Angestellten  und  Arbeiter  aller  Kategorien  zum 
ersten  Zweck.  Die  Aktien  sollen  daher  nJcht  nur  den  Gründern 
zugänglich    sein ;    es    wird    vielmehr    die  Beteiligung    der    Organi- 
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sation  der  Versicherten  durch  Uebernahme  von  Aktien  gewünscht 
und  erwartet.  Dass  zunächst  Finanzleute  und  Industrielle  zur 
Beteiligung  aufgefordert  worden  sind,  ist  einmal  aus  dem  Grunde 
geschehen,  die  für  die  Gründung  erforderlichen  erheblichen  Mittel 
rasch  anzusammeln,  zum  andern,  um  durch  den  Beitritt  grosser 
Pensionsanstalten  das  Unternehmen  von  vornherein  auf  möglichst 
sichere  Grundlage  zu  stellen. 

7.  Von  Anfang  an  bestand  bei  allen  Beteiligten  ausnahmslos 
volle  Uebereinstimmung  sowohl  über  den  durchaus  gemeinnützigen 
Charakter  des  Unternehmens,  als  auch  darüber,  dass  es  ausschliess- 
lich und  ohne  Nebenzwecke  den  Interessen  der  Versicherten 
durch  eine  bessere  und  billigere  Organisation  der  Versicherung 
zu  dienen  habe. 

Auch  eine  Kritik  des  Dr.  Heinz  /'(^/^//ö^-Düsseldorf,  welche 
dieser  in  Nr.  41  der  »Nation«  übt,  verdient  Erwähnung.  Er  weist 
darauf  hin,  dass  Idee  und  Anlage  der  Versicherungsbank  Ent- 
würfen aus  Beamten-  und  Sozialpolitikerkreisen  ihren  Ursprung 
verdanken  und  die  Grossindustriellen  Rheinland-Westfalens  erst 
dafür  gewonnen  werden  mussten.  Es  könne  darüber  gar  kein 
Zweifel  bestehen:  »Der  ursprüngliche  Zweck  der  Versicherungs- 
bank ist  eine  Niederhaltung  der  Angestelltenorganisation  zweifellos 
nicht:.  Aber  für  die  Zukunft  hänge  die  Wirkung  des  Unter- 
nehmens davon  ab,  wer  die  Herrschaft  führen  werde.  Bei  einem 
Ueberwiegen  arbeiter-  und  angestelltenfeindlicher  Elemente  sei 
späterhin  eine  Vermehrung  der  Abhängigkeit  aller  Angestellten 
und  eine  Einwirkung  der  Unternehmerversicherung  auf  die  Or- 
ganisationen zu  befürchten.     Darüber  schreibt  er: 

»Fast  alle  Verbände  von  Arbeitern  und  Angestellten  haben 
ausgedehnte  Versicherungs-  oder  Unterstützungskassen.  Die  Mit- 
gliedschaft der  beiden  ist  vielfach  unlöslich  verbunden.  Existenz 
und  Mitgliederzuwachs  hängt  an  den  Kassen.  Wenn  jetzt  die 
Arbeitgeber  zwangsweise  alle  ihre  Arbeitnehmer  der  Versicherungs- 
bank zuführen,  ihnen  zwangsweise  einen  erheblichen  Anteil  an 
den  Prämien  vom  Lohne  oder  Gehalte  kürzen,  so  rauben  sie 
damit  vielen  die  Möglichkeit,  einer  freien  Organisation  anzuge- 
hören, weil  die  Kosten  doppelter  Versicherung  ihnen  zu  hoch 
sind.  Gerade  gegenwärtig,  da  der  Kampf  der  Arbeitgeberverbände 
gegen  die  Organisationen  der  Arbeiter  mit  besonderer  Heftigkeit 
tobt,  da  er  sich  allmählich  auch  gegen  Organisationen  technischer 
und  kaufmännischer  Angestellter  richtet,  da  verschiedene  Firmen 
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schon  ihre  Beamten  vor  die  Wahl  stellen:  > Aufgabe  der  Organi- 
sation oder  der  Stellung !«  —  gerade  jetzt  muss  das  neue  Unter- 
nehmen, das  zu  einer  wuchtigen  Waffe  gegen  die  Verbände  der 
Arbeitnehmer  werden  kann,  mit  Vorsicht  aufgenommen  werden«. 

»Darum  scheint  es  mir  dringend  notwendig«,  sagt  er  weiter, 
»dass  alle  diejenigen  Arbeitgeber,  Sozialpolitiker  und  »Kapita- 
listen«, die  eine  freiheitliche  soziale  F^ntwicklung  erstreben,  sich 
möglichst  zahlreich  und  mit  möglichst  grossen  Beträgen  an  der 
Aktienzeichnung  beteiligen«.  Er  fordert  ferner  die  Beteiligung 
der  Organisationen  der  Angestellten  und  Arbeiter  durch  Aktien- 
zeichnung und  ihre  angemessene  Vertretung  im  Aufsichtsrate. 
Von  diesen  Verbänden  der  Arbeitnehmer  sei  zu  verlangen,  dass 
sie  sich  über  gemeinsames  Vorgehen  bei  den  Wahlen  zum  Auf- 
sichtsrate verständigten. 

Demgegenüber  ist  hervorzuheben,  dass  das  neue  Unterneh- 
men seinen  Ursprung  sozial  gesinnten  und  seit  langen  Jahren 
gemeinnützig  wirkenden  Unternehmern,  sowie  hervorragenden 
Sozialpolitikern  und  Verwaltungsbeamten  verdankt,  deren  Namen 
allein  schon  dafür  Gewähr  leisten,  dass  seine  Wirksamkeit  dauernd 
eine  gemeinnützige,  auf  das  Wohl  der  deutschen  Arbeiterschaft 
abzielende  sein  wird.  Sie  will  und  soll  als  Wohlfahrtsanstalt, 
nicht  als  Wohltätigkeitsanstalt  wirken.  Dementsprechend  haben 
Staats-  und  grosse  Kommunalbehörden  dem  jetzt  ins  Leben  ge- 
tretenen Plane  von  Anfang  an  ihre  volle  Sympathie  und  Unter- 
stützung angedeihen  lassen,  was  dem  Unternehmen  in  hohem 
Grade  förderlich  sein  wird. 

Auf  der  andern  Seite  erscheint  die  versicherungstechnische 
und  finanzielle  Seite  des  Unternehmens  in  sich  gefestigt. 

Wenn  hierfür  allein  schon  die  jetzt  gesetzlich  bestimmte 
Ueberwachung  des  Geschäftsbetriebes  durch  das  Kaiserliche  Auf- 
sichtsamt für  Privatversicherung  bürgt,  so  hat  im  übrigen  die 
Bank  nach  diesen  Richtungen  insofern  einen  grossen  Vorsprung 
vor  den  sonstigen  Versicherungsunternehmungen,  als  sie  sich  in 
allererster  Linie  der  Vermittelung  durch  Vereinigungen,  Unter- 
nehmungen u.  s.  w.  bedienen  will  und  dadurch  auf  eine  wesent- 
liche Verminderung  der  Verwaltungskosten,  insbesondere  der 
hohen  Anwerbekosten  für  neue  Versicherungen  und  für  Beitreibung 
der  kleinen  Prämienbeträge ,  welche  die  Hauptunkosten  verur- 
sachen, rechnen  kann. 

Nach    der    seitens    des    Landesversicherungsrates    und    stell- 
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vertretenden  Direktors  der  Provinzial-Feuerversicherungsanstalt 
der  Rheinprovinz,  Alias,  in  der  Versammlung  in  Düsseldorf  am 
19.  März  1906  geäusserten  Ansicht  werden  auch  die  einzuführende 
Gewinnbeteiligung  und  die  beabsichtigten  Risikenunterschiede 
zweifellos  grosse  Werbemittel  ßir  die  Bank  darstellen.  Denn 
Landwirtschaft,  Handel  und  Gewerbe  hätten  immer  aufs  neue 
darauf  hingewiesen,  dass  sie  in  besonderen  Gefahrenklassen 
behandelt  werden  müssten,  und  namentlich  die  Landwirtschaft, 
bei  welcher  die  Lebensversicherung  noch  nicht  in  umfangreichem 
Masse  Eingang  gefunden  habe,  dürfte  bei  den  ihr  jetzt  gebotenen 
Vorteilen    genötigt    sein,    der  Volksversicherung   näher  zu  treten. 

Ziffernmässig  lässt  sich  freilich  der  Vorsprung,  welchen  die 
Vereinsversicherungsbank  vor  den  bereits  bestehenden  Gesell- 
schaften hat,  umsoweniger  genau  berechnen,  als  sie  für  ihr  neben 
der  Volks-  und  Pensionsversicherung  zu  betreibendes  Geschäft 
auf  die  Mitwirkung  von  Agenten  nicht  völlig  wird  verzichten 
können,  um  in  den  Wettbewerb  mit  jenen  treten  zu  können.  Hier 
ist  jedoch  zu  erhofifen,  dass  die  Rentabilität  sich  dadurch  günsti- 
ger gestalten  wird,  dass  öffentliche  Sozietäten  dem  Unternehmen 
ihren  Beamtenapparat  zur  Verfügung  stellen  werden,  wie  dies 
seitens  des  Landeshauptmanns  der  Rheinprovinz  bezüglich  der 
Agenten  der  rheinischen  Feuerversicherungssozietät  bereits  in 
Aussicht  gestellt  ist. 

Auch  die  Uebernahme  von  Versicherungen  bereits  bestehen- 
der Vereine,  Kassen  u.  s.  w.  bietet  Schwierigkeiten,  da  die  Lei- 
stungen dieser  Kassen  wie  ihre  Beiträge,  die  von  ihnen  im  Laufe 
der  Jahre  angesammelten  Bestände,  die  Zusammensetzung  ihrer 
Mitglieder  u.  s.  w.  ausserordentlich  grosse  Verschiedenheiten  auf- 
weisen, welche  auf  gewisse  einheitliche  Rechnungsgrundlagen 
zurückgeführt  werden  müssen.  Der  Leitung  des  grossen  Unter- 
nehmens, deren  Aufgaben  überhaupt  keine  leichten  sind,  wird 
voraussichtlich  gerade  nach  dieser  Richtung  eine  besonders 
schwierige  Tätigkeit  zufallen.  Es  ist  aber  zu  erwarten,  dass  eine 
Vereinigung  von  Männern,  welche  ein  derartiges  grossangelegtes 
Projekt  ausgearbeitet  hat,  auch  die  geeigneten  Mittel  und  Wege 
zu  dessen  praktischer  Ausführbarkeit  finden  wird. 
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Der  Prozess  des  Grafen  von  ^Af^elsburg  gegen  das  Grossherzog- 
liche Haus  Oldenburg. 

Mitgeteilt  vom 

Ersten  Staatsanwalt  Riesebiet  e  r- Oldenburg. 

Der  älteste  Sohn  des  im  Artikel  17  des  Staatsgrundgesetzes  für 
das  Grossherzogtum  Oldenburg  genannten  Herzogs  Peter  Friedrich 
Ludwig,  Seine  Königliche  Hoheit,  der  am  27.  Februar  1853  verstorbene 
Grossherzog  Paul  Friedrich  August,  war  in  dritter  Ehe  mit  der  Gross- 
herzogin Cäcilie,  Tochter  des  Königs  Gustavs  IV.  von  Schweden  ver- 
heiratet. Aus  dieser  Ehe  ist  der  am  23.  Januar  1844  geborene  und  am 
18.  Oktober  1895  verstorbene  Herzog  Anton  Günther  Friedrich  Elimar 
hervorgegangen.  Herzog  Elimar  verheiratete  sich  am  7.  November  1876 
mit  Fräulein  Natalie  Vogel,  Freiin  von  Friesenhof,  Tochter  des  Frei- 
herrn Gustav  von  Friesenhof. 

Aus  dieser  Ehe  ist  am  29.  August  1878  der  jetzige  Graf  von  Wels- 
burg hervorgegangen. 

Die  Mutter  desselben  entsprach  nicht  den  im  Artikel  9  des  für  das 
Grossherzoglich  Oldenburgische  Haus  erlassenen  Hausgesetzes  vom 
I.  September  1872  aufgestellten  Ebenbürtigkeitsgrundsätzen;  auch  ist 
die  in  Artikel  8  des  Hausgesetzes  vorgeschriebene  Einwilligung  des  re- 
gierenden Grossherzogs  zu  der  Eheschliessung  nicht  erteilt  worden. 

Der  Grossherzog  Nikolaus  Friedrich  Peter  hat  dem  Herzog  Elimar 
durch  ein  offizielles  Schreiben  vom  12.  November  1876  bekannt  gege- 
ben, dass  er  die  einstweilige  Suspension  der  Apanagen  nach  Massgabe 
des  Art.  14  des  Hausgesetzes  verfügt  habe. 

Der  Familienrat  hat  durch  Beschluss  vom  29.  Dezember  1877  nach 
Massgabe  des  Art.  14  des  Hausgesetzes  die  Suspension  der  Apanagen 
angedroht  und  durch  Beschluss  vom  15.  September  1879  die  Entziehung 
ausgesprochen. 

Nach  Art,   46    des   Hausgesetzes    stand   dem   Herzog  Elimar   eine 


296 


Miszellen. 


jährliche  Apanage  von  6750  Talern  zu.  Seit  dem  Jahre  1878  hat  er 
Apanagen  nicht  mehr  erhalten. 

In  Art.  46,  48  des  Hausgesetzes  ist  bestimmt,  dass  der  männlichen 
Deszendenz  des  Herzogs  Elimar  bis  zum  Ablauf  des  Jahres  1900  die 
gleiche  Apanage  zustehe  und  dass  ihr  von  da  ab  eine  jährliche  Apanage 
von  6000  Talern  gebühre. 

Der  Grossherzog  Nikolaus  Friedrich  Peter  und  der  Familienrat  des 
Grossherzoglichen  Hauses  haben  der  Gemahlin  des  Herzogs  Elimar 
und  seinen  Kindern  die  Zugehörigkeit  zum  Grossherzoglichen  Hause 
bestritten. 

Nach  dem  Ableben  des  Herzogs  Elimar  hat  der  Grossherzog  Ni- 
kolaus Friedrich  Peter  den  Kindern  des  Herzogs  den  Namen  eines 
Grafen  und  einer  Gräfin  von  Welsburg  beigelegt. 

Der  Art.  17  §  i  des  Staatsgrundgesetzes  hat  im  Jahre  1904  einen 
die  Erbfolge  in  die  Landesregierung  nach  dem  Abgange  des  Mannes- 
stammes des  Herzogs  Peter  Friedrich  Ludwig  regelnden  Zusatz  erhal- 
ten;  die  Erbfolge  geht  danach  auf  den  Mannesstamm  des  Herzogs 
Friedrich  zu  Schleswig-Holstein-Sonderburg-Glücksburg  über.  Als  der 
Kläger  aus  Anlass  der  Verhandlungen  über  diese  Zusatzbestimmungen 
im  Landtage  bei  dem  Grossherzogl.  Staatsministerium  geltend  gemacht 
hat,  dass  ihm  Thronfolgeansprüche  zuständen,  ist  seinem  Vertreter  eine 
Erwiderung  mitgeteilt  worden,  nach  welcher  »die  Thronfolgeansprüche, 
weil  jeglicher  rechtlicher  Grundlage  entbehrend  und  dem  Hausgesetze 
für  das  Grossherzogliche  Haus  durchaus  widersprechend,  nicht  aner- 
kannt werden  könnten«. 

Der  Kläger,  Graf  von  Welsburg,  behauptet  nun  u.  a. ,  dass  er 
Mitglied  des  Grossherzoglichen  Hauses  sei,  und  dass  er  successionsbe- 
rechtigt  in  das  Hausfideikommiss  sei ;  dementsprechend  hat  er  im  Klage- 
wege u.  a.  beantragt: 

»dem  Gross  herzoglichen  Hause,  vertreten  durch 
denFamilienrat,  undSeiner  Königlichen  Hoheit,  dem 
regierenden  Grossherzog,  gegenüber  festzustellen 

a)dass  Kläger  Mitglied  des  Durchlauchtigsten 
Gross  herzoglichen  Hauses  ist, 

b)  dass  Kläger  successionsfähig  in  das  Hausfidei- 
kommiss des  Durchlauchtigsten  Gross  herzog- 
lich Oldenburgischen  Hauses  ist.« 

Die  Beklagten  haben  »Klageabweisung«  beantragt. 

Durch  Urteil  des  Landgerichts  zu  Oldenburg,  Zivil- 
kammer I,  vom  26.  Juni  1905  ist  Kläger  mit  seinen  Ansprüchen 
abgewiesen,  weil  nach  der  Entstehungsgeschichte  der  einschlägigen  Be- 
stimmungen des  Staatsgrundgesetzes  anzunehmen  sei ,  dass  wegen  der 
Regelung  der  Ebenbürtigkeitsfrage  eine  Zustimmung  des  Landtages 
nicht    erforderlich    srewesen    und    der    die  Ebenbürtigkeit    statuierende 
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Art.  9  des  Hausgesetzes  somit  verfassungsmässig  zustande  gekommen  sei. 

Die  von  dem  Kläger  eingelegte  Berufung  ist  durch  Urteil 
des  Oberlandesgerichts  vom  6.  Dezember  1905  zurück- 
gewiesen.   Aus  den  Gründen  desselben  ist  folgendes  hervorzuheben : 

Es  ist  zunächst  der  Vorinstanz  darin  beizupflichten,  dass  die  Häuser 
des  hohen  Adels  den  Charakter  einer  juristischen  Persönlich- 
keit haben.  Diese  Rechtsanschauung,  die  zwar  von  Stobbe,  Handbuch 
des  Deutsch.  Privatrechts,  2.  Aufl.  S.  386 — 387,  3.  Aufl.  Bd.  I  S.  432 
und  einigen  wenigen  anderen  Schriftstellern  nicht  geteilt  wird,  entspricht 
der  überwiegend  herrschenden  Ansicht  (vgl.  die  bei  Stobbe  angegebene 
Literatur;  ferner  auch  ReJim,  Modernes  Fürstenrecht  §  40),  und  hat 
auch  in  der  Praxis  Anerkennung  gefunden.  —  Vgl.  die  Entsch.  des 
R.G.  Bd.  22  S.  50,  wo  unter  Berufung  auf  die  Heffter%c\\G.  Schrift  »Son- 
derrechte der  souveränen  und  mediatisierten  Häuser«  davon  gesprochen 
wird,  dass  »die  erlauchte  Familie  sich  zu  einer  Rechtsgenossenschafl, 
zu  einer  berechtigten  Gesamtperson  gestaltet«  habe,  ferner  Bd.  21 
S.  409  fif.,  Bd.  26  S.  133  ff.,  in  denen  ein  Graf  Alt-Leiningen-Wester- 
burg  als  Repräsentant  seines  Hauses  anerkannt  ist. 

Die  Passivlegitimation  der  Beklagten  ist  daher  nicht 
zu  beanstanden. 

Es  handelt  sich  nun  zunächst  weiter  um  die  Frage,  ob  für  die  Gel- 
tendmachung der  klägerischen  Ansprüche  der  Rechtsweg  zulässig 
ist.  Dieselben  richten  sich  zum  Teil  (s.  oben)  auf  Feststellung  des  Status, 
im  übrigen  sind  sie  vermögensrechtlicher  Natur.  Nach  §  5  des  Einf.- 
Ges.  zum  G.V.G.  finden  in  Ansehung  der  Landesherrn  und  der  Mit- 
glieder der  landesherrlichen  Familien  .  .  .  die  Bestimmungen  des  Ge- 
richtsverfassungsgesetzes nur  insoweit  Anwendung,  als  nicht  besondere 
Vorschriften  der  Hausverfassungen  oder  der  Landesgesetze  abweichende 
Bestimmungen  enthalten.  Diese  gesetzliche  Bestimmung  deckt  sich  wört- 
lich mit  §  5  Abs.  I  des  Einf  Ges.  zur  C.P.O.  Hier  ist  aber  noch  hin- 
zugefügt: »Für  vermögensrechtliche  Ansprüche  dritter  darf  jedoch  die 
Zulässigkeit  des  Rechtsweges  nicht  von  der  Einwilligung  des  Landes- 
herrn abhängig  gemacht  werden«.  Daraus  ergeben  sich  in  Zusammen- 
hang mit  den  Motiven  der  Gesetzentwürfe  und  den  Kommissionsver- 
handlungen und  unter  Berücksichtigung  des  §  3  des  EinfGes.  zum 
G.V.G. ,  wonach  die  Gerichtsbarkeit  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkei- 
ten .  .  . ,  für  welche  besondere  Gerichte  zugelassen  sind ,  den  ordent- 
lichen Landesgerichten  durch  die  Landesgesetzgebung  übertragen  wer- 
den, diese  Uebertragung  aber  nach  anderen  als  den  durch  das  Ge- 
richtsverfassungsgesetz vorgeschriebenen  Zuständigkeitsnormen  erfolgen 
kann,  mehrere  wichtige  Folgesätze,  die  das  Reichsgericht  in  der  be- 
kannten Entscheidung  vom  12.  Dezember  1884  in  Sachen  der  Gräfin 
V.  H.-C.w.  den  Grossherzog  L.  IV.  von  Hessen  (Bd.  12  S.  417  fif.)  wie 
folgt,  zusammenfasst : 
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»Die  Sonderstellung,  welche  die  deutschen  Landesherrn  bis  zur 
Einführung  der  Reichsjustizgesetzgebung  nach  der  Rechtsentwickelung 
mehrerer  Bundesstaaten  in  Ansehung  der  Exemtion  von  der  Gerichts- 
barkeit der  eigenen  Landesgerichte  eingenommen  hatten ,  ist  im  allge- 
meinen aufrecht  erhalten.  Nur  hinsichtlich  vermögensrechtli- 
cher, also  solcher  Ansprüche,  welche  im  Gegensatze  zu  Status- 
sachen auf  einen  Geldwert  zurückgeführt  werden  können,  ist  der  Aus- 
schluss des  Rechtsweges  für  unzulässig  erklärt,  mithin  die  Zuständigkeit 
der  Gerichte  an  sich  ausgesprochen  worden. 

Ferner  kann  die  Landesgesetzgebung  in  Ansehung  der  ausgenom- 
menen, den  Personenstand  oder  die  Familienverhält- 
nissedesLandesherrnbetreffendenAngelegenheiten 
nicht  bloss  die  Zuständigkeitsnormen  ändern  oder  ein  von  den  Reichs- 
justizgesetzen abweichendes  Verfahren  anordnen,  sondern  es  auch  bei 
dem  bestehenden  Zustande  des  Ausschlusses  des  Rechtsweges  .... 
und  sonstigen  Beschränkungen  der  Klageerhebung  belassen  oder  andere 
Normen  dafür  einführen.  Bestanden  jedoch  vor  dem  i.  Oktober  1879 
landesgesetzliche  Vorschriften  über  die  Exemtion  des  Landesherrn  nicht, 
oder  werden  solche  nicht  nach  diesem  Zeitpunkte  neu  eingeführt,  so 
finden  auch  auf  die  Klagen  aus  persönlichen  Verhältnissen  des  Landes- 
herrn die  Bestimmungen  der  Reichsjustizgesetze,  die  in  diesen  angeord- 
neten Gerichtsstände,  Anwendung. 

Unter  Landesgesetzen  im  Sinne  des  §  5  a.  a.  O.  sind  Rechtsnormen 
jeder  .Art  zu  verstehen.  Dies  ergibt  sich  sowohl  aus  §  12  des  Einf.- 
Ges.  zur  C.P.O.,  als  auch  aus  der  Gegenüberstellung  von  »Hausver- 
fassungen« und  »Landesgesetzen«.  Deshalb  begründet  es  auch  keinen 
Unterschied,  ob  sich  die  einschlägigen  Sonderbestimmungen  im  ge- 
meinen Rechte  —  dem  römischen  Rechte  und  dem  deutschen  Privat- 
rechte —  oder  im  sog.  Privatfürstenrechte  finden  und  ob  sie  auf  aus- 
drücklicher gesetzlicher  Anordnung  beruhen  oder  gewohnheitsrechtlich 
—  durch  Observanz  oder  Herkommen  —  eingeführt  sind.« 

Darnach  ist  der  Rechtsweg  hier  nicht  ausgeschlossen,  denn 
in  Oldenburg  sind  nach  dem  i.  Oktober  1879  landesgesetzliche 
Vorschriften  über  die  Exemtion  des  Landesherrn  und  der  Mitglieder 
des  landesherrlichen  Hauses  nicht  getroffen.,  vorher  aber  ist  in  Art. 
4  §  4  des  revid.  Staatsgrundgesetzes  von  1852  ausdrücklich  ausge- 
sprochen, dass  der  Grossherzog  in  seinen  privatrechtlichen  Be- 
ziehungen vor  den  Landesgerichten  Recht  geben  und  nehmen  werde.  Hier 
aber  handelt  es  sich  um  derartige  p  r  i  v  a  t  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  Beziehungen : 
es  steht  hier  nicht  in  Frage,  ob  der  Kläger  im  Grossherzogtum  Olden- 
burg thronfolgeberechtigt,  sondern  nur,  ob  er  vollberechtigtes 
Mitglied  des  Grossherzoglichen  Hauses  ist.  Diese 
letztere  Frage  ist  auch  wiederum,  wie  das  Reichsgericht  in  einem 
Urteil    vom    7.  Mai    1880    in    Sachen   des  Fürsten    Friedrich   zu  Sayn- 
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Wittgenstein-Sayn  w.  die  Witwe  des  Fürsten  Ludwig  zu  Sayn-Wittgen- 
stein-Sayn  (Bd.  2.  S.  145  ff.)  bemerkt,  von  der  allgemeinen  Frage  zu  unter- 
scheiden, ob  jemand  überhaupt  zum  Adelsstande  gehört  und  berechtigt 
ist,  das  mit  der  Zugehörigkeit  zu  einer  der  verschiedenen  Klassen 
dieses  Standes  verbundene  Prädikat  zu  führen.  Letztere  Frage  gehört 
dem  öffentlichen  Rechte,    erstere  dagegen    dem  P  r  i  v  a  t  r  e  c  h  t  e  an. 

Vgl.  auch  die  Entsch.  des  Reichsgerichts  vom  5./12.  1893  Bd.  32 
S.  147  ff. ;  desgl.  vom  6./4.  98  in  Griichot,  Beitr.  zur  Erl.  des  Deutsch. 
Rechts,  Bd.  42  S.  985;  desgl.  vom  30.  Novbr.  1903  in  Seu/feri'^  Archiv 
Bd.  59  S.  305  und  in  der  Oldenburgischen  Sache  von  Heimburg  w. 
von  Heimburg,  W  325/04. 

Gegen  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges:  Triepel ,  Der  Streit 
um  die  Thronfolge  im  Fürstentum  Lippe,  S.  93/95,  der  annimmt,  die 
Mitgliedschaft  im  Fürstlichen  Hause  sei  ein  öffentlich-rechtlicher  Status 
im  eminentesten  Sinne,  nicht  nur,  weil  die  Agnatenqualität  die  Grund- 
lage für  eine  ganze  Reihe  öffentlich-rechtlicher  Fähigkeiten  und  Rechte 
bilde,  oder  bilden  könne,  sondern  vor  allem,  weil  das  landesherrliche 
Haus  selber  in  seiner  Stellung  zu  Krone  und  Staat  als  ein  Verband 
des  öffentlichen  Rechts  aufgefasst  werden  müsse. 

Gegen  die  angef.  Entsch.  des  Reichsgerichts  bemerkt  Triepel,  bei 
regierenden  Häusern  stehe  es  eben  anders.  Er  übersieht,  dass 
es  nicht  darauf  ankommt,  ob  ein  Anspruch  den  öffentlich-rechtlichen 
Verhältnissen  entsprungen  ist  (vgl.  R.G.  Bd.  41  S.  272  u.  die  das. 
angef.  Entsch.;  ferner  19. /ii.  00,  Jur.  Wochenschrift,  00.  871),  und  ob 
bei  Entscheidungen  über  ihn  auch  über  Fragen  des  öffentlichen  Rechts 
mit  erkannt  werden  muss,  sondern  nur  darauf,  ob  der  klagend  geltend 
gemachte  Anspruch  an  sich  aus  einem  civilrechtlichen  Titel  entsprungen 
ist  oder  nicht.     Ersteres  aber  trifft  hier  zu. 

In  der  Sache  selbst  handelt  es  sich  um  die  Frage : 

Ist  der  Kläger  Mitglied  des  Grossherzoglichen 
Hauses? 

I.  a.  Nach  Art.  57  des  Einf-Ges.  zum  B.G.B  finden  in  Ansehung 
des  Landesherrn  und  der  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familie  .... 
die  Vorschriften  des  B.G.B.  nur  insoweit  Anwendung,  als  nicht  beson- 
dere Vorschriften  der  Hausverfassungen  oder  der  Landesgesetze  ab- 
weichende Bestimmungen  enthalten.  Auch  hier  wird  also  davon  aus- 
gegangen, dass  den  landesherrlichen  Häusern  an  sich  auch  heute  noch 
das  Recht  der  Autonomie  zustehe.  Die  Vorschriften  der  Haus- 
verfassungen können  nun,  wie  schon  vorbemerkt,  auf  ausdrücklicher 
gesetzlicher  Anordnung  oder  auf  Gewohnheitsrecht  —  Observanz  oder 
Herkommen  —  beruhen.  Die  gesetzliche  Anordnung  wiederum  kann 
zustande  gekommen  sein  unter  Mitwirkung  der  Stände,  wie  denn  manch- 
mal auch  hausrechtliche  Bestimmungen  sich  in  Landesgesetzen  finden, 
oder  aber  ohne  solche  Mitwirkuner. 
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Da  der  Regel  nach  die  fürstliche  Hausmacht  älter  ist  als  der 
Staat,  der  Staat  sogar  in  vielen  Fällen  erst  durch  sie  geschaffen  worden 
ist,  vor  allen  Dingen  ,  weil  die  fürstliche  Hausmacht  älter  ist  als  die 
Verfassung  —  und  das  trifft  auch  im  vorliegenden  Fall  zu  — ,  so  ist 
davon  auszugehen,  dass,  wenn  nicht  in  der  Verfassung  oder  in  einem 
sonstigen  Landesgesetz  —  und  ein  solches  kommt  für  Oldenburg  nicht 
in  Betracht  —  Normen,  die  in  Angelegenheiten  der  fürstlichen  Familie 
bis  dahin  auf  autonomem  Wege  geschaffen  werden  konnten,  zu  staats- 
rechtlichen Normen  erklärt  sind,  solche  rechtsgültig  auch  weiterhin 
ohne  ständische  Mitwirkung  geschaffen  werden  können.  Was  nun  im 
einzelnen  Fall  staatsrechtliche  Norm  hat  werden  sollen,  kann  die  Ver- 
fassung ausdrücklich  bestimmen  oder  es  kann  aus  ihren  sonstigen  Be- 
stimmungen zu  folgern  sein.  Umgekehrt  also:  »Die  Vorschriften  der 
Hausgesetze  haben  nur  insoweit  eine  rechtliche  Bedeutung,  als  sie  sich 
innerhalb  der  verfassungsmässigen  Schranken  bewegen«  [Äleyer-AnschUtz, 
Lehrbuch  des  deutsch.  Staatsrechts,  6.  Aufl.  S.  258). 

Was  nun  speziell  die  Frage  der  Ebenbürtigkeit  anlangt,  um 
die  es  sich  hier  handelt ,  so  ist  auch  dafür  allgemein  anerkannt,  dass 
über  sie  in  erster  Linie  die  Hausgesetze  oder  das  Herkommen  des 
einzelnen  Fürstenhauses  entscheiden  (vgl.  Äfeyer- Anschütz,  a.  a.  O.,  S.  269, 
Anm.  19  und  die  von  ihm  angef.  Literatur).  Nur  wenn  die  Verfassung 
die  Ebenbürtigkeit  in  irgend  einer  Beziehung  —  im  Regelfall  für  die 
Successionsfähigkeit  —  als  Erfordernis  aufgestellt  hat,  ist  damit  eine 
staatsrechtliche  Norm  geschaffen  ;  andernfalls  dagegen  ist  solches  ledig- 
lich innere  Angelegenheit  des  fürstlichen  Hauses,  eine  res  mere  domes- 
tica,  geblieben. 

Man  kann  dagegen  auch  nicht  einwenden,  dass  das  Ebenbürtig- 
keitsprinzip als  wesentliche  Voraussetzung  aus  den  Grundsätzen  über 
die  Thronfolge  nicht  eliminiert  werden  könne,  m.  a.  W.  dass  die  Eben- 
bürtigkeit so  sehr  die  stillschweigende  Voraussetzung  der  in  der  Ver- 
fassung geregelten  Successionsfähigkeit  bilde,  dass,  wenn  auch  letztere 
sie  mit  keinem  Worte  berühre,  sie  infolge  der  Regelung  der  Thron- 
folge ebenfalls  zur  staatsrechtlichen  Norm  erhoben  sei.  Da  trifft 
wieder  das  oben  Gesagte  zu:  auch  der  Ebenbürtigkeitsbegriff  ist  älter 
als  der  konstitutionelle  Staat ;  auch  schon  vor  Erlass  der  Verfassungen 
bildet  die  Ebenbürtigkeit  der  Regel  nach  die  Voraussetzung  der  Suc- 
cessionsfähigkeit; aber  die  Ordnung  dieser  Frage  im  einzelnen  war 
Sache  des  Hausrechts.  Sollte  daran  etwas  geändert  werden,  hätte 
der  Gesetzijeber  das  zum  Ausdruck  bringen  müssen. 

Auch  Rehin  in  seiner  Schrift  »Oldenburger  Thronanwärter«  3/37, 
kommt  zu  demselben  Resultat.  Vgl.  auch  zur  Frage  des  Thronfolge- 
rechts Anschütz  in  Meyer-Anschütz  a.a.O.  §  86  Anm.  am  Schluss. 

Ist  aber  dieser  allgemeine  Gesichtspunkt  richtig,  so  wird  man  ihn 
erst  recht  anzuwenden  haben,  wenn  es  sich  um  die  Frage  handelt,  ob 
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zu  vermuten  ist,  dass  der  die  Thronfolgefrage  regelnde  Gesetzgeber 
damit  stillschweigend  auch  die  Ebenbürtigkeit  als  staatsrechtliches  Er- 
fordernis hat  aufstellen  wollen. 

Ist  das  aber  nicht  der  Fall,  ist  also  die  Regelung  der  Ebenbürtigkeits- 
frage an  sich  als  eine  von  der  Successionsfrage  ganz  unabhängige,  rein 
innere  Angelegenheit  eines  fürstlichen  Hauses  anzusehen,  so  ist  auch 
eine  Aenderung  der  Grundsätze  der  Ebenbürtigkeit  lediglich  eine  reine 
innere  Angelegenheit  des  fürstlichen  Hauses. 

Man  wird  sogar  noch  einen  Schritt  weiter  zu  gehen  haben  und 
auf  Grund  der  historischen  Entwickelung  des  Hausrechts  und  des  kon- 
stitutionellen Staates  in  Verbindung  mit  allgemein  gültigen  Rechtssätzen 
sagen  müssen  :  Wenn  in  der  Verfassung  das  Erfordernis  ebenbürtiger 
Ehe  als  Voraussetzung  für  die  Successionsfähigkeit  auch  aufgestellt  ist, 
sei  es  ausdrücklich,  sei  es  stillschweigend,  dagegen  nicht  bestimmt  ist, 
was  ebenbürtig  sei,  so  ist  damit  letzteres  der  Hausgesetzgebung  be- 
lassen. Es  ist  ihr  b  e  lassen,  weil  eben  die  Verfassung  das  nähere  nicht 
bestimmt,  wenn  man  nicht  sogar  sagen  will :  in  dem  Nichtbestimmen 
liegt  auch  ein  stillschweigendes  U  eberlassen,  eine  Ermächtigung  zum 
Erlass  der  weiteren  Grundsätze.  Was  aber  hätte,  wenn  das  Gegenteil 
der  Fall  sein  sollte,  dann  näher  gelegen,  als  dass  nun  die  Ver- 
fassung auch  die  Voraussetzungen  der  Ebenbürtigkeit  selber  näher  präzi- 
siert hätte  ! 

Der  hier  vertretenen  Ansicht  ist  auch  Rehm,  Modernes  Fürsten- 
recht, S.  185  und  Üldenburgische  Thronanwärter,  S.  ZllZ^^  ferner 
Löning,  Ueber  Heilung  notorischer  Missheiraten,   1899  S.  48  ff. 

Dagegen:  Meyer-Anschüiz  a.a.O.  S.  270,  Anm.  23  (aber  nur,  falls  in 
die  Verfassungen  das  Thronfolgerecht  unter  vollständiger  Wiedergabe 
seiner  Satzungen  aufgenommen  oder  ihnen  der  bezügliche  Inhalt  der 
Hausgesetze  als  Ganzes  oder  im  allgemeinen  allegiert  werde);  Schücking, 
Die  Nichtigkeit  der  Thronansprüche  des  Grafen  v.  Welsburg,  S.  59  ff. ; 
Bollmaiin,  Die  Lehren  von  der  Ebenbürtigkeit  in  deutschen  Fürsten- 
häusern 1897,  S.  56,  der  es  aber  als  zweifelhaft  erachtet,  ob,  wenn  die 
Ebenbürtigkeit  als  Erfordernis  der  Thronfolgefähigkeit  keine  Aufnahme 
in  die  Verfassung  gefunden  hat,  damit  die  Ebenbürtigkeitsgrundsätze 
der  Familienautonomie  entzogen  seien,  sodann  aber  weiterhin  S.  73 
sich  dahin  ausspricht,  dass,  wenn  die  Verfassung  die  Abstammung  aus 
einer  ebenbürtigen  Ehe  als  Erfordernis  der  Thronfolgefähigkeit  nicht 
aufstelle,  eine  nicht  ebenbürtige  Ehe  durch  Konsens  aller  successions- 
berechtigten  Agnaten  —  also  lediglich  auf  autonomem  Wege  —  in  eine 
ebenbürtige  verwandelt  werden  könne. 

b.  Wie  ist  nun  die  Sachlage  in  Oldenburg? 

Es  heisst  in  Art.  17  des  revid.  Staatsgrundgesetzes  vom  22.  No- 
vember 1852: 

»8  I,    Die  Landesresfieruns:  ist  erblich  im  Mannesstamm   des  Her- 
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zogs  Peter  Friedrich  Ludwig  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  und  der 
Linealfolge. 

§  2.  Die  weibliche  Erbfolge  bleibt  auch  nach  Abgang  des  Mannes- 
stammes ausgeschlossen«. 

Art.  i8  lautet: 

»Würden  dereinst  Besorgnisse  wegen  der  Regierungserledigung  bei 
der  Ermangelung  eines  grundgesetzlich  zur  Nachfolge  berechtigten  Prin- 
zen entstehen,  so  soll  zeitig  vom  Grossherzog  und  dem  Landtage  durch 
eine  weitere  grundgesetzliche  Bestimmung  für  die  Regierungsnachfolge 
\'orsorge  getroffen  werden«. 

Weitere  ausdrückliche  Grundsätze  über  die  Thronfolgefähigkeit 
sind  nicht  aufgestellt. 

Der  Schlussartikel  —  29  —  des  ersten  Abschnittes,  überschrieben 
»Von  dem  Grossherzogtum,  dem  Grossherzoge  und  dem  Staatsministe- 
rium«, der  in  Art.  18  ff.  dann  auch  noch  Bestimmungen  über  die  Voll- 
jährigkeit des  Grossherzogs,  die  Regentschaft  und  über  die  Erziehung 
des  minderjährigen  Grossherzogs  trifft,  sagt  sodann: 

»§  I.  Im  übrigen  werden  die  Verhältnisse  des  Grossherzoglichen 
Hauses  vom  Grossherzog  hausgesetzlich  bestimmt. 

§  2.  Das  Hausgesetz  ist  dem  Landtage  zur  Kenntnisnahme  und 
soweit  nötig  zur  Zustimmung  vorzulegen«. 

Daraus  folgt:  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  sind 
in  halt  s  des  Verfassungsgesetzes  seitens  des  Staates 
nicht  aufgestellt. 

Wenn  Rehm  in  seiner  Schrift  »Oldenburger  Thronanwärter«  S.  41  ff. 
die  Behauptung  aufstellt,  dass,  wenn  in  Verfassungsurkunden  gesagt 
sei,  die  Krone  sei  im  »Mannesstamm«  dieses  oder  jenes  Geschlechts 
erblich,  damit  stillschweigend  die  Ebenbürtigkeit  als  eine  Bedingung 
der  Thronfolgeberechtigung  bestimmt  sei,  so  erscheint  dieses  derartig 
weit  hergeholt  und  ist  von  ihm  auch  so  wenig  begründet  worden,  dass 
darauf  nicht  weiter  eingegangen  zu  werden  braucht. 

Es  heisst  nun  in  dem  für  das  Grossherzogliche  Haus  erlassenen 
Hausgesetz  vom  i.  September  1872  Art.  9: 

§  I.  Als  ebenbürtig  sind  diejenigen  Ehen  zu  betrachten,  welche 
Mitglieder  des  Grossherzoglichen  Hauses  unter  sich  eingehen,  oder  mit 
Mitgliedern  eines  anderen  christlichen  souveränen  Hauses,  oder  mit 
Mitgliedern  solcher  Häuser,  welchen  nach  Art.  14  der  deutschen  Bun- 
desakte das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  zusteht.  Dabei  ist  vorausgesetzt, 
dass  die  Personen,  mit  welchen  Mitglieder  des  Grossherzoglichen 
Hauses  sich  vermählen,  aus  Ehen  entstammen,  welche  von  den  betref- 
fenden hohen  Familien  als  standesmässig  anerkannt  sind.  Ehen  zwi- 
schen Mitgliedern  des  Grossherzoglichen  Hauses  und  Mitgliedern 
eines  solchen  Hauses,  welchem  nach  Art.  14  der  Deutschen  Bundes- 
akte das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  zusteht,   gelten  nur  unter  der  Vor- 
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aussetzung  für  ebenbürtig,  dass  auch  von  selten  dieser  letzteren  Eben- 
bürtigkeit fortdauernd  als  ein  Erfordernis  für  eine  standesgemässe  Ehe 
angesehen  wird. 

§  2.  Entstehen  Zweifel  darüber,  ob  eine  beabsichtigte  Ehe  als 
ebenbürtig  anzusehen  sei,  so  steht  die  Entscheidung  darüber  dem  Fa- 
milienrat zu«. 

Darnach  ergibt  sich  aus  dem  Inhalt  der  in  Olden- 
burg bestehenden  Staats-  und  Hausgesetzgebung: 

1)  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  sind  nicht  zur 
staatsrechtlichen  Norm  erhoben;  ihre  Regelung  ist 
daher  der  Autonomie  des  Grossherzoglichen  Hauses 
schon  aus  diesem  Grunde  belassen. 

2)  Aus  den  Anfangs  werten  des  Art.  29  §  i  >Im  übri- 
gen« u.  s.  w. ,  die  sich  nur  auf  den  ganzen  vorherge- 
henden Inhalt  des  I.  Abschnittes  beziehen  lassen, 
folgt,  dass  alles,  was  daselbst  nicht  geregelt  war, 
als  nicht  von  staatsrechtlicher  Bedeutung  autono- 
men Bestimmungen  überlassen  bleiben  sollte. 

Zu  demselben  Resultat  gelangt  auch  H.  Schulze,  die  Hausgesetze 
der  regierenden  deutschen  Fürstenhäuser,  Bd.  II  S.  385  f.  und  zwar 
gerade  mit  Beziehung  auf  Art.  29  §  i   des  Oldenb.  Staatsgrundgesetzes. 

Der  Art.  9  des  Hausgesetzes  besteht  daher  voll 
zu  Recht. 

IL  Wenn  schon  somit  der  Einwand,  das  Hausgesetz  von  1872  habe 
hinsichtlich  seiner  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  der  verfassungsmässigen 
Zustimmung  bedurft  und  sei  mangels  derselben  nichtig,  als  unbegründet 
erscheint,  so  gelangt  man  auch  zu  demselben  Resultat,  wenn  man  die 
E  n  t  s  t  e  h  u  n  g  s  g  e  s  c  h  i  c  h  t  e  der  vorgenannten  Verfassungsartikel 
verfolgt. 

a)  Zuvor  aber  bedarf  es  noch  eines  Eingehens  auf  die  Frage,  ob  jener 
Einwand  hier  nicht  schon  um  deswillen  zurückgewiesen  werden  muss, 
weil  der  Richter  überhaupt  nicht  befugt  sein  könnte,  die 
formelle  Gültigkeit  des  Hausgesetzes  nachzuprüfen. 

Nach  herrschender  Ansicht  hat  der  Richter  zu  prüfen,  ob  ein  Ge- 
setz verfassungsmässig  zustande  gekommen  ist.  Vgl.  Meyer-Anschütz, 
Lehrb.  des  Deutsch.  Staatsrechts,  6.  Auflage  §  173  Z.  2  und  die  das. 
Anm.  4  für  und  Anm.  5  gegen  diese  Ansicht  aufgef.  Literatur. 

Nur  dann  ist  ihm  dieses  Nachprüfungsrecht  nicht  gestattet,  wenn 
ihm  solches  durch  die  Verfassung  selbst  entzogen  ist.  Das  ist  aber  in 
Oldenburg  geschehen;  Art.  141  §  2  des  revid.  Staatsgrundgesetzes  lautet: 

»Die  Prüfung  der  Rechtsbeständigkeit  gehörig  verkündeter  Gesetze 
und  Verordnungen  steht  nicht  den  Behörden,  sondern  nur  dem  Land- 
tage zu«. 

Schückmg  a.  a.  O.  S.  97,  100  meint,  unter  Gesetzen  im  Sinne  dieser 
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Vorschrift  seien  »offenbar  nur«  Staatsgesetze  zu  verstehen;  eine  Be- 
gründung für  diese  seine  Ansicht  gibt  er  nicht. 

Dagegen  spricht  zunächst  der  Wortlaut  der  Verfassung: 
denn  auch  ein  Hausgesetz  ist  Gesetz.  Deshalb  ist  es  sehr  wohl 
möglich,  dass  man,  zumal  in  derselben  Verfassung  vorher  im  Abschnitt 
I  Art.  29  von  einem  »Hausgesetz«  di^p  Rede  ist,  es  absichtlich  nicht 
für  nötig  befunden  hat,  über  diese  Art  von  Gesetzen  eine  besondere 
Bestimmung  zu  treffen.  Das  man  es  nicht  getan  hat,  spricht  jedenfalls 
eher  dafür,  dass  man  es  nicht  für  erforderlich  gehalten.  Dann  aber 
würden  auch  die  Hausgesetze  der  richterlichen  Nachprüfung  hinsicht- 
lich der  Rechtsbeständigkeitsfrage  ebenfalls  entzogen  sein. 

Es  bleibt  aber  die  Möglichkeit,  dass  man  sowohl  bei  Aufstellung 
des  Entwurfs  des  Art.  141,  dessen  Wortlaut  ursprünglich  —  aber  in 
hier  unwesentlichen  Punkten  ein  anderer  war  —  Entw.  Art.  138  — 
als  auch  bei  Beratung  desselben  an  Haus  gesetze  überhaupt  nicht  ge- 
dacht hat.  In  den  Verhandlungen  selbst  (vgl.  die  stenogr.  Berichte 
über  die  Verhandl.  des  V.  Landtags  S.  497  ff.  1  ist  von  Hausgesetzen 
im  speziellen  nie  die  Rede  und  in  seinem  Schlusswort  hat  der  Bericht- 
erstatter Abg.  Selckmann  II  anscheinend  auch  an  sie  nicht  gedacht, 
wenn  er  die  verschiedenen  möglichen  Fälle  aufzählt,  in  denen  es  sich 
darum  handeln  könne,  ob  in  vorschriftsmässiger  Weise  publizierte  Ge- 
setze rechtsbeständig  seien.  Abgesehen  von  den  Fällen  des  Art.  160 
könne  ein  solcher  Fall  »eigentlich  nur  vorkommen,  wo  ein  Zweifel 
darüber  entstehe,  ob  bei  dem  publizierten  Gesetze  die  verfassungs- 
mässige Mitwirkung  des  Landtags    genügend   beobachtet  worden   sei«. 

Man  muss  sich  dann  in  den  Gedankengang  des  Gesetzgebers  hin- 
einzuversetzen und  zu  erforschen  suchen,  was  in  seinem  Sinne, 
insbesondere  bei  dem  Zwecke  der  Bestimmung,  als  richtige  Gesetzes- 
auslegung anzusehen  sein  wird. 

Vor  allen  Dingen  erscheint  es  da  als  erheblich,  ja  als  ausschlag- 
gebend, dass  die  Gründe,  die  zur  Schaffung  des  Art.  141 
i;  I  der  Verfassung  geführt  haben,  sämtlich  dafür  sprechen, 
dass  auch  Hausgesetze  in  bezug  auf  ihre  Rechtsbeständigkeit  vom 
Richter  nicht  nachzuprüfen  sind. 

Der  Landtagsausschuss  erklärte  zu  den  einschlägigen  Bestimmungen 
des  Verfassungsentwurfs  (Ausschussberichte  des  V.  Landtags  S.  174): 
Die  Art  und  Weise,  wie  die  vorliegende  Frage  durch  das  Gesetz  ent- 
schieden sei,  könne  der  Ausschuss  nur  billigen,  da  den  einzelnen  eben- 
sowenig als  den  Behörden  das  Recht  zugestanden  werden  könne,  die 
Verbindlichkeit  der  gehörig  publizierten  Gesetze  auch  in  der 
Beziehung  zu  prüfen,  ob  dieselben  in  verfassungsmässiger  Weise  zu- 
stande gekommen  seien,  eine  Prüfung,  dessen  erschöpfende  Erledigung 
nicht  immer  möglich  sein  und  jedenfalls  in  ihrer  Konsequenz  zu  weit 
führen  werde.     Jedenfalls  würden   die  möglicherweise  verschieden  aus- 
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fallenden  Resultate  der  Prüfung  von  Seiten  verschiedener  Behörden  zu 
der  grössten  Rechtsunsicherheit  führen.  Diese  Prüfung  könne 
vielmehr  nur  dem  Landtage  zustehen Nur  dürfte  statt  »Rechts- 
gültigkeit« besser  »Rechtsbeständigkeit«  zu  sagen  sein,  da  es  sich 
stets  nur  darum  handeln  könne,  ob  das  gehörig  verkündete  Gesetz 
fortbestehen  solle,  die  Aufhebung  aber  niemals  bis  zur  Erlassung 
desselben  zurückgezogen  werden  könne,  ohne  den  Zustand  der  grössten 
Rechtsunsicherheit  herbeizuführen. 

Bei  den  Verhandlungen  hierüber  betonte  z.  B.  der  Abgeordnete 
Rüder  (stenogr.  Ber.  des  V.  Landtags  S.  498),  die  Notwendigkeit  der 
Befolgung  einer  Verordnung  entspringe  wesentlich  aus  der  förm- 
lichen Erlassung  desselben  im  Gesetzblatt.  Die  Wir- 
kungen, die  daraus  entständen,  könnten  nicht  dadurch  aufgehalten 
werden,  dass  ein  einzelner  sich  an  das  Gericht  wende;  daraus  könnte 
die  grösste  Verwirrung  entstehen,  denn,  um  nur  das  eine  hervorzuheben, 
es  sei  ja  eine  solche  nachfolgende  Einschreitung  der  Gerichte  nicht 
an  eine  bestimmte  Zeit  gebunden.  Der  Abg.  v.  Finckh  (a.  a.  O.  S.  499) 
betonte,  dass,  weil  die  Meinungen  immer  verschieden  seien, 
besonders  unter  den  Juristen,  so  würden  sie  auch  darüber  verschieden 
sein:  Ist  das  Gesetz  rechtsbeständig  oder  nicht?  Das  aber  wäre  noch 
viel  schlimmer  als  eine  blosse  Rechtsunsicherheit;  denn  diese  bleibe 
in  einem  kleinen  Kreise,  jene  aber,  weil  sie  in  das  Staatsrecht  hin- 
übergreife, sei  viel  tiefer  einschneidend.  Ausserdem  aber  habe  der 
Landtag  es  nicht  nötig,  sich  durch  den  einzelnen  Richter  schützen  zu 
lassen.  Der  Reg.-Kom.  Runde  (a.  a.  O.  S.  501)  erklärte,  es  sei  in  der 
Theorie  allerdings  sehr  bestritten,  ob  der  Richter  nur  die  gültige 
äussere  Form  der  Verkündung  oder  auch  die  übrige  Rechtsbeständig- 
keit eines  Gesetzes  oder  einer  Verordnung  zu  prüfen  haben  solle.  In 
der  Praxis  sei  man  fast  allgemein  darüber  einverstanden,  dass  letzteres 
nur  zu  Verwirrungen  Anlass  gegeben,  und  deshalb  werde  durch  die 
vorgeschlagene  Gesetzesbestimmung  einem  praktischem  Bedürf- 
nisse abgeholfen.  Der  Berichterstatter  Abg.  Selckmann  II  erklärte 
in  seinem  Schlusswort  (a.  a.  O.  S.  501/03),  es  werde  ein  unleidlicher 
Zustand  der  Rechtsunsicherheit  entstehen,  wenn  jemand,  obgleich  ein 
Gesetz  gehörig  publiziert  sei,  immer  noch  nicht  wisse,  ob  er  sich  dar- 
auf berufen  dürfe.  Einen  solchen  Zustand  dürfe  man  nicht  dulden ; 
ein  fester  Rechtszustand  im  Staate  sei  aber  nur  dann  zu  erreichen, 
wenn  das,  was  als  Gesetz  in  gehöriger  Form  publiziert  sei,  so  lange 
als  Gesetz  im  ganzen  Staate  gelte,  bis  es  auf  gesetzlichem 
Wege  wieder  aufgehoben  sei. 

Nun  ist  aber  das  Hausgesetz  von  1872  ebenfalls  in  derselben  Weise 
—  mit  besonderen  Einleitungsworten  —  publiziert,  wie  andere  Gesetze 
auch,  und  zwar  im  XXII.  Bande  des  Gesetzblatts  S.  381  ff.  Ebenso 
wie  bei  Staatsgesetzen  steht  auch  bei  ihm,    wie  noch  unten  weiter  ge- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1907.  2.  20 


3o6 


Miszellen. 


zeigt  werden  wird,  das  Recht  der  materiellen  Nachprü- 
fung dem  Landtage  zu,  wie  aus  Art.  29  §  2  des  revid.  Staats- 
grundgesetzes klar  erhellt.  Welche  Gründe  sollten  da  noch  vorliegen, 
es  in  bezug  auf  die  Frage  der  Rechtsbeständigkeit  anders  zu  behan- 
deln wie  ein  Staatsgesetz: 

Dagegen  kann  auch  nicht  eingewandt  werden,  Staatsgesetze  be- 
dürften der  Zustimmung  des  Landtags,  Hausgesetze  dagegen  nur  inso- 
weit, als  sie  staatsrechtliche  Normen  enthielten.  Denn  einmal  hat  nach 
dem  angef.  Art.  29  §  2  der  Landtag  das  Recht  und  damit  auch  die 
Pflicht,  darüber  zu  wachen,  dass  im  Hausgesetz  keine  Bestimmungen 
getroffen  werden,  die  seiner  Zustimmung  bedürfen,  andererseits  werden 
ja  auch  die  in  dem  hier  fraglichen  Punkte  den  Gesetzen  gleich  be- 
handelten Verordnungen  ebenfalls  vom  Grossherzog  allein,  ohne  Mit- 
wirkung des  Landtags,  erlassen. 

Darnach  ergibt  sich  folgendes:  dem  Gericht  steht 
gesetzlich  nicht  die  Befugnis  zu,  nachzuprüfen,  ob 
das  Hausgesetz  von  1872  rechts  bestand  ig  ist.  Es  ist 
vielmehr,  da  es  in  gehöriger  Weise  publiziert  ist,  als  rechtsbeständig 
anzunehmen.    Damit  ist  aber  den  Klageanträgen  —  der  Boden  entzogen. 

b)  Zu  der  gleichen  Folgerung  aber  muss  man  gelangen,  wenn  man 
auf  die  Entstehungsgeschichte  des  hierherbezüglichen  Ver- 
fassungsartikels selber  eingeht. 

Der  Art.   17  §  i  des  rev.  Staatsgrundgesetzes: 

»Die  Landesregierung    ist    erblich    im    Mannesstamm  des  Herzogs 
Peter  Friedrich  Ludwig  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  und  der  Li- 
nealfolge«, 
entspricht  im  Wortlaut  genau  dem  Art.  8  Abs.   i    des  mit  dem  konsti- 
tierenden  Landtag  vereinbarten  ersten  Staatsgrundgesetzes  vom  18.  Febr. 
1849. 

In  dem  Entwurf  desselben  (Art.  9)  aber  standen  am  Schluss  des- 
selben noch  die  Worte :  »vermöge  Abstammung  aus  ebenbürtiger  Ehe«. 
Statt  dessen  beantragte  nun  der  Verfassungsausschuss  ( Verh.  des  Land- 
tages zur  Vereinbarung  des  Staatsgrundgesetzes  S.  72)  zu  setzen:  »ver- 
möge ehelicher  Abstammung«,  da  aus  Rücksichten  auf  das  öffentliche 
Wohl  keine  Gründe  einleuchteten,  auf  dieser  Beschränkung  der  freien 
Wahl  zu  bestehen.     Dazu  erklärten  : 

Abg.    Wiöei  r. Als  Verteidiger    der  Ebenbürtigkeit   werde 

wohl  niemand  auftreten  wollen,  sonst  würde  er  dagegen  aufgetreten 
sein ;  er  beantrage  aber  statt :  ehelicher  Abstammung  zu  setzen 
Abstammung  aus  landesgesetzlich  gültiger  Ehe,  in- 
dem sonst  das  Privatfürstenrecht  auf  diese  Verhältnisse  angewandt 
werden  könne,  durch  die  von  ihm  vorgeschlagene  Bestimmung  aber 
das  Erbrecht  genügend  abgeschlossen  sei. 

Reg.-Kom.    Buchholtz: Die    .Staatsregierung    sei   zwar  mit 
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dem  Verfassungsausschusse  darin  einverstanden,  dass  Ebenbürtigkeit 
gevvissermassen  als  eine  Beschränkung  fürstlicher  Personen  aufzufassen 
sei,  nicht  aber  darin,  dass  sie  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  un- 
erforderlich sei.  Sie  entrücke  den  Fürsten  den  Verwickelungen  des 
gewöhnlichen  Lebens,  halte  ihn  ab  von  vertraulichen  Beziehungen  mit 
einzelnen  Staatsangehörigen  und  biete  so  den  Intriguen,  der  Begünstigung 
und  dem  Nepotismus  minderen  Spielraum  dar,  als  wenn  Privatfamilien 
durch  Gestattung  ehelicher  Verbindungen  mit  dem  regierenden  Hause 
ihre  ehrgeizigen  Bestrebungen  zur  Erfüllung  bringen  könnten.  Freilich 
habe  nach  der  Erfahrung  der  Geschichte  die  Ebenbürtigkeit  auch  ihre 
Schattenseiten;  allein  in  der  Politik  gelte  es  oft,  von  zwei  Uebeln  das 
kleinere  zu  wählen ;  die  Staatsregierung  halte  nun  den  Vorschlag  des 
Verfassungsausschusses  für  das  grössere. 

Abg.  Wtbel  I: Die  Lehre  von  den  Vorzügen  der  Geburt  .  .  . 

gelte  nicht  mehr,  dafür  sei  die  Versammlung  selbst  der  Beweis.  Der 
Menschenadel  komme  nicht  von  Vater  oder  Mutter  her,  sondern  es 
habe  die  Persönlichkeit  allein  Geltung;  und  dann  solle  die  Versamm- 
lung auftreten  und  dem  Fürsten  die  Forderung  der  ebenbürtigen  Ehe 
entgegentragen?  Die  Versammlung  solle  vom  Fürsten  fordern,  er  könne 
nicht  wählen  unter  den  Töchtern  des  Landes:  Das  könne  sie  nicht 
fordern  in  einem  Augenblick,  wo  der  Erzherzog  Johann  von  Üester- 
reich  zum  Reichsverweser  gewählt  sei,  der  in  unebenbürtiger  Ehe  lebe, 
der  vielleicht  gerade  deshalb  gewählt  sei.  Es  sei  gesagt,  durch  diese 
Bestimmung  solle  dem  Ehrgeize,  den  Intriguen  vorgebeugt  werden ;  ob 
aber  der  Ehrgeiz,  die  Intriguen  aus  dem  Volke  gefährlicher  seien  als  die 
Intriguen,  der  Ehrgeiz  fürstlicher  Familien  mit  allen  diesen  zu  Gebote 
stehenden  Waffen? 

Der  Antrag  des  Abg.    Wibel  I  wurde  darauf  angenommen. 

Nachdem  nun  das  Staats-  und  Kabinettsministerium  in  einem 
Schreiben  an  die  sog.  Konferenzkommission,  die  vor  der  2.  Lesung  des 
Verfassungsentwurfs  getagt  hatte,  den  Art.  9  —  später  Art.  8  —  in 
seiner  in  der  i.  Lesung  beschlossenen  Fassung  beanstandet  und  den 
Antrag  gestellt  hatte,  die  Worte  »vermöge  Abstammung  aus  landesge- 
setzlicher Ehe«  zu  streichen  und  dann  das  weitere  dem  Hausgesetze 
vorzubehalten,  trat  die  Kommission  diesem  Antrage  bei  und  empfahl 
denselben  für  die  2.  Lesung  zur  Annahme  (Verh.  a.  a.  O.  S.  1075). 

Der  Abg.  Wibel  I,  heisst  es  dann  das.  weiter,  erläuterte  diesen 
Gegenstand  und  hob  insbesondere  hervor: 

Man  habe  unserem  Fürstensohne  nicht  die  Beschränkung  auferlegen 
wollen,  sich  ebenbürtig  zu  vermählen,  und  deshalb  bloss  von  »landes- 
gesetzlicher Ehe«  gesprochen.  Jetzt  werde  gewünscht,  auch  dieses  zu 
streichen  und  alles  dem  Hausgesetz  zu  überlassen.  Uns  könne  das 
recht  sein. 

Abg.  Selckmann:  Er  wolle  nur  noch  bemerken,  dass  der  Verfassungs- 
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ausschuss  die  Aenderung  des  Wortes  »ebenbürtig«  in  »landesgesetz- 
licher« früher  nur  aus  dem  Grunde  beantragt  habe,  weil  es  eben  für 
das  Land  nicht  von  Interesse  sein  könne,  dass  die  Ehe  des  Fürsten 
eine  ebenbürtige  sei.  Wolle  man  nun  aber  eine  ebenbürtige  Ehe,  so 
könne  der  Landtag  dagegen  gewiss  nichts  zu  erinnern  finden. 

Der  Antrag  der  Konferenzkominission  wurde  sodann  mit  allen 
gegen  eine  Stimme  angenommen. 

An  der  so  festgestellten  Fassung  der  Gesetzesbestimmung  hat  auch 
der  Redaktionsausschuss  keine  Aenderung  mehr  vorgenommen  (Verh. 
a.  a.  O.  S.  1162). 

Der  Art.  8  Abs.  i  ist  dann  als  Art.  17  §  i  in  den  Entwurf  des 
revidierten  Staatsgrundgesetzes  vom  22.  November  1852  aufgenommen, 
vom  Landtag  ohne  weitere  Debatte  angenommen  und  so  Gesetz  ge- 
worden. 

Wenn  die  Entstehungsgeschichte  irgend  einer  gesetzlichen  Be- 
stimmung klar  und  deutlich  ist,  so  ist  es  diese :  Nachdem  der  Landtag 
erklärt  hatte,  dass  er  nicht  damit  einverstanden  sei,  dass  Ebenbürtigkeits- 
grundsätze zur  staatsrechtlichen  Norm  erhoben  würden,  andererseits  im 
Gegenteil  die  Regierung  es  staatsrechtlich  festgelegt  haben  wollte,  dass 
derartige  Grundsätze  nicht  bestehen  sollten,  einigte  man  sich  dahin, 
dass  es  dem  Hausgesetz  überlassen  werden  sollte,  zu  bestimmen,  was 
der  Grossherzog  für  zweckmässig  erachte.  M.  a.  W.  die  Ordnung 
dieser  Angelegenheit  ist  mit  ausdrücklicher  Zustimmung 
des  Landtags  zu  einer  rein  internen  Angelegenheit  des 
Grossherzoglichen  Hauses  geworden,  und  es  findet  hierauf  die  Schluss- 
bestimmung des  I.  Abschnittes  des  Staatsgrundgesetzes,  die  des  Art.  29 
§  I  Anwendung,  wonach  im  übrigen«,  d.  h.  soweit  in  den  vorher- 
gehenden Artikeln  desselben  Abschnittes  nichts  anderes  zum  Ausdruck 
gebracht  ist,  die  Verhältnisse  des  Grossherzoglichen  Hauses  vom  Gross- 
herzog hausgesetzlich  bestimmt  werden.  Wenn  es  dann  das.  im  §  2 
heisst,  dass  das  Hausgesetz  dem  Landtage  »zur  Kenntnisnahme  und  so- 
weit nötig  zur  Zustimmung  vorzulegen«  sei,  so  erhellt  aus  vor- 
stehendem ohne  allen  Zweifel,  dass,  soweit  im  Haus- 
gesetz die  Ebenbürtigkeitsfrage  beordnet  war,  es 
dazu  jedenfalls  einer  Zustimmung  des  Landtags 
nicht  bedurfte. 

Diese  Schlussfolgerung  wird  auch  nicht  dadurch  entkräftet,  dass 
allerdings  zunächst  die  Regierung  auf  dem  Standpunkte  gestanden  hat, 
die  Ebenbürtigkeitsfrage  verfassungsrechtlich  zu  regeln,  sie 
also  der  Hausgesetzgebung  nicht  vorzubehalten,  und  demgegenüber 
der  Landtag  solche  überhaupt  verfassungsrechtlich  beseitigen  wollte, 
dass  dann  erst  nach  der  IL  Lesung  des  Gesetzentwurfs  eine  Streichung 
der  auf  sie  bezüglichen  Worte  des  Art.  8  Abs.  i  (jetzt  Art.  17  §  i) 
stattgefunden   hat   und   zwar,    nachdem  zuvor  der  jetzige  Art.  29  als 
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Zusatz  den  §  2  erhalten  hatte,  wonach  das  zu  erlassende  Hausgesetz 
dem  Landtage  zur  Kenntnisnahme  und  soweit  nötig,  zur  Zustimmung 
vorgelegt  werden  sollte.  Daraus  folgt  aber  keineswegs,  und  zwar  weder 
aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  noch  aus  der  Auffassung  der  gesetz- 
gebenden Faktoren,  dass  es  bezüglich  der  Ebenbürtigkeit  nun  fortan 
bei  dem  bisherigen  Hausrechte  verbleiben  sollte.  Im  Gegen- 
teil bezog  sich  nun  der  Art.  29  §  i,  wonach  »im  übrigen«  die  Verhält- 
nisse des  Grossherzoglichen  Hauses  hausgesetzlich  »bestimmt  werden« 
sollten,  ebenfalls  auf  das  nach  dem  vorbezeichneten  Kompromiss  in 
der  Verfassung  absichtlich  nicht  mehr  beordnete  und  in  ihr  absichtlich 
nicht  beseitigte  Institut  der  Ebenbürtigkeit. 

Darnach  bestätigt  sich  unter  weiterer  Berücksichtigung  des  Um- 
standes,  dass  der  Kläger  gegen  das  ordnungsmässige  Zustandekommen 
des  Hausgesetzes  unter  den  Mitgliedern  des  Grossherzoglichen  Hauses 
bez.  gegen  die  behauptete  Zustimmung  der  beteiligten  Familienange- 
hörigen Einwendungen  nicht  erhoben  hat,  somit  auch  nach  dieser 
Richtung  hin  die  Gültigkeit  des  Hausgesetzes  nicht  zu  beanstanden  ist, 
das  bereits  unter  Ziffer  I  gefundene  Resultat :  Es  ist  also  für  die  Frage, 
ob  der  am  29.  August  1878  geborene  Kläger  aus  einer  ebenbürtigen 
Ehe  stammt ,  allein  massgebend  das  Oldenburgische 
Hausgesetz  von  1872.  Damit  erübrigt  sich  vollends  die  Frage, 
welche  Ebenbürtigkeitsgrundsätze  vor  Erlass  dieses  Hausgesetzes  für 
die  Mitglieder  der  in  Oldenburg  regierenden  jüngeren  Linie  des  Hauses 
Holstein-Gottorp  gegolten  haben. 

III.  Selbst,  wenn  man  sich  aber  auf  den  Standpunkt  zu  stellen 
hätte:  einmal,  es  steht  den  Gerichten  die  Befugnis  zu,  nachzuprüfen, 
ob  das  von  ihnen  eventuell  anzuwendende  Hausgesetz  verfassungsmässig 
zustande  gekommen  ist,  zweitens,  soweit  darin  über  die  Eben- 
bürtigkeit Bestimmungen  getroffen  sind,  bedurfte  das  Hausgesetz  der 
Zustimmung  des  Landtags,  so  würde  man  trotzdem  zu  demselben  Er- 
gebnis gelangen  müssen,  wie  vorstehend. 

Durch  Schreiben  vom  14.  September  1872  teilte  das  Grossherzog- 
liche Staatsministerium  dem  Landtage  das  vom  Grossherzog  unterm 
I.  September  1872   erlassene  Hausgesetz  »zur  Kenntnisnahme«   mit. 

Verh.  des  XVII  Landtags,  Anl.  S.   119. 

Bei  der  Geschäftsverteilung  wurde  dieses  Hausgesetz  dem  Justiz- 
ausschuss  überwiesen. 

In  der  Sitzung  vom  10.  Dezember  1872  erklärte  der  Präsident  des 
Landtags;  Er  habe  in  betreff  des  von  Sr.  Königlichen  Hoheit,  dem 
Grossherzoge,  erlassenen  Hausgesetzes,  welches  dem  Landtage  zur 
Kenntnisnahme  mitgeteilt  und  bei  der  Geschäftsverteilung  an  den  Justiz- 
ausschuss  verwiesen  sei,  in  Veranlassung  dieses  Ausschusses  mitzuteilen, 
dass  derselbe  als  seine  Aufgabe  angesehen  habe,  zu  prüfen,  ob  das 
Hausgesetz  mit  dem  Staatsgrundgesetz  in  Einklang  stehe,  oder  ob  etwa 
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Bestimmungen  darin  enthalten  seien,  die  einer  Zustimmung  des  Land- 
tages bedürften,  und  dass  der  Ausscliuss  in  dieser  Beziehung  zu  An- 
trägen keine  Veranlassung  gefunden  habe.  Hiernach  werde  es  wohl 
auch  einer  Berichterstattung  von  seiten  des  Ausschusses  nicht  bedürfen 
und  die  Sache  durch  diese  Präsidialmitteilung  ihre  Erledigung  finden, 
falls  nicht  von  einem  Abgeordneten  ix)ch  ein  Antrag  dieserhalb  gestellt 
werden  solle.  Das  Hausgesetz  liege  jetzt  im  Vorzimmer  zur  Einsicht  aus 
und  er  werde  dasselbe  demnächst,  sofern  nicht  ein  anderes  noch  beantragt 
werden  sollte,  ohne  weiteres  im  Archiv  des  Landtages  reponieren  lassen. 

Verh.  XVIL  Landtags,  Berichte  S.  80,  Protokoll  S.  46. 

In  der  Sitzung  vom  21.  Dezember  1872  erklärte  der  Präsident: 
Er  müsse  noch  einmal  zurückkommen  auf  das  von  Sr.  Königlichen 
Hoheit,  dem  Grossherzog,  erlassene  und  dem  Landtag  zur  Kenntnis- 
nahme vorgelegte  Hausgesetz.  Dasselbe  habe  bis  jetzt  im  Vorzimmer 
ausgelegen,  es  seien  jedoch  keine  Anträge  dazu  an  ihn  gelangt,  und 
er  werde  das  Hausgesetz  deshalb  nunmehr  im  Archiv  reponieren  lassen. 

Vgl.  a.  a.  O.,  Berichte  S.  148,  Protokolle  S.  83. 

Daraus  ergibt  sich,  dass  das  Staatsministerium  ebenfalls  damals  auf 
dem  Standpunkte  stand,  dass  im  Hausgesetz  Bestimmungen  nicht  ge- 
troffen seien,  die  der  ständischen  Zustimmung  verfassungsmässig  bedurft 
hätten,  dass  aber  andererseits  der  Landtag  von  der  ihm  nach  Art.  29 
§  2  zustehenden  Befugnis  und  darnach  auch  obliegenden  Pflicht,  nach- 
zuprüfen, ob  diese  Auffassung  richtig  sei,  Gebrauch  gemacht  hat.  Er 
ist  also  in  eine  materielle  Prüfung  des  Gesetzes  ein- 
getreten. Das  ist  allein  wesentlich,  nicht  dagegen,  ob  das  Staats- 
ministerium etwa  unrichtigerweise  nicht  die  Zustimmung  des  Land- 
tags gefordert  und  ebenso  nicht,  in  welcher  Weise  letzterer  das  Haus- 
gesetz nun  geschäftlich  weiter  behandelte,  was  übrigens  lediglich  seine 
interne  Angelegenheit  war,  und  sich  der  richterlichen  Nachprüfung  ent- 
zieht (So  auch  Meyer- Ansc/iiitz  a.  a.  O.  §  173).  Es  ist  doch  davon  aus- 
zugehen, dass  auch  der  Landtag  vor  seiner  Prüfung  des  Gesetzes 
überhaupt  gar  kein  eigenes  Urteil  darüber  hatte,  ob  Bestimmungen 
desselben  seiner  Zustimmung  bedurften ;  dasselbe  wäre  also  auch  der 
Fall  gewesen,  wenn  das  Staatsministerium  das  Hausgesetz  »ihm  zur 
Kenntnisnahme  und  Zustimmung«  unterbreitet  hätte;  auch  dann 
konnte  er  ja  zu  dem  Ergebnis  kommen,  dass  seiner  Ansicht  nach  eine 
solche  Zustimmung  nicht  erforderlich  war.  Die  geschäftliche  Behand- 
lung des  Gesetzes  wäre  also  stets  dieselbe  gewesen. 

Nun  hatte  die  Volksvertretung,  wie  sich  unzweideutig  aus  den 
Verhandlungen  des  XVIL  Landtages  ergibt,  nach  stattgehabter  Prüfung 
des  Hausgesetzes  durch  den  Justizausschuss  sich  einstimmig  auf  den 
Standpunkt  gestellt,  dass  jenes  Gesetz  mit  dem  Staatsgrundgesetz  in 
Einklang  stehe  und  keine  Bestimmung  treffe,  die  seiner  Zustimmung 
bedürfe.     Ob    dies    sachliche   Resultat    sich    wissenschaftlich    angreifen 
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lässt,  ist,  wie  Schilcking  a.  a.  O.  S.  98  ganz  richtig  bemerkt,  völlig  gleich- 
gültig, denn  die  Gerichte  sind  nach  herrschender  Ansicht  nicht  befugt, 
nachzuprüfen,  »ob  ein  formell  gültig  erlassenes  Gesetz  seinem  mate- 
riellen Inhalte  nach  verfassungsmässig  ist«. 

Vgl.  Meyer-Anschütz  a.  a.  O.  §  173  und  die  das.  Anm.  8  angef. 
Literatur. 

So  auch  das  Reichsgericht  in  einer  Entsch.  vom  17.  Febr.  1883, 
Bd.  9,  S.  232  ff. 

Darnach  kann  auch  aus  diesem  Grunde  nicht  vom  Gericht 
irgend  eine  Bestimmung  des  von  dem  ausschliesslich 
dazu  befugten  Landtag  materiell  geprüften  H  a  u  s  g  e- 
setzes   als   nicht  rechtsbeständig  angesehen  werden. 

IV.  Was  in  den  vorhergehenden  Abschnitten  über  die  Ebenbürtig- 
keit und  über  die  dazu  ergangenen  gesetzlichen  Bestimmungen  ausge- 
führt ist,  gilt  ausnahmslos  auch  für  die  sämtlichen  anderen 
Bestimmungen  des  Hausgesetzes,  u.  a.  also  auch  für  das 
Rechtsinstitut  des  Ehekonsenses  und  die  folgenden  dazu  ergan- 
genen Bestimmungen  : 

»Art.  8.  Vermählungen.  Die  Prinzen  und  Prinzessinnen 
des  Grossherzoglichen  Hauses  können  sich  nicht  anders  als  mit  vor- 
gängiger schriftlich  nachzusuchender  und  zu  den  Akten  des  Staats- 
ministeriums, Departement  des  Grossherzoglichen  Hauses,  schriftlich 
zu  erteilender  Einwilligung  des  Grossherzogs  vermählen. 

Diese  Einwilligung  soll  bei  ebenbürtiger  Ehe  nicht  ohne  vorgän- 
gige Anhörung  des  Familienrats  versagt  werden.  Die  Gründe  der  Ver- 
sagung sind  den  Beteiligten  zu  eröffnen. 

Art  II.  Hausgesetzwidrige  Ehen.  Eine  von  einem  Prin- 
zen oder  einer  Prinzessin  des  Grossherzoglichen  Hauses  gegen  die  Be- 
stimmungen des  Art.  8  und  9  —  Ebenbürtigkeit,  s.  oben  —  geschlossene 
Ehe  überträgt  auf  den  angeheirateten  Gatten  und  die  in  solcher  Ehe 
erzeugten  Kinder  keinerlei  Rechte  in  bezug  auf  Titel  und  Wappen, 
und  begründet  dem  Grossherzoglichen  Hause  gegenüber  keinerlei  Suc- 
cessions-  und  sonstige  Verwandtschaftsrechte  oder  Vermögensansprüche. 
Die  aus  solcher  Ehe  erzeugten  Kinder  oder  die  zurückgebliebene  Witwe 
haben  nur  eine  Alimentation  aus  den  eigenen  Vermögen  des  Vaters 
oder  Ehegemahls  zu  fordern  <. 

V.  Endlich  ist  hier  noch  ein  weiterer  Gesichtspunkt  zu  erörtern, 
von  dem  aus  man  zu  dem  gleichen  Ergebnis  kommen  muss,  auch 
für  den  Fall,  dass  die  vorstehend  gefundenen  Resultate  unrichtig  wären. 

Wie  schon  eingangs  hervorgehoben  ist,  handelt  es  sich  in  die- 
sem Prozesse  nicht  um  Thronfolgerechte  des  Klägers,  sondern 
lediglich  um  die  Frage  der  Zugehörigkeit  desselben  zum 
Grossherzoglichen  Hause.  Da  das  Hausgesetz  jedenfalls  in- 
soweit rechtsgültig  ist,  als  es  rein  familienrechtliche  Anordnungen  triftt, 
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z.  B.  die  Zugehörigkeit  zum  Grossherzoglichen  Hause  regelt,  ergibt  sich 
hieraus  in  Verbindung  mit  der  feststehenden  Tatsache,  dass  die  Mutter 
des  Klägers  nicht  dem  hohen  Adel  angehört,  dass  der  Kläger  jeden- 
falls kein  Mitglied  des  Grossherzoglichen  Hauses  ist. 

Es  mag  richtig  sein,  dass  der  Regel  nach  ein  Mangel  der  Eben- 
bürtigkeit zugleich  auch  eine  Successipnsunfähigkeit  zur  Folge  hat  und 
umgekehrt.  »In  der  Regel  haben«,  sagt  Schücking  a.  a.  O.  A  101/102, 
»die  Rechtsinstitute  der  Ebenbürtigkeit  und  des  Ehekonsenses  eine 
Doppelfunktion,  sie  sind  entscheidend  für  die  Zugehörigkeit  der  Des- 
zendenz zum  landesherrlichen  Hause  wie  für  deren  Successionsfähig- 
keit  im  Staate«.  Aehnlich  auch  Rehm  a.  a.  O.  S.  53  §  11.  Aber  notwen- 
dig ist  eine  solche  Doppelfunktion  der  Ebenbürtigkeit  ganz  gewiss  nicht ; 
es  lässt  sich  sehr  wohl  denken,  dass  jemand  Mitglied  eines  fürstlichen 
Hauses  ist,  aber  Successionsrechte  nicht  besitzt  und  umgekehrt. 

Auch  Schücking  a.  a.  O.  gibt  diese  Möglichkeit  zu  und  führt  als 
Beispiel  für  die  Hausangehörigkeit  ohne  Thronfolgefähigkeit  die  Töch- 
ter bis  zur  Verheiratung  an ;  Thronfolgefähigkeit  ohne  Hausange- 
hörigkeit  könne  vorkommen  bei  Erbverbrüderungen.  Ebenso  hat  sich 
Rehm  mehrfach  dafür  ausgesprochen,  z.  B.  »Modernes  Fürstenrecht«; 
S.  116:  »Keine  notwendige  Folge  (der  Familienmitgliedschaft)  ist  Er- 
werb der  Thronfolgefähigkeit«;  S.  143:  »Thronfolgefähigkeit  ist  keine 
Bedingung  der  Hausmitgliedschaft«;  s.  auch  244,  247,  362  ff. ;  ferner 
»Oldenburger  Thronanwärter«  S.  34.  Auch  Bolhnann  a.  a.  O.  scheint, 
worauf  wenigstens  der  Schlusssatz  des  letzten  Absatzes  des  §  21  deu- 
tet, diese  Möglichkeit  zuzugeben. 

Dass  die  hier  vertretene  Ansicht  richtig  ist,  folgt  auch  unmittelbar 
aus  dem  Begriff  der  Autonomie  selbst,  d.  i.  der  Befugnis,  für  einen  be- 
stimmten Kreis  gültige  Rechtsnormen  festzusetzen,  hier  speziell,  zur  Re- 
gelung der  Familienverhältnisse  und  der  darauf  gegründeten  sonstigen 
Rechte. 

Diese  Rechtsnormen  haben  natürlich  auch  über  die  Familie  hinaus 
Rechtswirkung,  finden  aber  ihre  Schranke  in  den  Bestimmungen  der 
Verfassung.  So  wenig  aber  durch  eine  autonome  Satzung  an  den  Be- 
stimmungen der  letzteren  etwas  geändert  werden  kann,  so  wenig  wird 
aber  auch  an  sich  durch  ein  Staatsgesetz  bestimmt,  dass  diese  oder 
jene  Bestimmung  in  Zukunft  Familienrechtsnorm  sei. 

Man  vergegenwärtige  sich  folgende  Fälle : 

Das  Hausrecht  ist  älter  als  die  Verfassung.  Nach  ersterem  sind 
Familienmitglieder  alle ,  die  von  dem  Vorfahren  A  abstammen.  Die 
Verfassung  bestimmt :  successionsfähig  sind  alle,  die  von  E  —  einem 
Nachkommen  des  A  —  abstammen.  Damit  haben  doch  gewiss  nicht 
alle  diejenigen,  welche  von  A,  aber  nicht  von  E  abstammen,  die  Fami- 
lienmitgliedschaft verloren;  gilt  doch  auch  hier  der  Satz,  dass  in  jura 
quaesita  nicht  eingegriffen  werden  darf. 
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Zu  derselben  entsprechenden  Folgerung  gelangt  man ,  wenn  um- 
gekehrt das  Hausrecht  bestimmt,  dass  Familienmitglieder  alle  von  E 
abstammenden  seien,  die  Verfassung  aber  weitergeht  und  das  Succes- 
sionsrecht  allen  von  A  abstammenden  verleiht. 

Es  ist  mithin  davon  auszugehen,  dass  eine  —  ganze  oder  teilweise 
—  Ungültigkeit  des  Hausgesetzes  nicht  notwendig  für  Staats-  und  Haus- 
recht Wirkungen  äussert,  sondern  dass  solches  zunächst  nur  für  dasjenige 
Recht  der  Fall  ist,  an  dessen  Bedingungen  es  aus  irgend  welchem 
Grunde  ermangelt.  Das  aber  wäre  hier  das  Staatsrecht.  Wenn  man 
also  im  vorliegenden  Fall  auch  einmal  annehmen  wollte,  dass  alle  Eben- 
bürtigkeitsgrundsätze staatsrechtliche  Norm  hätten  werden  sollen,  dass 
insoweit  die  hausgesetzlichen  Bestimmungen  nichtig  seien  und  dass  auf 
Grund  der  Bestimmungen  der  Verfassung  dem  Kläger  Thronfolgerechte 
zuständen,  so  würden  letzterem  immer  doch  noch  die 
F  a  m  i  1  i  e  n  m  i  g  1  i  e  d  s  c  h  a  f  t  und  die  aus  ihr  folgernden  w  e  i- 
t  e  r  e  n  R  e  c  h  t  e  abzuerkennen  sein,  und  zwar  auf  Grund  des 
Hausgesetzes  von  1872,  so  dass  auch  für  diesen  Fall  auf  das  vorher 
etwa  geltende  Hausrecht  nicht  eingegangen   zu  werden  brauchte. 

Wenn  seitens  des  Klägers  sodann  noch  die  Behauptung  aufgestellt 
ist,  dass,  wenn  das  Hausgesetz  von  1872  in  diesem  oder  jenem  Punkte 
ungültig  sei,  dies  in  toto  als  ungültig  erachtet  werden  müsse,  so  wider- 
spricht das  so  sehr  juristischen  Fundamentalsätzen,  dass  solches  einer 
weiter  zu  begründenden  Widerlegung  nicht  bedarf. 

Darnach  erscheint  die  Klage  nicht  haltbar. 

Die  gegen  dieses  Urteil  vom  Kläger  eingelegte  Revision  ist 
durch  Urteil  des  Reichsgerichts,  III.  Z  i  \'  i  1  s  e  n  a  t ,  vom 
23.  Oktober  1906  zurückgewiesen.  In  den  E  n  t  s  c  h  e  i  d  u  n  g  s- 
gründen  heisst  es : 

Die  Revision  bekämpft  in  erster  Linie  den  auf  Artikel  141  §  2 
des  Staatsgrundgesetzes  für  das  Grossherzogtum  Oldenburg  gestützten 
Entscheidungsgrund  des  Berufungsrichters,  dem  Gericht  stehe  -gesetz- 
lich nicht  die  Befugnis  zu,  nachzuprüfen,  ob  das  Hausgesetz  vom 
I.  September  1872  rechtsbeständig  ist.  Dieser  Angriff  trifft  zu.  Arti- 
kel 141  des  Staatsgrundgesetzes  hat  nach  Wortlaut,  Zusammenhang  und 
Motiven  nur  die  im  Staatsgrundgesetz  gekennzeichneten  »Gesetze«  und 
»Verordnungen«  und  nur  die  im  Staatsgrundgesetz  vorgeschriebenen 
Verkündungsformen  im  Auge.  Das  Hausgesetz  vom  i.  September  1872 
aber  ist  weder  Gesetz  noch  Verordnung  im  Sinne  des  Artikels  141  des 
Staatsgrundgesetzes,  und  es  ist  nicht  in  einer  staatsgrundgesetzlichen 
Verkündungsform,  sondern  nach  seinem  Artikel  274  durch  Mitteilung 
an  sämtliche  volljährige  Mitglieder  des  Grossherzoglichen  Hauses  von 
Seiten  des  Grossherzogs  verkündet.  Das  Berufungsurteil  wird  jedoch 
getragen  durch  die  Ausführungen  über  den  Sinn  der  Artikel  17  und  29 
des  Staatsgrundgesetzes,    wie    er   sich   aus    dem  Wortlaut   und  aus  der 
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Entstehungsgeschichte  ergebe  ( —  es  wird  darauf  im  einzehien  Bezug 
genommen  — ).  Diese  Ausführungen  sind  zu  billigen.  Die  dem  Arti- 
kel 29  vorausgehenden,  eine  Reihe  von  Verhältnissen  des  Grossherzog- 
lichen Hauses  normierenden  Artikel  bestimmen  über  Ebenbürtigkeit 
nichts.  Der  §  i  des  Artikels  29:  »Im  übrigen  werden  die  Verhältnisse 
des  Grossherzoglichen  Hauses  vom  Grqssherzog  hausgesetzlich  bestimmt« 
umfasst  also  die  Frage  der  Ebenbürtigkeit,  sowie  die  Frage  des  Gross- 
herzoglichen Ehekonsenses.  Und  eben  dies  war  bei  der  endgültigen 
Fassung  des  Artikels  17  die  klar  ausgesprochene  Absicht  sowohl  des 
Grossherzogs  als  des  Landtags.  Die  Worte,  »gruhdgesetzlich  zur  Nach- 
folge berechtigter  Prinz«  in  Artikel  18  wiederholen  nach  Wortlaut  und 
Entstehungsgeschichte  nur,  in  welcher  Linie  des  Oldenburgischen 
Fürstenhauses  staatsgrundgesetzlich  die  Landesregierung  erblich  sein 
sollte,  nämlich  im  Mannesstamme  des  Herzogs  Peter  Friedrich  Ludwig, 
ohne  irgend  weiteres  zu  bestimmen,  als  im  Artikel  17  bereits  geschehen 
war.  Eine  stillschweigende  Aufnahme  des  bisherigen,  zur  Zeit  der 
Vereinbarung  des  Staatsgrundgesetzes  in  betreff  der  Ebenbürtigkeit 
bestehenden  Hausrechts  als  versteckten  Verfassungsrechts  ist  schon  um 
deswillen  ausgeschlossen,  weil  zwischen  Grossherzog  und  Landtag  dar- 
über nicht  verhandelt  wurde,  ob  und  welche  Ebenbürtigkeitsnormen 
bisher  hausgesetzlich  bestanden.  Lisbesondere  hatte  weder  der  ur- 
sprüngliche Entwurf  des  Artikels  17  noch  die  Regierungserklärung  vom 
29.  Dezember  1848  über  das  bisherige  Ebenbürtigkeitsrecht  Aufklärung 
gegeben.  Der  das  Staatsgrundgesetz  vereinbarende  Landtag  konnte 
unmöglich  wollen,  dass  das  bisherige  Ebenburtsrecht  Verfassungsrecht 
sein  solle,  obschon  ihm  von  demselben  keine  Kenntnis  gegeben  war. 
Auch  der  unter  den  Pflichtgeboten  der  Artikel  29  §  2,  127  des  Staats- 
grundgesetzes stehende  Landtag  von  1872  hat  bei  der  Behandlung  des 
Hausgesetzes  die  Auffassung  bestätigt,  dass  nach  Artikel  17,  29  die 
Frage  der  Ebenbürtigkeit  ausserhalb  der  Verfassung  stehe.  Dagegen 
handelte  es  sich  bei  der  Angliederung  der  Linie  Schleswig-Holstein- 
Sonderburg-Glücksburg  im  Jahre  1904  nicht  um  ein  Hausgesetz  inner- 
halb des  Rahmens  der  Artikel  17,  29.  Die  Linie  Sonderburg-Glücks- 
burg gehörte  nicht  zum  Mannesstamme  des  Herzogs  Peter  Friedrich 
Ludwig,  war  bisher  also  grundgesetzlich  zur  Nachfolge  nicht  berechtigt. 
Der  Uebergang  der  Erbfolge  in  die  Landesregierung  auf  diese  Linie 
konnte  demnach  nur  durch  Staatsgrundgesetz  erfolgen.  Das  Gesetz 
vom  19.  Oktober  1904  ist  die  »weitere  grundgesetzliche  Bestimmung« 
im  Sinne  des  Artikels  18  des  Staatsgrundgesetzes.  In  diesem  Gesetz 
vom  19.  Oktober  1904  ist  für  die  Linie  Sonderburg-Glücksburg  als 
Voraussetzung  der  Erbfolge  die  Abstammung  aus  ebenbürtiger  Ehe  ge- 
fordert und  weiter  gesagt,  »die  Ebenbürtigkeit  bestimmt  sich  nach  den 
Vorschriften  des  Hausgesetzes  des  Grossherzoglichen  Hauses«.  Damit 
wird    die    Normierung   der   Ebenbürtigkeit   für   den  Mannesstamm   des 
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Herzogs  Peter  Friedrich  Ludwig  durch  das  Hausgesetz  vom  i.  Sep- 
tember 1872  gerade  anerkannt  und  bestätigt. 

In  betreff  der  P  r  o  z  e  s  s  v  o  r  a  u  s  s  e  t  z  u  n  g  e  n  hat  die  Revision 
einen  Angriff  nicht  erhoben.  Die  Zulässigkeit  des  Rechts- 
weges für  den  Klageantrag  auf  FeststeHung,  dass  Kläger  Mitglied  des 
Grossherzoglichen  Hauses  ist,  unterliegt  keinem  Bedenken.  Die  Fa- 
milienmitgliedschaft ist  immer  ein  Privatrechtsverhältnis,  auch  wenn  es 
sich  um  eine  souveräne  Familie  handelt.  Die  Parteifähigkeit 
des  Grossherzoglichen  Hauses  ergibt  sich  daraus,  dass  das  Oldenbur- 
gische Recht  die  regierende  Fürstliche  Familie  als  korporative  Ein- 
heit, als  Eigentümerin  des  Hausvermögens  auffasst. 

Die  Revision  ist  hiernach  als  unbegründet  zurückzuweisen. 


Ergebnisse    des  V.    Internationalen    Kongresses    für  Versiche- 
rungswissenschaft. 

Von 
Dr.  jur.   Gerhard  W  ö  r  n  e  r. 

Die  erfolgreiche  Entwicklung  des  Versicherungswesens  in  der  Praxis, 
die  wir  seit  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  beobachten  können,  wurde 
ebensowohl  von  ökonomischen  Prinzipien  wie  von  Sätzen  der  Rechts- 
lehre, von  dem  Ergebnis  mathematisch-statistischer  Forschung,  von  me- 
dizinischen und  naturwissenschaftlichen  Erkenntnissen ,  wie  von  den 
technischen  und  Handelswissenschaften  geleitet  und  beeinflusst.  Dem 
Zusammenwirken  aller  dieser  Disziplinen  verdankt  das  Versicherungs- 
wesen die  bedeutende  Stellung,  die  es  gegenwärtig  im  Wirtschaftsleben 
der  Kulturvölker  einnimmt. 

Die  wissenschaftliche  Behandlung  der  Versicherung  konnte  von 
diesen  Vorgängen  in  der  Praxis  nicht  unberührt  bleiben.  Man  erkannte, 
dass  zum  vollen  Verständnis  der  Versicherung  der  Gegenwart  in  ihrem 
Werden,  Wesen  und  Wirken  die  Würdigung  der  zwischen  ihr  und  den 
genannten  Wissenschaften  bestehenden  Beziehungen  erforderlich,  und 
dass  die  praktische  wie  theoretische  Fortbildung  der  Versicherung  nur 
unter  Berücksichtigung  aller  dieser  Beziehungen  fortan  denkbar  sein 
würde.  Da  diese  Beziehungen  selbst  aber  in  Wechselwirkung  zu  einan- 
der stehen  und  dadurch  einen  besonderen  Inhalt  erlangt  haben,  glaubte 
man,  sich  nicht  damit  begnügen  zu  dürfen,  ihre  Behandlung  den  Wissen- 
schaften zu  überlassen,  denen  sie  ihrem  Ursprung  nach  angehören,  ging 
vielmehr  dazu  über,  sie  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  zu  vereinigen  und  zu 
einem  selbständigen  Forschungs-  und  Erkenntnisgebiet  zu  erheben,  als 
einem  neuen  Glied  m  der  bestehenden  Ordnung  der  Wissenschaften. 
So  erwuchs   die  Ve  r  siehe  runirs  Wissenschaft   aus  der  Zusam- 
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menfassung  verschiedener  Wissenschaften  in  ihren  Beziehungen  zu  dem 
als  Versicherung  bezeichneten  bestimmten  wirtschaftlichen  Vorgang. 

Um  ihre  Schöpfung  und  Ausbildung  haben  sich  vor  allem  deutsche 
Theoretiker  und  Praktiker  verdient  gemacht;  es  wurde  daher  von  die- 
sen Kreisen  mit  besonderer  Genugtuung  empfunden,  dass  die  Entwick- 
lung ihren  Abschluss  auf  deutschem  ^oden  fand  :  durch  den  V.  Inter- 
nationalen Kongress  für  Versicherungswissenschaft  (Berlin,  lo.  bis  15.  Sep- 
tember 1906),  als  dessen  Teil  auch  der  gleichzeitig  und  am  gleichen 
Ort  tagende  IV.  Internationale  Kongress  Rir  Versicherungsmedizin  an- 
zusehen ist^).  Den  Gegenstand  dieser  Kongresse  bildete  zum  ersten- 
mal die  Versicherungswissenschaft  in  dem  oben  gekennzeichneten  Um- 
fang, während  auf  den  vorhergehenden  Kongressen  noch  die  mathema- 
tisch-statistischen, bez.  die  medizinisch-naturwissenschaftlichen  Bezie- 
hungen zur  Versicherung  vorwiegend  den  eigentlichen  Gegenstand  der 
Verhandlungen  abgegeben  hatten.  Die  Berichte,  Denkschriften  und 
Verhandlungen -)  des  V.Internationalen  Kongresses  für  Versicherungs- 
wissenschaft, die  von  der  regen  versicherungswissenschaftlichen  Betäti- 
gung in  den  vierzehn  bedeutendsten  Staatswesen  ^)  Zeugnis  geben,  be- 
fassten  sich  dagegen  nicht  nur  mit  der  versicherungstechnischen  (ma- 
thematisch-statistischen) Seite  der  Versicherung,  sondern  in  gleichem 
Masse  auch  mit  Fragen  versicherungswirtschaftlicher,  versicherungs- 
rechtlicher und  versicherungsmedizinischer  Art  wie  mit  solchen  aus  dem 
Gebiet  der  Technik  der  Geschäftsgebahrung  und  derjenigen  der  Scha- 
denmeidung  und  Schadenunterdrückung. 

Die  Berichterstattung  an  dieser  Stelle  wird  sich  vornehmlich  den 
behandelten  wirtschaftlichen  Fragen  zuwenden.  Anlass  zur  Erörterung 
solcher  bot  schon  der  erste  Punkt  der  Tagesordnung:  »Die  Volksver- 
sicherung, insbesondere  die  Versicherung  von  Kindern«.  Als  Volks- 
versicherung wurde  ziemlich  übereinstimmend  diejenige  Art  der  Lebens- 
versicherung bezeichnet,  bei  der  kleine  Versicherungssummen,  Gesund- 
heitsnachweis ohne  ärztliche  Untersuchung,  Prämienzahlung  in  kleinen 
Raten  üblich  sind.  Zutreffend  wies  hierbei  Lexis  darauf  hin,  dass  von 
diesen     Hauptmerkmalen      im     praktischen     Volksversicherungsbetrieb 


1)  Die  Beibehaltung  der  Sonderbezeichnung  für  diesen  Kongress  geschah  wohl 
mehr  aus  historischen   und   formellen,   als  aus  sachlichen   Gründen. 

2)  a.  Berichte,  Denkschriften  und  Verhandlungen  des  V.  Internationalen  Kon- 
gresses für  Versicherungs-Wissenschaft.  Berlin  1906.  Mittler  und  Sohn,  Band  I — III: 
(Im  Folgenden  als  Kongressschriften  zitiert.)  Bd.  1 :  820  S. ;  Bd.  II:  748  S. ;  Bd.  III : 
408  S.  b.  Berichte  und  Verhandlungen  des  IV.  Internationalen  Kongresses  für  Ver- 
sicherungs-Medizin. Berlin  1906.  Mittler  und  Sohn.  2  Bde.  Bd.  I:  539  S.;  Bd.  II: 
276  S.. 

3)  Australien,  Belgien,  Dänemark,  Deutschland,  Frankreich,  Grossbritannien,  Hol- 
land, Italien,  Japan,  Oeslerreich-Ungarn,  Russland,  Schweden,  Schweiz,  Vereinigte 
Staaten. 
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manchmal  nur  zwei  oder  nur  eins  vorliegen  mid  dass  man  daher  bei 
statistischen  Zusammenstellungen  das  als  Volksversicherung  wird  an- 
nehmen müssen,  was  die  Gesellschaften  selbst  als  solche  bezeichnen^). 
Ihre  volkswirtschaftliche  Bedeutung  liegt  nach  Fran(ois-)  wesentlich 
darin,  dass  sie  den  Arbeiterkreisen  (classes  laborieuses)  ermöglicht,  die 
durch  den  Tod  eines  Familienglieds  verursachten  Kosten  zu  decken, 
ohne  dass  dadurch  das  für  die  regelmässigen  Bedürfnisse  bestimmte 
Budget  verringert  zu  werden  braucht,  ferner  dass  den  gleichen  Schich- 
ten der  Bevölkerung  die  erforderlichen  Mittel  für  die  Bestreitung  der 
durch  Konfirmation,  Ausbildung,  Aussteuer,  Militärdienst  u.  a.  m.  er- 
wachsenden Ausgaben  gesichert  werden^).  Mit  diesen  wenigen  Hin- 
weisen ist  der  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  der  Volksversicherung  aller- 
dings nicht  vollauf  Genüge  getan.  Ihre  Bedeutung  für  den  Mittelstand,  dem 
der  Mitgliederbestand  zahlreicher  kleiner  und  grosser  Sterbekassen*) 
vorwiegend  angehört,  wurde  von  Bleicher^)  wenigstens  kurz  gestreift. 
Breiteren  Raum  als  die  Würdigung  ihrer  volkswirtschaftlichen  Be- 
deutung nahm  die  Behandlung  zweier  der  Volksversicherung  noch  an- 
haftenden Mängel:  der  übermässigen  Verwaltungskosten  und  des  uner- 
wünscht häufigen  Polizenverfalls,  ein.  Diesen  Punkten  wurde  auch  von 
den  beim  Kongress  vertretenen  Regierungen  das  lebhafteste  Interesse 
entgegengebracht.  »Eine  Herabsetzung  der  Verwaltungskosten«,  so 
führte  Lexis  aus,  »ist  im  Interesse  der  Ausbreitung  der  Volksversiche- 
rung dringend  zu  wünschen.  Die  Höhe  dieser  Kosten  wird  zu  einem 
grossen  Teil  durch  die  Zahlung  der  Beiträge  in  kleinen  Raten  verur- 
sacht, namentlich  durch  das  Abholen  derselben,  das  tatsächlich  üblich 
ist,  wenn  auch  die  Gesellschaften  ausdrücklich  die  Verpflichtung  des 
Versicherten  festhalten,  seine  Beiträge  rechtzeitig  (durch  Einkleben  von 
Marken  in  ein  Markenblatt)  selbst  zu  entrichten.  Wenn  der  Agent  die 
Wochenbeiträge  nicht  jede  Woche,  sondern  in  längeren  Zeit- 
räumen einkassiert,  so  wird  die  beabsichtigte  Erleichterung  der  Zahlung 
wieder  aufgehoben.  Wenn  es  dem  Versicherten  aber  selbst  überlassen 
bleibt,  die  Marken  zu  entnehmen,  so  fällt  der  wirtschaftspädagogische 
Zwang  vveg,  den  das  Abholen  der  Beiträge  mit  sich  bringt.  Um  die 
Kosten  zu  vermindern,  könnte  man  an  die  Mitwirkung  der  Post  den- 
ken, wie  sie  in  der  Schweiz  auf  Grund  einer  Vereinbarung  zwischen 
der  »Schweizerischen  Lebensversicherungs-  und  Rentenanstalt«  und  der 
Postverwaltung  besteht.     Die  Versicherten  kleben    in  ihre  Vierteljahrs- 

1)  Lexis  (Göttingen),  Die  Volksversicherung.    Kongressschr.   Bd.   I.   S.  23. 

2)  Franfois  (Bruxelles) ,  L'assurance  populaire  en   particulier   l'assurance  des  en- 
fants.    Kongressschr.  Band  I,   S.   i. 

3)  Wendt  (Berlin),  Die  Kinderversicherung.    Kongressschr.  Bd.   I,  .S.  46. 

4)  Diese    sind    der  Volksversicherung    zuzurechnen.    Zustimmend  Lexis    a.   a.  O, 
S.  21. 

5)  Bleicher,  Zur  Reform  der  Volksversicherung.    Kongressschr.  Bd.   I,   .S.   59. 
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karten  mit  13  Feldern  einfach  Freimarken  ein,  und  die  Post  löst  diese 
Karten  von  der  Gesellschaft,  der  sie  zugesandt  werden,  gegen  bar  mit 
Abzug  einer  Provision  von  i  Prozent  ein.  Aber  auch  bei  diesem  Ver- 
fahren fehlt  die  unmittelbare  äussere  Einwirkung  auf  den  Versicherten 
zur  Erfüllung  seiner  Beitragsleistung.  Zweckmässiger  dürfte  die  Ver- 
mittlung grösserer  Verbände  u^n d  Vereinigungen  sein,  von 
Konsumvereinen,  lokalen  Berufsvereinen,  auch  von  grossen  Unter- 
nehmungen, die  für  ihre  Arbeiterschaft  eintreten.  Es  würde  sich 
dabei  nicht  um  eigentliche  Kollektivversicherungen  handeln,  sondern 
jeder  einzelne  Versicherte  würde  in  individueller  Beziehung  zu  der  Ver- 
sicherungsgesellschaft stehen,  und  die  Vereinigung  würde  nur  die  An- 
werbung und  Beitragseinziehung  übernehmen,  wofür  ein  erheblicher 
Rabatt  auf  die  Piämien  gewährt  werden  könnte.  Der  »Deutsche  Ge- 
nossenschaftsverband« ist  bereits  mit  dem  »Allgemeinen  Deutschen 
Versicherungsverein«  in  eine  ähnliche  Verbindung  getreten.  Der  »Nord- 
stern« hat  mit  mehreren  grossen  Unternehmungen  (z.  B.  mit  »Krupp« 
und  der  »Dortmunder  Union«)  Verträge  abgeschlossen,  nach  denen  die 
Arbeiter  von  der  Aufnahmegebühr  befreit  werden  und  Prämienermässigung 
erhalten,  während  die  Arbeitgeber  sich  verpflichten,  die  Prämien  ein- 
zuziehen und  kostenfrei  an  die  Direktion  der  Gesellschaft  einzusenden. 
Gegenwärtig  ist  auch  die  Gründung  einer  Gesellschaft  im  Werke,  welche 
die  Volksversicherung  speziell  unter  solcher  Mitwirkung  von  Vereini- 
gungen und  Unternehmungen  betreiben  wilP)«- 

Von  der  Einschlagung  dieser  Wege  erwartet  Lexis  auch  die  Zurück- 
drängung des  anderen  Uebelstandes,  der  gegenwärtig  der  Volksver- 
sicherung in  der  öffentlichen  Meinung  am  meisten  Schaden  bringt;  des 
so  häufig  noch  vorkommenden  Verfalls  der  Versicherung.  Lexis 
führt  zum  Beweis  folgende  Ziffern  für  das  Jahr  1904  auf,  denen  zum 
Vergleich  die  Zahlen  über  den  ganzen  Abgang  in  demselben  Jahre 
zur  Seite  gestellt  sind. 


Gesellschaft 

Verfall 

Abgang 

überhaupt 

Polizen 

Mark 

Polizen 

Mark 

»Viktoria« 

68127 

16  551  364 

115  039 

31238767 

«Friedrich  Wilhelm« 

69  048 

137S1  307 

93277 

19090893 

»Rothenburger« 

2724 

I  002  619 

7338 

2  390470 

»Deutschland« 

3488 

I  225  808 

5234 

1865757 

»Prudentia« 

12893 

1873974 

14321 

2416  725 

»Iduna« 

8433 

1440239 

13  316 

2  289 125 

»Arminia! 

2  664 

780  212 

3316 

I  047  688 

vWilhelma« 

:     5425 

I  187  883 

5783 

I  385237 

»Teutoniaor 

i      994 

639  900 

I  620 

841 192 

»Vila« 

1904 

501  979 

2474 

981 059 

/-Thuringia« 

280 

IOC  318 

586 

180077 

»Preussische  L.V.G.« 

259 

182550 

302 

228  090 

»B.  Hyp.-  u.  W.B.« 

40 

14253 

239 

84348 

i)  Vereins-Versicherungsbank  für  Deutschland,  Düsseldorf. 


Miszellen. 


319 


So  erheblich  diese  Gesamtzahlen  sind,  darf  aus  ihnen  doch  nicht 
geschlossen  werden,  dass  der  durch  Polizenverfall  bewirkte  Verlust 
für  den  einzelnen  Versicherungsnehmer  sehr  bedeutend  ist.  Lexis 
meint,  der  Verlust  dürfte  sich  höchstens  auf  zwei  Jahresbeiträge  be- 
laufen. >; Volkswirtschaftlich  ergibt  sich  jedoch  immer  ein  Verlust;  denn 
es  ist  Geld  und  Arbeit  ohne  wirtschaftlichen  Erfolg  aufgewendet  wor- 
den« 1).  Als  Gegenmittel  empfiehlt  Lexis  für  die  Anfangsperiode  der 
Versicherungsdauer  auch  in  dieser  Hinsicht  die  Vermittlung  von  Ge- 
nossenschaften und  sonstigen  Vereinigungen,  die  mit  einem  gewissen 
moralischen  Druck  für  die  rechtzeitige  Entrichtung  der  Beiträge  sorgen 
und  vielleicht  auch  Einrichtungen  schaffen  können,  um  Vorschüsse  zu 
diesem  Zwecke  zu  leisten.  Nach  Ablauf  der  Anfangsperiode  aber, 
wenn  die  Umwandlung  gestattet  ist,  sollte  Verfall  überhaupt  nicht  mehr 
vorkommen.  Es  müsste  allgemein  nach  Ablauf  der  festgesetzten  Frist 
die  Umwandlung  der  Polize  in  eine  prämienfreie  automatisch  ohne  be- 
sonderen Antrag  stattfinden  und  ausserdem  müsste  den  Versicherten 
davon  Mitteilung  gemacht  werden.« 

In  anderer  Richtung  bewiegen  sich  die  Vorschläge  Bleichern.  Er 
geht  von  der  Erwägung  aus  "),  dass  die  an  der  Volksversicherung  am 
meisten  interessierten  Kreise  glauben,  dass  ihrem  Bedürfnisse  durch 
selbständige,  lokal  begrenzte  oder  nur  für  den  engeren  Kreis  der  Be- 
rufsgenossen errichtete  Kassen  besser  gedient  wird,  als  durch  die  Ver- 
sicherung bei  grossen  Anstalten,  weil  die  ersteren  nicht  nur  billiger 
verwaltet  werden  können,  sondern  auch  eine  weniger  rigorose  Hand- 
habung der  statutarischen  Bestimmungen  gestatten  und  überdies  den 
Vorzug  haben,  dass  die  Beitragsleistungen  sich  der  Eigenart  des  Risi- 
kos der  betreffenden  Berufskreise  besser  anpassen  lassen.  Es  gilt  dies 
sowohl  bezüglich  der  zahlreichen  Sterbekassen,  als  insbesondere  auch 
hinsichtlich  der  Peni^ions-,  Witwen-  und  Waisenversorgungskassen 
grösseren  und  kleineren  Umfanges. 

Bleicher  verkennt  nicht,  dass  die  Bildung  und  Erhaltung  derartiger 
kleiner  Kassen  die  Gefahr  einer  nicht  sachgemässen  versicherungs- 
technischen und  geschäftlichen  Verwaltung  mit  den  hieraus  hervor- 
gehenden nachteiligen  Folgen  für  die  Versicherten  in  sich  birgt,  glaubt 
dem  aber  durch  Angliederung  der  Kassen  an  grosse  Z  e  n  t  r  a  1  i  n  - 
s  t  i  t  u  t  e  unter  Uebernahme  des  gesamten  oder  teilweisen  geschäftlichen 
Risikos  durch  diese  begegnen  zu  können.  »Diese  Zentralinstitute«,  er- 
läutert er,  »können  sehr  gut  Erwerbsgesellschaften  mit  gemeinnützigem 
Charakter  sein,  d.  h.  solche,  bei  welchen  der  Geschäftsgewinn  nur  in 
begrenzter  Höhe  den  Aktionären  zugute  kommt.  Auch  provinzielle  oder 
kommunale  Anstalten  sind  hierfür  geeignet.     Man  braucht  deshalb  nicht 

i)  Lexis  a.   a.  O.  S.  32. 

2)  Bleiche!-  (Frankfurt),   Zur  Reform  der  Volksversicherung,   a.  a.  O.  S.   59. 
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gleich  an  Verstaatlichung  der  Volksversicherung  zu  denken,  im  Gegen- 
teil soll  der  Ansicht  Ausdruck  gegeben  werden,  dass  auf  diesem  Ge- 
biete dem  jeweiligen  Bedürfnisse  auf  verschiedene  Weise  Rechnung 
getragen  werden  kann ;  denn  bei  Durchführung  eines  solchen  Programms 
ergibt  sich  von  selbst,  dass  nicht  an  die  Tätigkeit  einer  einzelnen  Zen- 
tralbank gedacht  werden  kann,  vielmehr  auch  hier  der  freie  Wett- 
bewerb entscheiden  kann.  Den  Kassen  verbleibt  hierbei  freie  Hand  in 
der  Frage  der  Organisation  wegen  Anwerbung  neuer  Mitglieder ;  sodann 
wird  ihnen  unter  gewissen  Kautelen  die  Entscheidung  über  die  Stun- 
dung von  Prämien  oder  Gewährung  von  Vorschüssen  aus  besonderen 
Fonds  zur  Zahlung  rückständiger  Prämien  behufs  Vermeidung  der  Storni 
einzuräumen  sein,  insbesondere  aber  wäre  die  Verwendung  von  Ueber- 
schüssen,  welche  über  den  zur  Dotierung  der  verschiedenen  Reserve- 
und  Sicherheitsfonds  bestimmten  Betrag  hinaus  zur  Verfügung  stehen, 
in  das  Belieben  der  Kassenvertretungen  zu  stellen.« 

Bleicher  erachtet,  und  mit  Recht,  dass  durch  solchen  Anschluss 
der  kleineren  Berufsvereinigungen  an  grössere  Institute  die  Mängel  der 
Volksversicherung  behoben  werden  können,  indem  namentlich  die 
hohen  Anwerbekosten  in  Wegfall  kommen  und  die  Zahl  der  Storni 
reduziert  werden  kann. 

Ein  weiterer  Vorschlag  wurde  dem  Kongress  in  den  Verhand- 
lungen von  Wörner  unterbreitet  ^),  indem  er  anregte,  die  Sparkassen 
in  den  Dienst  der  Volksversicherung  zu  stellen,  nicht  als  Versiche- 
rungsträger, sondern  als  Werbe-,  Abschluss-  und  Kassaver- 
mittler und  zugleich  in  gewisser  Weise  als  G  a  ra  n  t  e  n  für  regelmässige 
Prämienzahlung.     Er  formulierte  seinen  Vorschlag  in  folgenden  Sätzen : 

1.  Die  Sparkassen  stehen  bereits  mit  denjenigen  Volkskreisen  in 
Verkehr,  für  welche  die  Volksversicherung  bestimmt  ist.  Dieser  Ver- 
kehr kann  unschwer  dazu  benutzt  werden,  um  mit  den  üblichen  akquisi- 
torischen  Mitteln  die  Versicherungslust  der  Spareinleger  zu  wecken,  wobei 
als  wesentliches  Moment  das  Vertrauen,  das  unsere  Spareinleger  zur 
Kasse  haben,  in  die  Wagschale  fällt. 

2.  Die  Spareinlage  erfolgt  in  der  Regel  nicht  in  Rücksicht  auf  den 
zu  erwartenden  Zinsgenuss,  sondern  zur  Verhütung  unwirtschaftlicher 
Verwendung  gelegentlich  sich  einstellender  Haushaltungsüberschüsse  und 
mit  der  Absicht,  den  Ueberschuss  für  ausserordentliche  Bedarfsfälle  zu 
verbrauchen.  Die  Wirkung  dieser  Absicht  lässt  sich  für  die  wichtigsten 
dieser  ausserordentlichen  Bedarfsfälle,  als  da  sind  Begräbnis,  Aus- 
stattung, Konfirmation  und  dergl.,  dadurch  erhöhen,  dass  der  Ueber- 
schuss, also  die  Spareinlage  teilweise  zu  Volksversicherungen  des  Spar- 
einlegers Verwendung  findet.  Den  Sparkassen  fiele  dabei  die  Aufgabe 
zu,  den  Abschluss  der  entsprechenden  Volksversicherung  zu  vermitteln 


i)    Wörner  (Leipzig)  Kongressschr.  Band  III,  S.  92  fg. 
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und  von  der  Spareinlage  samt  Zinsen,  nicht  etwa  nur  von  den  Zinsen, 
so  viel  zu  verwenden,  als  an  Prämien  jährlich  erforderlich  ist.  Der 
Spareinleger  sperrt  hierzu  vertragsmässig  gegen  sich  selbst  seine 
Spareinlage  nebst  Zinsen  bis  zu  dem  Umfange,  dass  von  der  gesperrten 
Summe  jeweils  die  Jahresprämie  und  die  zwei  folgenden  Jahrespräniien 
bezahlt  werden  können,  letzteres  zur  Vermeidung  des  Polizenverfalls. 
Die  über  die  Sperrsumme  hinausgehenden  Beträge  an  Einlagen  würden 
dann,  wie  schon  jetzt  in  der  Praxis,  als  jederzeit  rückforderbar  zu  be- 
handeln sein. 

3.  Um  die  Spareinlage  dauernd  mindestens  auf  dem  Stande  der 
Sperrsumme  zu  erhalten,  könnte  gelegentliche  oder  regelmässige  Spar- 
einlagen a  b  h  o  1  u  n  g  eingerichtet  werden,  wie  solches  z.  B.  mit  über- 
raschend gutem  Erfolge  schon  in  Rotterdam,  Frankfurt,  Mainz,  Lahr 
und  in  anderen  Städten  eingeführt  ist. 

Bei  der  Durchführung  dieses  Planes  würden  nach  seiner  Meinung 
in  erheblichem  Masse  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  k  o  s  t  e  n  gespart  werden  können, 
weil  die  Benutzung  und  der  Ausbau  des  vorhandenen  Verwaltungsappa- 
rats der  Sparkassen  zu  Zwecken  der  Versicherungsvermittlung  nicht 
Kosten  von  solcher  Höhe  verursachen  würde,  wie  bei  der  Unterhaltung 
des  im  Volksversicherungsbetrieb  gegenwärtig  verwendeten  Agenten- 
heers z.  Zt.  noch  entstehen.  Man  würde  aber  auch  dem  Polizen- 
verfalle  dadurch  vorbeugen  können,  dass  man  in  der  Sperrsumme 
immer  den  Betrag  zur  Verfügung  hat,  der  zur  regelmässigen  Prämien- 
zahlung erforderlich  ist. 

Neben  der  Volksversicherung  ist  der  vierte  Punkt  der  Tagesord- 
nung :  »Die  Versicherung  von  Abstinenzler  n  -  für  die  vor- 
liegende Berichterstattung  von  Interesse.  Die  Abstinenzler  behaupten, 
wie  Bischoff'^),  in  seinem  Bericht  ausführte,  sie  stellten  für  die  Lebens- 
versicherung besonders  günstige  Risiken  dar;  insbesondere  sei  ihre 
Lebensdauer  auch  eine  günstigere  als  die  der  sogenannten  »Massigen«, 
die  den  alkoholhaltigen  Getränken  nur  in  den  üblicher  Weise  als  zu- 
lässig erachteten  Grenzen  zusprechen.  Dieses  günstigere  Risiko  müsse 
nun  dadurch  anerkannt  werden,  dass  den  Abstinenten  die  Versiche- 
rungsleistung billiger  geboten  werde,  als  den  übrigen  Versicherten. 
Bei  der  Beurteilung  dieses  Verlangens  einer  besonderen  Behandlung 
der  Abstinenten  in  der  deutschen  Lebensversicherungspraxis  kommt 
Bischoff  zu  dem  Ergebnis,  dass  für  die  deutschen  Lebensversicherer 
nach  den  aus  dem  praktischen  Leben  geschöpften  Erfahrungen  und 
Anschauungen  die  ganze  Abstinenzfrage  ein  theoretisches  Problem  sei, 
dessen  Lösung  für  die  Lebensversicherung  nicht  einmal  versuchsweise 
der  Mühe  lohnt.      ^Uns  ist  derjenige  der  liebste  Versicherungskandidat, 


l)  Z>.  ^w^/wjf  (Leipzig),  Die  Versicherung   von  Abstinenten.    Kongressschr.  Bd,  I, 
S.  453- 
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der  weder  nach  der  einen  noch  nach  der  anderen  Richtung  extrem 
lebt,  sondern  weiss,  dass  modus  in  rebus  noch  immer  des  Lebens 
goldene  Regel  gewesen.  Das  ist  das  normale  Risiko,  dessen  die 
Lebensversicherung  benötigt.  Auf  sein  blosses  Abstinententum  hin 
aber  werden  wir  niemals  jemandem  Tarifvergünstigungen  zugestehen«. 
Dieser  Standpunkt  ist,  versicherungstechnisch  betrachtet,  richtig;  er 
fand  eine  gewichtige  Unterstützung  auch  durch  die  Versicherungsmedi- 
ziner \),  insbesondere  in  folgenden  Ausführungen  \on  Martms'^):  »Es 
liegt  tief  in  der  menschlichen  Natur  begründet,  dass  wir  der  Reizmittel 
nicht  ganz  entbehren  können,  und  die  physiologische  Wissenschaft  gibt 
Ihnen  dafür  die  Begründung.  Nehmen  Sie  alle  Reizmittel  aus  der  Ge- 
sellschaft hinweg,  so  ist  das  Leben  trostlos  und  öde,  und  so  ist  es 
erklärlich,  dass,  nicht  viele,  aber  einige  —  ich  bitte,  mich  nicht  miss- 
zuverstehen  — ,  nicht  die  Abstinenzler  schlechthin,  sondern  hie  und  da 
einmal  ein  Abstinenzler  das  Bedürfnis  empfindet,  den  Lebensreiz,  den 
er  früher  im  Alkoholgenusse  gefunden  hatte,  wo  anders  zu  suchen, 
und  da  kommt  meiner  Erfahrung  nach  in  erster  Linie  in  Betracht  der 
Tabak  und  vor  allen  Dingen  der,  ich  kann  wohl  sagen,  leider  Gottes 
heute  immer  mehr  zunehmende  Zigarettengebrauch  und  das  Zigaretten- 
rauchen. Es  unterliegt  mir  keinem  Zweifel,  meine  Herren,  dass  im 
überhandnehmenden  Zigarettenrauchen  ein  toxisches  Moment  gefunden 
werden  kann,  das  krank  machen  kann  und  insofern  auch  lebensver- 
kürzend wirkt. 

Es  wirkt  in  erster  Linie  auf  Herz  und  Gefässsystem  ein,  speziell 
auf  schlecht  veranlagte  Herzen.  Diese  Tatsache  beweist  schon,  dass 
der  Alkoholabstinenzler,  bloss  darum,  weil  er  gerade  Alkoholabstinenzler 
ist  und  das  Reizmittel  und  Gift  Alkohol  prinzipiell  verschmäht  und 
verabscheut,  noch  nicht  das  Recht  hat,  sich  nunmehr  vor  allen  übrigen 
als  den  normalen  Menschen  hinzustellen,  der  nun,  weil  er  gerade  dieses 
eine  Gift  nicht  für  sich  gebraucht,  ein  besseres  Risiko  darstelle  und 
deshalb  eine  Bevorzugung  bei   der  Versicherung  beanspruchen   könne. 

Herr  Kollege  Florschütz  hat  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass 
auch  die  Abstinenten  individuell  zu  bewerten  sind,  nach  der  Konstitution, 
nach  ihrer  Lebensweise  usw.  Da  möchte  ich  eben  gerade  auf  den 
Tabakmissbrauch  hinweisen.  Es  wäre,  abgesehen  auch  von  der  Alko- 
holabstinentenfrage  —  an  sich  möchte  ich  dazu  die  Anregung  geben 
— ,  durchaus  wünschenswert,  wenn  auch  der  Tabakgebrauch  und  A'Iiss- 
brauch  auf  einem  der  nächsten  Kongresse  für  Versicherungsmedizin 
diskutiert  würde.  Ich  möchte  nur  meine  subjektive  klinische  Ueber- 
zeugung  —  ich  kann  das  natürlich  nicht  statistisch  beweisen  — ,  meine 


1)  Florschütz  (Golha),  Die  Versicherung  von  Abstinenten.     Kongressschr.   Bd.  I, 
S.  479. 

2)  MartUis  (Rostock),  Kongressschr.  Bd.  111,   S.  209  fg. 
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ärztliche  Erfahrung  dahin  aussprechen,  dass  für  mich  ein  normaler 
Mensch  von  gesunder  Konstitution,  der  nach  allen  Richtungen  hin 
massig  lebt,  der  nur  soviel  trinkt  und  raucht,  als  er  individuell  ver- 
tragen kann,  eine  besondere  Chance  für  das  Leben  und  somit  auch 
ein  besseres  Risiko  darbietet  als  ein  Alkoholabstinenzler,  der  aber  den 
ganzen  Tag  das  Zigarettenrauchen  nicht  lassen  kann-.. 

Kann  sonach  der  Lebensversicherungsbetrieb  den  Abstinenten  in 
versicherungstechnischer  Beziehung  ein  Entgegenkommen  nicht  erweisen, 
so  möchte  eine  Unterstützung  der  Abstinenzbewegung  durch  die  Lebens- 
versicherung doch  in  anderer  Richtung  erwünscht  und  erstrebenswert 
scheinen.  Manchen  Abstinenten  kommt  es  nach  Bischoff%  zutreffender 
Meinung  bei  ihren  Wünschen  bezüglich  der  Lebensversicherung  vor 
allem  und  mehr  noch  als  auf  die  Verbilligung  der  Versicherung  darauf 
an,  dass  mit  Hilfe  der  Lebensversicherungsbetriebe  statistisch  der  un- 
widerlegliche Beweis  dafür  erbracht  wird,  wie  sehr  die  Lebensdauer 
der  Abstinenten  derjenigen  der  Massigen  überlegen  ist.  Solch  einen 
zifternmässigen,  augenfälligen  Nachweis  erachtet  man  für  eines  der 
vorzüglichsten  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus  und  der  aus 
ihm  erwachsenden  Schädigung  der  Volkswohlfahrt.  Jener  statistische 
Zweck,  meint  man,  »könnte  erreicht  werden  durch  ein  Abkommen  der 
verschiedenen  Gesellschaften,  wonach  sie  die  bei  ihnen  versichernden 
Mitglieder  von  Abstinenzvereinen  und  solche  Personen,  die,  ohne  einem 
derartigen  Vereine  angehören,  die  Frage  nach  dem  Alkoholgenuss  mit 
»Nein«  beantworten  und  diese  Versicherung  auf  regelmässige  Nachfrage 
innerhalb  gewisser  Zeiträume  bestimmt  und  glaubhaft  wiederholen, 
unter  besondere  Beobachtung  stellen  und  deren  Sterblichkeit  bekannt 
geben«. 

Würde  auf  solche  Weise  der  erhoiTte  Nachweis  erbracht,  so  würde 
damit  zweifellos  der  Abstinenzbewegung  ein  wesentlicher  Dienst  er- 
wiesen werden.  An  die  statistische  Sonderbehandlung  der  Abstinenten 
wird  indes  erst  dann  gedacht  werden  können,  wenn  der  Mitgliederkreis 
der  Abstinenzvereine  einmal  in  Deutschland  ein  ausserordentlich 
grosser  geworden  ist.  Bei  dem  jetzigen,  der  Zahl  nach  verhältnis- 
mässig geringen  Bestände  an  abstinenten  Versicherten  dagegen  erscheint 
eine  derartige  statistische  Sonderbehandlung  noch  nicht  angebracht. 
Abgesehen  davon  müsste  auch  Vorsorge  getroffen  sein,  die  durch  die 
Statistik  erwachsenden  Mehrarbeit  und  Kosten  der  Lebensversicherungs- 
industrie nicht  allein  aufzubürden,  vielmehr  müssten  der  Staat  und  ev. 
die  Abstinenzvereine  zu  der  Kostenbestreitung  meines  Erachtens  heran- 
gezogen werden,  da  es  sich  hierbei  nicht  um  ausschliessliche  Sonder- 
interessen des  Lebensversicherungsbetriebs,  sondern  um  allgemein  soziale 
Interessen  handelt. 

Ueber  den  Umfang  der  Abstinenzbewegung  wurde  dem  Kongress 
nur  von  einer  Seite  berichtet  und  zwar  für  Dänemark.    »Die  Abstinenz- 
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bewegungc,  führte  Vaktitiner'^)  aus,  »ist  in  Dänemark  ziemlich  alt,  der 
allgemeinen  Neigung  der  Bevölkerung  zu  alkoholischen  Getränken,  ins- 
besondere Branntwein,  entsprechend.  Nach  der  Statistik  wird  in  Däne- 
mark mehr  Alkohol  für  den  Kopf  verbraucht  als  in  irgend  einem 
anderen  Lande.  Doch  glaube  ich,  der  Ruf  Dänemarks  in  dieser 
Beziehung  ist  schlimmer  als  die  Wirklichkeit,  indem  eine  grosse  Menge 
des  produzierten  Alkohols  zu  technischen  Zwecken  verbraucht  wird. 
Schon  im  Jahre  1858  bildete  sich  die  erste  Abstinentengesellschaft. 
Ihr  Dasein  bleibt  aber  ziemlich  unbemerkt  und  die  Zahl  ihrer  Mit- 
glieder ist  nur  sehr  gering.  Erst  im  Jahre  1879  wird  die  Bewegung 
reger  und  es  bilden  sich  mehrere  Gesellschaften.  Die  grösste  Ab- 
stinenzlergesellschaft in  Dänemark,  >;Danmarks  Afholdsforening«,  um- 
fasst  jetzt  etwa  65  000  Menschen.  Diese  Gesellschaft  wurde  im  Jahre 
1879  '^'"'t  "^'^"  25  Mitgliedern  gebildet.  Die  Gesellschaft  hatte: 
im  Jahre  1886  17  038  Mitglieder 
»        »       1890    20000  » 

->        »       1895    35736  » 

»        »       1900    51  138  » 

»        ■>'       1905    65  000  » 

Man  sieht,  dass  der  Zuwachs  in  den  späteren  Jahren  ziemlich 
gleichmässig  ist.  Neben  der  genannten  grossen  Organisation  gibt  es  aber 
eine  ganze  Reihe  von  Gesellschaften,  die  alle  im  Wachsen  begriffen 
sind  und  von  denen  einige  mehr  als  zehntausend  Mitglieder  zählen. 
So  können  genannt  werden: 

»N.  I.  O.  (i.  T.«  (Nordisk  independent  Order  of  good  templars), 
28  154  Mitglieder, 

■  \.  O.  G.  T.«  (Independent  Order  of  good  templars),  10613  Mit- 
glieder, 

»Blaa  ICors«,   10  112  Mitglieder  (diese  Gesellschaft  ist  evangelisch), 

»Afholdssamfundet«,  7076  Mitglieder,  und  eine  grosse  Reihe  von 
kleineren  Organisationen.  Im  ganzen  kann  man  wohl  sagen,  dass  in 
Dänemark  150000  Abstinenzler  sicli  befinden  und  dass  die  Abstinenz- 
bewegung in  stetem  Zunehmen  ist. 

Da  die  ganze  Bevölkerung  Dänemarks  aus  etwa  2700000  Menschen 
besteht,  machen  die  Abstinenzler  einen  nicht  ganz  geringen  Teil  dieser 
Bevölkerung  aus.« 

Eine  Frage  von  weittragendster  Bedeutung  behandelte  Punkt  VI 
der  Tagesordnung :  Die  Besteuerung  der  Versicherung. 
Für  Deutschland    hatte    Evnninghaus-)    den    Bericht   übernommen.     Er 

1)  H.  Villen tifter  (Kopenhagen),  Die  Versicherung  von  Abstinenten  in  Dänemark. 
Kongressschr.  Bd.  I,  .S.  249. 

2)  Emminghaus  (Gotlia) ,  Die  Besteuerung  der  Versicherung.  —  Dem  Bericht 
lag  zu  gründe  die  von  Emminghaus  veröffentlichte  Schrift:  Die  Steuergesetzgebung 
der   deutschen    Ijundesstaaten   über  dab  Versiciierungbwesen.    Berlin.    Mittier  ^:  Sohn. 
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Stellte  die  prinzipale  Forderung,  dass  die  Versicherung  vor  jeder  ihre 
Entwicklung  hemmenden  steuerlichen  Sonderbelastung  behütet,  dass 
ihrer  eigentümlichen  wirtschaftlichen  Bedeutung  in  der  Steuergesetz- 
gebung die  sorgfältigste  Rücksicht  geschenkt  werden  niuss. 

Damit  wird  nicht  ein  Steuerprivileg  für  Versicherungsunternehmun- 
gen gefordert.  >.Viele  derselben,  die  meisten  unzweifelhaft,  sind  und 
werden  keineswegs  begründet  als  Akte  einer  gewissen  Kulturmission, 
sondern,  wie  weitaus  die  meisten  wirtschaftlichen  Unternehmungen 
überhaupt,  mit  der  Absicht  des  Gewinns,  und,  da  jede  vernünftige 
Steuergesetzgebung  ihren  Hebel  vorzugsweise  da  ansetzt,  wo  wirtschaft- 
liche Tätigkeiten  es  auf  Gewinn  absehen,  ist  es  ganz  selbstverständlich, 
dass  auf  Gewinn  berechnete  Versicherungsunternehmungen  steuerlich 
auf  gleichem  Fusse  behandelt  werden  mit  allen  anderen  Gewerben«^). 

Im  einzelnen  verlangt  Ejiiminghaics,  dass  die  Besteuerung  der 
Unternehmung  lediglich  an  ihrem  Sitz  erfolgt,  soweit  es  sich  um 
eine  Besteuerung  handelt,  die  mit  Geschäfts-Gewinn  oder  Verlust  in 
irgend  einer  direkten  oder  indirekten  Beziehung  steht  —  Einkom- 
men-, Gewerbesteuer,  diese,  wenn  sie  das  Geschäft,  nicht  seine 
einzelnen  Organe  als  Gewerbetreibende,  treffen  soll.  Das  Gleiche  soll 
für  die  Besteuerung  des  Vermögens  der  Versicherungs-Unternehmung 
gelten,  welches,  wie  es  auch  über  das  Geschäftsgebiet  zerstreut  sein 
mag,  doch  nur  den  Zwecken  des  Ganzen  diene  und  als  ungeteiltes 
Ganze  in  dem  Aktiv-Ueberschuss  der  Bilanz  zur  Erscheinung  komme 
mid,  wenn  auch  seine  verschiedenen  Bestandteile  von  der  Steuer  in 
verschiedenem  Masse  erfasst  werden,  eben  doch  nur  am  Sitze  der 
Unternehmung  gerechtermassen  zur  Steuer  herangezogen  werden  könne. 

Mit  besonderer  Schärfe  wendet  sich  Emminghaus  gegen  die  Be- 
lastung der  Feuerversicherungsunternehmungen  mit  Beiträgen  für  die 
Lösch-  und  Bergungseinrichtungen:  »Weil  gute  Lösch-  und  Bergungs- 
einrichtungen offenbar  die  Zahl  verheerender  Brände  einschränken  und 
ihre  zerstörende  Wirkung  abschwächen  können ,  liegt  es  der  G  e- 
dankenlosigkeit  nahe,  Feuerversicherungsunternehmungen  zu  den 
Kosten  jener  Einrichtungen  durch  Steuerauflagen  heranzuziehen.  Als 
wenn  diese  Einrichtungen  den  Feuerversicherern  zuliebe  getroffen 
wären,  als  wenn  sie  nicht  den  NichtVersicherten  noch  in  höherem 
Masse  dienten,  wie  den  vorsichtigen  Versicherten,  als  ob  die  Versicherer 
nicht  ihren  vollen  und  gerechten  Anteil  an  den  Kosten  jener  Ein- 
richtungen in  der  Form  entrichteten,  dass  sie  niedrigere  Prämien  be- 
rechnen, wo  jene  Einrichtungen  gut,  und  höhere,,  wo  sie  mangelhaft  sind  !« 

Man  möchte  sich  doch  da  fragen,  auf  welcher  Seite  die  Gedanken- 
losigkeit grösser  ist.  Wenn  sämtliche  Steuerpflichtigen,  etwa  durch  das 
Mittel  der  Kommunalsteuer,  zu  Beiträgen  für  das  Feuerlöschwesen  her- 


\)  Emminghaus,   Kongressschr.   Bd.  I,   S.   642. 
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angezogen  würden,  so  hätten  die  nicht  versicherten  Steuerpflichtigen 
als  Gegenleistung  hierfür  einen  mehr  oder  weniger  ausreichenden  Feuer- 
schutz, die  versicherten  Steuerpflichtigen  aber  ausserdem  gegebenen- 
falls den  Vorteil  eines  Prämienrabatts  seitens  ihrer  Versicherer,  worauf 
Evmiinghaus  selbst  hinweist.  Dieser  besondere  Vorteil  der  versicherten 
Steuerpflichtigen  würde  aber  für  die^e  mit  auf  Kosten  der  nichtver- 
sicherten  Steuerpflichtigen  erzielt;  man  kann  sonach  gegen  die  von 
Emminghaus  vertretene  Anschauung  den  Einwand  erheben ,  dass  den 
nichtVersicherten  Steuerpflichtigen  nicht  zugemutet  werden  kann,  durch 
Feuerlöschbeiträge  zur  Entlastung  der  versicherten  Steuerpflichtigen  in 
ihrer  Eigenschaft  als  Versicherungsnehmer  beizutragen.  Abgesehen 
davon  übersieht  Emviinghatis,  dass  der  Kreis  der  Steuerpflichtigen  sich 
im  wesentlichen  mit  dem  Kreis  der  Feuerversicherungsnehmer  deckt, 
dass  also  eine  unmittelbare  Besteuerung  der  Steuerpflichtigen  zu  Zwecken 
des  Feuerlöschwesens  dieselben  Personen  treffen  würde,  die  schon  jetzt 
die  Feuerlöschbeiträge  aufzubringen  haben,  denn  selbstredend  sind  das 
nicht  die  Gesellschaften,  sondern  ihre  Versicherungsnehmer,  auf  die 
die  Feuerlöschbeiträge  durch  das  Mittel  der  Prämie  abgewälzt  werden. 
Bei  dieser  Sachlage  ist  entschieden  der  einfachere  Weg,  die  Feuerlösch- 
beiträge von  den  Gesellschaften  zu  erheben.  Offen  bliebe  dann  nur 
die  Frage,  ob  der  Staat  überhaupt  begründeten  Anspruch  auf  diese 
Sonderbesteuerung  hat.  Dies  ist  zu  bejahen  mit  dem  Hinweis  darauf, 
dass  die  Meidung  und  Unterdrückung  von  Feuerschäden  nicht  der  privaten 
Initiative  allein  überlassen  werden  kann,  wie  gerade  die  innere  Geschichte 
der  Feuerversicherung  lehrt,  sondern  im  Interesse  der  Wohlfahrt  des 
Volksganzen  der  staatlichen  Förderung  und  Ueberv/achung  bedarf,  um 
wirklich  zweckmässig  und  tunlichst  ausreichend  ausgebildet  zu  werden. 
Ueber  die  Besteuerung  der  Versicherung  im  Auslande  lagen  Be- 
richte vor  für  Dänemark  1),  Frankreich-),  Grossbritannien ^),  Oester- 
reich*),    Schweden^),    Schweiz*'),    Ungarn^)    und    die   Vereinigten   Staa- 

1)  y.  P.  Gram  (Kopenhagen),  Ueber  die  Besteuerung  der  Lebensversicherungs- 
gesellschaften in  Dänemark.    Kongressschr.   Bd.   I,   S.  633 — 638. 

2)  Georges  Pannier  (Paris),  Des  impots  qui  frappent  l'assurance.  Kongressschr. 
Bd.  I,  S.  655—676. 

3)  y.  E.  Faulks  (London),  On  ihe  taxation  of  life  assurance  offices  in  Great  Britain 
and  Ireland.  Kongressschr.  Bd.  I,  S.  679 — 684.  W.  A.  Sim  (Edinburgh),  Taxes  imposed 
upon  Insurance  companies  in  the  United  Kingdom.    Kongressschr.  Bd.  I,  S.  687 — 700. 

4)  yames  Klang  (Wien) ,  Die  Steuer-  und  Gebiihrengesetzgebung  über  das  Ver- 
sicherungswesen  in  Oesterreich.     Kongressschr.  Bd.   L  S.   705—726. 

5)  Karl  Herlitz  (Stockholm),  Die  Besteuerung  von  Versicherungsgesellschaften  in 
Schweden.    Kongressschr.  Bd.  I,  S.  731 — 733. 

6)  Max  de  Cerenville  (Geneve),  Des  impots  qui  frappent  l'assurance  en  Suisse. 
Kongressschr.   Bd.   I,  S.   737 — 739. 

7)  Paul  Roth  (Budapest),  Die  Steuergesetzgebung  Ungarns  über  das  Versiche- 
rungswesen,   Kongressschr.  Bd.  I,  S.  741 — 747- 
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teil  V). 

Diese  pragmatischen  Darstellungen  der  Versicherungs-Steuergesetz- 
gebung im  Ausland  bieten  für  die  in  Aussicht  genonimene  reichsgesetz- 
liche einheitliche  Regelung  der  Versicherungsbesteuerung  in  Deutsch- 
land wertvolles  Vergleichsmaterial. 

Das  Thema  des  letzten  Punktes  der  Tagesordnung  bildeten  »Die 
Grenzen  der  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  m  ö  g  1  i  c  h  k  e  i  t ;.  Die  Kongress- 
leitung hätte  besser  getan,  die  Behandlung  dieses  Problems  in  die  Ab- 
teilung .Denkschriften«  zu  verweisen,  da  sie  sich  für  Kongress  v  e  r- 
h  a  n  d  1  u  n  g  e  n  ,  wie  vorauszusehen  war  und  wie  die  Diskussion  zeigte, 
notwendig  als  wenig  fruchtbar  erweisen  musste.  Grund  liierfür  ist, 
dass  die  Lösung  des  Problems  auszugehen  hat  von  der  Aufstellung 
einer  Begriffsbestimmung  der  Versicherung.  Damit  er- 
weist sich  aber  dieses  Problem  für  einen  Kongress  als  indiskutabel, 
denn  die  Auffassung  vom  Wesen  der  Versicherung,  die  Begriffsbestim- 
mung der  Versicherung  ist  zurzeit  in  den  beteiligten  Fachkreisen  noch 
eine  so  vielfältige  und  verschiedene,  dass  allein  die  hieraus  entsprin- 
genden Meinungsverschiedenheiten  nicht  in  dem  zeitlich  engen  Rahmen 
einer  Kongressverhandlung  auch  nur  annähernd  gründlich  zur  Erörterung 
kommen  können.  Dies  zeigte  sich  auch  bei  der  Aussprache,  die  sich 
an  die  vom  Berichterstatter  Einminghaus-)  vorgetragene  Begriffsbestim- 
mung der  Versicherung  anknüpfte.  Emminghaus  hatte  sich  die  von 
Manes  aufgestellte  Begriffsbestimmung  zu  eigen  gemacht,  wonach  man 
unter  Versicherung  (im  wirtschaftlichen  Sinn)  zu  verstehen  hat:  »auf 
Gegenseitigkeit  beruhende  wirtschaftliche  Veranstaltungen  zwecks 
Deckung  zufälligen  schätzbaren  Vermögensbedarfs«  ^).  Diese  Begriffs- 
bestimmung, die  Anklänge  an  die  oberflächliche  Arbeit  von  Hülsse^) 
enthält,  ist  unvollständig  und  teilweise  falsch.  Das  Merkmal  der  Schätz- 
barkeit des  Bedarfs  ist  z.  B.  ein  rein  versicherungstechnisches  Mo- 
ment, das  mit  dem  wirtschaftlichen  Begriff  der  Versicherung  nichts  zu 
tun  hat. 

Die  Bezeichnung  Veranstaltung  ist  zu  allgemein  gehalten  und 
bringt  jedenfalls  nicht  die  der  Versicherung  gerade  eigenartige  Vereini- 
gung einer  Mehrheit  von  Wirtschaftssubjekten  zum  Ausdruck  ^^j.     Ueber- 

1)  Sydney  V.  Ogden  (Newark  [New  Jersey]),  Taxation  of  life  Insurance  companies 
in  the  United  States.    Kongressschr.   Bd.  I,  S.   751  —  760. 

2)  Emminghaus,  Die  Grenzen  der  Versicherungsmöglichkeit.  Kongressschr.  Bd.  I, 
S.  767. 

3)  Manes,  Versicherungswesen  S.  i.    (Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1905.) 

4)  Hülsse ,  Die  Versicherung  als  Deckung  eines  ungewissen  Bedarfs.  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Versicherungswissenschaft,   Bd.  III,   S.   539  ff- 

5)  Ich  definiere  die  Versicherung  im  wirtschaftlichen  Sinn  als  »Vereinigung  zahl- 
reicher Einzelwirtschaften  zwecks  gemeinschaftlicher  gegenseitiger  Deckungsmittelge- 
währung für  den  durch  ein   drohendes  zufälliges  verlustbringendes  Ereignis  erwachsen- 
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haupt  unbeachtet  bleibt  in  der  Definition  von  Manes  der  Umstand,  dass 
der  Bedarf  in  Beziehung  zu  einem  vorausgegangenen  Verhist  stehen  muss. 

Auf  die  Mängel  der  von  Manes  aufgestellten  Definition  wies  auch 
treftend  Blaschke  hin,  indem  er  ausführte^) :  »Nach  der  Definition  heisst 
es:  J.Versicherungsanstalten  sind  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  wirt- 
schaftliche Vereinigungen,  zwecks  Deckung  zufälligen  schätzbaren  Ver- 
mögensbedarfes«. Ich  glaube,  auf  die  Beamtenvorschussvereine  lässt 
sich  diese  Definition  ebenso  gut  anwenden.  Ich  bitte,  die  Definition 
mit  dem  Begriffe  des  »Beamtenvorschussvereins«  zu  vergleichen.  Der 
Beamtenvorschuss  ist  ein  zufälliger  Vermögensbedarf,  denn  für  den  re- 
gulären Bedarf  hat  der  Gehalt  vorzusorgen.  Er  ist  messbar.  Sie  wer- 
den mir  freilich  sagen,  das  sei  nicht  so  gemeint,  er  müsste  statistisch 
messbar  vom  Standpunkte  der  Darlehnsgeber  aus  oder,  sagen  wir,  von 
Seiten  der  Versicherer  aus  sein.  Ich  glaube,  das  liegt  in  der  Definition 
nicht,  wenigstens  im  Wortlaute  nicht  und  ist  nur  eine  überaus  geistvolle 
Interpretation  des  Herrn  Emminghaus.  Es  scheint  mir  demnach,  dass 
die  Definition  nicht  stringent  ist.« 

Neben  der  Erörterung  des  Begriff's  der  Versicherung  blieb  für  das 
eigentliche  Thema:  >Die  Grenzen  der  Versicherungsmöglichkeit«,  nur 
wenig  Raum.  Der  zweite  deutsche  Berichterstatter  Bleicher-],  wies 
richtig  darauf  hin,  dass  sich  die  Aufgabe,  die  Grenzen  der  Versiche- 
rungsmöglichkeit objektiv  und  allgemein  zu  umschreiben,  überhaupt  nicht 
lösen  lässt.  &Wenn  wir  hier  auf  die  Geschichte  und  Organisation  der 
einzelnen  Versicherungszweige,  bei  welchen  der  Schwerpunkt  teils  in 
den  grossen  Erwerbsgenossenschaften,  teils  in  grossen  Gegenseitigkeits- 
vereinen, teils  in  unzähligen  kleinen  nach  örtlicher  oder  beruflicher 
Gliederung  geschiedenen  Vereinen  liegt,  hinweisen  und  noch  auf  die 
Bedeutung  aufmerksam  machen,  die  vielfach  die  Einführung  des  Ver- 
sicherungszwanges für  die  Gewöhnung  des  Publikums  gehabt  hat,  wird 
zugegeben  werden  müssen,  dass  es  sich  im  Einzelfalle  weniger  um  die 
Frage  dreht:  Ist  eine  Versicherung  zweckmässig  und  möglich?  —  viel- 
mehr wird,  wenn  das  Bedürfnis  für  eine  solche  sich  in  einem  bestimm- 
ten Umfange  entwickelt  hat,  die  Frage  lauten :  Aufweiche  Weise 


den  Vermögensbedarf«.  Davon  scheide  ich  scharf  die  Versicherung  im  Rechtssinne, 
unter  der  ich  verstehe  »Das  zwischen  zwei  Personen  bestehende  Rechtsverhältnis, 
kraft  dessen  die  eine  Partei  (Versicherer)  gegen  Entgelt  (Prämie)  der  anderen  (Ver- 
sicherungsnehmer) verpflichtet  ist,  mittelst  in  gleicher  Weise  erzielter  Entgelter  Ersatz 
für  drohenden  zufälligen  Vermögensschaden  zu  leisten«.  Die  Versicherungs- 
technik endlich  dient  der  »rechnerischen  Ermittlung  angemessener  Versiche- 
rungsprämien (Prämientechnik) ,  Versicherungsleistungen  (Schadentechnik)  und  Ueber- 
schuss Verwendung  (Cievvinntechnik)«. 

1)  Kongressschr.  Band  III,   S.   265. 

2)  Bleicher,    Die    Grenzen    der    Versicherungsmöglichkeit.     Kongressschr.    Bd.   I, 
^-  783-792. 
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lässt  sich  die  der  Eigentümlichkeit  des  betreffen- 
den Versicherungszweiges  am  besten  Rechnung  tra- 
gende Organisation  schaffen?  So  lange  der  beste  Weg  für 
diese  im  Einzelfalle  nicht  gefunden  ist  (vvir  erinnern  an  die  Beispiele 
der  Kreditversicherung,  Arbeitslosigkeitsversicherung,  Invalidenversiche- 
rung u.  s.  w.),  werden  die  Ansichten  der  an  der  Versicherung  inter- 
essierten Bevölkerungskreise  einerseits  und  der  Versicherungsfachmänner 
anderseits  über  die  Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit,  Durchführbar- 
keit und  Rentabilität  einer  Versicherung  vielfach  sehr  geteilt  sein. 
Und  so  beantwortet  man  die  gestellte  Hauptfrage :  »Lässt  sich  eine 
Grenze  der  Möglichkeit,  eine  Versicherung  zu  betreiben,  festsetzen?«: 
am  besten  mit:  Nein!  —  es  wird  nach  unserer  Ansicht  bei  der  Prüfung 
von  Fall  zu  Fall  bleiben  müssen ;  rein  theoretische  Erwägungen  allge- 
meiner Natur  führen  hier  nicht  zum  Ziele«  ^). 

Aus  dem  Ausland  lagen  zu  dem  Thema  nur  zwei  Berichte  vor,  von 
Douglas  Watson")  und  Hugh  W.  Brown^).  Ersterer  Berichterstatter  be- 
schränkte sich  auf  die  Prüfung  der  Frage,  welche  Arten  von  Versiche- 
rungen   durch    die   englischen    Gesetze    erlaubt   bez.    verboten  sind. 

Von  den  Denkschrift  e  n  ,  die  dem  Kongress  vorgelegt  waren, 
ohne  Gegenstand  der  Verhandlungen  zu  bilden,  seien  hier  zunächst 
die  über  die  »Fortschritte  der  Sterblichkeitsforschung«  handelnden  er- 
wähnt. Ballod  schickt  seiner  Abhandlung*)  einen  kurzen  historischen 
Ueberblick  über  die  Entwicklung  der  Sterblichkeitsforschung  in  Preus- 
sen  voraus.  Hiernach  ist  in  Preussen,  wie  auch  fast  in  allen  anderen 
Staaten  (von  Schweden  abgesehen),  die  Erhebung  und  Verarbeitung 
des  statistischen  Urstoffes  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhun- 
derts so  weit  vervollkommnet  worden,  dass  eine  genauere  Erforschung 
der  Sterblichkeitsverhältnisse  unter  Zugrundelegung  der  Alterssterblich- 
keit erfolgen  konnte.  Die  an  sich  so  geistvollen  und  interessanten 
Ausfühlungen  Süssmilch?.  basieren  auf  nur  sehr  summarischen  Angaben. 
Auch  für  den  ganzen  Zeitraum  von  1816  — 1860,  als  in  Preussen  be- 
reits ein  statistisches  Bureau  bestand,  das  das  bei  den  Volkszählungen 
gewonnene  Material  sowohl  als  die  Ergebnisse  der  Bevölkerungsbewe- 
gung verarbeitete,  sind  doch  nur  recht  allgemeine  Verhältniszahlen  be- 
rechnet worden :  es  sind  da  veröffentlicht  Angaben  über  die  Geburten-, 
Sterbe-  und  Heiratsziffer  für  die  gesamte  Bevölkerung.  Die  erste 
Sterbetafel  für  Preussen   ist  für  die  Zeit  1859 — 1864  von  Becker,    dem 

i)  Bleicher  a.  a.  O.  S.   792. 

2)  y.  Douglas  Watson  (London),  Limits  within  which  insuiance  is  possible.  Kon- 
gressschr.  Bd.  I,  S.  797 — 802. 

3)  Hugh  W.  Brown  (Edinburgh),  Limits  within  which  insuiance  is  possible. 
Kongressschr.  Bd.  I,  S.  807 — 816. 

4)  C,  Ballod  (Berlin),  Die  Fortschritte  der  Sterblichkeitsforschung  in  Preussen. 
Kongressschr.  Bd.  II,  S.  7. 
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nachmaligen  ersten  Direktor  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amtes, 
allerdings  auch  in  nur  sehr  summarischer  Weise,  unter  Ausscheidung 
von  5  und  lojährigen  Altersklassen,  berechnet  worden^).  Sodann  ist 
von  BoeckJi  für  das  Jahr  1865  eine  Sterbetafel  unter  Zuhilfenahme  von 
Interpolationen  errechnet^).  Eine  wirklich  genaue  Berechnung  konnte 
aber  erst  durchgeführt  werden,  als  vpan  eine  bessere  Einteilung  der 
Gestorbenen,  nach  einjährigen  Altersklassen,  durchgeführt  hatte.  Eine 
solche  genaue  Einteilung  nach  Geburtsjahres-  und  Altersklassen  gibt 
es  erst  1876;  für  die  Altersklassen  ist  allerdings  auch  die  vollständige 
Verarbeitung  erst  seit  1901  im  Gange;  für  die  Zeit  von  1876 — 1900 
sind  die  Altersklassen  nur  bis  zum  20.  Lebensjahre  nach  einjährigen, 
sodann  nur  nach  fünfjährigen  Intervallen  vorhanden.  Eine  wirklich 
den  Anforderungen  der  statistischen  Theorie  genügende  Sterblichkeits- 
tafel wird  man  daher  erst  in  einigen  Jahren  berechnen  können.  In- 
dessen ist  doch  schon  bei  der  gegenwärtigen  Sachlage  bez.  bei  dem 
Material,  das  Preussen  seit  1876  besitzt,  eine  Genauigkeit  zu  erzielen, 
wie  dies  bei  keinem  anderen  grösseren  Staat  möglich  ist,  weil  fast 
alle  anderen  Staaten  entweder  nur  Angaben  über  die  Altersjahre  der 
Gestorbenen  oder  die  Kalenderjahre  der  Geburt  derselben  besitzen. 

Eine  vollständige  Sterbetafel  für  den  Preussischen  Staat  in  seinem 
jetzigen  Umfange  ist  auf  Grund  der  Sterblichkeitsangaben  für  die  ein- 
zelnen Kalendergeburtsjahresklassen  zuerst  von  dem  Freiherrn  ?•.  Fircks 
für  die  Jahre  1867,  1868,  1872,  1875,  1876,  1877  berechnet  und  ver- 
öffentlicht worden.  Wie  man  sieht,  hat  Freiherr  v.  Fircks  die  Kriegs- 
jahre und  überhaupt  auch  die  anderen  Jahre  einer  erhöhten  Sterblich- 
keit ausser  acht  gelassen,  wohl,  weil  es  ihm  daran  lag,  die  normale 
Sterblichkeit  zu  ermitteln.  Die  von  Fircks%c\\&  Tafel  weist  nichtsdesto- 
weniger durchweg  ungünstigere  Daten  für  die  mittlere  bez.  »durch- 
schnittliche fernere  Lebensdauer  auf,  als  die  ältere  Tafel  von  Becker 
(aus  den  Jahren  1859 — 1864).  Den  Werten  der  Fircks%c\\txi  Tafel  sehr 
nahe  kommt  die  Sterbetafel  von  Becker  für  das  Deutsche  Reich  für 
die  Jahre  1872 — 1881,  welche  letztere  freiHch  methodologisch  viel 
höher  steht.  Von  späteren  Sterbetafeln  ist  noch  eine  von  v.  Fircks 
für  die  Jahre  1890/91  berechnete  zu  erwähnen,  die  allerdings  methodo- 
logisch einen  Rückschritt  bedeutet,  jedoch  für  summarische  Vergleiche 
immerhin  geeignet  ist^j.  Dieselbe  ergibt  eine  bedeutende  Abminde- 
rung  der  Sterblichkeit  und  eine  erhebliche  Zunahme  der  mittleren 
Lebensdauer.  Dies  allerdings  in  erster  Linie  nur  für  die  jüngeren 
Altersklassen,  die  Sterblichkeit  der  reiferen  Altersklassen  hat  sich 
kaum   merklich   verändert.     Dasselbe   ist   aus    der  von  Ballod  für    die 

1)  Veröffenüicht  in  der  Zeitschrift  des  Kgl.  Preuss.  Statist.  Bureaus  1869.  S.  140  fF. 

2)  Hildebramh  Jahrbücher  f.  Nationalökonomie  und  Statistik  1875,  S.   201  ff. 

3)  Zeitschrift  des  Königl.  Preuss.  Statist.  Bureaus  1897,  S.  141. 
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Jahre  i88i — 1890  und  für  1894 — 1897  berechneten  vSterbetafel  zu  er- 
sehen^). 

Gegenwärtig  bez.  im  Jahre  1905/06  sind  im  Königl.  Preuss.  Statist. 
Landesamt  etwa  50  Sterbetafeln  für  die  Zeit  von  1891  — 1900  bez.  1896 
— 1900  imd  1900 — 190T  fertiggestellt  worden,  von  denen  bereits  6  Ta- 
fehi  veröffentlicht  sind-),  die  anderen  noch  im  Laufe  des  Jahres  er- 
scheinen werden.  Es  ist  bei  diesen  Berechnungen  gleichzeitig  Wert 
gelegt  auf  eine  Unterscheidung  der  Sterblichkeit  in  Stadt  und  Land, 
welche  Unterscheidung  nach  dem  vorliegenden  statistischen  Urmaterial 
bequem  durchführbar  ist,  die  aber  bei  den  früheren  Berechnungen,  so 
auch  bei  den  v.  Fircks%z\\txi  Tafeln  für  1 890/1 891  vernachlässigt  worden 
ist,  offenbar  weil  v.  Fircks  diese  Unterschiede  für  bedeutungslos  ge- 
halten hat.  Eine  genaue,  vollständig  erschöpfende  Erfassung  der 
Sterblichkeitsverhältnisse  wäre  freilich  erst  geboten,  wenn  man  die 
Sterblichkeit  der  einzelnen  Berufe,  ebenfalls  getrennt  nach  Land  und 
Stadt,  feststellen  könnte.  Leider  ist  eine  derartige  Forderung  an  der 
Hand  des  bis  jetzt  vorhandenen  Materials  nicht  erfüllbar.  Es  sind 
aber  Anstalten  getroffen,  um  von  1905  an  die  Gestorbenen  wenigstens 
nach  Beruf  und  5  jährigen  Altersklassen  zu  gliedern.  Im  Anschluss  an 
die  nächste,  im  Jahre  1907  stattfindende  Berufszählung  werden  alsdann 
in  einigen  bez.  3 — 4  Jahren  genauere  Angaben  über  die  Berufssterb- 
lichkeit wenigstens  für  die  wichtigsten,  etwa  20  Berufe    möglich    sein. 

Ueber  den  Stand  und  das  bisherige  Ergebnis  der  Arbeiten  zur 
Herstellung  einer  Absterbeordnung  aus  Beobachtungen  an  österrei- 
chischen Versicherten  erstattet  Klang  ^)  einen  ausführlichen  und 
wertvollen  Bericht.  Ferner  liegen  Arbeiten  vor  von  Wester- 
gaard^)  für  Dänemark,  Äohde^)  für  Deutschland,  Wmter^)  für  Gross- 
britannien ,    Dickmann  "') ,    Fredhohn  ^) ,     af    Ugglas  ^)     für    Schweden, 

i)  Abgedruckt  in  der  »Lebensfähigkeit  der  ländlichen  und  städtischen  Bevölke- 
rung Leipzigs  1897   und  der  mittleren  Lebensdauer  in  Stadt  und  Land«,  Leipzig  1899. 

2)  Statist.  Korrespondenz,   27.  Mai   1905. 

3)  James  Klang  (Wien),   Kongressschr,  Bd.  II,   S.   81. 

4)  Harald  Westergaard  (Kopenhagen),  Die  Fortschritte  der  Sterblichkeitsstatistik 
in  Dänemark.    Kongressschr.   Bd.   II,   S.   3  —  5. 

5)  Fritz  Rohde  (Magdeburg),  Selbständige  und  unselbständige  Witwen-  und  Wai- 
senversicherung, Kongressschr.  Bd.  II,   S.  17 — 56. 

6)  Arthur  T.  Winter  (London),  Life  assurance  in  India.  Kongressschr.  Bd.  II, 
S.   61—80. 

7)  Karl  Dickmann  (Stockholm),  Ueber  die  Sterblichkeit  normal  versicherter  Män- 
ner in  Schweden.    Kongressschr.  Bd.   II,   S.   I19  — 136. 

8)  Z.  Fredholm  (Stockholm),  Zur  Frage  der  Gegenauswahl.  Kongressschr.  Bd.  II, 
S.  137—140. 

9)  Graf  Samuel  af  Ugglas  (Stockholm),  Untersuchung  der  Sterblichkeit  unter 
normalen  Leben  nach  den  Erfahrungen  von  neunzehn  skandinavischen  und  finnischen 
Lebensversicherungsanstalten.    Kongressschr.  Bd.  II,  S.  143 — 174. 
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Riem'^)    für  die  Schweiz,    Dawson-),    ShepparcP) ,  Bann^]  für  die  Ver- 
einigten Staaten. 

Eine  weitere  Gruppe  von  Denkschriften  ist  unter  dem  Titel : 
-Fortschritte  auf  dem  Gebiet  des  Unterrichts  in  Versicherungs-Wissen- 
schaft« zusammengefasst.  Mit  den  Verhältnissen  in  Deutschland  hat 
sich  Bischoff^)  befasst.  Aufgabe  seines  Berichtes  ist :  die  Beurteilung 
des  Werts  der  bisher  erzielten  Fortschritte  und  die  Angabe,  in 
welchem  Sinne  etwa  ein  weiteres  Fortschreiten  des  Unterrichts  in 
Versicherungs-Wissenschaft  erforderlich  ist,  mag  die  Belehrung  der 
Versicherungspraktiker  oder  die  Belehrung  der  anderen  Versicherungs- 
interessenten (der  Versicherungsnehmer,  der  öffentlichen  Meinung,  der 
Presse,  der  Parlamentarier,  der  Verwaltungsbeamten,  der  Richter  u.  s.  w.) 
in  Frage  stehen.  In  seinen  kritischen  Erörterungen  bezeichnet  Bischoff 
es  als  einen  Mangel  der  herrschenden  Versicherungslehre,  dass  sie  bei 
der  von  ihr  vorgenommenen  Zweckbestimmung  des  Versicherungs- 
wesens im  wesentlichen  nur  von  ökonomischen  Gesichtspunkten  aus- 
geht. »Ich  meine«,  führt  er  aus,  »man  kann  Zweck  und  Aufgabe  des 
Versicherungswesens  nur  richtig  erfassen,  wenn  man  in  letzterem  nicht 
lediglich  einen  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  faktor,  sondern  einen  Kultur  faktor 
im  weitesten  Sinne  des  Wortes  erblickt,  d.  h,,  wenn  man  nicht  lediglich 
denjenigen  Einfluss  berücksichtigt,  den  dieses  soziale  Gebilde  auf  die 
Produktionsfähigkeit  des  Volkes  und  auf  den  Besitzstand  der  versicherten 
Individuen  gegebenenfalls  ausübt,  vielmehr  darüber  hinaus  die  gesamten 
Wirkungen  beachtet,  die  das  Versicherungswesen  in  allen  seinen  Einzel- 
heiten und  Beziehungen  auf  unsere  G  e  s  a  ra  t  k  u  1 1  u  r  ,  auf  den  Zustand 
unseres  Volkslebens,  auf  den  W'erdegang  und  die  Gesundung  unserer 
Lebensverhältnisse  überhaupt  auszuüben  vermag.«  Unter  Kultur  ver- 
steht Bisc/wff'  die  Gesamtheit  aller  derjenigen  Eigenschaften  und  Be- 
ziehungen der  Individuen,  auf  denen  der  Wert  des  Gemeinlebens  für 
die  einzelnen,  der  Gesamteinfluss  der  Gesellschaft  auf  das  individuelle 


1)  y.  Riem  (Basel),  Vergleichung  der  einjährigen  Sterbenserwartungen  und  der 
Nettorechnungen  für  Versicherungen  auf  den  Todesfall  ärztlich  untersuchter  Leben 
aus  Aggregat-  und  Selektionsiafeln  britischer  und  deutscher  Erfahrungen.  Kongress- 
schr.  Bd.  II,   S.  179 — 205. 

2)  M.  M.  Dawson  (New-York),  Formation  of  a  mortality  Table  for  valuation 
purposes.     Kongressschr.   Bd.  II,  S.   209  —  213. 

3)  Herbert  N.  Sheppard  (New-York),  On  the  melhod  of  calculating  the  expec- 
ted  deathlosses  during  the  calendar  year  from  the  books  of  a  life  Insurance  Company. 
Kongressschr.  Bd.  II,  S.  219 — 224. 

4)  Robert  George  Hann  (New-York) ,  Loss  experience  of  paid-up  insurance  in 
the  Equitable  Life  Assurance  Society  of  the  United  States,  from  1859  to  1899.  Kon- 
gressschr. Bd.  II,  S.  227  —  240. 

5)  D.  Bischoff  (Leipzig) ,  Bericht  über  die  Fortschritte  des  Unterrichtes  in  Ver- 
sicherungs-Wissenschaft.   Kongressschr.  Bd.  II,  S.  357 — 382. 
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Aussen-  und  Innenleben  beruht.  Diesen  Zusammenhang  aller  der 
in  einander  greifenden  Zustände,  Aeusserungen  und  Wirkungen  des 
Volkslebens  betrachtet  er  als  den  Gegenstand  der  Kulturwissenschaft, 
deren  Betrachtungsweise  auch  auf  dem  Gebiet  der  Versicherungs- 
Wissenschaft  und  des  Versicherungswesens  geradezu  als  allein  mass- 
gebend für  die  wissenschaftliche  Beurteilung  der  Versicherungseinrich- 
tungen und  -Probleme  —  im  Gegensatz  zu  den  herrschenden  Lehr- 
methoden — •  zur  Geltung  zu  bringen  sei. 

Diese  Ausführungen  Bischoff^  werden  nicht  unwidersprochen  bleiben 
dürfen.  An  dieser  Stelle  wairde  es  zu  weit  führen,  zu  ihnen  kritisch 
Stellung  zu  nehmen,  da  hierzu  das  Eingehen  auf  eine  soziologische 
Schrift  Bischoff's,^)  erforderlich  ist.  Erwähnt  mag  nur  sein,  dass  die 
von  Bischoff  geforderte  Betrachtungsweise  zu  recht  bedenklichen  Fol- 
gerungen führt,  wie  aus  einem  von  ihm  selbst  gegebenen  Musterbeispiel 
hervorgeht.  »Die  Agentenarbeit's  erklärt  er,  »soll  man  bei  der  wissen- 
schaftlichen Ziel-  und  Plangebung  auf  dem  Gebiete  des  Versicherungs- 
wesens als  eine  viele  Tausende  von  Familien  nährende  soziale  Leistung 
achten,  die  dem  Fortschritt  der  Tüchtigkeit  und  des  Wohlbefindens  in 
unserem  Geraeinleben  ausserordentlichen  Vorschub  leistet.  Freilich 
will  da  auf  der  anderen  Seite  auch  beachtet  sein,  dass  es  mit  dem 
Kulturinteresse  nicht  harmoniert,  wenn  die  erheblichen  Aufwendungen, 
die  der  Agentenapparat  des  Versicherungswesens  erfordert,  sittlich 
minderwertigen  Elementen,  z.  B.  entlassenen  Zuchthäuslern, 
zufallen,  die  man  in  Verkennung  und  Missachtung  des  dem  Ver- 
sicherungswesen eigenen  Kulturzweckes  in  die  Agentenposten  einsetzt. 
Gerade  bei  derartigen  Problemen  zeigt  es  sich,  wie  sich  die  blosse 
nationalökonomische  Ziel-  und  Plangebung  auf  unserem  Gebiete  unter- 
scheidet von  jener  kulturellen,  von  der  hier  die  Rede  ist. << 

Bei  solchen  Anschauungen  möchte  man  jedem  mit  Zuchthaus  Be- 
straften wünschen,  dass  seine  Freiheitsentziehung  eine  lebenslängliche 
ist,  denn  bei  früherer  Entlassung  würde  er  notwendig  der  dauernden 
Arbeitslosigkeit  verfallen  und  damit  wieder  auf  den  Weg  zum  Ver- 
brechen getrieben  werden.  Was  werden  dazu  unsere  Vereine  zur  Für- 
sorge für  entlassene  Gefangene  sagen?  Oder:  sind  andere  Berufsstände, 
in  denen  der  entlassene  Zuchthäusler  seine  Arbeitskraft  wieder  ehrlich 
betätigt,  nicht  so  ehrenwert  oder  weniger  kulturfördernd  wie  der  Stand 
der  Versicherungsagenten  r  Nur  unter  der  Voraussetzung,  <\2^%%  Bischoff 
nur  diejenigen  Zuchthäusler  meint,  die  nach  ihrer  Entlassung  ihren  ver- 
brecherischen   Neigungen   wieder   unterliegen,    würde  er   Recht   haben. 

Zustimmung  verdienen  dagegen  die  Vorschläge  Bischoff?,  zur  wei- 
teren Förderung  der  Versicherungswissenschaft,  die  auf  Errichtung 
einer  besonderen  Akademie  für  Versicheruncjswissenschaft  und  auf  Zu- 


l)   Masonia,   Leipzig   1905. 
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sammenarbeiten  der  Träger  der  Versicherungswissenschaft  mit  den 
Versicherungspraktikern  abzielen.  Sehr  beherzigenswert  sind  zu  letzterem 
Punkt  folgende  Ausführungen  Bischoff%:  »Es  muss  demnach  unser 
Wunsch  sein,  dass  derjenige,  der  an  der  Versicherungs-Wissenschaft 
und  ihrer  Verwertung  arbeitet,  eine  nicht  zu  gering  bemessene  prak- 
tische Ausbildung  sich  zu  eigen  macht  oder  aber,  dass  auf  der  anderen 
Seite  die  Praxis  genügend  dazu  beiträgt,  die  Wissenschaft  mit  den 
nötigen  Vorstellungen  von  der  Betriebswirklichkeit  zu  versorgen.  Wie 
das  im  einzelnen  geschehen  kann,  darauf  komme  ich  hernach  noch  zu 
sprechen.  Hier  möchte  nur  auf  das  eine  noch  hingewiesen  werden, 
dass  natürlich  eine  Durchdringung  der  Wissenschaft  und  ihres  Unter- 
richts mit  praktischen  Erfahrungen  nur  dann  möglich  ist,  wenn  sich  die 
Praxis  nicht  in  den  Mantel  des  Geheimnisses  hüllt, 
sondern  der  Wissenschaft  einen  klaren  Einblick  in  ihre  Verhältnisse 
gestattet,  wie  das  übrigens  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Lebensversiche- 
rung schon  jetzt  durchaus  der  Fall  ist.« 

Die  Begründung  einer  eigenen  Akademie  für  Versicherungs-Wissen- 
schaft ist  von  BiscJioff  schon  früher  in  Vorschlag  gebracht  worden  ^) ;  sie 
soll  in  erster  Linie  als  Pflegestätte  für  eine  ruhige  und  gründliche 
Forschungs-  und  Aufklärungsarbeit  dienen,  als  feste  Zentralstelle  für 
alle  versicherungswissenschaftlichen  Bestrebungen.  Hierneben  will  ihr 
Bischoff  die  Aufgabe  gutachtlicher  Aeusserungen  und  die  Stellung  einer 
Unterrichtsstätte  für  Fachleute  zuweisen.  Bischoff  verkennt  nicht,  dass 
vor  der  Verwirklichung  seines  Planes  noch  manche  Schwierigkeiten  zu 
überwinden  sein  werden,  dass  der  gangbare  Weg,  auf  dem  wir  zu  einer 
solchen  Versicherungsakademie  gelangen  können,  noch  nicht  genügend 
erwogen  und  festgelegt  ist.  Nur  beizupflichten  ist  ihm  aber,  wenn  er 
sagt:  »Aber  wenn  diese  Frage  noch  nicht  spruchreif  ist,  so  gilt  es 
eben,  sie  s  p  r  u  c  h  r  e  i  f  z  u  mache  n  und  das  Problem  ist  wohl  wert, 
dass  man  ihm  eine  ernste  und  eifrige  Arbeit  widmet.« 

Die  Denkschrift  Bischoff\  enthält  noch  eine  Fülle  mit  dem  eigent- 
lichen Thema  nicht  unmittelbar  in  Zusammenhang  stehender  feinsinniger 
Betrachtungen  über  Grundfragen  der  Versicherungslehre  und  des  Ver- 
sicherungswesens, sodass  ihr  Studium  zahlreiche  Anregungen  gewährt. 
Man  darf  unbedenklich  den  Bericht  Bischoff?,  trotz  mancher  zum  Wider- 
spruch herausfordernder  Ausführungen  mit  zu  den  tüchtigsten  Arbeiten 
rechnen,  die  dem  Kongress  vorgelegt  worden  sind. 

Ueber  den  versicherungswissenschaftlichen  Unterricht  im  Ausland 
waren  noch  Berichte  erstattet  von  Maingie-),   Wester gaard'^),    Wyndham 

1)  Veröffentlichungen  des  Deutschen  Vereins  für  Versicherungs-Wissenschaft 
(Berlin,   Mittler  &  Sohn),  Heft  III,   S.  34,    (Ausgegeben  Oktober  1904.) 

2)  L.  Maingie  (Bruxelles),  Des  progres  en  matiere  d'enseignement  de  la  science 
actuarielle.     Kongressschr.   Bd.  II,   S.   351  —  353. 

3)  Hai-ald  Weste7-gaard  (Kopenhagen) ,    Unterricht    in  Versicherungswissenschaft 
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Tarn"^),  Graf'^,   Gore^). 

Der  juristischen  Seite  des  Versiclierungswesens  waren  die  Gruppen: 
»Fortschritte  auf  dem  Gebiet  der  Gesetzgebung  über  die  Versicherung« 
und  »Vorschläge  zu  einer  Vereinheitlichung  der  Rechtsvorschriften  über 
die  Staatsaufsicht«  gewidmet,  auf  die  hier  nicht  näher  einzugehen  ist. 
Das  Gebiet  der  Technik  der  Geschäftsgebahrung  behandelte  der  Ab- 
schnitt: »Die  gebräuclilichen  technischen  Hilfsmittel«,  der  für  den  Sta- 
tistiker manchen  wertvollen  Hinweis  enthält. 

Neben  den  eigentlichen  Kongressschriften  sind  endlich  noch  zu 
nennen  die  Kongressfestschriften  der  deutschen  Behörden  als  des 
Kaiserlichen  Aufsichtsamts  für  Privatversicherung,  des  Reichs-Ver- 
sicherungsamts  und  des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts.  Letztgenanntes 
Amt  widmete  dem  Kongress  das  von  Leo  bearbeitete  Werk:  »Die  be- 
stehenden Einrichtungen  zur  Versicherung  gegen  die  Folgen  von  Arbeits- 
losigkeit«. Der  Umfang  dieser  Arbeit*)  verbietet  es,  hier  auf  ihren 
bedeutsamen  Inhalt  näher  einzugehen ;  wer  immer  dem  wichtigen 
Problem  der  Arbeitslosenfürsorge  Interesse  entgegenbringt,  wird  an 
diesem  Werk  nicht  vorübergehen  dürfen. 

Will  man  den  gesamten  wissenschaftlichen  Ergebnissen  des  Kon- 
gresses, über  die  in  den  vorgehenden  Ausführungen  nur  nach  einer 
Richtung  hin  kurz  zu  berichten  war,  ein  Urteil  sprechen,  so  darf  man 
sagen,  dass  der  Kongress  den  gehegten  Erwartungen  und  Hoffnungen 
entsprochen  hat,  die  Professor  Dr.  Elster  als  Vertreter  des  preussischen 
Kultusministeriums  bei  der  ßegrüssung  zum  Ausdruck  brachte:  »Ihre 
Verhandlungen  werden  die  gewaltige  Entwicklung,  die  das  Versicherungs- 
wesen in  den  letzten  Jahrzehnten  genommen  hat,  deutlich  vor  aller 
Augen  führen.  Ihr  Kongress  zeigt,  wie  alle  Nationen  sich  zu  gemein- 
samer Arbeit  die  Hand  reichen  zur  Förderung  der  grossen,  dem  Ver- 
sicherungswesen auf  wirtschaftlichem  und  sozialem  Gebiete  gestellten 
Aufgaben.  Die  den  Teilnehmern  bereits  zugegangenen  Bände  Kongress- 
berichte veranschaulichen  aufs  beste,  wie  gross  das  Feld  für  diese 
Arbeit  ist  und  wie  immer  neue  und  schwere  Probleme  auftauchen, 
welche  der  Lösung  harren.  Jetzt  stehen  Sie  im  Begriff,  in  Ihre  wichti- 
gen und  so  vorzüglich  vorbereiteten  Beratungen  einzutreten,  mögen 
diese  dem  Versicherungswesen  zum  Segen  gereichen,  der  Wissenschaft 
zum  Ruhm.« 


in  Dänemark.    Kongressschr.  Bd.  II,  S.   352 — 356. 

i)  Artkur   Wyndham   Tarn  (London),  The  educational   work  of  the  Institute  of 
Actuaries.    Kongressschr.    Bd.   II,   S.  387 — 395. 

2)  Julius   Graf  (Triest) ,    Das    Unterrichtswesen    in    Oesterreich ,    betreffend    die 
Pflege  der  Versicherungswissenschaften.    Kongressschr.  Bd.  II,   S.   397 — 422. 

3)  James  H.   Gore  (Washington),    Instruction    given  in  Colleges    and  universities 
on  actuarial  subjects.     Kongressschr.   Bd.  II,  S.   425 — 436. 

4)  3  Bände  von  insgesamt  1400  Druckseiten, 
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Vol.  XVIII.    Nr.    3;     Guy    Sianton    Ford,    Hanover   and  Prussla. 

1795 — 1803.    A  Study  in  Neutrality.    315  S.    New- York  1903. 
Vol.  XX.  Nr.   i:    Charles  Austin  Beard,    The  Office  of  Justice  of 
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government  in    netvly   acquired  territory   of  the   United   States.     330  S. 

New-York  1904. 

Die  voi'liegenden  drei  Arbeiten  haben  das  eine  gemeinsam,  dass 
sie  uns  über  den  Betrieb  der  Geschichtswissenschaft  an  der  Columbia- 
Universität  unterrichten.  Und  sie  unterrichten  uns  um  so  besser,  als 
die  drei  behandelten  Gegenstände  sehr  verschieden  sind;  wir  beobachten 
die  methodische  Schulung  und  wissenschaftliche  Ausbildung  auf  drei 
von  einander  entfernt  liegenden  Gebieten.  Ford  behandelt  ein  poli- 
tisch-diplomatisches Problem  aus  der  Geschichte  des  Revolutionszeit- 
alters, Beard  ein  Thema  aus  der  englischen  Verfassungsgeschichte, 
Thomas  lenkt  die  Aufmerksamkeit  auf  eine  in  seiner  amerikanischen 
Heimat  aktuelle  Frage,  die  er  in  ihrem  geschichtlichen  Werdegang  dar- 
stellt. Die  Arbeitsweise  aller  drei  Autoren  trägt  das  Gepräge  deutscher 
Gewissenhaftigkeit  und  Gründlichkeit;  es  zeigt  sich  das  Bestreben,  den 
Dingen  auf  den  Grund  zu  gehen.  Ford  hat  seine  Schulung  unmittel- 
bar in  Deutschland  erhalten,  Hans  Delbrück  zählt  zu  seinen  Lehrern : 
Beard  hat  die  .Anregung  zu  seiner  Arbeit  von  York  Powell  in  Oxford 
erhalten ;   Thomas  ist  ausschliesslich  in  Amerika  ausgebildet. 

In  den  Ergebnissen  bietet  die  Arbeit  von  Ford  für  die  Leser 
dieser  Zeitschrift  am  wenigsten ;  für  den  politischen  Historiker  ist  sie 
interessant  und  wertvoll  und  hat  Beachtung  gefunden.  Ford  ging  von 
der  Absicht  aus,  einen  Beitrag  zur  Geschichte  der  englischen  Politik 
zu  liefern ;    er    wollte    darstellen,    in  welcher  Weise  diese  durch  Rück- 
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sichten  auf  das  hannoversche  Stammland  des  Herrscherhauses  beein- 
tiusst  worden  sei.  Seine  archivalischen  Forschungen  wiesen  ihm  ein 
anderes  Ziel;  er  entdeckte,  dass  die  hannoverschen  Interessen  nicht 
für  England,  sondern  für  Preussen  massgebend  waren ;  infolgedessen 
gestaltete  sich  seine  Arbeit  zu  einem  Beitrage  zur  Geschichte  der 
preussischen  Politik.  Ford  meint,  im  Verhältnis  Preussens  zu  Hannover 
geradezu  den  Schlüssel  zum  Verständnis  der  Massnahmen  der  preus- 
sischen Regierung  gefunden  zu  haben,  und  alles  verstehen  heisst  ihm 
vieles  vergeben;  er  bricht  eine  Lanze  für  die  vielgescholtene  preussische 
Neutralitätspolitik.  Seine  Ausführungen,  die  sich  auf  reiches  archiva- 
lisches  Material  stützen,  sind  nicht  in  allem  überzeugend;  es  leuchtet 
mir  nicht  ein,  dass  Hannover  gar  so  wenig  für  die  englische  Diplo- 
matie bedeutet  haben  soll ;  die  Darstellung  der  englisch-hannoverschen 
Beziehungen  bleibt  weiterer  Prüfung  bedürftig.  —  Die  Arbeit  von  Beard 
steht  dem  Interessenkreis  dieser  Zeitschrift  näher ;  denn  der  Friedens- 
richter greift  kraft  seines  Amtes  in  die  wirtschaftlichen  Zustände  ein, 
und  seine  Stellung  ist  nur  aus  den  sozialen  Verhältnissen  Englands  her- 
aus verständlich.  Allerdings  bilden  Wirtschafts-  und  Gesellschaftsleben 
nur  den  Rahmen  für  die  Darstellung ;  worauf  es  Beard  ankommt,  das 
ist  eine  genaue  Feststellung  der  Kompetenzen  des  Friedensrichters  in 
ihrer  Genesis  und  in  ihrer  Entwicklung.  Die  Beschränkung  auf  das 
Verfassungsgeschichtliche  bewährt  sich ;  aus  zum  Teil  ungedrucktem 
Aktenmaterial  gewinnt  B.  sehr  brauchbare  Ergänzungen  zu  Gneist?, 
Werken.  Zeitlich  erstreckt  sich  die  Arbeit  bis  zum  Ausgang  der  Tudor- 
epoche;  besonders  für  diese  Epoche  erhalten  wir  ein  weit  vollstän- 
digeres Bild  der  Wirksamkeit  des  Friedensrichters,  als  wir  es  bisher 
besassen;  ich  verweise  auf  die  im  Anhange  beigegebenen  zur  Erläute- 
rung dienenden  Dokumente.  —  T/iotnas''  Thema  ist  wohl  das  für  die 
Leser  dieser  Zeitschrift  interessanteste.  Das  allgemeine  Problem,  um 
das  es  sich  hier  handelt,  lautet:  Wie  haben  es  die  Amerikaner  ange- 
fangen, Verwaltungsformen  ausfindig  zu  machen,  welche  der  Ausdeh- 
nung ihres  Staatsgebiets  in  zweckentsprechender  Weise  Rechnung 
trugen?  Es  war  ein  heikles  Problem  darum,  weil  in  der  Verfassung 
der  Vereinigten  Staaten  noch  keine  Vorkehrungen  in  Hinblick  auf  die 
Möglichkeit  einer  so  ungeheuren  Expansion  getroffen  waren.  Aus  den 
Schwierigkeiten  der  Lage  erwuchsen  die  Formen  eines  militärischen 
Regiments,  dessen  Wesen  und  Organisationen  uns  bis  in  die  Gegen- 
wart hinein  vorgeführt  werden.  Ich  möchte  die  Lektüre  dieser  Schrift 
jedem  empfehlen,  der  sich  mit  der  modernen  imperialistischen  Bewe- 
gung beschäftigt ;  Thomas  verschafft  uns  Deutschen  einen  lehrreichen 
Einblick  in  die  amerikanische  Eigenart. 

Alles   in    allem    darf  die  Columbia-Universität  mit  den  Leistungen 
der  Ihrigen  zufrieden  sein.  Felix  Salomon. 
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Cu  r  s  c  h  VI  a  n  n  ,  Fritz,  Die  Diözese  Brandenburg.  Untersuchungen  zur 
historischen  Geographie  und  Verfassungsgeschichte  eines  ostdeutschen 
Kolonialbistums.  Mit  zwei  Kartenbeilagen.  Leipzig,  Verlag  von  Duncker 
und  Humblot.  1906.  XV  und  487  S. 

Im  Jahre  1898  ging  vom  Herausgeber  der  Historischen  Zeitschrift, 
Friedrich  Meinecke,  die  Anregung  zuiv  Bearbeitung  historisch-geographi- 
scher Beschreibungen  der  deutschen  Bistümer  aus.  Theodor  Menke 
hatte  das  Riesenwerk  allein  in  Angriff  genommen,  war  aber  darüber 
gestorben,  und  seine  umfangreichen  Kollektaneen  waren  dem  Geh. 
Staatsarchiv  zu  Berlin  überwiesen  worden.  Geschichtsvereine  und  hi- 
storische Kommissionen  sollten  nun  auf  Grund  von  Äfefikes  Vorarbeiten 
die  einzelnen  Diözesen  bearbeiten  lassen,  von  denen  einige,  wie  damals 
verlautete,  von  Menke  bereits  der  Vollendung  nahe  gebracht  waren. 
Dass  die  Arbeit  viel  schwieriger  war,  als  man  gedacht  hatte,  geht 
daraus  hervor,  dass  das  vorliegende  Werk  das  erste  vollendete  ist,  das 
jener  Anregung  seine  Entstehung  verdankt.  Es  zeigt  aber,  dass  die 
beabsichtigten  Bearbeitungen  nicht  bloss  dem  historischen  Geographen 
und  dem  Kirchenhistoriker,  sondern  auch  einem  weiteren  Kreise  von 
Forschern  gute  Dienste  leisten  werden.  Kapitel  i  und  2  behandeln  die 
Frühzeit  des  Bistums  unter  den  Ottonen  und  seine  Wiederaufrichtung 
im  12.  Jahrhundert.  -  Im  Jahre  948  war  es  gegründet  worden.  Noch 
das  ganze  11.  Jahrhundert  hindurch  müssen  die  Bischöfe  von  Branden- 
burg in  der  Fremde  leben,  da  Christentum  und  Deutschtum  nicht  dau- 
ernd östlich  der  Elbe  im  Gau  Moraciani  und  den  benachbarten  Gauen, 
die  den  westlichen  Teil  der  Diözese  bildeten,  Fuss  zu  fassen  vermögen. 
Erst  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  gelingt  es  Bischof  Hartbert,  ganz  im 
Westen  seiner  Diözese,  zwei  Stunden  östlich  der  Elbe,  in  Leitzkau, 
unter  den  Slaven  einen  Kultusmittelpunkt  zu  schaffen.  Die  Arbeit  der 
Chri-stianisierung  des  Landes  erhält  11 33  einen  neuen,  starken  Anstoss, 
als  in  Leitzkau  Prämonstratenser  sich  niederlassen,  und  1136  hören 
wir  bereits  von  zwei  Archipresbytern  in  Burg  und  Brandenburg,  also 
immer  noch  im  Westen  der  Diözese.  Weiter  hören  wir,  Avie  noch  in 
demselben  Jahrhundert  im  Süden  der  Diözese,  im  Lande  Jüterbog, 
Christentum  und  Deutschtum  Wurzel  fassen.  —  Kapitel  3  bietet  eine 
sehr  sorgfältige  Darstellung  der  Gaue,  die  gemäss  der  Stiftungsurkunde 
der  Diözese  Brandenburg  zugewiesen  worden  waren,  und  ihrer  Grenzen. 
Eine  ganz  vorzügliche  Karte  dazu  wird  jedem,  der  sich  mit  der  Bc- 
siedelung  des  Landes  beschäftigt,  sehr  gute  Dienste  leisten.  —  Die 
nächsten  beiden  Kapitel  behandeln  die  äusseren  Grenzen  des  Bistums 
und  die  innere  Einteilung.  Beides  veranschaulicht  eine  zweite  Karte. 
Es  würde  nun  eine  sehr  dankbare  Aufgabe  sein,  das  Vordringen 
des  Christentums  in  die  nordöstlichen  Teile  der  Diözese  und  damit 
die  Besiedelung  dieser  Gegenden  im  einzelnen  zu  verfolgen.  In  Be- 
tracht käme  hier,  was  die  kirchliche  Gcograi)hie  betrifft,  die  Gründung 
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von  Klöstern,  deren  Verzeichnis  mit  den  notwendigsten  Daten  man  in 
dem  sonst  vorzüglichen  Werke  schwer  vermisst^),  ferner  die  Geschichte 
der  Pfarrkirchen:  matres  und  filiae,  Kirchenheilige,  die  Kollatur,  Um- 
fang der  Parochicn  und  die  allmähliche  Zerspaltung  der  ältesten  Paro- 
chien  und  dergl.,  alles  Punkte,  die  nicht  selten  unerwartete  Aufschlüsse 
geben. 

Das  6.  Kapitel,  dessen  Einfügung  in  das  Werk  durch  den  Unter- 
titel »Untersuchungen  zur  historischen  Geographie  und  Ver  fassungs- 
geschichte  etc.«  gerechtfertigt  wird,  handelt  von  der  kirchlichen 
Verfassung  und  Verwaltung  des  Bistums  und  gibt  u.  a.  Aufschlüsse  über 
die  in  der  Diözese  erhobenen  Steuern,  die  Prokuration  und  das  subsi- 
dium  charitativum,  die  beide  vom  Klerus  geleistet  wurden,  und  die 
Zehntabgaben  (an  deren  vStatt  in  den  sogenannten  »Neuen  Landen«  das 
Hufengeld),  die  von  den  Laien  erhoben  wurden.  Vier  im  Anhang  ab- 
gedruckte Register  dieses  Inhalts  aus  den  Jahren  1527  bis  1529  geben 
das  steuerpflichtige  Einkommen  der  Pfarrkirchen,  Kapellen  und  Altäre 
in  der  Diözese,  bezüglich,  was  das  Hufengeld  betrifft,  die  Hufenzahl 
der  betreffenden  Dörfer  an,  sowie  die  gezahlten  und  die  rückständigen 
Steuern.  Die  Benefizien  sind  abgeschätzt  nach  frusta,  während  man 
z.  B.  im  Bistum  INIeissen  das  sogenannte  subsidium  biennale,  das  »in 
honorem  cathedrae«  erhoben  wurde,  nach  INIark  berechnete.  Die  Pro- 
kuration war  ursprünglich  Naturalleistung  und  bestand  in  der  Ver- 
pflichtung der  visitierten  Kirche,  dem  visitierenden  Bischöfe  oder  seinem 
Stellvertreter  den  nötigen  Unterhalt  während  seiner  Anwesenheit  zu 
gewähren.  Das  subsidium  charitativum  trug,  wie  auch  anderwärts,  den 
Charakter  einer  ausserordentlichen  Auflage,  und  es  ist  den  Branden- 
burger Bischöfen  trotz  aller  Bemühungen  nicht  völlig  gelungen,  sie  zu 
einer  regelmässig  alljährlich  zu  erhebenden  ordentlichen  Steuer  umzu- 
gestalten, wie  im  Bistum  Meissen,  wo  das  oben  erwähnte  subsidium 
biennale,  das,  wie  der  Name  sagt,  regelmässig  aller  zwei  Jahre  erhoben 
wurde,  höchst  wahrscheinlich  aus  dem  subsidium  charitativum  entstan- 
den ist.  —  Eingehend  wird  sodann  das  Zehntrecht  der  Bischöfe  und 
der  Bischofszehnt  in  der  Diözese  Brandenburg  behandelt.  Die  Archi- 
diakonen  der  genannten  Diözese  erhoben  als  Steuern  das  synodaticum 
und  das  cathedratium,  in  andern  Diözesen  zwei  Bezeichnungen  für  ein 
und  dieselbe  Steuer,  in  Brandenburg  jedoch  zwei  verschiedene  Steuern. 

Waldenburg  i.  Sachs.  Rieh.  Becker. 


Rose,  John  Holland.  Napoleon  I.  Unter  Benutzung  neuen  Materials 
aus  dem  britischen  Staatsarchiv.  Autorisierte  deutsche  Uebersetzung 
von  Prof  Dr.  K.    W.  Schtnidt     Mit  vielen  Karten  und  Plänen,  einem 
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Faksimile-Briefe     und     einem    Bildnis    Napoleons    in    Photogiavüre. 

Stuttgart,  Greiner  &  Pfeiffer.  1906.  2.  Bde.  XI  u.  503;  623  S. 
Eine  tiefer  begründete  englische  Geschichte  Napoleons  I.  fehlte 
bisher;  während  alle  andern  Archive  auf  Napoleonica  gründlich  durch- 
sucht wurden,  hatten  die  Akten  des  Foreign  Office  Ruhe.  Das  1902 
im  Original  erschienene  Werk  Roses  hai  aber  nicht  nur  die  Bedeutung, 
dass  es  den  ungewöhnliciien  Standpunkt  eines  Engländers,  der  den 
Titanen  willig  als  solchen  anerkennt,  einnimmt,  es  tritt  den  besten 
Napoleonbiographien  ebenbürtig  an  die  Seite.  Der  Verf.  baut  auf 
guten  Fundamenten  auf:  er  kennt  die  kontinentale  Literatur  fast  so 
gut  w'ie  die  englische  —  allerdings  macht  es  sich  bemerkbar,  dass  für 
die  Uebersetzung  die  deutsche  Zeitschriften-  und  auch  die  Buchliteratur 
der  letzten  Jahre  nur  zum  kleinen  Teile  nutzbar  gemacht  wurde.  Das 
Londoner  Quellenmaterial  gibt  vor  allem  auch  Berichte  von  Agenten, 
Offizieren,  aus  neutralen  Kabinetten.  Entscheidende  Enthüllungen  ent- 
hält es  nicht.  Die  Darstellung  lässt  das  Privatleben  beiseite ,  geht 
nicht  auf  den  Politiker  allein  aus,  wie  uns  neuerdings  Napoleon  ja 
von  anderer  Seite  einseitig  dargestellt  worden  ist,  sondern  behandelt 
auch  den  Feldherrn.  Der  Verf.  hat  in  praktischer  Weise  durch  Karten- 
skizzen den  Leser  unterstützt  —  was  man  beiFournier  vergebens  sucht  — 
er  setzt  auch  nicht  militairische  Fachkenntnisse  voraus.  Das  Buch  ist 
ausgezeichnet  geschrieben,  es  stammt  aus  der  Feder  eines  Gebildeten, 
dem  ferne  Zeiten  und  ferne  Lande  gründlich  bekannt  sind.  Die  An- 
lage verrät  den  erfahrenen  Schriftsteller.  Eine  L^nebenheit  liegt  darin, 
dass  der  Verf.  die  Jahre  1809  bis  181 1  sehr  knapp  dargestellt  hat. 
Raummangel  zwang  dazu.  So  ist  Aspern  und  Wagram,  der  Tiroler 
Aufstand  kaum  skizziert.  Gerade  der  Leser  dieser  Zeitschrift  wird  es 
aber  bedauern,  dass  die  Geschichte  der  Kontinentalsperre,  der  Staats- 
finanzen, der  Gewerbe  u.  s.  w.  mit  unter  diesem  Raummangel  leiden 
muss,  obwohl  —  mit  Recht  —  der  Verf.  in  dem  Kontinentalsystem  die 
eine  entscheidende  Ursache  sieht,  welche  Napoleons  Sturz  herbeiführte. 
Der  Verf.  hat  übrigens  in  der  English  historical  Review  Bd.  8  und  in 
seinen  vNapoleonischen  Studien«  (1904)  seine  Anschauungen  über  die 
Kontinentalsperre  näher  begründet.  Nebenbei  bemerkt,  sind  die  vor- 
trefflichen Arbeiten  Faul  Darmstädiers  nicht  benutzt.  Der  Bedeutung 
jenes  Zeitalters  für  die  Gestaltung  der  Weltpolitik  wird  Rose  gerecht, 
jeder  Kenner  wird  gegen  Einzelnes  Einwendungen  haben,  mitunter  auf 
jedem  Bogen,  ja  jeder  Seile  ;  aber  das  ist  unvermeidlich.  Ich  will  hier 
nur  anmerken,  dass  die  Werbung  Napoleons  um  Josephine  noch  immer 
nach  dem  Briefe  an  eine  Freundin  dargestellt  ist,  den  ich  (Deutsche 
Revue  1902)  als  eine  Fälschung  nachgewiesen  habe.  Napoleon  war 
erst  Josephinens  Galant.  Am  meisten  Widerspruch  wird  die  Darstellung 
des  Feldzuges  von  1815  erregen,  aber  auch  manches  Urteil  über  die 
englische  Politik.     Die    englischen  Feldzüge  und  die    englische  Politik 
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sind  in  den  Vordergrund  gedrückt,  die  österreichischen  sehr  zurück- 
geschoben, Erzherzog  Karl  wird  unterschätzt.  R.  hält  für  einen  der 
schwersten  Fehler  Napoleons,  dass  er  1805  nicht  Oesterreich  versöhnte. 
Alles  in  allem  ein  treffliches  Werk,  bei  dem  man  freilich  immer  im 
Gedächtnis  behalten  muss,  dass  ein  Engländer  es  schrieb. 

Bonn.  A  1  o  V  s  S  c  h  u  1 1  e. 


N.  Pinkus,  Dr.  phil.  Das  Problem  des  Normalen  in  der  Naiional- 
Ökonomie.  Ein  Beitrag  zur  Erforschung  der  Störungen  im  Wirtschafts- 
leben. Leipzig,  Duncker  und  Humblot.  1906.  —  XVI  und  291  SS. 
—  6,60  M. 

Der  Verfasser  will  den  Nachweis  führen,  dass  in  der  grossen  Mehr- 
zahl der  nationalökonomischen  Theorien  die  subjektiven  Wert- 
urteile eine  überwiegende  Rolle  spielen,  die  die  Einsicht  oft  trüben 
und  die  Lösung  in  dem  einen  oder  anderen  Sinne  beeinflussen :  dass 
(S.  260)  »die  sittlichen  Wertmassstäbe  und  nicht  die  methodologischen 
Grundsätze,  wie  man  häufig  anzunehmen  pflegt,  die  gemeinsame  Grund- 
lage der  einzelnen  Schulen  bilden  ;,  und  »dass  auch  reine  Denkprozesse 
wie  der  der  Abstraktion  von  sittlichen  Werturteilen  mitbestimmt  werden«. 
Diese  allgemeine  These  wird  nun  speziell  an  dem  Krisenproblem  zu 
erhärten  versucht.  Hier  ständen  immer  die  Begriffe  des  wirtschaftlich 
»Normalen«  und  »Abnormen«  im  Hintergrunde,  ohne  dass  eine  klare 
Bestimmung  eben  dieser  Begriffe  vorhanden  wäre,  die  vielmehr  nach 
subjektiver  Meinung  und  Willkür,  nach  »verkappten  Werturteilen«  an- 
genommen würden.  Der  dogmengeschichtliche  Teil  des  Buches  macht 
den  Hauptinhalt  aus,  dem  gegenüber  eigene  Begriifsbildung  und  Theorie 
unverhältnismässig  zurücktreten. 

Der  Verfasser  behandelt  demnach  die  »Geschichte  der  national- 
ökonomischen Werturteile«  wesentlich  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
Anschauung  der  Theoretiker  über  die  Krisen.  Das  System  der  natür- 
lichen Freiheit  und  die  Klassiker,  die  abstrakte  Theorie,  der  Sozialis- 
mus und  die  deutsche  Nationalökonomie  werden  in  ihren  Haupt- 
vertretern vorgeführt.  Das  logische  Prinzip  dieser  Einteilung  ist  mir 
allerdings  nicht  ganz  deutlich  geworden :  es  sind  praktische  und  theo- 
retische Schulen  und  Richtungen  hier  offenbar  durcheinander  gemischt. 
Der  Sozialismus  ist  doch  kein  koordiniertes  Forschungsprinzip  zur  ab- 
strakten Richtung  oder  zur  deutschen  d.  h.  realistisch -historischen 
Schule ;  innerhalb  der  letzteren  sind  doch  aber  gerade  wiederum  die 
wirtschaftspolitischen  Ideale  der  einzelnen  Autoren  unter  sich  gänzlich 
heterogen.  Diese  L^nstimmigkeit  ist  nicht  etwas  Aeusserliches,  sondern 
hängt  aufs  engste  überhaupt  mit  dem  ^Mangel  einer  begriftlichen  Fest- 
legung des  »Normalen«  zusammen,  also  des  Hauptbegrififes  der  ganzen 
Arbeit.  Pinkus  sagt  zwar  (S.  256),  »das  Normale  in  der  Natur  denken 
wir  uns   also   als  wirklich   existierend  (r),   während  das   gesellschaftlich 
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Normale  an  sich  schon  von  Knies  richtig  als  >. Unding«  bezeichnet 
wurde«.  Was  soll  das  eigentlich  heissen  und  wie  denkt  sich  der  Ver- 
fasser das  Verhältnis  von  »wirklicher  Existenz';  und  Begriff?  Vorher 
hatte  er  (S.  255)  das  Normale  in  den  Naturwissenschaften  mit  der 
Gesetzmässigkeit  identifiziert,  was  offenbar  ganz  unzulänglich  ist,  wäh- 
rend >  das  Problem  des  wirtschaftlich  \Normalen  in  die  teleologische 
Kategorie  gehören  soll«  (S.  263).  Entsprechend  will  P.  »nach  dem 
Stand  der  Forschung  (welcher?)  die  vom  objektiven  Naturgesetz 
beherrschte  und  die  durch  unsere  subjektiven  Nor  m  e  n  regierte  Sphäre 
von  einander  geschieden  wissen«  —  man  weiss  immer  nicht,  ob  in  der 
Wirklichkeit  oder  nur  für  die  Forschung? 

Doch  diese  vagen  und  rein  negativen  Bestimmungen  des  »Normalen« 
genügen  überhaupt  nicht,  um  eine  deutliche  Vorstellung  des  ganzen 
Problems  zu  gewähren.  Zitate  aus  verschiedenen  Schriftstellern  sind 
kein  einwandsfreier  Beweis.  Es  besteht  ja  ein  Widerspruch  zwischen 
jenen  dualistischen  Ausführungen,  die  sich  an  Stammler  anschliessen, 
und  der  eigenen  Meinung  des  Verfassers.  P.  meint  offenbar  nicht, 
dass  das  Gesellschaftsleben  n  u  r  als  ein  durch  subjektive  Normen  ge- 
regeltes zu  erkennen  sei.  Denn  er  hält  an  der  Erkenntnis  des  Gesetz- 
massigen  im  Wirtschaftsleben  oder  doch  zum  mindesten  an  der  Auf- 
stellung typischer  Reihen  fest.  Er  will  selbst  im  letzten  Kapitel  eine 
theoretische  Behandlung  der  wirtschaftlichen  Störungen  ohne  den  Be- 
griff des  »Normalen«  bez.  des  »Abnormen«  geben.  Mithin  erachtet 
es  auch  P.  immerhin  für  möglich,  das  Wirtschaftsleben  ohne  jenen 
Hilfsbegriff  und  ohne  subjektive  Werturteile  darzustellen,  also  ganz 
nach  Art  der  Naturwissenschaften  objektiv  zu  verfahren.  Damit  ist 
dann  aber  auch  die  Trennung  in  jene  beiden  Sphären  und  jene  dua- 
listische Vorstellungsart  hinfällig  geworden.  Hier  handelt  es  sich  um 
ein  Entweder-Oder,  das  kein  Kompromiss  gestattet.  Der  Begriff  des 
»Normalen<ii  schwebt  darum  völlig  in  der  Luft  und  entbehrt  durchaus 
der  Eindeutigkeit,  um  ihn  zum  Massstab  der  Beurteilung  machen  zu 
können. 

Auch  bedeuten  subjektive  Momente  an  sich  noch  nichts  Wertsetzen- 
des. Sonst  müsste  jede  Wissenschaft  auf  Erkenntnis  der  objektiven 
Zusammenhänge  einfach  verzichten  und  die  Abweichungen  der  einzelnen 
Autoren  regelmässig  auf  Werturteile  der  Schulen  zurückführen:  die 
Atomistiker  und  Energetiker,  die  Selektionisten  und  Vitalisten,  die 
Bakteriologen  und  Hygieniker.  Die  Naturwissenschaften  sind  voll  von 
solchen  persönlichen  Faktoren  der  Schulen,  ohne  dass  man  doch  im 
Ernste  von  Werturteilen  wird  sprechen  wollen  oder  gar  eine  Geschichte 
der  physikalischen  oder  biologischen  oder  medizinischen  Werturteile 
schreiben  kann.  Wenn  aber  der  Verfasser  im  Ernste  der  Meinung 
sein  sollte,  dass  in  der  Nationalökonomie  abweichend  von  anderen 
Wissensgebieten    die    subjektivistischcn    Geschmacks-    und   Werturteile 
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überwiegen  m  ü  s  s  t  e  n  ,  so  würde  damit  ihr  Erkenntniswert  ganz  herab- 
gesetzt und  sie  nur  auf  die  Stufe  einer  Parteidoktrin  herabsinken. 
Deswegen  lohnte  es  sich  dann  nicht  mehr,  theoretisch  zu  streiten. 
Ich  finde  nicht,  dass  der  Verfasser  sich  über  alle  diese  Vorfragen  zu- 
nächst Klarheit  verschafft  hat,  was  vor  allem  doch  nötig  wäre,  um 
überhaupt  eine  eindeutige  Fragestellung  zu  Grunde   legen    zu   können. 

Denn  es  sind  offenbar  zwei  Dinge,  ob  man  überhaupt  die  Möglich- 
keit von  objektiven  Gesetzen  für  das  Wirtschaftsleben  abstreitet  oder 
nur  den  Nachweis  führt,  dass  in  manchen  Punkten  bestimmte  sub- 
jektive Momente  das  Urteil  geleitet  haben.  Ersteres  will  offenbar 
aber  auch  Pinkus  nicht.  Und  da  er  ja  selbst  den  »Versuch  einer  Theorie« 
macht,  so  muss  er  folgerichtig  auch  objektiv  herrschende  (quasi  Natur-) 
»Gesetze«  annehmen.  Der  Nachweis  aber,  dass  subjektive  Älomente 
überhaupt  dem  menschlichen  Forschen  zugrunde  liegen,  bezieht  sich 
auf  alles  wissenschaftliche  Arbeiten  schlechthin  und  ist  in  den  einzel- 
nen Zweigen  nur  dem  Grade  nach  verschieden  —  auch  in  der  Mathe- 
matik gibt  es  Modeströmungen  und  ästhetische  INIotivc  des  Forschens. 
Es  ist  also  gar  kein  Spezifikum  der  Nationalökonomie,  sondern  Folge 
der  allgemeinen  Beschränktheit  unseres  Erkenntnisvermögens  überhaupt, 
wie  hier  nicht  weiter  auszuführen.  Andererseits  ist  jede  Arbeit,  also 
auch  die  des  wissenschaftlichen  Forschens,  von  vornherein  mit  Lust 
und  Unlustgefühlen  verbunden.  Es  ist  mithin  nicht  möglich,  daraufhin 
eine  Verschiedenheit  von  Forschungszwecken  errichten  zu  wollen,  wie 
es  der  Verf.  tut.  Ich  kann  nicht  finden,  dass  in  diesen  prinzipiellen 
Fragen  der  Verf.  sich  zur  Klarheit  durchgerungen  hat,  und  halte  schon 
die  ganze  Formulierung  des  Problems  für  nicht  glücklich.  Der  Be- 
griff des  »Normalen«  ist  eben  wegen  seiner  Vieldeutigkeit  und  seines 
schimmernden  Charakters  nicht  gut  gewählt.  Die  S/aMm/erschen  Ideen 
haben  auch  hier  irre  geführt. 

Es  könnte  zu  dem  die  Mangelhaftigkeit  der  bisherigen  Antworten 
in  puncto  Krisenproblem  auch  an  einer  falschen  Fragestellung 
liegen,  indem  nämlich  das  Problem  isoliert  gar  nicht  für  sich  be- 
trachtet werden  darf.  Oder  auch  daran,  dass  der  Begriff  »Krisen« 
überhaupt  nicht  eindeutig  bestimmt  ist  und  verschiedene  Dinge  mit 
demselben  Namen  bezeichnet  werden.  ]\Iir  scheint,  dass  diese  Vor- 
arbeit der  begrifflichen  Feststellung  des  Wortes  bei  den  einzelnen 
Autoren  der  eigentlichen  Darstellung  vorangehen  müsste.  F.  sagt 
zwar  selbst  (S.  XIV),  dass  es  auf  die  jedesmalige  Definition  an- 
kommt, die  zugrunde  gelegt  werden  müsste.  Aber  er  hat  doch 
selbst  diese  Richtschnur  nicht  befolgt  und  die  Klassifikation  nicht 
darnach  vorgenommen.  Definieren  denn  aber  überhaupt  alle  Autoren 
dasselbe  Objekt,  verbinden  sie  mit  demselben  Wort 
auch  dieselben  Erfahrungstatsachen  und  Merkmale  ?  Und  wenn 
das  nicht  der  Fall  ist,   so  könnte  doch   die  Diskrepanz    der  Ansichten 
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weit  mehr  an  dieser  Mangelhaftigkeit  als  an  subjektiven  Werturteilen 
liegen.  Die  Vorfrage,  welche  Phänomene  denn  als  »Störungen«  bezeich- 
net werden  sollen,  scheint  mir  doch  vor  allem  nötig  zu  beantworten. 
Karmin  hat  z.  B.  gezeigt,  dass  von  ii8  Angaben  des  19.  Jahrhunderts 
nur  45  übereinstimmen.  Es  wäre  doch  zu  untersuchen,  ob  überhaupt 
allgemein  gültige  Merkmale  der  Wirtsqhaftskrisen  vorhanden  sind.  Bei 
der  Festlegung  eines  Begriffes  kommt  es  nicht  allein  auf  den  Inhalt, 
sondern  ebenso  sehr  auf  seinen  Umfang  an.  Eine  voraufgehende 
Klassifikation  ist  also  tatsächlich  eine  kritische  Notwendigkeit,  um  zu 
erkennen,  was  jedem  Autor  für  eine  Vorstellung  bei  seiner  Definition 
eigentlich  vorschwebt.  Sonst  hat  man  zwar  dasselbe  Wort,  aber  einen 
durchaus  verschiedenen  Inhalt.  Auch  Bergmatin  hat  dies  in  seiner 
»Geschichte  der  Krisentheorien«,  die  den  Verf.  vielfach  zur  Grundlage 
dienten,  viel  zu  wenig  beachtet.  Denn  Definitionen  ohne  bestimmte 
Vorstellung  der  Objekte  sind  notwendig  inhaltlich  leer.  Es  handelt 
sich  demnach  weit  mehr  um  wechselnde  Erfahrungsinhalte  als  um 
Werturteile. 

Es  kann  auch  nicht  zugegeben  werden,  dass  jedem  Autor  ein  sub- 
jektives Werturteil  zugrunde  liege,  der  sich  des  Ausdruckes  »günstig« 
oder  'Ungünstig«,  »gut«  oder  »schlecht«  bedient.  Diese  Worte  sind 
nur  kurz  zusammenfassende  Zeichen  für  eine  Summe  von  Erfahrungs- 
tatsachen, für  die  ein  neutrales  Wort  fehlt.  Wenn  eine  Reihe  von  Per- 
sonen in  Bankerott  gerät  oder  die  Arbeiter  eine  Unterernährung  auf- 
weisen oder  wenn  die  Rentabilität  von  Werken  weniger  beträgt  als 
die  landesübliche  Verzinsung,  so  spricht  man  allerdings  von  »schlech- 
ten Zeiten«  —  n  o  t  a  b  e  n  e  in  dem  man  in  Gedanken  immer 
stillschweigend  ergänzt:  für  die  und  die  bestimmten 
B  e  völkerun  gs  t  e  i  1  c.  Nur  so  wollen  die  mei-sten  Theoretiker  die 
Worte  aufgefasst  wissen,  aber  nicht  etwa  im  absolut-ethischen  Sinne, 
wie  der  Verfasser  annimmt.  Man  spricht  ja  auch  von  »guten«  und 
»schlechten«  Leitern  in  der  Elektrizitäts-  und  Wärmelehre,  eben  als 
kurzen  und  bezeichnendsten  Ausdruck  für  komplexe  Erscheinungen. 
Das  Wort  ist  zwar  hier  wie  dort  dasselbe  wertsetzende,  aber  die  Be- 
deutung ist  eine  durchaus  andere,  unverfängliche.  Ebenso  wie  etwa  die 
Bezeichnungen  der  Börse  als  »matt«,  »flau«,  »belebt«,  »lustlos«,  »ner- 
vös« trotz  äusserer  Aehnlichkeit  der  Worte  keine  »verkappten  Wert- 
gefühle« enthalten,  sondern  nur  abkürzende  Ausdrücke  für  verschiedene 
Grade  objektiv  feststellbarer  Verhältnisse  sein  sollen.  Nicht  anders  wie 
die  Bezeichnungen  »schön  Wetter«  oder  »schlecht  Wetter«  auf  unseren 
Barometern,  durch  die  sich  doch  nur  ganz  unverständige  Menschen  irre- 
führen lassen,  keine  subjektiven  Momente  enthalten.  Ebenso  könnte 
nur  eine  missverständliche  Auffassung,  wenn  wir  von  »Volkswohlstand« 
sprechen,  ein  Normalmass  oder  ein  Werturteil  dabei  annehmen  wollen : 
das  Wort   wird  vielmehr   in    ganz  neutralem   Sinne   gebraucht.     Hoch- 
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stens  darf  man  in  allen  solchen  Fällen  von  einer  nicht  präzisen  fagon 
de  parier  sprechen;  aber  auch  das  träfe  nicht  einmal  überall  zu.  Es 
scheint  mir  also  nur  ein  ziemlich  elementares  Missverständnis  des  Ver- 
fassers vorzuliegen.  Es  schwebt  dem  Autoren  darum  auch  mit  nichten 
der  Begriff  des  »Normalen«,  als  eines  Seinsollenden  vor.  Die  moderne 
Sucht,  überall  auf  Werturteile  zu  fahnden,  trübt  doch  nachgerade  den 
Blick  für  die  einfachsten  Zusammenhänge. 

Das  S  a  c  h  u  r  t  e  i  1  über  die  Tragweite  der  Störung  und  den  Gang 
des  Wirtschaftslebens  überhaupt  kann  ja  richtig  oder  falsch  abgegeben 
sein,  auf  mangelhafter  und  ungenügender  Kenntnis  beruhen,  eine  vor- 
schnelle Verallgemeinerung  der  Beobachtungen  enthalten,  wichtige  Mo- 
mente ganz  ausser  acht  lassen:  der  Fehlermöglichkeiten  sind  unzählig 
viele.  Wo  steckt  aber  in  alledem  ein  Werturteil  ?  Adolf  Wagner  z.  B., 
dessen  sehr  charakteristische  Definition  in  der  Uebersicht  auffallender- 
weise ganz  feiilt,  bestimmt  die  Krise  als  die  »massenhaft  auf  einmal 
auftretende  Zahlungsunfähigkeit  selbständiger  wirtschaftlicher  Unter- 
nehmer« —  das  scheint  mir  zwar  an  sich  etwas  zu  eng,  ist  aber  auch 
schon  im  Wortlaut  eine  ganz  objektive  Begriffsbestimmung  und 
rein  quantitative  Feststellung.  Seine  so  stark  ausgeprägte  persönliche 
Wirtschaftspolitik  hat  gar  keinen  Einfluss  auf  die  Definition  gehabt. 
In  dem  gegenwärtig  bei  uns  wohl  verbreitetsten  Lehrbuche,  dem  von 
Philippovich,  wird  Krise  definiert  als  ein  »Zustand  unausgeglichener  Ver- 
hältnisse des  Angebotes  und  der  Nachfrage,  wenn  er  andauert«  —  also 
nicht  wesentlich  anders,  als  Adam  Sfniih  in  der  noch  anzuführenden 
Stelle  sich  das  Gleichgewicht  vorstellt.  Wo  steckt  hier  überall  das 
Werturteil,  ja  auch  nur  der  Gedanke  des  Normalen?  F.  hat  das  überall 
missverstanden  und  Vorstellungen  untergelegt,  die  einem  guten  Teil  der 
Autoren  (anders  z.  B.  bei  Thünen)  völlig  fern  lagen.  Es  ist  demnach 
durchaus  nicht  richtig,  dass  (S.  XV)  »die  Krisentheoretiker  durchweg 
von  der  Unterscheidvmg  der  »guten«  und  »schlechten«  Zeiten  ausgehen 
und  mithin  (!  !)  ihren  Definitionen  Werturteile  zugrunde  legten,  die 
wiederum  durch  ihre  sittliche,  politische  u.  dgl.  Wertmassstäbe  bestimmt 
werden«.  Wie  gezeigt  worden  ist,  liegt  hier  überwiegend  ein  Miss- 
verständnis des  Verfassers  vor,  der  »gut«  und  »schlecht«  immer  im 
absoluten,  ethischen  Sinne  auffasst,  was  den  vorsichtigeren  Autoren 
durchaus  fern  liegt,  während  es  nur  einen  rein  konventionell  ob- 
jektiven Sprachgebrauch  und  eine  objektive  Abbreviatur  darstellt. 

Diese  Tatsache  muss  natürlich  auch  die  Auffassung  im  einzelnen  be- 
einflussen. Dafür  zwei  wichtige  Beispiele.  Bei  Adam  Smith  ist  Pinkus 
die  m.  E.  bedeutsamste  Stelle  über  das  Problem  der  Störungen  ganz 
entgangen.  Sie  befindet  sich  im  4.  Buche  (IL  Bd.  S.  289  der  Ueber- 
setzung  von  Stapel).  »Wenn  der  Tauschwert  der  Jahresproduktion  den- 
jenigen der  Konsumtion  übersteigt,  muss  das  Volkskapital  jährlich  im 
Verhältnis  zunehmen Wenn  der  Tauschwert  der  Jahresproduktion 


246  Literatur. 

hinter  dem  der  Jahreskonsumtion  zurückbleibt,  so  niuss  das  Volks- 
kapital jährlich  nach  Massgabe  des  Defizites  abnehmen.  Die  Ausgaben 
des  Volkes  überschreiten  in  diesem  Falle  seine  Einnahmen,  und  es 
greift  notwendig  sein  Kapital  an.  Sein  Kapital  und  zugleich  mit  ihm 
der  Tauschwert  der  Jahresproduktion  seines  Fleisses  muss  daher  not- 
wendig abnehmen.«  Ich  finde  in  dieser  »Bilanz«  einen  sehr  anschau- 
lichen ]\Iassstab  des  Gleichgewichtes  der  jährlichen  Produktion  und 
Konsumtion  ausgedrückt.  Sie  würde  sich  auch  ohne  weiteres  auch 
statistisch  erfassen  lassen,  wenn  die  Elemente  jener  »Bilanz«  nicht 
zu  kompliziert  wären.  Ueberproduktion  und  Unterkonsumtion  sind  hier 
deutlich  zu  erfassende  Grössen,  ohne  dass  der  Gedanke  des  »Normalen« 
oder  des  »richtigen«  Masses  dabei  irgendwie  vorhanden  wäre:  es  han- 
delt sich    lediglich  um  Tatsachen,    die  gar  kein  Werturteil  zulassen. 

Auch  bei  der  Kritik  der  »ökonomischen  Geschichtsauffassung«  von 
Karl  Marx,  die  nebenbei  gesagt  gar  kein  nationalökonomisches,  son- 
dern ein  soziologisches  Problem  enthält,  also  in  dem  Buche  gar  nicht 
zu  behandeln  war,  scheint  mir  der  Verfasser  das  Entscheidende  ver- 
kannt zu  haben,  soviel  Treffliches  sie  an  sich  auch  bietet.  Die  Sta?n?n- 
lersche  Frage  nämlich,  die  sich  Pinkus  zu  eigen  macht  und  mit  der  er 
das  System  als  »teleologisch«  erweisen  will  (S.  162),  »warum  die  be- 
wusste  Bewegung  überhaupt  zu  begünstigen  sei«,  ist  ja  vom  Mar x%c\i&rv 
Standpunkt  —  und  nicht  nur  von  diesem  —  direkt  sinnlos  gestellt. 
Denn  Denken,  Handeln  und  Wollen  sind  ja  für  Marx  durchaus  gleich- 
massig  durch  das  gesellschaftliche  und  natürliche  Sein  kausal  bedingt. 
Der  Inhalt  der  Wünsche  und  Bestrebungen  des  Proletariates  kann  gar 
nicht  anders  gerichtet  sein,  als  die  Entwicklung  selbst,  die  sich  im 
Schosse  der  heutigen  Gesellschaft  bildet,  zu  begünstigen.  Ihr  »Wille« 
muss,  wenn  anders  die  Analyse  richtig  war,  sich  auf  dieses  Endziel 
richten.  Denn  auch  »Wille«  und  »Bewusstsein«  der  Arbeiterklasse  sind 
nach  dieser  Lehre  psychologisch  streng  determiniert  und  stehen  nicht 
ausserhalb  des  Kausalnexus.  Es  gibt  für  sie  gar  nicht  die  Möglichkeit, 
etwa  kleinbürgerliche  oder  aristokratische,  feudale  oder  privatkapita- 
listische Ziele  zu  erstreben.  Es  wäre  demnach  höchstens  nur  im  ein- 
zelnen zu  analysieren,  ob  denn  mit  Notwendigkeit  gerade  jene  Gesinnung 
aus  den  Bedingungen  der  Klassenlage  entstehen  muss.  Diese  Analyse 
mag  nun  richtig  oder  falsch  sein,  sie  mag  zu  einseitig  gewisse  Mo- 
mente betonen  und  Gegenmomente  (die  etwa  in  der  Rasse,  in  lokalen 
Bedingungen,  in  Verschiedenheiten  der  eigenen  Existenz  liegen)  nicht 
berücksichtigen,  sie  mag  auch  eventuell  zu  anderen  Ergebnissen  führen  : 
aber  sie  ist  offenbar  ganz  objektiv  gedacht  und  enthält  kein  Werturteil : 
man  kann  nur  wollen,  was  man  wollen  muss.  Stammler  und  mit  ihm 
Pinkus  (S.  162  und  168)  durchbrechen  jedoch  mit  einem  Male  willkür- 
lich diese  Kette  und  nehmen  an,  dass  der  »Wille«  auch  anders  vor- 
gehen könne,    als    die    einzelnen  psychischen  Komponenten  verlangen. 
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Das  Teleologische  steckt  also  keineswegs  bei  Marx,  sondern  ist  erst 
äusserlich  von  Pinkus  und  Stammler  an  diese  Geschichtsauffassung  heran- 
gebracht worden.  Und  es  handelt  sich  in  Wirklichkeit  um  Erkenntnis 
von  Tatsachen  und  Bedingungen,  aber  gar  nicht  um  Werturteile.  Diese 
liegen  nur  dann  vor,  wenn  die  Gesetze  des  Seins  auch  zu  solchen  des 
Sollens  gestempelt  werden,  ein  ^ natürlicher«  Arbeitslohn  etwa  als  ein 
»gerechter'<  oder  »wahrer'<  ausgegeben  wird.  Davon  kann  aber  bei 
Marx  gar  nicht  die  Rede  sein.  Das  Krisenproblem  als  solches  wird 
überhaupt  von  der  ökonomischen  Geschichtsauffassung  nicht  im  min- 
desten beeinflusst. 

Nach  alledem  kann  auch  die  Schlussfolgerung  des  Verfassers  in 
keiner  Weise  zugestanden  werden.  Pinkus  identifiziert,  wie  es  scheint, 
objektive  Forschung  und  Statistik  schlechthin,  schreibt  dieser  nur  eine 
recht  »bescheidene  Aufgabe«  (S.  290)  zu  und  will  auf  ihr  fussend  in 
der  eigentlichen  Nationalökonomie  die  teleologischen  Gesichtspunkte 
bewusst  zur  Geltung  bringen.  Ist  denn  aber  »sachlich-statistische« 
Behandlung,  die  P.  allein  anzuerkennen  scheint,  bereits  die  Theorie: 
Die  INIöglichkeit  einer  allgerheinen  Erfassung  der  tieferen  Kausal- 
zusammenhänge, die  Einreihung  der  Krisenerscheinung  in  den  Gesamt- 
prozess  des  Wirtschaftslebens  wird  dadurch  überhaupt  nicht  erreicht, 
ja  direkt  abgeschnitten,  wenn  man  nur  die  einzelne  historisch  aufge- 
tretene »Störunge  untersuchen  will.  Sein  eigener  Beitrag  zur  statisti- 
schen Erfassung  der  wirtschaftlichen  Störung  soll  gern  anerkannt  werden: 
er  ist  scharfsinnig  erdacht  und  vermeidet  tatsächlich  einige  Klippen, 
an  denen  die  Intensitätsmessung  bisher  gescheitert  ist.  Aber  dazu  be- 
dürfte es  im  Grunde  nicht  einer  »Geschichte  der  nationalökonomischen 
Werturteile«.  Denn  die  eigentliche  »Theorie  der  wirtschaftlichen 
Störungen«,  die  das  letzte  Kapitel  bring'cn  soll,  wird  ja  mit  solchen 
Nachweisen  überhaupt  gar  nicht  berührt :  sie  sind  Hilfsmittel,  Stützen 
der  Anschauung,  allenfalls  Pfadfinder  der  Forschung,  aber  doch  bei- 
leibe noch  gar  keine  Theorie  d.  h.  ein  gedankliches  Abbild  der  kom- 
plexen Erscheinung  der  Wirklichkeit.  Soll  das  wenige  etwa  die  ganze 
Lösung  des  Problems  vorstellen  und  das  übrige  einer  praktische  Ziele  be- 
folgenden Teleologie  vorbehalten  bleiben?  Wir  erfahren  nicht  einmal, 
ob  die  Krisen  zufällige  oder  immanente  Erscheinungen  der  kapitalistischen 
Aera  sind,  geschweige  denn,  dass  der  ursächliche  Zusammenhang  er- 
fasst  oder  nur  angedeutet  würde.  Der  Satz  von  Böhm-Batuerk,  dass  eine 
Krisentheorie  eigentlich  nur  das  letzte  Kapitel  eines  sozialwissenschaft- 
lichen Systems  sein  könne,  bleibt  jedenfalls  bestehen;  ist  doch  aber 
vom  Verfasser  ebenso  wie  schon  von  Bergmajui  zu  wenig  berücksich- 
tigt. Ueber  die  möglichen  Aufgaben  einer  solchen  Theorie,  die  gar 
keinen  teleologischen  Einschlag  enthalten  kann,  muss  man  sich  doch 
aber  ein  vorläufiges  Bild  machen,  um  ihre  Tragweite  bestimmen  zu 
können.     Der    Stammler- Ricker t^oh^t    Einfluss    hat    auch  hier  seine  ver- 
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hängnisvolle  Wirkung  ausgeübt.  Wenn  man  jedoch  mit  diesem  Standpunkte 
wirklich  Ernst  machen  wollte,  so  sind  bereits  die  »Tatsachen«,  die  man 
zur  Untersuchung  für  bedeutsam  auswählte,  durch  ein  Werturteil  be- 
stimmt, also  gar  nicht  »objektiv«  ausgesucht.  Der  eigene  Versuch  des 
Verfassers  würde  damit  ebenfalls  einer  Bewertung  unterlegen  sein. 

Wenn  wir  demnach  die  Problemstellung  für  schief,  infolgedessen 
auch  die  Beantwortung  nicht  für  geglückt  halten  —  vor  allem  die 
scharfe  Begriffsbildung  in  den  Grundlagen  durchgängig  vermissen,  so 
entschädigt  das  Buch  dafür  in  den  dogmengeschichtlichcn  Einzelheiten : 
hier  hat  der  Verfasser  zum  Teil  Ausgezeichnetes  geleistet.  Es  ist  weit 
mehr  eine  psychologische  Studie  über  die  Wirtschaftstheoretiker,  die 
Anerkennung  verdient.  Die  Untersuchung  ist  ruhig  und  vornehm  sach- 
lich geführt.  Pinkus  hat  die  Schriften  im  Originale  selbst  gelesen,  die 
Kritik  sucht  die  starken  Seiten  der  Autoren  heraus  und  bleibt  nicht 
an  der  Oberfläche  stehen.  Auch  dass  er  öfters  sein  eigentliches  Thema 
aus  dem  Auge  verliert  und  über  abseits  liegende  Fragen  diskutiert,  so 
z.  B.  bei  den  Darlegungen  von  Menger  und  Knies,  aber  auch  bei  Marx, 
deren  methodische  Auseinandersetzungen  streng  genommen  nicht  hier- 
her gehören,  wird  man  ihm  an  sich  nicht  zu  stark  verübeln.  Glanzstücke 
scheinen  mir  z.  B.  seine  Betrachtungen  über  Thiinen;  auch  die  Aus- 
führungen über  Ricardo,  Müller  und  List  beweisen  die  Selbständigkeit 
des  Verfassers.  Wenn  auch  das  Urteil  über  Jevons  nicht  gerecht  ist, 
so  sind  doch  seine  sonstigen  Ansichten  meist  ruhig  abwägend  ausge- 
sprochen ;  die  Polemik  ist  eine  rein  sachliche.  Um  dieser  Eigenschaften 
willen  schien  mir  die  Schrift  im  ganzen  einer  so  eingehenden  Dis- 
kussion &wert«  zu  sein. 

F.  E  u  1  e  n  b  u  r  g. 


W  i  l  h  e  Im  Ha  s  b  a  c  h  ,  Gilterverzehrufig  und  Güter  hervorbringung.  Jena, 
Gustav  Fischer.    1906.    - —    VII  und  88  S. 

Zwei  Aufgaben  stellt  sich  der  Verfasser  in  der  gedankenreichen 
Untersuchung:  eine  sachliche  und  eine  methodologische.  Er  will  eine 
neue  Systematik  der  Sozialvvirtschaftslehre  und  zugleich  eine  i n- 
h  a  1 1 1  i  c  h  e  Umgestaltung  der  Lehre  von  der  Konsumtion.  Beide 
Aufgaben  bedingen  sich  gegenseitig.  Eben  dadurch,  dass  die  Lehre 
von  der  Güterverzehrung  neu  ausgestaltet  und  vertieft  wird,  fällt 
auch  von  ihr  aus  ein  neues  Licht  auf  die  übrigen  Teile  des  Systemes. 
Und  zwar  muss  sie  nach  Hasbach  an  die  Spitze  des  Lehrgebäudes  ge- 
stellt werden,  an  den  Platz,  den  bisher  die  Lehre  von  der  Produktion 
inne  hatte.  Das  immanente  Missverhältnis  zwischen  Bedarf  und  Deckung 
führt  mit  Notwendigkeit  zum  »Wirtschaften  im  Sinne  des  ökonomischen 
Prinzips«  —  eben  bei  der  Deckung  des  Güterbedarfes:  und  zwar  so- 
wohl beim  privaten  Haushalten,  wie  beim  Erwerb  neuer  Güter,  wie 
im    wirtschaftlichen  Verkehr.     Gerade    auch    die   Konsumtion    \ollzieht 
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sich  nach  diesem  umfassendsten  Prinzips.  Das  so  bestimmte  Handeln 
ist  nun  der  Grundbegriff  der  Wirtschaftswissenschaften  (S.  64).  Denn  das 
Triebrad  der  gesamten  gesellschaftHchen  Wirtschaft  ist  die  Nachfrage, 
was  die  Physiokraten  und  nach  ihnen  die  Klassiker  gänzlich  verkannt 
(r)  hätten  (S.  IV).  Sie  beherrscht  nicht  nur  die  Produktion,  sondern 
auch  den  Austausch  und  die  Verteilung  der  Güter.  Ihre  Erklärung 
muss  demnach  die  erste  Aufgabe  der  theoretischen  Sozialökonomik 
sein.  Die  bisherige  umgekehrte  Anordnung  verwechselte,  wie  so  oft, 
offensichtlich  den  technischen  mit  dem  wirtschaftlichen  Standpunkt. 
Und  »die  Aufgabe  der  Sozialwirtschaftslehre  besteht  darin,  die  Wirkung 
der  Güterverzehrung  in  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  unter  dem 
Einfluss  des  ökonomischen  Prinzipes  aufzuzeigen«  (S.  8).  Aber  eben 
diese  Güterverzehrungslehre  war  bisher  gar  nicht  angebaut,  sondern  arg 
vernachlässigt. 

Hasbach  unternimmt  es  deshalb,  nicht  nur  eine  Klassifikation  der 
Konsumtionsarten  zu  geben,  sondern  auch  den  Einfluss  der  Verzehrung 
auf  die  einzelnen  Teile  der  Volkswirtschaft  aufzuzeigen,  vor  allem 
auch  nachzuweisen,  wie  die  Güterhervorbringung  von  jener  abhängig 
ist.  Den  Inhalt  der  Konsumtionslehre  bildet:  i)  die  unbeabsichtigte 
Güterverzehrung,  zu  der  auch  INIode  und  technischer  Fortschritt 
gehören  und  zu  deren  Abwendung  die  Sicherungskapitalien  (Deiche, 
Blitzableiter,  Eisschränke)  dienen,  2)  die  beabsichtigte  Verzehrung  der 
Genussgüter,  bei  der  das  ökonomische  Prinzip  die  Form  der  Gebrauchs- 
teilung, der  Neuverwendung  wie  Shoddy-  und  Mungoverarbeitung,  der 
Gebrauchsvereinigung  und  der  gemeinsamen  Beschaffung  (kollektive 
Verzehrwirtschaft)  annimmt,  3)  die  beabsichtigte  Verzehrung  der  Pro- 
duktivgüter (reproduktive  Konsumtion)  und  endlich  wegen  seiner  ana- 
logen Wirkung  mit  den  eben  behandelten  beiden  Arten  auch  4)  das 
Sparen:  dieses  bedeutet  nicht  nur  Einschränkung  der  Nachfrage  und 
Vermögensbildung,  sondern  weit  mehr  noch  Genussverschiebung,  zeitlich 
wie  sachlich,  worin  zugleich  eine  Betätigung  des  ökonomischen  Prin- 
zipes sich  ausdrückt.  Den  Abschluss  der  Lehre  von  der  Güterverzeh- 
rung bildet  die  Güterhervorbringung,  die  Hasbach  als  eine  Aveltwirt- 
schaftliche  Vermehrung  des  Güterbestandes«  (vS.  13)  begreift,  um  da- 
durch Handel,  Verkehr  und  liberale  Berufe  aus  der  Produktion  auszu- 
schliessen.  Dem  Nachweise  von  der  Bedeutung  der  Konsumtion  auf 
diese  ist  dann  der  übrige  Hauptinhalt  der  Studie  gewidmet. 

Und  zwar  untersucht  er  zunächst  (Kapitel  V)  den  Eintiuss,  den 
die  Dazwischenkunft  des  Handels  auf  die  Wirkungen  der  Nachfrage 
ausübt.  Der  Handel  wird  der  Mandatar  eines  Teiles  des  Begehrs  und 
beeinflusst  dadurch  die  gesellschaftliche  Wirtschaft  sehr  stark,  bald 
günstig,  bald  ungünstig,  indem  er  nicht  nur  auf  Verbesserung  der  Tech- 
nik drängt,  sondern  zugleich  alte  Betriebsmethoden  stützt  und  aufrecht 
hält.     Weiter   prüft   H.    die   Frage  (Kap.    VI),   ob   die   Nachfrtige   bez. 
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der  Handel  die  Güterproduktion  stets  in  hinreichender  Grösse  zu 
regehl  vermag,  also  das  Krisenproblem.  Unsere  Wirtschaft  sei  keine 
anarchische.  Aber  einmal  entziehen  sich  die  Ernteschwankungen  im 
Umkreise  der  gewerblichen  Rohstoffe  der  Berechnung.  Sodann  tritt 
die  moderne  grosse  Kundenproduktion  d.  h.  die  Begründung  neuer 
Unternehmungen  notwendig  sprungweise  auf;  endlich  versagt  die  aus- 
gleichende Tätigkeit  des  Handels,  wo  es  es  sich  um  Produktivgüter 
und  Halbfabrikate  handelt.  Das  sind  die  eigentlichen  Krisenherde: 
Unterkonsumtion  und  Geldkrisis  sind  nur  Begleiterscheinungen  dieser 
Unstimmigkeiten,  der  Produktionskrisen.  Aber  auch  die  Betricbsgrösse 
der  Unternehmungen  und  der  Standort  der  Produktion  sind  nicht  un- 
abhängig von  der  Gestaltung  des  Nachfrage  (Kap.  VII).  Endlich  wird 
untersucht,  wie  die  Steuern  und  die  Anleihen  und  damit  die  Nachfrage 
des  Staates  auf  die  Güterhervorbringung  wirken:  es  kommt  ganz  auf 
die  Art  der  Anleihen  an,  ob  sie  günstig  oder  ungünstig  im  produktiven 
Sinne  zu  beurteilen  sind  (Kap.  IX). 

Der  zweite  Teil  bringt  »Ergänzungen-^  und  betrifft  einmal  das  Ver- 
hältnis der  isolierten  zur  gesellschaftlichen  Wirtschaft ;  sodann  eine 
schneidige  Abfertigung  von  Stamvilers  Wirtschaft  und  Recht,  der  zu 
»jenen  nationalökonomischen  Sommergästen  gehört,  die  an  schönen  Feier- 
tagen vorübergehend  zu  uns  einkehren«  und  sich  dafür  herausnehmen, 
der  Nationalökonomie  die  Wege  zu  weisen,  ohne  ihre  Probleme  im  ge- 
ringsten zu  verstehen.  — 

Dies  der  knappe  Hauptinhalt  der  ausserordentlich  gehaltvollen, 
überall  anregenden  und  überall  eigene  Wege  gehenden  Schrift.  Sie 
enthält  -eine  Fülle  neuer  Gesichtspunkte,  glücklicher  Formulierungen 
und  geistvoller  Bemerkungen.  A-^ergleicht  man  z.  B.  den  Artikel  über 
Konsumtion  in  Sc/iönbergs  Handbuch  und  im  H.  d.  St.  oder  den  Ab- 
schnitt in  Marshalh  Principles  oder  die  Darstellung  von  Lehr  in  dessen 
»Produktion  und  Konsumtion«  mit  den  tiefeingreifenden  Ausführungen 
Uashachs,  so  springt  der  Unterschied  deutlich  in  die  Augen.  Soweit  die 
Theorie  dabei  in  Betracht  kam,  hatte  man  vordem  damit  eigentlich 
nichts  Rechtes  anzufangen  gewusst,  war  über  einige  Gemeinplätze  nicht 
hinausgekommen  und  hatte  im  übrigen  diese  Lücke  durch  statistische  An- 
gaben über  die  tatsächliche  Konsumtion  zu  verdecken  gesucht.  Selbst  die 
Lehre  vom  Sparen  entbehrt  in  der  gegenwärtigen  Literatur  einer  er- 
schöpfenden Untersuchung,  da  das  Buch  von  Manteuffel  doch  nur  einige 
Seiten  des  Problemes  behandelt.  Vor  allem  fehlten  aber  die  eigent- 
lichen Wirtschaft  liehen  Gesichtspunkte  in  der  bisherigen  Kon- 
sumtionslehre und  die  Hervorhebung  des  ökonomischen  Prinzipes  nach 
allen  Richtungen.  Es  ist  das  Verdienst  von  Hasbach,  diesen  Gedanken 
energisch  betont  und  konsecjucnt  durchgeführt  zu  haben.  Denn  selbst 
die  Grenznutzentheoretiker  haben  keine.s\vegs  vom  Standpunkt  der  Be- 
dürfnisse  aus   die  Verkehrserscheinuncren   einheitlich    zu   erklären   ver- 
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sucht,  sondern  sind  ganz  im  Wertproblem  stecken  geblieben.  Ist  demnach 
auch  der  Ausgangspunkt  Hasbachs  ziemlich  derselbe,  wie  der  der  öster- 
reichischen Schule,  so  ist  doch  Ziel  und  Ausbau  dieser  »dynamischen 
Theorie  der  Bedürfnisse«,  wie  man  gesehen  hat,  gänzlich  verschieden. 
Ob  nun  Hasbach  nicht  in  der  Freude  über  den  neuen  Fund  zuweilen 
über  das  Ziel  geschossen?  So  ist  z.  B.  bei  den  Wirtschaftsstörungen 
das  INIoment  des  Kredites  überhaupt  nicht  berührt,  obwohl  doch  sein 
Einfluss  bei  Begründung  wie  Betriebsausdehnung  nicht  verkannt  werden 
kann.  Wie  denn  überhaupt  eine  Darstellung  der  gesellschaftlichen 
Wirtschaft  den  »Verkehr«  in  allen  seinen  Formen  in  den  Vordergrund 
stellen  wird  und  das  Preisproblem  als  solches  Berücksichtigung  ver- 
langt. Doch  soll  hier  nicht  in  eine  Kritik  der  Einzelheiten  eingetreten 
werden,  die  einer  anderen  Stelle  vorbehalten  bleiben  möge.  Hasbach 
wollte  offenbar  gar  nicht  eine  allseitige  Behandlung  der  Frage,  sondern 
eben  nur  das  Konsumtionsproblem  in  neue  Beleuchtung  rücken.  Und 
das  hat  er  zweifellos  erreicht.  Es  wäre  wünschenswert,  wenn  der  Ver- 
fasser seine  Ausführungen  erweiterte  und  den  Versuch,  vom  Stand- 
punkte der  Güterverzehrung  das  ganze  System  neu  zu  errichten,  auch 
wirklich  ausführte.  Aber  schon  die  bisherigen  Andeutungen  scheinen 
mir,  bei  allem  Vorbehalt,  den  man  im  einzelnen  wird  machen  müssen, 
äusserst  fruchtbar  zu  sein.  Es  sind  in  der  letzten  Zeit  wenig  Unter- 
suchungen erschienen,  die  auf  so  knappem  Raum  so  viele  selbständige 
Ideen  enthielten. 

Leipzig.  F.  E  u  1  e  n  b  u  r  g. 


G r  unze l,  Dr.  Joseph,  System  der  Industriepolittk.  Leipzig,  Duncker  & 
Humblot  1905.    393  8.    8°. 

»Die  günstige  Aufnahme,  welche  mein  demnächst  in  zweiter  Auf- 
lage erscheinendes  System  der  Handelspolitik  gefunden  hat,  bestärkt 
mich  in  der  Annahme,  dass  ein  Bedürfnis  nach  einer  zusammenfassen- 
den Darstellung  der  einzelnen  Zweige  der  Wirtschaftspolitik  besteht, 
die  sich  von  unverdaulichen  (sie!)  Lesefrüchten  und  abstrakten  Ge- 
dankenspielereien gleich  fern  hält  und  darauf  ausgeht,  aus  der  Summe 
von  Erkenntnissen  und  Erfahrungen  unserer  Zeit  jene  Schlüsse  zu 
ziehen,  welche  allen  Faktoren  der  Wirtschaftspolitik  als  Direktive  dienen 
können.« 

INIit  diesem  in  seinem  zweiten  Teile  nicht  übermässig  klaren  Satze 
begründet  das  Vorwort  die  Tatsache  des  Erscheinens  dieses  Buches. 
In  der  Tat  würde  es  nicht  leicht  sein,  aus  dem  Buche  selbst  einen 
andern  Grund  für  sein  Dasein  herauszufinden.  Man  hat  es  mit  einer 
Kompilation  zu  tun,  und  zwar  mit  einer  sehr  wenig  gründlichen.  Die 
merkwürdigen  Literaturangaben  am  Schlüsse  der  einzelnen  Abschnitte 
verraten  dem  Sachkundigen  mit  aller  Naivität,  dass  der  Verfasser  nicht 
einmal   über   die  Werke,    aus   denen  er   sich   eingehender   hätte   unter- 
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richten  können,  ins  Klare  gekommen  ist.  Sie  seien  keine  Quellangaben, 
sagt  die  Vorrede.  INIit  Recht:  die  wirklichen  Quellen  des  Verfassers 
lassen  sich  erst  aus  dem  Texte  erschlicssen  und  auch  da  nur  unvoll- 
kommen. Denn  er  hat  ersichtlich  den  Ehrgeiz,  Eigenes  zu  leisten,  und 
er  versäumt  nicht,  den  Leser  gehörigen  Orts  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  indem  er  hervorhebt,  ;.die  landläufige  Vorstellung«  sei  so  und 
so,  »die  nationalökonomische  Literatur«  habe  diesen  oder  jenen  Punkt 
»bisher  verkannt«.  Was  der  Leser  nun  aber  wirklich  vorgesetzt  be- 
kommt, ist  fast  nie  das  Ergebnis  gründlicher  eigener  Studien,  sondern 
ein  mehr  oder  weniger  geschickt  zurecht  gemachter  Abhub  aus  irgend 
einem  Kompendium  oder  die  Verallgemeinerung  dessen,  was  der  Ver- 
fasser einer  zufällig  ihm  in  die  Hände  gefallenen  Spezialschrift  ent- 
nommen hat.  jNIan  könnte  fast  sagen,  der  Verfasser  habe  die  Kunst 
geübt,  was  andere  lange  vor  ihm  kurz,  einfach  und  klar  gesagt  hatten, 
nochmals  wortreich,  unklar,  verworren  und  verwaschen  vorzutragen. 

Wem  das  Gesagte  zu  hart  erscheint,  der  lese  nur  den  Abschnitt 
über  die  Hausindustrie  in  dem  Kapitel:  »Die  industriellen  Betriebs- 
systeme«. Da  heisst  es  z.B.:  »Was  nun  speziell  die  Hausindustrie  be- 
trifft, so  erblicke  ich  das  entscheidende  jNIerkmal  in  der  Konzentrierung 
des  Betriebs  in  der  Hauswirtschaft  .  .  .  Irrelevant  für  den  Begriff  selbst 
ist  es,  ob  die  Arbeit  in  der  Hauswirtschaft  eines  Unternehmers  (Ver- 
legers) oder  eines  Arbeiters  (Sitzgesellen)  vorgenommen  wird«.  Oder 
man  schlage  in  dem  Kapitel  über  die  Gewerbeverfassung  den  langen 
Abschnitt:  »Das  Zunftwesen«  auf.  S.  105  liest  man:  »Als  sich  nach 
den  Stürmen  der  Völkerwanderung  zuerst  die  Städte  aufrafiften  und 
mit  ihnen  das  Gewerbe  emporblühte,  entstand  das  Bedürfnis  nach  einem 
materiellen  Gewerberecht.  Der  Staat  besass  damals  weder  den  Willen 
noch  die  Macht,  eine  solche  Regelung  durchzuführen  ;  die  Städte  ver- 
suchten es  zwar,  in  ihre  verbrieften  Rechte  und  Privilegien  (!)  einzelne 
wichtige  gewerbliche  Bestimmungen  aufzunehmen ;  aber  dieser  Gesetz- 
gebungsapparat (!)  war  doch  zu  schwerfällig,  um  zu  entsprechen.  Man 
überliess  infolgedessen  die  Regelung  des  Gewerbes  den  Handwerkern 
selbst,  die  sich  zu  diesem  Zwecke  vereinigten  und  dann  ihre  Autonomie 
Schritt  für  Schritt  zu  erweitern  wussten.  Der  eigentliche  Entstehungs- 
grund der  Zünfte  ist  somit  in  dem  Bedürfnis  nach  einem  ma- 
teriellen Gewerbe  recht  zu  suchen  .  .  .  Erst  die  Autorität, 
welche  die  Zünfte  auf  gewerblichem  Gebiete  erlangt  hatten,  verschaffte 
ihnen  später  manche  Befugnisse  behördlicher  und  städtischer  Organe, 
so  z.  B.  die  Wahrung  der  öffentlichen  Sicherheit  (!).  Dadurch  wurde 
die  Staatsgewalt  misstrauisch,  und  ihr  Kampf  gegen  die  Zünfte  im 
18.  Jahrhundert  war  nicht  so  sehr  ein  Kampf  gegen  die  Auswüchse, 
als  vielmehr  ein  Kampf  um  die  INIacht.«  In  diesem  Geschichtsabriss 
von  der  Völkerwanderung  bis  zum  18.  Jahrhundert  ist  kein  Satz,  der 
nicht  handgreiflichen  l'nsinn  enthielte.     Ihm  foliren  lane:e  Auseinander- 


Literatur. 


353 


Setzungen  über  das  Wesen  der  Zünfte,  in  denen  die  verschiedenen  Jahrhun- 
derte weidlich  durch  einander  geschüttelt  werden.  Man  kann  nicht  sagen, 
dass  das  Gebotene  schlechthin  falsch  ist.  Aber  es  ist  auch  nicht  richtig ;  es 
verrät  überall  unzulängliches  Verständnis,  ungenügendes  Studium.  Wie 
soll  man  sich  das  vorstellen,  wenn  es  S.  iio  heisst:  »Nach  einer  kurzen 
Probezeit  erfolgte  die  feierliche  Aufnahme,  die  Aufdingung,  indem  der 
Lehrling  zu  einem  jNIeister  in  die  Lehre  gegeben  wurde«  ?  Der  Verf. 
scheint  anzunehmen,  dass  die  Probezeit  bei  einem  andern  Meister  be- 
standen worden  sei  als  dem  Lehrmeister.  »Dann  erhielt  der  Lehrling 
seinen  Lehrbrief  und  wurde  freigesprochen,  d.  h.  (?)  zum  Gesellen 
gemacht.  Dies  geschah  durch  die  Zunft  (!)  gegen  die  Entrichtung  einer 
neuerlichen  Gebühr  unter  allerlei  Förmlichkeiten  und  barbarischen  Ge- 
bräuchen, welche  die  Gesellen  über  den  neu  Aufzunehmenden  ergehen 
Hessen.«  Was  die  Meisterschaft  und  was  die  Gesellenschaft  zu  tun 
hatte,  ist  hier  heillos  in  einander  gewirrt.  S.  iii  wird  über  Entstehung 
und  Inhalt  der  Gesellen-Bruderschafts-Statuten  eine  Auskunft  gegeben, 
welche  beweist,  dass  der  Verfasser  nie  ein  solches  Statut  durchgelesen 
hat.  S.  112:  Die  Zünfte  »übernahmen  die  Bewachung  der  Türme  und 
Tore  der  Stadt,  sie  übten  eine  Polizeigewalt  über  alle  Bewohner  der 
Stadt,  richteten  sich  vielfach  eine  eigene  Gerichtsbarkeit  ein  .  .  .  die 
mittelalterliche  Stadt  ging  sozusagen  in  der  Zunft  auf«.  Und  so  geht 
es  auf  den  folgenden  vier  Seiten  weiter.  Dergleichen  Lüderlichkeiten 
sind  in  einem  Buche,  das  doch  wohl  für  Lehrzwecke  bestimmt  ist,  ein- 
fach unverzeihlich. 

Von  einer  anderen  Seite  zeigt  uns  der  folgende  Abschnitt  (»Die 
Konzessionierung  und  Regulierung  durch  den  Staat«)  den  Verfasser. 
Zweimal  versichert  er  uns  (S.  T17  und  119  f.),  die  »landläufige  Vor- 
stellung« über  diese  Periode  sei  falsch.  Der  Staat  »ging  nicht«,  wie 
angenommen  werde,  »unvermittelt  zur  Gewerbefreiheit  über,  sondern 
suchte  ein  System  der  staatlichen  Konzessionierung  und  Regulierung 
aufzubauen«  etc.  Und  weiter:  »Die  nationalökonomische  Literatur  hat 
das  Uebergangssystem  der  staatlichen  Konzessionierung  und  Regulierung 
vollkommen  vernachlässigt,  ja  bisher  nicht  einmal  seinem  Wesen  nach 
erkannt«.  Liest  man  nun  den  Abschnitt  durch,  §0  findet  man,  dass 
alles,  was  in  ihm  Richtiges  steht,  seit  einem  Vierteljahrhundert  bei 
Röscher,  III  §§  144  und  147  zu  lesen  ist.  Sollte  dem  Verfasser,  der 
diese  Roscher'-^Qkitn  Paragraphen  nach  deutlichen  Benutzungsspuren  ge- 
kannt hat,  dort  wirklich  der  Satz  entgangen  sein:  »In  den  wichtig- 
sten Kontinentalstaaten  war  das  Konzessionssystem  die  Vorstufe  der 
Gewerbe freiheit«  ?  Aber  es  steht  auch  allerlei  Verkehrtes  bei  Grunzel, 
das  bei  Röscher  richtig  zu  finden  ist,  z.  B.  über  technische  Gewerbe- 
reglemente  und  Schauanstalten,  deren  Bedeutung  und  Tragweite 
Grunzel  in  geradezu  grotesker  Weise  missverstanden  hat. 

Man  mag  in  dem  Gniftzekchen  Buche  einen  Abschnitt  aufschlagen, 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1906.  2.  23 
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welchen  man  will:  überall  findet  man  die  Anzeichen  ungenügender 
Vertrautheit  mit  dem  Stoffe.  Auf  keinen  Satz  kann  man  sich  ohne 
weiteres  verlassen,  ja  nicht  einmal  auf  die  statistischen  Angaben.  Dem 
Bedürfnis  nach  einer  übersichtlichen  Darstellung  der  Gewerbepolitik, 
das  gewiss  vorhanden  ist,  wird  durch  eine  derartige  schnellfertige 
Leistung  jedenfalls  nicht  entsprochen.  ^  •  — r. 


Schmelzer,  Fritz,  Tarifgememschaften,  ihre  wirtschaftliche,  sozialpolitische 
und  juristische  Bedeutung  mit  besonderer  Berücksichtigung  des 
Arbeitgeberstandpunktes.  Leipzig  1906,  A.  Deichert  Nachfl.  143  S.  8°. 
Der  Verfasser  bringt  eine  kritische  Darstellung  von  Wesen,  Inhalt, 
Wirkungen  und  Rechtsstellung  der  deutschen  Tarifverträge.  Gestützt 
auf  fünfjährige  Erfahrungen  »im  praktischen  Dienst  des  Berliner  Bau- 
gewerbes«, denkt  er  sich  als  Leserkreis  wohl  vorwiegend  die  grosse 
Schar  von  Unternehmern,  die  den  Tarifverträgen  zurzeit  noch  gleich- 
gültig oder  ablehnend  gegenübersteht.  Dementsprechend  treten  in 
seinem  Buche  die  theoretischen  Untersuchungen  hinter  den  Darlegungen 
für  die  Praxis  an  Umfang  und  auch  Wert  stark  zurück.  So  z.  B.  scheint 
mir  der  Nachweis,  dass  die  mit  einzelnen  Arbeitgebern  abgeschlossenen 
sogenannten  Firmentarife  keine  Tarifverträge  seien,  nicht  gelungen  zu 
sein.  Auch  die  vom  Verf.  mit  Eifer  versuchte  Rechtfertigung  der  be- 
kannten Reichsgerichtsentscheidung  von  1906,  nach  der  die  Tarifge- 
meinschaften Koalitionen  im  Sinne  des  §  152  der  G.O.  sein  sollen, 
hat  mich  nicht  überzeugen  können.  Um  so  glücklicher  sind  die  Dar- 
legungen des  Verf.  über  die  praktische  Handhabung  der  Tarifverträge. 
Er  sieht  sie  nicht  als  sozialpolitische  Allheilmittel,  nicht  als  Dokumente 
ewigen  gewerblichen  Friedens  an,  wohl  aber  als  brauchbare  Waffen- 
stillstandsurkunden in  den  unvermeidlichen  Kämpfen  zwischen  Arbei- 
tern und  Unternehmern.  Alle  Einwendungen  prinzipieller  Gegner  wer- 
den berücksichtigt  und  die  Wirkungen  der  Verträge  auf  die  Arbeits- 
bedingungen, auf  die  beteiligten  Organisationen  wie  auf  die  Fortführung 
der  Produktion  eingehend  und  objektiv  besprochen.  Das  dritte  Ka- 
pitel, das  von  der  Anerkennung  der  Gewerkschaften  als  Arbeiterver- 
tretung handelt,  scheint  mir  besonders  gelungen  zu  sein.  Beachtens- 
wert ist,  dass  der  Verfasser  im  Interesse  der  Arbeitgeber  eine  Ab- 
änderung des  §  153  der  G.O.  und  die  Beseitigung  des  §  152  Absatz  II 
verficht.  Direktes  Verhandeln  mit  den  Gewerkschaften  zieht  der  Verf. 
in  jedem  Falle  der  Vermittlung  von  Gewerberichtern  und  sonstigen 
»Unparteiischen«  vor.  Auch  bei  der  Arbeitsvermittlung  wünscht  er  vor 
allem  andern  die  Ausscheidung  aller  gewerbsfremden  Kreise.  Sein  Ur- 
teil über  die  Sekretäre  der  Arbeitgeberverbändc  ist  gewiss  zu  schroff 
(sie  seien  »meist  verkrachte  Existenzen«,  die  »niemals  ein  geklärtes  Ur- 
teil, eine  reife  Lebensanschauung«  besässen) ;  dagegen  finden  die  Ge- 
werkschaften   und    ihre    Führer    eine    durchaus    sachliche    Würdigung. 
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Mit  seiner  sorgfältigen  Prüfung  von  Wirkungen  und  Wert  der  Tarif- 
verträge hat  der  Verf.  die  wissenschaftliche  Literatur  zweifellos  be- 
reichert. Für  den  praktischen  Erfolg  des  Buches  bei  der  deutschen 
Unternehmerschaft  wäre  eine  straffere  Zusammenfassung  des  Stoifes 
vorteilhaft  gewesen.  Auch  stilistische  Entgleisungen  und  missglückte 
Bilder  (»sich  nicht  durch  Schattenseiten  blenden  lassen«  S.  15;  »vom 
grünen  Tisch  geschöpfte  Weisheit«  S.  31)  stören  und  erschweren  die 
Lektüre  leider  nicht  ganz  selten. 

Gerhard  Kessler. 


Tr a  utv e 1 1 e 7- ,   Dr.  Erich,  Das  neue  deutsche  Zolltafif recht.     Ein  Leit- 
faden.    Berlin,  Julius  Springer,  1905.  232  S.  8°. 

Dieses  handliche  Büchlein  beschränkt  sich  auf  das  Zolltarifrecht 
im  engeren  Sinne,  d.  h.  soweit  es  im  Zolltarifgesetz,  dem  Zolltarif,  den 
Handelsverträgen  und  den  einschlägigen  Bundesratsbeschlüssen  ent- 
halten ist,  während  die  zollrechtlichen  Vorschriften  anderer  Reichsge- 
setze, insbesondere  auch  des  Vereinszollgesetzes  nur  gelegentlich  be- 
rührt werden.  Li  einem  allgemeinen  Teil  gibt  der  Verfasser,  der  als 
Rat  der  Hamburger  Senatskommission  für  das  Zollwesen  mit  seinem 
Gegenstande  auch  praktisch  vertraut  ist,  einen  kurzen  Ueberblick  über 
die  wichtigsten  Quellen  des  Zollrechts  und  einen  sehr  knappen  histori- 
schen Abriss  der  deutschen  Zollpolitik  seit  Begründung  des  Zollvereins, 
um  länger  beim  Zolltarif,  seiner  äusseren  Einrichtung  und  den  ihn  be- 
herrschenden Grundsätzen  zu  verweilen.  In  einem  besonderen  Teil 
wird  die  Anwendung  des  Zolltarifs  besprochen.  —  Er  zerfällt  in  5  Ab- 
schnitte: I.  Zuständige  Behörden  und  Beamte,  2.  Tarifierungstätigkeit 
der  Beamten,  3.  Zollbefreiungen  und  Zollbegünstigungen,  4.  Tarifbe- 
schwerden und  Tarifauskünfte,  5.  Strafvorschriften  des  Tarifsrechts. 
Die  Darstellung  hält  ungefähr  die  Mitte  zwischen  systematischer  Behand- 
lung und  Kommentar.  Ueberall  waltet  das  Bestreben  ob,  die  Leser 
mit  den  Hauptunterschieden  des  gegenwärtigen  und  des  früheren  Rechts- 
zustandes bekannt  zu  machen.  Hie  und  da  könnte  man  wünschen, 
dieselben  schärfer  auseinandergehalten  zu  sehen.  So  begreift  man  z.  B. 
nicht,  warum  S.  145  das  Verfahren  der  Wertverzollung  noch  geschildert 
wird,  nachdem  der  letzte  Wertzoll  aus  dem  Tarife  verschwunden  ist. 
Auf  der  anderen  Seite  schliesst  der  formalistische  Gesichtspunkt,  nach 
dem  der  Verfasser  seinen  Stoff  abgegrenzt  hat,  die  Behandlung  einer 
so  wichtigen  Materie  wie  des  Veredelungsverkehrs  aus.  Hie  und  da 
wird  auf  die  Streitfragen  der  Zolltarifpolitik  eingegangen  —  nicht  im- 
mer unparteiisch  und  schwerlich  im  Interesse  der  Sache.  Das  hoch- 
schutzzöllnerisch-agrarische  System,  das  heute  zur  Herrschaft  gelangt 
ist,  im  ganzen  und  einzelnen  zu  rechtfertigen,  lag  doch  wohl  kaum  in 
der  Aufgabe,  die  der  Verfasser  sich  gestellt  hatte.  Von  diesen  Aus- 
stellungen abgesehen  kann  das  Büchlein  als  erster  Versuch  einer  selb- 
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Ständigen  wissenschaftlichen  Behandlung  der  immerhin  spröden  Materie 
sehr  wohl  empfohlen  werden.  Für  eine  etwaige  zweite  Auflage  wäre 
die  Einbeziehung  der  wichtigeren  Bestimmungen  des  Vereinszollgesetzes 
anzuraten.  — r. 


Fe  r  dinan  d  von  Gerhardt,  Was  lehrt  uns  die  Aushehungsstatistik 
deutscher  Länder  in  Bezug  auf  die  physische  Entzvicklung  ihrer  Ein- 
wohner?    Breslauer  Dissertation,  Ende  igo6.     60  S.     8  °. 

Diese  Dissertation  aus  dem  Seminare  Julius  Wolfs  ist  nahezu  ohne 
wissenschaftlichen  Wert,  bringt  aber  einige  unveröffentlichte  rekruten- 
statistische Tabellen  aus  den  Akten  des  hannoverschen  und  des  säch- 
sischen Kriegsministeriums  und  ein  Literaturverzeichnis,  das  zwar  ein- 
zelne auffallende  Lücken  enthält,  aber  bei  einem  halberblindeten  Ver- 
fasser durch  seine  Reichhaltigkeit  überrascht.  Den  vielen  Tabellen 
fehlt  fast  durchweg  die  Quellenangabe  und  jede  Prozentberechnung; 
die  vereinzelten  Prozentangaben  im  Texte  sind  nach  einer  Stichprobe 
ganz  falsch.  Hoffentlich  sind  wenigstens  die  Zahlen  aus  den  Akten 
richtig  abgeschrieben.  Ihre  Unstimmigkeiten  sind  verdächtig ;  die  Zahlen 
der  militärpflichtigen  Sachsen  aus  den  Jahren  1828,  1838,  1848  auf 
Seite  38  stimmen  mit  den  entsprechenden  Zahlen  für  1827,  1839,  1849 
auf  Seite  37  genau  überein.  Uebrigens  ist  die  gedruckte  Statistik 
sehr  unvollständig  ausgenutzt.  Das  Resultat  der  Arbeit,  wenn  man 
von  einem  solchen  reden  will,  ist  ein  ziemlich  optimistisches  für  die 
Entwicklung  der  Kriegstüchtigkeit  im  19.  Jahrhundert. 

Im  Schlusswort  kündigt  der  Verfasser  Untersuchungen  über  den 
Zusammenhang  von  Beruf  und  Militärtauglichkeit  an,  deren  fundamen- 
tale Originalität  er  selbst  im  voraus  anpreist.  Er  sei  nämlich  der 
Meinung,  dass  nicht  der  Beruf  die  physische  Tüchtigkeit,  sondern  diese 
die  Berufswahl  beeinflusse;  eine  Auffassung,  die  in  der  bisherigen  Lite- 
ratur kaum  angedeutet  sei.  Wir  würden  es  bedauern,  wenn  diese 
Methode  naiver  Selbsttäuschung  nach  bekannten  Mustern  Schule  machte. 

K.  Oldenberg. 


Berichtigungen. 

Auf  Wunsch  der  Verlagshandlung  von  (}ustav  Fischer  stellen  wir  fest 
dass  das  im  Jhg.  1906,  S.  757  f.  besprochene  Buch  von  f.  Wernsdorf  nicht  in  ihrem 
Verlage,  sondern  in  demjenigen  von  Gustav  Tau  seh  er  in  Jena  erschienen  ist. 
Wir  bedauern  das  Versehen. 

Im  Abschnitt  »Literatur«  des  i.  Heftes  dieses  Jahrgangs  bitten  wir  zu 
lesen : 

S.    156,  Z.  6  u.  10:  Lassalle  statt:  Lasalle. 
»      »      Z.   16:  durfte  statt:  sollte. 

S.   157,  Z.   10:  wiederholt  statt:  beständig. 

S.    I  59,   Z.     3 :  Beckmann  statt :   Brukmann. 
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Eingesendete   Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muss  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in   keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.      Geschichte. 

Barker,  F.,  The  political  thonght  of  Plato  a?id  Aristotle.  London, 
Methuen  &  Co.  (1906).    559  S.  8°.    10  sh. 

Ravä,    Adolf 0 ,  I  compiti  della  filosofia  di  fronte  al  diritto.    Roma, 

E.  Loescher  &  Co.,  1907.    30  S.  8"^. 

Meng  er,  Anton,    Volkspolitik.    Jena,  G.  Fischer,   1906.    90  S.  8". 

Cuntz,  Erivin,  Das  Ideahvahlsystem.  Freiburg  i.  Br. ,  1907.  (Im 
Selbstverlag  des  Verfassers,  Wiesloch  in  Baden.)    47  S.  8".    50  Pfg. 

Paulus,  Pasc,  Der  Parlamentarismus  und  seine  Zukunft.  Berlin, 
Herrn.  Walther,   1907.    36  S.  8».    80  Pfg. 

Hörn,  F.,  Das  Herrenhaus.    Eine  Studie  und  ein  Vorschlag.    Wien, 

F.  Deuticke,   1906.    41   S.  kl.  8°.    M.   i.— . 

Lobeda7ik,  Dr.  vi\tA.  Emil,  Rechtsschutz  und  Verbrecherbehandlung. 
Aerztlich-naturwissenschaftliche  Ausblicke  auf  die  zukünftige  Kriminal- 
politik.   Wiesbaden,  J.  F.  Bergmann,  1906.    89  S.  gr.  8''.    M.  2.40. 

Pond,  Oscar  Lewis,  Municipal  Control  of  public  Utilities.  A  Study 
of  the  Attitüde  of  our  Courts  toward  an  Increase  of  the  Sphere  of 
municipal  Activity.  New  York,  Macmillan  Company,  1906.  115  pp.  i  $. 
(Studies  in  History,  Economics  and  Public  Law  ed.  by  the  Faculty  of 
Political  Science  of  Columbia  University,  Vol.  XXV  Nr.   i.) 

Die  Kultur  der  Gegenwart ,  ihre  Entwicklung  und  ihre  Ziele,  hrsg. 
von  Paul  Hi  nn  eb  er  g.  Teil  11,  Abteilung  VIII:  Systematische 
Rechtswissenschaft  von  R.  Stammler ,  R.  Sohni,  K.  Gareis,  V. 
Ehrenberg,  L.  v.  Bar,  L.  v.  Seuffert,  F.  v.  Liszt ,    W.  Kahl,  P.  Laband, 

G.  Anschütz,  E.  Bernatzik,  F.  v.  Martitz.    Berlin  u.  Leipzig,  B.  G.  Teub- 
ner,  1906.    526  S.    Lex.  8°.    Geb.  M.  16.—. 

Hirth,  Hermann,  Die  Indogermanen,  ihre  Verbreitung,  ihre  Ur- 
heimat und  ihre  Kultur,  IL  Band.  Strassburg,  Karl  J.  Trübner,  1907. 
364  S.  8.    Nebst  4  Karten  und  9  Abbildungen  im  Text. 

Heigel,  Karl  Theodor,  Politische  Hauptströmungen  in  Europa  im 
19.  Jahrhundert.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1906.  112  S.  8^.  geb.  M.  1.25. 
(»Aus  Natur  und  Geisteswelt«  Nr.   129.) 

Neue  Zeit-  und  Streitfrageti,  hrsg.  von  der  Gehestiftung  zu  Dresden. 
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IV.  Jhrg.  Heft  i:  Will  mann,  Dr.  O.,  Die  Hochschule  der  Gegenwart. 
21  S.  Heft  2:  A  dickes,  Stellung  und  Tätigkeit  des  Richters.  27  S.  8°. 
Dresden,  Zahn  &:  Jaensch,  1906.    Je  i   M. 

Dun  gern,  Dr.  Otto  Frhr.  von,  Reichssorgen  und  Weifenträume. 
München  und  Leipzig,  R.  Piper  &  Co.   1907.    80  S.  8'\  M.   1.50. 

Reventlow,  Graf  E.,  Kaiser  Wilhelm  IL  und  die  Byzantiner. 
München,  J.  F.  Lehmanns  Verhag  (1906).    200  S.  8^.    M.  3. — . 

Müller,  Eduard  (Reichsgerichtsrat),  Friedrich  Karl  von  Savigny. 
Leipzig,  VV.  Weicher,  1906.  32  S.  8".  M.  1.—.  (Männer  der  Wissen- 
schaft, hrsg.  von  J.  Ziehen,  Heft  9.) 

II.   Oeffentliches  Recht.      Verwaltung. 

Duguit,  Leon,  Manuel  de  droit  constitutionnel.  Theorie  generale  de 
l'Etat.  —  Organisation  politique.  Paris,  Albert  Fontemoing,  1907. 
1140  S.   16°.    Fr.   8.—. 

Sieh  er,  Prof.  Dr.  J.,  Das  Staatsbürgerrecht  im  internatiotialen  Ver- 
kehr, seifte  Erwerbung  und  sein  Verlust.  Bern,  Stampf  li  &  Cie. ,  1907. 
2  Bde.  618  und  410  S.  8".    M.  20.—. 

Ov er  b e c k  ,  Dr.  Alfred  Frhr.  von ,  Niederlassungsfreiheit  tind  Aus- 
weisimgsrecht.  Dargestellt  auf  der  Grundlage  des  deutsch-schweizerischen 
Vertrags  vom  31.  V.  1890.  Eine  Untersuchung  über  die  öffentlich- 
rechtliche Stellung  des  Ausländers.  Karlsruhe  i.  B.,  G.  Braunsche  Hof- 
buchdr.  1907.  143  S.  8'^.  M.  3. — .  (Freiburger  Abh.  aus  dem  Gebiete 
des  öff.  R.,  Heft  X.) 

Loening,  Dr.  Edgar,  Grundzüge  der  Verfassung  des  Deutschen 
Reichs.  Zweite,  durchgesehene  Auflage.  Leipzig.  B.  G.  Teubner,  1906. 
140  S.  8^    Geb.  M.  1.25.    (»Aus  Natur  und  Geisteswelt«  Nr.  34.) 

Verfassung  des  Deutschen  Reichs.  Mit  Einleitung  und  Kommentar 
von  Dr.  Ada If  Ar ndt.  Dritte,  stark  vermehrte  und  verbesserte  Auf- 
lage.   Berlin,  J.  Gultentag,   1907.    426  S.  kl.  8''. 

Gemeinde-  und  Bezirksordnung  für  das  Köfiigreich  Württemberg  vom 
28.  Juli  1906.  Textausgabe  mit  Anmerkungen,  Verweisungen  und  Sach- 
register vonDv.  A.  Mi c he l.  1.  Teil.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer,  1906. 
340  S.  kl.  8°.    M.  2.80 

Geschäftsbericht  des  grossherzoglich  badischen  Ministeriums  des  Intiern 
für  die  Jahre  1897 — 1905.  Karlsruhe,  Ferd.  Thiergarten,  1907.  2  Bde. 
819  und  620  S.  8". 

Zur  Frage  der  Berufsvormundschaft.  Bericht  über  die  erste  Bera- 
tung deutscher  Berufsvormünder  zu  Frankfurt  a.  M.  am  27.  u.  28.  April 
1906,  erstattet  vom  Ständigen  Ausschuss.  Dresden,  O.  V.  Böhmert, 
1906.    90  S.  gr.  8^    M.  2.40. 

Mise  hier,  Prof.  Dv.  Er?ist,  Tatsachen  der  Verzvahrlosung.  Ergeb- 
nisse einer  Erhebung  über  die  verwahrlosten  und  sittlich  gefährdeten 
Kinder  in  Steiermark.    (S.-A.   aus    den  Schriften    des  L  österr.  Kinder- 
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Schutzkongresses.  Wien,  1907.  K.  k.  Hof-  u.  Staatsdruckerei.  33  S. 
Lex.-80. 

Stein,  Prof.  Dr.  Friedrich,  Zur  Justizreform.  Sechs  Vorträge. 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,   1907.    109  S.    M.  2. — . 

Conrad,  Dr.  Herbert,  Die  Pfändungsbeschränkungen  zum  Schutze 
des  schwachen  Schuldners.  Eine  juristische  und  sozialpolitische  Studie. 
Jena,  G.  Fischer,   1906.    524  S.  8".    M.   12.—. 

III.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 

Wagner,  Adolph,  Theoretische  Sozialökonomik  oder  Allgemeine  und 
theoretische  Volkswirtschaftslehre.  Buchhandelsausgabe  der  4.  Auflage 
seines  akademischen  Vorlesungsgrundrisses.  Erste  Abteilung:  Einlei- 
tung, Grundlegung,  Ausführung  der  Lehre  von  Produktion,  Umlauf  und 
Verteilung.    Leipzig,  C.  F.  Wintersche  Verlagsh.,   1907.    502   S.  8". 

Volkswirtschaftliches  Lesebuch.  Im  amtlichen  Auftrage  herausgegeben 
von  Dr.  iur.  Georg  Mollat.  2.  vermehrte  Auflage.  Osterwieck/Harz, 
A.  W.  Zickfeldt,   1906.    560  S.  gr.  8.    Geb.  M.  3.—. 

Cuhel,  Dr.  Franz,  Zur  Lehre  von  den  Bedürfnissen.  Theoretische 
Untersuchungen  über  das  Grenzgebiet  der  Oekonomik  und  der  Psycho- 
logie.   Innsbruck,  Wagnersche  LTniv.-Buchh.,   1907.    320  S.   8°.    M.   10. — 

Hainisch,  Dr.  Michael,  Die  Entstehung  des  Kapitalzinses.  Leipzig 
u.  Wien,  Franz  Deuticke,   1907.     112   S.  8".    M.   2.50. 

Natoli,  Fabrizio,  Le  Icggi  della  distribuzione  moderna.  Palermo, 
Alberto  Reber,  1907.    38  S.  gr.  8". 

Le  s  c  ur  e ,  T>x.  Jean,  Des  Crises  gcncrales  et  periodiques  de  surpro- 
duction.  Paris  1907.  Libraire  de  la  Societe  du  Recueil  J.  B.  Sirey  et 
du  Journal  du  Palais.    652  S.  8*^.    Fr.   10. — . 

Rose  ngv  ist,  Oskar  August,  Die  Konsumgenossenschaft,  ihr  föde- 
rativer Ausbau  und  dessen  Theorie.  Basel,  Buchdruckerei  E.  Birkhäu- 
ser,  1906.  91  S.  8". 

Grub  er ,  Prof  Dr.  Th„  Wirtschaftliche  Erdkunde.  Leipzig,  B.  G. 
Teubner,  1906.  137  S.  kl.  8".  Geb.  M.  1.25.  (»Aus  Natur  und  Geistes- 
welt« 122.) 

Sullam,  Dr.  Angela,  Die  wirtschaftliche  Entwicklung  Italiens  im 
Jahre  IQO^.    Leipzig,  B.  G.  Teubner,   1906.    49  vS.  Lex. -8°. 

Die  Weltwirtschaft.  Ein  Jahr-  und  Lesebuch.  Unter  Mitwirkung 
zahlreicher  Fachleute  hrsg.  von  Dr.  Ernst  von  Halle.  I.  Jahrg.  1906, 
3.  Teil:  Das  Ausland.  Leipzig  u.  Berlin,  B.  G.  Teubner,  1906.  281  S. 
Lex.-80. 

IV.  Spezielle  Volkswirtschaftslehre. 
A.  Agrarwesen. 

Der  Boden  und  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  des  preussischefi 
Staates.    VII.  Band.    Im  Auftrage  des  Kel.  Ministeriums  etc.  dargestellt 
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von  Prof.  R.  Albert,  Dr.  A.  Schmekel,  Prof.  M.  Graniz,  Dr.  Salfeld, 
Garteninspektor  H.  Lindemuth,  Oberförster  Backhaus,  Prof.  H.  Werner, 
G.R.  A.  Schröter,  Dr.  P.  Schietnefiz,  Dr.  C.  Steinbrück  und  dem  Heraus- 
geber ^«^«.y/ J/^/Zs^«.  Berlin,  P.  Parey,  1906.  901  S.  gr.  8°.  M.  16. — . 
Dazu :  Siebenundzwanzig  Karten  zur  zweiten  Abtei- 
lung (Band  V  bis  VII).  Nach  dem  Gebietsumfange  der  Gegenwart. 
P.  Parey,   1906.    Kart.  M.   10. — . 

Betriebsverhältfiisse  der  deutschen  Landwirtschaft.  Hrsg.  von  der  Be- 
triebs-Abteilung der  Deutschen  Landwirtschafts-Gesellschaft.  Stück  II 
der  Sammlung.    Verfasser:    H.  Aussei,   A.  Burg.    Berlin,   P.  Parey, 

1906.  171  S.  8".    M.  3.50. 

Berichte  über  Land-  und  Forstwirtschaft  im  Auslande ,  Buchausgabe 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DAS    NEUGEFUNDENE    BRUCHSTÜCK    EINES 
RÖMISCHEN  BERGGESETZES. 

Von 

Dr.  C.  NEUBURG,  Erlangen. 


Im  Frühjahr  1876  wurde  in  einem  alten  verlassenen  Berg- 
werke, welches  in  der  Nähe  des  portugiesischen  Dorfes  Aljustrel 
lag,  eine  Erztafel  gefunden,  auf  der  ein  Stück  einer  römischen 
Bergordnung  verzeichnet  war.  Die  Tafel  war  in  der  Weise  be- 
schrieben, dass  man  sowohl  die  eine  wie  die  andere  Seite  benutzt 
hatte,  und  zwar  war  in  der  Hauptsache  der  gleiche  Gesetzestext 
auf  beiden  wiedergegeben.  Enthielt  auch  der  Fund,  wie  es  leicht 
ersichtlich  war ,  nur  einen  kleinen  Teil  dieses  Berggesetzes ,  so 
war  er  doch  von  der  allergrössten  Bedeutung.  Unsere  früher  sehr 
unvollkommenen  und  geringfügigen  Kenntnisse  über  den  antiken, 
besonders  römischen  Bergbau  erhielten  erst  durch  ihn  einiger- 
massen  einen  sicheren  Untergrund.  Man  konnte  es  deshalb  nur 
lebhaft  bedauern,  dass  der  Fund  nicht  umfangreicher  war  und 
auch   das    kleine    Bruchstück^)    der    lex    sich    in    der  Hauptsache 


i)  Das  als  Berggesetz  von  Vipaska  (nach  seiner  Bezeichnung  als  lex  für  das 
metallum  Vipascense)  allgemein  benannte  Bruchstück  ist  verschiedentlich  abgedruckt 
und  kommentiert.  Genannt  seien  hier  die  Ausgabe  mit  Kommentar  von  E.  Hühner 
und  Adnotationes  Th.  Mommseni  in  Ephemeris  Epigraphica  Bd.  III  1877,  S.  165  flg.; 
ihr  ist  auch  eine  nach  einer  Photographie  hergestellte  Wiedergabe  der  Tafel  beige- 
fügt. Siehe  auch  CIL.  II.  Suppl.  1892  p.  188  ff.  u.  793  ff.,  wo  sich  ein  weiterer  Ab- 
Zeitschrift für  die  ges.  Staatswissensch.     1907.    3.  24 
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weniger  auf  den  Bergbau  selbst,  als  auf  allgemeine  Einrichtungen 
in  der  Bergwerkskolonie  bezog.  Nur  der  §  7  und  der  unvollstän- 
*^'gs  §  9  enthalten  direkt  auf  das  Hüttenwesen  und  den  Bergbau 
bezügliche  Bestimmungen,  so  dass  man  doch  in  der  Hauptsache 
auf  Schlüsse  angewiesen  war,  die  sich  aus  gelegentlichen  Erwäh- 
nungen in  mehreren  der  übrigen  ^§  bezüglich  wichtiger  Einrich- 
tungen des  eigentlichen  Bergbaus  ziehen  liessen. 

Erfreulicher  Weise  hat  uns  nun  ein  neuer  Fund,  der  ziemlich 
genau  30  Jahre  nach  dem  ersten  gemacht  wurde,  und  zwar  am 
7.  Mai  1906,  wiederum  in  den  Kupfergruben  von  Aljustrel,  die 
Kenntnis  eines  weiteren  Stückes  des  römischen  Bergrechtes,  von 
etwa  gleichem  Umfange,  wie  das  erste,  verschafift.  Der  neue  Fund 
übertrifft  indessen  den  älteren  an  Bedeutung  für  unsere  Kenntnis 
des  römischen  Bergwesens  bei  weitem.  Sein  gesamter  Inhalt  be- 
zieht sich  auf  den  Bergbau  im  engsten  Sinne  und  zwar  sind  von 
den  8  Paragraphen,  in  die  der  erste  Herausgeber  R.  Cagiiat  den- 
selben geteilt  hat,  die  ersten  4  rein  bergrechtlichen,  die  letzten  4 
allgemein-  oder  bergpolizeilichen  Inhalts^). 

Es  soll  in  dem  Folgenden  unsere  Aufgabe  sein,  das  Verhält- 
nis des  neuen  zu  dem  alten  Funde  zu  beleuchten  und  sodann  die 
Bedeutung  seines  Inhaltes  für  unsere  Kenntnis  des  römischen  Berg- 
rechtes und  Bergbaus  klar  zu   stellen. 


druck  mit  den  Kommentaren  der  Ebengenannten  findet;  weiter  die  Ausgabe  mit  Kom- 
mentar und  Uebersetzung  von  G.  Wilmanns  in  Brasserts  Zeitschrift  für  Bergrecht 
Bd.  XIX.  1878,  S.  217 — 232,  ferner  findet  sich  in  der  gleichen  Zeitschrift  Bd.  XXXII. 
1891,  S.  61  f.  u.  S.  191  f.  ein  weiterer  Abdruck  in  dem  Aufsatz  von  Binder .  Die 
Bergwerke  im  römischen  Staatshaushalt.  Zuletzt  sei  noch  der  Abdruck  in  Fontes 
juris  romani  antiqui  ed.  C.  G,  Brtais.  Ed.  sexta  von  Th.  Monunsen  und  0.  Gra- 
denwitz  1893,  S.  266 — 270  genannt. 

l)  Das  neue  Bruchstück,  gefunden  von  Ingenieur  Burthe,  ist  im  Journal  des 
Savants  Nouv.  Serie  Nr.  IV  Heft  8  vom  August  1906  von  R.  Cagnat  veröffentlicht 
und  zwar  nur  der  Text.  Die  w-enigen  begleitenden  Bemerkungen  erstrecken  sich  le- 
diglich auf  das  Tatsächliche  des  Fundes  und  einige  Varianten  des  Textes.  Da  die 
diesem  Abdruck  zugrunde  liegende  Abschrift  einige  Ungenauigkeiten  enthielt ,  veröf- 
fentlichte der  Herausgeber  im  Heft  12,  Dezember  1906  der  gleichen  Zeitschrift  einen 
neuen  Abzug  nach  einer  Photographie  des  Originals.  Auch  diesem  sind  nur  wenige 
kurze  Bemerkungen  beigefügt.  Ich  werde  im  folgenden  nach  diesem  letzten  Abdruck 
zitieren,  zur  Erleichterung  der  Uebersicht  indessen  die  vom  Herausgeber  im  August 
beliebte  Einteilung  in  8  Paragraphen  beibehalten,  obwohl  dieselbe  den  Absätzen  des 
Originals  nicht  immer  entspricht  und  etwas  willkürlich  ist. 


Das  neugefundene  Bruchstück  eines  römisclien  Berggesetzes.  '^6Q 

Die  alte  und  die  neue  Tafel. 

Die  Frage,  welche  uns  naturgemäss  zuerst  zu  beschäftigen 
hat,  ist  wohl  die ,  ob  beide  Bruchstücke  Teile  eines  Ganzen, 
eines  einheitlichen  Berggesetzes  bilden.  Zweifel  in  dieser  Rich- 
tung sind  nämlich  aus  den  verschiedensten  Gründen  sehr  berech- 
tigt. Für  diese  Vermutung  spricht  ja  in  erster  Linie  der  Fundort. 
Wir  können  lediglich  annehmen,  dass  beide  Tafeln  in  dem  Berg- 
werksgebiet von  Vipaska  öffentlich  etwa  an  oder  in  einem  Amts- 
gebäude ausgestellt  waren,  damit  Amtspersonen  und  sonstige  In- 
teressenten sich  jederzeit  Kenntnis  über  das  geltende  Recht  ver- 
schaffen konnten.  Es  scheinen  übrigens  auch  der  Finder  und  der 
Herausgeber  der  Meinung,  wenigstens  zunächst,  gewesen  zu  sein, 
dass  die  zweite  Tafel  zu  der  erstgefundenen  gehört,  also  einen 
weiteren  Teil  der  lex  Vipascensis  enthält.  R.  Cagnat  führt  sogar 
hierfür  in  der  note  additioneile  des  Dezemberheftes  des  Journal 
des  Savants  ein  wichtiges  Beweismittel  in  das  Feld ,  indem  er 
sagt:  »La  paleographie  du  document  est  absolument  semblable 
ä  Celle  de  la  table  de  bronce  d'Aljustrel  deja  connue«.  Dieser 
Behauptung  kann  hier,  wenn  auch  nur  auf  Grund  eines  flüchtigen 
Vergleichs  der  Reproduktionen  in  der  Ephemeris  und  dem  Jour- 
nal des  Savants,  die  auch  in  verschiedenem  Grössenverhältnis 
sind,  zum  wenigsten  nicht  widersprochen  werden.  Es  scheint  also 
zunächst,  als  ob  der  Beweis  für  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Ge- 
setze in  der   einfachsten    und  überzeugendsten  Weise   geführt  ist. 

Beim  Durchsehen  des  Inhaltes  bemerken  wir  zunächst,  dass 
die  Bezeichnung  als  lex  in  beiden  Bruchstücken  vorkommt.  Es 
heisst  im  älteren  gleich  in  §  i  :  »Quod  ex  hoc  capite  legis«  und 
ähnlich  in  §  7,  Im  neuen  Funde  heisst  es  bei  den  Bestimmungen 
über  die  Silbergruben  in  §  2  »quae  hac  lege  continetur«.  Auch 
hierdurch  werden  beide  Tafeln  wohl  deutlich  als  gleichwertig  ge- 
kennzeichnet und  auch  dies  könnte  als  Beweis  für  die  Einheitlich- 
keit verwandt  werden. 

Dagegen  ist  nicht  unbedenklich  für  diese  Annahme,  dass  frei- 
lich in  dem  älteren  Bruchstücke  mehrfach,  so  in  den  §§  i,  5,  7 
und  9  ausdrücklich  als  Geltungsbereich  des  Gesetzes  die  »fines 
metalli  Vipascensis«  bezeichnet  werden,  in  dem  neuen  ein  solcher 
Hinweis  dagegen  durchaus  fehlt.  Man  könnte  dies  als  einen  Zu- 
fall ansehen,  auch  vielleicht  geltend  machen,  dass  in  drei  der  oben 
angeführten  Paragraphen    die  Bezeichnung    nur    ergänzt  ist;    also 
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ein  Irrtum  wenigstens  denkbar  wäre,  wenn  auch  in  zwei  dieser 
Fälle  wiederum  nach  dem  erhaltenen  Teile  eine  andere  Ergänzung 
kaum  zulässig  ist.  Es  liesse  sich  möglicher  Weise  zur  Erklärung 
geltend  machen,  dass  die  Bestimmungen  des  neuen  Fundes  ledig- 
lich aus  einem  anderen  allgemeine  Geltung  habenden  Gesetze 
aufgenommen  wären,  —  was,  wie  wir  später  sehen  werden,  nach 
ihrem  schon  oben  kurz  bezeichneten  Inhalte  sogar  wahrscheinlich 
wäre,  falls  man  überhaupt  die  Annahme  der  Einheitlichkeit  auf- 
recht erhalten  könnte  —  und  dass  infolge  dessen  hier  eine  be- 
sondere Bezeichnung  des  Geltungsbereiches  nicht  aufgenommen 
wurde,  während  ihre  Einfügung  in  den  für  Vipaska  speziell  erlas- 
senen Vorschriften  sich  gewissermassen  von  selbst  ergab. 

Es  ist  aber  zwischen  den  beiden  Tafeln  ein  sehr  wichtiger 
äusserer  Unterschied  vorhanden,  der  es  uns  kaum  ermöglicht, 
ihren  Inhalt  als  Teile  eines  einheitlichen  Gesetzes  anzusehen.  Auf 
der  Tafel  von  1876  sind  nämlich  die  einzelnen  capita  mit  kurzen 
Inhaltsbezeichnungen  »Centesimae  argentariae  stipulationis«  u.  s.  w. 
versehen,  die  ihnen  in  grösserer  Schrift  vorausgeschickt  werden. 
Auf  der  Tafel  von  1906  fehlen  dagegen  solche  Ueberschriften  und 
da  ihr  Inhalt  sehr  verschiedenartiger  Natur  ist,  kann  man  auch 
nicht  annehmen,  dass  er  in  einem  einzigen  Kapitel  zusammenge- 
fasst  war,  dessen  Ueberschrift  sich  etwa  auf  der  vorhergehenden 
Tafel  befand.  Hier  sind  die  einzelnen  capita  oder  Absätze  ledig- 
lich dadurch  gekennzeichnet,  dass  die  Schrift  durch  massige  leere 
Zwischenräume    unterbrochen    ist.     Es    entstehen  so  12  KapiteP). 

Dieser  Unterschied  zwischen  den  beiden  Tafeln  scheint  so 
bedeutungsvoll,  dass  man  sich  für  eine  Zugehörigkeit  ihres  Inhaltes 
zu  einem  Gesetze  wohl  kaum  zu  entscheiden  vermag,  zumal  auch 
andere  Gründe  gegen  diese  Annahme  sprechen.  Ehe  wir  an  deren 
Erörterung  herangehen,  sollen  hier  indessen  noch  einige  Kenn- 
zeichen der  beiden  Tafeln  erwähnt  werden. 

Das  zuerst  gefundene  Stück  beginnt  mit  dem  Anfang  eines 
Kapitels  und  bricht  in  der  Mitte  eines  solchen  ab.  Diese  Tafel 
ist  durch  eine  auf  ihr  befindliche  Zahl  als  die  dritte  einer  Reihe 
gekennzeichnet^).    Auch    für  den    neuen  Fund    scheint    sich    sein 


1)  Der  Abdruck  im  Journal  des  Savants  ist  nur  in  8  Paragraphen  eingeteilt,  da, 
wie  schon  bemerkt,  Cagiiat  nicht  ganz  ohne  Willkür  einzelne  Absätze  zu  einem  Para- 
graphen zusammengefasst  hat. 

2)  Siehe  Ephemeris  epigraphica  Bd.  III.  1877,  S.  166.  Die  Zahl  III  befindet 
sich  unten  links  auf  der  Seite  der  Tafel,  welche  die  ältere  der  beiden  Niederschriften 
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Platz  in  der  Reihe  auf  den  ersten  Blick  zu  ergeben;  trotzdem 
wenigstens  in  dem  Abdruck  das  Vorhandensein  einer  Numerie- 
rung nicht  zu  erkennen  ist.  Er  trägt  im  Anfang  die  Begrüssungs- 
formel  »Ulpio  Aeliano  suo  salutem«,  bildet  also  scheinbar  den  An- 
fang der  Reihe.  Einer  solchen  Annahme  widerspricht  indessen 
auf  das  allerentschiedenste  der  Umstand,  dass  die  erste  dicht  unter 
jener  Formel  befindliche  Zeile  mitten  in  einem  Satze  beginnt.  Da 
auch  der  Schluss  des  Inhaltes  mitten  im  Satze  abbricht,  kann 
die  neue  Tafel  nicht  die  zweite  in  der  Reihe  gewesen  sein,  welche 
der  länger  bekannten  unmittelbar  vorausging,  ebenso  wenig  kann 
sie  aber  an  vierter  Stelle  gestanden  haben,  da  der  unvollständige 
Schlussparagraph  9  der  älteren  und  der  gleichfalls  unvollständige 
§  I  der  neuen  Tafel  sich  nicht  ergänzen.  Die  Zahl  der  Tafeln 
auf  denen  das  im  Bezirk  von  Vipaska  geltende  Recht  eingegraben 
war,  ist  also  auf  alle  Fälle  eine  ziemlich  beträchtliche  gewesen,, 
ihrer  sechs  waren  es  zum  mindesten,  und  sie  gaben  nicht  ein  Ge- 
setz, sondern  wenigstens  deren  zwei  verschiedene  wieder.  Die 
eben  genannte  Formel,  zu  der  sich  übrigens  auf  anderen  Tafeln 
noch  eine  Ergänzung  gefunden  haben  muss,  gehörte  dann  ledig- 
lich zu  dem  zweiten  dieser  Gesetze. 

Hervorzuheben  ist  noch,  dass  die  ältere  Tafel  allgemein  als 
Teil  eines  Spezialgesetzes  betrachtet  wurde;  sowohl  Hiibner  wie 
Hloininsen,  als  auch  Wiluianns  ^)  sind  dieser  Ansicht,  wenn  sie  die- 
selbe auch  im  einzelnen  etwas  verschieden  formulieren.  Hiibner 
und  Wilmanns  glauben,  das  Gesetz  sei  ein  vom  Kaiser  oder  dem 
Prokurator  metalli  erlassenes  Spezialgesetz,  dem  aber  die  für  die 
übrigen  metalla  geschaffenen  Spezialgesetze  im  wesentlichen  ge- 
glichen hätten.  Monimsen  dagegen  hält  gleichfalls  die  ältere  Tafel 
für  den  Teil  eines  Spezialgesetzes  für  den  Bezirk  von  Vipaska, 
neben  dem  aber  dann  noch  die  in  §  9  erwähnte  lex  metallis  dicta, 
das  allgemeine  Berggesetz,  in  Kraft  war. 

Nach  dem  früheren  Funde  allein  würde  wohl  die  ersterwähnte 
Ansicht  als  die  wahrscheinlich  zutreffende  zu  bezeichnen  gewesen 
sein.    Er  enthielt  überwiegend  Vorschriften,  von  denen  wir  anneh- 


unseres  Bruchstückes  trägt.  Vgl.  auch  die  Tafel  I  zu  S.  167,  sowie  die  Nachbildung  A. 
Siehe  ferner  Wilinanfis  in  Brasserts  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  XIX.  1878,  S.  217  f. 
i)  In  Ephemeris  epigraphica  Bd.  III.  1877,  S.  171  u.  187,  sowie  CIL.  II.  Suppl. 
S.  793  ff.,  endlich  Brasserts  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  XIX.  1878,  S.  217  ff.  Siehe 
auch  Netibtirg ,  Untersuchungen  zur  Geschichte  des  römischen  Bergbaus.  Zeitschrift 
für  die  gesamte  Staatswissenschaft.     Bd.   56.   1900,   S.   61. 
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men  können,  dass  sie  den  besonderen  Verhältnissen  eines  jeden 
Bezirkes  angepasst  waren  bez.  werden  mussten.  Hierher  ge- 
hören die  Regeln  über  die  Handwerkerverhältnisse,  das  Schuster- 
oder Barbiergewerbe,  über  die  Walkerwerkstätten,  vielleicht  auch 
über  die  Benutzung  des  Bades  und  die  Stellung  der  Schulmeister. 
Diese  mussten  natürlich  den  eigenartigen  Zuständen  der  Berg- 
werkskolonie entsprechend,  die  fern  von  sonstigen  Wohnorten 
lag,  in  Vipaska  anders  gestaltet  sein,  als  dort,  wo  eine  entspre- 
chende Versorgung  der  Bergarbeiter,  weil  das  Bergwerk  in  einer 
dichtbevölkerten  Gegend  lag,  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  mög- 
lich war.  Selbst  wenn  man  solche  Massregeln  unter  dem  Gesichts- 
punkte der  Arbeiterfürsorge  auffasst  und  deshalb  annimmt ,  dass 
sie  allgemeiner  getroffen  waren ,  werden  sie  doch  den  örtlichen 
Verhältnissen  entsprechend  vielfach  verschieden  geordnet  gewesen 
sein.  Aber  auch  schon  hier  fehlen  einzelne  Kapitel  nicht ,  von 
denen  man  annehmen  muss,  dass  die  betreffende  Materie  für  das 
ganze  Reich  gleichmässig  geregelt  war.  Es  seien  hier  die  §§  i 
und  2  über  die  Auktionsgebühren  und  die  Einkünfte  des  Aus- 
rufers oder  der  §  9  über  den  Erwerb  von  Gruben  und  Gruben- 
feldern genannt. 

Die  Bestimmungen,  welche  die  1906  gefundene  Tafel  enthält, 
gehören  dagegen  durchaus  der  letztgenannten  Gruppe  an.  Viel- 
leicht könnte  man  annehmen,  dass  der  für  den  Erwerb  von  Silber- 
gruben zu  zahlende  Preis  örtlich  wie  zeitlich  verschieden  gewesen 
sei ;  aber  da  wir  in  ihm  doch  mehr  eine  Einkaufsgebühr  als  einen 
eigentlichen  Kaufpreis  zu  sehen  haben,  dürfen  wir  doch  wohl  an- 
nehmen, dass  die  Feststellung  desselben  durch  Kaiser  Hadrian 
gleichmässig  für  das  ganze  Reich  gegolten  hat.  Unzweifelhaft  sind 
die  Fristen  von  25  und  10  Tagen  oder  6  Monaten  des  §  3  ge- 
meines Recht  gewesen,  ebenso  wie  überall  zur  Gültigkeit  des  Ver- 
kaufes von  Gruben  oder  Grubenteilen  entsprechend  dem  §  4  die 
Anzeige  an  den  Prokurator  erforderlich  gewesen  sein  wird.  Auch 
die  Bestimmungen  über  das  Abfahren  des  zu  Tage  geförderten 
Erzes,  die  Strafen  für  Erzdiebe,  die  Vorschriften  über  Verschalun- 
gen und  Bergstützen  in  den  Gruben,  sowie  zum  Schutze  der  Ent- 
wässerungsstollen, welche  in  der  Hauptsache  den  Inhalt  der  übri- 
gen Paragraphen  bilden ,  betreffen  solche  Dinge ,  bei  denen  eine 
Gleichmässigkeit  der  Regelung  gewissermassen  in  der  Natur  der 
Dinge  liegt.  Die  beiden  Tafeln  scheinen  also  nicht  nur  durch  die 
oben  erwähnten  Aeusserlichkeiten   in  der  Darstellung  des  Stoffes 
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sich  ZU  unterscheiden,  sondern  auch  vollständig  verschiedene  ]\'Ia- 
terien  zu  enthalten.  Es  ist  demnach  kaum  zu  bezweifeln,  dass 
sie  nicht  Bruchstücke  eines  einzigen  einheitlichen,  sondern  solche 
zweier  verschiedener  Gesetze  geben.  Neben  dem  Spezialgesetz 
für  das  metallum  Vipascense  war  in  dessen  Gebiete  natürlich  auch 
das  allgemeine  Berggesetz,  die  lex  metallis  dicta,  auf  welche  sich 
das  ältere  Bruchstück  bezieht,  in  Geltung.  Es  war  deshalb  natür- 
lich dort  auch  eine  Abschrift  dieses  vorhanden  und  auch  diese 
musste  allgemein  zugänglich  gemacht  werden.  Deshalb  wurde, 
als  man  die  Tafeln  mit  dem  Spezialgesetz  anfertigte  und  auf- 
stellte, auf  einer  weiteren  Reihe  von  Tafeln  auch  jenes  Gesetz  mit 
seinen  allgemeinen  Bestimmungen  eingetragen,  wodurch  sich  die 
Gleichartigkeit  der  Schriftzüge  in  einfacher  Weise  erklärt.  Unsere 
beiden  Tafeln  dürften  also  in  Wirklichkeit  Stücke  zweier  verschie- 
dener Gesetze  enthalten  und  die  Bedeutung  des  neuesten  Fundes 
wird  natürlich  nicht  dadurch  verringert,  wenn  wir  annehmen, 
dass  er  uns  die  Kenntnis  eines  Stückes  des  Römischen  allgemei- 
nen Berggesetzes^)  der  ersten  Kaiserzeit  verschafft  hat. 

Es  dürfte  hier  am  Platze  sein,  noch  eine  weitere  wichtige 
Tatsache  allgemeiner  Natur  hervorzuheben.  Während  sich  ja  aus 
dem  neuen  Funde,  man  möchte  nach  der  obigen  Annahme  sa- 
gen natürlicher  Weise,  über  den  Geltungsbereich  des  Gesetzes 
nichts  ersehen  lässt,  da  es  im  ganzen  Reiche  in  gleicher  Weise 
in  Kraft  stand ,  ermöglicht  uns  sein  Inhalt  eine  Zeitbestimmung, 
für  die  der  ältere  Fund  keinen  Anhalt  irgend  welcher  Art  bot. 
Es  käme  hiefür  zunächst  die  Begrüssungsformel  oder  vielmehr 
der  in  ihr  enthaltene  Name  des  Ulpius  Aelianus  in  Betracht.  Aber 
da  der  §  2  auf  eine  Verfügung  des  Kaisers  Hadrian  Bezug  nimmt, 
haben    wir   dadurch    einen    bequemeren  Weg   in    dieser  Richtung 


i)  Hübner,  Ephemeris  epig.  III.  S.  172  scheint  der  Meinung  zu  sein,  dass  in  dem  äl- 
teren Bruchstück  auch  eine  »lex  ferrariarumt  erwähnt  sei.  Die  Stelle  in  §  4  ist  in- 
dessen teilweise  interpoliert  und  es  scheint  nach  der  Reproduktion  der  Tafel  nicht 
unzweifelhaft,  ob  man  den  letzten  Buchstaben  der  Zeile  34  als  r  lesen  muss.  Allein 
wie  dem  auch  sein  mag,  die  Ergänzung  ferrariarum  gibt  hier  keinen  richtigen  -Sinn, 
denn  dass  der  Pächter  Nägel,  genauer  Schuhnägel,  nach  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes über  die  Eisengruben  verkaufen  soll,  ist  doch  mehr  als  unwahrscheinlich.  Die 
Deutung  Wiliiiaims,,  welcher  e  lege  ferraria  las,  —  nach  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes über  Eisenwaren  —  scheint  hier  den  Vorzug  zu  verdienen.  Das  Vorhandensein 
eines  besonderen  allgemeinen  Gesetzes  für  die  Eisenbergwerke ,  neben  dem  allge- 
meinen Berggesetz  und  den  Spezialgesetzen  für  die  einzelnen  Bezirke  ist  kaum  anzu- 
nehmen. 
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zur  Verfügung.  Die  Niederschrift  der  Tafeln  muss  also  wenigstens 
in  dessen  Regierungszeit  117 — 138,  wenn  nicht  in  eine  noch  spätere 
Zeit  fallen,  während  man  bisher^)  eine  bedeutend  frühere  Zeit, 
die  Mitte  des  ersten  Jahrhunderts  oder  die  Regierungszeit  der 
Flavier  69 — 96  annahm.  Immerhin  gehört  das  Gesetz  noch  der 
Blütezeit  des  römischen  Bergbaus  an,  und  es  ist  auch  wohl  weiter 
nicht  zu  bezweifeln,  dass  manche  seiner  Vorschriften  bereits  einer 
früheren  Zeit  ihre  Entstehung  verdanken. 

Der  Inhalt  des  Gesetzes. 

I.     Eigentum,    Besitz     und     Form     der    Unterneh- 
mung e  n. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  der  Erörterung  des  Inhaltes  unseres 
Bruchstückes,  so  ist  unbedingt  die  wichtigste  Frage  in  dieser  Rich- 
tung, welche  Stellung  es  in  bezug  auf  das  Eigentumsrecht  an  den 
Metallen  einnimmt.  Sieht  es  dieselben  als  dem  Grundeigentümer 
gehörig  an  oder  steht  es  auf  dem  Standpunkte  des  Regals  und 
trennt  also  Grundeigentum  und  Eigentum  an  den  im  Boden  be- 
findlichen Mineralschätzen  und  erkennt  des  Weiteren  letzteres 
dem  Staate,  in  unserem  Falle  dem  kaiserlichen  Fiskus  zu  ?  Es  ist 
bereits  früher-)  von  mir  darauf  hingewiesen,  dass  schon  das  seit 
1876  bekannte  Bruchstück  des  Spezialgesetzes  für  Vipasca  un- 
zweifelhaft den  Staat  bez.  Fiskus  als  Regalherren  und  einzigen 
Eigentümer  aller  im  Boden  befindlichen  metalla  erscheinen  lasse. 
Der  Fund  von  1906  bestätigt  die  Richtigkeit  dieser  Annahme 
durchaus.  Freilich  finden  wir  auch  in  ihm  keinen  Satz,  der  etwa 
in  der  Weise  späterer  Bergrechte  das  Eigentum  an  bestimmten 
Mineralien  ausdrücklich  dem  Staate  vorbehält;  aber  nach  der  Art 
seines  Inhaltes,  die  wir  schon  kennzeichneten ,  ist  es  gewisser- 
massen  selbstverständlich,  dass  sich  hier  Beweise  für  die  Regali- 
tät in  reicherem  Masse  und  klar  ausgesprochen  finden.  Nach  dem 
Spezialgesetz  waren  die  Hauptbeweismittel  die  in  §  i  und  2  er- 
wähnte Veräusserung  der  Gruben  durch  den  kaiserlichen  Proku- 
rator, sowie  die  in  §  7  ausgesprochene  Verpflichtung,  eine  nach 


i)  Hübner  sagt  in  der  Epliem.  epig.  III.  S.  170  »Certe  ultra  medium  fere  sae- 
culum  primum  in  tempore  definiendo  adscendere  vetamur  munere  illo«.  Siehe  ferner 
Wilmanns  in  Zeitschrift  für  Bergrecht  Bd.  XIX ,  S.  217  f.  und  Netiburg ,  Untersu- 
chungen a.  a.  O.  S.  55. 

2)  Neuburg,   Untersuchungen  a.  a.  O.  S.   55  —  62. 
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der  Kopfzahl  der  Arbeitskräfte  bemessene  Abgabe  zu  zahlen, 
wenn  man  im  Gebiet  des  Bergwerkes  mit  Erlaubnis  des  Proku- 
rators gewisse  Verhüttungsarbeiten  oder  solche  in  Steinbrüchen 
vornahm.  Ihnen  reihte  sich  noch  die  im  unvollständigen  i;  9  an- 
geführte Verpflichtung  an,  die  nach  dem  Berggesetze  erfolgte  Be- 
sitznahme von  Gruben  oder  Grubenfeldern  dem  Pächter  huius 
vectigalis  binnen  einer  zweitägigen  Frist  anzuzeigen.  In  dem 
neuen  Bruchstück  spricht  gleich  der  erhaltene  Schlussteil  des  §  i 
davon,  dass  Gruben  oder  Teile  von  solchen  an  den  Fiskus  zu- 
rückfallen ,  wenn  der  occupator  seinen  Zahlungsverpflichtungen 
gegenüber  dem  Fiskus  nicht  nachgekommen  ist,  und  dass  dann 
die  ganze  Grube  vom  Prokurator  (wohl  einschliesslich  des  dem 
Fiskus  von  vornherein  vorbehaltenen  Teiles)  verkauft  werden  soll. 
Aus  dem  Schlusssatz  des  Paragraphen  ersehen  wir  dann  noch, 
dass  der  Fiskus  sich  von  jeder  Grube  die  Hälfte  des  Ertrages 
vorbehielt.  §  2  lehrt  uns  weiter,  dass  der  Fiskus  sich  von  den 
Silbergruben  einen  Anteil  vorbehielt,  den  er  gegen  eine  vom  Kaiser 
festgestellte  Zahlung  von  4000  HS  an  den  zuerst  Zahlenden  abgab. 

Schon  derartige  Bestimmungen  sind  kaum  denkbar,  wenn  wir 
annehmen  wollten,  dass  seitens  des  Fiskus  hier  lediglich  Rechte, 
die  ihm  als  Grundeigentümer  zustanden,  verwertet  wären  ;  aber  je- 
denfalls ist  eine  solche  Annahme  gegenüber  dem  Inhalt  des  §  3 
ausgeschlossen.  Derselbe  sagt  gleich  im  Anfang,  dass  derjenige, 
welcher  eine  Gruppe  von  5  Schächten  in  Betrieb  hat  und  mit  einem 
dieser  Schächte  auf  das  Erzlager  oder  den  Gang  gestossen  ist, 
dennoch  auch  in  den  anderen  »sicut  supra  scriptum  est«  weiter 
arbeiten  lassen  soll;  tut  er  dies  nicht,  so  fallen  die  Gruben  ins 
Freie,  und  jeder  kann  sie  in  Besitz  nehmen.  Weiter  wird  dann 
den  Unternehmern  eine  Frist  von  25  Tagen  gewährt  ,  um  sich 
die  erforderlichen  Betriebsmittel  zu  verschafifen ;  wer  vor  Ablauf 
derselben  freilich  mit  den  Arbeiten  beginnt,  aber  sie  dann  später 
10  Tage  hinter  einander  ruhen  lässt,  verliert  sein  Recht;  die  Grube 
ist  auch  in  diesem  Falle  ins  Freie  gefallen  und  kann  von  jedem 
in  Besitz  genommen  werden.  Noch  beweiskräftiger  ist  indessen 
wohl  der  Schluss  des  Paragraphen :  »Puteum  a  fisco  uenditum 
continuis  sex  mensibus  intermissum  alii  occupandi  ius  esto,  ita  ut 
cum  uenae  ex  eo  proferentur  ex  more  pars  dimidia  fisco  salua  sit.« 

Es  wird  hier  zunächst  eine  P'rist  gestellt,  innerhalb  deren  der 
Betrieb  eröff"net  werden  muss,  und  dann  weiter  verlangt,  dass  die 
Unterbrechungen    desselben    eine    gewisse  Zeitdauer   nicht    über- 
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steigen ,  wobei  zwischen  den  okkupierten  (gemuteten  oder  ins 
Freie  gefallenen)  Gruben  und  den  vom  Fiskus  gegen  Zahlung 
eines  Kaufpreises  erworbenen  ein  Unterschied  gemacht  wird ;  für  er- 
stere  ist  die  Frist  kürzer  bemessen  als  für  letztere.  Weiter  soll  von 
den  ins  Freie  gefallenen  Gruben,  wenn  sie  okkupiert  werden  und 
in  Ertrag  kommen,  die  Hälfte  des  letzteren  an  den  Fiskus,  wohl 
als  Naturalgabe  (dimidia  pars  uenae)  gezahlt  werden.  Eine  Vor- 
schrift, die  ja  auch  bereits  im  §  i  vorkam.  Der  Staat  erhebt  also 
nicht  nur  von  dem  occupator  oder  Usurpator  ein  pretium ,  son- 
dern er  behält  sich,  wenn  die  Arbeiten  des  Unternehmers  erfolg- 
reich sind,  einen  Teil  des  Grubenfeldes  vor,  den  er  nach  seinem 
Ermessen  veräussert.  Er  verlangt  aber  auch  von  den  Unterneh- 
mern, dass  sie  wirklich  Bergbau  treiben,  tun  sie  das  nicht,  so  ver- 
lieren sie  einfach  ihre  wohlerworbenen  Rechte,  die  jeder  Beliebige 
dann  erwerben  kann.  Allein  der  Staat  hat  in  diesem  Falle  seine 
Rechte,  selbst  wenn  ihm  vom  ersten  Erwerber  ein  pretium  ge- 
zahlt war,  nicht  vollständig  aufgegeben;  die  Besitznahme  muss 
nach  §  9  des  Spezialgesetzes  dem  Pächter  des  vectigal  in  allen 
Fällen  angezeigt  werden,  damit  die  Erhebung  der  auch  jetzt  dem 
Staate  zufallenden  Naturalabgabe  möglich  ist.  Hat  der  Erwerber 
nach  §  I  Erz  gefördert,  ehe  er  sein  pretium  an  den  Fiskus  ge- 
zahlt hat ,  so  fällt  sein  Teil  gleichfalls  an  den  Fiskus  und  wird 
dann  mit  dem  diesem  gesetzlich  von  vornherein  gehörenden  Teile 
verkauft.  Die  zu  zahlende  Naturalabgabe  hat  aber  eine  derartige 
Höhe,  zumal  ja  ein  pretium  oder  ein  Kaufpreis  doch  in  allen  Fällen 
noch  ausserdem  gezahlt  ist,  dass  wir  sie  nicht  als  eine  Steuer, 
sondern  lediglich  als  Entschädigung  für  ein  vom  Staate  überlas- 
senes  nutzbares  Eigentumsrecht  betrachten  können.  Die  sonstigen 
Beschränkungen  des  Nutzungsrechtes,  welche  die  coloni  ^)  sich 
gefallen  lassen  müssen  ,  bedürfen  hier  keiner  besonderen  Erwäh- 
nung, sie  sind  allgemein  polizeilicher  Natur. 

Die  eben  gekennzeichneten  Bedingungen  sind  nun  solcher 
Art,  dass  ihre  Durchführung  undenkbar  wäre ,  wenn  der  Staat 
lediglich  als  Grundeigentümer  Teile  seines  Grundbesitzes  zu  Zwecken 


Ij  Unser  Bruchstück  braucht  wiederholt,  in  den  §§  i,  4  u.  6,  die  Bezeichnung 
colonus  für  den  Bergbautreibenden,  oder  genauer  Bergvverksunternehmer ;  in  dem  äl- 
teren Bruchstück  kommt  sie  nicht  vor  und  war  in  diesem  Sinne  angewandt  wohl  bis- 
her unbekannt.  Vielleicht  darf  man  in  ihr  einen  Beweis  für  die  Wahrscheinlichkeit 
der  Parallele  sehen,  die  ich  zwischen  der  Ackerbau-  und  Bergwerkskolonisation  in 
einer  späteren  Zeit  gezogen  habe.    Siehe  Neuburg  a.  a.  O.   S.   100  ff.  u.  330  ff. 
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des  Bergbaus  an  sich  darum  Bewerbende  abgetreten  hätte.  Hätten 
wir  den  Inhalt  des  neuen  Fundes  als  Teil  eines  Spezialgesetzes 
für  Vipaska  ansehen  können ,  so  wäre  etwas  derartiges  ja  denk- 
bar gewesen ;  wenn  wir  annehmen  wollten,  dass  der  Fiskus  in  dem 
ganzen  Gebiete  der  einzige  Grundeigentümer  war,  dann  konnte 
er  derartige  Bedingungen  vielleicht  stellen  und  sogar  Erfolge  da- 
mit erzielen,  weil  er  dann  nicht  zu  befürchten  hatte,  dass  irgend 
ein  anderer  Grundeigentümer  etwa  geringere  Anforderungen  an 
die  Bergbaulustigen  stellte ,  sich  mit  kleineren  Zahlungen  und 
einem  kleineren  Anteile  am  Ertrage  zufrieden  erklärte.  Der  Anreiz 
zum  Schürfen  und  Muten  oder  Kaufen  von  Gruben  und  Gruben- 
feldern war  sicher  dadurch  ziemlich  vermindert,  wenn  ausser  der 
Anzahlung  noch  ein  Teil  des  Grubenfeldes  oder  richtiger  des  ent- 
deckten Ganges  oder  Lagers  von  vornherein  dem  Fiskus  zufiel 
und  dann  noch  von  dem  erzielten  Rohertrage  die  Hälfte  abzu- 
geben war,  sowie  ausserdem  weiteren  strengen  Anforderungen 
Genüge  geleistet  werden  musste.  Ein  Gewinn  konnte  ja  wohl 
noch  erzielt  werden,  aber  nur  wenn  die  Kosten  des  Betriebes  nicht 
zu  gross  waren  und  reiche  Erzadern  gefunden  wurden.  Dass  dem 
so  sein  konnte,  zeigen  uns  die  Erfahrungen,  welche  in  bedeutend 
späterer  Zeit,  im  Mittelalter,  bei  uns  in  Deutschland  auf  Grund 
der  damaligen  bergrechtlichen  Bestimmungen,  in  Freiberg,  Iglau 
u.  s.  w.  gemacht  sind^).  Hier  bekam  der  Finder  nur  einen  klei- 
nen Teil  des  erschürften  Ganges,  ni  Freiberg  nach  dem  älteren 
Rechte  ^/a ;    in  Iglau    und  Deutsch  Brod  freilich    mehr    und    hatte 


i)  Siehe  Erinisch,  Das  sächsische  Bergrecht  des  JNlittelaUers  1S87.  Nach  dem 
älteren  Freiberger  Recht  (A)  §  12  werden  21  Felder  vermessen,  wovon  der  Finder 
7  erhält.  Bezeichnend  ist,  dass  in  dem  jüngeren  Rechte  (B)  §  16  u.  17  nur  von  den 
7  Grubenfeldern  des  Finders  die  Rede  ist.  Die  neuen  Funde  wurden  mit  der  Zeit  natür- 
lich seltener  und  der  Regalherr  konnte  deshalb,  wenn  er  nicht  den  Anreiz  zum  Suchen 
zu  stark  verringern  wollte,  nur  noch  geringere  Vorteile  beanspruchen.  Nach  den 
beiden  lateinischen  Iglauer  Rechten  §  3  (Zycha,  Das  böhmische  Bergrecht  des  Mittel- 
alters 1900,  Bd.  2)  erhält  der  Finder  von  ii  Lehen  7 ;  ebenso  nach  dem  Jus.  Reg. 
mont.  (ebendort),  während  das  Recht  von  Deutsch  Brod  ihm  von  13  Teilen  7  über- 
lässt.  (Graf  K,  Sternberg,  Geschichte  der  böhmischen  Bergwerke  I.  2  Urkundenbuch 
Nr.  14.)  Aehnliches  finden  wir  in  vielen  mittelalterlichen  Bergrechten.  Sollte  nicht 
die  Erwähnung  der  Gruppe  von  quinque  putei  in  §  3  darauf  hinweisen ,  dass  die 
Vermessung  bei  den  Römern  in  ähnlicher  Weise  erfolgte,  wie  es  uns  vom  Mittelalter 
bekannt  ist?  Ueberhaupt  haben  die  Bestimmungen  des  neuen  Bruchstückes  viel  Aehn- 
lichkeit  mit  solchen  des  frühmittelalterlichen  Bergrechtes.  Die  Annahme,  dass  dieses 
vielfach  auf  direkter  Ueberlieferung  aus  römischer  Zeit  beruht,  gewinnt  dadurch  ent- 
schieden an  Wahrscheinlichkeit. 
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ausserdem  beträchtliche  Abgaben  zu  zahlen ;  trotzdem  blühte 
der  Bergbau  rasch  auf.  Es  geschah  dies  indessen  nur ,  weil  die 
Bergleute  keine  günstigeren  Bedingungen  an  anderen  Stellen  er- 
langen konnten.  Mit  der  Möglichkeit  war  aber  natürlich  nur  dann 
zu  rechnen,  wenn  nicht  eine  Mehrzahl  von  Grundeigentümern, 
sondern  lediglich  der  Fiskus  das  Verfügungsrecht  über  die  metalla 
hatte.  Für  die  ersteren  hätten  eben  die  Anforderungen  des  Fiskus 
keine  Verbindlichkeit  gehabt  und  sie  würden  es  sehr  oft  für  in 
ihrem  Interesse  liegend  erachtet  haben ,  sich  mit  geringeren  Ge- 
winnanteilen zu  begnügen ;  damit  wäre  aber  der  Zweck  des  Fiskus, 
aus  seinem  Besitz  grossen  Gewinn  zu  erzielen,  natürlich  vereitelt, 
solange  er  nicht  etwa  selbst  Bergbau  trieb ,  denn  alle  privaten 
Unternehmer  hätten  sich  dorthin  gewandt ,  wo  ihnen  grösserer 
Vorteil  winkte. 

Da  wir  nun  unsere  Bestimmungen  als  dem  allgemeinen  Berg- 
gesetz angehörig  betrachten  müssen,  ergibt  sich,  dass  das  Berg- 
regal im  ganzen  römischen  Reiche  zur  Zeit  Hadrians  in  Geltung 
war.  Uebrigens  habe  ich  schon  früher  ^)  den  Nachweis  geliefert, 
dass  wir  zu  dem  gleichen  Ergebnis  gelangen  müssten ,  wenn  wir 
unsere  Tafel  als  Teil  eines  Spezialgesetzes  zu  betrachten  hätten, 
auch  dann  würden  die  wichtigeren  Bestimmungen  in  allen  derar- 
tigen Gesetzen  übereinstimmen,  und  zu  diesen  werden  wir  entschie- 
den diejenigen,  welche  die  Frage:  Regal  oder  nicht .r*  entscheiden, 
zu  rechnen  haben. 

Obwohl  wir  nun  auch  an  der  Hand  unseres  Fundes,  von  anderen 
Beweismitteln  abgesehen,  klargelegt  haben,  dass  zu  Zeiten  Had- 
rians der  kaiserliche  Fiskus  das  Eigentumsrecht  aller  im  Boden 
befindlichen  metalla  beanspruchte,  so  ist  damit  natürlich  noch  nicht 
gesagt,  dass  er  einzig  und  allein  Bergbau  betrieben  habe.  Er  hat 
im  Gegenteil,  wenigstens  in  der  Blütezeit  des  römischen  Bergbaus 
nur  verhältnismässig  selten  Gruben  selbst  betrieben  ^).  Schon  aus 
dem  älteren  Bruchstück  Hess  sich  feststellen,  dass  für  Vipaska^) 
der  Nachweis  eines  fiskalischen  Bergbaus  nicht  zu  erbringen  sei. 
Der  neue  Fund  beweist  uns,  dass  nicht  nur  dort,  sondern  im 
ganzen  Reiche    während    der    ersten  Jahrhunderte    der    Kaiserzeit 


1)  Neuburg,   Untersuchungen  a.  a.  O.  S.  6i. 

2)  Siehe  Neuburg,  Untersuchungen  a.  a.  O.  vS.  71  ff,,  wo  der  Nachweis  dafür 
geliefert  ist,  dass  der  Umfang  des  fiskalischen  Bergbaus  in  der  ersten  Kaiserzeit  viel- 
fach überschätzt  ist. 

3)  Siehe  besonders  Neuburg  a.  a.  O.  S.  82. 
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ein  Betrieb  des  Bergbaus  durch  Private  durchaus  die  Regel  bil- 
dete, wenigstens  ist  in  ihm  nur  von  einem  solchen  die  Rede. 

Dabei  herrschte  das  Prinzip  der  Bergbaufreiheit  in  entschie- 
dener Weise;  es  ging  dies  schon  aus  dem  §  9  des  Spezialgesetzes 
hervor,  welcher  für  den  Erwerb  von  Gruben  oder  Grubenfeldern 
nur  die  Anzeige  an  den  Conductor  als  Bedingung  erwähnt,  wird 
aber  in  den  §§  r — 4  des  neuen  Fundes  ganz  klar  ausgesprochen. 
Nach  diesen  kann  jedermann  Gruben  erwerben  und  Bergbau  be- 
treiben, freilich  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  sich  den 
Bedingungen  unterwirft,  welche  der  Fiskus  in  ihnen  ganz  allge- 
mein festsetzt,  ihm  das  pretium  oder  die  l'Caufsummen  zahlt  und 
sich  zur  Leistung  der  Abgaben  verpflichtet;  kommt  er  diesen 
Verpflichtungen  nicht  nach,  so  verfällt  sein  Recht  (§  i).  Den  bei 
der  Vermessung  dem  Fiskus  zugefallenen  Anteil  einer  Silbergrube 
erhält:  »qui  primus  pretium  puteo  fecerit  et  sestercia  quatuor 
milia  nummum  fisco  intulerit«  (§  2).  Im  §  3  heisst  es  wiederholt, 
dass,  wenn  der  Unternehmer  seine  Verpflichtungen  nicht  erfüllt, 
;>alii  occupandi  ius  (oder  potestas)  esto«.  Auch  dass  nach  §  4 
der  occupator  puteorum  socios  quos  uolet  sich  zugesellen  darf, 
dürfte  hierher  zu  zählen  sein. 

Die  Bedingungen,  unter  denen  Bergwerke  betrieben  werden 
können,  sind  verschiedenartig;  sie  werden  vor  allem  durch  die 
Art  und  Weise  bestimmt,  in  der  das  betreffende  Recht  erworben 
wird.  Am  häufigsten  scheint  die  Form  der  occupatio  oder  usur- 
patio  von  Gruben  oder  auch  Grubenfeldern  in  Betracht  gekom- 
men zu  sein,  die  schon  §  9  des  Spezialgesetzes  erwähnt.  Sie  wird 
in  §  I,  3  und  4  genannt.  Der  Erwerber  hat  in  diesem  Falle  eine, 
wie  es  scheint,  fest  bemessene  Abgabe  zu  bezahlen,  vor  deren 
Erlegung  er  die  Förderungsarbeiten  nach  §  i  nicht  beginnen  darf; 
ob  mit  ihr  das  im  §  2  für  fiskalische  Teile  von  Silbergruben  zu 
zahlende  pretium  von  4000  HS  gleichartig  ist,  scheint  zweifelhaft. 
Diese  Art  des  Erwerbes  kommt  für  Grubenfelder  auf  Grund  von 
Mutungen,  —  dies  dürfen  wir  wohl  aus  §  9  des  Spezialgesetzes 
schliessen,  wo  neben  Gruben  Grubenfelder  erwähnt  werden,  — 
dann  aber  auch  für  ins  Freie  gefallene  Gruben  in  Betracht.  Neben 
ihr  wird  noch  eine  andere  F"orm  erwähnt,  der  Kauf,  et  puteum 
uniuersum  proc.  metallorum  uendito  heisst  es  in  dem  Bruchstück 
des  §  I  von  den  Gruben,  deren  Anteil  dem  occupator  entzogen 
wird,  weil  er  Erz  gefördert  hat,  ehe  das  pretium  an  den  Fiskus 
gezahlt  ist.    Wir  müssen  annehmen,  dass  es  sich  in  diesem  Falle 
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nicht  um  Erlegung  einer  festen  Gebühr  gewissermassen  als  Ein- 
kaufsgeld, wie  es  etwa  bei  der  Erbpacht  vorkommt,  handelt,  son- 
dern um  eine  Versteigerung,  einen  Verkauf  an  den  Meistbieten- 
den, was  wir  wohl  daraus  schliessen  dürfen,  dass  der  Pächter  der 
Auktionsabgaben  nach  §  i  des  Spezialgesetzes  von  den  bei  die- 
sen Verkäufen  erzielten  Preisen  ein  Prozent  erhält  und  nach  §  2 
desselben  eine  gleichartig  bemessene  Gebühr  an  den  Ausrufer  zu 
zahlen  ist.  Ausserdem  ist  noch  eine  Abgabe  in  Gestalt  der  Hälfte 
des  erzielten  Rohertrages  nach  den  i;  i  und  3  der  neuen  Tafel 
zu  zahlen.  Wir  haben  hierin  vielleicht  das  in  §  9  des  Spezial- 
gesetzes erwähnte  vectigal  zu  sehen.  Im  §  8  finden  wir  zwei 
Erwerbsformen  für  Silbergruben  genannt,  —  »puteos,  quos  occu- 
paverit  adsignatosue  acceperit«  heisst  es  dort.  Da  wir  nach 
dem  Wortlaut  die  Zuweisung  als  eine  besondere,  neben  der  occu- 
patio bestehende  Erwerbsart  betrachten  müssen,  haben  wir  sie 
wohl  auf  die  gekauften  Gruben  oder  Teile  von  solchen  zu  be- 
ziehen ,  und  zwar  auch  auf  diejenigen,  welche  von  Privaten  ge- 
kauft sind  ,  da  bei  diesen  Käufen  nach  §  4  die  Anzeige  an  den 
Prokurator  und  selbstverständlich  dessen  Genehmigung  des  Ge- 
schäftes erforderlich  war. 

Aber  der  Fiskus  hat  es  nicht  nur  verstanden  ,  durch  solche 
Abgaben  seine  Interessen  sicher  zu  stellen,  sondern  er  stellt  dem 
Erwerber  eines  Bergbaurechtes  noch  weitere  Bedingungen,  die  die- 
ser zu  erfüllen  hat.  Der  Eingang  des  §  3  lehrt  uns,  dass  das  erwor- 
bene Recht  in  vollem  Umfange  auszunutzen  ist,  wenn  man  des- 
selben nicht  verlustig  gehen  will.  Wer  auf  einem  Felde  mit  meh- 
reren Schächten  vermittelst  eines  derselben  auf  Erz  gestossen  ist, 
soll  dennoch  auch  die  anderen  betreiben.  Ebenso  ist  durch  Be- 
stimmung gewisser  Fristen  dafür  gesorgt ,  dass  die  Gruben  fort- 
während in  Betrieb  gehalten  wurden,  wobei  indessen,  wie  billig, 
ein  Unterschied  zwischen  den  nur  belegten  Gruben,  bei  denen 
das  Verliegen  schon  nach  10  Tagen  eintrat,  und  jenen  gemacht 
wurde,  die  eventuell  für  teuern  Preis  gekauft  waren ;  hier  war  die 
Frist  auf  6  Monate  ausgedehnt,  erst  nach  deren  Ablauf  trat  jene 
Folge  ein.  Auch  dafür  war  gesorgt,  dass  der  Erwerber  eines 
Bergwerkes  oder  Grubenfeldes  möglichst  bald  den  Betrieb  be- 
ginnen musste.  Nur  25  Tage  Frist  standen  ihm  zur  Beschaffung 
der  Betriebsmittel  zur  Verfügung.  Das  Los  des  römischen  Berg- 
werksunternehmers war  also  kein  beneidenswertes,  er  war  nicht 
besser    daran,    als    sein  Nachfolger    in    späterer  Zeit,    der  mittel- 
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alterliche  Gewerke.  Er  durfte  seinen  Betrieb  nicht  nach  seinen 
Wünschen  und  Bedürfnissen  einrichten,  sondern  musste  Vorschrif- 
ten befolgen,  deren  Tendenz  sich  ganz  einfach  dahin  kennzeichnen 
lässt,  dass  durch  sie  nur  ein  Ziel  verfolgt  und  auch  wohl  regel- 
mässig erreicht  wurde,  und  das  war  die  Füllung  des  Säckels  des 
Regalherrn.  Damit  er  seine  Abgaben  erhielt,  musste  der  Betrieb 
möglichst  wenig  unterbrochen  werden,  einerlei,  ob  der  Unterneh- 
mer dabei  auf  seine  Rechnung  kam  oder  nicht.  Wir  können  wohl 
auch  in  der  Tat  annehmen,  dass  schon  im  Altertum  von  letzteren 
nur  verhältnismässig  wenige  als  besondere  Günstlinge  des  Glücks 
wirklich  bedeutende  Gewinne  erzielten.  Meist  wird  das,  was  etwa 
trotz  der  hohen  Abgaben  vielleicht  im  Anfang  des  Betriebes  aus 
reichhaltigen  Erzen  bei  geringen  Betriebskosten  gewonnen  war, 
später  bei  den  infolge  des  Betriebszwanges  erforderlichen  Zubussen 
wieder  verloren  gegangen  sein. 

Bereits  früher  habe  ich^)  darauf  hingewiesen,  dass  die  Berg- 
werksunternehmungen bei  den  Römern  vielfach  von  Gesellschaften 
betrieben  wurden.  Der  §  4  enthält  nun  eine  eingehendere  Rege- 
lung der  Verhältnisse  derselben.  »Occupatori  puteorum  socios 
quos  uolet  habere  liceto,  ita  ut  pro  ea  parte  qua  quis  socius  erit 
impensas  conferat  <  heisst  es  zu  Beginn  desselben,  wodurch  das 
Wesen  dieser  Gesellschaften  als  den  Gewerkschaften  des  deutschen 
Bergrechtes  ähnlich  gekennzeichnet  wird.  Die  Pflichten  und  Rechte 
dieser  Gesellschafter  werden  dann  des  weiteren  geregelt.  Bleibt 
jemand  mit  seinen  Leistungen  im  Rückstande,  so  soll  der  Geschäfts- 
führer (is  qui  impensas  fecerit)  drei  Tage  hinter  einander  auf  dem 
öffentlichen  Markte  die  von  ihm  geleistete  Ausgabe  bekannt  ge- 
ben und  die  Mitglieder  durch  den  Ausrufer  zur  Zahlung  ihrer 
Anteile  auffordern  lassen.  Bleibt  auch  dann  noch  eines  von  ihnen 
im  Rückstande,  oder  zahlt  in  böser  Absicht  weniger,  als  ihm  zu- 
käme, oder  betrügt  gar  irgendwie  einen  der  Teilhaber,  so  ver- 
liert es  seinen  Anteil,  der  den  Gesellschaftern  zufällt,  welche  die 
Kosten  aufgebracht  haben  (eaque  pars  socii  sociorum  ut  qui  im- 
pensas fecerint  esto).  Immerhin  scheint  aber  die  Stellung  des 
Geschäftsführers  keine  ganz  fest  geregelte  gewesen  zu  sein,  denn 
nach  dem  zweiten  Absatz  des  Paragraphen  können  auch  einzelne 
Mitglieder  von  Gesellschaften  Ersatz  der  von  ihnen  im  guten  Glau- 
ben gemachten  Ausgaben  verlangen  ^). 

1)  Neuburg,  Untersuchungen  a.  a.  O.  S.  92. 

2)  In  der  Sitzung  der  französischen   Academie  des  Inscriptions   et  Beiles  Lettres 
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Des  weiteren  dürfen  die  coloni  die  Grubenteile,  welche  sie 
vom  Fiskus  gekauft  und  bereits  bezahlt  haben,  unter  sich  ver- 
kaufen, wie  sie  wollen  und  können.  Freilich  unter  einer  Bedingung: 
»Qui  uendere  suam  partem,  quiue  emere  uolet  apud  proc.  qui 
metallis  praeerit  professionem  dato  ;  aliter  emere  aut  uendere  ne 
liceto«.  Es  ist  also  das  Recht  des  Verkaufes  zunäclist  an  die 
Genehmigung  des  ersten  Beamten  der  Bergvervvaltung  geknüpft, 
wohl  um  Schädigungen  des  Fiskus  zu  hindern ,  worauf  die  sich 
anschliessende  Vorschrift  hinweist:  »Ei  qui  debitor  fisci  erit,  do- 
nare  partem  suam  ne  liceto«,  aber  sicher  auch,  um  die  Besitz- 
rechte stets  in  unzweifelhafter  Weise  klarstellen  zu  können.  Was 
freilich  auch  wohl  wiederum  in  erster  Linie  dem  Zwecke  dienen 
musste,  dass  der  Fiskus  jederzeit  v/usste,  an  wen  er  sich  zu  halten 


V.  15.  Februar  1907  hat  Herr  Edouard  Cuq  eine  auf  den  neuen  Fund  bezüglich«.  Mit- 
teilung gemacht,  in  der  er  nach  den  vorliegenden  kurzen  Berichten  der  Revue  Critique 
d'histoire  et  de  litterature  49.  Jahrg.  Nr.  8  v.  25  fevrier  1907  und  des  Journal  des 
Savants,  Nouvelle  Serie.  5.  Annee  Nr.  3  (März  1907)  (siehe  auch  Beilage  Nr.  75  d. 
Allg.  Ztg.  1907)  die  wichtigsten  Punkte  des  Inhaltes  hervorgehoben  hat.  Allem  An- 
scheine nach  widmete  er  dabei  dem  §  4  eine  besonders  eingehende  Betrachtung. 
Ueber  einen  Teil  derselben  sagen  die  beiden  Berichte  übereinstimmend :  »Dans  leurs 
rapports  entre  eux,  les  associes  sont  tenus  des  frais  d'exploitation  proportionnellement 
ä  leur  part  sociale,  mais  ceux  qui  n'ont  pas  gere  ont  une  responsabilite  liraitee  a  la 
valeur  de  leur  part«.  Es  ist  aus  den  Berichten  nicht  zu  ersehen,  worauf  H.  Cuq  die 
im  letzten  Absatz  ausgesprochene  Ansicht  stützt,  und  kann  daher  hier  nur  festgestellt 
werden,  dass  kein  Satz  des  Gesetzes  irgendwie  auf  das  Vorhandensein  einer  beschränk- 
ten Haftbarkeit  der  Gesellschafter  hindeutet.  Die  beiden  schon  oben  angeführten 
Stellen  sprechen  nur  von  einer  dem  Anteile  entsprechenden  Beitragspflicht  und  da- 
von, dass  der  säumige  Zahler  seinen  Teil  zugunsten  desjenigen  oder  derjenigen  ver- 
liert, die  für  ihn  zahlten,  das  heisst  seine  Pflichten  auf  sich  nahmen.  Auch  die  An- 
fangsstelle des  nächsten  von  Cagnat  zu  dem  §  4  hinzugezogenen  Artikels  «Et  ii 
coloni  qui  impensam  fecerint  in  eo  puteo  in  quo  plures  socii  fuerint  repetendi  a  sociis 
quod  bona  fide  erogatum  esse  apparuerit  ius  eslo«  kann  sich  möglicherweise  auf 
andere  Unternehmergruppen  als  die  zuerst  erwähnten  beziehen,  deutet  sicher  aber  auf 
keine  Beschränkung  der  Haftbarkeit.  Ist  die  Forderung  als  berechtigt,  bona  fide  ge- 
leistet, anerkannt ,  so  tritt  auch  hier  jedenfalls  die  Verteilung  entsprechend  den  An- 
teilen ein.  —  Wenn  Herr  Cuq  weiter  zu  behaupten  scheint,  dass  solche  Gesellschaf- 
ten lediglich  zur  Ausbeutung  des  puits  abandonnes  gegründet  seien,  so  dürfte  auch 
dies  kaum  richtig  sein.  Die  occupatio  kann  sich  nach  dem  früher  Gesagten,  laut  dem 
§  9  des  Spezialgesetzes  auch  auf  loca  puteorum,  Grubenfelder,  beziehen.  Ebenso  kann 
man  in  dem  Falle  des  §  3  wohl  kaum  von  einem  Verlassen  der  vier  übrigen  Gruben 
sprechen  ,  auch  diese  fallen  der  occupatio  anheim.  Es  wird  daher  diese  Bezeich- 
nung hier  richtig  etwa  in  dem  modernen  Sinne  des  Mutens  zu  verstehen  sein  und 
sich  in  unserem  Falle  ganz  allgemein  um  Gesellschaften  handeln,  die  zum  Betriebe 
des  Bergbaus  ins  Leben  gerufen  sind. 
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hatte  mit  seinen  Ansprüchen.  Bemerkenswert  ist  auch  noch,  dass 
das  Verkaufsrecht  selbst  in  dieser  doch  immerhin  ziemUch  be- 
schränkten Ausdehnung  ausdrückUch  auf  die  vom  Fiskus  gekauften 
Grubenteile  beschränkt  war.  Diese  waren  auch,  wie  wir  schon 
sahen,  in  bezug  auf  die  Versitzfristen  begünstigt.  Aber  selbst  die 
Angehörigen  dieser  begünstigten  Kategorie ,  die  sich  ihres  bes- 
seren Rechtes  doch  wohl  lediglich  erfreute,  um  dem  Fiskus  die 
Verwertung  der  ihm  zufallenden  Grubenteile  zu  erleichtern,  waren 
immerhin  noch  bezüglich  ihres  Besitz-  und  Veräusserungsrechtes 
ziemlich  übel  daran:  sie  konnten  nur  an  die  Teilnehmer  der  Ge- 
sellschaft, der  sie  angehörten,  veräussern  und  bedurften  auch  in 
diesem  Falle  noch  der  Genehmigung  des  Prokurators;  denn  das 
war  doch  jedenfalls  der  Sinn  der  Anzeigepflicht.  Auch  diese  Be- 
schränkung des  Besitzrechtes  ist  wohl  als  ein  indirekter  Beweis 
für  die  Geltung  des   Bergregals  anzusehen. 

Die  Form  der  Unternehmung  ist  wohl  als  überwiegend  kapi- 
talistisch zu  bezeichnen.  Ob  die  Bestellung  eines  Geschäftsführers, 
wie  ihn  §  4  erwähnt ,  die  Regel  bildete  und  ob  er  weiter  regel- 
mässig der  Zahl  der  Gesellschaftsmitglieder  entnommen  war,  kann 
man  natürlich  nicht  sicher  feststellen.  Jedenfalls  deutet  der  Hin- 
weis ,  dass  von  Teilhabern  einer  Gesellschaft  in  gutem  Glauben 
gemachte  Auslagen  von  allen  Mitgliedern  zu  decken  seien,  darauf 
hin,  dass  eine  Beteiligung  derselben  an  der  Leitung,  oder  vielleicht 
genauer  gesagt,  an  der  Verlegung  der  Kosten  vorkam,  denn  nur 
von  dieser  spricht  das  Gesetz,  während  wir  über  die  Verteilung  der 
Einnahmen  nichts  finden.  Sie  wird  wohl  in  anderen  Teilen  des 
Gesetzes  eine  entsprechende  Regelung  gefunden  haben. 

Ueber  die  Bevölkerungsklassen,  aus  denen  die  Bergarbeiter- 
schaft bestand,  schweigt  unser  Bruchstück  gleichfalls  ,  wenn  man 
nicht  etwa  aus  der  Tatsache,  dass  in  mehreren  der  späteren  Pa- 
ragraphen Freien  und  Sklaven  verschiedenartige  Strafen  ange- 
droht sind  ,  den  Schluss  ziehen  darf,  dass  auch  unter  ihr  diese 
beiden  Klassen  sich  vertreten  fanden,  was  uns  übrigens  bereits 
durch  einzelne  Bestimmungen  des  Spezialgesetzes  bekannt  gewor- 
den war. 

Auch  über  den  eigentlichen  Betrieb  gibt  unser  Gesetz,  wohl 
seinem  Zweck  und  seiner  Bedeutung  entsprechend,  keine  Auskunft. 
Lediglich  die  Vorschrift  des  i;  5,  dass  die  bei  den  Gruben  lagern- 
den Erzhaufen  nur  in  der  Zeit  zwischen  Sonnenaufgang  und  Un- 
tergang nach   den  Hütten  abgefahren  werden  dürfen,  könnten  wir 
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als  hierauf  bezüglich  betrachten,  wenn  sie  nicht  dadurch  zu  einer 
einfachen  PoHzei-  oder  Ordnungsvorschrift  gestempelt  würde,  dass 
diejenigen,  welche  nachts  (wohl  ihnen  gehöriges)  Erz  fortbringen, 
eine  Geldstrafe  von  looo  Sesterzen  zu  zahlen  haben,  und  weiter 
die  Strafen  erwähnt  würden,  welche  Erzdiebe  treffen. 

2.   Die  Berg  Werks  Verwaltung  und  die  Polizeivor- 
schriften. 

Wir  haben  mit  dem  eben  Angeführten  bereits  die  zweite 
Gruppe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes ,  die  Polizeivorschriften 
berührt.  Ehe  wir  uns  indessen  zu  ihrer  Erörterung  wenden,  müssen 
wir  zunächst  feststellen,  was  sich  aus  denselben  über  die  Organi- 
sation der  römischen  Bergwerksverwaltung  ergibt.  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Sache  begründet,  dass  wir  hierin  dieser  Richtung  keine 
so  reiche  Ausbeute  finden ,  wie  in  dem  altbekannten  Teile  des 
Spezialgesetzes  '),  aus  dem  wir  Kenntnis  von  allerhand  Einrich- 
tungen auf  dem  Gebiete  wirtschaftlicher  Fürsorge  erhielten  und 
in  dem  auch  manches  auf  den  Verwaltungsapparat  Bezügliche  er- 
wähnt ist. 

Dagegen  erhalten  wir  ein  vollständigeres  Bild  über  die  Tä- 
tigkeit und  die  Aufgaben,  welche  dem  Vorstand  eines  Bergbau- 
gebietes, dem  procurator  metallorum,  oblagen. 

Es  ergab  sich  bereits  aus  dem  Spezialgesetz,  dass  dieselben 
ziemlich  vielseitig  waren,  und  wir  werden  dies  jetzt  wiederum  be- 
stätigt finden.  Gleich  der  §  l  zeigt  uns  den  Prokurator  als  Fi- 
nanzbeamten, welcher  die  dem  Fiskus  gehörigen  oder  ihm  zufal- 
lenden Teile  und  Gruben  zu  verkaufen  hat.  Es  ist  schon  ander- 
weitig festgestellt,  dass  nur  ein  Teil  der  Einnahmen,  welche  dem 
Fiskus  aus  dem  Bergwerksgebiete  zufielen,  direkt  vom  Prokurator 
erhoben  wurde,  nämlich  diejenigen,  welche  durch  Erlegung  be- 
stimmter Geldsummen  in  der  Form  von  Kaufgeldern,  auch  wohl 
Strafsummen  (§  5)  u.  s.  w.  eingingen.  Die  Erhebung  der  Neben- 
einnahmen, die  aus  der  Ausübung  gewisser  Tätigkeiten,  z.  B. 
des  Auktionators  und  Ausrufers  ,  sowie  derjenigen  des  Betriebes 
mancher  Gewerbe  flössen,  war  einfach  verpachtet.  Letzteres  war 
gleichfalls  geschehen  in  bezug  auf  diejenigen  Abgaben  vom  eigent- 


l)  Siehe  über  das  Amt  des  Prokurators  und  insbesondere  die  Aufgaben,  welche 
ihm  nach  dem  Spezialgesetz  für  Vipaska  zufielen :  Neuburg,  Untersuchungen  a.  a.  O. 
S.  282  ff. 
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liehen  Bergwerks-  und  Hüttenbetriebe,  welche  in  wechselnder  Höhe 
eingingen,  wie  solches  bei  den  Hüttenabgaben  der  Fall  war.  Es 
konnte  dies  bei  der  Einrichtung  der  römischen  Finanzverwaltung 
nicht  wundernehmen,  höchstens  darüber  konnte  man  erstaunt  sein, 
dass  nach  §  9  des  Spezialgesetzes  auch  das  von  den  Gruben  zu 
zahlende  vectigal  verpachtet  war.  §  i  und  3  geben  uns  wohl  die 
Erklärung  dafür,  da  es  mit  der  hier  erwähnten  Naturalabgabe  des 
halben  Ertrages  gleichbedeutend  sein  wird,  dessen  direkte  Ver- 
wertung bei  der  Organisation  der  Verwaltung  wohl  ausgeschlos- 
sen w^ar. 

Auch  als  technischer  und  Verwaltimgsbeamter  tritt  uns  der 
Prokurator  entgegen.  Er  hat  die  Erlaubnis  zu  erteilen,  dass  von 
den  Entwässerungsstollen  aus  Suchstollen ^)  vorgetrieben  werden, 
die  jedoch  nur  eine  Breite  und  Höhe  von  je  4  Fuss  haben  dürfen. 
Weiter  ist  ihm  ein  beabsichtigter  Verkauf  von  Grubenteilen  zur 
Genehmigung  mitzuteilen,  die  er  zu  verweigern  hat,  wenn  der 
Käufer  Schuldner  des  Fiskus  ist  (§  4).  Des  weiteren  ersehen  wir, 
dass  er  jedenfalls  eine  allgemeine  Aufsicht  darüber  zu  führen  hatte, 
dass  die  für  den  Betrieb  vorgeschriebenen  Sicherungsmassregeln, 
Erneuerung  der  faul  und  morsch  gewordenen  Verzimmerung, 
Stehenlassen  von  Stützen  und  Pfeilern ,  Freihalten  der  Entwässe- 
rnngsstoUen  von  Betriebseinrichtungen,  in  gehöriger  Weise  beob- 
achtet wurden  (§  6 — 8). 

Endlich  tritt  er  uns  auch  als  richterlicher  Beamter  entgegen. 
Ohne  Zweifel  hat  er  in  streitigen  Fällen  zu  entscheiden,  ob  eine 
Grube  ins  Freie  gefallen,  oder  ob  ein  socius  seiner  Pflicht,  Zu- 
busse  zu  zahlen ,  nicht  in  genügender  Weise  nachgekommen  ist 
und  infolge  dessen  sein  Teil  den  übrigen  Mitgliedern  der  Be- 
triebsgemeinschaft zufällt;  aber  das  sagt  unsere  Tafel  wenigstens 
nicht  ausdrücklich,  ebenso  wenig ,  wie  sie  mitteilt ,  ob  die  Geld- 
strafe, welche  über  diejenigen,  die  nachts  Erz  von  den  Gruben 
fortfahren,  verhängt  wird,  vom  Prokurator  auszusprechen  ist.  Da- 
gegen hat  er  nach  den  §5 — 7  die  Urteile  über  Erzdiebe  zu  fällen 
und  diejenigen  zu  strafen,  welche  sich  gegen  die  Vorschriften, 
die  der  Aufrechterhaltung  der  Betriebssicherheit  dienen,  vergehen. 


i)  Ich  übersetze  hier  in  oben  angeführter  Weise  das  bisher  unbekannte  Wort 
ternagus ;  auch  die  Ausdrücke  Querschhig  oder  Strecke  könnten  eventuell  in  Frage 
kommen.  Professor  Dr.  Lommatzsch  teilte  mir  freundlichst  mit,  dass  auch  er  diese 
Uebersetzung  für  die  richtige  halte,  er  meinte  weiter,  das  Wort  sei  wahrscheinlich 
spanischen  Ursprungs. 
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Die  Strafen  sind  in  allen  diesen  Fällen  gleichartig.  Ist  der  Täter 
ein  Sklave,  so  wird  er  nach  Ermessen  des  Prokurators  ausge- 
peitscht und  unter  der  Bedingung  verkauft,  dass  er  in  Fesseln 
bleibt  und  in  keinem  Bergwerk  oder  Bergwerksgebiete  verwendet 
werden  darf;  der  für  ihn  erzielte  Preis  fällt  seinem  Herrn  zu.  Die 
lebenslängliche  Fesselung  wird  je'doch  nur  bei  Erzdieben  ausge- 
sprochen. Handelt  es  sich  dagegen  um  einen  Freien,  so  wird 
sein  Vermögen  zugunsten  des  Fiskus  eingezogen  und  er  selbst 
lebenslänglich  aus  allen  Bergwerksgebieten  verbannt.  Es  ist  nicht 
ohne  Interesse,  die  hier  gegen  Erzdiebe  ausgesprochenen  Strafen 
mit  entsprechenden  Bestimmungen  der  Digesten  ^)  zu  vergleichen. 
Ein  Edikt  des  Kaisers  Antoninus  Pius  bestimmt:  »Si  quis  ex  me- 
tallis  Caesarianis  aureum,  argentumve  furatus  fuerit,  .  .  .  exilio  vel 
metallo,  prout  dignitas  personae,  punitur«.  In  den  Sententiae  des 
Paulus  heisst  es  ähnlich :  »Si  quis  aliquid  ex  metallo  Principis, 
vel  ex  moneta  sacra  furatus  sit:  poena  metalli  et  exilii  punitur«. 
Hier  finden  wir  nicht  Verbannung  aus  dem  Bergwerksbezirk,  son- 
dern im  Gegenteil  Verurteilung  zur  Bergwerksarbeit  ausgespro- 
chen. Es  scheint  sich  also  in  dieser  Richtung  innerhalb  der  kurzen 
Zeit,  die  zwischen  der  Abfassung  des  Ediktes  und  unseres  Ge- 
setzes jedenfalls  nur  gelegen  hat,  eine  wesentliche  Aenderung  der 
Anschauungen  vollzogen  zu  haben. 

Wie  wir  sehen,  ist  die  Amtstätigkeit  des  Prokurators  eine 
ziemlich  vielseitige.  Ist  dieselbe  auch  in  gewisser  Weise  dadurch 
erleichtert  worden,  dass  man  zu  Anzeigen  über  Zuwiderhandlun- 
gen durch  Aussetzung  von  Belohnungen  anreizte,  wie  eine  solche 
von  7^  <^^s  fiskalischen  Anteils  am  Ertrage  einer  Grube  demje- 
nigen versprochen  wird,  welcher  einen  colonus  anzeigt,  der  vor 
Erlegung  des  pretium  Erz  gewonnen  hat,  so  werden  derartige 
Massregeln  doch  anderseits  die  Zahl  der  Fälle,  über  die  der  Pro- 
kurator zu  entscheiden  hatte ,  wiederum  stark  vermehrt  haben. 
Es  scheint  daher  einigermassen  zweifelhaft,  ob  ein  Beamter,  be- 
sonders wenn  er  einem  grösseren  Verwaltungsbezirk,  mehreren 
Grubenbezirken,  vorstand,  wie  das  wahrscheinlich  der  Fall  gewesen 
ist,  allen  diesen  Aufgaben  gerecht  werden  konnte,  wenn  man  nicht 
annehmen  will,  dass  er  örtlich  durch  lokale  Beamte  vertreten  ist, 
die  in  seinem  Namen  tätig  waren,  was  ja  bei  der  ganzen  Orga- 
nisation der  Verwaltung  des  Fiskus  wohl  angängig  wäre.    Unser 

l)  L.  6  §  2  D.    Ad    legem    Juliam  Peculatus    48.   13    und  L.  38  D.  De  Poenis 
48.   19. 
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Gesetz  freilich  gibt  in  dieser  Richtung  keine  Andeutung;  ebenso 
schweigt  es  auch,  mit  Ausnahme  einer  Erwähnung  des  Ausrufers 
in  §  4,  vollständig  von  denjenigen  Personen,  die  nach  dem  Spe- 
zialgesetz  mit    der  Erfüllung    amtlicher  Aufgaben   betraut  waren. 

Wenden  wir  uns  nun  zuletzt  zu  der  Besprechung  der  Polizei- 
vorschriften unseres  Gesetzes,  von  denen  wir  die  auf  die  Regelung 
der  Abfuhrzeit  des  bei  den  Gruben  lagernden  Erzes  bezügliche  be- 
reits erwähnt  haben,  so  war  diese  ja  leicht  erklärlich.  Sie  bildete 
unzweifelhaft  ein  wichtiges  Mittel,  um  den  Erzdiebstahl  wesentlich 
zu  erschweren  ,  also  die  Häufigkeit  eines  Vergehens  zu  vermin- 
dern ,  zu  dem  sonst  ein  starker  Anreiz  durch  die  Schwierigkeit 
der  Ueberwachung  und  der  Feststellung,  ob  eigene  oder  gestoh- 
lene Erze  transportiert  wurden,  gegeben  war.  Es  ist  dies  übrigens 
die  einzige  Vorschrift,  die  wir  als  eine  solche  allgemein  polizei- 
licher Natur  bezeichnen  können,  während  die  übrigen  in  den 
v^§  6 — 8  enthaltenen  sich  als  eigentlich  bergpolizeiliche  zum  Schutz 
des  Betriebes  und  der  Arbeiter  bestimmte  zusammenfassen  lassen. 

Aus  §  6  ersehen  wir  zunächst,  dass  die  Schächte  oder  Gru- 
ben »diligenter  fulti  destinatique  sunto« ,  und  wenn  das  Material 
dieser  Stützen  und  Befestigungen  morsch  geworden  ist,  soll  es 
vom  Grubenbesitzer  durch  neues  und  geeignetes  ersetzt  werden. 
Des  weiteren  sollen  Pfeiler  und  Stützen,  welche  die  Decke  tragen, 
stehenzubleiben,  deren  Verletzung  oder  Schwächung  ist  strengstens 
verboten.  Da  es  sich  hier  nicht  um  eine  Verzimmerung  oder  An- 
bringung künstlicher  Stützen  handelt,  sondern  vielmehr  Pfeiler  aus 
dem  natürlichen  Gestein  stehen  bleiben  sollten,  war  hier  die  Ge- 
fahr besonders  gross  ,  dass ,  im  Falle  es  sich  um  erzhaltiges  Ge- 
stein handelte,  habgierige  Unternehmer  diese  zu  sehr  schwächten 
oder  sie  gar  durchbohrten,  wie  das  Gesetz  ausdrücklich  erwähnt. 
Schliesslich  ist  dann  noch  jede  Beschädigung  ,  durch  welche  die 
Sicherheit  des  Schachtes  gefährdet  wird  ,  verboten').  Es  sind  ja 
dies  an  und  für  sich  selbstverständliche  Vorschriften,  die  wir  übri- 
gens auch  zum  Teil  schon  bei  dem  Bergbau  der  Athener  in  Lau- 
rium  treffen,  die  uns  aber  imtnerhin  zeigen^  dass,  wohl  durch  üble 
Erfahrungen  veranlasst,  man  in  Rom  die  gesetzliche  Regelung  auch 
solcher  Einzelheiten  für  notwendig  hielt. 

Noch  eingehender  sind  die  in  §  7  und  8  enthaltenen  Vor- 
schriften ,    durch    welche    die  Entwässerungsstollen   sicher  gestellt 

l)  Die  Stelle  lautet:   ».  .  .  Vi  puteum   uitiasse  ,    labefactasse ,    decapitasse  aliutue 
quid  dolo  malo   fecisse  quo  minus  is  puteus  firmus  sit;«  .  .  . 
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werden  sollen.  Es  ist  das  auch  v^ollständig  begreiflich.  Das  Wasser 
ist  von  jeher  der  grösste  und  gefährlichste  Feind  des  Bergbaues 
gewesen  und  besonders  in  Zeiten,  in  denen  die  Technik  noch 
nicht  besonders  entwickelt  war,  man  also  noch  keine  oder  nur 
unvollkommene  Wasserhebungsmaschinen  zur  Verfügung  hatte 
und  in  denen  man  des  weiteren  für  derartige  Arbeiten  in  der 
Hauptsache  auf  die  Verwendung  menschlicher  oder  tierischer  Ar- 
beitskräfte angewiesen  war ,  musste  es  von  grösster  Bedeutung 
sein,  wenn  es  gelang,  durch  Anlage  von  Stollen  eine  natürliche 
Entwässerung  der  Gruben  herbeizuführen.  Es  ist  daher  nur  be- 
greiflich, dass  Einrichtungen,  welche  geeignet  waren,  nicht 
wenige  Gruben  vor  dem  Schicksale  des  Ersaufens ,  das  unzwei- 
felhaft zahllose  Bergwerke  des  Altertums  und  früheren  Mittelal- 
ters ^)  betroffen  hat,  zu  bewahren,  sich  einer  besonderen  Aufmerk- 
samkeit seitens  jeder  Bergverwaltung  und  Berggesetzgebung  er- 
freuten. Wie  sehr  das  auch  noch  in  späteren  Zeiten  der  Fall  war, 
zeigt  uns  die  Ausbildung  des  Stollenrechtes  in  den  sächsischen 
und  böhmischen  Bergrechten  des  Mittelalters  -) ,  die  freilich  zum 
Teil  durch  die  Verleihung  besonderer  Rechte  an  die  sogenannten 
Erbstollen  bedingt  war. 

Eine  besonders  aufl"allende  Tatsache  sei  zunächst  aus  den  Be- 
stimmungen unseres  Gesetzes  hervorgehoben ;  es  wird  nämlich 
hier  ein  Unterschied  zwischen  putei  aerarii  und  argentarii  ge- 
macht. Beide  sollen  sich  bei  ihrem  Betriebe  »a  cuniculo  qui 
aquam  metallis  subducet«  fern  halten  und  dürfen  ihn  nicht  be- 
schädigen, aber  für  Erzgruben  ist  die  vorgeschriebene  Entfernung, 
die  sie  auf  beiden  Seiten  des  Stollens  einhalten  müssen  ,  in  §  7 
auf  15  Fuss  festgesetzt,  für  Silbergruben  beträgt  sie  nach  §  8  da- 
gegen 60  Fuss.  Was  diesen  Unterschied  bedingt  hat,  lässt  sich 
nicht  ersehen.  Ob  man  mit  ihm  der  Tatsache  Rechnung  tragen 
wollte,  dass  bei  den  grösseren  Gewinn  verheissenden  Silbererzen 
der  Anreiz  für  Uebertretungen  ein  grösserer  war,  und  es  deshalb 
für  nötig  hielt,  die  fraglichen  Stollen  dadurch  zu  schützen,  dass 
der  Zwischenraum  hier    reichlicher  bemessen    wurde   und  so  eine 


i)  Mit  welchen  Schwierigkeiten  selbst  eine  Zeit,  die  bereits  über  reichere  tech- 
nische Hilfsmittel  zu  verfügen  halte,  in  dieser  Hinsicht  kämpfen  musste,  zeigen  die 
ziemlich  150  Jahre  dauernden  Arbeiten  zur  wirksamen  Entwässerung  der  Rammeis- 
berger  Gruben.    Neulmrg,    Goslars  Bergbau  bis  1552,    S.  50 — 52,  76 — 79,  90 — iii. 

2)  Siehe  die  Abdrucke  bei  H.  Ermisch,  Das  sächsische  Bergrecht  des  Mittel- 
alters und  Zycha,   Das  böhmische  Bergrecht  des  Mittelalters  Bd.  2. 
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Entdeckung  des  Zuwiderhandelns  wahrscheinlicher  war,  ehe  ein 
wirklicher  Schaden  geschehen  konnte,  muss  dahingestellt  bleiben. 
In  Betracht  zu  ziehen  ist  auch,  dass  §  8  nicht  vollständig  erhalten 
ist  und  der  Zweck  bez.  die  Absicht  der  weiteren  Bestimmunc^ 
desselben,  dass  die  belegten  oder  zugewiesenen  Gruben  nur  in- 
nerhalb der  zugewiesenen  Grenzen  des  Grubenfeldes  betrieben 
werden  sollen  und  man  dieselben  nicht  überschreiten  darf,  noch 
Halden^)  einsammeln  oder  Versuchsstollen  bez.  Querschläge 
ausserhalb  der  Grenze  des  zugewiesenen  Feldes  vortreiben  darf, 
nicht  vollständig  verständlich  ist,  weil  der  betreffende  Nachsatz 
fehlt. 

In  dem  §  7  finden  wir  übrigens  auch  die  bereits  erwähnte 
Ausnahme,  dass  nämlich  mit  besonderer  Erlaubnis  des  Prokura- 
tors von  einem  Stollen  aus  Versuchsstollen,  freilich  von  nur  sehr 
massigem  Querschnitt  vorgetrieben  werden  dürfen.  Allein  inner- 
halb des  geschützten  Gebietes  von  15  Fuss  auf  beiden  Seiten  des 
Stollens  darf  kein  Erz  gesucht  oder  gehauen  werden,  wohl  damit 
auf  keine  Weise  eine  wirkliche  Schädigung  des  Stollens  bez. 
seiner  Wände,  die  den  Einsturz  des  Ganzen  herbeiführen  konnte, 
möglich  war. 

Wir  hätten  damit  unsere  Darstellung  des  Inhaltes  der  zweiten 
zu  Aljustrel  gefundenen  Tafel  zu  Ende  geführt  und  zugleich  wohl 
den  Beweis  für  die  Richtigkeit  unserer  eingangs  gemachten  Be- 
merkung geliefert,  dass  der  Fund  des  Jahres  1906  jenen  des  Jah- 
res 1876  bei  weitem  an  Bedeutung  übertrifft.  Können  wir  auch 
nur  annehmen ,  dass  er  mit  letzterem  in  einem  gewissermassen 
lediglich  äusserlichen  Zusammenhange  steht,  die  beiden  Tafeln 
nur  gleichzeitig  niedergeschrieben  sind  ,  aber  Teile  verschiedener 
Gesetze ,  des  Spezialgesetzes  für  Vipaska  und  des  allgemeinen 
römischen  Berggesetzes,  enthalten,  so  wächst  dadurch  gewisser- 
massen schon  an  und  für  sich  die  Wichtigkeit  des  neuen  Fundes ; 
erst  durch  ihn  bekommen  wir  einen  richtigen  Einblick  in  das 
Wesen  der  römischen  Berggesetzgebung. 

Ueber  die  Art  und  Weise,  wie  sie  sich  zu  einer  Reihe  der 
wichtigsten  Fragen  stellt,  erhalten  wir  erst  durch  denselben  ganz 
zuverlässige  Auskunft.  War  es  auch  schon  früher  so  gut  wie 
sicher,  dass  im  Römischen  Reiche  seit  Tiberius  Zeiten  das  Berg- 
regal in    allgemeiner  Geltung   stand,    so  ist    dies    durch  die  Tafel 


i)  So  wird  ecbolas  wohl  richtig  zu  übersetzen  sein. 
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und  ihren  Inhalt  zur  vöUigen  Gewissheit  geworden.  Auch  über 
den  Betrieb  des  Bergbaus ,  die  dabei  vorkommenden  Unterneh- 
mungsformen verbreitet  die  Tafel  neues  Licht.  Die  Meinung,  dass 
Staatsbergbau  in  der  ersten  Kaiserzeit  durchaus  überwogen  hätte, 
lässt  sich  nicht  mehr  aufrecht  erhalten.  Das  Gesetz  berücksich- 
tigt nur  den  Privatbergbau  und  zeigt  uns,  dass  dieser  vielfach 
von  Gesellschaften  betrieben  ist,  deren  Rechtsverhältnisse  es  re- 
gelt. Auch  wenn  wir  uns  gegenwärtig  halten,  dass  wir  es  nur 
mit  einem  Bruchstück  zu  tun  haben  und  dass  andere  verlorene 
Teile  des  Gesetzes  uns  noch  andere  Möglichkeiten  zeigen  können, 
durch  die  vielleicht  dasjenige,  was  wir  jetzt  kennen  gelernt  haben, 
an  Bedeutung  zurücktritt ,  bleibt  letzteres  immerhin  wichtig  ge- 
nug; es  sind  dadurch  ältere  verkehrte  Ansichten  als  solche  er- 
kannt und  richtige  an  deren  Stelle  gesetzt.  Dies  gilt  auch  beson- 
ders noch  von  den  Einnahmen,  welche  der  Fiskus  aus  dem  Berg- 
bau zog.  Mag  auch  hier  vielleicht  noch  manches  unklar  bleiben, 
so  wissen  wir  doch  ,  dass  neben  den  Kaufsummen  ,  die  ihm  zu- 
fielen und  neben  gebührenartigen  Abgaben  ,  die  von  anderweitig 
verliehenen  Gruben  bei  der  Verleihung  zu  zahlen  waren,  die  Haupt- 
masse derselben  aus  einer  Naturalabgabe ,  der  Hälfte  der  geför- 
derten Erze,  bestand. 

Weniger  reichhaltig  war  das  Ergebnis  in  bezug  auf  die  Or- 
ganisation der  Bergverwaltung.  Es  besteht  eigentlich  nur  darin, 
dass  uns  die  ausserordentliche  Vielseitigkeit  der  Aufgaben,  welche 
der  wichtigste  Beamte  derselben,  der  Prokurator,  zu  erfüllen  hat, 
klar  vor  Augen  geführt  ist  und  uns  dadurch  Zweifel  erweckt  wer- 
den, ob  diese  auch  ohne  Beihilfe  anderer  Organe  von  ihm  in 
zweckentsprechender  Weise  sich  erfüllen  Hessen. 

Zuletzt  ist  noch  etwas  zu  nennen,  von  dem  wir  früher  über- 
haupt nichts  wussten,  es  sind  das  die  bergpolizeilichen  Vorschriften. 
Konnte  auch  wohl  als  sicher  angenommen  werden  ,  dass  solche 
vorhanden  gewesen  waren,  so  schwebte  man  doch  über  ihren  Um- 
fang völlig  im  Dunkeln ,  während  wir  jetzt  nach  den  Proben  un- 
seres Gesetzes  annehmen  können  ,  dass  sie  allen  Bedürfnissen  in 
eingehendster  Weise  Rechnung  trugen.  Nebenbei  sehen  wir  dann 
auch ,  dass  die  technischen  Leistungen  jener  Zeiten  denn  doch 
vollkommener  waren,  als  uns  die  Erzählung  von  Plinius  erwarten 
liess,  die  Entwässerung  lusitanischer  Gruben  sei  in  der  Weise  durch- 
geführt, dass  Menschen  von  der  Tiefe  bis  zu  Tage  eine  Kette 
bildeten,  sich  die  mit  ausgeschöpftem  Wasser  gefüllten  Eimer  zu- 
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reichten  und  so  die  Entwässerung  besorgten.  In  den  Zeiten,  denen 
unser  Gesetz  seine  Entstehung  verdankte,  gehörte  ein  solches 
Verfahren  jedenfalls  der  Vergangenheit  an ,  denn  dieses  spricht 
uns  von  Entwässerungsstollen,  die  den  Grubenwassern  einen  na- 
türlichen Abfluss  verschaffen  und  die  eben  ihrer  Wichtigkeit 
halber  sorgfältig  vor  störenden  Eingriffen  geschützt  werden. 

Unsere  gewachsene  Kenntnis  über  die  Zustände  beim  römi- 
schen Bergbau  hat  uns  aber  auch  noch  eine  weitere  Erkenntnis 
gebracht ,  dass  nämlich  die  Einrichtungen  des  mittelalterlichen 
Bergbaus  und  seine  Gesetze  durchaus  auf  dem  beruhen,  was  die 
Römer  ausgebildet  hatten,  und  dass  wir  annehmen  müssen,  dass 
die  Ueberlieferung  diese  Kenntnis  durch  die  Stürme  der  Jahr- 
hunderte hindurch  treu  bewahrt  hat. 


392 


DIE  PARLAMENTARISCHE  REDEFREIHEIT 

UND    DER    SCHUTZ     DRITTER    GEGEN    DEN 

MISSBRAUCH  DERSELBEN. 

VOM 

Geheimen  Finanzrat  Dr.  F.  W.  R.  ZIMMERMANN 

zu  Braunschweig. 


Inhalt :  I.  Einleitung.  II.  Geschichtliche  Entwicklung  be- 
züglich der  Gesetzesgrundlagen.  III.  Innere  Begründung  der 
parlamentarischen  Redefreiheit.  I.  Entwicklung  in  der  theoretischen 
Auffassung.  2.  Redefreiheit  in  der  Sonderheit  des  Berufs  begründet,  a.  Mangel  voller 
parlamentarischer  Redefähigkeit,  b.  Reden  im  Affekt.  3.  Weiteste  Erfüllung  des  wirk- 
lichen Bedürfnisses.  IV.  Die  tatsächliche  Gesetzesordnung  im  Ver- 
hältnis zum  inneren  Bedürfnis  und  die  durch  Ueberschreitung 
des  letzteren  bedingten  Gefahren,  i.  Der  Stand  als  solcher.  2.  Die 
prinzipielle  Stellungnahme  dazu.  3.  Geringe  Aussichten  auf  baldige  Aenderung.  V.  D  i  e 
Disziplinar-  und  Strafgewalt  der  parlamentarischen  Körper- 
schaften nach  dem  faktischen  Stand,  i.  Deutsches  Reich.  2.  Deutsche 
Bundesstaaten.  3.  England  und  Frankreich.  VI.  Der  Ordnungsruf  des  Prä- 
sidenten. I.  Allgemeine  Charakterisierung  des  Ordnungsrufs.  2.  Zweck  des  Ord- 
nungsrufs. 3.  Der  Ordnungsruf  als  Strafmassregel,  a.  Ungeeignetheit  nach  den  ein- 
zelnen Eigenschaften,  b.  Ideelle  und  praktische  Bedeutung.  4.  Materielle  .Straflosigkeit 
der  Rechtsverletzungen  durch  den  Missbrauch  parlamentarischer  Redefreiheit.  VII.  D  i  e 
Selbsthilfe  des  unter  parlamentarischer  Redefreiheit  Ver- 
letzten. I.  Allgemeine  Begrenzung  dieser  Selbsthilfe.  2.  Selbsthilfe  unmittelbar 
gegen  die  Person  des  Verletzers.  3.  Selbsthilfe  gegen  die  Rechtsverletzung  als  solche. 
VIII.  Sonderstellung  gegenüber  den  bezüglichen  Verletzun- 
gen. I.  Regierung.  2.  Regierungsvertreter.  3.  Beamter,  a.  Vertretung  durch  die 
Regierung,  b.  Lücken  in  der  Vertretung  durch  die  Regierung,  c.  Recht  auf  Selbst- 
hilfe, a.  Allgemeines,  ß.  Verhältnis  zum  Verletzer.  y.  Einfluss  der  Beamtenqualität 
und  der  Stellung  zur  Regierung.  3.  Recht  auf  Selbsthilfe  ein  selbständiges  Recht  des 
Beamten,  s.  Form  der  Ausübung  des  Rechts.  IX.  S  c  h  1  u  s  s  w  o  r  t.  X.  Litera- 
turnachweis. 

I.  Einleitung.      >'Um  so  mehr   ist    zu  wünschen,    dass  es  an 
Veranlassungen  fehlen   möge,  die  in  dieser  Abhandlung  erläuterte 
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Lehre  auf  einzelne  Fälle  anzuwenden.  Und  es  wird  dieser  Wunsch 
in  Erfüllung  gehn,  wenn  man  sich  mehr  und  mehr  überzeugt,  dass 
keine  Verfassung  weniger,  als  die  konstitutionelle  Monarchie,  der 
Mässigung  derer  entbehren  könne,  von  welchen  das  Leben  und 
Gedeihen  der  Verfassung  abhängt.«  Mit  diesen  Worten  schliesst 
K.  S.  Zadiariae  ^)  seine  Abhandlung  über  die  Frage :  sind  die 
Mitglieder  in  den  Kammern  für  ihreAeusserun- 
gen  vor  Gericht  verantwortlich.?  zeitlich  wohl  die 
erste  Spezialbearbeitung,  welche  diese  Frage  überhaupt  erfahren 
hat.  Seitdem  sind  nahezu  drei  Viertel  eines  Jahrhunderts  ver- 
flossen. Sofern  man  aber  nach  der  Erfüllung  dieses  Wunsches 
und  der  Voraussetzung  desselben  fragen  wollte,  so  würde  der 
Lauf  der  Zeiten  und  die  bezügliche  Entwicklung  in  demselben 
nur  ein  unbedingtes  Nein  als  Antwort  geben.  Schon  die  grössere 
Anzahl  der  besonderen  Aufsätze,  welche  sich  mit  der  Redefrei- 
heit der  Abgeordneten  im  allgemeinen  oder  in  Einzelheiten  und 
zugehörigen  Punkten  beschäftigen,  lassen  in  ihrem  stufenweisen 
Erscheinen  erkennen,  dass  nach  der  faktischen  Ausgestaltung  der 
Verhältnisse  eine  allseits  oder  nur  in  vorherrschendem  Masse  be- 
friedigende Lösung  der  Frage  zur  Zeit  noch  nicht  als  vorhanden 
angenommen  werden  kann. 

Gerade  die  Ereignisse  der  neuesten  Zeit  und  nicht  zum  min- 
desten die  uns  in  erster  Linie  interessierenden  im  Deutschen 
Reiche  müssen  aber  jetzt  die  Frage  wieder  stärker  in  den  Vorder- 
grund eines  allgemeinen  Interesses  treten  lassen  und  zwar  vor- 
zugsweise wieder  nach  der  besonderen  Richtung  hin,  welcher 
Schutz  den  unter  dem  Privileg  der  Redefreiheit  der  Abgeord- 
neten in  beleidigender  Weise  angegriffenen  Dritten,  speziellBeamten, 
gegeben  sein  müsste,  beziehungsweise  tatsächlich  gegeben  ist.  Vor- 
zugsweise in  dieser  letzteren  bisher  weniger  erörterten  Beziehung 
möchten  wir  die  Frage  hier  etwas  näher  ins  Auge  fassen.  Da  aber 
die  ganze  Frage  eine  in  sich  geschlossenere  ist  und  jedes  einzelne 
Moment  derselben  durchweg  mit  den  übrigen  Momenten  in  man- 
nigfacher Beziehung  in  einer  engeren  Verbindung  steht,  so  ist 
die  gesonderte  Behandlung  eines  Spezialmomentes  wie  des  ge- 
nannten ohne  ein  gewisses  Zurückgreifen  auf  die  Frage  im  ganzen 
nicht  angängig.     Es   ist  dieses  um  so  weniger  der  Fall,  als  auch. 


l)  K.  S.  Zachariae    S.   213.    Die    nähere   Bezeichnung   der    angezogenen  Werke 
ist  am  Schluss  in  dem  Literaturnachweis  gegeben. 
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weil  besonders  bedeutungsvoll,  die  geschichtliche  Entwicklung, 
welche  sich  naturgemäss  nur  einheitlich  darstellen  kann,  ausgie- 
biger zu  berühren  sein  wird.  Mit  einem  kurzen  Ueberblick  über 
den  geschichtlichen  Vorgang  werden  wir  beginnen,  um  so  den 
Rahmen  für  die  weiteren  Betrachtungen   zu  erhalten. 

II.  Geschichtliche  Entwicklung  bezüglich  der  Gesetzes- 
grundlagen. Die  Frage  der  Redefreiheit  der  Mitglie- 
der parlamentarischer  Körperschaften,  wie  wir 
unseren  Verhandlungsgegenstand  kurz  und  allgemein  mit  Ausser- 
achtlassung  der  Nebenmomente  bezeichnen  können,  hat  im  Laufe 
der  Zeiten  eine  wesentliche  Umgestaltung  erfahren,  eine  Umge- 
staltung, welche  sich  in  gewisser  Beziehung,  namentlich  wenn  wir 
den  eigentlichen  Angrififspunkt  in  derselben  im  Auge  haben,  ge- 
radezu als  eine  Umkehrung  darstellt.  Denn  anfangs  handelte  es 
sich  bei  unserer  Frage  ausschliesslich  um  einen  Schutz  für 
die  Parlamentsmitglieder  bezüglich  der  Meinungsäus- 
serung in  ihrem  besonderen  Beruf,  jetzt  dagegen  in  der  Haupt- 
sache vielmehr  um  einen  Schutz  Dritter  gegen  die 
Parlamentsmitglieder  in  der  Ausübung  ihrer  unbe- 
schränkten beruflichen  Redefreiheit. 

Unsere  Frage  als  solche  bestand  schon  in  den  Zeiten  der 
altständischen  Verfassungen  auf  dem  europäischen 
Kontinente.  Gegenüber  dem  willkürlichen  Vorgehen  der  Landes- 
fürsten gegen  die  Ständemitglieder  anlässlich  ihrer  ständischen 
Tätigkeit,  der  unberechtigten  Verfolgung  und  Bestrafung  dersel- 
ben ausserhalb  jedweden  ordnungsmässigen  gerichtlichen  Ver- 
fahrens gipfelte  die  Sache  lediglich  in  dem  Anspruch  der  Stände- 
mitglieder, wegen  ihrer  berufsmässigen  Aeusserungen  strafrecht- 
lich nur  vor  den  ordentlichen  Gerichten  verantwortlich  gemacht 
zu  werden.  Mit  grosser  Deutlichkeit  kommt  dieses  bei  J.  J.  Moser 
als  Endergebnis  von  Betrachtungen  über  die  Ständeverantwort- 
lichkeit in  folgendem  Satz  zum  Ausdruck:  »Soll  und  darf  auch 
von  Rechtswegen,  und  wenn  auch  keine  besonderen  Landesver- 
träge darüber  in  der  Welt  wären,  nicht  einmal  gegen  des  aller- 
geringsten Unterthanens  Person,  Ehre,  Hab  und  Gut  etwas  vor- 
genommen werden,  als  wie  es  sich  nach  Ordnung  derer 
Rechte  gebühret;  wie  viel  weniger  kann  dann  ein  Regent 
sich  entziehen,  den  Weg  Reciitens  gegen  diejenige  einzu- 
schlagen, welche  das  ganze  Vaterland  vorstellen  oder  dieser  Re- 
präsentanten Ratgeber  sind,  und  dahero  gleicher  Rechte  mit  ihnen 
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geniessen  und  geniessen  müssen«  ^). 

Auch  das  englische  Parlament,  dessen  Verhältnisse 
später  für  die  neueren  parlamentarischen  Verfassungen  auf  dem 
Kontinent  vorbildlich  wurden,  besass  keineswegs  von  Anfang  an 
die  Redefreiheit,  sondern  musste  sie  erst  in  harten  Kämpfen  erringen. 
Noch  1593  unter  der  Königin  Elisabeth  erhält  der  Sprecher  des 
Unterhauses  auf  seine  Bitte  um  Gewährung  der  vollen  Redefrei- 
heit die  Antwort:  die  Freiheit  der  Rede  sei  gewährt,  das  Privileg 
bestünde  aber  im  Ja  und  Nein  sagen  ^).  Einen  Abschluss  der 
langen  Streitigkeiten  und  die  volle  und  feste  Anerkennung 
der  parlamentarischen  Redefreiheit  gibt  erst  im 
Jahre  1689  der  Artikel  9  der  Bill  of  rights:  That  the  freedom 
of  speech  and  debates  or  proceedings  in  Parliament  ought  not 
to  be  impeached  or  questioned  in  any  court  or  place  out  of  the 
Parliament.  Gleichzeitig  bestimmte  aber  die  Bill  of  rights  ferner 
noch,  dass  für  die  Folge  das  Parlament  sein  eigener  Zensor  sein 
und  seine  eigene  Polizei  im  Hause  ausüben  solle.  Nach  der  eigen- 
artigen Stellung  des  englischen  Parlaments  war  damit  gegenüber 
dem  Gebrauch  der  Redefreiheit  seitens  der  Parlamentsmitglieder 
aber  nicht  nur  eine  einfache  Disziplinargewalt  sondern  auch  eine 
ordnungsmässige  Strafgewalt  mit  Geldbusse,  Freiheitsentziehung, 
Ausstossung  aus  der  Körperschaft,  zeitweiser  Wahlunfähigkeit, 
gegeben,  deren  Umfang  sich  als  ein  verhältnismässig  weitgehen- 
der darstellt.  Prinzipiell  ist  diese  ausgedehnte  Machtbefugnis  des 
Parlaments  über  seine  Mitglieder  nicht  geändert;  sie  muss  jetzt 
noch  in  dem  weiten  Umfang  als  fortbestehend  angesehen  werden, 
wenngleich  die  praktische  Ausübung  bis  an  die  äussersten  Grenzen 
wohl  nur  in  Ausnahmefällen  vorgegangen  ist.  Näheres  über  die 
fraglichen  Verhältnisse  geben  unter  anderen  die  in  der  Anmer- 
kung angezogenen  Schriften  ^). 

Bei  dem  Entstehen  der  parlamentarischen  Ordnung  in  den 
neuen  Verfassungen  um  und  im  neunzehnten  Jahrhundert  ging 
der  Grundsatz  der  Redefreiheit  der  Mitglieder  parlamentarischer 
Körperschaften,  wie  ersieh  in  England  inzwischen  als  unanfechtbar 
gefestigt  hatte,  auch  in  diese  Verfassungen  über,  da  man  ihn  ohne 


i)  Moser  a.  a.  O,  nach  Herrmatui  S.  347 

2)  Fischel  S.  358.    Hatschek  S.  424. 

3)  Erskine  May-Oppenheim ,   S.  109  ff.;    Fischel,  S.   358  ft". ,    S.  417  ff.;    Cohen, 
S.  35  ff.  ;  Hatschek,  S.   384  ff.,  S.  424  ;  Schleideti,  S.   9  ff. 
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weiteres  als  einen  wesentlichen  Bestandteil  jeder  parlamentarischen 
Ordnung  ansehen  zu  müssen  glaubte.  Zunächst  wurde  die  unbe- 
schränkte Redefreiheit  derParlamentsmitglie- 
d  e  r  von  Frankreich  übernommen  und  zwar  schon  von  der 
konstituierenden  Nationalversammlung  1789.  Grundsätzlich  fand 
dann  aber  sofort  eine  wesentliche  Erweiterung  über  das 
englische  Verhältnis  hinaus  statt,  indem  man  gewissermassen  als 
eine  notwendige  Nebenbedingung  der  Redefreiheit  auch  dieOef- 
f  e  n  1 1  i  c  h  k  e  i  t  der  Parlamentsverhandlungen  hin- 
stellte und  gleichzeitig  hier  dem  Begriff  der  Oeffentlichkeit  die 
weitgehendste  Bedeutung  unterlegte,  so  dass  darin  nicht  etwa 
nur  die  Zulassung  von  Zuhörern  zu  den  Verhandlungen, 
sondern  ebenmässig  auch  die  Berichterstattung  über 
die  Verhandlungen  eingeschlossen  erschien.  Eine  Zulas- 
sung des  Publikums  zu  den  Sitzungen  und  eine  Berichterstattung 
über  die  Verhandlungen  ist  prinzipiell  für  das  englische  Parla- 
ment niemals  anerkannt  und  eine  solche  Anerkennung  ist  auch 
in  der  neuesten  Zeit  nicht  erfolgt,  obwohl  seit  lange  das  tatsäch- 
liche Verhältnis  mit  diesem  Prinzip  in  einem  ziemlich  schroffen 
Widerspruche  steht  ^).  Gerade  durch  die  auch  auf  die  Bericht- 
erstattung ausgedehnte  Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen  erlangt 
aber  die  unbeschränkte  Redefreiheit  der  Parlamentarier,  speziell 
was  ihre  Folgewirkung  anlangt,  einen  wesentlich  tiefer  gehenden 
Gehalt  und  eine  materiell  grössere  Bedeutung,  wie  wohl  kaum 
weiter  erörtert  zu  werden  braucht.  In  Frankreich  ist  das  Prinzip 
der  unbeschränkten  parlamentarischen  Redefreiheit  mit  der  Aus- 
dehnung auf  die  Oeffenthchkeit  der  Verhandlungen,  was  Zuhörer- 
schaft sowohl  wie  was  Berichterstattung  anlangt,  unter  all  den 
wechselnden  Regierungsformen  bis  in  die  jüngste  Zeit  aufrecht 
erhalten  worden.  Die  bezügliche  Regelung  im  einzelnen  zeigte 
zwar  unter  den  verschiedenen  Regierungen  noch  gewisse  abstu- 
fende Abweichungen;  auf  diese  letzteren  näher  einzugehen,  würde 
uns  hier  zu  weit  führen,  es  sei  nur  auf  die  eigenartige  Erschei- 
nung hingewiesen,  dass  die  uneingeschränkteste  und  so  zu  sagen 
freiheitlich  am  weitesten  gehende  bezügliche  Regelung  zuletzt 
unter  dem  zweiten  Kaiserreich  erfolgt  ist.  Näheres  enthalten  die 
in  der  Anmerkung  aufgeführten  Schriften  ^). 

1)  Erskine  May-Oppenheim,  S.  167  ff.,  S.  238  ff;    Fischel ,   S.  413  ff.;    Hatschek 
S.  424;   Schulden,  S.  22  ff.;  Hubrich,  S.  4  ff. 

2)  Buyn,  S.  8l  ff.;  Hubrich,  S.  12  ff.;  Schieiden,  S.   33  ff.;  Fuld,  III,  S.  495  ff. 
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Nach  Deutschland  sind  die  Anschauungen  über  die 
konstitutionelle  Staatsform  unmittelbar  und  zunächst  ausschliess- 
lich von  Frankreich  gekommen.  Die  sich  danach  bildende  spe- 
zielle Wissenschaft  nahm  mehr  oder  weniger  prüfungslos  die  be- 
züglichen Einrichtungen,  welche  man  in  Frankreich  tatsächlich 
getroffen  hatte,  als  dem  Prinzip  des  Konstitutionalismus  über- 
haupt entsprechend  an  und  gründete  darauf  dementsprechend  in 
vollem  Umfang  ihr  System  des  Konstitutionalismus,  welches  dann 
wiederum  auf  die  Ausgestaltung  der  im  neunzehnten  Jahrhundert 
entstehenden  neuen  Repräsentativverfassungen  der  deutschen 
Einzelstaaten  von  einem  massgebenden  Einfluss  war.  Die  u  n- 
beschränkte  Redefreiheit  der  Mitglieder  parlamentari- 
scher Körperschaften  steht  hierbei  als  eines  der  F  u  n  d  a  m  e  n- 
talprinzipe  stets  mit  in  erster  Reihe  und  zwar  wiederum  un- 
bedingt mit  der  französischen  Erweiterung  der  Oeffentlich- 
keit  der  Verhandlungen  in  Hinsicht  auf  Zuhörerschaft 
und  Berichterstattung  verbunden.  So  findet  sich  denn  jener  Grund- 
satz auch  überall  in  den  in  der  fraglichen  Zeit  erlassenen  Ver- 
fassungsgesetzen der  einzelnenBundesstaaten, 
welche  durchweg  zur  Zeit  noch  in  Geltung  sind. 

Allerdings  machen  sich  dabei  unter  den  einzelstaatlichen  Ver- 
fassungen doch  noch  einige  Abweichungen  geltend,  indem 
die  bei  dem  Erlass  der  fraglichen  Gesetze  wesentlich  ausschlag- 
gebenden Regierungen  zum  Teil  unterschiedliche  Einschrän- 
kungen der  vollen  Redefreiheit  der  Parlamentarier  im  öffentlichen 
und  allgemeinen  Interesse  trotz  der  auf  dem  französischen  Muster 
fussenden  Theorie  als  notwendig  erachten  zu  müssen  glaubten. 
Es  sind  danach  zu  scheiden  Verfassungen,  welche  die  parlamen- 
tarische Redefreiheit  voll,  und  Verfassungen,  welche  sie  nur  mit 
Einschränkungen  anerkennen,  wobei  unter  letzteren  des  weiteren 
noch  verschiedentliche  Modulationen  hinsichtlich  des  Masses  der 
Einschränkung  zur  Erscheinung  kommen.  Da  mit  dem  sogleich 
zu  berührenden  Erlass  des  Strafgesetzbuchs  für  das  Deutsche 
Reich  dieser  Unterschied  im  wesentlichen  gegenstandslos  gewor- 
den ist,  so  brauchen  wir  hier  nicht  weiter  darauf  einzugehen  ;  es 
sei  nur  kurz  hervorgehoben,  dass  zu  den  Verfassungsurkunden 
mit  voller  Redefreiheit  z.  B.  die  von  Preussen,  deren  Fassung 
allerdings  eine  einschränkende  Auslegung  durch  die  Gerichte  zu- 
liess  ^),  die  von  Bayern,  von  Baden,  von  Hessen,  von  Sachsen- 
i)  H.  A.  Zackariae,  II,  S.  ii  ff.;  Schulze,  S.  485  ;   Rönne,  II,  §  129  ;  Meyer,  S.  248. 
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Meiningen  gehören,  sowie  andererseits  zu  den  Verfassungsurkun- 
den mit  Einschränkung  der  Redefreiheit  die  von  Sachsen  (König- 
reich), Württemberg,  Sachsen-Weimar,  Oldenburg,  Braunschweig, 
Sachsen-Koburg-Gotha,  Reuss  jüngerer  Linie,  Waldeck  etc.  Nähe- 
res geben  die  in  der  Anmerkung  bezeichneten  Schriften^). 

Als  ein  Vorläufer  der  nunmehr  zu  berührenden  bezüglichen 
Gesetzesregelung  des  Deutschen  Reiches  ist  der  Artikel  4  des 
von  der  FrankfurterNationalversammlung  beschlos- 
senen Gesetzes  vom  30.  September  1848  (im  wesentlichen  gleich 
auch  die  vom  Erfurter  Unionsparlament  1850  beschlossene  Verfas- 
sung) anzusehen:  »Kein  Abgeordneter  darf  zu  irgend  einer  Zeit  we- 
gen seiner  Abstimmungen  in  der  Reichsversammlung  ,  oder  wegen 
der  bei  Ausübung  seines  Berufes  getanen  Aeusserungen  gerichtlich 
verfolgt  oder  sonst  ausserhalb  der  Versammlung  zur  Verantwortung 
gezogen  werden.«  In  folgender  Fassung  ist  darauf  diese  Bestim- 
mung in  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bun- 
des demnächst  des  Deutschen  Reichs  als  Artikel  30  über- 
gegangen: »Kein  Mitglied  des  Reichstages  darf  zu  irgend  einer 
Zeit  wegen  seiner  Abstimmung  oder  wegen  der  in  der  Ausübung 
seines  Berufs  getanen  Aeusserungen  gerichtlich  oder  disziplina- 
risch verfolgt  oder  sonst  ausserhalb  der  Versammlung  zur  Ver- 
antwortung gezogen  werden.«  (Bundesgesetzblatt  des  Norddeut- 
schen Bundes,  1867,  S.  9;  Bundesgesetzblatt  des  Deutschen  Bun- 
des, 1871,  S.  71.)  Dazu  ist  aber  auch  noch  der  dem  französischen 
Vorbild  und  der  herrschenden  Doktrin  entsprechende  Artikel  22 
der  fraglichen  Verfassungen  zu  nennen  mit  folgendem  Wortlaut : 
i'Die  Verhandlungen  des  Reichstages  sind  öffentlich.  Wahrheits- 
getreue Berichte  über  Verhandlungen  in  den  öffentlichen  Sitzun- 
gen des  Reichstages  bleiben  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei.« 
(Daselbst  S.  8,  9,  bez.  S.  70.)  Der  zweite  Satz  des  letzteren  Ar- 
tikels wurde  auf  Grund  eines  Antrags  Laskers  von  der  konsti- 
tuierenden Bundesversammlung  eingefügt,  obwohl  Fürst  Bismarck 
in  besonderer  Rede  sich   dagegen  ausgesprochen  hatte  -). 

Daneben  sind  endlich  zunächst  als  Ergänzung  der  angeführ- 
ten Verfassungsbestimmungen,  dann  aber  inhaltlich  weiter  darüber 
hinausgehend  der  §   ii:   »Kein  Mitglied  eines  Landtags  oder  einer 


1)  H.  A.  Zachariae,  I,  S.  580;  Zöpfl,  S.  358;  John,  S.  451;  FulJ,  III,  S.  352  ff.; 
Schieiden,  S.  48  ff. 

2)  Stenographische  Berichte  1867,  Band  I,  S.  439  ff. ;  Bismarck,  Reden,   Band  I, 
S.  260;   Hubrich,  S.  42  ff. 
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Kammer  eines  zum  Reich  gehörigen  Staats  darf  ausserhalb  der 
Versammlung,  zu  welcher  das  Mitglied  gehört,  wegen  seiner  Ab- 
stimmung oder  wegen  der  in  Ausübung  seines  Berufs  getanen 
Aeusserung  zur  Verantwortung  gezogen  werden«  und  der  §12: 
>Wahrheitsgetreue  Berichte  über  Verhandlungen  eines  Landtags 
oder  einer  Kammer  eines  zum  Reich  gehörigen  Staats  bleiben 
von  jeder  Verantwortlichkeit  frei«  in  das  Strafgesetzbuch 
für  das  Deutsche  Reich  (^neue  Redaktion  Reichsgesetzblatt, 
1876,  S.  41  tl.)  aufgenommen  worden.  Beide  Paragraphen  ver- 
danken ihre  Aufnahme  einer  Initiative  aus  dem  Reichstag;  gegen 
den  ersteren  hatte  wiederum  Fürst  Bismarck  gesprochen^).  Durch 
dieselben  sind  gleichzeitig  die  bezüglichen  Vorschriften  der  Ver- 
fassungsurkunde der  Einzelstaaten  entsprechend  modifiziert  und 
ist  in  dieser  Hinsicht  ein  einheitlicher  Stand  für  das  Gesamt- 
gebiet des  Deutschen  Reiches  geschaffen  worden.  Im  allgemeinen 
ist  zum  Schluss  über  diesen  Stand  zu  bemerken,  dass  in  ihm  die 
Privilegierung  der  Mitglieder  der  parlamentarischen  Körperschaften 
bezüglich  ihrer  beruflichen  Rede  überhaupt  mit  am  weitgehend- 
sten zum  Ausdruck  kommt  -). 

III.  Innere  Begründung  der  parlamentarischen  Redefrei- 
heit, Wenn  wir  auf  das  Grundsätzliche  und  die  innere 
Bedeutung  im  allgemeinen  eingehen  wollen,  so  ist  dabei  stets 
zu  berücksichtigen,  dass  es  sich  hier  um  eine  wesentlich  poli- 
tische Frage  handelt,  deren  Beurteilung  nach  der  einen  oder 
nach  der  anderen  Richtung  hin  einerseits  schon  durch  die  jewei- 
ligen besonderen  Zeitverhältnisse  immer  mehr  oder  weniger  be- 
einflusst  werden  muss  und  dadurch  auch,  was  das  Vorherrschende  in 
dieser  Beurteilung  anlangt ,  fortgesetzt  einem  gewissen  Wechsel 
unterworfen  ist.  Andererseits  kommt  aber  der  scharfe  Gegensatz 
des  Interesses  an  der  Frage  in  Betracht,  wie  er  durch  die  ver- 
schiedene Stellung  einesteils  der  ausübenden  Regierungsgewalt 
und  anderenteils  der  parlamentarischen  Körperschaften  gegeben 
ist.  Ein  unbefangenes  und  unparteiisches  Urteil  über  die  Frage 
wird  daher  immer  nur  mit  einer  gewissen  Schwierigkeit  zu  fällen 
sein  zumal  in  Zeiten,  wo  durch  erregtere  Verhältnisse  die  Frage 
mehr    in    den  Vordergrund    des    Interesses  tritt.     Das   trifft  nicht 


1)  Stenographische    Berichte    1S70,    Band  I,   S.   226    ff.;    Band  II,     S.    I127 
.S.  1141  ff.,  S.  1147. 

2)  Fuld,  III,  S.   521. 
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nur  unser  eigenes  Urteil,  sondern  ebenmässig  auch  die  früheren 
Bcurteikmgen. 

I.  Entwicklung  in  der  theoretischen  Auffas- 
sung. Unter  bewandten  Umständen  wird  man  es  nicht  nur  er- 
klärlich, sondern  auch  geradezn  uaturgemäss  erachten,  dass  unter 
dem  Aufwallen  der  frei  h\ä  itlichen  Ideen  um  die 
Wende  des  achtzehnten  zum  neunzehnten  Jahrhundert  unserer 
Frage  die  weitgehendste  innere  Bedeutung  beige- 
legt wurde,  dass  man  die  unbeschränkte  Redefreiheit  der  Mit- 
glieder parlamentarischer  Körperschaften  ohne  weiteres  als  not- 
wendig zu  einer  Repräsentativverfassung  ansah  und  zur  Begrün- 
dung derselben  erforderlich  erachtete.  Gegenüber  der  früheren, 
der  Form  nach  ungerechtfertigten  Verfolgung  der  Landstände 
ausserhalb  des  gerichtlichen  Verfahrens  war  man  jetzt  in  Deutsch- 
land auf  tunlichsten  Schutz  der  parlamentarischen  Körperschaft 
bedacht  und  glaubte  nach  dieser  Richtung  hin  nicht  weit  genug 
gehen  zu  können.  Wenn  nun  auch  der  tatsächlich  von  den  ex- 
tremen demokratischen  Parteiführern  aufgestellten  Forderung  einer 
allgemeinen  Verbrechensunfähigkeit  der  Volksrepräsentanten,  eines 
vollen  Privilegs  der  Straflosigkeit  derselben,  der  Anerkennung,  dass 
sie  gleich  dem  Monarchen  legibus  soluti  seien,  sofort  übereinstim- 
mend von  den  Vertretern  der  Wissenschaft,  den  Staats-  und  Straf- 
rechtslehrern scharf  entgegengetreten  wurde  ^),  so  konnte  doch  von 
den  letzteren  einer  der  angesehensten  Karl  Salomo  Zachariae 
längere  Zeit  unbestritten  den  Satz  aufstellen,  dass  die  unbeschränkte 
Redefreiheit  der  Parlamentsmitglieder  schon  ohne  weiteres  als 
aus  dem  Wesen  der  konstitutionellen  Verfassung  sich  ergebend 
und  für  deutsche  Länder  mit  solcher  Verfassung  als  sich  von 
selbst  verstehend   anzusehen  sei  ^). 

Dieser  Grundsatz  wurde  aber  später  mit  aller  Entschiedenheit 
als  unhaltbar  zurückgewiesen,  so  namentlich  von  dem  Göttinger 
Namensvetter  des  Heidelberger  Rechtslehrers  Heinrich  Albert 
Zachariae  und  vorher  bereits  von  Gerau  und  Herrmann^).  Für 
die  Folge  wird  man  als  allgemein  von  der  staatsrechtlichen  Theorie 
anerkannten  Satz  nur  das  hinstellen  können,  dass  eine  Redefrei- 
heit für  die  Mitglieder  der  parlamentarischen  Körperschaften  nur 

i)   Ilerrtnami,  S.  362;  Gerau,  S.  6. 

2)  Ä'.  S.  Zachariae,  S.  202  ff. 

3)  //.  A.  Zachariae,  I,  S.  5S0 ;  II,  S.  7  ;  Gerau,  S.   7    U. ;  Herrmann,  S.  364  fi'. 
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da  und  insoweit  als  gegeben  anzunehmen  ist,  als  sie  verfas- 
sungsmässig beziehungsweise  gesetzlich  aus- 
drücklich zugelassen  ist.  Wenn  BlitntscJili  in  der  ersten 
Auflage  seines  allgemeinen  Staatsrechts  ^)  auch  lediglich  als  all- 
gemein anerkannten  Satz  des  modernen  Staatsrechts  hervorhebt, 
dass  kein  Mitglied  des  gesetzgebenden  Körpers  für  seine  in  dem- 
selben geäusserten  individuellen  Meinungen  ausserhalb  des  ge- 
setzgebenden Körpers  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  dürfte, 
so  ist  durch  die  besondere  Anziehung  der  Verfassungsbestim- 
mungen darüber  in  der  Note  wohl  darauf  hingewiesen,  dass  dieser 
Satz  doch  nur  da,  wo  er  verfassungsmässig  anerkannt  ist,  tat- 
sächlich Geltung  habe.  Und  ebenso  sind  die  bezüglichen  wei- 
teren Ausführungen  von  R.  von  Molil  in  seinem  Staatsrecht,  Völ- 
kerrecht und  Politik  de  lege  ferenda  zu  nehmen  ^).  Bei  Zöpfl 
kommt  das  Gleiche  schon  deutlicher  zum  Ausdruck,  zumal  er  ausser- 
dem das  Recht  von  Privatpersonen,  wegen  der  gegen  sie  in  der 
Ständeversammlung  vorgebrachten  Ehrenkränkungen  und  Verleum- 
dungen gerichtliche  Klage  zu  erheben,  als  gemeinrechtlichen  und 
selbstverständlichen  Grundsatz  hinstellt.  Spätere  nehmen  eine 
Redefreiheit  der  Parlamentsmitglieder  stets  nur  insoweit  an,  als  sie 
gesetzlich  vorgeschrieben  ist. 

Aber  auch  bezüglich  der  inneren  Begründung  hat 
sich  ein  deutlich  erkennbarer  Wandel  in  der  Auffassung  voll- 
zogen. V^ähxQnd  Bluntschli^)  noch  die  parlamentarische  Redefrei- 
heit lediglich  als  »hervorgebracht  durch  das  hohe  Nationalinter- 
esse« bezeichnet  und  R.  von  Mohl^)  gegen  die  »unbedingte  Not- 
wendigkeit <  der  fraglichen  Bevorrechtigung  keinen  Zweifel  obwalten 
lässt,  beide  demnach  in  der  Hauptsache  ausschliesslich  auf  dem 
Boden  der  abstrakten  Doktrin,  die  sich  in  der  ersten  Hälfte  des  vori- 
gen Jahrhunderts  bezüglich  eines  als  allgemein  gültig  betrachteten 
konstitutionellen  Staatsrechts  herausgebildet  hatte,  stehen,  geht  man 
später  immer  mehr  auf  die  eigentliche  E  n  t  s  t  e  h  u  n  g  s  u  r- 
sache  zurück  und  sucht  danach  die  innere  Begründung  abzu- 
leiten. Dabei  ergibt  sich  aber  notwendig  ein  gewisser  Wider- 
spruch des  derzeitigen  unbeschränkten  Umfangs  der  parlamentari- 
schen Redefreiheit,    wie  er  in  den  Gesetzen  zugestanden  ist   und 


i)  Bluntschli,   S.  322. 

2)  R.  V.  Mohl,  S.  315  ff. 

3)  Bluntschli,  S.   322. 

4)  R.  V.  Mohl,  S.   315. 
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zurzeit  zu  Kraft  besteht,  zu  jenem  eigentlichen  Grunde  der  frag- 
lichen Bestimmungen. 

Bei  der  Beratung  des  jetzigen  §  12  des  Strafgesetzbuches 
für  das  Deutsche  Reich  fijhrte  der  Abgeordnete  Lasker  zur  Be- 
gründung des  oben  berührten  Antrags^)  aus,  man  wolle  keines- 
wegs ein  Privileg  für  die  Mitglieder  der  parlamentarischen 
Körperschaften  schaffen,  nur  für  die  Rede  des  Abgeordneten 
solle  ein  Schutz  gegeben  werden,  sie  müsse  »gänzlich  frei  sein, 
weil  sie  das  eigentliche  Mittel,  die  vorzüglichste  Handhabe  der 
parlamentarischen  Tätigkeit  ist«.  Demgegenüber  ist  aber  geltend 
zu  machen,  dass  der  jetzige  Stand,  wie  er  in  der  Gesetz- 
gebung begründet  ist ,  unbedingt  eine  Ausnahme  von  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetz  und  damit  auch  eine  gewisse 
Privilegierung  schafft.  Wenn  dazu  ausgeführt  wird:  die  fraglichen 
verfassungsmässigen  »Rechte  haben  die  rechtliche  Natur  von  Privi- 
legien, nicht  von  Privilegien  im  absoluten  Sinne,  welche  jedem  Ab- 
geordneten kraft  seiner  persönlichen  Abgeordneteneigenschaft  und 
nur  wegen  dieser  zustehen,  sondern  von  Vorrechten,  die  dem  Reichs- 
tage als  solchem  als  Repräsentanten  des  gesamten  deutschen  Volkes 
zur  Wahrung  seiner  Unabhängigkeit  und  zum  Schutze  gegen  tenden- 
ziöse Verfolgungen  eingeräumt  sind«-),  so  kann  solches  kaum  als 
von  ausschlaggebender  Bedeutung  angesehen  werden.  Es  mag  dar- 
aus immerhin  gefolgert  werden,  dass  die  Rechtssätze  strictissimae 
interpretationis  sind ,  dass  von  analoger  Anwendung  keine  Rede 
sein  könne,  aber  die  Tatsache  wird  doch  nicht  aus  der  Welt  geschafft, 
dass  das  Vorrecht  zu  Gunsten  des  einzelnen  Abgeordneten  gel- 
tend zu  machen  ist  und  insofern  auch  ihm  für  seine  Person  Nutzen 
gewährt. 

2.  Redefreiheit  in  der  Sonderheit  des  Be- 
rufes begründet.  Ein  derartiges  Vorrecht  ist  dem  Abge- 
ordneten aber  lediglich  mit  Rücksicht  auf  seinen 
Beruf  gegeben.  Es  kann  somit  auch  nur  insoweit  als  innerlich 
begründet  angesehen  werden  ,  als  es  m  i  t  R  ü  c  k  s  i  c  h  t  auf 
den  Beruf  des  Abgeordneten  notwendig  erscheint. 

a)  Mangel  voller  parlamentarischer  Rede- 
fähigkeit. An  und  für  sich  kann  aber  bei  sachgemässer  Aus- 
übung   die    berufliche  Tätigkeit  eines  Abgeordneten  ebensowenig 


i)  Stenographische  Berichte.   1870,  I,  S.  227. 

2)  Fnld,  I,  .S.  529  ff.    Desgleichen  auch  ZimmeiDiaun,  I,  S.  197  ff.;  II,  S.  313  ft' 
Herrmaun,  S.  363  und  der  dort  zitierte  Blakstonc. 
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ZU  irgend  einer  Verletzung  der  Strafgesetze  pp.  führen  wie  jeder 
eigentliche  erwerbstätige  oder  sonstige  Beruf.  Rein  ideell  betrach- 
tet wird  man  annehmen  müssen,  dass  jeder  ,  der  als  Mitglied  in 
eine  parlamentarische  Körperschaft  eintritt,  voll  befähigt  ist,  den 
ihm  danach  obliegenden  Pflichten  zu  genügen,  dass  er  somit  auch 
der  Rede,  jenes  unentbehrlichen  und  hauptsächlichen  Mittels  für 
eine  aktivere  parlamentarische  Tätigkeit,  entsprechend  mächtig  ist, 
um  sie  ohne  Verletzung  von  Gesetzen  und  Rechten  zu  gebrauchen. 
Der  sozusagen  ideale  Standpunkt  findet  sich  nun  aber  zu  den 
faktischen  Verhältnissen,  wie  sie  sind  und  nach  Lage  der  Sache 
wohl  dauernd  bleiben  werden,  in  einem  stärkeren  Gegensatz. 
Dieser  Gegensatz  ist  in  gewisser  Weise  schon  in  den  Verfassungen 
und  Wahlgesetzen  nicht  nur  des  Reichs  sondern  auch  der  Einzel- 
staaten begründet,  denn  niemals  wird  von  diesen  für  die  Wähl- 
barkeit als  Parlamentsmitglied  irgend  eine  berufliche  Befähigung 
gefordert. 

Bei  jenem  idealen  Stand  würde  auch  zweifellos  die  Gefahr 
gegeben  sein,  dass  die  Volksvertretung  vorwiegend  aus  solchen 
Personen,  die  sich  lediglich  eine  solche  Vertretung  zum  Beruf 
gemacht  haben,  zusammengesetzt  und  dann  fast  ausschliesslich 
geleitet  würde,  ein  Zustand,  der  weder  von  der  Verfassung  gewollt, 
noch  als  erstrebenswert  anzusehen  sein  dürfte.  Nach  der  Praxis, 
welche  als  voll  berechtigt  anzuerkennen  ist,  werden  die  Mitglieder 
der  parlamentarischen  Körperschaft  regelmässig  in  erster  Linie 
nach  dem  politischen  Standpunkt,  der  ganzen  bürgerlichen  Stel- 
lung, dem  Ansehen  der  Person  gewählt  und  dabei  kommt  eine 
eigentlich  parlamentarische  Befähigung,  speziell  eine  vollkommene 
Redegewandtheit,  wie  sie  für  die  praktische  Ausübung  des  Berufs 
eines  Parlamentariers  an  und  für  sich  geboten  erscheint,  nur  in 
untergeordneterem  Masse  in  Betracht. 

Dadurch  wird  aber  in  jeder  parlamentarischen  Körperschaft 
eine  mehr  oder  weniger  grosse  Zahl  von  solchen  Mitgliedern  sich 
finden,  denen  die  parlamentarische  Redefähigkeit 
nicht  oder  nicht  in  vollem  Masse  z  u  r  V  e  r  f  ü  g  u  n  g 
steht.  Es  trifft  dieses  nicht  nur  bei  den  grösseren  parlamentari- 
schen Körperschaften,  sondern  vielleicht  gerade  in  einem  erhöhten 
Masse  bei  den  kleineren  zu,  weil  hier  Persönlichkeiten  mit  den 
zunächst  in  Betracht  kommenden  Momenten  durchweg  nach  Mass- 
gabe der  kleineren  Verhältnisse  überhaupt  auch  nur  in  geringerer 
Anzahl  zur  Verfügung  stehen  werden,  so  dass  noch  weniger  eine 


404 


Dr.  F.    W.  R.   Zimmermann : 


Auswahl  getroffen  werden  kann.  Unbedingt  im  allgemeinen  staat- 
lichen Interesse  liegt  es  aber,  dass  gerade  auch  diese  Personen 
ihren  Beruf  als  Mitglieder  der  parlamentarischen  Körperschaft 
nach  jeder  Richtung  hin  voll  ausüben.  Damit  ihnen  dieses  er- 
möglicht werde,  ist  die  parlamentarische  Redefreiheit  zu  gewäh- 
ren, weil  die  weniger  befähigten  Redner  durch  ihr  Schwächege- 
fühl  nicht  abgehalten  werden  sollen,  ihre  Meinung  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Wenn  weiter  gesagt  ist,  die  Redefreiheit  solle  die 
Offenheit  bezüglich  der  Aeusserungen  und  der  Kritik  in  dem  Par- 
lamente fördern,  so  fällt  solches  in  der  Hauptsache  zum  wenig- 
sten wohl  mit  dem  Vorausgeführten  zusammen,  denn  auch  dieses 
Moment  wird  wesentlich  für  den  als  Parlamentsredner  weniger 
Gewandten  bedeutungsvoll  sein,  obwohl  seine  Anwendbarkeit  auch 
für  den  voll  dem  Parlamentsberuf  Gewachsenen  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden  kann. 

b)  Reden  im  Affekt.  Als  eines  weiteren  besonderen 
Moments  hat  endlich  in  dieser  Richtung  auch  noch  der  A  e  u  s- 
s  e  r  u  n  g  im  Affekt  Erwähnung  zu  geschehen.  Auch  bezüg- 
lich dieser  wird  man  mit  Recht  verlangen  können,  dass  sie  durch 
die  parlamentarische  Redefreiheit  voll  gedeckt  werde,  weil  die 
parlamentarische  Tätigkeit  in  dieser  Hinsicht  besondere  Verhält- 
nisse bietet,  welche  nicht  unberücksichtigt  bleiben  dürfen.  Es  ist 
keineswegs  eine  ausnahmsweise  Erscheinung,  dass  in  den  Ver- 
handlungen der  parlamentarischen  Körperschaften  die  Gegen- 
sätze sich  auch  bezüglich  weniger  bedeutender  Gegenstände 
scharf  zuspitzen,  dass  die  Meinungen  schroff  einander  gegenüber- 
stehen und  in  dieser  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  werden.  Der 
parlamentarische  Geschäftsgang  bringt  es  mit  sich,  dass  Rede  und 
Gegenrede  stets  schnell  aufeinander  folgen  müssen ,  wodurch 
häufig  ein  Vorbereiten  der  Rede,  eine  volle  reifliche  Ueberlegung 
ausgeschlossen  ist.  Nimmt  man  dazu,  dass  schon  so  wie  so  durch 
die  ganze  Verhandlungsweise  der  Parlamente  die  Leidenschaften 
häufig  stärker  erregt  werden,  so  wird  man  es  als  voll  begreiflich 
erachten  können,  wenn  über  die  Grenze  des  Erlaubten  hinaus- 
gehende Aeusserungen  im  Affekt  fallen,  welche  bei  ruhiger  Ueber- 
legung und  unter  normalen  Verhältnissen  zweifellos  vermieden 
sein  würden.  Dieser  in  der  parlamentarischen  Berufstätigkeit  be- 
legene besondere  Umstand  muss  es  rechtfertigen,  wenn  hier  auch 
für  den  Redegewandteren,  der  sich  im  Affekt  hat  hinreissen  las- 
sen,  der  Schutz  der  parlamentarischen  Redefreiheit  gefordert  wird. 
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Trotz  grösster  Fertigkeit  und  längster  Uebung  wird  hier  die  Mög- 
lichkeit einer  Ueberschreitung  der  Grenzen  des  Erlaubten  immer 
leicht  gegeben  sein  und  dieser  Möglichkeit  ist  wiederum  bei  der 
Festlegung  dessen,  was  durch  den  parlamentarischen  Beruf  hin- 
sichtlich einer  freien  Meinungsäusserung  zu  fordern  ist,  Rechnung 
zu  tragen;  auch  hierauf  muss  der  Schutz  sich  erstrecken. 

3.  Weiteste  Erfüllung  des  wirklichen  Bedürf- 
nisses. Hiermit  ist  nun  wohl  im  wesentlichen  alles  dasjenige 
vorgebracht,  was  den  inneren  Grund  für  die  Gewährung  einer 
rechtlichen  Sonderstellung  der  Parlamentarier  betreffs  ihrer  beruf- 
lichen Reden  abgeben  kann.  Es  sind  damit  die  Grenzen  des- 
jenigen gezogen,  was  für  eine  ungestörte  und  voll  sachgemässe 
Ausübung  der  parlamentarischen  Tätigkeit  an  Schutz  in  dieser 
Beziehung  als  notwendig  verlangt  werden  muss.  Mit  Rücksicht 
auf  die  hohe  Bedeutung,  welche  die  parlamentarische  Tätigkeit 
als  solche  für  den  Staat  und  das  öffentliche  Leben  hat,  und  den 
besonderen  Wert,  der  darauf  zu  legen,  dass  diese  Tätigkeit  nach 
jeder  Richtung  hin  unbedingt  frei  und  unbeschränkt  sich  entfal- 
ten kann,  wird  man  ferner  die  Notwendigkeit  anzuerkennen  haben, 
dass  jener  Schutz  für  die  parlamentarische  Rede, 
soweit  er  als  wirklich  begründet  anzusehen  ist,  auch  in 
vollstem  Masse  und  in  weitestem  Umfange  gewährt 
werde  und  dass  dabei  lieber  die  Grenzen  etwas  zu  weit  als  zu 
eng  abgesteckt  werden. 

Zur  Sicherung  der  Redefreiheit  der  Parlamentarier  in  dem 
Masse,  wie  wir  sie  hier  im  allgemeinen  übereinstimmend  mit  dem 
zur  Zeit  wohl  vorherrschenden  Zug  in  der  Theorie^)  als  innerlich 
begründet  hingestellt  haben,  würde  es  immer  ähnlicher  Sonder- 
vorschriften, wie  sie  jetzt  bestehen,  nur  weniger  weitgehend 
bedürfen.  Denn  wenn  die  Rede  in  den  parlamentarischen 
Körperschaften  auch  schon  bis  zu  einem  gewissen  Grade  dadurch, 
dass  sie  sich  als  eine  Tätigkeit  im  öffentlichen  Beruf  qualifiziert, 
gedeckt  ist ,  und  mithin  so  bereits  eine  weitergehende  Freiheit 
geniesst ,  so  ist  doch  darin  noch  keineswegs  alles  dasjenige 
eingeschlossen,  was  wir  in  Hinsicht  auf  Redefreiheit  gemäss  der 
innerlichen    Begründung    verlangt    haben.      Die   Ausübung    eines 


i)  Laband,  .S.  314;  Binding ,  S.  673  ff.;  Heinze ,  S.  6  ff. ;  v.  Bar,  S.  8  fif  ; 
Hubrich,  S.  29  ff.  Vgl.  aber  auch  R.  von  Mohl ,  S.  316  ff.;  H.  A.  Zac/iariae,  II, 
S.  35 ;   Gerat/,  .S.   26. 
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öffentlichen  Berufs,  wenn  sie  lediglich  als  solche  decken  soll,  muss 
stets  eine  voll  sachgemässe  geblieben  sein,  jede  Ueberschreitung 
der  Grenzen  wird  an  sich  Strafbarkeit  bedingen.  Bezüglich  der 
parlamentarischen  Rede  soll  ja  aber  gerade  eine  gewisse  Ueber- 
schreitung der  Grenzen,  wie  sie  an  sich  durch  die  vollkommen 
normale  Berufstätigkeit  gesetzt  sein  würden ,  dennoch  straffrei 
bleiben ,  eine  Ueberschreitung ,  wie  sie  durch  den  notwendig 
nach  den  Verhältnissen  stärker  vortretenden  Mangel  an  einer 
speziellen  Berufsbefähigung  und  durch  den  bei  den  Parlaments- 
verhandlungen milder  anzusehenden  Affekt  besonders  leicht  ge- 
geben sein  kann. 

Diese  Sonderbestimmungen,  soweit  sie  die  Grenzen  der  Straf- 
freiheit in  besagter  Beziehung  erweitern,  bilden  aber  stets  eine 
Privilegierung,  welche,  mag  man  sie  rechtlich  konstruieren,  wie 
man  will,  tatsächlich  in  erster  Linie  den  Mitgliedern  der  parla- 
mentarischen Körperschaften  als  solchen  zu  statten  kommt.  Es 
ist  damit  immer  eine  Ausnahmebestimmung  gegenüber  dem 
allgemeinen  Grundsatz  der  Gleichheit  vor  Gesetz  und 
Recht  gegeben,  welche  auf  der  einen  Seite  besondere  Rechte 
gewährt,  auf  der  anderen  Seite  aber  dadurch  Rechte  Dritter  even- 
tuell beschränkt.  Es  zeigt  sich  darin  der  Widerstreit  der  öffent- 
lichen und  der  privaten  Interessen,  wie  er  auch  an  anderen  Stellen 
im  staatlichen  Leben  zu  Tage  tritt,  aber  stets,  wo  das  öffentliche 
Interesse  wirklich  begründet  erscheint,  zu  Gunsten  dieses  ent- 
schieden werden  muss.  So  auch  in  unserem  Falle.  Insofern  und 
insoweit  nach  unseren  Ausführungen  in  Wirklichkeit  ein  inneres 
Bedürfnis  für  die  Gewährung  eines  besonderen  Schutzes  für  die 
Mitglieder  der  parlamentarischen  Körperschaften  zur  unbeeinträch- 
tigten Ausübung  ihres  Berufs  vorhanden  ist,  muss  auch  die  Privi- 
legierung derselben  gerechtfertigt  erscheinen,  geht  das  öffentliche 
Interesse  dem  privaten  unbedingt  vor,  darf  der  allgemeine  Grund- 
satz der  Gleichheit  vor  Gesetz  und  Recht  durchbrochen  und  ein- 
geschränkt werden. 

IV.  Die  tatsächliche  Gesetzesordnung  im  Verhältnis  zum 
inneren  Bedürfnis  und  die  durch  Ueberschreitung  des  letzteren 
bedingten  Gefahren,  i.  Der  Stand  als  solcher.  Indem  nun 
aber  die  für  das  Deutsche  Reich  massgebenden  Gesetzes- 
vorschriften den  Mitgliedern  der  parlamentarischen  Körper- 
schaften eine  volle  und  unbeschränkte  Redefreiheit  gewähren,  sie 
wegen    aller    in    Ausübung    ihres    Berufes    getanen   Aeusserungen 
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dem  Strafrichter  entziehen,  gehen  sie  erheblich  über  die  von 
uns  bezeichneten  Grenzen  des  inneren  Bedürfnisses  hinaus. 
Für  diese  weitere  Ausdehnung  ist  aber  ein  innerer  Grund  nicht 
gegeben  und  daher  kann  auch  die  darin  hegende  Privilegierung  als 
eine  gerechtfertigte  nicht  anerkannt  werden,  wobei  es,  wie  schon 
benierkt ,  keinen  Unterschied  ausmachen  wird,  dass  man  das 
Privileg  selbst  als  ein  solches  der  parlamentarischen  Körperschaft 
und  nicht  der  einzelnen  Mitglieder  derselben  konstruiert,  denn 
tatsächlich  wird  und  kann  die  Privilegierung  immer  nur  den  letz- 
teren zu  Gute  kommen,  die  dadurch  gewährten  Vorrechte  sind 
ausschliesslich  von  ihnen  nutzbar  zu  machen.  In  dieser  Ausdehnung 
über  die  notwendigen  Grenzen,  in  der  Gewährung  der  vollen  und 
uneingeschränkten  Redefreiheit  sind  aber  gerade  in  der  Haupt- 
sache jene  Gefahren  für  das  öffentliche  und  für  das  Privat- 
interesse enthalten,  welche  wohl  allgemein  als  mit  der  Rede- 
freiheit an  sich  schon  verbunden  anerkannt  und  hervorgehoben 
werden.  Hierin  liegt  es,  dass  Mitglieder  parlamentarischer  Körper- 
schaften, ohne  dem  Strafrichter  zu  verfallen,  durch  ihre  parlamen- 
tarischen Reden  strafbare  Handlungen  begehen  können,  dass  sie 
im  Wege  des  Rechtes  ungeahndet  Rechte  Dritter  verletzen  können. 
Aufforderung  zu  Verbrechen,  zu  Aufruhr,  Verleumdungen,  die 
schwersten  Beleidigungen  werden  auf  diese  Weise  durch  das 
Privilegium  gedeckt  und  bleiben  vom  regelrechten  Strafverfahren 
ausgeschlossen.  Dabei  schlägt  es  nicht  einmal  zu  Buche,  wenn 
der  Dolus  offensichtlich  zu  Tage  tritt.  Stellt  man  hier  lediglich 
die  Frage :  ist  eine  derartige  Privilegierung  für  die  Ausübung  des 
Berufs  eines  Abgeordneten  ein  Bedürfnis,  ist  für  dieselbe  ein 
innerer  Grund  geltend  zu  machen,  so  wird  sie  zweifellos  wohl 
allgemein  ganz  entschieden  verneint  werden. 

Nun  kommt  aber  hinzu,  dass  neben  der  unbeschränkten 
Redefreiheit  die  volle  Oeffentlichkeit  der  Parlamentsver- 
handlungen, sowohl  was  die  Zulassung  einer  Zuhörerschaft  als 
was  die  Berichterstattung,  die  Weiterverbreitung  durch  den  Druck 
anlangt,  von  der  deutschen  Gesetzgebung  zugelassen  wird.  Hier- 
durch gewinnt  die  Sache  noch  eine  ganz  besondere  Schärfe. 
Rechtsverletzungen,  welche  durch  die  Rede  begangen  werden, 
müssen  stets  dadurch  eine  grössere  Bedeutung  erlangen  und  mit- 
hin zu  qualifizierten  und  schwereren  werden,  dass  sie  in  der 
Oeffentlichkeit  geschehen,  dass  sie  weiter  in  die  Oeffentlichkeit 
hinausgetragen  werden.  Diese  Qualifikation  und  grössere  Bedeutung 
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wird  den  fraglichen  Rechtsverletzungen  aber  kaum  in  einer  um- 
fassenderen Weise  als  durch  ein  Begehen  in  einer  parlamentarischen 
Körperschaft  verschafft  werden  können.  Die  Rechtsverletzungen 
selbst  vollziehen  sich  in  der  breitesten  Oeffentlichkeit  einerseits 
vor  den  Vertretern  aus  all  den  einzelnen  Teilen  des  massgeben- 
den Staatsgebiets  andererseits,  daneben  vor  einer  unbeschränkt 
sich  zusammensetzenden  Zuhörerschaft,  bei  der  man  aber  im  all- 
gemeinen ein  besonderes  Interesse  für  die  einschlagenden  Ver- 
hältnisse voraussetzen  darf.  Demnächst  werden  die  Rechtsver- 
letzungen in  der  weitgehendsten  Weise  durch  den  Druck  weiter- 
verbreitet, denn  die  Parlamentsberichte  erscheinen  in  allen  für  den 
jeweilig  beteiligten  Kreis  massgebenden  öffentlichen  Blättern. 
Ohne  weiteres  Zutun  sowohl  wie  ohne  eine  weitere  Hinderungs- 
möglichkeit seitens  des  Abgeordneten  gewinnt  die  Rechtsverlet- 
zung eine  Publizität,  wie  sie  grösser  vielleicht  kaum  zu  erlangen 
sein  wird. 

'  Nicht  ausser  Acht  zu  lassen  ist  in  dieser  Beziehung,  dass 
Rechtsverletzungen  der  fraglichen  Art  immer  etwas  Ausserordent- 
liches und  von  der  allgemeinen  Regel  Abweichendes,  dem  schon 
aus  diesem  Grunde  ein  besonderes  Interesse  beizulegen  ist,  bilden, 
und  dass  sie  deshalb  von  der  parlamentarischen  Berichterstattung, 
schon  um  dem  leider  so  stark  ausgebildeten  Sensationsbedürfnis 
des  grossen  Publikums  entgegenzukommen,  stets  in  vorragenderer 
Weise  herausgehoben  und  selbst  da  nicht  übergangen  werden 
dürften,  wo  den  Anlass  zu  ihnen  eine  ganz  untergeordnete  und 
ausserhalb  des  allgemeinen  Interesses  stehende  Angelegenheit  bot. 
Notwendig  muss  dadurch  für  die  Regel  die  Rechtsverletzung  in 
ihrer  tatsächlichen  Wirkung  ganz  wesentlich  verstärkt  werden  und 
letzteres  findet  namentlich  bei  Beleidigungen  und  Verleumdungen 
Dritter,  seien  es  Beamte,  seien  es  sonstige  Personen,  statt. 

2.  Die  prinzipielle  Stellungnahme  dazu.  Die  grosse 
Gefahr,  welche  danach  die  Zulassung  einer  unbeschränkten 
Redefreiheit  der  Mitglieder  parlamentarischer  Körperschaften  bei 
gleichzeitiger  Konstituierung  einer  vollen  Oeffentlichkeit  für  die 
Parlamentsverhandlungen  in  sich  schliessen  muss,  und  der  unge- 
sunde Rechtsstand,  welcher  durch  eine  derartige  Zulassung 
geschaffen  wird,  ist  übrigens  von  jeher  bis  zu  einem  bestimmten 
Grade  wenigstens  anerkannt  worden;  es  ist  in  dieser  Bezieh- 
ung auf   die   in    der  Anmerkung    angeführten  Schriften   Bezug   zu 
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nehmen.^) 

In  treffender  Weise  wird  dann  namentlich  der  nunmehr  ge- 
schaffene Stand  vom  Fürsten  Bisviarck  im  Anfang  seiner  Rede 
vom  29.  März  1867  gegen  den  Artikel  22  der  Reichsverfassung 
folgendermassen  kritisiert-):  »Die  verbündeten  Regierungen  be- 
fiirchten  von  der  Freiheit  der  Veröffentlichung  der  Parlamentsreden 

keine  Gefahr Die  Gründe,    die  uns  veranlasst  haben   — 

und  mich  bei  einer  anderen  Gelegenheit  persönlich,  —  einer  solchen 
gesetzlichen  Bestimmung,  wie  sie  hier  von  jener  Seite  (links)  be- 
fürwortet wird,  zu  widersprechen,  sind  andere;  ich  kann  sie  wohl 
bezeichnen  als  Gründe  der  Sittlichkeit.  Es  gibt  viele  Dinge,  die 
ein  Staat  dulden  kann;  er  kann  sie  ignorieren;  aber  etwas  anderes 
ist  es,  sie  gesetzlich  zu  sanktionieren.  Dazu  rechne  ich  auch  das 
Recht,  einen  anderen  Mitbürger  zu  beleidigen,  ohne  dass  dieser 
irgend  eine  Genugtuung  dafür  finden  könnte.  Ich  will  von  Ver- 
brechen, die  man  mit  Worten  begehen  kann,  nicht  reden;  ich 
rechne  gar  nicht  darauf,  dass  sie  an  dieser  Stelle  begangen 
werden  würden.  Ich  will  nur  reden  vom  Schutze  der  Ehre  eines 
jeden  Bürgers,  welchen  Schutz  das  Gesetz  ihm  schuldig  ist.  Diesen 
Schutz  ihm  zu  entziehen,  das  halte  ich  - —  ich  wiederhole  es  — 
gegen  die  Sittlichkeit,  gegen  die  Menschenrechte.  Unter  Menschen- 
rechten lasse  ich  mir  ausdrücklich  diejenigen  gefallen,  welche  in 
Frankreich  im  Jahre  1791  adoptiert  wurden,  und  in  die  Verfassung 
der  Republik  übergegangen  sind.  Es  heisst  darin  ausdrücklich, 
und  zwar  in  Bezug  auf  die  Freiheit  der  opinions,  die  jeder  aus- 
sprechen könne,  dass  diese  Freiheit  darin  bestehe,  alles  zu  tun, 
was  anderen  nicht  schadet.  Diese  Restriktion  legt  selbst  ein  so 
weitgehendes  Aktenstück  auf,  wie  jenes.« 

Nachdem  nicht  nur  in  der  Verfassung,  sondern  auch  im 
Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  die  weitgehenden  Be- 
stimmungen getroffen  waren,  demnächst  aber  die  Voraussetzung 
des  Fürsten  Bismarck,  dass  mit  Rede  begangene  Verbrechen  für 
die  betreffenden  Bestimmungen  nicht  in  Frage  kommen  würden, 
sich  nicht  bewahrheitet  hatte,  vielmehr  im  Reichstage  Reden  ge- 
fallen waren  ,  welche  bis  zu  der  Grenze  verbrecherischer  Aeus- 
serungen    vorschritten,    und    von    dem    Präsidenten    des    Reichs - 


i)  K.  S.  Zac/iariac,  S.  205;  Geratt,  S.  25  ff.,  Lappenberg ,  Die  Privilegien  der 
Parlamentsmitglieder,  1849  (zitiert  nach  Schieiden,  S.  75);  Rönne,  II,  -S.  331;  H.  A. 
Zachariae,   S.    33;   R.  v.  Mohl,   .S.    317;   Buyn,  S.   83;  v.  Barn,   '>.   15   ff. 

2)   Bismarck-Reden,   I,   S.   260   \^. 
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tags  selbst  als  nahezu  die  Provokation  zum  Aufruhr«  bezeich- 
net werden  mussten ,  wurde  doch  die  prinzipielle  Stellungnahme 
gegen  die  unbeschränkte  parlamentarische  Redefreiheit  ziem- 
lich allgemein  eine  erheblich  schärfere.  Es  machte  sich  dieses 
namentlich  schon  in  den  Verhandlungen  des  Reichstags  vom 
Jahre  1879  bei  Beratung  des  Gesetzentwurfs,  betref- 
fend die  Strafgewalt  des  Reichstags  über  seine 
Mitglieder  geltend ,  in  denen  nicht  nur  von  dem  Staats- 
sekretär des  Reichsjustizamts  Dr.  Friedbei'g^),  sondern  auch  von 
einer  weiteren  Reihe  juristischer  Autoritäten,  wie  Windtliorst-), 
Giieist^),  Sclnva7'ae^),  Beseler^)  auf  die  bedenklichen  Gefahren  der 
unbeschränkten  parlamentarischen  Redefreiheit  hingewiesen  und 
das  bestehende  Verhältnis  mit  mehr  oder  weniger  vortretender 
Entschiedenheit  als  ungenügend  und  verbesserungswürdig  be- 
zeichnet wurde. 

Ein  gleiches  trat  aber  auch  in  der  wissenschaftlichen 
Behandlung  zu  Tage  und  zwar  ebenso  in  der  aligemeinen 
theoretischen  Darstellung  ^)  wie  namentlich  bei  der  Erörterung 
von  Einzelfragen ,  welche  unseren  Gegenstand  betrafen  oder  in 
unmittelbarer  Verbindung  mit  demselben  standen').  Die  schärfste 
Verurteilung  des  derzeitigen  bezüglichen  Standes  in  Deutschland 
spricht  wohl  Binding  in  folgenden  nur  als  berechtigt  anzuerkennen- 
den Worten®)  aus:  »Demgegenüber  (dem  abfälligen  Urteil  der 
Theorie  über  die  unbeschränkte  parlamentarische  Redefreiheit) 
war  die  Aufnahme  des  Entwurfs  des  Bundesrats  betr.  die  Straf- 
gewalt des  Reichstags  über  seine  Mitglieder  bei  der  deutschen 
Presse  und  im  Deutschen  Reichstage  sehr  befremdend.  Wollte 
der  Reichstag  auch  nur  seine  Disziplinargewalt  genügend  ver- 
stärken, d.  h.  bis  zur  Befugnis  des  Ausschlusses  der  Parlaments- 
mitglieder aus  dem  Reichstage,  so  bedurfte  er  der  nötigen  Voll- 
machten auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  und  so  bleibt  es  dem 


1)  Stenogr.  Berichte  1879,    Band  I,  S.  248  ff. 

2)  >  v  I  »       »    S.  309  ff. 

3)  V  «»>,».    S.  316. 

4)  »  »  »  »       »   S.  31S. 

5)  .  »  »  »      »   S.  320. 

6)  Schulze,    Band   I,   S,   487  ;    Binding,  S.  674  ff". 

7)  Heinze,  S.  28  ff.;   Schieiden,   S.  6  ff.,  S.  72;  Fiild,    I,  S.  529  ff.;   II,   S.  251  ff.; 
III.  S.  343  ff ;   Hubrich,  S.   I  ff. 

8)  Binding-,  S.   679,   Anmerkung. 
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ausserhalb  des  Reichstags  Stehenden  schwer  begreiflich,  dass 
nicht  anlässhch  der  Beratung  des  Entwurfs  eine  Verständigung 
zwischen  Reichstag  und  Regierung  erzielt  werden  konnte ,  fast 
noch  schwerer  aber,  dass  der  Reichstag  bis  auf  den  heutigen  Tag 
zur  Revision  seiner  fast  allseitig  in  diesem  Punkte  als  revisions- 
bedürftig anerkannten  Geschäftsordnung  die  Hand  nicht  gerührt 
hat.  Dem  Fluche,  der  dem  Privileg  so  leicht  anhaftet,  dass  es 
eifersüchtig  gewahrt  wird  bis  zur  Ungerechtigkeit  gegen  Dritte, 
ist  auch  dies  Privileg  nicht  entgangen.« 

Im  Anschluss  hieran  wollen  wir  wenigstens  kurz  auf  zwei 
besondere  Ab  hilfe  vorschlage,  welche  von  der  Theorie 
in  fester  Formulierung  gemacht  worden  sind,  hinweisen.  Speziell 
für  Preussen  und  im  Hinblick  auf  die  bezüglich  des  Artikels  84 
der  Preussischen  Verfassung  entstandenen  Zweifel  schlug  vo?i  Bar 
im  Jahr  1868  neben  Aenderung  der  fr.  Verfassungsbestimmung 
ein  Gesetz  betreffend  die  Bildung  von  Ehrengerichten  für  beide 
Häuser  des  Landtags  vor,  und  im  Jahre  1879  stellte  Heinze  unter 
Vorlegung  eines  bezüglichen  Gesetzentwurfs  eine  besondere  Rege- 
lung für  die  Strafbarkeit  von  Berichten  über  die  Verhandlungen 
des  Reichstags  und  der  Landtage  auf.  Das  Nähere  bezüglich 
dieser  Vorschläge  mit  dem  Wortlaut  der  betreffenden  Gesetzent- 
würfe findet  sich  in  den  unten  bezeichneten  Sonderschriften  der 
beiden  Rechtslehrer. 

Die  ablehnende  Stellungnahme  der  Theorie  gegenüber  dem 
Privileg  wurde  zum  Teil  hervorgerufen  ,  zum  Teil  wenigstens 
verschärft  durch  einen  Umstand,  den  wir  hier  nachträglich  noch 
herauszuheben  haben.  Derselbe  liegt  in  der  Rechtsprechung 
des  obersten  Gerichtshofes  des  Deutschen 
Reiches.  Es  gelangte  nämlich  dort  die  Frage  :  »Kann,  wenn 
eine  von  einem  Landtagsabgeordneten  in  Ausübung  seines  Berufs 
getane ,  an  sich  beleidigende  Aeusserung  von  dem  dadurch  An- 
gegriffenen auf  der  Stelle  mit  einer  Beleidigung  erwidert  wird, 
und  wegen  dieser  Beleidigung  vom  Abgeordneten  Strafantrag  ge- 
stellt worden  ist,  der  Angeklagte  auf  Grund  des  §  199  des  Reichs- 
strafgesetzbuches für  straffrei  erklärt  werden?«  zur  Entscheidung 
und  diese  Entscheidung  fiel  nach  dem  Urteil  des  III.  Strafsenats 
vom  5.  März  1881^)  verneinend  aus.  Damit  war  endgültig  fest- 
gelegt, dass  jemand,   der  von  einem  Abgeordneten  im  Parlament 


l)  Entscheidungen   des  Reichsgerichts  in   Strafsachen,  Band   IV,   S.   I4  ff. 
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wenn  auch  in  gröbster  Weise  und  unter  zweifellosem  Dolus  be- 
leidigt worden  ist,  für  den  Fall,  dass  er  sich  auf  der  Stelle  zu  einer 
Erwiderung  der  Beleidigung  hinreissen  lässt,  das  ihm  an  sich  nach 
dem  §  199  des  Reichsstrafgesetzbuches  zustehende  Kompensations- 
recht gegenüber  dem  Abgeordneten  nicht  besitzt,  sofern  ihn  der 
letztere  wegen  seiner  nur  eine  Erwiderung  bildenden  Beleidigung 
belangt.  Nach  dem  tatsächlichen  Erfolg  ist  dadurch  das  Privi- 
legium der  Abgeordneten  nicht  unerheblich  erweitert,  während 
auf  der  anderen  Seite  der  Schutz  Dritter  gegenüber  einem  Miss- 
brauch des  Privilegiums  entsprechend  zurückgedrängt  worden 
ist.  Die  Stellungnahme  des  Reichsgerichts  zu  der  Kompensations- 
frage ,  welche  von  der  Theorie  ^)  verschiedentlich  angegriffen 
wurde,  scheint  aber  doch  auf  gewichtigeren  Gründen  zu  beruhen 
und  ist  jedenfalls  bislang  unverändert  geblieben.  Man  hat  also 
jetzt  mit  dem  Privileg  der  parlamentarischen  Redefreiheit  auch 
unter  dieser  Erweiterung  zu  rechnen. 

3.  Geringe  Aussichten  auf  baldige  Aende- 
r  u  n  g.  Wenn  auch  die  Tendenz  unserer  modernen  Gesetzgebung 
unverkennbar  dahin  geht,  mit  den  Privilegien  jeder  Art  gründ- 
lichst aufzuräumen  und  speziell  Ausnahmen  von  der  Gleichheit 
vor  dem  Gesetz  nur  da,  wo  nach  besonderen  inneren  Gründen 
eine  solche  Ausnahme  als  eine  zweifellose  Notwendigkeit  erscheint, 
zuzulassen,  wenn  es  als  ein  Grundzug  des  deutschen  Rechtsbe- 
wusstseins  gilt,  das  Privatrecht  des  einzelnen  gerade  gegenüber 
der  öffentlichen  Gewalt  und  den  mit  dieser  irgendwie  betrauten 
Persönlichkeiten  so  weit  als  möglich  zu  sichern  und  jede  Ent- 
scheidung über  Recht  und  Unrecht  stets  nur  von  den  ordentlichen 
Gerichten  abhängig  zu  machen,  so  wird  bezüglich  des  Privilegiums 
der  Mitglieder  parlamentarischer  Körperschaften  auf  eine  unein- 
geschränkte Freiheit  ihrer  Berufsreden,  obwohl  es  allen  jenen  prin- 
zipiellen Anschauungen  ganz  entschieden  zuwiderläuft,  doch  kaum 
eine  Aussicht  auf  eineAenderung  und  sachgemässe 
Beschränkung  vorhanden  sein.  Es  w^ird  hierbei  stets  der  äussere 
Nimbus ,  der  sich  an  die  parlamentarische  Redefreiheit  bei 
uns  in  Deutschland  geheftet,  der  auch  schon  ledigHch  in  dem 
Ausdruck  »parlamentarische  Redefreiheit«  liegt,  von  einer  aus- 
schlaggebenden Bedeutung  sein.  Bei  der  neuen  Ausgestaltung 
des  modernen  Parlamentarismus  in  Deutschland  hat  man  die  un- 


i)  Zinwiermanu,  I,  S.  197   ff.;  S.  313  ff.;  Bittding,  S.  676,  Anmerkung  14. 
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eingeschränkte  Redefreiheit  in  den  Parlamenten  als  ein  notwen- 
diges Zubehör  jenes  Parlamentarismus  übernommen ,  nach  den 
herrschenden  Anschauungen  über  das  Repräsentativsystem  galt 
diese  Redefreiheit  als  ein  unerlässliches  Attribut  der  konstitutio- 
nellen Ordnung.  Den  dadurch  geschaffenen  Stand  dürfte  man 
vorwiegender  stets  aufrecht  erhalten  wollen.  Jede  Aenderung 
würde  als  eine  Einschränkung  der  konstitutionellen  Ordnung  er- 
scheinen und  zu  einer  solchen  werden  sich  die  Volksvertretungen 
immer  nur  selten  und  bei  äusserster  Notwendigkeit  entschliessen. 
Ohne  nennenswerten  Einfluss  wird  es  dabei  sein,  dass  jene  Doktrin, 
auf  Grund  deren  die  Einführung  des  Privilegs  erfolgte ,  vor  einer 
ernsteren  Prüfung  nicht  Stand  hält,  dass  England,  das  Musterland 
des  Parlamentarismus,  niemals  eine  derartige  Ausbildung  der 
Redefreiheit  für  seine  Parlamentsmitglieder  als  notwendig  erachtet 
hat,  dass  namentlich  auch  Staaten  mit  republikanischer  Verfassung 
das  Privileg  in  der  weitgehenden  Weise,  wie  es  bei  uns  gilt, 
nicht  zur  Durchführung  gebracht  haben.  Ein  Privileg  des  Parla- 
mentarismus wird  man  stets  als  etwas  Unangreifbares  halten. 
Auch  wird  man  ein  eigenes  Privileg  immer  etwas  weniger  geneigt 
sein  aufzugeben,  selbst  wenn  man  an  sich  strengste  Sachlichkeit  sich 
zum  Prinzipe  macht.  Dem  oben  angeführten  Ausspruch  Bindings 
von  der  Regel  des  eifersüchtigen  Wahrens  des  eigenen  Privilegs 
bis  zur  Ungerechtigkeit  gegen  Dritte  ist  die  Berechtigung  im  all- 
gemeinen wie  für  den  vorliegenden  Fall  wohl  kaum  zu  versagen 
und  so  werden  wir  nach  fester  Voraussicht  uns  mit  dem  der- 
zeitigen gesetzlichen  Stande  als  einem  länger  dauernden  abzu- 
finden haben. 

V.  Die  Disziplinar-  und  Strafgewalt  der  parlamentari- 
schen Körperschaften  nach  dem  faktischen  Stand.  Bislang 
haben  wir  uns  in  der  Hauptsache  nur  mit  der  einen  Seite  des 
Privilegs  der  Mitglieder  parlamentarischer  Körperschaften,  mit  der 
Straflosigkeit  bezüglich  ihrer  beruflichen  Reden  den  ordentlichen 
Gerichten  gegenüber,  beschäftigt,  es  ist  dieses  das  weitaus  We- 
sentlichste und  stets  zunächst  in  die  Augen  Springende  unserer 
Frage,  welche  damit  jedoch  keineswegs  erschöpft  ist.  hi  den 
oben  angeführten  bezüglichen  Gesetzesvorschriften  für  das  Deutsche 
Reich  ist  ausdrücklich  bestimmt,  kein  Mitglied  einer  parlamenta- 
rischen Körperschaft  dürfe  »ausserhalb  der  V  e  r  s  a  m  m- 
1  u  n  g«  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  entsprechend  lautet 
auch    schon    der    Artikel  9    der    Bill  of  rights,  that  the  freedom 
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ought    not    to    be   .  .  .  .    questioned    in    any    court    or 

place  »out  of  the  Parliament«,  während  für  Frankreich 
weder  die  Verfassung  von  1848  im  Artikel  21  noch  das  jetzt 
massgebende  Gesetz  vom  16.  Juli  1875  i^^^  Artikel  13  den  ein- 
schränkenden Zusatz  trotz  der  an  sich  anerkannten  Disziplinar- 
gewalt der  Deputiertenkammer  enthält.  Demnach  steht  es  aus- 
ser Zweifel ,  dass  allgemein  nicht  nur  für  das  Deutsche  Reich 
und  die  deutschen  Bundesstaaten  sondern  auch  für  die  ausser- 
deutschen  Staaten  die  Disziplinar-  und  Strafgewalt 
der  parlamentarischen  Körperschaft  einsetzen 
kann  beziehungsweise  muss,  wenn  seitens  eines  Abgeordneten 
die  parlamentarische  Redefreiheit  zu  Verstössen  gegen  die  Ord- 
nung des  Hauses  oder  zu  offenbaren  Rechtsverletzungen,  gleich- 
gültig ob  durch  dieselben  der  Staat  selbst,  die  Beamten  dessel- 
ben oder  dritte  Personen  getroffen  werden,  missbraucht  werden 
sollte. 

Wie  weit  hierbei  die  Disziplinar-  oder  Strafgewalt  der  ein- 
zelnen parlamentarischen  Körperschaft  geht,  bestimmt  sich  wie- 
derum nach  den  einschlagenden  Sondervorschriften 
der  einzelnen  Staaten,  welche  hier  bezüglich  der  Be- 
grenzung wiederum  grössere  Verschiedenheiten  aufweisen.  Uns 
gehen  nur  die  deutschen  Verhältnisse  an,  namentlich  die  des 
Reiches,  doch  werden  wir  zu  einer  allgemeinen  Beurteilung  des 
derzeitigen  deutschen  Standes  auch  auf  ausserdeutsche  Länder 
zurückgreifen  müssen.  Wir  werden  zunächst  den  faktischen  Stand 
nach  dieser  Richtung  hin,  soweit  erforderlich  unter  einem  Rück- 
griff auf  die  historische  Entwicklung,  darstellen  und  danach  den 
Wert  und  die  Bedeutung  der  zugelassenen  Massnahmen  abzu- 
messen und  näher  klarzulegen  suchen. 

I.  Deutsches  Reich.  Für  das  Deutsche  Reich 
kommt  hier  lediglich  die  Geschäftsordnung  für  den 
deutschen  Reichstag  vom  10.  Februar  1876 ^)  in  Frage, 
welche  unter  dem  Abschnitt  II,  Vorstand  des  Reichstages,  Prä- 
sident, im  §  13,  unter  Abschnitt  V,  Geschäftsvorschriften  für  die 
Plenarsitzungen,  d.  Redeordnung,  im  §  46  und  unter  dem  Ab- 
schnitt VI,  Ordnungs-Bestimmungen,  im  §  60  die  massgebenden 
Vorschriften  enthält.  Es  schreibt  einmal  der  §  1 3  vor :  »Dem 
Präsidenten  liegt  die  Leitung  der  Verhandlungen,  die  Handhabung 


i)  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  Jahrg.  1S77,  S.  490  ff. 
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der  Ordnung  und  die  Vertretung  des  Reichstages  nach  aussen 
ob.  Er  hat  das  Recht,  den  Sitzungen  der  Abteilungen  und 
Kommissionen  mit  beratender  Stimme  beizuwohnen.  Die  Vize- 
präsidenten vertreten  den  Präsidenten  in  Behinderungsfällen  nach 
der  Reihenfolge  ihrer  Erwählung.«  Sodann  der  §  46:  '>Der 
Präsident  ist  berechtigt,  die  Redner  auf  den  Gegenstand  der  Ver- 
handlung zurückzuweisen  und  zur  Ordnung  zu  rufen.  Ist  das  eine 
oder  das  andere  in  der  nämlichen  Rede  zweimal  ohne  Erfolg 
geschehen  und  fährt  der  Redner  fort,  sich  vom  Gegenstande  oder 
von  der  Ordnung  zu  entfernen,  so  kann  die  Versammlung  auf 
die  Anfrage  des  Präsidenten  ohne  Debatte  beschliessen,  dass  ihm 
das  Wort  über  den  vorliegenden  Gegenstand  genommen  werden 
solle,  wenn  er  zuvor  auf  diese  Folge  vom  Präsidenten  aufmerk- 
sam gemacht  worden  ist.«  Endlich  der  §  60:  »Wenn  ein  Mit- 
glied die  Ordnung  verletzt,  so  wird  es  von  dem  Präsidenten  mit  Nen- 
nung des  Namens  darauf  zurückgewiesen.  Das  Mitglied  ist  be- 
rechtigt, dagegen  schriftlich  Einspruch  zu  tun,  worauf  der  Reichs- 
tag, jedoch  erst  in  der  nächstfolgenden  Sitzung,  darüber  ohne 
Diskussion  entscheidet,  ob  der  Ordnungsruf  gerechtfertigt  ist«. 
Demgemäss  besteht  also  für  den  Deutschen  Reichstag  gegen  den 
Missbrauch  der  parlamentarischen  Redefreiheit  nur  eine  einzige 
Massnahme,  der  Ordnungsruf  des  P  1  ä  s  i  d  e  n  t  e  n.  Dass 
nach  zweimaligem  Ordnungsruf  eine  Wortentziehung  stattfinden 
kann,  kommt  für  unsere  besondere  Frage  kaum  weiter  in  Be- 
tracht, da  die  Wortentziehung  in  erster  Linie  doch  nur  eine  Folge- 
erscheinung der  Renitenz  gegen  die  Anordnungen  des  Präsidenten 
bildet  und  auch  nur  dieserhalb  stattfinden  kann  und  soll. 

Wie  der  Ordnungsruf  an  sich  dem  Privileg  der  Redefreiheit 
gegenüber  zu  bewerten  ist,  werden  wir  unten  sehen.  Dass  der- 
selbe als  alleiniges  bezügliches  Mittel  nicht  ausreichend  ist,  bewies 
sich  namentlich  bei  jenen  schon  oben  berührten  Vorgängen  im 
Reichstag  zu  Ende  der  siebenziger  Jahre,  welche  der  Präsident 
des  Reichstages  als  nahezu  »die  Provokation  zum  Aufruhr«  ent- 
haltend bezeichnen  musste.  Namens  der  verbündeten  Regierun- 
gen wurde  daraufhin  zu  Anfang  des  Jahres  1879  vom  Reichs- 
kanzler dem  Reichstage  ein  Gesetzentwurf,  betreffend 
die  Strafgewalt  des  Reichstages  über  seine 
Mitglieder^)  zur  Beschlussfassung  und  Annahme  unterbreitet. 
Es  ist  dieses  der  Gesetzentwurf,  auf  welchen  das  oben  angeführte 

l)  Nr.  15    der    Drucksachen    des    Deutschen    Reichstags ,    4.    Legislaturperiode 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1907.    3.  2  7 
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Zitat  aus  Binding  Bezug  nimmt.  Nach  dem  Entwurf  sollte  dem 
Reichstag  eine  Strafgewalt  über  seine  Mitglieder  zugesprochen 
werden,  welche  eine  besondere  Kommission  unter  dem  Vorsitz 
des  Präsidenten  auszuüben  hatte.  Diese  Kommission  konnte  als 
Ahndungen  verhängen  Verweis  vor  versammeltem  Hause,  Ver- 
pflichtung zur  Abbitte  vor  versammeltem  Hause  in  einer  beson- 
ders vorzuschreibenden  Form,  Ausschliessung  aus  dem  Reichstag 
auf  eine  bestimmte  Zeitdauer.  Sofern  der  Tatbestand  einer  nach 
den  Bestimmungen  des  gemeinen  Strafrechts  strafbaren  Handlung 
erfüllt  ist,  kann  vom  Reichstag  die  Ueberweisung  an  den  Straf- 
richter beschlossen  werden  und  insoweit  finden  die  Artikel  30 
und  31  der  Reichs  Verfassung  keine  Anwendung.  Wird  eine  Ahn- 
dung wegen  einer  Aeusserung  pp.  ausgesprochen,  so  kann  zu- 
gleich die  Aeusserung  oder  der  betreffende  Teil  der  Rede  von 
der  Aufnahme  in  den  stenographischen  Bericht  ausgeschlossen 
werden  und  in  diesem  Falle  ist  auch  jede  andere  Veröffentlichung 
durch  die  Presse  verboten ;  des  weiteren  wurde  der  Präsident 
ermächtigt,  ungebührliche  Aeusserungen  der  Mitglieder  vorläufig 
von  der  Aufnahme  in  den  stenographischen  Bericht  und  von  jed- 
weder Veröffentlichung  auszuschliessen;  Zuwiderhandlungen  gegen 
diese  Veröffentlichungsverbote  wurden  selbständig  unter  Strafe 
gestellt.  Daneben  enthielt  der  Entwurf  die  notwendigen  Einzel- 
vorschriften über  Bildung  der  Kommission,   Verfahren  pp. 

Gegen  diesen  Entwurf  erhob  sich  von  vornherein  ein  ziem- 
lich allgemeiner  Widerspruch,  der  aber  weniger  auf  dem 
eigentlichen  Inhalt  der  Gesetzesvorlage  als  auf  dem  Grunde 
fusste,  dass  die  Regierung  als  solche  den  Entwurf  eingebracht 
habe,  während  der  Art.  27  der  Verfassung  dem  Reichstag  in 
präzisester  Form  das  Recht,  seine  Disziplin  zu  regeln,  wahrt,  dass 
es  sich  hier  um  einen  offenbaren  Eingriff  in  die  Rechte 
des  Reichstags  handele.  Der  weitere  Umstand,  dass  wirk- 
same Massregeln,  wie  sie  der  Entwurf  vorschlug,  ohne  einen  ge- 
setzgeberischen Akt  mit  Rücksicht  auf  die  Artikel  30  und  31  der 
Verfassung  und  die  Vorschriften  des  Strafgesetzbuches  gar  nicht  zur 
Durchführung  zu  bringen  waren,  gelangte  dabei  weniger  zur  Wür- 
digung. Obwohl  fast  allseitig,  wenn  auch  je  nach  der  Partei- 
stellung mit  mehr    oder  weniger  Entschiedenheit,    der    derzeitige 


II.  Session  1879.    Stenogr.  Berichte  1879,  S,  248  ff.    Der  Entwurf  ist  abgedruckt  bei 
Schieiden,  S.   77  ff. 
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Zustand  als  unzureichend  anerkannt  wurde,  gelangte  der  Entwurf 
wohl  wesentlich  unter  obigem  Gesichtspunkte  nicht  einmal  zu 
einer  Kommissionsprüfung,  sondern  wurde  sofort  vom  Plenum  des 
Reichstags  abgelehnt.  Anlässlich  der  geführten  Verhandlungen 
wurde  dann  aber  doch  auf  besonderen  Antrag  mit  erheblicher 
Mehrheit  beschlossen ,  »der  Geschäftsordnungskommission  den 
Auftrag  zu  erteilen,  unter  Vorsitz  des  Präsidenten  des  Reichs- 
tags die  Frage,  ob  Aenderungen  der  Geschäftsordnung  notwen- 
dig seien,  zu  prüfen  und  im  Bejahungsfalle  formulierte  Vorschläge 
an  das  Haus  zu  bringen«.  Zu  einem  weiteren  Ergebnis  hat  die- 
ser Beschluss  aber  nicht  geführt  und  danach  dürfte  die  oben  an- 
geführte Beurteilung  Bindings  wohl  als  gerechtfertigt  anzuerken- 
nen sein.  Nach  wie  vor  bildet  der  Ordnungsruf  des  Präsidenten 
das  einzige  Mittel  gegen  den  Missbrauch  der  Redefreiheit  im 
Deutschen  Reichstag. 

Zur  Charakterisierung  sei  übrigens  noch  auf  die  ungleich 
strengere  bezügliche  Regelung  hingewiesen,  welche  die  F  r  a  n  k- 
furter  Nationalversammlung  in  die  von  ihr  beschlos- 
sene Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom  28.  März  1849  in 
Artikel  VII  §  114  —  übereinstimmend  damit  der  Erfurter  Entwurf 
in  Artikel  VII  §  112  nur  unter  Fortfall  der  Worte  »im  Hause«  — 
folgendermassen  aufgenommen  hatte :  »Jedes  Haus  hat  das  Recht, 
seine  Mitglieder  wegen  unwürdigen  Verhaltens  im  Hause  zu  be- 
strafen und  äussersten  Falles  auszuschliessen.  Das  Nähere  be- 
stimmt die  Geschäftsordnung  jedes  Hauses.  Eine  Ausschliessung 
kann  nur  dann  ausgesprochen  werden,  wenn  eine  Mehrheit  von 
zwei  Dritteln  der  Stimmen  sich  dafür  entscheidet.«  Daneben  war 
eine  Disziplinarordnung  für  die  verfassungsgebende  Reichsversamm- 
lung ausgearbeitet,  welche  allerdings  nicht  zur  Verhandlung  ge- 
langte; bezüglich  ihrer  Einzelvorschriften  stimmte  diese  aber  in 
wesentlichen  Punkten  mit  dem  oben  angeführten  Entwurf  der 
Reichsregierung  von  1879  überein,  so  dass  eventuell  ein  Füssen 
der  letzteren  auf  ersterer  anzunehmen  steht;  näheres  gibt  in  die- 
ser Beziehung  namentlich  Schieiden  ')   an. 

2.  Deutsche  Bundesstaaten.  Auf  alle  die  bezüg- 
lichen Geschäftsordnungs-Regelungen  der  einzel- 
nen Bundesstaaten  im  speziellen  einzugehen,  würde  uns 
hier  zu  weit  führen,  wir  können  nur  kurz  im  allgemeinen  die  vor- 


i)  Sc  kl  ei  den,   S.   42   ff. 
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tretenden  Sonderheiten  hervorheben ;  bezüglich  des  näheren  wollen 
wir  auch  hier  besonders  auf  ScJileiden^)  verweisen.  In  erster 
Linie  kommt  für  die  einzelstaatliche  Regelung  in  gleicher  Weise 
wie  für  das  Reich  gegenüber  dem  Missbrauch  der  parlamentari- 
schen Redefreiheit  der  Ordnungsruf  des  Präsidenten  des  Hauses 
in  Betracht.  Den  parlamentarischen  Körperschaften  der  Einzel- 
staaten ist  verfassungsmässig  durchweg  das  Recht  gewahrt,  selbst 
ihre  Disziplin  durch  die  Geschäftsordnung  oder  in  sonstiger  Weise 
zu  regeln,  und  dem  Präsidenten  steht  es  allgemein  zunächst  zu, 
die  Ordnung  im  Hause  aufrecht  zu  erhalten.  In  vielen  Einzel- 
staaten bildet  nun  aber  der  Ordnungsruf  des  Präsidenten  das  ein- 
zige Mittel  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung,  soweit  solche 
hier  \\\  Frage  kommt  —  die  Aufhebung  der  Sitzung  kann 
ausser  Betracht  bleiben  —  und  zur  Ahndung  vorgekommener 
Ueberschreitungen  der  zulässigen  Grenzen  der  parlamentarischen 
Redefreiheit,  es  ist  mithin  der  gleiche  Zustand  wie  für  das  Reich 
gegeben.  Dieses  ist  vor  allem  bei  Preussen  der  Fall,  dessen  be- 
zügliche Vorschriften  voll  mit  denen  des  Reichs  übereinstimmen. 
Aehnlich  liegt  die  Sache  jetzt  auch  für  Bayern  und  Sachsen 
(Königreich) ,  während  beide  früher  schärfere  Disziplinarmass- 
regeln  bis  zur  Ausschliessung  auf  bestimmte  Zeit  vorgeschrieben 
hatten;  bei  beiden  konmit  dann  noch  hinzu,  dass  die  nach  aussen 
weniger  bedeutungsvolle  Wortentziehung  schon  seitens  des  Prä- 
sidenten für  Ordnungswidrigkeiten  im  Wiederholungsfalle  verfügt 
werden  kann.  Auch  in  den  nicht  weiter  besonders  aufgeführten 
mittleren  und  kleinen  deutschen  Staaten  ist  die  Lage  in  der  Haupt- 
sache die  gleiche. 

Nach  der  vvürttembergischen  Verfassung  hat  die  Kammer 
zu  rügen,  wenn  ein  Mitglied  seine  Stellung  in  der  Kammer  zu 
einer  Beleidigung  oder  Verleumdung  der  Regierung,  der  Stände 
oder  einzelner  Personen  missbraucht ;  für  das  bei  solchen  Rügen 
zu  beobachtende  Verfahren  gibt  die  Geschäftsordnung  die  nähe- 
ren Vorschriften.  Neben  den  allgemeinen  Disziplinarmassregeln 
des  Ordnungsrufs  und  in  der  Regel  auch  der  Wortentziehung 
durch  den  Präsidenten  kennen  Oldenburg,  Braunschweig,  Sach- 
sen-Meiningen, Schwarzburg-Rudolstadt  und  Waldeck    auch  noch 


l)  Schieiden,  S.  47  ff.  Ich  folge  nachstehend  im  wesentlichen  Schieiden  ,  wobei 
es  allerdings  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  inzwischen  im  einzelnen  durch  eine  neue  Ge- 
schäftsordnung eine  Aenderung  hervorgerufen  ist ;  für  das  Allgemeine  wird  eine  solche 
etwaige  Umgestaltung  nicht  von  Bedeutung  sein  können. 


>  Die  parlamentarische  Redefreiheit  etc.  41 Q 

die  Ausschliessung  von  den  Verhandlungen  oder  aus  der  Ver- 
sammlung, welche  die  Kammer  selbst,  teilweise  unter  Zustimmung 
der  Regierung,  meist  mit  mehr  als  absoluter  Majorität  zu  be- 
schliessen  hat.  Diese  Ausschliessung  setzt  aber  durchweg  grö- 
bere Vergehungen  voraus,  so  dass  sie  für  Beleidigungen  und  Ver- 
leumdungen schon  im  Prinzip  kaum  in  Frage  kommen  kann  und 
daher  für  unseren  Fall  stets  von  untergeordneter  Bedeutung  bleibt. 
Braunschweig  hat  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  wie  die 
Ausschliessung  auch  noch  den  Verweis,  über  welchen  die  Kam- 
mer ebenmässig  zu  beschliessen  hat.  In  Anhalt  kann  ein  Land- 
tagsmitglied, dem  nach  zweimaligem  Ordnungsruf  das  Wort  ent- 
zogen wurde,  bei  anhaltender  Renitenz  schon  durch  den  Vor- 
sitzenden  »für  die  Sitzung«  ausgewiesen  werden. 

3.  England  und  Frankreich.  Zur  Vergleichung  und 
weil  sie  sonst  meist  als  ein  Muster  für  uns  bezeichnet  zu  werden 
pflegen  und  vielfach  als  Vorbild  gedient  haben,  wollen  wir  noch 
kurz  der  Verhältnisse  in  England  und  Frankreich  ge- 
denken. 

In  England  ist  die  Disziplinar-  und  Strafgewalt  namentlich 
des  Unterhauses  schon  in  Rücksicht  auf  die  besondere  Stellung 
desselben  in  einem  weitgehenden  Masse  ausgebildet.  Bereits  der 
Sprecher  hat  das  Recht,  nicht  nur  einen  Ordnungsruf  auszusprechen 
und  das  Wort  zu  entziehen,  sondern  die  Entfernung  eines  Mit- 
glieds für  den  Rest  des  Tages  zu  veranlassen.  Das  Haus  selbst 
kann  Verweise  erteilen,  Geld-  und  Haftstrafen  auferlegen,  die 
Suspension  für  den  Rest  der  Session  verfügen  und  endlich  auch 
aus  dem  Hause  selbst  ausstossen.  In  der  Anwendung  der  ein- 
zelnen Disziplinar-  und  Strafmittel  ist  das  Haus  an  sich  nicht  be- 
schränkt, auch  hat  eine  Anwendung  der  bezeichneten  Mittel  in 
früheren  Zeiten  durchweg  in  weitgehendem  Masse  stattgefunden. 
Wenn  jetzt  tatsächlich  von  einzelnen  Mitteln  speziell  denjenigen, 
welche  sich  vorwiegender  als  gewöhnliche  Strafen  charakterisieren, 
weniger  oder  nur  ganz  ausnahmsweise  Gebrauch  gemacht  wird, 
so  ist  doch  das  grundsätzliche  Recht  des  Parlaments  auf  den 
Gebrauch  derselben  unverändert  geblieben.  Die  Einzelheiten 
können  wir  hier  nicht  weiter  berühren  und  nehmen  auf  die  in 
der  Anmerkung  bezeichneten  Schriften   in  dieser  Hinsicht  Bezug  '). 


I)  Schleideii,  S.  9  ff.;    Erskine  May-Oppenheiin ,     S.   Wi,  ft". ;     Cohen,  S.  35   ff.; 
Hatschek,  S.  385. 
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Auch  in  Frankreich  sind  die  DiszipHnarmittel  der  Kam- 
mer gegen  ihre  Mitgheder  in  weiteren  Grenzen  geordnet  worden. 
Dieselben  umfassen  den  Ordnungsruf,  den  einfachen  Verweis  und 
den  verschärften  Verweis.  Der  Ordnungsruf,  welcher  vom  Präsi- 
denten ausgesprochen  wird,  ist  entweder  ein  einfacher  oder  ein 
durch  Eintragung  in  das  Protokoll  verstärkter ;  der  letztere  zieht 
im  Wiederholungsfalle  den  Verlust  der  Hälfte  der  Bezüge  der 
Abgeordneten  nach  sich.  Der  einfache  wie  der  verschärfte  Ver- 
weis wird  auf  Vorschlag  des  Präsidenten  von  der  Kammer  aus- 
gesprochen. Mit  dem  verschärften  Verweis  ist  ein  zeitweiser 
(zunächst  für  drei  Sitzungen)  Ausschluss  von  den  Verhandlungen 
verbunden.  Wird  dem  Ausschluss  nicht  Folge  geleistet,  so  kann 
dafür  Haftstrafe  bis  zu  drei  Tagen  verfügt  werden.  Auch  mit 
dem  Verweis  ist  ein  Verlust  der  Hälfte  der  Bezüge  für  eine  be- 
stimmte Zeit  verbunden  '). 

Beide  Staaten,  welche  uns  als  Muster  für  unsere  parlamen- 
tarischen Einrichtungen  gedient  haben,  sind  also  mit  der  Schaf- 
fung einer  wirksameren  Disziplinarordnung  viel  weiter  als  wir  in 
Deutschland  gegangen  und  haben  damit  entschieden  in  ausrei- 
chenderer Weise  ein  Korrelat  gegenüber  der  unbeschränkten  par- 
lamentarischen Redefreiheit  zum  Schutze  der  öffentlichen  Einrich- 
tungen sowohl  wie  auch  zum  Schutz  der  Rechte  Dritter  ge- 
schaffen. 

VI.  Der  Ordnungsruf  des  Präsidenten.  Es  erübrigt  uns 
nunmehr  auf  den  Ordnungsruf  des  Präsidenten  etwas 
näher  einzugehen,  als  das  einzige  Mittel,  das  bei  uns  allgemein 
und  in  der  Hauptsache  allein  gegenüber  den  Ausschreitungen, 
welche  sich  Mitglieder  parlamentarischer  Körperschaften  bei  Ge- 
brauch der  unbeschränkten  Redefreiheit  zu  Schulden  kommen 
lassen,  zulässig  erscheint.  Um  so  wesentlicher  muss  es  sich  dar- 
stellen, welche  Bedeutung  und  tatsächliche  Wirksamkeit  diesem 
Mittel  beizumessen  ist. 

I.  Allgemeine  Charakterisierung  des  Ord- 
nungsrufes. Zunächst  ist  hierfür  klarzulegen,  was  der  Ord- 
nungsruf überhaupt  ist  und  wie  er  sich  vollzieht.  Der  Ord- 
nungsruf besteht  darin,  dass  der  Präsident  der  parlamentari- 
schen Körperschaft  in  der  Plenarversammlung  derselben  —  durch- 
weg wie    wir    annehmen    zu    dürfen    glauben ,    kommt    er  nur  in 


i)  Schieiden,  S.  33  ff.;   Fuld,  III,  S.  496. 


Die  parlamentarische  Redefreiheit   etc.  421 

den  Plenarsitzungen  vor ;  der  Wortlaut  der  Geschäftsordnung  für 
den  Deutschen  Reichstag  lässt  ihn  nur  fiir  diese  zulässig  erschei- 
nen —  die  Worte  ausspricht:  »Ich  rufe  den  Abgeordneten  X  zur 
Ordnung«  und  dabei  regelmässig  durch  einen  kurzen  Hinweis 
auf  die  Ursache  eine  gewisse  Motivierung  dieses  Ordnungsrufes 
gibt. 

Der  Ordnungsruf  stellt  sich  also  als  die  vollkommen 
einheitliche  Ahndung  der  vorgekommenen  Ordnungs- 
widrigkeit dar,  eine  Ahndung,  die  an  sich  stets  dieselbe 
ist  und  eine  Abstufung  nach  milderer  oder  schärferer  Qualität 
nicht  zulässt.  Hierin  tritt  auch  dadurch  keine  Aenderung  ein, 
dass  in  der  Motivierung  des  Ordnungsrufs  möglicherweise  auf 
den  Grad  der  Ordnungsverletzung  hingewiesen,  die  letztere  als  eine 
leichtere  oder  schwerere  bezeichnet  werden  kann,  denn  dadurch 
erhält  der  Ordnungsruf  selbst,  also  die  eigentliche  Ahndung,  keine 
andere  Form,  er  bleibt  vollkommen  der  gleiche.  Indifferent  er- 
scheint in  dieser  Beziehung  auch,  dass  nach  mehrmaligem  Ord- 
nungsruf eine  Wortentziehung  stattfinden  kann  ;  dadurch  erscheint 
der  dem  ersten  nachfolgende  Ordnungsruf  keineswegs  als  ein 
verschärfter  oder  besonders  qualifizierter,  er  stellt  sich  als  Ord- 
nungsruf als  eigentliche  Ahndung  vielmehr  ganz  unverändert  dar. 

Seiner  ganzen  Struktur  nach  soll  sich  der  Ordnungsruf  u  n- 
mittelbar  an  die  zu  rügende  Tat^  die  begangene 
Ordnungswidrigkeit  a  n  s  c  h  1  i  e  s  s  e  n  ,  es  ergibt  sich  dieses  bei- 
spielsweise auch  aus  der  Fassung  der  Geschäftsordnung  für  den 
Deutschen  Reichstag  speziell  der  des  §  46.  Regelmässig  greift 
daher  der  Ordnungsruf  in  die  Rede  des  die  Ordnung  verletzen- 
den Abgeordneten  ein,  zuweilen  erfolgt  er  aber  auch  erst  am 
Schluss  derselben.  Unter  besonderen  Umständen  erlässt  der  Prä- 
sident den  Ordnungsruf  auch  wohl  erst  in  der  nächsten  oder 
einer  der  nächsten  Sitzungen,  doch  dürfte  ein  längeres  Hinaus- 
ziehen nach  dem  inneren  Charakter  des  Ordnungsrufs  kaum  als 
zulässig  erachtet  werden  können. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Ordnungsruf  zu  er- 
lassen ist,  steht  allein  dem  Präsidenten  der  parlamen- 
tarischen Körperschaft  zu  und  zwar  hat  er  diese  Entscheidung 
ausschliesslich  aus  sich,  aus  eigenem  Antrieb,  zu  treffen.  Irgend 
eine  Einwirkung  auf  diese  Entschliessung  gibt  es  nicht;  ein  An- 
trag auf  Ordnungsruf  kann  weder  von  einem  Mitgliede  der  Ver- 
sammlung noch  von    einem  Regierungsvertreter    noch  von  einem 
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Dritten,  etwa  von  einem  Verletzten,  gestellt  werden.  Der  Abgeord- 
nete, welcher  zur  Ordnung  gerufen  ist,  hat  regelmässig  ein  Ein- 
spruchsrecht, das  dann  eine  Entscheidung  der  parlamentarischen 
Körperschaft  zur  Folge  hat,  wie  solches  auch  in  dem  §  60  der 
Geschäftsordnung  für  den  Deutschen  Reichstag  zur  Erscheinung 
kommt. 

Eine  besondere  nähere  Sachuntersuchung,  sofern  es 
sich  nicht  eventuell  um  eine  nähere  Feststellung  der  gefallenen 
Worte  aus  den  stenographischen  Berichten  handelt,  findet  bezüg- 
lich des  Ordnungsrufs  nicht  statt  und  erscheint  mit  Rücksicht  auf 
die  Notwendigkeit  eines  unmittelbaren  Erfolgens  desselben  auch 
im  wesentlichen  schon  ohne  weiteres  ausgeschlossen  zu  sein. 
Weitere  Folgen  —  die  W^ortentziehung  nach  wiederholtem 
Ordnungsruf  kann  hier  nicht  in  Betracht  kommen  —  hat  der  Ord- 
nungsruf als  solcher  für  den  dadurch  Betroffenen   nicht. 

2.  Zweck  des  Ordnungsrufs.  Nunmehr  würden  wir 
den  eigentlichen  inneren  Zweck  des  Ordnungsrufs  zu  prüfen 
haben.  Schon  seine  Einfügung  in  die  Geschäftsordnungen  der 
parlamentarischen  Körperschaften  gibt  uns  nach  dieser  Richtung 
hin  einen  beachtenswerten  Fingerzeig,  denn  dieselbe  muss  doch 
ohne  weiteres  anzeigen,  dass  es  sich  hier  zunächst  und  mehr 
oder  weniger  ausschliesslich  nur  um  eine  innere  Angelegenheit 
des  Parlaments  handeln  soll,  dass  der  Ordnungsruf  lediglich  eine 
Einrichtung  für  die  Regelung  des  Geschäftsganges  der  Parlamente 
selbst  bedeutet.  Der  Zweck  und  innere  Grund  der  ganzen  Ein- 
richtung kann  daher  nur  aus  der  unmittelbaren  Verbindung  mit 
letzterer  gesucht  werden.  Danach  erweist  sich  als  das  allein 
ausschlaggebende  Motiv  für  den  Ordnungsruf  das,  dass  dadurch 
dem  Präsidenten  der  parlamentarischen  Körperschaft  eine  Hand- 
habe für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung 
in  den  Plenarsitzungen  gegeben  werden  sollte.  Sei- 
nem inneren  Grund  nach  hat  der  Ordnungsruf  ausschliesslich  einen 
disziplinaren  Charakter.  Wenn  dem  Ordnungsruf  unter  besonde- 
ren Umständen  daneben  auch  eine  gewisse  wirkliche  Strafeigen- 
schaft beigemessen  werden  darf,  so  ist  dieses  lediglich  eine  even- 
tuell mögliche  Begleiterscheinung,  die  für  das  eigentliche  Wesen 
sowie  den  Zweck-  nicht  von  Bedeutung  sein  kann. 

Darauf,  dass  der  Ordnungsruf  lediglich  als  Disziplinar- 
m  a  s  s  r  e  g  e  1  gedacht  ist,  weist  ferner  auch  die  ganze  Regelung 
desselben,  wie  wir  sie  oben  zur  Darstellung  gebracht    haben,    in 
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allen  ihren  Einzelheiten  hin.  Nach  der  Geschäftsordnung  für  den 
Deutschen  Reichstag,  mit  welcher  aber  in  dieser  Hinsicht  die 
Geschäftsordnungen  der  einzelstaatlichen  parlamentarischen  Kör- 
perschaften materiell  übereinstimmen,  bildet  die  Verletzung  der 
Ordnung  der  Körperschaft  die  notwendige  und  alleinige  Voraus- 
setzung des  Ordnungsrufs.  Eine  derartige  Verletzung  der  Ord- 
nung ist  nach  dem  oben  angeführten  §  46  der  Reichstagsgeschäfts- 
ordnung schon  gegeben,  wenn  ein  Redner  auf  den  Gegenstand 
der  Verhandlung  erfolglos  zurückgewiesen  ist,  wohl  an  sich  die 
geringste  an  sich  zu  ahndende  Ordnungsverletzung.  Eine  letztere 
wird  aber  regelmässig  auch  dann  als  vorhanden  angenommen 
werden  müssen,  wenn  der  Missbrauch  der  Rede  eine  selbständige 
Straftat,  wie  sie  nur  unter  dem  Privileg  des  Artikels  30  der  Ver- 
fassung und  des  §  1 1  des  Reichsstrafgesetzbuches  straffrei  bleibt, 
enthält.  Wenn  wegen  einer  derartigen  Straftat  ein  Ordnungsruf 
erfolgt,  so  ist  eben  immer  in  erster  Linie  die  damit  verknüpfte 
Ordnungsverletzung  die  Ursache  des  Ordnungsrufs;  dieses  allein 
ist  als  der  Geschäftsordnung  entsprechend  anzusehen. 

Nun  bewilligen  aber  die  eben  bezeichneten  Gesetzesvor- 
schriften, wie  schon  oben  näher  ausgeführt,  das  Privilegium  der 
Redefreiheit  keineswegs  unbeschränkt,  sondern  nehmen  ausdrück- 
lich auf  ein  Zurverantwortungziehen  in  der  parlamentarischen 
Körperschaft  Bezug.  Der  Ordnungsruf,  weil  er  zur  Zeit  das  ein- 
zige gegen  Mitglieder  parlamentarischer  Körperschaften  zur  An- 
wendung zu  bringende  Mittel  ist,  erlangt  dadurch  zugleich  in  der 
letztgenannten  Beziehung  eine  gewisse,  wenn  immerhin  auch  nur 
nebenhergehende  Bedeutung  als  wirkliche  Strafmass- 
regel. Der  Ordnungsruf  bildet  die  alleinige  Ahndung  für  eine 
einheitliche  Handlung ,  welche  gleichzeitig  Ordnungsverletzung 
und  Straftat  umfasst.  Insofern  wird  er  für  diese  Fälle  gleich- 
zeitig als  eine  Verbindung  von  Disziplinar-  und  Strafmassregel 
erscheinen  können,  wenn  das  letztere  auch  vorwiegender  wohl 
nur  in  tatsächlicher  Beziehung.  Auf  diese  Weise  erfüllt  der  Ord- 
nungsruf jetzt  über  seine  eigentliche  Bestimmung  und  inneren 
Grund  hinaus  noch  einen  weiteren  Zweck,  indem  er  neben  seiner 
Anwendung  für  die  Ordnungsverletzung  die  einzige  Strafmass- 
regel bezüglich  des  an  sich  eine  Straftat  enthaltenden  Missbrauchs 
der  parlamentarischen  Redefreiheit  bildet.  Wie  er  diesem  Zweck- 
gerecht  wird,  dürfte  nunmehr  zu  prüfen  sein. 

3.  Der  Ordnungsruf  als  Straf massregel.    Gleich 
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vorweg  haben  wir  dabei  zu  betonen,  dass  er  sich  für  diesen  Zweck 
vollkommen  unzulänglich  und  untauglich  er- 
weist, wie  wohl  als  allgemeiner  anerkannt  anzusehen  ist.  Alle 
die  Sondereigenschaften  des  Ordnungsrufes,  welche  wir  oben  her- 
vorzuheben hatten,  lassen  denselben  schon  an  sich  und  eben- 
massig  auch  nur  für  den  vorliegenden  Fall  als  ein  Strafmittel 
durchaus  ungeeignet  erscheinen. 

a.  Ungeeignetheit  nach  den  einzelnen  Eigen- 
schaften. Zunächst  der  Umstand,  dass  er  nur  eine  einheit- 
liche und  unveränderliche  Ahndung  ist,  welche 
irgend  welche  weitere  Abstufung  nicht  zulässt.  Die  zu  rügenden 
Rechtsverletzungen  können  sich  aber  in  verhältnismässig  weiteren 
Grenzen  bewegen,  für  welche  alle  eine  einheitliche  und  gleiche 
Strafe  nicht  angebracht  sein  dürfte.  Die  einzelnen  Fälle  lassen 
sich  von  den  geringfügigsten  Ehrverletzungen  bis  zu  den  schwer- 
sten öffentlichen  verleumderischen  Beleidigungen,  Aufforderungen 
zum  Aufruhr  etc.  abstufen.  Es  handelt  sich  dabei  um  Straftaten, 
die,  wenn  sie  vor  dem  ordentlichen  Richter  zur  Aburteilung  kom- 
men würden,  mit  der  niedrigsten  Geldstrafe  bis  zu  zwei  Jahren 
Gefängnis  und  auch  wohl  noch  darüber  zu  belegen  sein  würden, 
wobei  für  einzelne  das  Mindestmass  auf  ein  Monat  Gefängnis  fest- 
gelegt ist.  Bei  dieser  weitgehenden  Verschiedenheit  der  mög- 
licherweise in  Betracht  kommenden  Straftaten  kann  eine  Einheits- 
strafe ohne  jedwede  Abstufung  unter  keinen  Umständen  gerecht- 
fertigt erscheinen,  selbst  nicht  für  ein  ausserordentliches  Strafver- 
fahren, um  welches  es  sich  hier  handelt. 

Der  Ordnungsruf  wird  regelmässig  sofort,  ohne  dass  ihm  eine 
nähere  Untersuchung  der  zu  rügenden  Tat  vorhergeht, 
ausgesprochen ;  auch  das  macht  ihn  als  Strafmittel  unbrauchbar. 
Bei  einer  grossen  Anzahl  der  möglichen  Fälle,  speziell  bei  Ver- 
leumdung und  Beleidigung,  wird  aber  nur  durch  eine  nähere  Un- 
tersuchung überhaupt  Klarheit  darüber,  ob  Straftat  vorliegt  oder 
nicht,  erlangt  werden  können,  da  hier  meist  Wahrheit  oder  Un- 
wahrheit von  behaupteten  Tatsachen  das  Ausschlaggebende  ist. 
Für  alle  solche  Fälle  —  und  es  ist  dieses  wohl  die  Hauptmasse 
der  Fälle,  namentlich  derjenigen,  welche  besonders  einer  Remedur 
bedürfen  —  versagt  der  Ordnungsruf  als  Strafe  vollkommen,  denn 
er  kann  nicht  bedingt  für  den  Fall,  dass  gewisse  Dinge  sich  als 
unwahr  erweisen  sollten,   erteilt  werden  '). 

i)  V.  Bar,  S.  22. 
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Der  Ordnungsruf  hängt  lediglich  von  der  Entscheidung 
des  Präsidenten  der  parlamentarischen  Körperschaft  ab 
und  keinem,  namentlich  auch  nicht  einem  verletzten  Dritten,  steht 
ein  Einfluss  auf  denselben  zu.  Auch  dieses  ist  für  ein  Strafmittel 
ungeeignet,  speziell  wenn  man  auf  die  Mehrheit  der  möglichen 
Fälle  Rücksicht  nimmt;  es  sind  dieses  Beleidigungen,  bei  denen 
das  regelrechte  Strafrecht  gerade  den  Interessen  des  Verletzten 
in  besonderer  Weise  Rechnung  trägt.  Damit  hängt  dann  aber 
als  ein  speziell  hier  besonders  bedeutungsvoller  Umstand  zusam- 
men, dass  dem  Verletzten  auch  hinsichtlich  der  Publizität,  selbst 
wenn  ein  Ordnungsruf  erfolgt  sein  sollte,  keinerlei  Einfluss  ge- 
geben ist;  die  Beleidigung  oder  Verleumdung  geht  durch  die  Be- 
richterstattung in  alle  Welt  hinaus ;  dass  das  Gleiche  mit  dem 
Ordnungsruf  geschehe,  hängt  aber  lediglich  von  dem  guten  Wil- 
len der  Berichterstattung  ab,  sie  braucht  ihn  nicht  aufzunehmen 
und  kann  ihn  willkürlich  unterdrücken,  ohne  dass  dagegen  irgend 
ein  Mittel  gegeben  wäre.  Auf  die  offizielle  Berichterstattung  findet 
letzteres  selbstredend  keine  Anwendung,  doch  ist  diese  für  die 
hier  in  Frage  stehende  Publizität  nur  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung  ^). 

Schliesslich  ist  aber  noch  die  Frage  aufzuwerfen :  hat  der 
Ordnungsruf  tatsächlich  die  Bedeutung,  um  überhaupt  als  eine 
wirkliche  Strafe  angesehen  zu  werden.!*  Auch  diese  Frage 
ist  zu  verneinen.  Wir  sahen  oben,  dass  verschiedene  Geschäfts- 
ordnungen parlamentarischer  Körperschaften  und  so  speziell  die 
angeführten  ausserdeutschen  als  ein  über  dem  Ordnungsruf  stehen- 
des Mittel  für  Aufrechterhaltung  der  Disziplin  des  Hauses  den 
Verweis  für  zulässig  erachtet  haben.  Dieses  muss  uns  einen  An- 
halt für  die  allgemeine  Einschätzung  des  Ordnungsrufs  als  Dis- 
ziplinar- und  Strafmittel  geben;  er  rangiert  also  unter  dem  Ver- 
weis, stellt  sich  als  ein  leichteres  Mittel  als  dieser  dar.  Damit 
dürfte  aber  seine  strafrechtliche  Qualität  schon  von  vornherein 
entschieden  sein.  Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich 
kennt  den  Verweis  als  Strafe  für  Erwachsene  nicht  und  führt  ihn 
daher  unter  den  Strafen  in  dem  diesen  gewidmeten  Abschnitt 
nicht  auf;  es  lässt  ihn  lediglich  gegen  zurechnungsfähige  jugend- 
liche Personen  im  Alter  von  12  bis  18  Jahren  an  Stelle  der  leich- 
testen Bestrafung  zu.     Eine  Massnahme,    welche  im  Prinzip  noch 

1)  Heinze,  S.  38  ff. 
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unter  den  Verweis  gestellt  und  für  leichter  als  dieser  anerkannt 
ist,  wird  danach  wohl  nie,  auch  für  das  hier  in  Frage  stehende 
ausserordentliche  Verfahren,  seiner  Bedeutung  nach  als  ein  wirk- 
liches Strafmittel  angesehen  werden  können  ^).  Als  Disziplinar- 
strafe für  Beamte  ist  der  Verweis  in  den  Gesetzen  über  Zivil- 
staatsdienst wohl  überall  enthalten  und  so  wird  man  auch  den 
Ordnungsruf  als  der  eigentlichen  Disziplinarordnung  voll  entspre- 
chend betrachten  dürfen.  Es  trifft  dieses  aber  den  Fall  nur  so- 
weit, als  es  sich  um  die  Rügung  der  Verletzung  der  Ordnung 
des  Hauses  handelt,  nicht  aber,  wenn  Ahndung  einer  dem  or- 
dentlichen Strafverfahren  entzogenen  Straftat,  eine  eigentliche  Be- 
strafung, wie  wir  sie  jetzt  erörtern,  in  Frage  kommt. 

b.  Ideelle  und  praktische  Bedeutung.  Bezüg- 
lich der  Bemessung  der  Bedeutung  des  Ordnungsrufs  als  Straf- 
mittel zeigt  sich  aber  wiederum  der  Unterschied  von  Theo- 
rie beziehungsweise  Ideal  und  Praxis  von  einem 
gewissen  Einfluss.  An  und  für  sich  ist  in  seiner  Eigenart 
der  Ordnungsruf,  welcher  eine  öffentliche  Rektifizierung  vor  der 
versammelten  Vertretung  des  Volkes  und  regelmässig  auch  den 
Spitzen  der  Regierung  enthält,  von  einer  höheren  Bedeu- 
tung und  in  seiner  Tragweite  nicht  zu  unterschätzen.  Es  ist 
dieses  speziell  auch  vom  Fürsten  Bisinarck  in  seiner  Rede  vom 
4.  März  1879  für  den  oben  behandelten  Gesetzentwurf  betr.  die 
Strafgewalt  des  Reichstages  über  seine  Mitglieder  betont,  indem 
er  denselben  für  »jedenfalls  erfreulicher,  als  ein  Erkenntnis  eines 
Gerichtshofs  auf  15  M.  Strafe  für  schwere  öffentliche  Beleidigung 
-eines  Ministers«  erklärt  -).  Aber  dadurch,  dass  der  Ordnungsru 
als  einziges  Mittel  für  die  leichtesten  wie  für  die  schwersten  zu- 
gleich schwere  Straftaten  enthaltenden  Ordnungsverletzungen  da- 
steht, muss  er  notwendig  in  seiner  Bedeutung  abgeschwächt  wer- 
den. Auch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  je  nach  der  betrof- 
fenen Persönlichkeit  seine  Wirkung  und  damit  wieder 
seine  tatsächliche  Bedeutung  eine  recht  verschiedene  sein  muss. 
In  der  eben  angezogenen  Reichstagsverhandlung  konnte  daher 
vom  Grafen  von  Frankenberg  hervorgehoben  werden^):  »Der 
Herr  Abgeordnete  Windthorst  hat  darauf  hingewiesen,  dass  der 
Ordnungsruf  vollständig  genüge.     Ich  bin  mit  ihm  einverstanden, 

i)  Heinze,  S.  37. 

2)  Stenogr.  Berichte  1S79,   Band  I,  S.  270.    Bismarck-Reden,  III,  S.  191. 

3)  Stenogr.  Berichte  1S79,  Band  I,   S.  313. 
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dass  er  für  jemand,  der  für  das  Gefühl  der  Ehre  sehr  empfind- 
h'ch  ist,  ausreicht;  aber  wenn  wir  sehen  müssen,  dass  manche 
Mitglieder  wiederholt  und  fast  chronisch  diese  Tribüne  benützen, 
um  sich  den  Ordnungsruf  zuzuziehen,  dann  bedauere  ich,  dass 
ich  dem  Ordnungsruf  des  Präsidenten  doch  für  alle  Mitglieder 
nicht  diesen  Einfluss  zugestehen  kann,  den  er  sicherlich  für  viele 
Mitglieder  hat.« 

Wir  dürfen  hierbei  auch  nicht  ausser  acht  lassen,  dass  wir 
die  Verhältnisse,  wie  sie  tatsächlich  liegen,  und  nicht  etwa 
ideale  Verhältnisse  zu  gründe  zu  legen  haben.  Unter  dem 
idealen  Gesichtspunkt  wird  man  dem  Ordnungsruf  allerdings  eine 
hohe  Bedeutung  beizumessen  haben,  aber  nach  der  Art  und 
Weise,  wie  sich  die  Lage  in  den  parlamentarischen  Körperschaf- 
ten und  namentlich  in  der  des  Deutschen  Reiches  tatsächlich 
ausgestaltet  hat,  wird  man  ihn  doch  auch  theoretisch  wesent- 
lich geringer  einschätzen  müssen,  wenn  man  aus  dem  Ver- 
halten der  Körperschaft  oder  zum  wenigsten  eines  Teils  derselben 
entnehmen  kann,  dass  der  Ordnungsruf  nicht  weiter  besonders 
bewertet  wird. 

Eine  derartige  lediglich  formale  M  a  s  s  r  e  g  e  1  u  n  g,  welche 
sich  in  dem  üblichen  Geschäftsgange  der  Versammlung  kaum 
irgendwie  besonders  abhebt,  muss  aber  an  innerer  Bedeutung 
stets  verlieren,  wenn  sie  mit  einer  gewissen  Häufigkeit  zur  An- 
wendung zu  bringen  ist.  Wie  sie  sich  dadurch  abschwächt,  so 
verliert  sie  aber  auch  in  der  allgemeinen  Achtung  und  Bewertung 
und  wird  infolgedessen  unwirksam,  ihren  Zweck  nicht  mehr  er- 
füllend. Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  hat  sich  dieses  auch 
für  den  Ordnungsruf  voll  bestätigt.  Wie  die  Sachen  tatsächlich 
jetzt  liegen,  kann  es  höchstens  zweifelhaft  sein,  ob  der  Ordnungs- 
ruf als  ein  Disziplinarmittel  gegen  den  Missbrauch  der  Redefrei- 
heit behufs  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  ausreichend  erscheint; 
dass  derselbe  seiner  ganzen  Bedeutung  nach  als  ein  irgend  aus- 
reichendes Strafmittel,  ja  als  ein  Strafmittel  überhaupt  nicht  in 
Frage  kommen  kann,  dürfte  ausser  Zweifel  stehen. 

4.  Materielle  Straflosigkeit  der  Rechtsver- 
letzungen durch  Missbrauch  parlamentarischer 
Redefreiheit.  Damit  sind  wir  dann  zu  dem  Endergebnis 
gelangt,  dass  das  einzige  Mittel,  welches  die  inneren  Ordnungen 
der  parlamentarischen  Körperschaften  in  Deutschland  gegen  die 
missbräuchliche  Ausnutzung    der    Redefreiheit    seitens    ihrer    Mit- 


A28  ^^-  ^-   ^^  •  ^'   Zimmermann: 

glieder  gewähren  —  die  in  einzelnen  Staaten  weiter  zugelassenen 
Massregeln  gegen  Parlamentsmitglieder  dürften  ausser  Betracht 
bleiben,  weil  sie,  wie  schon  oben  bemerkt,  durchweg  für  einen 
Missbrauch  der  Redefreiheit  nicht  zur  Anwendung  gebracht  wer- 
den können  — ,  für  eine  Ahndung  nach  dem  Charakter  des  Straf- 
rechts oder  der  wirklichen  Bestrafung  unzulänglich 
ist  und  zu  einer  solchen  nicht  dienen  kann.  Die  weitere  Folge 
davon  ist,  dass  einmal  jede  Anwendung  des  Ordnungsrufs  des 
Präsidenten  gegen  den  Missbrauch  der  Redefreiheit  aus schli ess- 
lich als  eine  Rüge  wegen  der  gleichzeitig  darin  liegenden 
Verletzung  der  Ordnung  des  Hauses  anzusehen  ist,  und  dass 
ferner  der  Missbrauch  der  Redefreiheit  eines  Parlamentariers,  so- 
fern darin  eine  Straftat,  welche  unter  anderen  Umständen  im 
gewöhnlichen  Verfahren  strafbar  sein  würde,  liegt,  als  eine  der- 
artige Straftat  vollkommen  straffrei  bleibt.  Erst  durch  diesen 
derzeitigen  Stand  wird  das  Privilegium  der  Redefreiheit  der 
Mitglieder  parlamentarischer  Körperschaften  zu  einer  umfassen- 
deren Bedeutung  gehoben,  da  die  gesetzlich  zugelassene  Ahndung 
dadurch  vollzogener  Straftaten  tatsächlich  nicht  eintreten  kann 
und  so  eine  volle  Straflosigkeit  gegeben  ist. 

Damit  wäre  die  Angelegenheit  für  diejenigen  Fälle,  in  welchen 
durch  den  Missbrauch  der  Redefreiheit  lediglich  öffentliche 
Interessen  verletzt  worden  sind,  die  Sache  abgeschlossen, 
dieselben  bleiben  eben  vollkommen  straffrei.  Sofern  in  einzelnen 
dieser  Fälle  möglicherweise  die  Sache  so  liegt,  dass  eine  öffent- 
liche Richtigstellung  rücksichtlich  einer  bezüglichen  Straftat  nütz- 
lich oder  geboten  erscheinen  könnte,  wird  hierzu  die  Regierung 
vermöge  ihrer  Vertretung  bei  den  Verhandlungen  der  parlamen- 
tarischen Körperschaften  stets  in  der  Lage  sein.  Die  Berichtigung 
erfolgt  dann  an  derselben  Stelle  wie  der  Missbrauch  der  Rede- 
freiheit und  findet  im  wesentlichen  vielleicht  die  gleiche  Publizi- 
tät. Sie  mag  in  dieser  Beziehung  als  notdürftig  ausreichend  an- 
gesehen werden,  hat  jedoch  selbstredend  mit  einer  Sühne  für  die 
eigentliche  Straftat  nichts  zu  schaffen. 

Durch  den  Missbrauch  der  parlamentarischen  Redefreiheit 
können  nun  aber  vorzugsweise  gerade  auch  Dritte  in  ihren 
Rechten  verletzt  werden,  wie  solches  ja  in  unseren  bisherigen 
Ausführungen  schon  wiederholt  anzudeuten  war.  Für  Fälle,  in 
denen  dieses  zutrifft,  wird  sich  die  weitere  Frage  aufwerfen  las- 
sen, ob  und  welche  Mittel  diesen  Dritten  zustehen,  sich  in  ihrem 
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verletzten  Recht  zu  schützen.  Beleidigung  und  Verleumdung  sind 
diejenigen  Straftaten,  welche  am  leichtesten  und  vorwiegendsten 
unter  dem  Missbrauch  der  parlamentarischen  Redefreiheit  be- 
gangen werden  können  und  wohl  auch  begangen  werden.  Bei 
beiden  hebt  sich  aber  gerade  die  Verletzung  des  Rechts  eines 
Dritten  in  besonderer  Schärfe  hervor.  In  der  hier  berührten  Be- 
ziehung wird  dem  Recht  des  Dritten  vom  Staat,  der  an  sich  dazu 
verpflichtet  wäre  und  der  auch  eine  gleiche  Pflicht  für  den  ge- 
wöhnlichen Fall,  bei  dem  ein  Privileg  nicht  in  Frage  kommt,  stets 
und  voll  erfüllt,  der  erforderliche  Schutz  nicht  zu  Teil. 

VII.  Die  Selbsthilfe  des  unter  parlamentarischer  Rede- 
freiheit Verletzten.  Das  Einzige,  was  dem  Dritten  gegenüber 
den  unter  Missbrauch  der  parlamentarischen  Redefreiheit  erdul- 
deten Rechtsverletzungen  übrigbleibt,  ist  also  die  Selbsthilfe, 
die  aber  einen  Ausgleich  auch  nur  in  einer  ganz  bestimmten  Be- 
schränkung überhaupt  ermöglichen  kann. 

I.  Allgemeine  Begrenzung  dieser  Selbsthilfe. 
Ausgeschlossen  ist  die  Selbsthilfe  stets  insoweit,  als  es  sich  um 
eine  wirkliche  Genugtuung  wegen  der  zugefügten  Rechts- 
verletzung dem  Verletzten  gegenüber  handelt.  Der  Verletzte 
wird  niemals  an  die  Stelle  des  Staats  treten  können,  um  den 
Verletzer  strafend  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Sobald  er  hierzu 
greifen  würde,  käme  er  stets  selbst  wiederum  mit  den  Strafge- 
setzen in  Konflikt.  Ja,  wie  wir  oben  gesehen,,  gewährt  ihm  das 
Strafgesetz  in  diesem  Falle  nicht  einmal  alle  die  Vergünstigungen, 
welche  sonst  dem  Verletzten  zustehen.  Sofern  er  sich  in  der 
sonst  zulässigen  Selbsthilfe  durch  Affekt  zu  einer  gleichen  Belei- 
digung, wie  sie  ihm  widerfahren,  hinreissen  lässt,  steht  ihm  die 
Kompensationsbefugnis,  welche  der  §  199  des  Reichsstrafgesetz- 
buches allgemein  gewährt,  nach  derzeitiger  reichsgerichtlicher 
Entscheidung  nicht  zu.  Da  wir  hier  nur  solche  Mittel  berück- 
sichtigen können,  die  sich  voll  auf  dem  Boden  des  Rechts  be- 
wegen, so  müssen  wir  die  Selbsthilfe,  soweit  sie  auf  Verschaffung 
einer  Genugtuung  hinausläuft,  ausscheiden. 

Von  einer  im  Rahmen  des  Rechts  verbleibenden  Selbsthilfe 
kann  demnach  nur  insofern  die  Rede  sein,  als  es  sich  um  eine 
Richtigstellung  des  vermöge  der  Rechtsverlet- 
zung verschobenen  tatsächlichenZu Standes  han- 
delt, also  darum,  die  unrichtigen  und  verletzenden  Darstellungen 
und  Behauptungen,  welche  durch  den  Schutz  der  parlamentarischen 
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Rede  gedeckt  in  die  Oeffentlichkeit  gekommen  sind,  entsprechend 
zurückzuweisen  und  nach  ihrem  vvirkUchen  Sachverhalt  klarzu- 
legen. Auch  diese  Selbsthilfe  ist  danach  von  vornherein  immer 
eine  auf  eine  gewisse  Richtung  beschränkte  und  daher  an  sich 
unvollkommene.  Mit  Rücksicht  auf  die  in  unserem  Fall  an  sich 
vortretende,  aber  doch  stets  nur  als  Uebelstand  sich  geltend  ma- 
chende Rechtlosigkeit  des  Verletzten  dem  Verletzer  gegenüber 
wird  man  es  aber  für  die  jetzt  berührte  Beziehung  als  einen  ober- 
sten Grundsatz  hinstellen  müssen,  dass  die  nur  in  einer  bestimm- 
ten Richtung  gegebene  Selbsthilfe  als  solche  also  nach  dieser 
Richtung  hin  stets  auch  in  den  weitesten  Grenzen  für 
zulässig  zu  erachten  ist.  Man  wird  dieses  um  so  mehr  als 
richtig  anerkennen  müssen,  als  die  Selbsthilfe  schon  so  wie  so 
nur  ein  beschränktes  Korrektivmittel  gegenüber  den  Rechtsver- 
letzungen bildet,  dessen  Beschränktheit  häufig  noch,  wie  auch  in 
unserem  Falle,  durch  besondere  tatsächliche  Verhältnisse  erhöht 
wird. 

2.  Selbsthilfe  unmittelbar  gegen  die  Person 
des  Verletzers.  Die  Selbsthilfe  kann  sich  zunächst  unmit- 
telbar gegen  die  Person  des  Verletzers  wenden, 
doch  sind  ihr  gerade  hier  besonders  enge  Grenzen  ge- 
zogen und  ihr  Erfolg  ist  stets  mehr  oder  weniger  vollständig  von 
dem  guten  oder  bösen  Willen  des  Verletzers  abhängig.  Das  ein- 
zige in  dieser  Richtung  gegebene  Mittel  würde  darin  bestehen, 
dass  der  Verletzte  dem  Verletzer  Vorstellung  macht,  ihn  auf  die 
Unrichtigkeit  seiner  Behauptungen  etc.,  eventuell  auch  auf  die 
beleidigende  Form  derselben  hinweist  und  ihn  zu  einem  Widerruf 
oder  sonst  entsprechenden  Ausgleich  aufifordert.  Ungewiss  muss 
es  hierbei  schon  erscheinen ,  ob  sich  der  Verletzer  auf  derar- 
tige Verhandlungen  einlässt ,  ob  er  nicht  seine  Würde  als  Par- 
lamentsmitglied für  so  hoch  erachtet,  dass  er  mit  Dritten  über 
seine  parlamentarische  Berufstätigkeit  überhaupt  nicht  in  Ver- 
handlung treten  könne;  eine  derartige  Ueberschätzung  der  eige- 
nen Stellung  und  Würde  dürfte  kaum  als  grosse  Seltenheit  an- 
zusehen sein  und  namentlich  auch  bei  den  kleineren  parlamenta- 
rischen Körperschaften  gefunden  werden,  nach  der  bekannten  Tat- 
sache, dass  häufig  die  Einschätzung  einer  Stellung  mit  deren 
verminderter  Bedeutung  gesteigert  zu  werden  pflegt.  Ebenso  ist 
aber  auch  die  Möglichkeit  vorhanden,  dass  die  Stelhmg  als  Par- 
lamentarier   lediglich    als  ein  Deckmantel    benutzt  wird,    um  sich 
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den  eventuell  unbequemen  Verhandlungen  von  vornherein  zu  ent- 
ziehen. Irgend  ein  Zwangsmittel ,  um  den  Verletzer  überhaupt 
zu   den  Verhandlungen  zu  bringen,    besitzt  der  Verletzte  nicht. 

Kommt  es  nun  aber  auch  zu  der  Verhandlung,  so  ist  der 
Verletzte  dabei  wiederum  in  der  Hauptsache  ausschliesslich  auf 
einfache  Vorstellungen  beschränkt  und  kann  denselben  durch 
kein  weiteres  ihm  zu  Gebote  stehendes  Mittel  einen  besonderen 
Nachdruck  verleihen.  Es  ist  ihm  nur  die  Möglichkeit  gegeben, 
auf  das  zweite  demnächst  zu  erörternde  Mittel  der  Selbsthilfe,  das 
Hinausgehen  in  die  Oefifentlichkeit,  hinzuweisen.  Ausgeschlossen 
ist  es  namentlich  auch,  die  weiteren  Massnahmen  nur  anzudeuten, 
welche  für  Beleidigungen  bei  Renitenz  des  Beleidigers  tatsächlich 
als  äusserste  Notbehelfe  eine  gewisse  Uebung  und  Anerkennung 
gefunden  haben,  die  Pistole  oder  die  Reitpeitsche,  je  nach  der 
besonderen  Qualifikation  des  Verletzenden  für  das  eine  oder  für 
das  andere;  da  beide  Massnahmen  für  den  sie  Gebrauchenden 
einen  Konflikt  mit  dem  Strafgesetz  bedingen,  so  haben  sie  hier, 
wo  lediglich  die  rechtliche  Lage  behandelt  werden  soll,  in  jeder 
Beziehung  ausser  Betracht  zu  bleiben,  ebenso  wie  auch  eine 
Drohung  überhaupt  für  die  Verhandlungen  zwischen  dem  Ver- 
letzten und  dem  Verletzer  nicht  in  Frage  kommen  kann.  Da  es 
demnach  nicht  in  der  Macht  des  Verletzten  steht,  seinen  An- 
sprüchen bei  den  eingeleiteten  Verhandlungen  irgendwie  einen 
besonderen  Nachdruck  zu  geben,  so  ist  auch  hier  wiederum  in 
der  Hauptsache  nur  der  gute  Wille  des  Verletzers  ausschlag- 
gebend. 

Ein  solcher  guter  Wille  des  Verletzten  wird  aber  über- 
haupt nur  da  als  möglich  in  Frage  kommen  können,  wo  es  sich 
um  an  sich  nicht  beabsichtigte  Verletzungen,  um  solche  im  Affekt, 
aus  Irrtum,  in  Uebereilung  etc.  handelt.  Die  keineswegs  ausge- 
schlossenen Fälle  einer  beabsichtigten  Verletzung,  auch  wenn  die 
Absicht  zunächst  nur  auf  ein  geringeres  Mass  wie  nach  dem  tat- 
sächlichen Erfolg  gegangen  ist,  werden  zu  einer  Vereinbarung 
zwischen  den  Parteien  kaum  je  führen,  da  hier  jener  gute  Wille 
für  die  Regel  fehlen  wird.  Aber  auch  in  jenen  erst  genannten 
Fällen,  in  denen  an  sich  das  Vorhandensein  eines  guten  Willens 
immerhin  vorausgesetzt  werden  kann,  wird  es  stets  noch  einer 
besonderen  Selbstüberwindung  des  Verletzers  bedürfen,  um  nur 
den  berechtigsten  Anforderungen  des  Verletzten  Genüge  zu  leisten, 
eine  Selbstüberwindung,  wie  sie  nicht  überall  gegeben  sein  wird, 
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da  nicht  jeder  bereit  sein  dürfte,  eigene  Fehler,  auch  wenn  er 
dieselben  als  solche  erkannt,  vor  der  Oeffentlichkeit  enizugestehen. 
Die  Aussichten,  weiche  also  diese  Art  der  Selbsthilfe  gewährt, 
können  nur  als  äusserst  geringe  angeschlagen  werden ;  nur  in  den 
seltensten  Fällen  wird  ein  wirklicher  Erfolg  von  ihr  zu  erwarten 
sein. 

3.  Selbsthilfe  gegen  die  Rechtsverletzung  als  solche. 
Die  zweite  Art  der  Selbsthilfe  richtet  sich  nicht  gegen  die 
Person  des  Verletzers,  sondern  unmittelbar  gegen  die  Ver- 
letzung selbst,  indem  diese  ohne  weiteres  zu  widerlegen,  zu 
entkräften  und  gegenstandslos  zu  machen  gesucht  wird.  Ebenso 
wie  die  Verletzung  selbst  in  breitester  Oeffentlichkeit  erfolgt  ist, 
muss  natürlich  auch  die  Selbsthilfe  die  Oeffentlichkeit  in  An- 
spruch nehmen.  Es  wird  sich  in  diesem  Falle  darum  handeln, 
die  Rechtsverletzungen,  soweit  solches  tunlich,  zum  Ausgleich  zu 
bringen,  fälschlich  oder  in  falscher  Weise  vorgebrachte  Tatsachen 
entsprechend  richtig  zu  stellen,  Irrtümer  aufzuklären,  Uebertrei- 
bungen  auf  das  wahre  Mass  zurückzuführen,  scharfe  und  beleidigende 
Aeusserungen  in  das  rechte  Licht  zu  setzen  etc.  Abgesehen  da- 
von,' dass  Strafgesetze  nicht  verletzt  werden  dürfen,  sind  dem 
Verletzten  hierbei  aber  keinerlei  Grenzen  zu  ziehen,  es  muss  ihm 
hier  die  volle  und  umfassendste  Verteidigungsfreiheit  gemäss  dem 
oben  angeführten  Prinzipalsatz  und  nach  der  Begründung  desselben 
zugestanden  werden. 

Das  erste  und  hauptsächlichste  Mittel  für  eine  entsprechende 
Aufklärung  der  Oeffentlichkeit,  wird  hier  stets  die  Presse  bilden. 
Als  ein  unbedingtes  Recht  des  Verletzten  ist  es  anzusehen,  sie 
auf  jede  mögliche  Weise  in  Anspruch  zu  nehmen.  Er  kann  seine 
Verteidigung  in  Blättern  jeder  Richtung  bringen  und  ist  hier  in 
der  Auswahl  rechtlich  jedenfalls  unbeschränkt.  Sein  Interesse 
bedingt  es  sogar,  dass  seine  Verteidigung  tunlichst  in  Blättern 
jeder  Richtung  wie  überhaupt  in  tunlichst  vielen  Blättern  Auf- 
nahme finde,  weil  ja  auch  die  Rechtsverletzung  durch  die  Parla- 
mentsberichte eine  gleiche  Publizität  regelmässig  erlangt  haben 
wird.  Er  wird  tatsächlich  schon  so  wie  so  häufig  in  der  Wah^ 
der  Blätter  beschränkt  sein,  weil  je  nach  der  Parteistellung  und 
dem  Ansehen  des  Verletzers  innerhalb  der  Partei  oder  der  nahe- 
stehenden Parteien  eine  Anzahl  von  Blättern  nicht  geneigt  sein 
wird,  eine  bezügliche  Berichtigung,  die  sich  ihrerseits  als  einen 
Angriff  auf  einen  Parteigenossen  darstellt,    in  ihre  Spalten    aufzu- 
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nehmen. 

Der  Verletzte  ist  aber  behufs  seiner  Verteidigung  Iceineswegs 
auf  die  Presse  beschränkt,  er  kann  ebensowohl  auch  selbständig 
durch  Verbreitung  von  besonderen  Verteidigungschriften,  Broschü- 
ren, Flugblättern  etc.  vorgehen,  wenn  ihm  dieser  Weg  besser  zum 
Ziele  zu  führen  scheint.  Es  können  für  ihn  auch  hier  keine  wei- 
teren Grenzen  als  wie  die  allgemein  durch  das  Strafgesetz  etc. 
gesetzten  in  Frage  kommen.  In  der  gleichen  Weise  wird  aber 
auch  für  den  Verletzten  irgend  eine  Beschränkung  in  seiner  Vertei- 
digung und  Abwehr  aus  der  Persönlichkeit  des  Verletzers  nicht 
herzuleiten  sein,  namentlich  kann  die  Qualifikation  desselben 
als  Mitglied  einer  parlamentarischen  Körperschaft  in  keinerlei  Art 
in  dieser  Richtung  in  Betracht  kommen.  Das  Privileg  der  parla- 
mentarischen Redefreiheit  ist  gesetzlich  genau  abgegrenzt;  die 
Mitglieder  der  parlamentarischen  Körperschaften  sollen  nur  gegen 
jedes  zulässige  Einschreiten  öffentlicher  Gewalten  speziell  des  an 
sich  zuständigen  Strafrichters  wegen  ihrer  beruflichen  Reden  ge- 
sichert werden.  Auf  etwa  analoge  Fälle  darf  diese  Sonderbe- 
stimmung niemals  ausgedehnt  werden,  da  sie  sich  als  Privileg 
darstellt  und  nur  im  engsten  Sinne  auszulegen  ist. 

Jede  Ausdehnung  der  Privilegierung  dürfte  in  hohem 
Masse  als  ungerechtfertigt  erscheinen.  Einerseits  würde  sie  dem 
Sinn  und  inneren  Grund  des  Privilegs  selber  nicht  einmal  ent- 
sprechen, denn  dieses  soll  nur  die  freie  Ausübung  des  parlamen- 
tarischen Berufs  schützen,  welche  hier  in  keiner  Weise  mehr  in 
Frage  kommen  kann.  Andererseits  würde  die  Lage  des  Verletz- 
ten zu  einer  noch  ungünstigeren  gestaltet,  als  sie  so  wie  so  schon 
durch  den  Fortfall  des  ordentlichen  strafrichterlichen  Verfahrens 
ist;  hierzu  ist  aber  keinerlei  innerer  Grund  vorhanden,  es  ist  viel- 
mehr umgekehrt  nur  die  Veranlassung  gegeben,  alles  zu  vermei- 
den, was  die  Lage  des  Verletzten  noch  mehr  verschlechtern 
könnte. 

Ebensowenig  wie  sonst  aus  dem  parlamentarischen  Beruf  für 
den  Ausübenden  eine  allgemeine  Sonderstellung  gegenüber  den 
Gesetzen  abgeleitet  werden  kann,  ebensow^enig  besteht  auch  für 
den  Parlamentarier  als  Verletzer  Dritter  ein  Recht,  auf  irgend 
welche  besondere  Rücksichtnahme  wegen  seines  parlamen- 
tarischen Berufs.  Sonach  ist  der  Verletzte  in  seiner  Verteidigung 
durch  die  besondere  Stellung  des  Verletzers  als  Parlamentsmitglied 
nach  keiner  Richtung  hin  beschränkt.     Er    ist  befugt,    offen    alles 
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vor/Albringen,  was  zu  seiner  Verteidigung  dienlich  ist,  beziehungs- 
weise was  er  zu  derselben  für  dienlich  erachtet.  Er  kann  dabei 
mit  der  äussersten  Schärfe  vorgehen  und  braucht  mit  nichts 
hinter  dem  Berge  zu  halten,  für  das  er  den  Beweis  der  Wahrheit 
zu  erbringen  iin  Stande  ist;  wegen  der  Stellung  seines  Gegners 
als  Parlamentarier  braucht  er  keinerlei  Schonung  obwalten  zu 
lassen. 

VIII.  Sonderstellung  gegenüber  den  bezüglichen  Verlet- 
zungen. In  vorstehenden  Ausführungen  dürfte  im  allgemeinen 
die  Rechtslage  bezüglich  der  zulässigen  Selbsthilfe  des  unter  der 
parlamentarischen  Redefreiheit  Verletzten  gipfeln.  Gewisse  Son- 
derheiten können  nun  aber  noch  durch  die  spezielle  Qualifika- 
tion des  Verletzten  gegeben  sein,  nämlich  insofern  als  der 
Verletzte  die  Regierung  des  eigenen  Staates  beziehungsweise  ein 
Vertreter  derselben  oder  auch  ein  Beamter  sein  kann.  Da  die 
Letztbezeichneten  in  den  weitaus  meisten  Fällen  diejenigen  sind, 
welche  durch  die  parlamentarische  Redefreiheit  angegriffen  und 
verletzt  werden,  so  müssen  jene  Sonderheiten  gerade  von  vor- 
ragenderer  praktischer  Bedeutung  sein.  Es  wird  um  so  mehr  ge- 
rechtfertigt erscheinen,  wenn  wir  auf  dieselben  hier  zum  Schluss 
noch  etwas  näher  eingehen  ;  wir  wollen  dabei  scheiden,  je  nach- 
dem die  Regierung  oder  ein  Regierungsvertreter  oder  ein  sonsti- 
ger Beamter  der  Verletzte  ist.  Die  Mitglieder  der  parlamentari- 
schen Körperschaft,  welche  als  in  bezüglicher  Weise  Verletzte 
ebenfalls  in  einer  besonderen  Lage  sich  befinden,  scheiden  aus 
dieser  Betrachtung  aus ,  weil  ihr  Verhältnis  weniger  Interesse 
bieten  dürfte,  da  sie  ja  stets  der  Verletzung  gegenüber  mit  den 
gleichen  Waffen  kämpfen  können,  die  den  sonstigen  Verletzten 
nicht  zu  Gebote  stehen. 

I.  Regierung.  Für  die  Regierung  —  wir  nehmen  hier 
der  Kürze  des  Ausdrucks  wegen  Regierung  in  einem  erweiterten 
Sinn  und  verstehen  darunter  nicht  nur  die  Regierung  als  solche, 
sondern  gleichzeitig  auch  die  dieselbe  vertretenden  leitenden  Persön- 
lichkeiten, gegen  welche  sich  die  Angriffe  und  Verletzungen  in 
den  Parlamenten  wohl  meist  unmittelbar  zu  wenden  pflegen  — 
ist  in  dem  hier  zur  Betrachtung  stehenden  Fall  jedem  Dritten 
gegenüber  dadurch  in  einer  günstigeren  Lage,  als  sie  bei  den 
parlamentarischen  Verhandlungen  regelmässig  selbst  vertreten  ist 
und  die  Befugnis  hat,  in  die  parlamentarischen  Verhandlungen 
in  diesem   Falle  jederzeit  unmittelbar  einzugreifen.    Es  liegt  hierin 
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allerdings  ein  nicht  zu  unterschätzender  Vorteil  bezüglich  aller 
derjenigen  Massnahmen,  welche  jedem  Dritten  in  der  Selbsthilfe 
zu  Gebote  stehen.  Denn  darüber  hinaus  hat  auch  die  Regierung 
kein  Mittel  gegen  den  Missbrauch  parlamentarischer  Redefreiheit; 
vermöge  ihrer  Vertretung  im  Parlament  ist  es  nicht  möglich,  eine 
der  Bestrafung  analoge  Rüge  für  den  Verletzer  herbeizuführen. 
Dahingegen  befähigt  die  Vertretung  im  Parlament  aber  zu  einer 
ungleich  erfolgreicheren  Ausübung  der  Selbsthilfe. 

Gegenüber  dem  Missbrauch  der  parlamentarischen  Redefrei- 
heit kann  die  Regierung  stets  an  derselben  Stelle  und  even- 
tuell auch  auf  der  Stelle  einen  Ausgleich,  soweit  solcher  bei 
der  das  einzige  Mittel  bildenden  Selbsthilfe  überhaupt  möglich 
ist,  herbeiführen,  sie  kann  sofort  im  Anschluss  an  die  Rede  des 
Angreifers  falsche  Behauptungen  richtig  stellen,  Vorwürfe  entkräf- 
ten, Verletzungen  in  entsprechender  Weise  zurückweisen  etc. 
Ihre  diesbezüglichen  Ausführungen,  mögen  sie  sofort  oder  mögen 
sie  in  einer  späteren  Sitzung  des  Hauses  erfolgen,  werden  in  die 
parlamentarische  Berichterstattung  mit  aufgenommen  und  gelangen 
so  in  der  Hauptsache  zu  der  gleichen  Publizität  wie  der  Angriff 
oder  die  Verletzung  selbst,  wenngleich  dabei  zum  Teil  eine  ge- 
wisse parteiische  Färbung  je  nach  der  besonderen  Richtung  der 
einzelnen  für  die  Weiterverbreitung  in  Frage  kommenden  Press- 
organe nicht  ausgeschlossen  oder  sogar  wahrscheinlich  ist.  Von 
einer  ganz  wesentlichen  Bedeutung  verbleibt  es  immerhin,  dass 
Rede  und  Gegenrede  sowohl  an  demselben  Ort  und  in  derselben 
Oeffentlichkeit  eventuell  sogar  vor  der  gleichen  Zuhörerschaft 
fallen,  wie  auch  mit  im  wesentlichen  gleichen  Mitteln  und  gleichem 
Umfange  in  mehr  oder  weniger  enger  Verbindung  mit  einander 
in  das  weitere  Publikum  gelangen. 

Die  Grenzen,  innerhalb  welcher  sich  die  bezüglichen  Zurück- 
weisungen zu  bewegen  haben,  sind  prinzipiell  für  die  Regierung 
im  wesentlichen  kaum  enger  gesteckt  wie  für  jeden  Dritten.  Es 
kommt  dabei  allerdings  in  Betracht,  dass  Regierung  und  Parlament 
vermöge  ihrer  beiderseitigen  Funktionen  im  Staatsorganismus  in 
einer  besonderen  unmittelbaren  Beziehung  zu  einander  stehen, 
welche  an  und  für  sich  einen  höheren  Grad  von  Rücksichtnahme 
nicht  allein  der  Körperschaften  sondern  ebenmässig  auch  der 
Vertreter  beider  Körperschaften  selbst  zu  einander  geboten  er- 
scheinen lässt.  Demgegenüber  ist  dann  aber  wieder  nicht  ausser 
acht  zu  lassen,    dass  es  sich  in  den  fraglichen  Fällen  vielfach  um 
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wesentliche  Interessen  des  Staates  oder  doch  zum  mindesten  der 
Regierung  handeln  wird,  hinter  denen  jene  Rücksichtnahme  mehr 
oder  weniger  zurücktreten  muss,  wobei  in  untergeordneter  Weise 
vielleicht  auch  berücksichtigt  werden  darf,  dass  jene  Rücksicht- 
nahme von  der  andern  Seite  bereits  verletzt  worden  ist. 

Für  die  prinzipielle  Beurteilung  wird  es  in  dieser  Beziehung 
ohne  Einfluss  bleiben,  dass  im  praktischen  Leben  immerhin  Fälle 
vorkommen  können,  vorgekommen  sind  und  auch  für  die  Folge 
vorkommen  werden,  in  denen  die  Regierung  teils  aus  rein  sach- 
lichen teils  aus  mehr  persönlichen  Gründen  ein  Vorgehen  bis  zu 
den  zulässigen  äussersten  Grenzen  nicht  für  angebracht  oder 
geboten  erachtet.  Fälle  der  gedachten  Art  können  gegeben  sein, 
wenn  zu  betreffender  Zeit  eine  eingehendere  Behandlung  der  frag- 
lichen Angelegenheit  aus  besonderen  Gründen  den  staatlichen 
Interessen  zuwiderlaufen  würde,  wenn  die  Persönlichkeit  des  Ver- 
letzers, seine  Stellung  im  Parlament  oder  in  der  Partei  eine  be- 
sondere Rücksichtnahme  erfordert,  wenn  engere  Beziehungen  der 
Regierung  zu  der  Partei  des  Verletzers  bestehen  oder  diese  Partei 
gerade  einen  ausschlaggebenden  Einfluss  auszuüben  im  Stande 
ist,  wodurch  ein  schonenderes  Vorgehen  geboten  erscheint  etc. 
Praktisch  werden  können  diese  Fälle  in  den  parlamentarischen 
Körperschaften  sowohl  der  grösseren  wie  auch  der  kleineren 
Staaten ;  die  mehr  persönlichen  Gründe  für  dieselben  werden  aller- 
dings in  letzteren  wohl  vorwiegender  zur  Wirkung  gelangen,  weil 
in  den  kleineren  Verhältnissen  die  persönlichen  Beziehungen  der 
Einzelnen  zu  einander  schon  so  wie  so  zu  grösserer  Bedeutung 
gelangen  müssen  und  damit  die  Person  des  einzelnen  Abgeord- 
neten auch  der  Regierung  gegenüber  immerhin  eine  grössere 
Rolle  zu  spielen  pflegt.  Alle  die  einzelnen  fraglichen  Fälle  cha- 
rakterisieren sich  durch  das  Vorhandensein  besonderer  Um- 
stände, die  für  die  Stellungnahme  der  Regierung  das  Ausschlag- 
gebende bilden;  dadurch  erscheint  aber  diese  Stellungnahme  der 
Regierung  hier  als  eine  ausserordentliche  und  aus  derselben  können 
weitere  Folgerungen  für  das  Prinzip  nicht  gezogen  werden. 

Wenn  aber  die  Regierung  vermöge  ihrer  Vertretung  in  der 
parlamentarischen  Körperschaft  eine  Rechtsverletzung  durch  die 
letzterer  eingeräumte  Redefreiheit  sofort  an  Ort  und  Stelle  münd- 
lich zum  Ausgleich  bringen  kann  und  für  diesen  Ausgleich  ohne 
weiteres  vermöge  der  parlamentarischen  Berichterstattung  eine 
weite  Publizität  erlangt,  so  ist  sie  doch  keineswegs  auf  diesen  ein- 
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zigen  nur  für  sie  zulässigen  Weg  der  Selbsthilfe  beschränkt;  sie 
hat  vielmehr  daneben  unbedingt  auch  das  Recht,  ganz  in  der 
gleichen  Weise  wie  jeder  Dritte  mit  der  Selbsthilfe  vorzu- 
gehen, nur  liegt  für  sie  das  Bedürfnis  dazu  seltener  und  in  be- 
schränkterem Masse  vor.  An  und  für  sich  wird  man  der  Regie- 
rung das  Recht  nicht  absprechen  können,  auch  ohne  ein  münd- 
liches Verfahren  im  Parlament  sofort  die  Angelegenheit  anderweit 
in  der  von  uns  oben  bezeichneten  Weise  in  die  Oeffentlichkeit 
zu  bringen,  falls  ihr  dieses  im  betreffenden  Fall  für  angemessener 
und  zweckdienlicher  erscheinen  sollte.  Ebenso  liegt  es  in  ihrer 
Befugnis,  zu  der  erst  eingeschlagenen  Abwehr  im  Parlament  später 
auf  dem  für  Dritte  zugänglichen  Wege  weitere  Ausführungen  und 
Ergänzungen  zu  bringen.  Sie  kann  sich  dabei  ganz  der  gleichen 
Mittel  wie  jeder  Dritte,  der  Presse,  der  Broschüre,  des  Flugblatts 
bedienen  und  ist  nach  dieser  Richtung  hin  in  keiner  Weise  be- 
schränkt. Lediglich  die  besondere  Stellung  von  Regierung  und 
Parlament  zu  einander,  wie  sie  schon  oben  betont  wurde,  wird 
hier  wiederum  von  einigem  Einfluss  sein.  Im  allgemeinen  kann 
der  Regierung  ein  geringeres  Recht  wie  jedem  Dritten  in  dieser 
Beziehung  nicht  zuerkannt  werden. 

2.  Regierungsvertreter.  Wir  haben  im  Vorstehenden  die 
Regierung  als  solche  und  die  leitenden  Vertreter  derselben  zu- 
sammengezogen und  in  Eins  behandelt ,  da  die  vorstehenden 
Grundsätze  zunächst  auf  beide  die  gleiche  Anwendung  finden 
müssen.  Wie  weit  nun  der  Kreis  derjenigen  Persönlichkeiten  zu 
ziehen  ist,  welche  hier  als  Vertreter  der  Regierung  und  im 
wesentlichen  mit  dieser  identisch  in  Frage  kommen  und  dadurch 
in  unserem  Fall  bis  zu  einem  gewissen  Grade  den  sonstigen  Be- 
amten entgegengesetzt  sind,  wird  sich  immer  nur  nach  den  Ver- 
hältnissen und  Gepflogenheiten  des  einzelnen  Staats  entscheiden 
lassen.  Will  man  die  Grenzen  ganz  weit  ziehen,  so  wird  man  im 
allgemeinen  alle  diejenigen  Personen  hier  in  Rechnung  stellen, 
welche  die  Regierung  vor  dem  Parlament  zu  vertreten  berechtigt 
sind.  Je  nach  den  tatsächlichen  Verhältnissen  werden  aber  die 
Grenzen  bald  engere  bald  weitere  sein. 

Für  diese  unmittelbaren  Vertreter  der  Regie- 
r  u  n  g  ist  aber  aus  ihrer  eigenen  Persönlichkeit  ein  selbstän- 
diges Recht,  die  Selbsthilfe  gegenüber  dem  Missbrauch  par- 
lamentarischer Redefreiheit  zu  üben,  zuzugestehen.  Zutreffend 
ist  dieses  natürlich  nur  insoweit,    als  der  einzelne  Regierungsver- 
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treter  auch  persönlich  in  dem  fraglichen  Palle  angegriffen  worden 
ist,  was  ja  aber  vielfach  mit  einem  Angriff  auf  die  Regierung  ver- 
bunden zu  sein  pflegt.  Wenn  auch  für  die  Regel  die  beiden  An- 
griffe auf  Regierung  und  Regierungsvertreter  als  zusammenhängend 
in  Eins  auf  dem  erst  erörterten  Wege  zurückgewiesen  werden  dürften, 
so  ist  es  doch  keineswegs  ausgeschlossen ,  dass  die  Interessen, 
welche  die  Regierung  dem  Angriff  gegenüber  zu  vertreten  hat, 
beschränktere  sind  wie  diejenigen,  welche  sich  für  die  Persönlich- 
keit des  Regierungsvertreters  ergeben,  und  dass  gleicherzeit  be- 
stimmte Rücksichten  auf  tatsächliche  Verhältnisse  die  Regierung 
als  solche  bestimmen,  nicht  über  die  Vertretung  der  eigenen 
Interessen  hinauszugehen;  letzteres  kann  möglicherweise  sogar 
soweit  führen,  dass  die  Regierung  es  überhaupt  als  unzweckmässig 
erachten  muss,  auf  den  Angriff  als  solchen  handelnd  einzugreifen. 
Namentlich  für  diese  Fälle  wird  für  den  Regierungsvertreter  ein 
selbständiges  persönliches  Recht  auf  Selbsthilfe  notwendig  werden. 

Ein  solches  Recht  muss  ihm  lediglich  aus  seiner  Per- 
sönlichkeit heraus  zustehen,  denn  er  darf  an  und  für  sich 
doch  nicht  schlechter  wie  jeder  Dritte  einem  bezüglichen  Angriff 
gegenüber  gestellt  werden  ;  es  ist  keinerlei  besonderer  Grund 
gegeben ,  der  zu  einer  derartigen  Schlechterstellung  berechtigen 
würde.  Das  persönliche  Recht  auf  Selbsthilfe  ist  aber  für  den 
Regierungsvertreter  nicht  etwa  auf  die  oben  bezeichneten  Fälle 
beschränkt,  es  ist  vielmehr  an  sich  ein  ebenso  weitgehendes  wie 
für  jeden  Dritten.  Es  kann  zur  Anwendung  gebracht  werden, 
wenn  die  Regierung  die  Sache  nur  beschränkt  oder  gar  nicht  ver- 
folgt, ebenso  aber  auch  behufs  Nachholung  von  Einzelumständen, 
welche  in  der  Sachbehandlung  der  Regierung  nicht  so  entschie- 
den, wie  für  das  persönliche  Interesse  notwendig,  zum  Ausdruck 
gelangt  sind,  oder  auch  lediglich  neben  dem  Vorgehen  der  Regie- 
rung, um  durch  das  Doppelte  einen  grösseren  Erfolg  zu  erzielen. 
Die  Entscheidung  über  den  tatsächlichen  Gebrauch  steht  dabei 
lediglich  dem  Regierungsvertreter  zu. 

Wie  aber  oben  bezüglich  der  Zurückweisung  des  Angriffs  im 
Parlament  selbst  eine  gewisse  Einschränkung  für  die  Regierung 
nach  der  unmittelbaren  Verbindung  zwischen  Regierung  und  Parla- 
ment im  Staatsleben  als  sachgemäss  und  notwendig  anzuerkennen 
war,  so  ist  auch  hier  der  Regierungsvertreter  in  der  Ausübung 
des  persönlichen  Rechts  auf  Selbsthilfe  wiederum  durch  das  eigen- 
artige engere  Band  beschränkt,   welches  ihn  mit  den  übrigen  Re- 
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gierungsvertretern  zu  der  Regierung  als  solchen  verbindet  und 
eine  über  das  sonst  gewöhnliche  Mass  hinausgehende  Rücksicht- 
nahme auf  das  Gemeinsame  der  Interessen  bedingt.  Vermöge 
seiner  besonderen  Stellung  wird  der  Regierungsvertreter  in  den 
fraglichen  Fällen  häufiger  den  gemeinsamen ,  in  der  Regierung 
verkörperten  Interessen  gegenüber  sein  eigenes  persönliches  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  zurückzusetzen  haben,  so  dass  eine  volle 
Ausübung  seines  Rechts  auf  Selbsthilfe  hier  entsprechend  ausge- 
schlossen erscheint.  Wann  und  in  welchem  Masse  diese  Beschrän- 
kung eintritt,  ist  durch  die  speziellen  Umstände  des  einzelnen 
Falls  bedingt  und  lässt  sich  nicht  in  allgemeine  Regeln  bringen. 
Möglicherweise  kann  sich  die  Beschränkung  ausschliesslich  oder 
vorwiegend  nur  auf  die  Form  der  Rechtsausübung  beziehen,  welche 
sonst  nicht  weiter  eingeengt  ist.  Die  so  tatsächlich  vorkommende 
Beschränkung  kann  aber  im  Prinzip  das  persönliche  Recht  des 
Regierungsvertreters  auf  Selbsthilfe  nicht  ausschliessen. 

3.  Beamter.  Anders  gestaltet  sich  die  Sache  endlich 
wieder  für  den  einfachen  Beamten,  der  unter  dasjenige, 
was  wir  oben  allgemein  als  Regierung  bezeichnet  haben ,  nicht 
fällt,  dem  insbesondere  eine  Vertretung  der  ausführenden  Staats- 
gewalt dem  Parlament  gegenüber  nicht  zusteht.  Wie  schon 
aus  der  letzteren  Definition  ohne  weiteres  hervorgeht,'  fällt  für  ihn 
die  Möglichkeit,  eine  ihm  unter  der  parlamentarischen  Redefrei- 
heit widerfahrene  Rechtsverletzung  unmittelbar  im  Parlament  selbst 
zum  Ausgleich  zu  bringen ,  fort ;  seine  bezügliche  Stellung  wird 
insofern  mithin  die  gleiche,   wie  sie  für  jeden  Dritten  gegeben  ist. 

a.  Vertretung  durch  die  Regierung.  Eine  wich- 
tige Abweichung  tritt  hier  aber  doch  vermöge  des  im  einzelnen 
mehr  oder  weniger  scharf  ausgeprägten  inneren  Zusammen- 
hangs zwischen  Regierung  und  Beamtenschaft 
zur  Erscheinung.  Nach  demselben  stellt  sich  die  Regierung  nicht 
nur  als  die  Spitze,  sondern  gleichzeitig  auch  als  die  oberste  Lei- 
tung der  gesamten  Beamtenschaft  dar.  Wesentlich  aus  letzterer 
Eigenschaft  trägt  dann  wiederum  die  Regierung  eine  gewisse 
Verantwortung  für  die  Handlungsweise  der  Beamtenschaft ,  wie 
sie  speziell  auch  der  parlamentarischen  Körperschaft  gegenüber 
zum  Ausdruck  kommen  wird.  Andererseits  entsteht  aus  dem  Zu- 
sammengehörigkeitsverhältnis zum  mindesten  bis  zu  einem  be- 
stimmten Grade  für  die  Regierung  die  Pflicht,  bei  Rechtsver- 
letzungen der  Beamten,    die  sich  am  öff"entlichen  Leben  und  mit 
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Rücksicht  auf  die  amtliche  Tätigkeit  des  Beamten  vollziehen,  so 
namentlich  also  auch  bei  den  in  den  Parlamenten  vorgekommenen, 
in  einer  entsprechenden  Weise  für  die  Beamten  einzutreten,  den- 
selben Schutz  zu  bieten  und  Genugtuung  zu  schafifen.  Hierbei 
kommt  aber  allgemein  das  oben  berührte  Sonderverhältnis  der 
Regierung  in  Betracht,  dass  sie  durch  ihre  Vertretung  im  Parla- 
ment den  vorgekommenen  Missbrauch  der  parlamentarischen  Rede- 
freiheit dort  unmittelbar  zum  Ausgleich  zu  bringen  berechtigt  ist, 
ein  Recht,  welches  sie  auch  zugunsten  ihrer  Beamten  unbedingt 
ausüben  kann.  Je  nach  den  vorhandenen  besonderen  Umständen 
kann  sich  die  Sachlage  in  verschiedener  Art  praktisch   gestalten. 

Durch  eine  Rechtsverletzung ,  die  einem  Beamten  im  Parla- 
ment im  Zusammenhang  mit  seiner  amtlichen  Tätigkeit  zugefügt 
worden  ist ,  wird  in  vielen  Fällen  die  Regierung  wenigstens 
teilweise  ohne  weiteres  inMitleidenschaft  gezogen 
werden,  so  dass  für  sie  schon  so  wie  so  ein  anteiliges  Interesse 
an  der  Ausgleichung  besteht.  Hier  wird  die  Angelegenheit  von 
der  Regierung  als  eigene  Sache  aufgegriffen  werden  ;  bis  wie  weit 
sie  dabei  aber  gleichzeitig  für  den  Beamten  eintreten  wird,  dafür 
sind  wieder  verschiedene  Möglichkeiten  gegeben. 

Sind  Regierung  und  Beamter  g  1  e  i  c  h  m  ä  s  s  i  g  und  in 
demselben  Grade  durch  die  Rechtsverletzung  betroffen,  so 
wird  in  der  Regel  von  der  Regierung  das  Interesse  des  Beamten 
mit  ihrem  eigenen  zugleich  durch  entsprechendes  Vorgehen  im 
Parlament  voll  gewahrt  werden.  Ist  die  Regierung  nur  i  n 
beschränkterer  Weise  beteiligt,  so  braucht  sie  für  sich 
nur  in  dieser  Beschränkung  vorzugehen ,  sie  wird  aber  in  der 
Regel  nach  Massgabe  ihrer  oben  berührten  Vertretungspflicht 
wohl  über  diese  Grenzen  hinausgehen  und  gleicherzeit  sich  der 
Interessen  ihres  Beamten  annehmen.  Massgebend  bleibt  dabei 
aber  immer  allein  die  Auffassung,  welche  sich  die  Regierung  be- 
züglich des  speziellen  Falls  gebildet  hat,  und  es  hängt  von  dieser 
allein  ab  ,  wie  weit  die  Regierung  für  den  Beamten  zu  handeln 
für  angemessen  erachtet.  Ist  durch  die  Rechtsverletzung  im  Parla- 
ment ausschliesslich  der  Beamte  getroffen,  ohne  dass 
die  Regierung  dadurch  besonders  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird, 
so  kommt,  und  zwar  für  das  Mal  ausschliesslich,  jene  Pflicht  der 
Regierung,  aus  ihrer  inneren  Zusammengehörigkeit  mit  der  Be- 
amtenschaft letztere  entsprechend  zu  vertreten  und  zu  schützen,  in 
Betracht,    eine  Pflicht,    die  zum  mindesten  als  moralische  für  alle 
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Fälle  anerkannt  werden  niuss.  Aber  auch  in  diesem  Fall  ist  es 
allein  ausschlaggebend,  wie  die  Regierung  die  Sachlage  auffasst; 
lediglich  danach  wird  es  sich  richten  ,  ob  und  inwieweit  die  Re- 
gierung dem  Interesse  des  Beamten  gerecht  werden  wird. 

Wenn  für  den  Beamten  in  dieser  unmittelbaren  Vertretung 
seiner  Interessen  vor  dem  Parlament  durch  die  Regierung  an  und 
für  sich  auch  ein  beachtenswerterSchutz  liegt,  dessen 
hohe  praktische  Bedeutung  wir  erst  in  jüngster  Zeit^)  in  dem 
energischen  Auftreten  der  neuen  Kolonialleitung  vor  dem  Ende 
1906  aufgelösten  Reichstag  zu  achten  und  zu  schätzen  Gelegen- 
heit hatten,  so  bietet  dieser  Schutz  doch  für  eine  theoretische 
Würdigung  nach  manchen  Richtungen  hin  verschiedene 
Lücken,  die  wiederum  eine  weitere  Ergänzung,  die  sich  auf 
anderem  Gebiet  vollziehen  muss,  als  notwendig  erscheinen  lassen. 

b.  Lücken  in  der  Vertretung  durch  die  Re- 
gierung. Als  eine  solche  Lücke  erscheint  namentlich  der 
Umstand,  dass  der  Beamte  bezüglich  seiner  in  Frage  stehenden 
Vertretung  unmittelbar  im  Parlament  gänzlich  von  dem 
Willen  der  Regierung  abhängig  ist,  dass  letztere  aus- 
schliesslich die  Entscheidung  darüber  zu  treffen  hat,  ob  und  in- 
wieweit überhaupt  die  Vertretung  des  Beamten  aufgenommen 
werden  soll,  ein  Umstand,  der  voll  in  der  Natur  der  Sache  be- 
gründet und  daher  an  sich  nicht  zu  ändern  ist.  Dem  Beamten 
muss  zwar  das  Recht  zugesprochen  werden,  seine  bezügliche  Ver- 
tretung bei  der  Regierung  in  Antrag  zu  bringen  und  dabei  das- 
jenige, was  er  in  seinem  persönlichen  Interesse  für  erforderlich 
erachtet,  näher  klarzulegen;  die  Entscheidung  über  diesen  Antrag, 
ob  ihm  überhaupt,  bis  zu  welchem  Grade  ihm  stattgegeben  wer- 
den soll,  ist  lediglich  Sache  der  Regierung. 

l)  Als  einen  ähnlichen,  nach  dieser  Richtung  besonders  charakteristischen  Vor- 
gang aus  früherer  Zeit  müssen  wir  das  entschiedene  und  mannhafte  Auftreten  des 
derzeitigen  preussischen  Ministerpräsidenten  General-Feldmarschall  Grafen  von  Roon 
für  seinen  unmittelbaren  Untergebenen  Geheimrat  Wagener,  dessen  gerügtes  Vorgehen 
sich  später  allerdings  doch  nicht  als  vollkommen  tadelfrei  erwies,  im  Jahr  1873  ge- 
genüber den  bekannten  Angriffen  des  Abgeordneten  Lasker  im  preussischen  Abge- 
ordnetenhause in  Eisenbahngründungsangelegenheiten  hier  speziell  hervorheben.  Vgl. 
Denkwürdigkeiten  aus  dem  Leben  des  General-Feldmarschalls,  Kriegsministers  Grafen 
von  Roon.  2.  Band ,  3.  Auflage.  Breslau  1892 ,  S.  591  ff.  Waldeinar  Graf  Roon, 
Kriegsminister  von  Roon  als  Redner.  3.  Bd.  Breslau  1896.  S.  303  ff.  Blum,  Das 
Deutsche  Reich  zur  Zeit  Bismarcks.  Leipzig  und  Wien  1893.  S.  166  ff.  Blum,  Fürst 
Bismarck  und  seine  Zeit.  5.  Band.  München  1895.  S.  120  ff.  Bismarck  nach  dem 
Kriege.    Ein  Charakter-  und  Zeitbild.    Von  %*.     Leipzig   1883.    S.   141   ff. 
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In  den  Fällen  der  Beleidigung  und  Verleumdung,  um  welche 
es  sich  hier  durchweg  handelt,  ist  aber  gerade  die  persönliche 
Auffassung  des  Verletzten  \on  einer  vorragenden  Bedeutung ;  der 
Verletzte  wird  sich  nur  dann  für  befriedigt  erachten,  wenn  die 
Verletzung,  so  wie  er  sie  auffasst,  voll  zurückgewiesen  und  ent- 
kräftet ist;  nur  ein  solches  deckt  ganz  das  persönliche  Interesse 
des  Verletzten,  nach  welchem  hier  zu  verfahren  ist.  Bezüglich 
jedes  Dritten,  und  ebenso  bezüglich  der  Regierung,  liegt  es  aber 
immer  mehr  oder  weniger  in  der  Möglichkeit,  dass  sie  die  Ver- 
letzung nicht  in  dem  vollen  Umfang  wie  der  Verletzte  als  solche 
auffasst,  dass  sie  die  wesentlich  mit  massgebenden  persönlichen 
Momente,  weil  sie  dazu  ausser  Stande,  nicht  in  entsprechender 
Weise  würdigt.  Damit  ist  aber  stets  die  Gefahr,  dass  das  per- 
sönliche Interesse  des  Verletzten  nicht  ganz  erfüllt  wird,  begrün- 
det. Den  äussersten  Fall  in  dieser  Beziehung  dürfte  es  darstellen, 
wenn  ein  Vorgang,  welchen  der  beteiligte  Beamte  unbedingt  als 
eine  Verletzung  für  sich  ansehen  zu  müssen  glaubt,  von  der  Re- 
gierung nicht  in  der  gleichen  Weise  sondern  als  gänzlich  indiffe- 
rent aufgefasst  wird  und  dementsprechend  wegen  dieses  Vorgangs 
weiteres  regierungsseitig  im  Parlament  nicht  veranlasst  wird,  der 
Beamte  also  bezüglich  dieses  Vorgangs  überhaupt  unvertreten 
bleibt. 

Des  ferneren  wird  die  besondere  Rücksichtnahme, 
welche  die  Regierung,  sei  es  im  Interesse  des  Staats,  sei  es  im 
eigenen  Interesse,  auf  das  Parlament,  auf  die  Parteien  in  demsel- 
ben, auf  deren  Leiter  pp.  zu  nehmen  pflegt  und  unter  Umständen 
auch  zu  nehmen  gezwungen  ist,  ebenso,  wie  wir  solches  oben  schon 
geltend  zu  machen  hatten,  ihren  Einfluss  ausüben  und  damit  die 
Vertretung  des  Beamten  zu  einer  unvollständi- 
gen machen.  Es  ist  sogar  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  eine 
derartige  Rücksichtnahme  hier  noch  in  weiterem  Masse  geübt 
werden  wird,  da  es  sich  nicht  um  eine  Angelegenheit,  durch 
welche  die  Regierung  direkt  berührt  wird,  handelt,  sondern  für 
die  Regierung  nur  mittelbar  ein  Anteil  an  derselben  gegeben  ist. 
Diese  Rücksichtnahme  wird  namentlich,  wenn  kleinere  parla- 
mentarische Körperschaften  in  Frage  stehen,  von  einer  grösseren 
Bedeutung  sein,  da  in  den  kleineren  Verhältnissen  die  persön- 
lichen Beziehungen,  wie  sie  hier  wesentlich  mitspielen,  stets  schär- 
fer zum  Ausdruck  kommen. 

Weiter  kann  der  Fall  gegeben    sein,    dass    kraft    besonderer 
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Umstände  ein  unmittelbares  und  wesentliches  Interesse  des 
Staates  es  der  Regierung  verbietet,  auf  die  fragliche  Ange- 
legenheit vor  dem  Parlament  zurückzukommen  oder  näher  einzu- 
gehen, und  dass  es  dadurch  der  Regierung  unmöglich 
wird,  sich  des  verletzten  Beamten  überhaupt  an- 
zunehmen. Dass  hier  gegenüber  dem  Interesse  des  Staates 
das  Interesse  des  Beamten  für  das  Handeln  der  Regierung  zu- 
rücktreten muss,  liegt  auf  der  Hand;  ebenso  wird  aber  die  Be- 
rechtigung des  Beamten  als  notwendig  anerkannt  werden  müssen, 
sein  eigenes  Interesse  in  einer  Art  und  Weise ,  durch  welche 
der  Staat  nicht  weiter  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird,  selbstän- 
dig zu   wahren. 

Schliesslich  können  noch  mancherlei  spezielle  Umstände 
eintreten,  welche  eine  regierungsseitige  Vertretung  des  verletzten 
Beamten  vor  dem  Parlament  für  den  einzelnen  praktischen  Fall 
vereiteln.  In  der  Hast  der  parlamentarischen  Verhandlungen 
kann  der  Regierung  beziehungsweise  den  massgebenden,  zum  Ein- 
greifen verpflichteten  Persönlichkeiten  derselben  die  Verletzung 
des  Beamten  entgangen  sein  und  sie  bleibt  deshalb  unerwidert. 
Aehnlich  liegt  die  Sache,  wenn  die  Verletzung  massgebendenorts 
zwar  bemerkt  ist,  es  aber  nicht  möglich  war,  derselben  sofort 
einen  Ausgleich  zu  schaffen  und  sodann  unter  der  Häufung  der 
im  Parlament  zu  behandelnden  Einzelfragen  gerade  dieser  Punkt 
übersehen  und  unberücksichtigt  geblieben  ist.  Es  ist  ebenmässig 
möglich,  dass  die  Regierung  bezüglich  des  einzelnen  Falles  über- 
haupt nicht  den  Willen  hat,  für  den  betreffenden  Beamten  vor 
dem  Parlament  einzutreten,  sei  es  dass  solches  nach  sachlichen, 
sei  es  dass  es  nach  persönlichen  Gründen  erfolgt,  weil  nach  der 
ganzen  Stellung  des  Beamten  es  nicht  erforderlich  erschien,  weil 
der  Beamte  bei  der  Regierung  schlecht  angeschrieben  war  und  man 
es  deshalb  nicht  für  angezeigt  hielt,  ihn  besonders  in  Schutz  zu 
nehmen  etc.  Es  sind  dieses  alles  Möglichkeiten,  welche  im  prak- 
tischen Leben  sehr  wohl  vorkommen  können,  wenn  auch  einzel- 
nes sich  mehr  als  Ausnahmefall  charakterisieren  dürfte. 

Insgesamt  müssen  unsere  vorgehenden  Ausführungen  jeden- 
falls als  richtig  erweisen,  dass  den  Interessen  des  verletzten  Be- 
amten durch  seine  Vertretung  von  selten  der  Regierung  vor  dem 
Parlament  unter  Umständen  doch  nur  lückenhaft  gedient 
werden  kann  und  gedient  wird,  und  dass  es  daher  ausgeschlossen 
sein  muss,  den  Beamten  wegen  einer  Verletzung  durch  den  Miss- 
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brauch  parlamentarischer  Redefreiheit  allein  hierauf  anzuweisen. 

c.  Recht  auf  Selbsthilfe.  a.  Allgemeines. 
Es  muss  daher  dem  Beamten  neben  dem  lediglich  aus  seiner 
Beamtenqualität  abzuleitenden,  aber  sich  als  unv^ollkommen  er- 
gebenden besonderen  Schutz,  wie  er  zunächst  erörtert,  auch  noch 
das  Recht  auf  Selbsthilfe,  wie  es  jedem  Dritten  zusteht 
und  wie  es  ausschliesslich  als  ein  Ausfluss  der  Persönlichkeit  als 
solcher  anzusehen  ist,  zuerkannt  werden.  Unmöglich  wird  man  den 
Beamten,  der  gerade  vorzugsweise  den  Ueberschreitungen  der  parla- 
mentarischen Redefreiheit  ausgesetzt  ist,  gegen  diese  Ueberschrei- 
tungen weniger  als  jeden  Dritten  schützen  dürfen ;  dafür  wird  sich  kein 
Grund  anführen  lassen.  Der  Beamte  hat  aus  seiner  Persönlich- 
keit als  solcher  das  gleiche  Recht  auf  Schutz  seitens  des 
Staats  wie  jeder  Dritte;  dieses  Recht  darf  ihm  vermöge  seiner 
Beamtenstellung  nicht  verkümmert  Averden.  Dafür,  dass  er  den 
hier  berührten  Verletzungen  mehr  wie  jeder  Dritte  ausgesetzt  ist, 
hat  er  als  Korrelat  jenen  besondern  Schutz  durch  seine  regierungs- 
seitige Vertretung  v^or  dem  Parlament,  der  aber  keineswegs,  wie 
wir  sahen,  zur  vollen  Befriedigung  seiner  Interessen  ausreicht. 
Lediglich  um  nicht  hinter  seinen  Mitbürgern,  welche  nicht  Be- 
amte sind,  zurückzustehen,  hat  er  neben  dem  vorbezeichneten 
speziellen  Schutz  als  Beamter  auch  den  Schutz  aus  seiner  Per- 
sönlichkeit, das  Recht  auf  Selbsthilfe,  wie  es  jedem  Dritten  zu- 
steht und  wir  es  schon  zur  Darstellung  gebracht  haben. 

Es  entspricht  dieses  ganz  dem  Verhältnis,  wie  wir  es  für  den 
Regierungsvertreter  hinsichlich  seiner  persönlichen  Interessen  gel- 
tend zu  machen  hatten.  Auch  für  diesen  musste  das  Recht  an- 
erkannt werden,  für  seine  Person  über  dasjenige,  was  von  der 
Regierung  als  solcher  in  der  verletzenden  Angelegenheit  vertreten 
wurde,  hinauszugehen  und  dabei  die  Selbsthilfe  wie  jeder  Dritte 
zu  gebrauchen.  Das  Gleiche  muss  für  den  Beamten  gelten,  der 
in  der  fraglichen  Sache  noch  weniger  gebunden  erscheint  als  ein 
unmittelbarer  Vertreter  der  Regierung. 

ß.  Verhältnis  zum  Verletzer.  Zunächst  kann  aus 
der  persönlichen  Stellung  des  Beamten  als  der 
einen,  des  Parlamentsmitglieds  als  der  andern 
Partei  keinerlei  Anlass,  dem  Beamten  das  allgemeine  Recht 
der  Selbsthilfe  zu  versagen,  hergeleitet  werden.  Zwischen  den 
Beamten  und  den  Mitgliedern  der  parlamentarischen  Körper- 
schaften des  gleichen  Staates   sind  keinerlei  persönliche  Beziehun- 
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gen,  welche  einen  Ausnahmestand  begründen  könnten,  vorhan- 
den ;  beide  Kategorien  stehen  sich  ledighch  wie  dritte  Personen 
überhaupt  gegenüber.  Die  Parlamente  als  solche  haben  zwar  die 
gesetzliche  Mitwirkung  bei  Schaffung,  Ausgestaltung,  Dotierung 
pp,  der  einzelnen  Beamtenstellen  ;  auf  die  Person  desjenigen,  dem 
eine  gesetzlich  geschaffene  Beamtenstelle  übertragen  wird,  haben 
sie  aber  keinerlei  Einwirkung;  das  geht  ausschliesslich  die  Re- 
gierung an,  die  in  dieser  Beziehung  vollkommen  unabhängig  vom 
Parlament  zu  handeln  hat.  Das  Parlament  als  solches  hat  ge- 
genüber den  einzelnen  Personen  des  Beamtentums  keinerlei 
Machtbefugnisse,  es  steht  überhaupt  in  keinerlei  unmittelbarem  Ver- 
hältnis zu  denselben.  Demnach  kann  von  einem  solchen  Ver- 
hältnis noch  viel  weniger  gegenüber  den  einzelnen  Mitgliedern 
der  parlamentarischen  Körperschaft  die  Rede  sein.  Das  einzelne 
Parlamentsmitglied  hat  nach  aussen  keinerlei  Bedeutung;  diese 
liegt  nur  in  der  Gesamtheit  der  Mitglieder,  in  dem  Parlament 
als  Ganzen.  Ein  einzelnes  Parlamentsmitglied  kann  daher  ver- 
möge seiner  Stellung  in  keiner  Beziehung  zu  dem  Beamten 
stehen,  welcher  lediglich  von  der  Regierung  bestellt  wird  und 
abhängt.  Namentlich  wird  niemals  ein  gewisses  Abhängigkeits- 
verhältnis in  Frage  kommen,  Vi'ie  es  möglicherweise  unter  einer 
irrtümlichen  Auffassung  der  parlamentarischen  Mitwirkung  bei 
Schaffungen  der  Beamtenstellen  angenommen  werden  könnte. 

Wie  es  aber  tatsächlich  vorkommt,  dass  das  einzelne  Parla- 
mentsmitglied, eventuell  gehoben  durch  eine  massgebendere  Stel- 
lung in  einer  grossen  Partei,  unmittelbar  auf  die  Regierung  einen 
persönlichen  Einfluss  auszuüben  sucht,  so  kann  es  gleicherweise 
im  Gegensatz  zu  dem  soeben  Ausgeführten  wohl  der  Fall  sein, 
dass  ein  Parlamentsmitglied  seine  Stellung  den  nicht  zu  den 
Regierungsvertretern  zählenden  Beamten  gegenüber  in  einer  ge- 
wissen autoritativen  Weise  geltend  macht,  dass  es  ihm  auch 
gelingt,  den  Beamten  nach  seinen  Wünschen  zu  beeuiflussen. 
Das  Letztere  wird  vielleicht  vorzugsweise  in  kleineren  Staaten, 
bei  kleineren  Parlamenten  sich  als  möglich  erweisen ,  weil  die 
enger  begrenzten  Verhältnisse  das  persönliche  Moment  mehr 
in  den  Vordergrund  drängen  und  mit  der  geringeren  inneren 
Bedeutung  einer  Stellung  die  äussere  Ueberschätzung  derselben 
leichter  Hand  in  Hand  geht.  Besagte  Fälle  können  aber  als 
normale  niemals  angesehen  werden  ;  sie  sind  am  richtigsten  ge- 
radezu   als  Missstände    zu    bezeichnen.     Für    die  Beurteilung  des 


446  Dr.  F.  W.  R.  Zimmermann  : 

Verhältnisses  des  Beamten  zum  Parlamentsmitglied  können  sie  in 
keinerlei  Art  massgebend  sein  und  daher  unsern  oben  aufgestell- 
ten Grundsatz,  dass  an  sich  keinerlei  Beziehung  zwischen  dem 
Beamten  und  dem  Parlamentsmitgliede  bestehe,  nicht  weiter  be- 
einflussen. 

Nach  Massgabe  des  letzteren  nunmehr  voll  anzuerkennenden 
Grundsatzes  wird  aber  die  Selbsthilfe  des  Beamten  gegen  den 
Missbrauch  parlamentarischer  Redefreiheit  keine  Beschrän- 
kung erleiden  können.  Dass  dieselbe  sich  gegen  ein  Parlaments- 
mitglied richtet,  bleibt  ohne  Einfluss,  weil  die  Stellung  als  Beamter 
und  die  Stellung  als  Parlamentsmitglied  in  einer  inneren  Beziehung 
zueinander  nicht  stehen  und  innere  Beziehungen  zwischen  den 
Inhabern  nicht  begründen. 

y.  Einfluss  der  Beamtenqualität  und  der 
Stellung  z  urRegierung.  Es  wird  sich  nun  weiter  fragen, 
ob  das  Recht  des  Beamten  auf  Selbsthilfe  im  fraglichen  Fall  nicht 
aus'  der  Beamten  Stellung  als  solcher,  speziell  aus  der 
Stellung  des  Beamten  der  Regierung  als  seiner 
vorgesetzten  Behörde  gegenüber  eine  allgemeine 
Einschränkung  erfahren  muss.  Auch  diese  Frage  ist  zunächst  und 
allgemein  im  Prinzip  zu  verneinen,  wenngleich  später  einzelne 
besondere  einengende  Umstände  herauszuheben  sind.  An  und 
für  sich  und  in  erster  Linie  wird  es  stets  als  eine  persönliche 
Angelegenheit  des  Beamten  anzusehen  sein ,  um  w'elche  es  sich 
hier  handelt.  Durch  die  Beleidigung  oder  Verleumdung,  mag  sie 
in  einem  Zusammenhang  mit  seiner  Beamtenstellung  stehen  oder 
nicht,  ist  er  immer  in  der  Hauptsache  persönlich  angegriffen  und 
ebenso  muss  er  daher  auch  für  seine  Person  berechtigt  erscheinen, 
den  Angriff,  so  wie  er  es  will  und  für  Recht  befindet,  zurückzu- 
weisen. Das  persönliche  Moment  ist  hier  dasjenige,  was  wesent- 
lich und  ausschlaggebend  in  Betracht  kommt. 

Die  Verteidigung  des  Beamten  gegen  die  Verletzung  im 
Wege  der  Selbsthilfe  ist  danach  nur  eine  rein  persönliche  An- 
gelegenheit des  Beamten ,  durch  w'elche  an  sich  seine  Stellung 
als  Beamter  nicht  berührt  wird.  In  weiterer  Folge  kann  auch  die 
Regierung  durch  die  Verteidigung  prinzipiell  nicht  in  Mitleidenschaft 
gezogen  werden.  Alles,  was  der  Beamte  zu  seiner  Verteidigung 
unternimmt,  unternimmt  er  nur  für  seine  Person,  seine  Ausführun- 
gen sind  nur  persönliche  und  nicht  amtliche ;  das  Amt  als  solches 
kommt  niemals  in  Betracht,  und  dadurch  bleiben  auch  die  vorge- 
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setzten  Stellen ,  die  wir  hier  unter  Regierung  zusammenfassen, 
unberührt.  Weil  die  einzelnen  Handlungen  des  Beamten  in  seiner 
Selbsthilfe  sich  niemals  als  amtliche  darstellen,  ist  die  Regierung 
an  sich  auf  dieselben  ohne  Einfluss  und  wird  ebenso  auch  durch 
dieselben  nie  beeinflusst  oder  irgendwie  gebunden  werden  können. 

In  seinen  bezüglichen  Handlungen  kann  demnach  der  Beamte 
nicht  weiter  wie  sonst  in  seiner  Handlungsweise  im  allgemeinen 
beschränkt  erscheinen.  Damit  kommen  wir  allerdings  zu  einigen 
Einengungen. 

Wie  schon  jeder  Staatsbürger,  so  wird  der  Beamte  ganz  be- 
sonders die  Interessen  desStaates,  dem  er  seine  Dienste 
weiht,  beobachten  müssen  ;  es  folgt  dieses  unmittelbar  aus  seiner 
Stellung  als  Beamter.  Er  wird  daher  auch  bei  seiner  Verteidi- 
gung nichts  vorbringen  dürfen,  dessen  Anführung  gegen  die  In- 
teressen des  Staats  sein  würde,  und  hat  seine  Verteidigung  unbe- 
dingt nach  den  Interessen  des  Staats  zu  beschränken.  Nach 
Lage  der  Sache  wird  diese  Einengung  wohl  nur  seltener  von  einer 
praktischen  Bedeutung  sein. 

Sodann  muss  der  Beamte  das  Dienstgeheimnis  auch 
bei  seiner  Verteidigung  aufs  strengste  wahren.  Wenngleich  die 
Kundgabe  eines  Umstandes,  den  zu  'verschweigen  den  Beamten 
die  Dienstpflicht  bindet,  seine  Verteidigung  zu  seinem  persön- 
lichen Nutzen  noch  so  wesentlich  fördern  würde,  so  darf  der  Be- 
amte doch  zu  einer  solchen  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
niemals  schreiten.  Hält  er  eine  derartige  Kundgabe  in  seinem 
Interesse  für  dringend  geboten,  so  hat  er  zu  derselben  die  Ge- 
nehmigung der  kompetenten  oberen  Stellen  eventuell  der  Regie- 
rung einzuholen;  wird  diese  Genehmigung  von  der  letzten  Instanz 
versagt,  so  hat  die  Kundgabe  zu  unterbleiben.  Es  ist  in  dieser 
Beziehung  zu  betonen  ,  dass  das  Dienstgeheimnis  hier  in  weitem 
Sinne  zu  nehmen  ist ;  es  wird  nicht  nur  dasjenige,  was  nach  aus- 
drücklicher Gesetzesvorschrift  geheim  zu  halten  geboten  ist,  dar- 
unter fallen,  sondern  ebenso  auch  alles  das  diensthch  in  Erfahrung 
Gebrachte,  was  sich  lediglich  auf  den  inneren  Dienst  sowie  dessen 
Ausübung  bezieht  und  im  Interesse  des  Dienstes  nicht  in  die 
grosse  Oeffentlichkeit  gebracht  werden  darf.  Es  ist  damit  gleich- 
zeitig eine  gewisse  Rücksicht  auf  das  dienstliche  Interesse  ge- 
geben, wie  sie  nach  Lage  der  Sache  geboten   erscheint. 

Soweit  weder  das  Staatsinteresse  noch  das  Dienstgeheimnis 
in  Betracht  kommen,  hat  der  Beamte  volle  Freiheit,  zu  seiner  Ver- 
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teidigung  auf  alle  Tatsachen  etc.,  auch  die  dienst- 
lichen —  um  solche  wird  es  sich  ja  gerade  in  den  bezüg- 
lichen Fällen  meist  handeln  — ,  Bezug  zu  nehmen  und  sie  wahr- 
heitsgemäss  so,  wie  es  seinem  Verteidigungszweck  entspricht,  zur 
Darstellung  zu  bringen.  In  einem  entsprechenden  Masse  kann  er 
dabei  auch  auf  die  einzelnen  dienstlichen  Vorgänge  und  die  akten- 
mässige  Konstatierung  derselben  Bezug  nehmen.  Aus  Tatsachen 
und  Vorgängen  kann  er  für  seine  Verteidigung  in  seinem  Interesse  be- 
liebig Schlüsse  ziehen  und  überall  seine  persönliche  Auffassung  voll 
zum  Durchbruch  bringen.  Dabei  bleibt  es  ohne  Bedeutung,  wenn 
diese  persönliche  Auffassung  sich  im  allgemeinen  oder  in  ein- 
zelnen Punkten  nicht  mit  der  bezüglichen  Auffassung  der  Regie- 
rung deckt.  Denn  da  es  sich  hier  formell  um  rein  persönliche 
Ausführungen  des  Beamten  in  persönlicher  Angelegenheit  handelt, 
so  ist  die  Sache  für  die  Regierung  an  sich  indifferent;  ihrer 
Stellungnahme  erscheint  in  keiner  Weise  vorgegriffen ,  sie  wird 
die  Aeusserungen  des  Beamten  nur  so  wie  die  jedes  Dritten  zu 
bewerten  haben,  irgend  etwas  Amtliches  liegt  nicht  vor. 

Insofern  hat  der  Beamte  eine  freiereStellung  in  seiner 
Selbsthilfe  wie  der  Regierungsvertreter  in  seiner  persönlichen  Ver- 
teidigung. Letzterer  ist,  wie  wir  oben  sahen,  immer  noch  durch 
die  Rücksicht  auf  die  Regierung ,  der  er  unmittelbar  angehört, 
gebunden,  weil  seine  Erklärungen  sich  gleichzeitig  stets  auch  als 
Erklärungen  eines  Vertreters  der  Regierung  darstellen.  Diese 
Rücksicht  fällt  hier  fort,  da  der  Beamte  der  Regierung  als  solcher 
nicht  angehört  und  seine  Ausführungen  demgemäss  weder  eine 
besondere  höhere  Bedeutung  haben ,  noch  auch  die  Regierung 
überhaupt  berühren  können. 

0.  Recht  auf  Selbsthilfe  ein  selbständiges 
Recht  des  Beamten.  Das  Recht,  im  wesentlichen  wie  jeder 
Dritte  Selbsthilfe  gegenüber  den  Verletzungen  durch  den  Miss- 
brauch parlamentarischer  Redefreiheit  zu  üben,  steht  dem  Beamten 
selbständig  als  ein  persönliches  Recht  zu,  über  wel- 
ches er  allein  die  Entscheidung  zu  treffen  hat.  Es  ist  dieses  die 
notwendige  Konsequenz  des  vorhin  Ausgeführten.  Die  Selbsthilfe 
ist  von  der  amtlichen  Stellung  des  Beamten  vollständig  losgelöst, 
sie  wird  rem  persönlich  ausgeübt  und  erscheint  deshalb  auch  le- 
diglich als  eine  persönliche  Angelegenheit  des  Beamten.  Folge- 
weise braucht  der  Beamte  auch  keinerlei  Genehmigung 
der  Regierung  oder  seiner  vorgesetzten  Behörde, 
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um  ZU  der  Selbsthilfe  greifen  zu  können;  er  steht  bezüglich  der 
Selbsthilfe  prinzipiell  ebenso  selbständig  wie  in  seinen  sonstigen 
persönlichen  Angelegenheiten  da. 

Ebensowenig  wird  für  den  Beamten,  wenn  er  selbständig  von 
der  Selbsthilfe  Gebrauch  macht,  an  und  für  sich  eine  Anzeige- 
pflicht an  Regierung  oder  Vorgesetzte  bestehen. 
Unter  Umständen,  speziell  wenn  Zweifel  aufkommen,  ob  und  in- 
wieweit das  Staatsinteresse  oder  das  Dienstgeheimnis  in  der  frag- 
lichen Angelegenheit  mitspielen,  kann  es  allerdings  tatsächlich  für 
den  Beamten  zweckmässiger  erscheinen,  sich  vorher  mit  der  Re- 
gierung oder  seiner  vorgesetzten  Behörde  in  Verbindung  zu  setzen 
und  nur  im  Einverständnisse  beziehungsweise  unter  Billigung  der- 
selben weiter  vorzugehen.  Daraus  darf  jedoch  ein  Zwang  zu 
einem  derartigen  Handeln  niemals  gefolgert  werden.  Sofern  der 
Beamte  aber  in  Zweifelfällen  nicht  derartig  vorgeht,  wird  er  stets 
voll  die  Verantwortung  für  eine  etwaige  Verletzung  des  Staats- 
interesses oder  des  Dienstgeheimnisses  tragen,  auch  wenn  er  le- 
diglich im  guten  Glauben  gehandelt  hat. 

Wird  dem  Beamten ,  bevor  er  handelnd  eingreift ,  die  Aus- 
übung der  Selbsthilfe  in  dem  speziellen  Fall  von  der  Regierung 
oder  der  vorgesetzten  Behörde  verboten,  so  hat  er  diesem 
Verbot  nach  Erschöpfung  des  eventuell  gegebenen  Instanzenzuges 
Folge  zu  leisten.  Normalerweise  kann  ein  derartiges  Verbot  nur 
im  Staatsinteresse  gegeben  werden,  das  seitens  der  Regierung 
stets  vollständiger  als  von  dem  einzelnen  Beamten  beurteilt  wer- 
den kann. 

£.  Form  der  Ausübung  des  Rechts.  Was  endlich 
die  Form,  in  welcher  die  Selbsthilfe  auszuüben  ist,  anlangt,  so 
sind  auch  in  dieser  Beziehung  im  Prinzip  dem  Beamten  aus  seiner 
Beamtenstellung  keinerlei  Schranken  gesetzt.  Der  Beamte 
hat  das  Recht,  die  Selbsthilfe  in  den  gleichen  Formen  wie  jeder 
Dritte  auszuüben  ;  er  darf  dabei  im  weitesten  Umfang  in  die  Oef- 
fentlichkeit  gehen,  dazu  soweit  möglich  die  Presse  benutzen,  des- 
gleichen auch  von  den  sonst  noch  gegebenen  Wegen,  wie  Ver- 
breitung von  Broschüren,  Flugblättern  etc.,  in  vollstem  Masse  Ge- 
brauch machen.  In  seinen  Ausführungen  kann  der  Beamte  mit 
Milde  verfahren,  sich  ebenso  aber  auch  der  grössten  Schärfe  be- 
dienen ,  ganz  wie  er  es  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  für 
angebracht  erachtet.  Dass  dabei  ein  Mass,  wie  es  an  sich  Anstand 
und  Sitte  gebieten ,    einzuhalten  ist ,    braucht   wohl  als    selbstver- 
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ständlich  kaum  hervorgehoben  zu  werden ;  es  wird  ebenmässig 
schon  für  jeden  Dritten  in  Frage  kommen  ;  der  Beamte  wird  aber 
noch  mit  besonderer  Sorgfalt  darauf  zu  achten  haben,  dass  ihm 
hier  kein  Verstoss,  welcher  ihm  in  seiner  Stellung  als  Beamter 
zum  Vorwurf  gemacht  werden  könnte,  unterläuft.  Im  übrigen  hat 
der  Beamte  hier  dieselbe  Freiheit  des  Handelns  wie  jeder  Dritte. 

Der  Umstand,  dass  hier  ein  Beamter  und  ein  Mitglied 
der  parlamentarischen  Körperschaft  einander  ge- 
genüberstehen, kann  nach  keiner  Richtung  hin  einen  Einfluss  aus- 
üben, denn  zwischen  der  Person  des  Beamten  und  der  des  Parla- 
mentsmitgliedes bestehen,  wie  wir  oben  des  Näheren  erörtert 
haben,  keine  Beziehungen,  welche  einen  solchen  Einfluss  begrün- 
den könnten.  Eine  besondere  Rücksichtnahme  auf  seinen  Gegner, 
auf  dessen  Qualität  als  Parlamentsmitglied  braucht  der  Beamte 
nicht  zu  nehmen.  Wenn  die  Verteidigung  des  Beamten  eine  Bioss- 
stellung des  Gegners  zur  Folge  hat,  so  ist  dieses  indifferent;  der 
Beamte  ist  nicht  gezwungen,  vor  einem  solchen  Einhalt  zu  tun, 
sondern  kann  in  derselben  soweit  gehen,  wie  solches  möglich  ist 
und  ihm  zweckdienlich  erscheint.  Insofern  ist  der  einfache  Beamte 
in  seiner  Selbsthilfe  wieder  günstiger  gestellt,  wie  der  Regierungs- 
vertreter, weil  die  Beziehungen,  welche  letzterer  zu  den  Mitglie- 
dern der  parlamentarischen  Körperschaft  vermöge  seiner  engeren 
Verbindung  mit  der  Regierung  hat  und  die  ihm  eine  gewisse 
Rücksichtnahme  auferlegen,  hier  fehlen  und  damit  auch  eine  be- 
sondere Rücksichtnahme  nicht  in  Frage  kommen  kann. 

Eine  dem  Beamten  hier  gesetzte  Schranke,  wenngleich 
eine  nur  wenig  bedeutungsvolle,  müssen  wir  doch  noch  hervor- 
heben, welche  aber  nicht  auf  der  Person  des  Gegners,  sondern 
auf  der  Stellung  des  Beamten  zu  der  Regierung 
beruht.  Oben  hatten  wir  bemerkt,  dass  der  Beamte  die  Ausfüh- 
rungen zu  seiner  Verteidigung  ganz  nach  der  eigenen  Auffassung 
der  Sachlage  machen  dürfe,  auch  wenn  er  mit  seiner  Auffassung 
sich  nicht  im  Einklang  mit  der  der  Regierung  befinde.  Dem  letz- 
teren Umstand  hat  er  aber  doch  bei  bezüglichem  Fall  in  der  Form 
seiner  Ausführungen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Rechnung  zu 
tragen.  Er  hat  diese  Form  stets  so  einzurichten,  dass  unter  kei- 
nen Umständen  sich  daraus  eine  Achtungsverletzung  der  vorge- 
setzten Regierung  ergeben  kann.  Darin  wird  aber  die  einzige  Be- 
schränkung, welche  für  den  Beamten  in  dieser  Beziehung  in  Be- 
tracht zu  ziehen  sein   würde,  gegeben  sein. 
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Schliesslich  wollen  wir  aber  nicht  unterlassen,  noch  besonders 
darauf  hinzuweisen ,  wie  für  die  allgemeine  Stellung- 
nahme zu  der  ganzen  Frage  materiell  doch  der  Umstand  von 
wesentlicher  Bedeutung  sein  muss,  dass  der  Beamte  sich  hier 
lediglich  in  einer  Verteidigungsstellung  befindet ,  dass 
stets  eine  Rechtsverletzung,  gewollt  oder  ungewollt,  seitens  des 
Parlamentsmitgliedes  vorhergegangen  ist,  und  zwar  eine  Rechts- 
verletzung unter  dem  Schutze  der  parlamentarischen  Redefreiheit, 
also  aus  gedeckter  Stellung,  die  schon  um  deshalb  zu  einer  be- 
sonderen Schonung  niemals  Anlass  bieten  kann. 

IX.  Schlusswort.  Damit  wären  wir  am  Ende  der  Aufgabe, 
welche  wir  uns  gestellt  hatten.  In  unseren  Ausführungen  haben 
wir  im  allgemeinen  auf  Zustände  hinweisen  müssen ,  wie  sie  b  e- 
rechtigten  Anforderungen  nicht  genügen  können, 
wie  sie  als  der  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  ent- 
sprechend nicht  zu  erachten  sind.  Die  besonderen 
Schwierigkeiten,  welche  einer  Besserung  der  gerügten  Mängel  ent- 
gegenstehen, haben  wir  gleicherweise  betont.  Dass  diese  Schwie- 
rigkeiten bald  in  vollem  Umfange  gehoben  werden  und  danach 
eine  gründliche  Reform  einsetzen  werde,  steht  kaum  zu  erwarten. 
Dennoch  darf  aber  die  Hoffnung,  dass  mit  der  Zeit  eine  entspre- 
chende Umwandlung  erfolge ,  nicht  aufgegeben  werden ,  ja 
nach  verschiedenen  Anzeichen  scheint  sich  die  Entwicklung  der 
Ansichten  schon  mehr  nach  dieser  Richtung  hin  auszuwachsen. 
Die  gleiche  Erwartung  hat  der  Fürst  Bisinarck  schon  1879  aus- 
gesprochen in  den  Einleitungsworten  seiner  Rede  für  Annahme 
des  oben  näher  erörterten  Gesetzentwurfs  betr.  die  Strafgewalt 
des  Reichstags  über  seine  Mitglieder,  auf  welche  wir  zum  Schluss 
hier  noch  Bezug  nehmen  wollen^):  »Es  wird  die  Zeit  vielleicht 
kommen,  wo  Sie  diese  Vorlage  in  einem  milderen  Lichte  betrach- 
ten und  die  Regierungen  zu  einer  Erneuerung  auffordern.  Die 
Zeit,  glaube  ich,  wird  zu  Gunsten  der  Freunde  dieser  Vorlage 
laufen.« 
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DER  ALKOHOLISMUS  IN  DEUTSCHLAND. 

VON 
Regierungsrat  Dr.  SEIDEL  in  Alienstein. 


I. 

Es  gehört  zu  den  erfreulichsten  Erscheinungen  der  sozialen 
Bewegung  der  Gegenwart,  dass  die  furchtbaren  Schädigungen  und 
Gefahren  unserer  schlimmsten  Volkskrankheit,  des  Alkoholismus, 
von  immer  weiteren  Kreisen  erkannt  werden,  und  dass  Gebildete 
aus  den  verschiedensten  Berufsständen,  Volkswirte,  Aerzte,  Richter, 
Verwaltungsbeamte,  Militärs,  Männer  aus  der  Industrie  und  dem 
sonstigen  Erwerbsleben,  ihre  Kräfte  und  ihre  Erfahrungen  in  den 
Dienst  der  grossen  Aufgabe  gestellt  haben,  diesen  Volksfeind, 
den  diabolus  germanicus,  wie  ihn  Fürst  Bismarck  einmal  genannt 
hat,  zu  bekämpfen. 

Die  Frage,  welche  Umstände  den  modernen  Alkoholismus 
geschaffen  haben,  ist  nicht  so  einfach  zu  beantworten.  Stehr 
schreibt  ihn  in  seinem  Werke  »Alkoholgenuss  und  wirtschaftliche 
Arbeit«  ^)  dem  Uebergange  zur  Weltwirtschaft,  dem  Aufschwünge 
der  Industrie,  dem  Anschwellen  des  Proletariats,  der  Zersiebung 
der  Familie,  der  Anspannung  aller  Kräfte  (Neuropathisierung  der 
Völker!),  zusammen  mit  der  Zunahme  des  Alkoholkapitals  zu, 
dessen  Umschlagsbedürfnis  die  Nachfrage  nach  Alkohol  erzeugte, 
ihn  zugleich  verbilligte,  technisch  verbesserte  und  so  die  Zahl  der 
Konsumenten  vermehrte. 

Nach  meiner  Ansicht   beantwortet   sich  die  Frage    nach  den 


l)  Stehfy  H.,  Alkoholgenuss  und  wirtschaftliche   Arbeit.    G.  Fischer,  Jena  1904. 


Der  Alkoholismus  in  Deutschland. 


455 


einzelnen  Ländern  und  Gebietsteilen  des  Deutschen  Reichs  nicht 
immer  gleich,  sie  ändert  sich  eben,  wie  Grotjahn'^)  zutreffend  aus- 
führt, nach  Rasse,  Klima  und  Wirtschaftsformen,  wenngleich  die 
von  Stehr  genannten  Umstände  wohl  überall  mit  in  Betracht  kom- 
men werden. 

Das  Wesen  des  Alkoholismus ,  seine  Wirkung  und  Verbrei- 
tung in  Deutschland  in  einigen  Hauptzügen,  aber  keineswegs  er- 
schöpfend, zu  betrachten,  soll  die  Aufgabe  der  nachfolgenden 
Blätter  sein,  wobei  die  Verhältnisse  in  Ostpreussen,  die  mir  aus 
eigener  Anschauung  und  amtlicher  Tätigkeit  gut  bekannt  sind, 
besondere  Berücksichtigung  erfahren  werden. 

II. 

Namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Frage  der  Verursachung 
wird  ein  kurzer  geschichtlicher  Rückblick  nützlich  sein. 

Schon  von  den  alten  Deutschen  berichten  die  römischen  Schrift- 
steller, darunter  Tacitus,  dass  die  sonst  so  gefährlichen  deutschen 
Krieger  durch  ihre  Trinklust  ins  Verderben  gelockt  wurden. 
Im  frühen  Mittelalter  waren  die  Kleriker  einerseits ,  die  Fürsten, 
Ritter  und  Krieger  andererseits  im  Uebermasse  dem  Trünke  er- 
geben; sie  waren  eben  auch  die  einzigen,  die  Mittel  und  Gele- 
genheit dazu  hatten.  Von  dem  Kloster  St.  Gallen  wird  uns  aus 
dem  10.  Jahrhundert  berichtet,  dass  jeder  Mönch  täglich  5  Mass 
Bier,  bisweilen  auch  noch  Obst-  und  anderen  Wein  bekam.  Und 
in  Norddeutschland  war  die  Unmässigkeit  noch  mehr  zu  Hause 
als  im  Süden  -). 

Aber  erst  gegen  Ausgang  des  Mittelalters  wurde  der  Alkohol- 
genuss  zur  Volksgefahr;  er  wurde  erst  dann  ein  Laster  weiterer 
Volkskreise,  als  die  Städte  emporblühten ,  als  ihre  Bürger  wohl- 
habend wurden,  der  Weinbau  sich  bis  weit  über  seine  natürliche 
Grenze  hinaus  verbreitete  und  das  Bierbrauen  in  Norddeutschland 
(man  denke  an  Eimbeck,  Braunschweig,  Goslar,  Hamburg,  Lübeck, 
Danzig ,  Erfurt ,  Merseburg ,  Torgau)  zu  einem  wirklich  kunstge- 
rechten Gewerbe  wurde.  Es  entstand  ein  Wein-  und  Bierkonsum, 
der  im  15.  und  16.  Jahrhundert  seinen  Höhepunkt  erreichte.  Das 
sechzehnte  Jahrhundert  wird  als  das  klassische  Zeitalter  deutscher 


i)  Grotjahn,  Der  Alkoholismus  nach  Wesen,  Wirkung  und  Verbreitung.  Ch.  Wie- 
gand,   Leipzig,   1898. 

2)  Vgl.  Bode ,  Kurze  Geschichte  der  Trinksilten  und  Mässigkeitsbestrebungen  in 
Deutschland,  München  1896, 
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Trunksucht  zu  bezeichnen  sein.  Weder  vorher  noch  nachher  ist 
sie  auf  solche  Höhe  gestiegen  oder  zu  solcher  Ausdehnung  ge- 
langt. 

Zu  dem  Wein  und  Bier  kam  jetzt  noch  der  Branntwein  hinzu, 
und  schon  zu  Ende  des  15.  Jahrhunderts  finden  wir  Klagen  über 
das  Branntwein-Weh.  Vollends  durch  die  wüsten  Kriegerscharen 
des  dreissigjährigen  und  der  folgenden  Kriege  bürgerte  sich  dieses 
Getränk  in  Deutschland  ein,  das  ihm  viel  schlimmer  schaden 
sollte  als  der  Wein  und  das  vormals  so  unmässig  genossene  Bier. 
Im  Mittelalter  kannte  man  den  Branntwein  nur  als  Arznei  für 
Kranke.  Als  er  1550  an  Bergarbeiter  in  Ungarn  und  1580  an  die 
englischen  Soldaten  in  Holland  nach  schweren  Strapazen  in  klei- 
nen Rationen  gegeben  wurde,  waren  das  die  ersten  Fälle,  wo  ihn 
gesunde  Menschen  der  niederen  Stände  ohne  ärztliche  Verordnung 
als  Reizmittel  gebrauchten.  Als  den  ausländischen  Söldnern  unter 
Tilly,  Wallenstein  und  den  andern  Heerführern  das  deutsche  Bier 
nicht  schmeckte  und  sie  in  den  Apotheken,  die  damals  oft  auch 
als  Trinkstuben  dienten,  auch  den  für  die  Kranken  bestimmten 
Spiritus  zu  trinken  begannen,  da  erschraken  die  deutschen  Bürger 
noch  über  solche  Tollheit  und  Sünde.  Aber  die  Schlemmer  unter 
ihnen  machten  es  jenen  nach.  Jedoch  bis  gegen  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts wurde  das  Branntweintrinken  noch  zu  keinem  allgemei- 
nen Volkslaster.  Nur  hier  und  da  litten  ganze  Städte  und  Dörfer 
darunter;  anfangs  fehlte  es  auch  noch  an  Stofif  zu  häufigem  Trinken. 

Zuerst  war  der  Branntwein  wirklich  gebrannter  Wein  gewe- 
sen; etwa  seit  1550  machte  man  auch  Kornbranntwein,  aber  vorder 
Hand  nur  in  Frankreich  und  Oberdeutschland  und  nur  in  geringem 
Masse  und  ungeschickt.  Zweihundert  Jahre  später,  kurz  vor  dem 
siebenjährigen  Kriege,  erfand  man  die  Bereitung  des  Schnapses 
aus  Kartoffeln,  aber  auch  sie  breitete  sich  nur  langsam  aus.  Zu 
kaufen  war  der  Branntwein,  wie  gesagt,  anfangs  nur  in  Apothe- 
ken, im  siebzehnten  Jahrhundert  fand  er  langsam  seinen  Weg 
auch  in  die  Bier-  und  Weinstuben  und  in  die  grösseren  Herbergen. 
Im  achtzehnten  Jahrhundert  schlich  er  sich  langsam  in  die  Schen- 
ken ein,  gelangte  aber  nur  sehr  wenig  in  die  Häuser.  Man  trank 
ihn  also  bei  festlichen  Gelegenheiten ,  aber  noch  nicht  täglich, 
man  hielt  ihn  namentlich  nicht  nötig  zur  Arbeit.  Das  Bier,  das 
zwar  an  Güte  gegen  frühere  Zeiten  sehr  heruntergekommen  war 
und  auch  längst  nicht  mehr  so  viel  getrunken  wurde  ,  hatte  bis 
zum  Schlüsse  des    achtzehnten   Jahrhunderts  doch  in    ganz  Nord- 
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deutschland  noch  die  Oberhand  über  den  Schnaps.  Alles  in 
allem:  vom  westfälischen  Frieden  bis  zur  Zeit  Napoleons  herrschte 
in  Deutschland  grössere  Massigkeit  als  früher,  das  Volk  erstarkte 
langsam. 

Aber  allmählich  gelangte  der  Schnaps  zur  Herrschaft;  es  ver- 
breitete sich  die  arge  Volkskrankheit,  welche  man  die  B  r  a  n  n  t- 
w^  e  i  n  p  e  s  t  genannt  hat,  die  schlimmer  ist,  als  die  beiden  an- 
deren Krankheiten ,  die  an  der  Kraft  unseres  Volkes  zehren  :  die 
Tuberkulose  und  die  Syphilis,  denn  sie  ist  häufig  ge- 
nug die  Ursache  der  zweiten  oder  dritten. 

Die  Herde  der  Branntweinpest  waren  die  Brennereien.  Die 
Kornbrennerei  vervollkommnete  sich,  man  lernte  das  doppelte 
Mass  Spiritus  aus  der  Maische  herausziehen  und  mit  der  Zunahme 
des  Spiritus  sank  der  Preis.  Im  Jahre  1805  kostete  das  Fass  Nord- 
häuser in  der  Gegend  von  Göttingen  noch  70  Taler ,  1842  nur 
noch  18  Taler.  Dazu  kamen  die  Fortschritte  der  Kartoffelbren- 
nereien als  landwirtschaftlicher  Nebengewerbe.  Auch  die  Kriege, 
welche  auf  die  französische  Revolution  folgten  und  fast  25  Jahre 
währten,  taten  das  ihrige.  In  Kriegen,  in  unruhigen  und  schlech- 
ten Zeiten  verwildert  das  Volk  und  nimmt  schlechte  Sitten  an ; 
das  Volksgift  wurde  zum  Volksgetränk. 

Zu  denjenigen  Landesteilen,  in  denen  der  Alkoholismus,  na- 
mentlich der  Branntweingenuss ,  leider  besonders  zu  Hause  ist, 
gehört  auch  die  Provinz  Ostpreussen. 

Hier  sind  ganz  vornehmlich  in  der  Not  und  in  dem  Nieder- 
gange, in  welche  sie,  insbesondere  deren  masurische  Landstriche, 
durch  Krieg  und  Epidemien  im  Laufe  von  zwei  Jahrhunderten 
gekommen  sind,  die  Gründe  der  Trunksucht  eines  grossen  Teiles 
ihrer  Bevölkerung,  namentlich  der  slavischen ,  zu  suchen.  Das 
masurische  Sprachgebiet  liegt  bekanntlich  im  Süden  der  Provinz. 
Ihr  an  Seen,  Sümpfen  und  riesenhaften  Wäldern  \veit  reicherer 
südlicher  Teil  war  lange  nicht  so  dicht  als  der  mittlere  von  den 
Deutschen  besetzt  und  besiedelt  worden.  So  konnten  von  Süden 
her  zu  den  schon  ansässigen  Polen  im  14.  und  15.  Jahrhundert 
und  auch  noch  später  weitere  polnische  Volksgruppen  einwan- 
dern, die  bis  in  das  südliche  Ermland  vordrangen.  Demgegen- 
über muss  man  die  ersten  Litauer,  welche,  gleich  den  »Preussen« 
ein  am  Ende  des  ersten  Jahrtausends  im  Nordosten  Deutschlands 
auftretendes  Volk  indogermanischen  Stammes,  wie  diese  von  gros- 
ser Eigenart    sind ,    heute  zwischen  Tilsit  und  Memel ,    besonders 
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abseits  von  der  Eisenbahn ,  dann  gegen  den  inneren  Winkel  des 
Kurischen  Haffes  und   endlich  auf  der  Kurischen  Nehrung  suchen. 

Die  erste  Heimsuchung  über  Ostpreussen  brachte  der  Krieg, 
welchen  der  grosse  Kurfürst  mit  Polen  führte.  Nachdem  am  i8.  Ok- 
tober 1658  die  Schweden  und  Brandenburger  bei  dem  Grenzdorf 
Prostken  geschlagen  waren,  ergossen  sich  die  Horden  der  mit 
den  Polen  verbündeten  Tartaren  unter  ihrem  Führer  Gonciewski, 
eigentlich  einem  Litauer,  plündernd  und  mordend  über  das  offene 
Land,  brannten  249  Dörfer,  13  Städte  und  37  Kirchen  nieder, 
erschlugen  23  000  Menschen  und  schleppten  34000  in  die  Skla- 
verei. 

Im  Sommer  des  nächsten  Jahres  erfolgten  noch  zwei  Einfälle, 
die  nicht  minder  schrecklich  verliefen.  Eine  Vieh-  und  Pferde- 
seuche gesellte  sich  dazu  und  ermöglichte  nicht ,  den  Acker  zu 
bestellen.  1708 — 1711  kam  die  Pest  ins  Land  und  raffte  mehr  als 
ein  Drittel  der  Menschen  hinweg.  Neue  Drangsale  brachte  der 
siebenjährige  Krieg.  Die  fliegenden  Korps  der  Russen  hausten 
1757  schrecklich  auf  dem  flachen  Lande  in  Ostpreussen.  1793  und 
1794  drangen  polnische  Scharen  wiederholt  bis  in  die  masurischen 
Kreise  und  brandschatzten  sie  gründlich.  Nur  wenige  Jahre  später, 
1806  und  1807,  wurde  der  Landstrich  von  den  Armeen  der  Russen 
und  Franzosen  völlig  ausgesogen.  Dann  kamen  die  schweren 
Lasten,  welche  der  Durchzug  der  »grossen  Armee«  nach  Russ- 
land den  Einwohnern  auferlegte  und  der  Befreiungskrieg  mit  seinen 
Opfern  an  Gut  und  Blut. 

Nach  allen  diesen  Heimsuchungen  ist  es  sicherlich  kein  Wun- 
der, wenn  namentlich  der  masurische  Bauer  und  Arbeiter  in  Elend 
und  Schmutz  zu  verkommen  drohte,  wenn  er  den  letzten  Groschen 
in  Schnaps  anlegte.  Die  Lehre,  den  Tag  zu  geniessen,  erhielten 
die  Kinder  von  dem  Vater,  denn  es  hatte  in  ihren  Augen  keinen 
Zweck,  zu  sparen  und  für  den  kommenden  Tag  zu  sorgen. 

III. 

Und  wie  sieht  es  heute  in  diesen  Gebietsteilen  aus  ? 

Freilich  will  man  seit  einer  Reihe  von  Jahren  bei  der  Bevölke- 
rung Ostpreussens,  auch  bei  der  masurischen  und  litauischen,  eine 
Wendung  zum  Bessern  in  den  Trinkgewohnheiten  bemerkt  haben. 
Von  vielen  Seiten,  namentlich  von  den  Pfarrern,  ist  mir  versichert 
worden,  dass  das  Schnapstrinken  in  den  beiden  letzten  Jahrzehn- 
ten erheblich  nachgelassen  habe.    Die  fortschreitende  Kultur  der 
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neuesten  Zeit,  die  vermehrten  Einnahmen  aus  der  Landwirtschaft, 
welche  eine  bedeutsame  Förderung  durch  staatliche  Beihilfen  zu 
Meliorationen  erfährt,  die  täglich  verbesserten  Eisenbahn-  und  Ver- 
kehrsverhältnisse, die  höhere  Schulbildung  machen  sich  auch  hier 
bemerkbar.  Alles  in  allem:  der  wirtschaftliche  Aufschwung,  der 
in  den  1850er  Jahren  mit  der  Erschliessung  Masurens  durch  mo- 
derne Verkehrswege  einsetzte,  hat  sich  auch  auf  dem  Gebiete  des 
Alkoholkonsums  nach  der  günstigen  Seite  hin  bemerkbar  ge- 
macht. Und  dies  steht  noch  weiter  zu  erhoffen,  nachdem  in  neue- 
ster Zeit  ein  endgültiger  Umschwung  und  eine  viel  stärkere  Ent- 
wicklung des  Deutschtums  durch  weitere  Eisenbahnen,  welche 
durch  die  grossen  Hauptlinien  Thorn-Insterburg  und  Königsberg- 
Grajewo  das  Land  endlich  völlig  aufgeschlossen  und  Alienstein, 
Osterode,  Lyck  und  andere  Orte  zu  wichtigen  Knotenpunkten 
gemacht  haben,  eingetreten  ist,  denen  sich  die  bedeutende  Ver- 
mehrung der  Garnisonsorte  und  endlich  die  Erhebung  Aliensteins 
zur  Hauptstadt  eines  besonderen  Regierungsbezirks,  an  dessen 
Spitze  ein  für  die  Alkoholfrage  sehr  interessierter  Präsident,  der 
Wirkliche  Geheime  Oberregierungsrat  Hegel  steht,  zugesellt  hat, 
so  dass  in  dieser  lebhaft  aufblühenden,  schön  gelegenen  Stadt 
sich  ein  wichtiger  Brennpunkt  deutschen  Einflusses  zu  entwickeln 
beginnt. 

Aber  trotzdem  ist  auf  dem  Gebiete  der  Bekämpfung  des  Al- 
koholismus in  Ostpreussen  noch  viel  zu  tun.  Der  masurische  und 
litauische  Bauer  benutzt  auch  heute  noch  den  Markttag  seiner 
nahe  gelegenen  Stadt  vielfach  zum  ausgiebigen  Alkoholgenusse, 
und  oft  nicht  er  allein,  sondern  auch  sein  Weib.  Und  wenn  auch 
in  Litauen,  dank  der  Massnahmen  der  Behörden,  der  Aethergenuss 
so  gut  wie  beseitigt  ist,  so  ist  doch  dort  der  Konsum  des  Schnap- 
ses noch  ein  sehr  grosser.  In  masurischen  Städten  wie  Lyck, 
Johannisburg,  Orteisburg,  Willenberg  u. s.w.  sieht  man  an  Markttagen 
die  kleinen  masurischen  Gefährte  mit  den  jämmerlichen  halb  ver- 
hungerten Pferden  noch  stundenlang  nach  Beendigung  des  Marktes 
stehen,  während  ihre  Besitzer  in  den  nahen  »Destillen«  und  Kolo- 
nialwarengeschäften sich  dem  Schnapsgenusse  hingeben.  Ein  sog. 
Bomchen ,  mit  einem  schauderhaften  fuselhaltigen ,  meist  roten 
Kartofifelschnapse  gefüllt,  nach  dem  andern  wird  getrunken,  einer 
ladet  den  andern  zu  Gaste,  und  so  geht  es  der  Reihe  nach  herum ; 
wüstes  Geschrei  ertönt  und  mit  trunkenen  Insassen  geht  das  Ge- 
fährt nach  Hause,    eine  Gefahr  für  alle  anderen  Wagen,    die  ihm 
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begegnen.  Der  kleine  Verdienst  des  Marktes  ist  vertrunken,  viel- 
fach noch  weit  mehr,  denn  oft  bringt  das,  was  der  masurische 
Bauer  zum  Markte  fährt,  kaum  etwas  ein;  aber  fahren  muss  er, 
denn  sonst  würde  ihm  doch  der  Trunk  an  diesem  Tage  entgehen. 
Aehnhch  Hegt  die  Sache  in  Litauen  und  den  anderen  gemischt- 
sprachigen Teilen  Ostpreussens  und  nur  die  rein  deutschen  Ge- 
bietsteile ,  wie  der  grössere  Teil  des  Ermlandes  ,  zeigen  bessere, 
wenn   auch  nicht  befriedigende  Verhältnisse. 

Auch  auf  vielen  Gütern  des  Ostens  geniesst  der  ländliche 
Arbeiter  noch  heute  zu  reichlich  Branntwein.  Nach  Laves^)  rech- 
net man  auf  den  Gütern  Ostdeutschlands,  soweit  die  Arbeiter 
regelmässig  Branntwein  erhalten,  pro  Kopf  ein  drittel  Liter  am 
Tage.  Das  ist  das  halbe  Quantum  von  dem  Betrage  Alkohol, 
dessen  regelmässiger  Genuss  häufig  genügt,  um  einen  Menschen 
dem  Säuferwahnsinn  zu  überliefern.  Jedenfalls  gibt  es  wohl  nur 
wenige  Güter,  auf  denen  der  Arbeiter  nicht  überhaupt  während 
der  Arbeit,  wenigstens  während  der  Erntezeit,  täglich  ein  grösseres 
Glas  Schnaps  erhält.  Der  Statistiker  J.  G.  Hojfmann  bemerkt 
hierzu  1843:  »Es  ist  zum  Teil  Sitte  geworden,  dem  ländlichen  Ge- 
sinde zum  Frühstück  ein  Glas  Branntwein  zu  geben,  und  wo  die 
Mehrzahl  der  Wirte  diese  Sitte  bereits  angenommen  hat,  steht  es 
nicht  mehr  in  der  Macht  des  Einzelnen,  sich  derselben  nicht  auch 
zu  fügen;  nicht  minder  ist  es  gewöhnlich.  Tagelöhnern  statt  einer 
Zulage  in  Gelde  neben  dem  landesüblichen  Arbeitslohn  noch  ein 
Glas  Branntwein  zu  verabreichen.  Obwohl  bei  allen  diesen  Ver- 
wendungen des  Branntweins  durchaus  nur  ein  massiger  und  wohl- 
tätiger Genuss  desselben  beabsichtigt  wird,  so  bleibt  die  Wirkung 
davon  doch  nicht  aus,  dessen  Verbrauch  im  allgemeinen  zu  för- 
dern  und   endlich  zum  Bedürfnisse  zu  machen«. 

Herkner  weist  in  seiner  Schrift  »Alkoholismus  und  Arbeiter- 
frage <'  (Berlin,  Mässigkeitsverlag  1906)  im  Zusammenhange  mit 
diesen  Ausführungen  darauf  hin,  dass  durch  die  ostdeutschen 
Brenn  ereibesitzer  auch  noch  in  anderer  Hinsicht  ein  äusserst  ver- 
hängnisvoller Einfluss  auf  die  Entwickelung  des  Branntweintrinkens 
geübt  worden  sei,  indem  sie  bis  in  die  neueste  Zeit  eine  ent- 
sprechende Steuerbelastung  des  Alkohols  zu  verhüten  gewusst 
hätten.  Daher  die  Erklärung  des  preussischen  Regierungskom- 
missars  Scheele    bei    der  Beratung    des  Gesetzentwurfes    über    die 
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Besteuerung  des  Branntweins  im  Norddeutschen  Reichstage  1869 : 
>Das  System  unserer  indirekten  Steuern  hat  überall  unsere  Land- 
wirtschaft zu  berücksichtigen  sich  bestrebt  und  lediglich  diese 
Rücksicht  war  leitend  bei  Beratung  der  noch  massigen  Steuer 
auf  Branntwein,  welche  noch  nicht  den  zwanzigsten  Teil  von  der 
Steuer  in  England  beträgt«. 

IV. 

Durch  das  Gesetz  von  1887  ist  nunmehr  allerdings  die  Steuer 
erhöht  worden;  aber  noch  immer  gehört  Deutschland  zu  den- 
jenigen Ländern,  welche  die  niedrigste  Belastung  des  Brannt- 
weins aufweisen.  Dafür  steht  es  in  bezug  auf  den  Branntwein- 
konsum mit  Dänemark,  Russland,  Belgien  und  Holland  leider  an 
der  Spitze. 

Im  Jahre  1888  betrug  nach  dem  Reichsarbeitsblatt  die  durch- 
schnittliche Menge  des  Verbrauches  von  Branntwein  in  Deutsch- 
land pro  Kopf  der  Bevölkerung  7,2  Liter,  von  Bier  97,9  und  von 
Wein  6,9  Liter,  1889  9  Liter  Branntwein,  106,3  Liter  Bier  und 
5,3  Liter  Wein,  1897  8,6  Liter  Branntwein,  123,6  Liter  Bier  und 
6,1  Liter  Wein,  1903  aber  8  Liter  Branntwein,  116,6  Liter  Bier 
und  7,3  Wein. 

Bezüglich  der  durchschnittlichen  Menge  des  in  Branntwein, 
Bier  und  Wein  genossenen  Alkohols  stellten  sich  die  Zahlen  so, 
dass  pro  Kopf  der  Bevölkerung  genossen  wurden 

1888  in  Branntwein  3,6  Liter,  in  Bier  3,6  Liter,  in  Wein  0,7  Liter 
1897   »  y>  4,3      =>    ,    »       »     4,9       >■    ,    »        »       0,6       s> 

1902  »  »  4,2      »    ,    »       »     4,6      »    ,    »        »       0,5      1 

1903  :^  »  4,3      »    .    »       »     4>7       »    ,   *        *       0,7      » 

Nach  der  letzten  Statistik  war  dagegen  das  Jahr  1904  in- 
sofern ein  günstigeres ,  als  der  Branntweinverbrauch  in  diesem 
Jahre  auf  3,7  Liter  reinen  Alkohols  gesunken  war,  was  man  wohl 
dem  Einflüsse  der  Mässigkeits-  und  Enthaltsamkeitsvereine  wird 
zuschreiben  können.  Wieviel  von  dem  Alkoholgenuss  auf  die 
Provinz  Ostpreussen  entfällt,  ist  meines  Wissens  statistisch  nicht 
festgestellt,  wohl  aber  kann  man  mit  einiger  Sicherheit  annehmen, 
dass  Ostpreussen  wenigstens  bezüglich  des  Schnapskonsums  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  mit  an  der  Spitze  in  Deutschland  steht. 

Die  Jahresausgabe  für  alkoholische  Getränke  in  Deutschland 
hat  man  auf  47,10  Mark  pro  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet, 
so  dass  sich  bei   einer  Gesamtbevölkerung  von  60  Millionen  eine 
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jährliche  Ausgabe  für  alkoholische  Getränke  von  2826  Mill.  Mark 
oder  pro  Kopf  des  erwachsenen  Mannes  (über  15  Jahre)  rund 
157  Mark  ergeben. 

Die  jährliche  Ausgabe  von  fast  drei  Milliarden  Mark  für 
alkoholische  Getränke  macht  dreimal  soviel  aus  wie  der  Aufwand 
für  die  Unterhaltung  von  Heer  \ind  Flotte,  sechsmal  soviel  wie 
die  Jahresausgabe  der  gesamten  Arbeiterversicherung  und  sieben- 
mal soviel  als  die  Aufwendungen  für  die  öffentlichen  Volksschulen^). 
Während  der  Deutsche  vielfach  über  alle  diese  letzteren  Lasten 
gewohnheitsmässig  am  Biertische  räsonniert,  hat  man  noch  niemals 
gehört,  dass  er  die  erstgenannte  Ausgabe,  die  er  sich  selbst  frei- 
willig auferlegt,   einer  Kritik  unterwirft. 

V. 

Was  insbesondere  die  Alkoholausgabe  der  deutschen 
Lohnarbeiter  anbetrifft,  so  hat  das  Reichsarbeitsblatt  diese 
auf  1700  Millionen  Mark,  d.  i.  10  bis  15  Prozent  des  Lohnein- 
kommens ,  fast  gleich  der  Deckung  des  gesamten  Wohnungs  - 
aufwandes,  angesetzt. 

Diese  hohe  Ausgabe  hat  natürlich  bei  der  Begrenztheit  des 
Lohneinkommens  zur  Folge,  dass  für  die  notwendigen  Lebens- 
ausgaben, namentlich  Ernährung  und  Wohnung,  verhältnismässig 
wenig  übrig  bleibt  und  demgemäss  in  der  Lebenshaltung  der 
arbeitenden  Klassen  wirtschaftlich  bedenkliche  Verschiebungen 
eintreten  können. 

Das  Reichsarbeitsblatt«  hat  ausgeführt-),  dass  man  einen 
klaren  Einblik  in  diese  Verhältnisse  nur  gewinnen  könnte,  wenn, 
wie  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika^),  perio- 
disch Erhebungen  über  Arbeiterhaushalte  in  den  verschiedenen 
Berufszweigen  und  Gebietsteilen  nach  einheitlichen  Gesichts- 
punkten und  Methoden  stattfänden  und  in  ihren  Ergebnissen 
nach  statistisch-wissenschaftlicher  Verarbeitung  fortlaufend  ver- 
öffentlicht würden.  Da  für  Deutschland  ein  derartiges  Material 
noch  nicht  vorliegt,  ist  man  auf  die  Verwertung  vereinzelter  Er- 
hebungen   und   Darstellungen    angewiesen  ,    welche    hier    und   da 


1)  »Der  Alkoholismus«,   1906,  Heft  2,  S.  74  ff. 

2)  »Der  Alkoholismus«,  1906,  Heft  5,  S.  264  ff. 

3)  Vgl.  den  19.  Jahresbericht  des  Arbeitsamts  in  Washington  und  die  darin  an- 
gezogenen Vorberichte.  Eigteenth  Annual  Report  of  the  Commissioner  of  Labor  1903. 
(Cost  of  Living  and  Retail  Prices  of  Food.)    Washington  1904. 
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von  städtestatistischen  Aemtern,  Gewerbeaufsichtsbeamten,  Ar- 
beiterorganisationen und  Fachleuten  ausgegangen  sind.  Es  ist 
aber  einleuchtend,  dass  ein  derart  zersplittertes  Vorgehen  in  be- 
zug  auf  die  Auswahl  und  Abgrenzung  des  Beobachtungsfeldes, 
die  Methode  der  Erhebung,  die  Beschaffung,  Zusammenstellung 
und  Aufarbeitung  des  Erhebungsmaterials  zu  den  grössten  Ver- 
schiedenheiten führen  muss  und  deshalb  für  Untersuchungen  der 
vorliegenden  Art  keine  ausreichenden  Unterlagen  bieten  kann. 
Immerhin  liefert  auch  dieses  unvollständige  und  ungleichartige 
Material  im  einzelnen  wertvolle  Anhaltspunkte  dafür,  in  welchem 
Verhältnis  die  Aufwendungen  für  die  verschiedenen  Lebensbe- 
dürfnisse im  Arbeiterhaushalte  zueinander  stehen.  Soweit  das 
vorliegende  Material  in  dieser  Beziehung  als  geeignet  erscheinen 
kann,  wird  daher  in  den  nachstehenden  Darlegungen  darauf  Be- 
zug genommen. 

Zunächst  ist  hier  in  Betracht  gezogen  eine  Erhebung,  welche 
das  Statistische  Amt  der  Stadt  Berlin  über  »Lohnermittelungen 
und  Haushaltsrechnungen  der  minderbemittelten  Bevölkerung  im 
Jahre   1893«  veranstaltet  hat^). 

Diese  Untersuchung  erstreckte  sich  auf  Lohnermittelungen 
für  Arbeiter  der  verschiedensten  Gewerbegruppen  sowie  auf  die 
Darstellung  von  insgesamt  908  Haushaltsrechnungen. 

Nach  dem  Berufe  der  Haushaltungsvorstände  betrafen  von 
den  908  Haushaltsrechnungen  175  die  Holzindustrie  (Tischler, 
Drechsler  u.  s.  w,),  143  die  Metallindustrie  (Schlosser,  Schmiede 
u.  s.  w.),  115  das  Baugewerbe,  79  die  Papier-  und  Lederindustrien, 
68  das  Druckereigewerbe  uud  künstlerische  Betriebe,  45  das  Be- 
kleidungsgewerbe, 24  die  Nahrungsmittelgewerbe,  22  die  Strassen- 
reinigung,  ii  die  Handels-  und  Verkehrsgewerbe.  18  Haus- 
haltsrechnungen bezogen  sich  auf  die  Ausgaben  von  Beamten, 
bei  74  war  der  Haushaltungsvorstand  als  ;>Arbeiter«  ohne  nähere 
Angabe  der  Beschäftigungsart  bezeichnet,  bei  37  war  der  Beruf 
des  Ernährers  als  »Hausdiener«  angegeben;  97  verteilten  sich 
auf  die  übrigen  Berufe. 


i)  Berliner  Statistik,    Heft  3,    Berlin  1904  (vgl.    auch  Reichs-Arbeitsblatt  1905, 
S.  205  ff.). 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1907.    3.  3O 
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Reini 


Art  der  Ausgaben: 

1.  Wohnungsmiete  für  das  Jahr  . 

2.  Heizung  ....... 

3.  Beleuchtung    ...... 

4.  Kleider,   Schuhe,  Wäsche  (Anschaffung,  Reparatur  und 
gung)      ....  .  -^ 

5.  Handvverksgeräte  (regelmässige  Anschaffung  und  Reparatur) 

6.  Nahrungsmittel  (Essen  und  Trinken  im  Haushalt) 

a)  Fleisch  ..... 

b)  Speck  und  Wurst 

c)  Heringe  und  sonstige  Fische 

d)  Eier       

e)  Butter,  Margarine,  Schmalz,  Fett 

f)  Schwarz-  und  Weissbrot 

g)  Mehl,  Graupen,  Gries,  Grütze,  Reis 
h)   Kartoffeln      ..... 

i)  Gemüse  (Kohl,  Rüben,  Salat  u.  s.  w.) 

k)  Obst 

1)  Zucker,   Sirup,   Honig    . 
m)  Salz,  Gewürze       .... 

n)  Kaffee,  Tee,  Kakao,  Schokolade  . 
o)  Milch   ...... 

p)  Bier       ...... 

q)  Branntwein    ..... 

r)  Sonstige  Getränke  und  Nahrungsmittel 

7.  a)  Essen  im  W'irtshause     . 
b)  Trinken  im  Wirtshause    . 

8.  Cigarren  und  Tabak        .... 

9.  Bäder     ....... 

10.  Vereinsbeiträge         ..... 

11.  Beiträge  für  Kranken-  und  Invalidenversicherung 

12.  Privatversicherungsbeiträge 

13.  Für  Arzt,   Medizin  und  Krankheit  . 

14.  Steuern  ....... 

15.  Schulgeld  und  Schulbedarf     . 
x6.  Zeitungen   und   Bücher    .... 

17.  Für  Vergnügungen  .  .  .  • 

18.  Strassenbahn,   Omnibus   u.  s.  w.      . 

19.  Sonstige  regelmässige  Ausgaben 

20.  Ausserordentliche  Ausgaben  für  Möbel,   Umzug  u.  s.  w. 

21.  Für  Deckung  und  Verringerung  der  Schulden 


Pro    Mille    der 
Gesamtausga- 
ben 

163.5 
28,9 
10,7 


86,7 
56,1 
10,3 
20,7 
68,7 

77.1 
11,9 
17,0 
12,7 

7,6 
13.7 

4.1 
20,8 
40,4 
23,6 

4.5 

9.3 


2,9 

485.2 


16,3 

38.3 

17. 1 

6,4 

13.9 

21,8 

II, I 

9,9 

9.2 

3.2 

11,4 

iS,4 

19,8 

8,7 

II. 7 

10,5 


Die  Bearbeitung  der  Haushaltsrechnungen  ergab  im  Gesamt- 
durchschnitt vorstehende  Promillesätze  der  verschiedenen  Aus- 
gaben von  den  Gesamtkosten  der  betreffenden  Haushaltungen^). 

Demnach  entfällt  fast  die  Hälfte  aller  Ausgaben  auf  die 
Deckung  des  Bedarfs  an  Nahrungsmitteln;  etwa  ^5  der  Gesamt- 
ausgaben werden  für  Wohnungsmiete,  einschliesslich  Heizung  und 
Beleuchtung,  und  noch  nicht  \/io  für  Bekleidung  verwendet.  Be- 
merkenswert ist  die  Verteilung  der  für  die  Ernährung  gemachten 


I)  a.  a.  O.  S.  63/75. 
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Ausgaben  auf  die  verschiedenen  Nahrungsmittel.  Von  insgesamt 
485,2  Einheiten  der  Nahrungsmittel- Ausgaben  entfallen  142,8 
Einheiten,  also  noch  nicht  ^/s,  auf  Fleisch  (einschliesslich  Speck 
und  Wurst),  auf  Eier  20,7  Einheiten,  auf  Fettstoffe  (Butter,  Mar- 
garine, Schmalz)  68,7  und  auf  Brot  77,1  Einheiten,  Die  ver- 
schiedenen Gemüse  sowie  Obst  sind  an  den  vorgenannten  Ge- 
samtausgaben mit  20,3  Einheiten,  Milch  mit  40,4  Einheiten  be- 
teiligt. Auf  die  im  Hause  genossenen  alkoholischen  Getränke 
kommen  28,1  Einheiten,  davon  auf  Bier  23,6  und  auf  Branntwein 
4,5  Einheiten.  Diesen  Zahlen  für  die  im  Haushalt  verbrauchten 
alkoholischen  Getränke  sind  die  in  der  obigen  Zusammenstellung 
unter  7  b  angeführten  38,3  Einheiten  für  »Trinken  im  Wirtshause - 
noch  zuzurechnen,  da  wohl  angenommen  werden  kann,  dass  die 
im  Wirtshause  genossenen  Getränke  fast  ausschliesslich  alkoholische 
sind.  Insgesamt  stellt  sich  dann  der  Anteil  der  Aufwendungen 
für  geistige  Getränke  an  den  Gesamtausgaben  der  untersuchten 
Berliner  Haushaltungen  auf  6,64%.  Will  man  der  medizinisch- 
hygienischen Forschung  Rechnung  tragen,  welche  die  alkoholi- 
schen Getränke  nicht  zu  den  eigentlichen  Nahrungsmitteln,  son- 
dern zu  den  blossen  Genussmitteln  rechnet,  so  müssten  die  Zahlen 
für  die  in  der  obigen  Tabelle  unter  Ziffer  6  »Nahrungsmittel« 
angeführten  alkoholischen  Getränke  von  der  Gesamtsumme  der 
Nahrungsmittel- Ausgaben  in  Abzug  gebracht  werden,  anderer- 
seits die  unter  7  a  für  »Essen  im  Wirtshause«  angeführten  16,3 
Einheiten  den  Ausgaben  für  die  Ernährung  hinzugerechnet  werden. 
In  diesem  Falle  würden  sich  für  die  eigentlichen  Nahrungsmittel 
473,4  Einheiten  ergeben.  Setzt  man  die  Ausgaben  für  alkoholi- 
sche Getränke  (66,4  Einheiten)  in  Vergleich  zu  den  für  die  eigent- 
lichen Nahrungsmittel  gemachten  Aufwendungen,  so  ergibt  sich, 
dass  die  Ausgaben  für  die  ersteren  etwa  14%  oder  '/y  der  Er- 
nährungskosten ausmachen. 

Ueber  ländliche  Haushalte  gewerblicher  Arbeiter  gibt  die 
Untersuchung  Aufschluss,  die  von  dem  badischen  Fabrikinspektor 
Dr,  Fuchs'^)  hinsichtlich  der  Verhältnisse  der  Industriearbeiter  in 
einer  Anzahl  Landgemeinden  bei  Karlsruhe  angestellt  worden  ist. 


i)  »Die  Verhältnisse  der  Industriearbeiter  in  17  Landgemeinden  bei  Karlsruhe«, 
Dargestellt  von  dem  Grossherzoglichen  Fabrikinspektor  Dr.  Fuchs.  Bericht  erstattet 
an  das  Grossherzogliche  Ministerium  des  Innern  und  herausgegeben  von  der  Gross- 
herzoglich Badischen  Fabrikinspektion  Karlsruhe  1904.  (Vgl.  auch  Reichs-Arbeitsblatt 
1905,  S,  139  ff.) 
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Die  Erhebung  umfasste  14  Arbeiterfamilien,  von  denen  bei  3  der 
Haushaltungsvorstand  als  Metallarbeiter,  bei  je  2  als  Brauarbeiter 
und  als  Taglöhner  beschäftigt  war,  während  die  übrigen  Haus- 
haltungen sich  auf  die  Ausgaben  je  eines  Fräsmaschinenarbeiters, 
Druckereifaktors,  Küfers,  Lackierers,  Schreiners,  Schlossers  und 
Ziegeleiarbeiters  beziehen. 

Diese  badische  Untersuchung  kommt  auf  Grund  der  Angaben 
jener  14  Haushaltungsrechnungen  für  Arbeiterfamilien,  die,  wie  in 
Baden  üblich,  zwar  auf  dem  Lande  wohnen,  aber  aus  der  ge- 
werblichen Tätigkeit  des  Familienhauptes  in  der  benachbarten 
Stadt  ihren  Haupterwerb  beziehen,  zu  dem  Ergebnis,  dass  für 
geistige  Getränke  im  Durchschnitt  21,5%  ^)  der  Gesamtkosten 
der  Haushaltung  (Nahrungs-  und  Genussmittel)  und  12,6  »yo  der 
gesamten  Ausgaben  verwandt  werden.  Nach  Ansicht  des  Be- 
richterstatters könnte,  in  Uebereinstimmung  mit  den  vorliegenden 
ärztlichen  Aeusserungen  -),  in  einer  ganzen  Reihe  von  Familien 
die  ungenügende  oder  mangelhafte  Ernährung  durch  Verwendung 
des  für  geistige  Getränke  ausgegebenen  Geldes  zum  Ankauf  von 
Nahrungsmitteln  in  eine  genügende  F'amilienernährung  verwandelt 
werden  (a.  a.  O.  S.  135).  Erwägt  man  ferner,  dass  von  dem 
durchschnittlichen  Gesamteinkommen  mit  1762  M.  nur  64,4*^/0 
aus  dem  Lohnerwerb  des  Mannes,  aber  19,4  "/o  aus  solchem  von 
Frau  und  Kindern  herstammen,  so  liegt  der  Schluss  nahe,  dass 
in  allen  Fällen  eines  begrenzten  Lohneinkommens  unverhältnis- 
mässige Ausgaben  für  alkoholische  Getränke  entweder  zu  unzu- 
reichender Ernährung  und  Wohnung  oder  zu  ergänzender  Lohn- 
arbeit von  Frau  und  Kindern  führen  müssen. 

Eine  eingehende  Untersuchung  über  Haushaltskosten  liegt 
ferner  für  die  Nürnberger  Arbeiterverhältnisse  in  einer  von  dem 
dortigen  Arbeiter-Sekretariat  im  Jahre  1901  herausge- 
gebenen Schrift  »  H  a  u  s  h  a  1 1  u  n  g  s  r  e  c  h  n  u  n  g  e  n  Nürn- 
berger Arbeiter«  vor.  Durch  diese  Erhebung,  die  sich 
auf  44  Nürnberger  Arbeiterfamilien  ohne  Unterschied  des  Berufs 
erstreckte,  wurde  festgestellt,  dass  in  den  Haushaltungen  im  Durch- 


i)  219  M.  jährlich  pro  Familie  bei  1021  M.  Gesamtkosten  für  Nahrungs-  und 
Genussmittel  und  zwar  für  Bier  147  M. ,  für  Wein  65  M.  und  für  Branntwein  7  M. 
Vgl.  Reichs-Arbeitsblatt  1905,  S.   141/143. 

2)  Ein  Arzt  schrieb  z.  B. :  »In  der  Ernährung  ist  ein  Hauptmangel,  dass  zu  viel 
Milch  in  die  Stadt  abgeführt  wird  und  für  das  erlöste  Geld  Flaschenbier  ins  Haus 
und  Feld  geholt  wird«.    Vgl.  Reichs-Arbeitsblatt  a.  a.  O. 
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schnitt  9,53  "/o  der  Gesamtausgaben  für  alkoholische  Getränke 
ausgegeben  wurden.  Von  diesen  9,53  "/q  der  Gesamtausgaben 
entfiel  der  weitaus  grössere  Teil  (9,21^/0)  auf  die  Aufwendungen 
für  Bier. 

War  oben  in  Ermangelung  ausreichender  statistischer  Unter- 
lagen der  Satz  von  wenigstens  10  "/o  des  Arbeiterhaushaltes  als 
die  ungefähre  Durchschnittslinie  bezeichnet  worden,  auf  welcher 
sich  die  Ausgaben  für  alkoholische  Getränke  in  Arbeiterkreisen 
bewegen,  so  bestätigen  die  vorerwähnten  Erhebungen,  dass,  wie 
bei  allen  Durchschnittszahlen,  in  Wirklichkeit  zahlreiche 
Arbeiterhaushalte  diesen  Durchschnitt  nicht  erreichen,  andere 
wieder  ihn  überschreiten.  Solche  Ueberschreitungen,  und  mit- 
unter ganz  erhebliche,  sind  gerade  in  Berufen  zu  beobachten,  die 
sich  durch  besonders  hohe  Löhne  auszeichnen.  So  mag  hier 
beispielsweise  auf  die  im  Braugewerbe  beschäftigten  Per- 
sonen hingewiesen  werden,  bei  denen  der  sogenannte  »F  r  e  i- 
trunk«  üblich  ist.  In  einer  im  Reichs-Arbeitsblatt  (Jahrgang 
1904,  S.  121  ff.)  gegebenen  Darstellung  der  Lohntarife  und  Tarif- 
löhne im  Deutschen  Reich  wird  hinsichtlich  des  Freitrunkes  aus- 
geführt (S.  132) : 

»Einen  bedeutungsvollen  Faktor  in  den  Löhnen  im  Brauer- 
gewerbe stellt  noch  immer  der  »Freitrunk«  dar,  der  sich  trotz 
aller  Bekämpfung  fast  überall  erhalten  hat.  Seine  Ablösung  durch 
Geld  ist  nur  in  sehr  wenigen  Brauereien  erfolgt.  Im  badischen 
Fabrikinspektionsbericht  für  1902  wird  gesagt:  »Wir  haben  in 
zahlreichen  Brauereien  die  Frage  der  Geldablösung  des  Freitrunkes 
mit  den  Arbeitern  und  Arbeitgebern  erörtert.  Von  den  ersteren 
haben  sich  leider  viele  ablehnend  oder  gleichgültig  verhalten;  die 
Minderheit  dagegen  scheint  die  Abschaffung  des  Freitrunkes  zu 
wünschen«.  Die  Richtigkeit  dieser  Ausführung  wird  durch  die 
Vereinbarungen  in  den  Tarifen  zweifellos  frei  bestätigt.  Nur  in 
3  von  den  74  Tarifen  hat  eine  Geldablösung  des  Freibiers  und 
zwar  mit  7  bis  7,20  M.  die  Woche  stattgefunden,  in  zwei  weiteren 
wird  den  Arbeitern  auf  Wunsch  das  nicht  getrunkene  Freibier 
mit  20  Pf.  pro  Liter  vergütet,  in  den  übrigen  ist  ein  Anspruch 
auf  Erstattung  des  nicht  getrunkenen  Bieres  entweder  nicht  ver- 
einbart oder  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Die  Menge  des  täg- 
lichen Freibieres  ist  entweder  unbeschränkt  oder,  wo  eine  Be- 
grenzung stattgefunden  hat,  auf  durchschnittlich  5  Liter  *)  guten 
i)  Vgl.  über  die  Anrechnung  des  Freibieres  bis  zu   dieser  Höhe  bei  den  Lohn- 
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Bieres  bemessen.« 

Bei  der  Beurteilung  des  vorstehend  genannten  Betrages  der 
Geldablösung  des  Freitrunkes  ist  zu  berücksichtigen,  dass  der 
Wochenlohn  bei  den  in  Betracht  kommenden  Arbeitern  22  bis  27  M. 
beträgt.  Der  Freitrunk  würde  sich  demnach  für  den  Arbeiter 
auf  21  bis  21,1  %  seines  gesamten  VVochenverdienstes  belaufen. 
AehnUche  und  noch  höhere  Sätze,  welche  oft  dem  gesamten 
Wohnungsaufwand  gleichkommen,  sind  auch  in  anderen  hochge- 
lohnten Berufszweigen  beobachtet  worden,  die  dann  meist  hohe 
Krankheits-,  Unfall-,  Invaliditäts-  und  SterbHchkeitszififern  aufzu- 
weisen haben.  Es  entspricht,  wie  auch  aus  Arbeiterkreisen, 
u.  a.  von  dem  bekannten  belgischen  Abgeordneten  Vandervelde, 
wiederholt  darauf  hingewiesen  worden  ist,  weder  dem  Eigen- 
interesse des  einzelnen  Arbeiters  noch  dem  Gesamtinteresse  der 
Arbeiterschaft,  wenn  erhöhtes  Lohneinkommen  vom  Arbeiter  nicht 
zu  allererst  dazu  verwendet  wird,  sich  selbst  und  seine  Familie 
auf  ein  erhöhtes  Lebensniveau  zu  bringen  und  zu  verbesserter 
Lebenshaltung  überzugehen. 

Da  gerade  die  Lebenshaltung  der  amerikanischen  Arbeiter 
als  die  zur  Zeit  höchste  angesehen  wird,  dürfte  eine  Gegenüber- 
stellung der  Verhältnisse  amerikanischer  Arbeiterfamilien  zu  denen 
der  hier  behandelten  deutschen  Arbeiterhaushaltungen  von  be- 
sonderem Interesse  seien ;  dies  um  so  mehr,  als  hinsichtlich  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  amerikanischer  Arbeiterhaushaltungen 
vollständigere  Unterlagen  vorliegen,  indem  das  Arbeitsamt 
der  Vereinigten  Staaten  wiederholt  umfassende  Unter- 
suchungen über  die  Lebenshaltung  gewerblicher  Arbeiter  ange- 
stellt hat.  Die  letzte  derselben  ist  im  Jahre  1904  unter  dem  oben 
angeführten  Titel  veröffentlicht  worden  und  erstreckte  sich  auf 
II 156  sogenannte  Normalfamilien  ^),  von  denen  2567  besonders 
eingehend  untersucht  wurden  ^). 


nachweisungen :  »Amtliche  Nachrichten  des  Reichs-Versicherungsamts« ,  Jahrg.  1887, 
S.  304,  Rekursentscheidung  Nr.  378  vom  13.  Juni  1887. 

i)  Unter  einer  »Normalfamilie«  versteht  das  amerikanische  Arbeitsamt  eine  Fa- 
milie aus  Mann,  Frau  und  höchstens  fünf  Kindern ,  von  denen  keines  über  14  Jahre 
alt  ist,  der  Mann  als  Lohnarbeiter  in  Stellung,  der  Haushalt  ohne  arme  Verwandte, 
Pensionäre,  Schlafburschen  oder  Dienstboten,  sowie  mit  Ausgaben  für  Miete,  Heizung^ 
Beleuchtung,  Nahrung,  Kleidung  und  Verschiedenes.    Vgl.  a.  a.  O.  S.  18. 

2)  Weder  bei  den  Normalfamilien ,  noch  bei  den  besonders  untersuchten  Fami- 
lien ist  die  Verteilung  auf  die  verschiedenen  Berufe  angegeben.  Der  genannte  Bericht 
erstreckt  sich    auf  die  Industriezentren    von    33  Staaten  (S.  11)   und    führt    bezüglich 
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Die  Aufwendungen  für  alkoholische  Getränke  sind  nur  für 
die  2567  besonders  untersuchten  Arbeiterfamilien  angegeben  wor- 
den. Der  Anteil  der  Ausgaben  für  alkoholische  Getränke  beträgt 
für  die  2567  Arbeiterfamilien  durchschnittlich  nur  1,62  °o  der  Ge- 
samtausgaben. Dabei  ist  allerdings  zu  beachten,  dass  von  den 
2567  untersuchten  Familien  1265  oder  49,5  %  abstinent  waren, 
so  dass  nur  1302  Familien  überhaupt  Ausgaben  für  alkoholische 
Getränke  aufzuweisen  hatten.  Für  die  letztgenannten  Familien  stellte 
sich  der  Aufwand  für  alkoholische  Getränke  im  Durchschnitt  auf 
3,19  %   der  Gesamtausgaben. 

Hiermit  stimmen  die  allgemeinen  Beobachtungen  überein, 
welche  Generalmajor  z.  D.  Dr.  Albert  Pfister  in  Amerika  gemacht 
hat.  Dieser  hebt  in  seiner  Schrift  »Nach  Amerika  im  Dienste 
Schillers«  (Stuttgart  und  Berlin  1906,  J.  G.  Cottasche  Buchhand- 
lung Nachf.)  die  Nüchternheit  des  amerikanischen  Arbeiters  gegen- 
über dem  deutschen  hervor.  Ersterer  trinke  mehr  Tee  als  dieser, 
der  fast  nur  alkoholhaltige  Getränke  kenne ;  dafür  gestatte  sich 
der  amerikanische  Arbeiter  eine  Aufbesserung  beim  Essen  und 
in  der  Kleidung,  vor  allem  aber  in  der  Wohnung.  Dr.  Pfister 
erscheint  es,  als  wenn  Massigkeit  im  Trinken  alkoholischer  Getränke 
und  Nüchternheit  sich  zu  einem  allgemeinen  Zug  im  Wesen  des 
amerikanischen  Volkes  herausbilden  wollten.  Am  deutlichsten  und 
wohltuendsten  trat  er  ihm  entgegen  bei  Arbeitern  und  Studenten, 
bei  Festlichkeiten  aller  Art,  bei  ländlichen  Ausflügen  und  Gelagen 
in  der  Häuslichkeit,  beim  täglichen  Brauch  sowohl  als  auch  bei 
festlicher  Stimmung. 

Als  Endergebnis  dieser  Betrachtung  aber  lässt  sich  mit  dem 
»Reichsarbeitsblatt«  der  Schluss  ziehen,  dass  unverhältnismässige 
Ausgaben  für  alkoholische  Getränke  im  Arbeiterhaushalt  bei  ge- 
ringen Lohneinkommen  zu  verschlechterter  Lebenshaltung 
führen,  bei  hohen  Lohneinkommen  aber  eine  aufsteigende 
Lebenshaltung  erschweren,  in  jedem  Falle  also  ungünstige 
Rückwirkungen  nach  sich  ziehen. 

VII. 

Regierungsrat  Dr.  Weyniann,  Mitglied  des  Reichsversiche- 
rungsamtes in  Berlin,  hat  vom  Standpunkte  der  staatlichen  Ar- 
beiterversicherung aus  in    seinem    in    der    22.  Jahresversammlung 

der  besonders  untersuchten  Familien  (S.   77)  an,    dass  diese  als   »typische«  Arbeiter- 
familien anzusehen  seien. 
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des  Deutschen  Vereins  gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke 
in  Münster  gehaltenen  Vortrage  die  Frage  einer  Untersuchung 
unterzogen,  ob  der  in  Deutschland  übliche  Alkoholverbrauch, 
wie  er  vorstehend  dargestellt  ist,  Schäden  allgemeiner  Art  her- 
vorruft^). Trotz  des  lückenhaften  Materials  gelangt  Dr.  Weyinamt 
auf  Grund  einer  Reihe  feststehender  Tatsachen  und  Zahlen  doch 
zu  einem  Urteile,  welches  für  diese  Verhältnisse  als  ausserordent- 
lich ungünstig  bezeichnet  werden  muss. 

I.  Was  zunächst  die  Invalide  n-  und  Kranken  Ver- 
sicherung anbetrifft,  so  setzt  Dr.  JVej'7;iann  als  bekannt  voraus, 
dass  der  fortgesetzte  schwere  Alkoholmissbrauch  zum  Delirium, 
zu  Geistes-  und  schweren  Nervenkrankheiten  oder  andern  Formen 
des  Zusammenbruchs  führt. 

Weniger  bekannt  ist  nach  seinen  Ausführungen,  wie  oft  diese 
Entwicklung  vorkommt.  Im  Jahre  1899  sind  den  preussischen 
allgemeinen  Krankenhäusern  und  Irrenanstalten  über  21 000  Per- 
sonen mit  den  Merkmalen  des  schweren  Alkoholismus  eingelie- 
fert worden.  Die  Begründung  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  be- 
treffend die  Bekämpfung  der  Trunksucht  von  1892  gibt  für  die 
»Hauptländer  Deutschlands«  die  entsprechende  Zahl  für  1877 
auf  4272,  für  1885  auf  10560  an.  Und  1899  in  Preussen  allein 
schon  21 000!  Die  Zahl  der  wegen  Geisteskrankheit 
invalidisierten  Personen  hat  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1891/95  bei  den  Männern  1,2,  bei  den  Frauen  1,3  v.  H.  aller  In- 
validisierungsfälle,  dagegen  im  Durchschnitt  der  Jahre  1896  bis 
1899  1,8  bez.  2,1  V.  H.  betragen.  Das  bedeutet  in  einem  vier 
Jahre  später  liegenden  Zeitraum  eine  Steigerung  um  50  v.  H. 
bei  beiden  Geschlechtern.  Wenn  man  nur  annehme,  dass  von 
jenen  21 000  des  Jahres  1 899  der  vierte  Teil  der  Invalidenver- 
sicherung unterstand  und  die  Invalidenrente  ein  halbes  Jahr  frühe 
erhalten  hat,  als  ohne  Alkoholismus  geschehen  sein  würde,  und 
wenn  man  den  durchschnittlichen  Jahresbetrag  der  Rente  nach 
den  gegenwärtigen  niedrigen  (aber  stetig  steigenden)  Beitrags- 
verhältnissen nur  mit  160  M.  ansetze,  dann  habe  man  allein  für 
das  Jahr  1899  eine  Mehrbelastung  der  Invalidenversicherung 
bloss  durch  die  schwersten  Trinker  mit  80  X  5000 
=  400000  M.  Die  Invalidenrenten  wachsen  noch  auf  Jahrzehnte 
stetig;    wenn  ausserdem  die  Zahl  der  schweren  Trinker    in    dem- 


l)  Arbeiterversicherung  und  Alkoholismus.  Mässigkeitsverlag,  Berlin  1906. 
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selben  Masse  wie  in  den  letzten  Jahrzehnten  anschwillt,  dann 
wird  der  Mehrbetrag,  der  ihnen  auf  das  Konto  zu  setzen  ist, 
bald  genug  eine  Million  jährlich  erreichen,  wenn  diese  Summe 
nicht  schon  erreicht  ist. 

Da  der  Zusammenbruch  in  der  Regel  nicht  sogleich  ein  end- 
gültiger ist,  also  die  Invalidität  nicht  sofort  einsetzt ,  so  werden 
durch  diese  Fälle  die  Kranken  k  a  s  s  e  n  ebenso  erheblich  be- 
lastet^). 

Mittelbar  aber  steigert  der  Alkoholmissbrauch  die  Kosten 
der  Arbeiterversicherung  dadurch,  dass  er  auf  Tuberkulose,  Ner- 
ven- und  Geschlechtskrankheiten  mächtig  fördernd  wirkt  und  die 
Heilung  andrer  Krankheiten  erschwert  und  verzögert.  Was  ins- 
besondere die  Geschlechtskrankheiten  anbetrifft,  so  fällt  nach  Dr. 
Laquer -Wieshaden  von  den  150  Millionen  Mark,  die  Deutschland 
nach  amtlicher  Feststellung  jährlich  durch  die  Geschlechtskrank- 
heiten einbüsst,  mittelbar  ein  Drittel  bis  ein  Halb  dem  Alkohol- 
missbrauch zur  Last. 

2.  In  der  Unfallversicherung  aber  wachsen  die 
Kosten  der  Arbeiterversicherung  durch  den  Alkoholmissbrauch 
unmittelbar  dadurch,  dass  er  die  Neigung  und  Fähigkeit,  Unfälle 
zu  vermeiden,  erheblich  verringert ,  und  mittelbar  ,  weil  er  die 
Folgen  der  Unfälle  erheblich  erschwert. 

In  ersterer  Beziehung  findet  man  einen  greifbaren  Anhalt  für 
die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  in  der  Verteilung  der  Unfälle 
über  die  Wochentage.  Im  Reichsdurchschnitt  entfallen  von  100 
Unfällen  auf  den  Montag  17,57,  der  Anteil  fällt  bis  zum  Freitag 
auf  15,14,  um  am  Sonnabend  auf  17,00  zu  steigen.  Sle/ir  erklärt 
dieses  Steigen  am  Sonnabend  damit,  dass  am  Freitag  bei  den 
Schankwirten  schon  Vorschüsse  auf  den  Wochenlohn  genommen 
werden.  Der  Montag  verhält  sich  hier  zu  dem  Durchschnitt  der 
übrigen  Wochentage  annähernd  wie  11  zu  10,  macht  also  bei  im 
Jahre  1904  angemeldeten  582000,  erstmalig  entschädigten  138  000 
Unfällen  eine  recht  bedeutende  Mehrbelastung  aus:  dagegen 
verhält  sich  die  Zahl  der  Montagsunfälle  zum  Durchschnittsanteil 
der  übrigen  Wochentage  z.  B.  bei  der  Müllerei-Berufsgenossen- 
schaft wie  95  :  76,  bei  der  Fuhrwerks-Berufsgenossenschaft  wie 
106  :  63,  bei  der  Speditions-Berufsgenossenschaft  wie  71  :  52,  bei 
den  Bauberufsgenossenschaften  wie   579  :  517.     Stehr  glaubt,  dass 


i)    Weymayin,  Arbeiterversicherung  und  Alkoholismus,  Mässigkeitsverlag  Berlin  1906. 
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die  Mehrbelastung  der  Berufsgenossenschaften  durch  das  Mehr 
am  Montag  mit  7  v.  H.  der  Gesamtlast  sehr  gering  angeschlagen 
sei;  das  würde,  da  im  Jahre  1904  über  126  Millionen  an  Ent- 
schädigungen gezahlt  worden  sind,  ein  Mehr  von  jährlich  beinahe 
9  Millionen  darstellen. 

Parallel  dazu  mag  darauf  hingewiesen  werden,  dass  nach  der 
Reichsstatistik  für  1898/99  an  Körperverletzungen  verhältnismässig 
auf  Montag  125,  Freitag  372,  Sonnabend  103  und  Sonntag  254 
entfallen. 

Noch  bedeutender  als  für  die  Entstehung  der  Unfälle  ist 
aber  der  Einfluss  des  Alkohols  auf  die  Wirkungen  der  Unfälle, 
insofern  als  der  Alkohol  die  Empfindlichkeit  gegen  Blutverluste 
und  Gefahr  gewaltsamer  Eingriffe  in  den  Körper  sowie  der  Ein- 
wirkung der  Verletzung  auf  die  Nerven  des  Verletzten  steigert^). 

Schliesslich  macht  sich  aber  nach  Dr.  Weyinan7i  der  Alkohol- 
missbrauch sowohl  in  der  Invaliden-  und  in  der  Krankenversiche- 
rung, als  auch  in  der  Unfallversicherung  der  Arbeiter  dadurch 
bemerkbar,  dass  er  die  Arbeitslust  verringert  und  die  Begehrlich- 
keit nach  der  Rente,  bez.  dem  Krankengelde  steigert,  sowie  die 
Entstehung  einer  belasteten  und  nicht  widerstandsfähigen  Nach- 
kommenschaft befördert. 

VII. 

Auch  ein  grosser  Teil  der  öffentlichen  Armenlasten  ist  dem 
Alkoholismus  zuzuschreiben.  Nach  den  Ausführungen  von  Dr. 
Laquer  in  seinem  Aufsatz  »Die  Trunksucht  und  die  Haushaltung 
der  deutschen  Städte«^),  der  sich  namentlich  auf  die  Zahlen 
Pütters,  früher  Stadtrat  in  Halle,  jetzt  Verwaltungsdirektor  der 
Charite  in  Berlin,  stützt,  kann  man  etwa  ein  Drittel  der  kom- 
munalen Armenlasten  dem  Alkoholismus  zur  Last  schreiben.  Da 
die  Armenlasten  von  3360  kleineren,  Mittel-  und  Grossstädten, 
welche  am  i.  Dezember  1900  je  über  2000  Einwohner  und  zu- 
sammen 30633075  Einwohner  zählten,  70 — 75  Millionen  betrugen, 
würden  also  die  deutschen  Städte  jährlich  um  ^s  ihres  Armen- 
etats, d.  h.  mit  20  bis  25  Millionen  Mark  durch  den  Alkoholis- 
mus belastet  werden,  die  Armenausgaben  des  gesamten  Deutschen 
Reiches,  welche  man  auf  150  Millionen  geschätzt  hat,  um  etwa 
50  Millionen  Mark. 

i)   Weymanti  a.  a.  O.  S.  lo/ii. 

2)  Der  Alkoholismus  1906,  Heft  2,  S.  77  ff. 
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Freilich  kann  selbst  die  beste  und  genaueste  Statistik  keinen 
strikten,  zahlenmässigen  Beweis  dafür  liefern,  wieweit  der  Al- 
koholismus bei  der  Belastung  des  Armenetats  im  einzelnen  Falle 
mit  in  Frage  kommt.  Aber  darin  stimmen  diejenigen,  welche  dieser 
Frage  näher  getreten  sind,  überein,  dass  die  Belastung  des  kom- 
munalen Haushaltes  durch  den  Alkoholismus  in  Deutschland  eine 
sehr  erhebliche  ist.  Manche  gehen  noch  über  den  vorerwähnten 
Prozentsatz  hinaus  und  schätzen  ihn  auf  50%   und  höher. 

Sicherlich  muss  man  zugeben,  dass  auch  diese  höheren  Zah- 
len nicht  von  der  Hand  zu  weisen  sind,  w^enn  man  mit  Kappel- 
mann ')  bedenkt,  dass  sich  mit  der  öffentlichen  Armenpflege  das 
Feld  keineswegs  erschöpft,  auf  dem  man  nach  brauchbaren  Er- 
gebnissen zu  forschen  hat,  um  zu  der  Beantwortung  der  Frage 
zu  gelangen,  welche  Umstände  die  Belastung  des  städtischen 
Haushaltes  herbeigeführt  haben.  Man  hat  hier  an  die  von  einer 
Gemeinde  verwalteten  selbständigen  Wohltätigkeitsanstalten,  an 
städtische  Krankenhäuser  (hier  abgesehen  von  armenrechtlicher 
Krankenpflege),  an  die  Belastung  gemeindlicher  Betriebskranken- 
kassen, die  Lasten  der  örtlichen  Polizeiverwaltung,  die  steuerliche 
Leistungsfähigkeit ,  Miet-  und  Pachtausfälle  ,  Schulgelderlasse, 
Schaden  und  Unglücksfälle  in  städtischen  Betrieben,  Schadens- 
ersatzansprüche dritter  an  die  Gemeinde  und  ihre  Haftpflicht  für 
Unfälle,  vorzeitige  Pensionierung,  Unterstützungen  an  Beamte  und 
sonstige  Angestellte  zu  denken. 

Im  engen  Zusammenhange  hiermit  ist  darauf  hinzuweisen, 
dass  in  Deutschland  alljährlich  200000  Männer  vor  den  Straf- 
richter infolge  Trunksucht  gelangen.  75  v.  H.  aller  Verbrechen 
gegen  die  Person  werden  unter  dem  Einfluss  des  Alkohols  be- 
gangen. Baer  zählte  unter  30041  männlichen  Gefangenen  aus 
49  Zuchthäusern,  32  Gefängnissen  und  21  Korrektionshäusern 
43,9  V.  H.  Trinker,  unter  2796  weiblichen  Sträflingen  18, i  v.  H. 
Trinkerinnen.  Das  Urteil  Krolines,  des  Dezernenten  für  die 
Zuchthäuser  im  kgl.  preussischen  Ministerium  des  Innern,  lautet 
dahin,  dass  70  v.  H.  der  Verbrechen  oder  Vergehen  mehr  oder 
weniger  in  ursächlichem  Zusammenhange  mit  dem  Branntwein 
stehen. 


i)  »Streiflichter  aus  den  Jahresausgaben  deutscher  Städte^; ,  Alkoholismus  1906, 
Heft  5,  S.  254  f. 
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VIII. 


Nach  dem  Vorhergesagten  hat  denn  auch  Laqiier  vollkom- 
men recht,  wenn  er  in  seinem  Aufsatze  die  » Alkoholfrage <;  be- 
merkt, dass  »eine  besondere  Aufgabe  der  Kampf  gegen  den  Mas- 
senverbrauch berauschender  Getränke  seitens  der  Lohnarbeiter, 
der  Kleinbürger,  der  Handwerker,  der  Unterbeamten  habe.  Denn 
nicht  die  50000  deutschen  Studenten,  welche  man  oft  als  »contra- 
poste«  anführe  —  sie  vertilgen  im  Höchstfalle  jährlich  ^/2  Million 
Hektoliter  Bier,  das  ist  der  hundertste  Teil  der  deutschen  Gesamter- 
zeugung —  bedingen  den  Alkoholismus  als  soziale  Erscheinung, 
sondern  die  Loiinarbeiter,  welche  ^/s  der  Gesamtbevölkerung  aus- 
machen <-. 

Die  Gefahren  des  Alkoholismus  sind  durch  die  Wissenschaft 
unwiderleglich  bewiesen.  Der  Alkoholismus  stellt  sich  in  seiner 
Wirkung  auf  den  tierischen  Organismus  als  ein  Gift  dar,  welches 
die  Lebensvorgänge  stört  und  bei  gewisser  Konzentration  auf- 
hebt. Daher  insbesondere  die  Gefährlichkeit  des  Schnapsge- 
nusses! Es  ist  bewiesen,  dass  der  Alkohol  die  ihm  bis  in  die 
neueste  Zeit  vielfach  nachgerühmten  Eigenschaften  nicht  besitzt: 
er  wärmt  nicht  und  nährt  nicht,  er  gibt  nicht  Kraft  und  nicht 
Ausdauer,  sondern  er  mindert  die  Energie  und  die  Widerstands- 
fähigkeit und  setzt  die  körperliche  und  geistige  Leistungsfähigkeit 
herab.  Er  regt  nicht  an,  erhebt  und  verklärt  nicht,  sondern  er 
macht  schlaff  und  träge,  bequem  und  indolent. 

»Mit  der  erleichterten  Auslösung  von  Willensantrieben  (unter 
dem  Einfluss  des  Alkohols)  verknüpft  sich  das  trügerische  Ge- 
fühl erhöhter  Leistungsfähigkeit,  auch  wenn  die  Messung  eine  er- 
hebliche Herabsetzung  derselben  nachweist.  Dieses  Gefühl  er- 
höhter Leistungsfähigkeit  ist  begleitet  von  einem  Glücksgefühl; 
beide  miteinander  verknüpften  Erscheinungen  sind  als  die  eigent- 
liche Ursache  des  Alkoholgebrauches  anzusehen.  Die  Erfahrung 
des  täglichen  Lebens  lehrt  unzweideutig,  dass  der  Alkohol  weder 
die  körperliche  noch  die  geistige  Leistungsfähigkeit  steigert. 
Dauerwirkungen  des  Alkohols  entstehen,  wenn  eine  neue  Gabe 
zugeführt  wird,  bevor  die  Nachwirkung  der  früheren  verschwunden 
ist.  Als  Trinker  ist  jeder  zu  betrachten,  bei  dem  Dauerwirkungen 
des  Alkohols  nachzuweisen  sind«   {Kraepelhi). 

Für  Kinder  ist  der  Genuss  von  Spirituosen  verhängnisvoll, 
für  Erwachsene  wird  der  Alkoholgenuss  gefährlich,  nicht  so  sehr 
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durch  ein  gelegentliches  Uebermass,  als  vielmehr  durch  den 
regelmässigen  (kräftigen)  alltäglichen  Genuss ,  auch  des  Bieres. 
Die  Giftstoffe  im  Körper  häufen  sich  und  sind,  wenn  sie  nicht 
unmittelbar  den  Tod  bringen ,  doch  wirksame  Bundesgenossen 
einer  ganzen  Reihe  von  Krankheiten  (Hoppe).  Der  Alkohol 
ist  ein  Protoplasmagift,  er  wirkt  zerstörend  auf  den  Zelleninhalt. 
Eine  chronische  Vergiftung  entsteht  dadurch,  dass  gewohnheits- 
mässig  genommene  Alkoholmengen  durch  ihre  schnell  hinter- 
einander erfolgenden  Einwirkungen  die  Schädigungen  zu  dauern- 
den machen  (Dr.  med.    (T'^^Äz-Stettin). 

Schon  Darivin  hat  einmal  gesagt:  > Keine  Ursache  richtet 
soviel  Leid,  Not  und  Elend  an,  wie  der  Genuss  alkoholischer 
Getränke«,  und  vom  Fürsten  Bismarck  stammt  das  Wort:  »Wenn 
man  eine  Arbeiterschutzgesetzgebung  auch  auf  einen  Schutz  vor 
dem  Trinkteufel,  dem  diabolus  germanicus,  ausdehnen  könnte,, 
so  wäre  mit  einem  Schlage  ein  grosser  Teil  der  sozialen  Frage 
gelöst«.  Am  l8.  März  1903  sagte  Kultusminister  Dr.  von  Studt 
im  Abgeordnetenhause:  »Noch  in  letzter  Zeit  ist  mir  von  Irrenärzten 
versichert  worden,  dass  die  Zunahme  des  Prozentsatzes  der  durch 
übermässigen  Alkoholgenuss  geisteskrank  gewordenen  Personen 
in  den  letzten  Jahren  eine  geradezu  erschreckende  gewesen  sei. 
Das  Bild,  das  uns  hinsichtlich  der  Verheerungen  des  Alkohol- 
genusses die  Zukunft  der  deutschen  Nation  bietet,  kann  gar  nicht 
düster  genug  geschildert  werden«.  Darauf  antwortete  ihm  der 
Abgeordnete  Schuh,  der  sich  den  Schutz  der  Interessen  von 
Brennereien  und  Wirten  angelegen  sein  Hess  und  es  mit  diesem 
Schutz  sehr  ernsthaft  nahm:  »Ich  bin  der  letzte,  der  nicht  aner- 
kennt, welche  Verheerungen  die  Branntweinpest  in  unserem 
Vaterland  verursacht,  weil  ich  selbst  Gelegenheit  genug  habe, 
durch  mein  eigenes  Geschäft  Beobachtungen  anzustellen«.  Ge- 
wiss ein  unverfängliches  Zeugnis! 

Und  der  preussische  Minister  für  Landwirtschaft  von  Arnim- 
Krieweti  erklärte  bei  seinem  ersten  Auftreten  vor  der  Volksver- 
tretung, dass  von  einer  unverschuldeten  Unterernährung  breiter 
Volksmassen  infolge  der  höheren  Fleischpreise  solange  nicht  die 
Rede  sein  könne,  als  hunderte  von  Millionen  Mark  von  derselben 
Bevölkerung  für  Alkohol  ausgegeben  würden. 

IX. 

Dem  gegenüber   ist  in  Deutschland    die  Volksanschauung  in 


An^  Dr.  Seidel: 

der  Alkoholfrage  noch  zurück  und  insbesondere  verhält  sich  die 
deutsche  Sozialdemokratie  in  der  Bekämpfung  des  Alkoholismus 
noch  ziemlich  ablehnend.  Zwar  hat  der  Parteitag  zu  Bremen 
1904  einen  förmlichen  Beschluss  dahin  gefasst,  den  Alkoholmiss- 
brauch in  der  Arbeiterschaft  zu  bekämpfen  ,  und  an  einzelnen 
Orten,  z.  B.  in  Königsberg,  sind  Anstalten  gemacht  worden,  in 
diesen  Kampf  durch  Errichtung  alkoholfreier  Wirtschaften  u.  dgl. 
einzutreten,  aber  im  allgemeinen  steht  die  deutsche  Arbeiterschaft 
in  der  Alkoholfrage  hinter  derjenigen  anderer  Länder  noch  sehr 
zurück.  Insbesondere  hat  die  schweizerische,  österreichische, 
nordamerikanische,  finnische  und  britische  Sozialdemokratie  eine 
sehr  bedeutsame  planmässige  Bekämpfung  des  Alkoholismus  ein- 
geleitet, und  Vandervelde  ist  es  sogar  gelungen,  den  Branntwein- 
konsum der  belgischen  Arbeiter  fast  um  die  Hälfte  herunterzu- 
bringen. In  Zürich  bestehen  bereits  27  alkoholfreie  Wirtschaften 
mit  einer  täglichen  Besucherzahl  von  etwa  2600  Personen.  In 
Frankreich  hat  kürzlich  eine  bedeutsame  Kundgebung  insofern 
stattgefunden,  als  dort  Vertreter  aus  allen  Parteien  des  Senats 
und  der  Kammern,  nicht  zum  wenigsten  der  sozialistischen,  den 
Ministerpräsidenten  Clemenceau  unter  Ueberreichung  eines  längeren 
Schriftstückes  ersucht  haben,  im  Wege  der  Gesetzgebung  eine 
gründliche  Reform  des  Schankwesens  in  Angriff  zu  nehmen. 

Warum  sollte  Aehnliches  nicht  auch  in  Deutschland  mög- 
lich sein }  Mit  Recht  bemerkt  Laquer,  dass  der  alkoholfrei  ge- 
führte Ruhrarbeiterstreik  vom  Jahre  1904  die  Möglichkeit  bewiesen 
habe,  dass  die  Arbeiter  ihre  antikapitalistische  Gesinnung  einmal 
dem  Alkoholkapital    gegenüber    ins  Werk  zu  setzen    vermöchten. 

Warum  sollte  bei  uns  ein  Umschwung  in  der  Volksanschau- 
ung sich  nicht  ebensogut  vollziehen  können ,  wie  in  Norwegen, 
wo  im  Herbst  1906  Sven  Aarestadt  zum  Landwirtschaftsminister 
ernannt  worden  ist,  ein  Mann,  der  seit  23  Jahren  in  voller  Oeffent- 
lichkeit  den  Alkoholismus  und  insbesondere  das  Alkoholkapital 
bekämpft,  und  der  seine  Bedeutung  darin  hat,  dass  er  diese  Bekäm- 
pfung politisch  organisiert  hat.  Es  ist  dies  in  einem  Lande  geschehen, 
in  dem  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  Gesetzgebung 
herrschte,  welche  die  Branntweinproduktion  noch  in  ganz  anderem 
Masse  begünstigte  und  wo  unter  dem  Schlagwort  des  Schutzes 
der  Landwirtschaft  die  Hausbrennereien  gefördert  wurden.  Dieser 
Umschwung  in  Volksanschauung  und  Gesetzgebung  hat  sich  zwar  in 
Norwegen  nur  allmählich,  aber  schliesslich  sehr  gründlich  vollzogen. 
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Die  Alkoholfrage  ist  eine  soziale  Frage  ersten  Ranges,  sie 
ist  hygienisch  und  wirtschaftlich  von  grösster  Bedeutung.  Der  Miss- 
brauch geistiger  Getränke  bringt  jährlich  Tausende  aufs  Kranken- 
lager oder  in  ein  friihes  Grab,  er  führt  jährlich  Tausende  in  Irren- 
häuser oder  Gefängnisse,  er  stürzt  jährlich  Tausende  in  Armut 
oder  hindert  sie  wenigstens  im  Vorwärtskommen,  er  ist  eine 
Leidenschaft,  deren  Folgen  sich  in  verhängnisvollster  Weise  über- 
tragen auf  das  nachwachsende  Geschlecht. 

Die  Notwendigkeit,  dass  Staat,  Kommunen  und  Interessen- 
gemeinschaften (Berufsgenossenschaften  usw.)  die  Alkoholgefahr 
bekämpfen  müssen,  ergibt  sich  hiernach  und  nach  dem  früher 
Gesagten  von  selbst.  Oberbürgermeister  Dr.  Adickes  in  Frank- 
furt a.  M.  weist  in  seinem  am  2.  September  1903  auf  dem  ersten 
deutschen  Städtetage  in  Dresden  gehaltenen  Vortrage:  »Ueber  die 
sozialen  Aufgaben  der  deutschen  Städte«  S.  30/31  auf  die  Be- 
teiligung der  Städte  am  Kampf  gegen  den  Alkoholismus  hin,  er 
betont  die  Möglichkeit  einer  Verstadtlichung  des  Wirtschaftsge- 
werbes in  Form  des  Gothenburger  Systems,  vergleicht  die  skan- 
dinavischen Erfahrungen  und  schliesst  unter  Hinweis  »auf  die 
in  letzter  Zeit  wiederholt  geschilderte  ungeheure  Schädigung  der 
wirtschaftlichen  und  moralischen  Gesundheit  unseres  Volkes«  mit 
dem  Wunsche,  »dass  diese  Gefahr  mehr,  als  dies  bisher  leider 
der  Fall,  anerkannt  würde«  und  mit  dem  Aufruf  an  die  Städte 
»die  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mittel  in  diesem  Kampfe  gegen 
den  Alkohol  eifrig  und  kräftig  zu  unterstützen«. 

Diese  Unterstützung  sollten  die  Städte,  Kreise  und  sonstigen 
Kommunalverbände  besonders  den  verschiedenen  Antialkohol- 
vereinen,  namentlich  in  finanzieller  Beziehung,  zu  Teil  werden 
lassen,  welche  mir  in  erster  Linie  berufen  zu  sein  scheinen,  den 
Kampf  gegen  den  Alkoholismus  praktisch  zu  führen. 

Als  solche  Vereine  kommen  in  Betracht  der  Deutsche  Verein 
gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  in  Berlin  (Vorsitzender: 
Senatspräsident  Dr.  von  Strauss  und  Torney-Berlin,  Geschäfts- 
stelle Berlin  W  15,  Generalsekretär  Gonser),  welcher  jetzt  in  den 
einzelnen  Bezirksvereinen  und  Vertreterschaften  etwa  22  000  Mit- 
glieder zählt,  und  die  verschiedenen  Abstinenzorganisationen,  deren 
Mitgliederzahl  in  den  letzten  Jahren  mächtig  angewachsen  ist. 
Unter  diesen  Organisationen  sind  hervorzuheben :  der  unabhängige 
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»Guttemplerorden«,  die  Vereine  vom  blauen  Kreuz,  »der  deutsche 
Bund  evangelisch-kirchlicher  Blaukreuz-Verbände«  und  die  Landes- 
gruppe Deutschland  der  »Alkoholgegner«,  denen  sich  noch  die 
verschiedenen  Berufsorganisationen,  wie  »der  deutsche  Arbeiter- 
Abstinentenbund«,  abstinente  Frauen,  enthaltsame  Eisenbahner 
usw.  zugesellen.  "- 

XL 

Was  insbesondere  den  erstgenannten  Verein  gegen  den  Miss- 
brauch geistiger  Getränke  betrifft,  so  hat  dieser  die  moderne  Anti- 
alkoholbewegung  eingeleitet.  Im  Jahre  1883  in  Cassel  begründet, 
verpflichtet  er  seine  Mitglieder  keineswegs  zur  Enthaltung  von 
allen  geistigen  Getränken,  sondern  lässt  für  jeden  einzelnen  volle 
Freiheit  hinsichtlich  seiner  Stellung  zu  der  Enthaltsamkeitsfrage 
bestehen  und  knüpft  die  Mitarbeit  nicht  an  ein  Gelübde,  sondern 
nur  an  die  sittliche  Verpflichtung  jedes  einzelnen  zum  eigenen 
Masshalten.  Auf  diesem  breiten  Boden  ist  es  denn  auch  möglich 
gewesen,  dass  Männer  von  den  verschiedensten  Lebens-  und  Welt- 
anschauungen sich  zu  einer  gemeinsamen  Arbeit  und  Bekämpfung 
der  Trunksucht  und  ihrer  F'olgen  zusammengefunden  haben. 

Unter  den  Begründern  waren  manche  hervorragende  und  be- 
rühmte Persönlichkeiten  ^).  Zu  ihnen  zählten  die  Aerzte  Baer,  Binz, 
Esmarch,  Finkeinburg,  Graf,  Märklin,  Spiess  und  Nasse,  von 
sonstigen  Universitätslehrern  Cremer,  Haeckel,  Bona-Meyer,  Laza- 
rus, Preyer,  Voit ;  von  Geistlichen  Bauer,  von  Bodelschwingh, 
Brückner,  Martius,  Fränkl,  Ninck,  Portig,  Oldenberg,  Zittel;  von 
Bürgermeistern  Adickes,  Brüning,  Forkenbeck,  Miquel  und  Struck- 
mann, von  Volkswirten  und  Politikern  Böhmert,  Georg  von  Bunsen, 
Ed.  Eiben,  Loewe-Calbe,  Emminghaus,  Gensei,  von  Miaskowski, 
Seyffardt-Crefeld,  Post,  Schmoller  und  Schrader,  die  Juristen  von 
Gneist  und  von  Holzendorff,  der  Generalfeldmarschall  Herwarth 
von  Bittenfeld  und  der  spätere  Landwirtschaftsminister  von  Ham- 
merstein-Loxten. 

In  der  Begründungsversammlung  zählt  Nasse  die  Mittel  auf, 
die  man  damals  ins  Auge  fasste.  Verminderung  der  Schankwirt- 
schaften und  des  Branntwein-Kleinhandels,  Regelung  der  Konzes- 
sionen nach  der  Einwohnerzahl,  Beschränkung  der  Verkaufszeiten, 
Beschränkung  des  Ausschankes  auf  öffentlichen  Verkehrsstationen, 

i)  Dr.  IV.  Bode ,  Geschichte  der  Trinksilten  und  Mässigkeitsbestrebungen  in 
Deutschland.    München  1896,  S.  113  ff. 
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Uneinklagbarkeit  der  Zechschulden,  strengere  Aufsicht  über  die 
Oertlichkeit  der  Schankstätten,  strengere  Handhabung  der  Bestim- 
mungen über  den  Ausschank  an  Minderjährige,  an  Trunkene  und 
Trunksüchtige,  Erhöhung  der  Gewerbesteuer  für  Schankwirtschaf- 
ten und  Branntwein-Kleinhandel,  kommunale  Branntweinsteuer, 
Erhöhung  der  staatlichen  Branntweinsteuer,  Ermässigung  von  Steuern 
auf  Tee,  Kaffee  und  leichte  Biere,  Bestrafung  der  öffentlichen 
Trunkenheit,  Zwangsunterbringung  Trunksüchtiger  in  besondere 
Asyle,  Bekämpfung  unreiner  geistiger  Getränke.  Neben  diese 
gesetzlichen  Massnahmen  sollten  die  Werke  freier  Vereinstätigkeit 
treten,  Einrichtung  von  Erholungsstätten  mit  alkoholfreien  Ge- 
tränken, unentgeltliche  Darbietung  von  Bildungs-  und  Unterhal- 
tungsmitteln für  die  ärmere  Bevölkerung,  Gründung  von  Gesell- 
schaften zu  eigenem  Erwerb  und  Betrieb  der  Schankwirtschaften 
nach  dem  »Gothenburger  System«,  Ermunterung  der  Fabrikation 
schwachalkoholischer  Getränke,  Anregung  zur  Errichtung  von 
Asylen  für  vorgeschrittene  Trinker,  Belehrung  der  öffentlichen 
Meinung  über  die  Gefahren  und  Schäden  des  Missbrauchs  geistiger 
Getränke  durch  Schrift  und  Wort,  durch  Volksschriften,  Flug- 
blätter, Wandervorträge,  Benützung  der  kleinen  periodischen 
Presse,  Beeinflussung  der  Schulen  und  Lehrer^  Vervollständigung 
der  noch  mangelhaften  Statistik  über  Konsum  und  Wirkungen 
der  geistigen  Getränke.  Der  neue  Verein  sollte  Hand  in  Hand 
gehen  mit  allen  obigen  gemeinnützigen  Vereinen,  die  für  bessere 
Bildung  und  Gesundheitspflege,  bessere  Nahrung  und  Wohnung 
der  ärmeren  Klassen  arbeiten.  Drei  Ideen  sind  es,  die  in  diesem 
Arbeitsplane  liegen :  bessere  Anschauungen,  bessere 
Einrichtungen,  bessere  Gesetze. 

Zwar  ist  es  noch  nicht  gelungen  in  dem  Vierteljahrhundert, 
das  zwischen  der  Begründung  des  Vereins  und  heute  liegt,  ein 
Reichsgesetz  zur  Bekämpfung  des  übermässigen  Genusses  von 
geistigen  Getränken  und  dessen  Folgen  zustande  zu  bringen,  wie 
im  weiteren  Verlaufe  Miquel  dies  wollte.  Es  sollte  die  Ein- 
richtung von  Schänken,  deren  Konzessionierung,  die  Entzieh- 
ung der  Konzession,  die  Art  und  Weise  des  Betriebes  der 
Schänken,  die  Gültigkeit  von  Rechtsforderungen  wegen  geisti- 
ger Getränke,  die  Verbindung  des  Ausschankes  von  Branntwein 
mit  anderen  Gewerben,  die  Bestrafung  ärgerniserregender  Trunken- 
heit, die  Zwangsheilung  und  Entmündigung  von  Gewohnheits- 
trinkern zum  Gegenstande  haben. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1907.    3.  2  1 
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Immerhin  ist  aber  doch  schon  manches  erreicht.  Mit  Erfolg  hat 
der  Verein  eine  höhere  Besteuerung  und  damit  eine  Verteuerung 
des  Branntweins  angestrebt :  das  Jahr  1887  brachte  das  Brannt- 
weinsteuergesetz von  diesem  Jahre.  WesentHch  diesem  Gesetze 
ist  es  zuzuschreiben,  dass  der  Konsum  von  Trinkbranntwein  seit- 
dem gefallen  ist.  Verschiedene^^  andere  Schritte  der  Reichs- 
regierung geschahen  im  Sinne  des  Vereins:  so  die  Verhinderung 
des  Branntweinhandels  auf  der  Nordsee  und  in  einem  Teile  Afrikas, 
die  höhere  Verzollung  alkoholstarker  Weine. 

Dass  staatlicherseits  die  Bedeutung  des  Deutschen  Vereins 
gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  anerkannt  wird,  ergibt 
sich  daraus,  dass  dieser  seit  einer  Reihe  von  Jahren  vom  Reichs- 
amt des  Innern  einen  namhaften  finanziellen  Zuschuss  zu  erhalten 
pflegt.  Aus  der  neuesten  Zeit  ist  aber  dann  eine  Reihe  von 
Verwaltungsmassnahmen  der  Regierung  und  Behörden  hervorzu- 
heben, welche  diese  in  Berücksichtigung  und  Ausführung  der 
an  sie  gerichteten  Eingaben  zum  Teil  in  eigener  Initiative  getrof- 
fen haben. 

Es  gehört  dahin  das  bedeutsame  Vorgehen  des  Reichsver- 
sicherungsamtes, welches  in  einem  Rundschreiben  vom  17.  Juli 
1906  sämtlichen  Versicherungsträgern  der  Unfall-  und  Invaliden- 
versicherung zu  einer  erneuten  Prüfung  die  Frage  vorlegt,  »wie 
durch  belehrende,  sowie  durch  helfende  Massnahmen  dem  Alkoho- 
lismus auch  im  Kreise  der  Versicherten  erfolgreich  entgegenzu- 
wirken sei«  und  dabei  als  erstrebenswerte  Ziele  bezeichnet :  »ein- 
dringliche Belehrung  der  Versicherten,  insbesondere  der  jüngeren 
Schichten  der  Arbeiterschaft  und  der  weiblichen  Arbeiterbevölke- 
rung über  die  Gefahren  des  Alkoholmissbrauches,  zweckmässige 
Unfallverhütungsvorschriften,  sowie  deren  wirksame  Durchfüh- 
rung und  Ueberwachung,  Verbot  oder  Einschränkung  des  Ge- 
nusses alkoholischer  Getränke  während  der  Arbeitszeit,  Bereit- 
stellung von  Trinkwasser  u.  s  w.  Auch  wird  eine  Heilbehandlung 
in  psychiatrisch  geleiteten  Trinkerheilstätten  zur  Beseitigung  von 
Unfallfolgen  und  zur  Abwendung  oder  Beseitigung  der  Invalidität 
in  vielen  Fällen  Erfolg  versprechen«. 

Auch  ist  hier  zu  erwähnen  der  Erlass  des  Preussischen  Mini- 
sters der  öffentlichen  Arbeiten  vom  20.  November  1905,  durch 
welchen  den  Beamten  der  Genuss  geistiger  Getränke  während 
des  Dienstes  vollständig  untersagt,  für  die  dienstfreie  Zeit  strengste 
Massigkeit  zur  Pflicht  gemacht  und   zugleich    die  Anweisung    ge- 
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geben  wurde,  alle  diejenigen  Einrichtungen,  welche  das  Minder- 
wertige durch  Besseres  ersetzen,  nach  Kräften  zu  fördern  und 
auszugestalten;  ferner  der  Erlass  der  Preussischen  Minister  des 
Kultus,  des  Innern,  für  Landwirtschaft,  für  Handel  und  Gewerbe 
vom  4.  Januar  1906,  in  welchem  anerkannt  wird,  »dass  die  Pro- 
vinzial-  und  Bezirksbehörden  es  sich  haben  angelegen  sein  lassen, 
mit  einem  der  hohen  Bedeutung  der  Angelegenheit  entsprechen- 
den Eifer  vorbeugende  Massnahmen  ,  insbesondere  auf  dem  Ge- 
biete der  Wohlfahrtspflege,  zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  an- 
zuregen, die  bestehenden  einschlägigen  Bestrebungen  in  geeigneter 
Weise  zu  unterstützen  und  für  die  Verbreitung  des  Verständnisses 
der  durch  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  bedingten  Schädi- 
gungen in  den  breitesten  Schichten  der  Bevölkerung  Sorge  zu 
tragen,  wobei  jedoch  ausdrücklich  betont  wird,  >:'dass  bei  den  hier 
vorliegenden  schwierigen  Verhältnissen  ein  nachhaltiger  Erfolg 
nur  durch  die  dauernd  fortgesetzte  gemeinschaftliche  Arbeit  aller 
beteiligten  Faktoren  erzielt  werden  kann«,  und  deshalb  ein  wei- 
terer Bericht  über  den  Erfolg  der  Massnahmen  nach  Ablauf  von 
zwei  Jahren  eingefordert  wird;  —  sodann  das  planmässige  Vor- 
gehen des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  in  der  Kanalarbeiter- 
fürsorge mit  besonderer  Betonung  der  Notwendigkeit,  dem  Miss- 
brauch geistiger  Getränke  mit  allen  Mitteln  vorzubeugen;  weiter- 
hin die  Anweisung  sämtlicher  deutschen  Staatsregierungen  mit 
Ausnahme  Preussens  und  Bayerns  (für  Preussen  besteht  Aussicht, 
dass  die  noch  vorhandenen  Bedenken  im  nächsten  Jahre  beseitigt 
werden),  dass  am  Impftage  im  Frühjahr  seitens  der  impfenden 
Aerzte  den  Müttern  der  Kinder  die  vom  Deutschen  Vereine  g. 
d.  M.  g.  G.  herausgegebene  Belehrungskarte  eingehändigt  wird, 
welche  auf  der  einen  Seite  die  Frage  beantwortet:  »Was  muss 
die  Frau  und  Mutter  vom  Alkohol  wissen«  und  auf  der  anderen 
Seite  die  Mahnung:  »Gebt  euren  Kindern  keinen  Wein,  kein 
Bier,  keinen  Branntwein!«,  kurz  und  klar  begründet;  —  endlich 
das  Vorgehen  des  Reichsmarineamtes  (Erlass  vom  13.  Oktober 
1905)  und  der  Kriegsministerien  von  Preussen  (Erlass  vom  8. 
Februar  1906),  von  Sachsen  (Erlass  vom  28.  Februar  1906),  wo- 
nach jedem  neu  eintretenden  Rekruten  das  vom  Deutschen  Verein 
g.  d.  M.  g.  G.  herausgegebene  Belehrungs-  und  Mahnwort:  »Al- 
kohol und  Wehrkraft«  übergeben  und  in  der  Instruktionsstunde 
auf  den  Inhalt  dieser  Schrift  noch  näher  eingegangen  werden 
soll.     Die  Bedeutung    dieser    Aufldärungsarbeit    für   das  Heer    ist 
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in  einer  lesenswerten  und  interessanten  Sclirift  von  Dr.  med. 
EricJi  Flade  in  Dresden:  »Was  erhoffen  wir  von  unserer  Armee 
im  Kampfe  gegen  den  Alkoholismus?«,  (Mässigkeitsverlag,  Berlin 
1906),  überzeugend  dargelegt  und  dabei  an  Beispielen  nachge- 
wiesen, welche  Erfolge  eiserner  Antialkoholdisziplin  in  Feldzügen 
zuzuschreiben  sind. 

Bessere  Einrichtungen  heisst  das  zweite  Losungs- 
wort des  deutschen  Vereins.  Manches  hat  er  in  dieser  Richtung 
ausgeführt,  viel  mehr  angeregt.  Er  hat  Tausende  von  Fabrikbe- 
sitzern und  anderen  Arbeitgebern  veranlasst,  in  ihren  Arbeits- 
stätten für  bessere  Getränke  zu  sorgen.  Während  der  Arbeit 
sollten  alle  alkohoUschen  Getränke  durch  billige  und  gute  Ersatz- 
getränke verdrängt  bleiben  und  nach  der  Arbeit  sollten  Kultur- 
genüsse geboten  werden,  welche  den  Arbeiter  von  der  Wirtschaft 
ablenken.  Die  zweckmässige  Stillung  des  Durstes  ist  für  die 
Arbeiter  häufig  eine  Pfennigfrage.  Die  Hamburg-Amerika-Linie 
liefert  ihren  Hafenarbeitern  täglich  für  3  Pfennig  i  Liter  Kaffee, 
für  2  Pfennig  ein  Liter  Tee,  beide  mit  Milch  und  Zucker.  Da- 
durch gelang  es,  binnen  Wochen  den  Alkoholgenuss  zu  vermin- 
dern. Die  25000  Mark,  welche  die  Linie  im  Jahre  aufwendet, 
rentieren  sich  mittelbar  glänzend  {Laqiier). 

Der  Verein  hat  die  Kaffeehallen  in  Deutschland  heimisch 
gemacht.  Das  erste  deutsche  Volkskaffeehaus  gründete  eine 
Dame  in  Memel  im  Jahre  1876  ;  sie  verband  damit  eine  Arbeiter- 
Sparkasse,  in  der  sie  im  Sommer  Ersparnisse  für  den  Winter 
annahm.  Heute  ist  ihrer  an  Zahl  eine  Legion.  In  neuester  Zeit 
sind  namentlich  in  Ostpreussen  von  den  Bezirksvereinen  g.  d.  M. 
g.  G.  zahlreiche  Kafifeebuden  oder  Kaffeewagen  eingerichtet  wor- 
den, die  sich  namentlich  an  Markttagen  in  kleineren  und  mittleren 
Landstädten  sehr  bewährt  liaben :  Osterode,  Allenstein,  Ortels- 
burg,  Johannisburg,  Sensburg,  Loetzen,  Lyck  und  andere  Orte 
bieten  hier  schöne  Beispiele,  wo  teilweise  auch  durch  den  Ein- 
fiuss  gemeinnützig  und  wohltätig  wirkender  Frauen  solche  Ein- 
richtungen geschaffen  worden  sind. 

XII. 

Vielseitiger  als  solche  Kafifeehallen  und  ähnliche  Einrichtungen 
sind  die  von  Vereinen  eingerichteten  Volksheime  und  Volks- 
kaffeehäuser, welche  von  fest  besoldeten  Heimverwaltern  bewirt- 
schaftet   werden,    die    dadurch    an    einem    starken  Verzehren    der 
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Gäste  nicht  interessiert  sind.  Es  ist  kein  Gast  verpflichtet,  etwas 
zu  verzehren;  von  alkohoh'schen  Getränken  ist  nur  leichtes  Bier 
zu  haben  und  die  Wasserflasche  steht  auf  den  Tischen.  Trink- 
gelder werden  nicht  angenommen.  Die  ersten  solcher  Volksheime 
sind  in  Dresden  errichtet  worden.  Wie  Bode  in  seinem  bereits 
erwähnten  Werke  der  s> Geschichte  der  Trinksitten  und  Mässig- 
keitsbestrebungen  in  Deutschland«  bemerkt,  sind  diese  Heime  und 
Volkskaß"eehäuser  dadurch  besonders  wichtig,  dass  sie  das  »Wirts- 
haus der  Zukunft«  vorbereiten,  in  dem  alles  Interesse  der  Wirte 
am  Alkoholkonsum  beseitigt  sein  und  die  Leitung  in  den  Händen 
gemeinnützig  gesinnter  Volksfreunde  oder  gewählter  Vertreter 
der  Gäste  liegen  wird.  Es  ist  dies  das  Reformgasthaus 
auf  gemeinnütziger  Grundlage  nach  verbessertem  Gothenburger 
System,  für  welches  der  in  Deutschland  wirkende  Verein  »Gast- 
hausreform« und  vornehmlich  sein  bisheriger  Generalsekretär 
Dr.  ^(?^^- Weimar  seit  Jahren  kämpfen  und  für  das  Oberbürger- 
meister Dr.  Adickes  in  seinem  erwähnten  Referat  die  Verstadt- 
lichung  gewünscht  hat. 

Laqiier  bezeichnet  in  seinem  Aufsatz  »Die  Trunksucht  und 
die  Haushaltung  der  deutschen  Städte<;  (»Der  Alkoholismus«  1906 
Heft  2  S.  82  f.)  in  dieser  Hinsicht  das  Vorgehen  der  Wiesbadener 
Stadtverwaltung  als  vorbildlich,  die  dem  Bezirksverein  gegen  den 
Missbrauch  geistiger  Getränke  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  und 
Führung  der  Baukantine  bei  dem  Kurhausneubau,  der  3 — 400 
Arbeiter  beschäftigte ,  erteilte.  Er  ist  der  Ansicht,  dass  alle 
Städte,  die  grössere  Bauten  vergeben,  in  den  Verträgen  die  Bau- 
kantinen, die  häufig  von  Maurerpolieren  oder  gar  von  den  Bau- 
unternehmern selbst  geführt  werden,  in  jener  Weise  dem  Privat- 
gewinn und  somit  der  Beförderung  des  übermässigen  Alkohol- 
konsums entziehen  sollten.  Diese  Kantinen  müssen  wohl  Bier, 
dürfen  aber  keinen  Schnaps  führen,  ihre  Verwalter  (am  besten 
Enthaltsame)  wären  jedoch  auf  festen  Gehalt  anzustellen  und 
dürfen  keinerlei  Privatinteresse  am  Alkoholverkauf  haben.  Die 
alkoholfreien  Getränke  müssen  in  billiger  und  vorzüglicher  Quali- 
tät vorhanden  sein.  Eine  zweite  in  Wiesbaden  an  der  hessischen 
Ludwigsbahn,  dem  belebtesten  Punkt  der  Stadt,  errichtete  Kan- 
tine setzt  jährlich  etwa  25000  Mark  um.  Die  Ernährung  durch 
Suppen,  Fleisch,  Gemüse  z.  B.  Reis,  hat  dort  nach  hygienischen 
Grundsätzen  zu  erfolgen.  Die  städtischen  Gasanstalten,  Elektrizi- 
tätswerke, Trambahnen-Depots,  Schlachthäuser,  ferner  Ziegeleien 
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u.  s.  w.  bieten,  wie  Laijiier  weiter  bemerkt,  die  gleichen  Chancen 
für  solche  Kantinen. 

Als  dauernde  Einrichtung  dieser  Art  ist  auch  das  dem  Be- 
zirksverein in  Elbing  unterstehende  Wirtshaus  zu  erwähnen,  das 
kürzlich  durch  die  finanzielle  Hilfe  der  dortigen  Industriellen,  ins- 
besondere der  Schichauwerft,  errichtet  ist  und  zu  w^elchem  die 
Stadt  Elbing  einen  jährlichen  Unterhaltungszuschuss  von  400  Mark 
leistet. 

Auch  für  das  platte  Land  wäre  die  Einrichtung  solcher 
Reformgasthäuser  von  grösstem  Segen.  Hier  kommen  neben 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  die  sich  zweckmässig 
an  Genossenschaftsverbände  anschliessen  werden,  die  Kreisver- 
bände und  grösseren  Landgemeinden  in  Betracht.  Diesen  könnte 
durch  billige  Sparkassendarlehen  die  Möglichkeit  gegeben  werden, 
bei  sich  bietender  Gelegenheit  ohne  finanzielles  Risiko  Schank- 
stätten,  die  bisher  schädlich  wirkten,  zu  erwerben  und  in  Reform- 
gasthäuser umzuwandeln.  Grössere  Gutsbesitzer,  die  Schankstätten 
(Realschankgerechtigkeiten)  besitzen  und  jetzt  durch  Verpachtung 
nützen  oder  die  bisher  schädlich  wirkende  Schankstätten  in  ihrer 
Nachbarschaft  zu  erwerben  haben,  können  durch  Umwandlung 
solcher  in  Reformgasthäuser  mit  geringen  Geldopfern  wesentliche 
Vorteile  für  ihre  Gutsinsassen  schaffen. 

Einzelne  Kreise  und  grössere  Landgemeinden  (in  Pommern, 
Westfalen  u.  s.  w.)  haben  solche  Einrichtungen  bereits  getroffen. 
So  hat  beispielsweise  die  westfälische  Landgemeinde  Reck- 
linghausen in  Langenbochum  in  der  Nähe  der  grossen  Zechen- 
kolonie der  Zeche  Schlägel  und  Eisen  (Schacht  III/IV)  ein  Ge- 
meindegasthaus mit  eigenem  Wirtschaftsbetrieb  errichtet,  in  wel- 
chem zugleich  eine  jedermann  ohne  Trinkzwang  zugängliche 
Lesehalle,  sowie  Wannenbäder  und  Brausebäder  eingerichtet  sind. 
Die  Bücher  für  diese  Lesehalle  hat  der  Landkreis  Recklinghausen 
gestellt.  Das  Gemeindegasthaus  wird  von  einem  Beamten  geleitet, 
der  mit  festem  Gehalt  angestellt  und  nur  an  dem  Verkaufe  alko- 
holfreier  Getränke  durch  Beteiligung  am  Reingewinn  inter- 
essiert ist. 

Bestrebungen  zur  Einrichtung  ähnlicher  Wirtshäuser  sind 
gegenwärtig  in  Ostpreussen  im  Gange,  wo  kürzlich  auf  Anregung 
der  für  die  Alkoholfrage  sich  lebhaft  interessierenden  Frau  Über- 
präsident von  Moltke  die  Angelegenheit  einer  Beratung  in  einer 
in  Königsberg  stattgehabten  Konferenz  unterzogen  worden  ist. 
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Bemerkt  mag  noch  im  Anschluss  an  die  Ausführungen  Laquers 
werden,  dass  in  Schweden  die  Städte  ^/lo  der  Gewinne  aus  den 
verstadtUchten  Wirtschaften  ohne  bestimmte  Auflage  für  die  Ver- 
wendung der  Gelder  erhalten.  Wie  gross  dieser  Gewinn  ist,  be- 
weist der  Umstand,  dass  ^/s  der  städtischen  Einnahmen  Gothen- 
burgs  überhaupt,  einer  Stadt  von  122  000  Einwohnern,  aus  diesen 
Wirtschaften  stammt.  Dieses  Ergebnis  ist  natürlich  eine  grosse 
Verlockung  und  Gefahr  für  eine  kurzsichtige  Kommunalsteuer- 
politik. Hier  ist  die  norwegische  Methode  vorzuziehen,  dass  die 
Stadtgemeinden  nur  is^/o  des  Reingewinns  bekommen;  20% 
werden  an  Mässigkeitsgesellschaften  zur  Verbesserung  von  Ar- 
beiterwohnungen, öffentlichen  Bädern,  zur  Förderung  von  Volks- 
konzerten, Volkstheatern,  Vorlesungen,  Lesehallen  und  des  öffent- 
lichen Sports  verteilt ;  65  %  erhält  der  Staat  zur  Bildung  eines 
Fonds  für  Gründung  einer  Alters-  bez.  Witwen-  und  Waisen- 
Versicherung.  So  haben  die  Stadtverwaltungen  Norwegens  i.  J. 
1895  ca.  3  Millionen  Mark  Erträgnisse  aus  51  Samlags  (=  Gesell- 
schaften) stammend,  zu  gemeinnützigen  Zwecken  verteilt  bei  einem 
Gesamt-Grundkapital  von  800000  Mark  und  bei  einer  Gesamt- 
seelenzahl  von  ^/2  Millionen  Menschen,  die  in  den  Städten  Nor- 
wegens überhaupt  wohnen.  Die  Stadt  Leeds,  etwa  so  gross  wie 
Köln  oder  Breslau,  bezieht  jährlich  440000  Mark  von  ihren  Gast- 
haus-Trust-Gesellschaften. 

Man  schätzt  das  in  britischen  Temperenzhotels,  Restaurants, 
Kaffeehäusern  angelegte  Kapital  auf  120  Millionen  Mark,  die  sich 
auf  30000  Etablissements  verteilen  mit  einem  Umsatz  von  240 
Millionen  Mark  und  einer  Verzinsung  von  6 — 7%  und  icoooo 
Menschen  sind  dabei  beschäftigt '). 

Sehr  richtig  bemerkt  Laquer  weiter,  dass,  um  Missbräuche 
und  Angriffe  zu  vermeiden,  diese  gemeinnützigen  Gesellschaften 
Mitglieder  des  Magistrats  der  Städte,  z.  B.  der  Armenverwaltung, 
kooptieren  und  ihre  Jahresberichte  veröffentlichen  müssten. 

XIII. 

Auch  das  vermehrte  Verständnis  für  den  Wert  und  die  Not- 
wendigkeit der  Trinkerheilstätten  und  Arbeiterkolonien  ist  dem 
Wirken  des  Deutschen  Vereins  g.  d.  M.  g.  G.  und  der  Enthaltsam- 
keitsvereine   zum    crrossen  Teile    zu    verdanken.     Freilich  werden 


i)  Laqtter,  Die  Trunksucht  und  Haushaltung  der  deutschen  Städte.    »Der  Alko- 
holismus <   1906,  Heft  II,  S.  87/88. 
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jene  ihre  volle  Kraft  erst  entfalten  können,  wenn  die  Forderungen 
dieser  Vereine  durch  die  Gesetzgebung  erfüllt  sind  und  ein  Zwang 
über  Trunksüchtige  durch  die  Behörden  ausgeübt  werden  kann. 
Seit  der  Begründung  des  Deutschen  Vereins  g.  d.  M.  g.  G.  sind 
diese  Heilstätten  von  zwei  bis  auf  über  vierzig  in  Deutschland 
angewachsen,  unter  denen  die  dijrch  Stadtrat  Dr.  med.  Wald- 
sc/imzdt-Chai\ottenhuYg  ins  Leben  gerufene  Anstalt  Waldfrieden 
bei  Fürstenwalde  mit  jetzt  150  Kranken  besonders  hervorzuheben 
ist.  Für  den  Austausch  der  Beobachtungen  und  Erfahrungen 
und  den  weiteren  Ausbau  dieser  segensreichen  Institute  sorgt  der 
»Verband  von  Trinkerheilstätten  des  deutschen  Sprachgebietes« 
(Vors.  Ob.Reg.-Rat  Falc/i-Stuttgart),  welcher  im  Anschluss  an  die 
Jahresversammlungen  des  Deutschen  Vereins  g.  d.  M.  g.  G.  seine 
alljährlichen  Tagungen  abhält.  Eine  kürzlich  wiederholte  Petition 
dieses  Verbandes  um  Erlass  eines  Reichsgesetzes  betrefifend  die 
Fürsorge  für  Trunksüchtige  liegt  gegenwärtig  der  Reichsregierung 
zur  Erwägung  vor. 

Behufs  Durchführung  einer  organisierten  Trinkerfürsorge 
empfiehlt  es  sich,  in  den  Bezirksvereinen  Frauenabteilungen  ein- 
zurichten, deren  Mitglieder  mit  den  in  Betracht  kommenden 
Kreisen  der  Bevölkerung,  namentlich  den  Frauen  der  Arbeiter, 
Fühlung  zu  nehmen  und  die,  falls  es  ihren  Einwirkungen  nicht 
gelingt,  den  Trinker  von  dem  Abwege  abzubringen,  dafür  zu 
sorgen  haben,  dass  dieser  einer  Heilstätte  überwiesen  wird,  noch 
ehe  seine  Familie  in  Not  und  Elend  verkommt. 

Ueberhaupt  darf  nach  meiner  Auffassung  in  dem  wichtigen 
Kulturkampf  gegen  den  Alkoholismus  die  Frau  nicht  fehlen ;  ihre 
Stellung  in  der  Familie  befähigt  sie  zu  diesem  in  ganz  hervor- 
ragender Weise.  Sie  kann  in  der  Küche  den  Kampf  gegen  den 
Alkohol  führen,  indem  sie  das  Essen  reformiert  und  dadurch  Ge- 
sundheit und  Nüchternheit  fördert.  Vor  allem  kann  sie  die  wert- 
vollste Zukunftsarbeit  in  der  Kinderstube  leisten,  denn  »die  Hand, 
welche  die  Wiege  steuert,  regiert  die  Zukunft«. 

In  Nordamerika  hätte  die  Enthaltsamkeitspartei  ohne  die 
Mithilfe  der  Frauen  nicht  ihre  riesenhaften  Erfolge  errungen.  In 
verschiedenen  Staaten  der  Union  ist  das  Alkoholverbot  Gesetz 
geworden,  und  seit  1902  ist  für  sämtliche  Schulen  der  Vereinigten 
Staaten  die  Alkoholbelehrung  als  wichtigster  Teil  der  Physiologie 
und  Hygiene  zum  obligatorischen  Lehrgegenstand  erhoben  worden 
—  eine  Massregel,    über  deren  Zweckmässigkeit  wenigstens  nach 
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unseren  Verhältnissen  sich  streiten  lässt,  die  aber  immerhin  be- 
weist, welche  Bedeutung  dort  der  Kampf  gegen  den  Alkoholis- 
mus erlangt  hat. 

In  England  stehen  über  100  000  F"rauen  in  der  Abstinenz- 
bewegung. Dort  ist  die  Hilfstätigkeit  der  Frauen  in  der  Londoner 
Heilsarmee  (Womens  Social  Work),  an  deren  Spitze  die  Schwieger- 
tochter des  Generals  Booth,  Mrs.  Brannvell  Bootli  steht,  namentlich 
für  Trinkerinnen  bekannt. 

In  Norwegen  gehören  57000  Frauen  den  verschiedenen  alko- 
holgegnerischen Vereinen  an.  Hier,  wo  die  Frau  wie  in  Amerika 
das  kommunale  Stimmrecht  hat,  hat  man  es  ihrer  eifrigen  Be- 
teiligung an  den  Abstimmungen  über  Alkoholausschank  zuzu- 
schreiben, dass  jetzt  in  19  Städten  die  Samlag-Institution  durch  das 
Alkoholverbot  aufgehoben  ist. 

In  der  deutschen  Antialkoholbewegung  haben  sich  einzelne 
Frauen  wie  Ottilie  Hojfnian7i  und  Frau  Dr.  Ziegler-WegscJieder 
einen  Namen  gemacht;  ihre  Verdienste  sind  umso  höher  anzu- 
schlagen, als  bei  uns  die  Bewegung  noch  nicht  in  der  Weise 
vorgeschritten  ist,  wie  in  den  andern  genannten  Ländern,  wo  sie 
freilich  auch  noch  dringender  war.  Gerade  die  Frau  mit  ihrem 
starken  Gefühlsleben  ist  in  diesem  Kampfe  zum  Wohle  des  Ein- 
zelnen, der  Familie  und  der  Nation  unentbehrlich. 

XIV. 

Auch  die  Aufklärungsarbeit,  welche  seitens  der  ver- 
schiedenen Antialkohol -Vereine  in  Deutschland  geleistet  wird, 
beansprucht  die  grösste  Bedeutung.  Namentlich  muss  diese  ihren 
Jahresversammlungen,  von  denen  die  bedeutsamsten  des  Jahres 
1906  das  deutsche  Grosslogenfest  des  Guttemplerordens  in  Schwe- 
rin vom  7.  bis  10.  Juli,  die  Jahresversammlung  des  Deutschen 
Vereins  gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  in  Karlsruhe 
vom  2.  bis  4.  Oktober  und  des  4.  deutschen  Abstinententages  in 
Elberfeld  vom  5.  bis  7.  Oktober,  einberufen  vom  Allgemeinen 
deutschen  Zentralverband  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus,  sind, 
zuerkannt  werden. 

Neben  den  Schriften  und  sonstigen  Belehrungen,  Ausstellungen 
u.  s.  w.  dieser  Vereine  verdienen  aber  ganz  besondere  Würdigung 
die  wissenschaftlichen  Kurse  zum  Studium  des  Alkoholismus, 
welche  vom  Zentralverband  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus, 
Berlin,    veranstaltet    werden.  —  Diese    Kurse    fanden    kürzlich  in 
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der  Ostervvoche  zum  vierten  Male  statt  und  wiesen  die  stattliche 
Zahl  von  543  Teilnehmern  (411  männliche  und  132  weibliche)  auf. 

Zu  den  bedeutsamsten  Errungenschaften  der  Bewegung  gegen 
den  Alkoholismus  gehört  die  Begründung  einer  internationalen 
Vereinigung  gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke,  welche 
am  21.  April  1906  in  Berlin  erfolgt  ist.  Sie  will  nach  dem  §  l 
der  Satzungen  »zu  allgemeiner  Förderung  öffentlicher  und  privater 
Massnahmen  gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  Organi- 
sationen (Verbände,  Vereine,  Korporationen)  und  Einzelpersonen 
verschiedener  Staaten  zu  gemeinsamem  Wirken  vereinigen. 

Die  internationale  Vereinigung  erkennt  für  ihre  Wirksamkeit 
die  relative  Berechtigung  sowohl  der  Massigkeit  als  der  Enthalt- 
samkeit an.  Organisationen  und  Einzelpersonen,  welche  satzungs- 
gemäss  oder  tatsächlich  die  ausschliessliche  Anwendung  des  einen 
oder  des  andern  dieser  Grundsätze  fordern,  können  der  inter- 
nationalen Vereinigung  oder  deren  Landesvereinigungen  angehören. 
Für  ihre  Person  können  die  Mitglieder  der  internationalen  Ver- 
einigung und  ihrer  Landesvereinigungen  auf  dem  Mässigkeits- 
oder  Enthaltsamkeitsstandpunkte  stehen. 

Dadurch  dass  hiernach  die  die  internationale  Vereinigung 
nach  aussen  vertretende  internationale  Alkoholkommission  über 
den  verschiedenen  den  Alkoholismus  bekämpfenden  Richtungen, 
Wegen  und  Programmen  stehen  soll,  ist  eine  besondere  Gewähr  da- 
für gegeben,  dass  alle  diese  Richtungen  ohne  gegenseitige  Befehdung 
das  gemeinsame  grosse  Ziel  der  Bekämpfung  des  Alkoholismus 
verfolgen  werden.  Diese  Kommission,  zu  deren  Vorsitzenden 
Senatspräsident  Dr.  von  Strmiss  und  Torney  in  Berlin  gewählt 
ist,  soll  in  voraussetzungsloser  Weise  die  Verhältnisse  prüfen, 
die  bei  der  Erzeugung,  bei  dem  Verbrauch  und  bei  dem  Miss- 
brauch der  berauschenden  Getränke  und  bei  ihren  Folgen  von 
unmittelbarem  und  mittelbarem  Einfluss  auf  Gesundheit  und 
Wohlfahrt  des  Einzelnen  und  des  Gesamtvolkes  sind  ^). 

Wenn  man  unter  Kultur  die  Erhebung  des  Menschen  über 
den  Naturzustand  durch  die  Ausbildung  und  Betätigung  seiner 
geistigen  und  sittlichen  Kräfte  versteht  und  wenn  man  annimmt, 
dass  sie  entsteht  durch  Zusammenwirken  vieler  innerhalb  einer 
menschlichen  Gesellschaft,  die  sich  auch  selbst  wieder  in  Wechsel- 
wirkung   mit    der   Kultur    7X\    festeren    und    höheren  Formen    ent- 


i)  »Der  Alkoholismus«,  Heft  4,  1906,  S.  191. 
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wickelt,  so  ist  die  Arbeit  und  der  Kampf  gegen  den  Alkoholis- 
mus gewiss  eine  Kulturarbeit.  Die  internationale  Vereini- 
gung erscheint  zu  dieser  durch  den  Zusammenschluss  der  in  ihr 
vereinigten  zivilisierten  Nationen  ganz  besonders  befähigt  und 
gibt  wohl  die  Gewähr  dafür,  dass  die  Kultur,  die  erstrebt  wird, 
nicht  nur  ein  ruhender  Besitz  bleibt,  sondern  auch  ein  Zustand 
dauernder  Tätigkeit  der  Einzelnen  sein  wird;  denn  ohne  stetige 
Kulturarbeit  wird  auch  der  erworbene  Kulturbesitz  allmählich 
wieder  untergehen. 
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DIE  REFORM  DER  STAATSSTEUERN  IN 
OLDENBURG. 

VON 

Dr.  HUGO  EPHRAIM. 


Das  G  r  o  s  s  herzogtum  Oldenburg  besteht  aus  drei  Teilen: 
I.  dem  Herzogtum  Oldenburg,  2.  dem  Fürstentum  Lübeck,  3.  dem 
Fürstentum  Birkenfeld. 

Für  die  beiden  Fürstentümer  gibt  es  zwei  Provinzialräte,  aber 
für  das  Grossherzogtum  besteht  ein  in  einer  Kammer  vereinigter 
Landtag.  Die  Einkünfte  der  drei  Gebiete  werden  getrennt  ver- 
waltet und  nur  zu  den  Ausgaben  der  betreffenden  Provinz  ver- 
wendet, abgesehen  von  den  Beiträgen  zu  den  Gesamtausgaben 
des  Grossherzogtums.  Die  letzteren  verteilen  sich  jetzt  so,  dass 
das  Herzogtum  Oldenburg  79  ^'2%  derselben  trägt,  das  Fürsten- 
tum Lübeck  i3  72°/o  und  Birkenfeld  7  "/o- 

Der  Voranschlag  der  Zentral-Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Grossherzogtums  für  das  Jahr  1907  lautet  wie  folgt : 

Ordentliche    Einnahmen.  Mark 

A.  Anteile  an  Reichszöllen  und  Reichssteuer 
Reichswechselstempelsleuer 


b.  Reichsstempelabgabe 

c.  Branntweinsteuer 

B.  Zinsen  vom  Kapitalbestande  des  Grossherzogtums 

C.  Mietgelder 

D.  Lotterieeinnahmen 

E.  Vermischte  Einnahmen 

F.  Beiträge  der  Provinzen 

a.  Herzogtum  Oldenburg 

b.  Fürstentum  Lübeck 

c.  Fürstentum  Birkenfeld 


79V2  % 

13  72% 

7% 


775 
650  000 
850  000 

213  155 

10750 

100  000 

120 

222  600 
36400 
21  000 


Ausserordentliche  Einnahmen 
Gesamt-Einnahme 


2  104800 


2104  800 
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Ordentliche  Ausgaben. 

A.  Landtag  und  Provinzlalräte 

B.  Staatsministerium 

C.  Zentralbehörden,  Anstalten 

D.  Beiträge  zu   den  Kosten  des  Reichs   und  Kosten  der  Vertretung 
bei  demselben 

E.  Witwen-Kassenbeiträge  u.  s.  w. 

F.  Wartegelder,   Pensionen  u.  s.  w. 

G.  Abgaben  und  Unterhaltung  von  Gebäuden 
H.  Vermischte  u.  s.  w.  Ausgaben 

Ausserordentliche  Ausgaben 
Gesamt- Ausgaben 


Mark 

55000 
100  000 

87  218 

1  692  300 

5  300 

145  245 

2  500 

'7237 

2  104  800 

2  104  800 


Der  Staatshaushalt   des   Herzogtums   Oldenburg    hat    für    das 

Finanzjahr   1907^)  folgenden  Voranschlag: 

Ordentliche  Einnahmen. 

Kap.      I.   Vom  Staatsgut 

»        IL  Von  Gewerberekognitionen,   Sportein,  Gebühren  u.  s.  w. 

»  III.  Von  den  Steuern 

»  IV.  Sonstige  Einnahmen 


Mark 

I  III  762 

3782885 

3  880  000 

211  153 


Ausserordentliche  Einnahmen. 


a.  Aus  Kassenüberschüssen 

b.  Für  veräusserte  Forstorte 

c.  Vermischte   u.  s.  w.  Einnahmen 


8  985  800 


900  000 
41  149 


Gesamt-Einnahmen 


Ordentliche  Ausgaben 

Kap.      I.  Allgemeiner  Landesaufwand 

»  II.   Verwaltung  des  Innern 

»  III.  Verwaltung  der  Justiz  und  Militär 

»  IV.   Geistl.  Angelegenheiten  und  Schulen 

»  V.  Verwaltung  der  Finanzen 

»  VI.  Vermischte  u.  s.  w.  Ausgaben 


Ausserordentliche  Ausgaben 

Gesamt- Ausgaben 


9  928  500 

Mark 

I  263  343 

I  887  839 

974  449 
I  421  199 

3  144  067 
27  007 

8717904 

984  600 

9  702  504 


Aus  diesem  Voranschlag  geht  hervor,  dass  über  43  "/o  der 
ordentlichen  Emnahmen  des  Herzogtums  auf  die  Steuern  fallen; 
die  SollerträCTe  der  einzelnen  Steuerarten  sind : 


A.  Direkte  Steuern. 

1.  Grundsteuer 

2.  Gebäudesteuer 

3.  Einkommensteuer 

4.  Vermögenssteuer 

5.  Erbschaftssteuer 

6.  Wandergewerbesteuer 


M. 


530  500 

207  800 

I  850  000 

372  500 

200  000 

19  200 


i)  Also  unter  Berücksichtigung  der    am  i.   Mai  d.   J.  in   Kraft  getretenen  neuen 
Gesetze. 
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B.  Indirekte  Steuern. 
Stempelgebühren  M. 


700  000 


M.   3  880  000 

Die  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  die  Einkommensteuer 
bildeten  bisher  die  bei  weitem  wichtigsten  Steuerquellen  des 
Landes.  Folgende  Berechnungen  geben  ein  Bild  der  Einkommens- 
verhältnisse im  Herzogtum  und  der  Verteilung  der  Einkommens- 
steuerlast.    Im  Durchschnitt  der  4  Jahre   1903/6  versteuerten: 


Personen 
76453 

21  468 

5063 

22 


0/0  aller 
Steuerzahler 

74,5 
20,50 

4,98 

0,02 


Einkommen 

unter      900  M. 

von     900 —   3  000  » 

»     3000 — 60  000  » 

»         über  60  000  » 


0/0  des 
Gesamt-Steuerertrags 
18,40 
29.15 
42,35 
10,10 


Die  Steuerpflichtigen  mit  Einkommen  von  3000 — 60  000  Mark 
verteilen  sich  1903/5. 


Einkommen 

Zahl  der  Steuerpfl 

chtigen 

Sleuersumme 

Mark 

1903/4 
'      3446 

1904/5 

1905/6 

1903/4 

1904/5 

1905/6 

3  000—  6  000 

3480 

3576 

278616 

282  057 

290  134 

6  000—10000 

!        917 

949 

997 

154370 

160397 

169465 

10  000 — 20  000 

409 

402 

411 

152  167 

148948 

154683 

20  000 — 30  000 

64 

76 

76 

56357 

64922 

66  250 

30  000 — 40  000 

'          29 

31 

22 

38740 

'     41  000 

28  900 

40  000  —  50  000 

9 

10 

18 

15720 

17720 

31760 

50  000 — 60  000 

i            7 

6 

2 

15  140 

12860 

4340 

4881 

4954 

5102 

711  HO 

727  904 

745532 

Im  Durchschnitt  dieser  drei  Jahre  brachten  also  auf: 

,.     T--   1  Prozent  des                     Prozent  der 

die  Emkommen  von  „  c-            a-  ^    ■ 

Gesamtertrags  Steuerpflichtigen 

3000 —   6000  M.  16,74                                  4>42 

6000 — 20000    »  18,64                                   1,33 

20000 — 60000    »  7,80                                  0,12 


Nach  den  Einkommensteuerrollen  wurden 
besteuert : 

Es 

stiegen 

also 

: 

Jahr 

Personen 

mit  Einkom- 
|men  von  Mark 

Zeitraum 

die  Zahl  d.  Be- 
steuerten umO/o 

die  Summe  der 

Einkommen 

um  0/0 

1865 

|i 

72  780 

44  024856 

1S65  — iSSo 

4V2 

33V2 

1880 

76  204 

58766550 

1895 

87871 

7604358S 

1S65— 1895 

20,7 

72,7 

1906 

105605 

110  000  000 

1865  -1906 

45-1 

249,8  ») 

l)  Möglichst  genaue  Berechnung  auf  Grund  der  Ergebnisse  der  Einkommen- 
steuerschätzung 1905/6.  Hiebei  ist  zu  berücksichtigen,  dass  ein  Teil  des  Einkommens 
der  Erwerbsgesellschaften  zweimal  besteueit  worden  ist. 


Die  Reform  der  Staatssteuern  in  Oldenburg. 


493 


Es  versteuerten  von  sämtlichen  Steuerzahlern  ein  Einkommen  von: 


unter 
300  Mark 


300 — 600     600 — 150011500 — 30003000 — 6000 
Mark       1        Mark       1        Mark  Mark 


6000  Mark 
und  darüber 


1895      '       27621 
1905  26  1 12 


33060 

34  333 


16  160 

29  221 


7010 

9326 


2865 

3576 


1155 
1549 


Der  Anteil  der  Einkommen  unter  600  Mark  fiel  demnach  von 
1895 — 1905  um  II  %  nämlich  von  69  auf  58  %  ;  dagegen  stiegen 
die  Anteile  : 


der  Einkommen 

von 

also 

um  0/^, 

600 — 1500  M. 

von 

18,40/, 

auf 

28      0/^, 

9,6 

1500  —  3000  » 

» 

8      » 

» 

9      " 

I 

3000 — 6000   X 

» 

3.3   >■ 

>■■ 

3,5   » 

0,2 

6000  M.  u.   mehr 

> 

1,3  » 

>■ 

1,5  » 

0,2 

Die  Grund-  und  Gebäudesteuer,  beruhend  auf  den 
Gesetzen  vom  18.,  5.  1855,  bildete  die  Ablösung  von  dreissig  ver- 
schiedenen, historisch  entstandenen  Abgaben  und  Lasten,  die  auf 
Grundstücken  und  Gebäuden  ruhten.  Die  Vorbereitungen  zur 
Ausführung  dieser  Gesetze  nahmen  zehn  Jahre  in  Anspruch  und 
bestanden  in  der  Hauptsache  in  der  Anfertigung  eines  Steuer- 
katasters sowie  in  der  Einschätzung  der  Grundstücke  und  Ge- 
bäude in  die  Klassen  dieses  Katasters.  Die  Einschätzung  war 
nicht  auf  Ermittlung  der  tatsächlich  vorhandenen  Werte  und  der 
von  den  einzelnen  Objekten  erzielten  absoluten  Erträge  ge- 
richtet, man  wollte  vielmehr  nur  eine  Grundlage  der  relativ 
richtigen,  nachbargleichen  Abschätzung  gewinnen,  unter  Be- 
rücksichtigung von  Lage,  Kultur,  Bodenart,  Mietwert.  Von  dem 
so  ermittelten  »Steuerkapital«  erhob  man  vom  i./i.  1866  an  9  °/o 
als  Grundsteuer  und  6  ^/o  als  Gebäudesteuer. 

Beide  Sätze  erwiesen  sich  aber  als  zu  hoch  :  man  setzte  in- 
folgedessen das  Steuerkapital  für  die  Grundstücke  herab,  und 
für  die  Gebäude  ermässigte  man  den  Steuers  a  t  z  auf  5,3%.  Die 
seitdem  am  Kataster  vorgenommenen  Aenderungen  beruhen  nur 
auf  Aenderungen  der  Kulturart  und  der  inneren  Beschaffenheit; 
die  durch  die  Konjunktur,  z.  B.  durch  Zu-  oder  Abnahme  des 
Verkehrs  erfolgten  Wertsteigerungen  oder  Wertabnahmen  wurden 
nicht  berücksichtigt.  Derartige  Wertveränderungen  sind  aber  in 
den  letzten  40  Jahren  in  grossem  Umfange  eingetreten,  —  es  sei 
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nur  an  die  Steigerungen  und  Verschiebungen  im  Werte  der 
städtischen  Grundstücke  erinnert  — ,  und  so  kann  man  den  Mass- 
stab der  Grund-  und  Gebäudesteuer  heute  keinesfalls  als  gerecht 
bezeichnen.  Von  ländlichen  Abgeordneten  wurde  schon  seit 
längerer  Zeit  gegen  diese  Steuer  agitiert,  da  man  sie  als  eine 
ungerechte  Doppelbesteuerung  empfand,  die  mit  dem  Reichsgesetz 
wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13. /S-  1870  nicht  in 
Einklang  zu  bringen  sei.  Man  übersah  auf  dieser  Seite,  dass  das 
herangezogene  Gesetz  nur  die  mehrfache  Besteuerung  desselben 
Objektes  in  verschiedenen  Bundesstaaten  beseitigen  will. 

Durch  Gesetz  vom  6.  4.  1864  wurde  im  Herzogtum  eine  klassi- 
fizierte Einkommensteuer  eingeführt,  die  im  Jahre  1891 
neu  geregelt  wurde.  Dieser  Steuer  unterlag  im  Prinzip  »derjenige 
Teil  des  gesamten  Einkommens  des  Steuerpflichtigen,  welcher 
demselben  nach  Abzug  der  auf  die  Hervorbringung  unmittelbar 
zu  verwendenden  Kosten  zu  seinem  oder  seiner  Haushaltungsan- 
gehörigen Unterhalt  oder  zu  sonstiger  Verwendung  in  Geld  oder 
Geldwert  übrig  bleibt«. 

Die  Veranlagung  der  Einkommen  unter  3000  Mark  erfolgte 
;> unter  Berücksichtigung  der  durch  die  gesamten  Verhältnisse  des 
Steuerpflichtigen  etwa  begründeten  geringeren  Leistungsfähigkeit«; 
bei  Jahreseinkommen  von  3000  Mark  und  darüber  sollten  dagegen 
die  einzelnen  Bestandteile  des  Jahreseinkommens  möglichst  genau 
festgestellt  und  danach  das  Einkommen  angenommen  werden. 
Die  Steuersätze  begannen  mit  i  Mark  für  ein  Einkommen  bis  aus- 
schliesslich 225  Mark  und  stiegen  in  der  Weise,  dass  sie  bei 
3000  Mark  2  ^o  ausmachten  und  erst  bei  60  000  Mark  den  Höchst- 
satz von  4  *^/o  erreichten. 

Das  Gesetz  verzichtete  auf  ein  Erfassen  des  wirklichen  indivi- 
duellen Einkommens  der  Steuerzahler  und  begnügte  sich  mit 
einer  Schätzung  künftiger  Erträge  nach  durchschnittlichen  Ver- 
hältnissen und  mittelguten  Jahreskonjunkturen.  Die  1891  eingeführte 
Deklarationspflicht  bezog  sich  nur  auf  Kapitalbesitz  und  dessen 
Zinsen,  auf  Leibrenten   u.  s.  w. 

Am  20. /lO.  1902  legte  die  Regierung  dem  Landtage  den  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  betreffs  Abänderung  des  Ein- 
kommensteuergesetzes vor. 

Sie  beantragte:  i.  Die  Besteuerung  der  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftimg,  die  in  diesem  Punkte  den  Aktiengesell- 
schaften   gleichgestellt    werden    sollten ;    2.    die  Besteuerung   der 
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sämtlichen  eingetragenen  Genossenschaften^);  3.  Die  Erhöh- 
ung des  Einkommensteuertarifs. 

Mit  dem  ersten  Antrage  erklärte  man  sich  einstimmig  einver- 
standen, da  die  Steuerfreiheit  der  genannten  Gesellschaften  sich 
nur  aus  dem  Umstände  erklärte,  dass  die  durch  Reichsgesetz 
von  1892  entstandene  Gesellschaftsform  beim  Erlass  der  Novelle 
II. /3.  189 1,  welche  die  Steuerpfhcht  der  inländischen  Aktienge- 
sellschaften begründete,  noch  nicht  vorhanden  war;  im  Jahre  1903 
hatten  aber  17  (teilweise  recht  kapitalkräftige)  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftung  im  Herzogtum  ihren  Sitz. 

Ueber  die  Besteuerung  auch  solcher  eingetragener  Genossen- 
schaften, die  ihre  Geschäftstätigkeit  auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder 
beschränkten,  waren  die  Ansichten  im  Finanzausschusse  geteilt. 
Einige.  Abgeordnete  waren  grundsätzlich  dagegen,  andere  waren 
der  Heranziehung  der  städtischen  Konsumvereine  mit  offenen 
Läden  nicht  abgeneigt,  um  die  Wünsche  der  kleinen  Geschäfts- 
welt zu  befriedigen.  Ein  einziger  Abgeordneter  war  für  Besteuerung 
sämtlicher  Genossenschaften,  da  viele  derselben  über  den  Rahmen 
ihrer  ursprüngHchen  Zweckbestimmung  hinausgingen  und  Erwerbs- 
zwecke verfolgten.  Die  Regierung  hatte  ihren  Antrag  mehr  im 
Interesse  einer  gleichmässigeren  Besteuerung  als  im  Hinblick  auf 
den  finanziellen  Erfolg  gestellt ;  sie  konnte  sich  daher  mit  der 
Sonderbehandlung  der  Konsumvereine  mit  offenen  Läden  nicht 
einverstanden  erklären,  da  der  offene  Laden  nur  eine  technische 
Notwendigkeit  des  Geschäftsbetriebes  sei  und  keinen  grundsätz- 
lichen Unterschied  in   bezug  auf  die  Besteuerung  begründete. 

Bei  dem  von  der  Regierung  vorgelegten  neuen  Tarife 
wurde  die  allgemeine  Tendenz,  die  Steuerlast  von  den  unteren 
und  mittleren  Stufen  mehr  nach  oben  zu  verschieben,  als  richtig 
anerkannt  -).     Aber  im  Hinblick  auf  die  Vermögenssteuer,    deren 


i)  Von  den  199  eingetragenen  Genossenschaften  waren  148  steuerfrei,  da  sie  ihre 
Geschäftstätigkeit  auf  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  beschränkten,  und  zwar:  56  Spar- 
und  Darlehenskassen  u.  dgl.,  33  landwirtschaftliche  und  3  städtische  Konsumvereine, 
22  Eier-  und  Geflügelverkaufsgenossenschaften,  16  Molkereigenossenschaften,  11  Hengst- 
haltungsgenossenschaften ,  je  eine  Viehverwertungs- ,  Acetylengas-,  Obstverwertungs-, 
Schneiderrohstoffgenossenschaft,  ein  Kohleneinkaufs-,  Bau-,  Händlereinkaufsverein. 

2)  Der  Entwurf    brachte    eine  Erhöhung  der  Steuer,    etwa    bei  Einkommen  von 

8000  Mark  beginnend,  während  darunter  im  Durchschnitt  fast  nichts  geändert  wurde. 

Der  Höchstsatz  von  4  0/^^ ,    der  bislang  erst  bei  einem  Einkommen  von  60  000  Mark 

erreicht  wurde,  sollte  schon  bei  28  000  Mark  eintreten.    Es  wurde  hierbei  darauf  hin- 
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Einführung  in  einigen  Jahren  fest  beabsichtigt  war,  wollte  man 
den  neuen  Tarif  nur  mit  einer  auf  3  Jahre  beschränkten  Gültig- 
keit bewilligen,  da  man  Bedenken  trug,  dieselben  Kreise  in  so 
kurzer  Zeit  zweimal  zu  treffen.  Die  Stufen  des  vorgelegten  Tarifes 
hielt  man  für  zu  weit,  und  man  wünschte  die  Zugrundelegung 
eines  Hundertmarkstufen-Tarifes,  von  dem  nicht  nur  eine  gerech- 
tere Verteilung,  sondern  auch  ein  bedeutender  Mehrertrag  er- 
wartet wurde,  sodass  die  Einkommen  bis  400  Mark  gut  freige- 
lassen und  auch  die  folgenden  Stufen  entlastet  werden  könnten. 
Die  Regierung  ging  darauf  nicht  ein,  da  sie  eine  übermässige 
Häufung  von  Reklamationen  befürchtete;  aber  sie  kam  den 
Wünschen  des  Ausschusses  durch  eine  beträchtliche  Verengerung 
der  Stufen  entgegen. 

Der  Landtag  (Sitzung  vom  28. /2.  1903)  nahm  schliesslich  den 
veränderten  Tarifentwurf  für  die  Dauer  von  3  Jahren  an,  lehnte 
aber  die  Besteuerung  sämtlicher  eingetragener  Genossenschaften 
ab.  Da  sich  die  w^eitere  Steuerreform  verzögerte,  wurde  später 
die  Gültigkeit  des  Gesetzes  um  ein  Jahr  verlängert. 

Für  eine  baldige  Umgestaltung  des  Einkommensteuergesetzes 
von  Grund  auf  trat  übrigens  der  Landtag  damals  in  seiner  Ge- 
samtheit ein.  Folgende  Anregungen  wurden  in  dieser  Hinsicht 
gegeben : 

a.  Einführung  der  Selbsteinschätzung,  etwa  nach  preussischem 
Muster; 

b.  Freilassung  der  niedrigsten  Einkommen,  aber  nicht  bis 
900  Mark,  da  dies  z,  Zt.  für  Oldenburg  zu  weitgehend  sei  ^). 

c.  Fortführung  der  Progression  über  4  °/  0  hinaus ; 

d.  Beseitigung  der  durch  Berücksichtigung  der  Gesamtver- 
hältnisse bei  Einkommen  unter  3000  Mark  geschaffenen  Ungleich- 
heiten ^). 


gewiesen ,    dass    z.  B.    in  Sachsen-Altenburg    der    Höchstsatz    von    4  ^/q    bereits    bei 
18  000  Maik  und  in  Sachsen-Meiningen  bei  33  000  Mark  erreicht  wird. 

1)  In  der  Landtagsverhandlung  vom  28. /2.  1903  wies  der  Berichterstatter  darauf 
hin,  dass  in  Oldenburg  tatsächlich  schon  jetzt  ein  steuerfreies  Existenzminimum  vor- 
handen wäre.  Die  Zahl  der  wegen  Dürftigkeit  nicht  Besteuerten  beträgt  seit  vielen 
Jahren  7 — 8  ^/^  von  der  Gesamtzahl  der  Steuerpflichtigen. 

2)  Das  alte  Gesetz  wollte  in  diesen  Stufen  durch  Berücksichtigung  der  Gesamt- 
verhältnisse des  einzelnen  Steuerzahlers  (zahlreiche  Familie,  Krankheit  u.  s.  w.)  eine 
möglichst  gerechte  Ausgleichung  schaffen.  Da  aber  hierin  die  einzelnen  Schätzungs- 
ausschüsse freie  Hand  hatten ,  wurde  die  Bestimmung  sehr  verschieden  gehandhabt 
und  die  einzelnen  Gemeinden  waren  ungleich  belastet.    Man  erwog  daher,    ob  nicht 
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e.  Zugrundelegung  des  dreijährigen  Durchschnitts  an  Stelle 
des  letztjährigen  Ergebnisses  bei  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften, um  den  Steuererträgen  eine  grössere  Stabilität  zu  ver- 
schaffen. 

f.  Das  Recht,  die  Lebensversicherungsprämien  vom  Einkom- 
men abzuziehen.  Unter  Anerkennung  der  grossen  sozialen  Be- 
deutung der  Lebensversicherung  gerade  für  die  Klassen  mit  ge- 
ringem Einkommen  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  diese  Ein- 
kommen durch  die  Aufwendungen  für  Versicherungszwecke  qua- 
litativ geringer  sind  als  gleich  hohe  Beamtengehälter  mit  Anspruch 
auf  Pension  und  Witwenversorgung. 

Im  Herbst  1905  trat  nun  die  Regierung  mit  der  schon  längere 
Zeit  geplanten  grossen  Steuerreform  vor  den  Landtag.  Der 
Entwurf  schlug  die  Einführung  einer  allgemeinen  Vermögens- 
steuer bei  gleichzeitiger  Herabsetzung  der  Grund-  und  Gebäude- 
steuer, sowie  eine  Revision  der  Einkommensteuer  vor. 

In  der  Begründung  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  bei  der 
Ausarbeitung  prinzipielleAn  lehnung  an  die  Steuer- 
gesetzgebung des  grossen  Nachbarstaates  Preus- 
sen  beobachtet  worden  sei.  Das  alte  oldenburgische  Einkommen- 
steuergesetz, das  in  seinen  wesentlichen  Grundzügen  schon  mit 
dem  preussischen  Gesetz  von  1891  übereinstimmt,  sollte  auch  in 
seiner  jetzt  abweichenden  äusseren  Fassung  dem  letzteren  ent- 
sprechend uingeändert  werden,  soweit  es  für  Oldenburg  ange- 
bracht erscheint;  einmal  der  regen  Wechselbeziehungen  mit  dem 
Nachbarstaate  wegen  und  ferner,  damit  sich  Oldenburg  die 
preussische  Rechtsprechung  in  grösserem  Umfange  als  bisher  zu 
Nutze  machen  könne.  Die  gleichen  Umstände  waren  auch  bei 
der  Abfassung  des  Vermögenssteuergesetzes  massgebend ;  hier 
kam  ausserdem  in  Betracht,  dass  Oldenburg  auf  diesem  Gebiete 
noch  keinerlei  Erfahrungen  hatte  sammeln  können. 

Das  vorgeschlagene  Vermögenssteuergesetz  schliesst  sich  im 
wesentlichen  dem  preussischen  Ergänzungssteuergesetz  vom  14.//. 
1893  an.  Auch  die  preussische  Novelle  von  1906  ist  in  Einzel- 
heiten berücksichtigt  worden. 

Frühere  Bestrebungen  (besonders  im  Jahre  1896),  eine  Ver- 
mögenssteuer   einzuführen,    waren    gescheitert,    da    der   Landtag 

das  in  Preussen  und  anderwärts  geltende  System  bestimmter  gesetzlicher  Merkmale  für 
die  Steuerermässigung  (festgesetzter  Abzug  für  jedes  Kind)  oder  ein  gemischtes  System 
vorzuziehen  sei. 
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gleichzeitig  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  aufheben  wollte. 
Inzwischen  hatte  sich  die  Sachlage  insofern  geändert ,  als  die 
Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben  nicht 
mehr  ausreichten  und  Mehreinnahmen  geschafft  werden  muss- 
ten.  Weitere  Zuschläge  zur  Einkommensteuer  — •  diesmal  war 
ein  solcher  von  25  "/o  nötig  —  würden  den  Ertrag  der  blossen 
Arbeitskraft  unbillig  belasten.  Eine  durchgreifende  Steuerre- 
form war  erforderlich,  die  bei  gerechter  Verteilung  der  Steuerlast 
die  notwendigen  Mehreinnahmen  schafft.  Aus  der  Begründung 
der  Vorlage  durch  die  Regierung  geht  Nachstehendes  hervor. 

Die  zuletzt  abgeschlossene  dreijährige  Finanzperiode  1900/02 
endete  mit  einem  Fehlbetrage  von  1 186  586  Mark,  also  von  rund 
395000  Mark  pro  Jahr.  Künftige  höhere  Matrikularbeiträge  dürften 
durch  grössere  Lotterieeinnahmen  mehr  als  ausgeglichen  werden; 
aber  infolge  eines  neuen  Gehaltsregulativs  für  die  Zivilstaatsdiener 
würde  sich  der  jährliche  Fehlbetrag  ohne  Berücksichtigung  ausser- 
ordentlicher Ausgaben  auf  etwa  510000  Mark  stellen.  Die  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  waren  nach  den  Erfahrungen  der  letzten 
Jahre  auf  jährlich  500  000  Mark  zu  veranschlagen,  sodass  für  rund 
eine  Million  Mark  Deckung  zu  beschaffen  war. 

Den  Wert  des  städtischen  und  ländlichen  Grundbesitzes  (ein- 
schliesslich der  Gebäude)  im  Herzogtum  hatte  der  verdienstvolle 
frühere  Leiter  des  Oldenburg.  Statistischen  Amtes  ^)  im  Jahre 
1893  auf  641  Millionen  Mark  geschätzt.  Inzwischen  sind  die 
städtischen  Gebäude  an  Zahl  und  Wert  erheblich  gestiegen  und 
der  Preis  des  städtischen  Bodens  ebenfalls,  sodass  die  Regierung 
den  Wert  des  ganzen  Grundbesitzes  mit  700  Millionen  Mark  an- 
nehmen konnte,  von  denen  etwa  100  Millionen  (der  Krone,  dem 
Staate  u.  s.  w.  gehörig)  als  steuerfrei  zu  betrachten  sind; 

es  verbleiben  also   Grundbesitz  und  Gebäude:  600  000  000  M. 

dazu  (laut  Anmeldungen   1904/5)   Kapitalvermögen:  303  000  000    » 

laut  Berechnung  des  Kaiserl.  Stat.  Amtes  für  1900  Viehstapel:  86  000  000  » 
laut  Schätzung  der  Regierung  Flüss.   Betriebskapital:  15  000  000    » 

(ausser  dem  Kapital  der  Aktiengesellschaften) 
.Sonstiger  im  landwirtschaftlichen,  gewerblichen 
und  im  Handelsbetrieb  steckender  Wert  ein- 
schliesslich  der  Schiffe;  laut  Schätzung  der  Regierung  :      120000000    » 


I  124  000  000  M. 
Die  1902  angemeldeten  Schulden  betrugen  253000000    » 

871  000000  M. 


l)  Kollmann,  Das  Grossherzogtum  Oldenburg  in  seiner  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung während  der  letzten  40  Jahre.    Oldenburg  1S93. 
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Somit  kämen  für  die  Vermögenssteuer  in  Betracht  871  Millio- 
nen Mark.  Der  Vermögenssteuersatz  sollte  mit  ^2^/00  bei  einem  Ein- 
kommen von  600  Mark  beginnen  und  allmählich  bei  einem  Ein- 
kommen von  4800  Mark  den  Höchstsatz  von  i7oo  erreichen. 
Wenn  man  unter  Berücksichtigung  der  steuerfrei  bleibenden  Ver- 
mögen und  der  Abrundungen  nach  unten  einen  Vermögensbe- 
stand von  840  Millionen  zu  Grunde  legt,  und  wenn  man  ferner 
mit  Berücksichtigung  der  Verheimlichungen  einen  Durchschnitts- 
satz von  ^ji^loo  annimmt,  so  stellt  sich  der  zu  erwartende  Ertrag 
der  Steuer  auf  630000  Mark. 

Ausser  der  Vermögenssteuer  sollen  erhöhte  Stem- 
pelgebühren und  Gerichtskosten  künftig  mehr 
Hefern  255000       » 

Durch  Abwälzung  der  Chaussee -Unterhaltungs- 
kosten auf  die  Amtsverbände  sollen  gespart 
werden  275000       » 

also  Mehrertrag  und  Minderausgabe  von     1 160000    Mark 
Dagegen  sollte  die  Grund-   und  Gebäudesteuer  auf  die  Hälfte 
ermässigt  werden;  da  ihr  Ertrag  auf  rund  1 050000  Mark  jährlich 
veranschlagt  war,    würde   sie  jetzt    weniger    geben   525000  Mark. 
Die  Revision  der  Einkommensteuer  wird  einen  Aus- 
fall ergeben  von  5 0000       » 
Die  Schulausgaben  werden   sich   (trotz  Abwälzung 
gewisser  Lasten)  infolge  der  Gehaltserhöhung  der 
Lehrer  erhöhen  um                                                            50000       » 
Die  Ermässigung   der  Wirtschaftsrekognitionen  von 

4"o    auf  3%    nimmt  voraussichtlich  25000       » 

also  Minderertrag  und  Mehrausgabe  von  650000  Mark 
bleibt  ein  Mehrertrag  von  510000  Mark. 
Wenn  auf  diese  Weise  der  Fehlbetrag  für  die  ordentlichen 
Ausgaben  in  Höhe  von  510000  Mark  voraussichtlich  gedeckt 
wird,  ist  noch  Deckung  für  die  ausserordentlichen  Ausgaben  in 
Höhe  von  500000  Mark  zu  schaffen.  Dafür  sollen  die  jähr- 
lichen Ueberschüsse  der  Staatseisenbahn  in  Aussicht  genommen 
werden,  und  in  den  Jahren,  in  welchen  letztere  nicht  genügen, 
soll  zu  kurzfristigen  Anleihen  geschritten  werden,  die  in  günsti- 
geren Jahren  zu  tilgen  sind^). 

l)  Das  Anlage-  oder  Anschaffungskapital  der  oldenburgischen  und  unter  olden- 
burgischer Verwaltung  stehenden  Eisenbahnen  betrug  1904:  75295860,00  M. 
Der  Betriebsüberschuss  von  1904  betrug:  3094222,38  M. 
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Bei  der  Beratung  des  Gesetzentwurfs  im  Landtage  wurde  die 
Berechtigung  einer  Vermögenssteuer  neben  der  Einkommensteuer 
fast  allgemein  anerkannt.  Die  Regierung  sei  zu  den  vorgeschlage- 
nen Massnahmen  durch  die  Verhältnisse  gedrängt,  welche  ein 
dauerndes  Missverhältnis  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  sicher 
erwarten  lassen.  Die  Zuschüsse  des  Reichs  blieben  aus,  und  alle 
Staatsausgaben  vermehrten  sich  so  bedeutend,  dass  der  Landtag 
vor  3  Jahren  den  schon  früher  geforderten  Zuschlag  zur  Ein- 
kommensteuer bewilligen  musste.  Ueber  zwei  Hauptfragen  bildeten 
sich  jedoch  abweichende  Meinungen :  über  die  Aufhebung  eines 
Teils  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  über  die  Höhe  des 
Steuerfusses. 

Die  städtische  Minderheit  betrachtete  die  alte  Grund-  und 
Gebäudesteuer  als  rentenartige  Reallast,  aus  den  früheren  Ab- 
gaben entstanden,  mit  denen  im  allgemeinen  überhaupt  das  Be- 
sitzrecht erworben  wäre.  Die  teilweise  Aufhebung  dieser  Real- 
last ohne  Ausgleich  sei  eine  Liebesgabe  an  die  zeitigen  Be- 
sitzer und  ein  Unrecht  gegenüber  den  anderen  Berufsständen. 
Man  schlug  einerseits  Beibehaltung  der  ganzen  Steuer  und  Er- 
gänzung durch  eine  Kapitalrentensteuer  bis  zu  ^a^/oo  für  das 
mobile  Kapital  vor;  andrerseits  beantragte  man  Herabsetzung  der 
alten  Steuer  um  höchstens  den  dritten  Teil,  Ausgleich  dieser 
Herabsetzung  durch  Erhöhung  des  Verkaufsstempels  und  Ein- 
führung einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  von  Va^/oo- 

Die  agrarische  Mehrheit  des  Landtages  führte  dagegen 
zur  Rechtfertigung  ihres  Standpunktes  etwa  Folgendes  aus:  Die 
Grund-  und  Gebäudesteuer  wäre  gerecht  gewesen,  als  im  Staate 
noch  keine  anderen  Werte  bestanden  und  keine  anderen  Steuern 
erhoben  worden  seien.  Seit  Einführung  der  Einkommensteuer 
neben  den  früheren  Abgaben  werde  sie  aber  als  ungerechte  Doppel- 


davon  waren  zu  kürzen : 

a.  Eisenbahnsteuer  für  die  auf  preussischem  Ge- 
biet belegenen  Strecken  5811,05  M. 

b.  Ablieferung  an   die  Grossherzogliche  Landes- 
kasse zur  Verzinsung  und  Abtragung  i  731  043,33     » 

c.  An  den  Eisenbahnbaufonds  358  408,33     » 


2  095  262,71     » 
blieb  ein  wirklicher  Reinertrag  von  998  959,67  M. 

Die  Regierung  sprach  Anfang  1906  die  sichere  Erwartung  aus,  dass  bei  einiger- 
niassen  befriedigender  Weiterentwicklung  trotz  Gehalts-  und  Lohnaufbesserungen  jähr- 
lich mindestens  700  000  Mark  zu  freier  Verfügung  stehen  werden. 
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besteuerung  empfunden,  und  seit  40  Jahren  zögen  sich  die  Be- 
strebungen für  Aufhebung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  wie 
ein  roter  Faden  durch  die  Verhandlungen  des  Landtages.  Sie 
sei  seit  40  Jahren  eine  Vorbelastung  vor  dem  anderen  Teil  der 
Bevölkerung  gewesen,  ein  Unrecht,  und  die  Abschaffung  dieses 
Unrechts  könne  nicht  als  Geschenk  aufgefasst  werden.  Das 
Wesen  wohl  jeder  Steuerreform  bestehe  in  einer  anderen  Ver- 
teilung der  Vorteile  und  Lasten,  damit  in  die  ungleich  verteilte 
Steuer  ein  Ausgleich  gebracht  werde.  Die  30  verschiedenen 
Abgaben,  an  deren  Stelle  1855  die  Grund-  und  Gebäudesteuer 
eingeführt  wurde,  seien  auch  nicht  gleichmässig  auf  sämtlichen 
Grundbesitz  verteilt  gewesen;  viele  Stellen  wären  abgabenfrei 
gewesen  und  müssten  seitdem  die  Steuer  bezahlen.  Ferner  seien, 
besonders  im  Süden  des  Landes,  aus  wertlosen  Ländereien  gross- 
artige Neukulturen  entstanden,  deren  Grundsteuern  man  darauf- 
hin stark  gesteigert  hätte;  hier  könne  also  von  einer  altherge- 
brachten Steuer  keine  Rede  sein.  Sollte  die  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer in  der  jetzigen  Höhe  weiter  bestehen,  dann  wäre  in 
Anbetracht  der  Wertverschiebungen  eine  Regulierung  notwendig, 
die  mit  ausserordentlichen  Kosten  und  Interessenkämpfen  ver- 
bunden sein  würde.  Dann  käme  man  aber  auch  nicht  um  eine 
Gewerbesteuer  herum,  und  zu  dieser  veralteten  Steuer  dürfe  man 
nicht  mehr  greifen. 

Dem  Vorschlag  der  Regierung,  die  Grundsteuer  sofort  auf 
^/i2  herabzusetzen ,  weitere  Ermässigungen  um  je  ^12  eintreten 
zu  lassen,  falls  die  Vermögenssteuer  830000  bez.  915000  bez. 
1 000000  Mark  bringe,  und  ^/i2  auf  jeden  Fall  bestehen  zu  lassen, 
stimmte  die  Mehrheit  des  Ausschusses  im  Interesse  des  grossen 
Reformwerkes  zu,  obgleich  ein  Mitglied  derselben  die  bedingungs- 
ose  Aufhebung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  zu  ^/s  verlangte, 
ein  andres  Mitglied  sich  mit  der  Aufhebung  von  V2  begnügen 
wollte.  Jedoch  sei  die  Begründung  der  Regierung  für  die  Beibe- 
haltung eines  Teils  der  Steuer:  —  »weil  der  Grundbesitz  beson- 
dere Vorteile  vom  Staate  geniesse«  — ,  nicht  anzuerkennen,  da 
für  Schiffahrt,  Industrie  und  Handel  mindestens  die  gleichen  Auf- 
wendungen gemacht  würden. 

Durch  die  Einführung  einer  Vermögenssteuer  für  Deckung 
des  Ausfalls  an  Grund-  und  Gebäudesteuer  würden  die  unteren 
Klassen  nicht  herangezogen,  es  trete  sogar  hier  noch  eine  Ent- 
lastung ein;  auch  der  verschuldete  Teil  des  Grundbesitzes  würde 
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zur  Deckung  nicht  herangezogen,  mit  anderen  Worten,  es  würden 
nur  diejenigen  Kreise  belastet,  die  tatsächlich  in  der  Lage  seien, 
den  Ausfall  zu  decken,  ohne  dass  sie  hierdurch  schwer  getroffen 
würden.  Der  Steuerfuss  von  i  °/oo  für  die  Vermögenssteuerzahler 
mit  grösserem  Einkommen  müsste  festgehalten  werden,  da  der 
Ertrag  der  Steuer  sonst  zu  geringe  wäre. 

Die  Vermögenssteuer  wurde  in  zweiter  Lesung  am  9./4.  1906 
im  Sinne  der  Mehrheit  des  Finanzausschusses  vom  Landtag  an- 
genommen, wurde  am  12./5.  1906  Gesetz  und  ist  am  l./S-  d.  J.  in 
Kraft  getreten.  Vermögenssteuerpflichtig  sind  alle  natürlichen 
Personen  (nicht  die  juristischen),  die  mindestens  zur  5.  Stufe  der 
Einkommensteuer  veranlagt  sind,  also  ein  Einkommen  von  minde- 
stens 600  Mark  haben.  Als  steuerbares  Vermögen  gelten:  i.alle 
Gebäude  und  Grundstücke,  2.  das  gesamte  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital, sei  es  in  Land-  und  Forstwirtschaft,  im  Gewerbe  oder  in 
sonstigen  Unternehmungen  investiert,  3.  alle  Kapitalforderungen, 
Aussenstände,   Geldbestände,  Rechte,  auf  Renten  u.  s.  w. 

Die  Steuersätze  beginnen  in  den  Stufen  5 — 10  des  Einkommen- 
steuertarifs mit  V2700  und  erreichen  in  Stufe  23  bei  einem  Ein- 
kommen von  2400  Mark  den  Höchstsatz  von  i°/oo-  Die  Steuer 
soll  aber  bis  zu  dieser  Stufe  einen  abgestuften  Bruchteil  der  Ein- 
kommensteuer, und  auch  bis  zur  29.  Stufe  ein  Höchstverhältnis 
zur  Einkommensteuer  nicht  überschreiten,  falls  das  Vermögen 
nicht  mindestens  looooo  Mark  beträgt. 

Die  Mängel  des  alten  Einkommensteuergesetzes 
hatte  man  allseitig  anerkannt.  Der  Hauptfehler  war  die  ausser- 
ordentlich ungleichmässige  Veranlagung,  die  im  ganzen  System 
lag,  welches  den  Schätzungsausschüssen  einen  sehr  weiten  Spiel- 
raum, besonders  wegen  der  Zulässigkeit  der  »Einschätzung  nach 
Gesamtverhältnissen«  gewährte^). 

Die  Hauptpunkte,  in  denen  der  Finanzausschuss  Aenderungen 

l)  Mit  der  bisher  zugelassenen  Schätzung  nach  Gesamtverhältnissen  bei  Einkom- 
men bis  zu  3000  M.  bricht  das  neue  Gesetz ,  da  sie  dem  Prinzip  der  Besteuerung 
nach  dem  wirklichen  individuellen  Einkommen  widerspricht.  Um  aber  die  durch 
äussere  Umstände  bedingte  Verschiedenheit  der  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  mög- 
lichst zu  berücksichtigen,  wird  für  jedes  die  Schule  besuchende  oder  noch  nicht  schul- 
pflichtige Kind  ein  Abzug  von  50  Mark  vom  steuerpflichtigen  Einkommen  des  Haus- 
haltungsvorstandes bestimmt ,  sofern  dieses  Einkommen  unter  3600  M.  ist.  In  dem- 
selben Sinne  dürfen  gesetzlich  festgelegte  Ermässigungen  bei  Einkommen  unter  10  000  M. 
gewährt  werden  in  Fällen  aussergewöhnlicher  Belastung  durch  gesetzliche  oder  mora- 
lische Verpflichtungen,  Krankheit,  Verschuldung,   Unglücksfälle. 
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der  Vorlage  vorschlug,  und  die  infolgedessen  auch  in  der  Land- 
tagsverhandlung vom  2./4.  1906  am  heftigsten  umstritten  wurden, 
waren:  i.  die  Behandlung  der  Konsumvereine,  2.  die  Behandlung 
der  schwankenden  Einkommen,  3.  die  Steuererklärung,  4.  der 
Steuertarif  und  in  Verbindung  damit  die  Höhe  des  steuerfreien 
Existenzminimums. 

Die  Regierung  hatte  nach  den  Erfahrungen  von  igo2  dies- 
mal davon  abgesehen,  die  Heranziehung  sämtlicher  eingetragenen 
Genossenschaften  zur  Einkommensteuer  zu  beantragen.  Im  Aus- 
schuss  fand  sich  aber  eine  Mehrheit,  welche  die  Besteuerung  der 
Konsumvereine  »mit  offenen  Läden«  verlangte,  da  diese,  obgleich 
sie  ihre  Tätigkeit  auf  ihre  Mitglieder  beschränkten  und  obgleich 
der  »offene  Laden«  nur  die  Bedeutung  einer  Verkaufsstelle  hätte, 
den  Gewerbetreibenden  so  grosse  Konkurrenz  machten,  dass  das 
Vorrecht  der  Steuerfreiheit  unberechtigt  sei.  Im  Landtage  wurde, 
besonders  von  sozialdemokratischer  Seite,  heftig  dagegen  prote- 
stiert. Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  es  die  Konsumvereine 
in  der  Hand  hätten,  die  Waren  an  ihre  Mitglieder  soviel  billiger 
abzugeben,  dass  sie  keine  Dividende  und  infolgedessen  auch 
keine  Einkommensteuer  zu  zahlen  brauchten.  Dadurch  werde 
einmal  die  Konkurrenz  gegenüber  den  Kaufleuten  noch  erhöht, 
andererseits  werde  nicht  der  Sparsinn  wie  bisher  gefördert;  die 
gezahlten  oder  gutgeschriebenen  Dividenden  müssten  als  Erspar- 
nisse aufgefasst  werden.  Jedenfalls  sei  es  eine  grosse  Ungerechtig- 
keit, von  allen  Genossenschaften  gerade  die  Konsumvereine 
herauszugreifen  und  die  übrigen,  wie  z.  B.  Molkerei-,  Eierver- 
kaufs- und  Viehverwertungsgenossenschaften  steuerfrei  zu  lassen. 
Die  Abstimmung  ergab  schliesslich  die  Annahme  des  Antrags, 
dass  alle  Genossenschaften  zur  Einkommensteuer  herangezogen 
werden  sollen. 

Der  Entwurf  hatte  vorgesehen,  dass  feststehende  Erträge  bei 
der  Veranlagung  nach  ihrem  zu  Beginn  des  Steuerjahres  bekann- 
ten Betrage,  schwankende  Erträge  dagegen  nach  dem  Ergebnisse 
des  zurückliegenden  Geschäfts-  oder  Wirtschaftsjahres,  bei  Ge- 
sellschaften nach  dem  Durchschnitt  der  drei  letzten 
Jahre,  und  Erträge  aus  neu  entstandenen  Ertragsquellen  nach 
dem  mutmasslichen  Ertrage  des  Steuerjahres  angesetzt  werden. 
Auch  im  Finanzausschuss  hielt  es  die  Mehrheit  für  angebracht, 
an  der  Unterscheidung  zwischen  feststehenden  und  schwankenden 
Erträgen  festzuhalten,  es  wurde  aber  beantragt,  den  dreijährigen 
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Durchschnitt  nicht  nur  bei  Gesellschaften,  sondern  auch  bei  sol- 
chen Gewerbetreibenden  und  Landwirten,  die  geordnete  Bücher 
führen,  zu  Grunde  zu  legen.  Sowohl  für  den  Staat  und  für  die 
Gemeinde,  als  auch  für  den  Steuerpflichtigen  wäre  es  angenehmer, 
wenn  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  in  der  Höhe  der  jährlich  zu 
zahlenden  Steuerbeträge  eintrete,  utid  wenn  die  grossen  Schwan- 
kungen bei  blosser  Berücksichtigung  des  letztjährigen  Ertrages 
vermieden  würden.  Der  Landtag  stand  in  seiner  Mehrheit  auf 
demselben  Standpunkte,  und  auch  die  Regierung  machte  keine 
Schwierigkeiten. 

Ein  Grundgedanke  des  neuen  Gesetzes  ist,  die  Schätzung 
nach  Möglichkeit  einzuschränken  und  tatsächliche 
Unterlagen  zur  Veranlagung  zu  benützen.  Zu  diesem  Zwecke  ist 
die  Erklärungspflicht  eingeführt,  die  aber  nur  als  ein  Hilfsmittel 
für  die  Arbeit  des  Schätzungsausschusses  gilt  und  nicht  die  Be- 
deutung der  Selbsteinschätzung  hat.  Die  Steuererklärungen  gehen 
weit  mehr  ins  Einzelne  als  die  preussischen ;  das  gibt  wohl  bessere 
Unterlagen,  ist  aber  andererseits  für  die  Steuerpflichtigen  lästig 
und  unter  Umständen  auch  peinlich.  Die  von  der  Regierung  zu- 
erst vorgesehene  allgemeine  Verpflichtung  auch  der  Einzel- 
gewerbetreibenden zur  Hergabe  der  Jahresbilanz  ist  fallen  gelassen 
worden,  da  sich  die  Geschäftswelt  heftig  dagegen  sträubte. 

Die  Beschränkung  der  Erklärungspflicht  auf  die  Steuerzahler 
mit  Einkommen  von  über  3000  Mark  erschien  in  Oldenburg 
wegen  des  grossen  Bruchteils  der  kleineren  Einkommen  nicht 
angebracht.  Von  1200  Mark  an  besteht  von  vornherein  die  volle 
Erklärungspflicht,  die  Leute  mit  niedrigerem  Einkommen  haben 
von  vornherein  Erklärungspflicht  bezüglich  ihres  Vermögens, 
können  aber  auch  zu  den  übrigen  Angaben  durch  besondere 
Aufforderung  veranlasst  werden. 

Die  Veranlagung  der  natürlichen  Personen  erfolgt  nach 
Haushaltungen,  und  nach  dem  Entwurf  sollten  minderjährige 
unverheiratete  Kinder,  die  im  elterlichen  Haushalte  leben, 
stets  als  wirtschaftlich  abhängig  vom  Hausvorstande  betrachtet 
werden.  Im  Finanzausschusse  hatte  man  dagegen  Bedenken,  da 
es  z.  B.  bei  Fabrikarbeiterfamilien  nichts  ungewöhnliches  sei,  dass 
Minderjährige  ein  zu  ihrem  Lebensunterhalte  ausreichendes  Ein- 
kommen hätten ;  im  Hinblick  auf  die  Progression  des  Steuertarifes 
würde  dadurch  namentlich  bei  grossen  Familien  eine  ungerecht- 
fertigte Belastung  des  Haushalts  entstehen,  indem  das  Einkommen 
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der  wirtschaftlich  abhängigen  Glieder  dem  Einkommen  des  Haus- 
haltungsvorstandes zugerechnet  wird.  Im  Gesetz  wurden  daher 
nur  diejenigen  minderjährigen  unverheirateten  Kinder  als  wirt- 
schaftlich abhängig  bezeichnet,  die  nicht  ihre  Arbeitskraft  im 
wesentlichen  ausserhalb  des  wirtschaftlichen  Betriebes  des  Hauses 
verwerten. 

Der  Regierungsentwurf,  in  seinem  Bestreben,  die  grösseren 
Einkommen  schärfer  heranzuziehen,  brachte  einen  Höchstsatz  von 
5%,  während  bisher  über  4%  nicht  hinausgegangen  war.  Dieser 
höchste  Satz  sollte  bei  Einkommen  von  41000  Mark  erreicht 
werden;  dagegen  sollte  ein  bisher  nicht  vorhandenes  steuerfreies 
Existenzminimum  von  400  Mark  geschaffen  und  die  Steuer  der 
niedrigen  Einkommen  von  400 — 1300  Mark  ermässigt  werden. 
Im   übrigen   schloss   sich  der  Entwurf  an  den  Tarif  von  1903  an. 

Demgegenüber  entwarf  der  Finanzausschuss  einen  anderen 
Tarif,  der  die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  untere  Steuer- 
grenze festhielt,  aber  die  unteren  Steuerklassen  noch  mehr  ent- 
lastete, während  er  die  Einkommen  von  2600 — 17  ooo  Mark 
schärfer  heranzog.  Es  stellte  sich  jedoch  heraus,  dass  die  Pro- 
gression der  Steuersätze  durchaus  ungleichmässig  war;  auch  er- 
schien die  weitere  Entlastung  der  unteren  Klassen  lediglich  auf 
Kosten  der  mittleren  unbillig.  Nach  mehreren  anderen  Vor- 
schlägen von  Abgeordneten  und  Regierung  kam  man  zu  dem 
Entschluss,  auf  eine  weitere  Ermässigung  der  unteren  Stufen  zu 
verzichten,  dagegen  die  Einkommen  von  4200  Mark  an  etwas 
stärker  zu  belasten,  sodass  3%  schon  bei  15000  Mark  (statt  bei 
16500),  4%  bei  26000  Mark  (statt  bei  29000)  und  5%  bei 
37000  Mark  (statt  bei  41 000)  erreicht  werden.  Eine  weitere 
Erhöhung  der  Untergrenze  und  weitere  Entlastung  der  unteren 
Stufen  sollen  künftig  angestrebt  werden. 

Von  einigen  Mitgliedern  des  Finanzausschusses  wurde  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Vorlage  nicht  ein  allmähliches,  sondern 
ein  sehr  scharfes,  plötzliches  Anziehen  der  Steuerschraube  be- 
deute, zumal  doch  jetzt  auch  die  geplante  Vermögenssteuer  in 
Höhe  von  i^'/oo  eingeführt  werde.  Man  rechnete  von  dieser  Seite 
vor,  dass  der  Steuerträger  mit  hohem  Einkommen  aus  Vermögen 
um  50%  gesteigert  würde,  denn  bisher  hatte  er  zu  zahlen:  4^/0 
Einkommensteuer  und  6%  Gemeindesteuer  (bei  150%  Kommunal- 
zuschlag) =  10%  seines  Einkommens,  während  er  in  Zukunft 
zahlen  soll:  5%  Einkommensteuer,  772%  Gemeindesteuer,  2^2% 
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Vermögenssteuer  (bei  4%  Durchschnittsrente)  =  1 5*^/0  seines 
Einkommens.  Wenn  man  berücksichtige,  dass  in  Preussen  der 
Höchstsatz  der  Einkommensteuer  4%  sei,  dass  dieser  erst  bei 
100 000  Mark  erreicht  werde,  und  dass  ferner  die  Vermögens- 
steuer in  Preussen  nur  halb  so  hoch  wie  in  Oldenburg  sei,  so 
dürfe  man  sich  nicht  wundern,  ^enn  die  Betroffenen  die  plötz- 
liche Steigerung  als  unbillige  Härte  empfänden.  Auch  könnten 
die  Gemeinden,  die  auf  den  Zuzug  werbenden  Kapitals  angewiesen 
seien,  in  ihrer  normalen  Entwicklung  gestört  werden.  Man  sollte 
doch  den  Steuerhöchstsatz  vorläufig  auf  4%  beschränken  und 
erst  dann  die  Progression  auf  5%  weiterführen,  wenn  Preussen 
ein  Gleiches  täte. 

Aber  die  Mehrheit  des  Landtages  stand  auf  einem  anderen 
Standpunkte.  Die  Finanzlage  des  Staates  nötige  ja  sogar  zu 
einer  verhältnismässig  hohen  Besteuerung  der  kleinen  Einkommen 
von  400 — 900  Mark ;  unter  diesen  Verhältnissen  sei  die  gewünschte 
Beschränkung  der  Progression  nicht  zulässig. 

Die  Erwerbsgesellschaften  werden  wie  in  den  meisten  Staaten 
zur  Einkommensteuer  herangezogen;  während  aber  sonst  oft  den 
Gesellschaften  gestattet  wird,  3 — 3  ^li  %  ihres  Gewinnes  als  steuer- 
frei in  Abzug  zu  bringen,  müssen  sie  in  Oldenburg  den  ganzen 
Gewinn  versteuern,  dagegen  dürfen  die  einzelnen  Gesellschafter 
von  ihrem  steuerbaren  Einkommen  3%  des  eingezahlten  Betrages 
ihrer  Aktien  oder  Geschäftsanteile  in  Abzug  bringen.  Diese  Be- 
stimmung ist  sehr  sachgemäss  deswegen  getroffen,  weil  sich  viele 
Aktien  u.  s.  w.  ausserhalb  Oldenburgs  befinden. 

In  zweiter  Lesung  wurde  der  Einkommensteuergesetzentwurf 
mit  den  erwähnten  Aenderungen  vom  Landtag  angenommen ; 
das  Gesetz  datiert  vom  12. /5.  1906  und  ist  am  1./5.  1907  in  Kraft 
getreten.  Einige  andere  finanzgesetzliche  Vorschläge  (Ermässi- 
gung der  Wirtschaftsrekognitionen,  Uebernahme  der  Staatswege 
durch  die  Amtsverbände,  Aenderung  des  Schulgesetzes,  Erhöhung 
der  Gerichtskosten),  welche  zum  Teil  angenommen,  zum  Teil  ab- 
gelehnt wurden,  haben  zwar  auf  die  Gestaltung  der  Steuerreform 
einigen  Einfluss  gehabt,  sind  aber  nicht  von  allgemeinem  Interesse. 

Sicherlich  bedeutet  das  Reformwerk  im  ganzen  einen  guten 
Fortschritt  der  oldenburgischen  Steuergesetzgebung.  Die  in  ihrer 
jetzigen  Form  völlig  veraltete  Grund-  und  Gebäudesteuer  ist  in 
den  Hintergrund  gedrängt  worden;  die  unteren  Klassen  werden 
entlastet  und  die  Leistungsfähigen  schärfer  herangezogen;  die  Er- 
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fassung  des  wirklichen  Einkommens  wird  erreicht  werden, 
während  die  bisherige  Einkommensteuer  nicht  mit  Unrecht  eine 
fingierte  genannt  worden  ist ;  die  Staatseinnahmen  werden  gewiss 
erheblich  vergrössert  werden.  Allerdings  kann  erst  die  Zukunft 
lehren,  ob  sie  dem  wachsenden  Bedarfe  genügen  können.  Und 
einen  Vorteil  wird  die  Aenderung  mit  sich  bringen,  der  vom 
allgemein  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  nicht  unter- 
schätzt werden  darf:  die  kleinen  Gewerbetreibenden  und  Land- 
wirte sehen  sich  veranlasst,  sich  selbst  sorgfältige  Rechenschaft 
zu  geben  über  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben ;  gar  mancher  wird 
die  Wohltaten  einer  geordneten  Buchführung  schätzen  lernen, 
von  der  er  bis  jetzt  wenig  oder  gar  nichts  gewusst  hat. 
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II.  MISZELLEN. 


Das  Unterstützungswesen   der  Gewerkschaften  Deutschlands. 

Von 

H.  F  e  h  1  i  n  g  e  r. 

Eine  Darstellung  des  gewerkschaftlichen  Unterstützungswesens  in 
Deutschland  muss  in  der  Hauptsache  auf  jene  Verbände  beschränkt 
bleiben,  welche  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  in  Berlin 
angehören,  da  nur  für  sie  vollständige  und  vergleichbare  Angaben  vor- 
handen sind.  Im  folgenden  sollen  bloss  die  Jahre  1901  bis  1905  in 
Betracht  gezogen  werden,  weil  bis  1897  stets  mehrere  Verbände  in  der 
Statistik  der  Generalkommission  über  die  Finanzgebahrung  der  Gewerk- 
schaften ^)  fehlten  und  die  Mitteilungen  bei  vielen  Organisationen  noch 
mehrere  Jahre  darnach  unzureichend  waren.  Die  Periode  1901  bis 
1905  ist  auch  durch  bemerkenswerte  Fortschritte  in  der  Erweiterung 
und  Vervollkommnung  der  Unterstützungseinrichtungen  ausgezeichnet. 
—  Die  Veränderungen  im  Stande  der  berichtenden  Gewerkschaften 
waren  keine  weitreichenden;  ihre  Zahl  stieg  von  56  im  Jahre  1901  auf 
60  1902,"  63  1903  und  1904,  64  1905.  Neu  hinzu  kamen  im  Jahre  1902 
die  Barbiere  (500  Mitglieder)  -),  die  Buchdrucker  Elsass-Lothringens 
(751),  die  Zivilmusiker  (537)  und  die  Notenstecher  (289);  1903  die 
Blumen-  und  Federarbeiter  (304),  Portefeuiller  (2431)  und  Wäschear- 
beiter (661);  1904  die  Asphalteure  (331),  während  sich  die  Masseure 
(260)  dem  Gemeindearbeiterverband  anschlössen;  im  Jahre  1905  kamen 
die  Schirmmacher  (mit  327  Mitgliedern)  neu  hinzu.  Die  tatsächlich 
eingetretene    Verdoppelung   der  Gesamtmitgliederzahl  ^)   war   in    erster 


1)  Abgedruckt  in  den  Jahrg.  1902 — 1906  des  »Korresp.-Bl.  der  Gen.-Komm.  der 
Gewerkschaften  Deutschlands«. 

2)  Dieser  Verband  gehörte  1901  schon  der  Generalkommission  an,  doch  lieferte 
er  keinen  Finanzbericht. 

3)  Mitgliederstand  im  Jahresdurchschnitt:    1901:   677510;  1902:   733206;   1903: 
887698;   1904:    1052  108;  1905:    1344803. 
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Linie  ein  Ergebnis  des  Wachstums  der  bereits  zu  Beginn  der  Berichts- 
zeit bestehenden  Gewerkschaften. 

Die  regelmässigen  Beiträge  bilden  die  hauptsächliche  Einnahme- 
quelle der  Gewerkschaften  ;  in  der  jüngsten  Zeit  sind  sie  in  den  meisten 
Verbänden  erhöht  worden.  Die  Aufnahmegebühren  blieben  hingegen 
im  allgemeinen  gleich  hoch;  die  Veränderungen  derselben,  welche  im 
Jahrfünft  1901 — 1905  stattfanden,  sind  so  geringfügig,  dass  sie  hier 
ausser  acht  gelassen  werden  können,  und  es  genügt,  die  gegenwärtige 
Höhe  zu  veranschaulichen.  In  sieben  von  den  63  Verbänden,  die  Ende 
1905  der  Generalkommission  angehörten  —  nachdem  ein  Verband  am 
I.  Oktober  aufgelöst  worden  war  —  betrug  die  Aufnahmegebühr  für  n  e  u  - 
beitretende  männliche  Mitglieder  weniger  als  50  Pf.,  in  38  Verbänden 
betrug  sie  50  Pf.,  in  zehn  i  M.,  in  fünf  1,20  bis  2  M.,  in  einem 
75  Pf.;  ein  Verband  hebt  25,  30  und  50  Pf.  ein,  ein  anderer  hat  für 
Neubeitretende  keine  Aufnahmegebühr  festgesetzt.  Die  Aufnahmege- 
bühr, welche  von  wieder  eintretenden  männlichen  Mitgliedern  er- 
hoben wird,  stellt  sich  in  32  Verbänden  auf  50  Pf.  oder  weniger,  in 
einem  Verbände  auf  75  Pf.,  in  18  Verbänden  auf  1  bis  2  M.,  in 
sechs  auf  über  2  bis  5,85  M.,  in  je  einem  Verbände  ist  sie 
zwischen  0,50  bis  7,70,  i, —  bis  3, —  und  1,50  bis  3, —  M.  abge- 
stuft, in  zwei  Verbänden  haben  Wiedereintretende  die  Beiträge  für 
13  Wochen  nachzuzahlen  (in  einem  davon  ausserdem  noch  50  Pf.) 
und  in  einem  Verbände  ist  die  Festsetzung  dieser  Gebühr  den  einzelnen 
Filialen  überlassen.  Die  Aufnahmegebühr  für  weibliche  Mitglieder  ist 
gewöhnlich,  aber  nicht  durchweg,  noch  etwas  geringer. 

Der  regelmässige  Beitrag  der  männlichen  Mitglieder  war  im  Jahre 
1901  in  46  Verbänden  einheitlich  geregelt  und  in  elf  Verbänden  abge- 
stuft; bis  1905  war  die  Zahl  der  Organisationen  mit  einheitlichem 
Beitrag  auf  44  zurückgegangen,  abgestufte  Beiträge  hatten  19  Organi- 
sationen eingeführt.  Für  die  weiblichen  Mitglieder  bestand  das  -ein- 
heitliche Beitragssystem  1901  in  23  von  24,  1905  in  33  von  39  Ver- 
bänden ;  doch  hatten  von  diesen  nur  34  weibliche  Mitglieder  aufzu- 
weisen. Die  Beitragshöhe  wird  in  der  nachstehenden  Uebersicht  veran- 
schaulicht, wobei  für  die  Verbände  mit  abgestuften  Beiträgen  das 
Mindest  ausmass  angesetzt  ist  und  Monatsbeiträge  in  Wochenbeiträge 
umgerechnet  wurden,  um  die  Vergleichbarkeit  herzustellen. 

(S.  Tabelle  S.  510.) 

Im  Jahre  1901  betrug  der  Beitrag  männlicher  Mitglieder  —  oder 
das  Mindestausmass  des  Beitrages  —  noch  in  nahezu  zwei  Dritteln  der 
Gewerkschaften  15  bis  25  Pf.,  1905  aber  in  mehr  als  der  Hälfte  30  bis 
40  Pf.  Um  ein  richtiges  Bild  der  Beitragshöhe  zu  geben,  sind  einige 
weitere  Bemerkungen  über  die  abgestuften  Beiträge  erforderlich;  es 
soll  dabei  nur  auf  das  Jahr  1905  und  die  männlichen  Mitglieder  Be- 
dacht  genommen   werden.     Das  Mindestausmass    des  Wochenbeitrages 
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Beitragshöhe 
pro  Woche 

I  9 

0  I 

I  9 

05 

männl. 
Mitglieder 

weibl. 
Mitglieder 

männl. 
Mitglieder 

weibl. 
Mitglieder 

unter   IG  Pf. 
lo    » 
15   bis  25     » 
30     »     40    » 
45     »     50    » 
65     »   120    » 

2») 
36 
15 

2 

2 

IG 
^        13 

14 

34^0 
10 

5 

4 
30 

5 

Zusammen 

57 

^4 

63') 

39 

haben  zwei  der  19  Verbände  mit  abgestuften  Beiträgen  auf  20  Pf. 
festgesetzt;  das  Höchstausmass  beträgt  in  dem  einen  30,  in  dem  an- 
dern 50  Pf.  In  einem  Verbände  ist  das  Mindestausmass  25,  das 
Höchstausmass  60  Pf.  Bei  elf  Verbänden  mit  einem  Mindestausmass 
von  30  oder  35  Pf.  steigt  das  Höchstausmass  in  drei  Fällen  auf  50, 
in  je  zwei  Fällen  auf  40  und  75,  in  je  einem  Fall  auf  45,  60,  65  und 
90  Pf.  In  zwei  Verbänden  mit  40  Pf.  Mindestbeitrag  beträgt  das 
Höchstausmass  55  und  So  Pf,  in  einem  Verbände  bewegt  sich  die 
Beitragshöhe  zwischen  15  und  85  Pf.  wöchentlich  (Porzellanarbeiter), 
in  einem  zwischen  1,10  und  1,40  M.  (Notenstecher);  ein  Verband  end- 
lich hat  Monatsbeiträge  von  80  Pf  und  1,20  M.  In  den  Gewerkschaften 
der  Bauarbeiter  kommt  es  vor,  dass  während  der  Wintermonate  die 
Beitragsleistung  aussetzt  oder  ermässigt  wird;  so  haben  die  Bauhilfs- 
arbeiter im  Dezember  und  Januar,  die  Maurer  im  Dezember,  Januar 
und  Februar  (durch  zwölf  Wochen)  keine  Beiträge  zu  entrichten.  Die 
Mitglieder  des  Malerverbandes  zahlen  in  den  17  Winterwochen  15  bis 
25  Pf,  sonst  40 — 55  Pf. 

Zu  den  regelmässigen  Beiträgen  kommen  in  einigen  Verbänden 
(1901  II,  1905  10)  Delegiertensteuern  für  die  Verbandstage  in  beschei- 
dener Höhe  —  selten  über  1  M.  pro  Jahr  — ,  ferner  Extrasteuern, 
und  zwar  1901  in  29,  1905  in  19  Verbänden,  die  meist  nach  Bedarf 
eingehoben  werden ;  soweit  die  Höhe  der  Extrasteuern  bestimmt  ist, 
betrug  sie  1905  in  einem  Verbände  50  Pf  wöchentlich,  aber  nur  bei 
Streiks,  in  einem  10 — 35  Pf.  wöchentlich,  in  zweien  5  Pf.  und  in  einem 
10  Pf.  pro  Monat  (für  Unterstützung  bei  Sterbefällen),  in  einem  10  Pf. 
pro  Quartal,  in  je  einem  i  M.  und  2,50  M.  pro  Jahr  und  in  einem 
IG  Pf  pro  Sterbefall.  Daneben  sind  noch  die  Extrasteuern  der  Zweig- 
vereine zu  erwähnen,  welche  1901  die  Mitglieder  von  16,  1905  die 
von  29  Gewerkschaften  entrichteten ;  sie  sind  gewöhnlich  bloss  ein  ver- 
hältnismässig niedriger  Zuschlag  zum  Verbandsbeitrag. 


1)  Monatsbeitrage  von  40  und  50  Pf. 

2)  In  einem  Verband   mit  Monatsbeiträgen    kommen  auf  die  Woche    ca.   29  Pf. 

3)  Ohne  den   am  21.   Oktober  1905   aufgelösten  Werflarbeiterverband. 
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Es  ist  wichtig,  nun  eine  Uebersicht  der  gesamten  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Gewerkschaften  zu  bieten,  wobei  bemerkt  wer- 
den muss,  dass  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Z  w  e  i  g  vereine 
für  lokale  Zwecke  in  den  Aufstellungen  erst  in  den  letzten  Jahren  in 
umfangreicherer  Weise,  aber  auch  jetzt  noch  nicht  vollständig,  enthal- 
ten sind.  Doch  wird  dadurch  der  Wert  der  Statistik  nicht  in  beträcht- 
lichem Masse  herabgemindert.  Die  Einnahmen  und  Ausgaben,  wie 
die  hiervon  auf  je  ein  Mitglied  entfallenden  Beträge,  stellten  sich  wie 
folgt. 


Einnahmen 

Ausgaben 

Jahr 

überhaupt 

1 

pro 
Mitglied 

überhaupt 

pro 
Mitglied 

1901 
1902 
1903 
1904 
190S 

M. 

9  722  720 
II  097  744 
16  419  991 
20  190  630 
27  812  257 

M. 

14,35 
15-13 

18,51 
19,19 
20,68 

M. 

8967  168 
10  005  528 
13  724336 
17738756 
25024234 

M. 

13-25 
13-64 
15,46 
16,86 
18,61 

Während  der  fünf  Jahre  erfolgte  eine  ununterbrochene  Steigerung 
der  Gesamteinnahmen  und  Ausgaben,  die  teils  in  der  Zunahme  der 
Mitgliederzahl,  teils  in  der  Erhöhung  der  Beiträge  und  der  Leistungen 
begründet  ist.  Der  Betrag  der  auf  e  i  n  Mitglied  entfallenden  Ein- 
nahmen stieg  etwas  mehr,  und  zwar  um  6,t,;^  M.  oder  43  "/o,  als  der 
auf  ein  Mitglied  entfallende  Betrag  der  Ausgaben,  bei  welchem  die 
Steigerung  5,36  M.  oder  40^/0  ausmachte.  Angesichts  des  Ausbaues 
des  Unterstützungswesens,  mit  dem  die  Gewerkschaften  stets  grössere 
Verpflichtungen  übernehmen,  welche  die  Ansammlung  von  Reservefonds 
erheischen,  hätte  ein  rascheres  Steigen  der  im  Durchschnitt  auf  ein  Mit- 
glied kommenden  Einnahme  erwartet  werden  dürfen.  Wie  sich  die 
Verteilung  der  Einnahmen  auf  die  verschiedenen  Einnahmequellen  ge- 
staltet, geht  aus  dem  vorhandenen  Material  nicht  hervor.  Da  jedoch 
in  den  deutschen  Gewerkschaften  —  im  Gegensatz  zu  den  englischen  — 
die  Aufnahmegebühren  sehr  niedrig  bemessen  sind,  die  Einhebung  von 
Strafgeldern  für  Verstösse  gegen  die  Statuten  nicht  gebräuchlich  ist 
und  das  Zinsenerträgnis  des  angesammelten  Vermögens  nur  bei  wenigen 
Verbänden  eine  namhafte  Summe  darstellt,  so  ist  dieser  Mangel  nicht 
empfindlich.  Weitaus  der  grösste  Teil  der  Einnahmen  wird,  wie  be- 
merkt, durch  die  regelmässigen  Mitgliederbeiträge  aufgebracht. 

Die  Ausgaben  der  Gewerkschaften  sind  in  drei  Gruppen  zu  teilen, 
und  zwar  i.  Unterstützungen:  Reise-,  Arbeitslosen-,  Kranken-  und  In- 
validenunterstützung, Beihilfe  in  Notfällen,  Gewährung  von  Umzugs- 
kosten und  Beerdigungskosten;  2.  Ausgaben  für  Angriffs-  und  Wider- 
standszwecke: Streik-    und  Gemassregeltenunterstützung,  Rechtsschutz; 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1907,  3.  33 
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3.  Fortbildung,  Verwaltung  und  sonstige  Ausgaben:  Herausgabe  von 
Fachblättern,  Errichtung  und  Erhaltung  von  Bibliotheken,  Agitations- 
kosten, Stellenvermittlung,  Ausgaben  für  Konferenzen  und  Generalver- 
sammlungen, Beiträge  an  die  Generalkommission,  die  Gewerkschafts- 
kartelle und  Arbeitersekretariate,  Verwaltung  der  Hauptkassen,  der  Gau- 
und  Lokalkassen,  sowie  Ausgaben  sonstiger  Art.  Während  des  Jahrfünfts 
1901  bis  1905  erforderten  die  Unterstützungen  (o  h  n  e  Streik-  und 
Gemassregeltenunterstützung  und  Rechtsschutz)  19  962  323  Mark  oder 
26,4 "/o  der  Gesamtausgaben;  für  Angriffs-  und  Widerstandszwecke 
wurden  26  456  456  M.  oder  35,1^/0  der  Gesamtausgaben  verwendet,  für 
Fortbildung,  Verwaltung  etc.  29041243  M.  oder  38,5  "/o^). 

Für  Reiseunterstützung  gaben  die  Gewerkschaften  von  1901 — 1905 
3290416  M.  aus  (4,3^/0  der  Gesamtausgaben),  für  Arbeitslosenunter- 
stützung am  Orte  7692620  M.  (io,2''/o),  für  Krankenunterstützung 
5848098  M.  (7,7°/o),  für  Invalidenunterstützung  962367  M.  (1,3%),  für 
Notfallunterstützung,  Beerdigungskosten  etc.  2168822  M.  (2,9'^/o);  für 
Streikunterstützung  23882406  M.  (31,7^/0),  für  Gemassregeltenunter- 
stützung 1722  118  M,  (2,3°/o),  für  Rechtsschutz  851932  M.  (i,i°/o). 

Die  Zahl  der  Verbände,  welche  Reiseunterstützung  zahlten,  stieg 
bloss  von  38  im  Jahre  1901  auf  44  1905 -);  dieser  Unterstützungszweig 
hat  sich  am  langsamsten  ausgebreitet,  und  da  die  Arbeitsuche  auf  der 
Wanderschaft  in  einem  stets  grösser  werdenden  Kreise  der  Gewerk- 
schafter in  Misskredit  gerät,  so  ist  auch  in  Zukunft  kaum  zu  erwarten, 
dass  auf  die  Einführung  der  Reiseunterstützung  erhöhtes  Gewicht  gelegt 
wird.  Die  Arbeitslosenunterstützung  am  Orte  hatten  1901  erst  22  Ver- 
bände gepflegt;  ihre  Zahl  vermehrte  sich  auf  27  1902,  28  1903,  35  1904 
und  41  1905,  woraus  sich  ergibt,  wie  sehr  dieser  Zweig  der  gewerk- 
schaftlichen Fürsorge  als  Notwendigkeit  empfunden  wird.  Die  Kranken- 
unterstützung machte  in  gleichem  Masse  Fortschritte;  1901  zahlten  15 
Verbände  Krankengeld,  1902  18,  1903  25,  1904  35  und  1905  38.  Viel 
erheblichere  Schwierigkeiten  stehen  der  Pflege  der  Invalidenunter- 
stützung durch  die  Gewerkschaften  entgegen,  die  hier  jedoch  nicht 
weiter  erörtert  werden  sollen;  1901  zahlten  drei  Verbände  Invaliden- 
unterstützung (Buchdrucker,  Handschuhmacher,  Hutmacher),  von  denen 
im  nächsten  Jahre  einer  (Hutmacher)  ausfiel,  wogegen  die  Buchdrucker 
Elsass-Lothringens  und  die  Notenstecher  neu  hinzukamen;  1903  trat 
der  Hutmacherverband  wieder  in  die  Reihe  der  Gewerkschaften,  die 
Ausgaben  für  invalide  Mitglieder  machten,    1905  folgten    die  Lithogra- 


1)  In  den  hundert  bedeutendsten  englischen  Gewerkschaften  entfielen  während 
der  Periode  1895— 1904  von  den  Gesamtausgaben  63,9  0/^^  auf  Unterstützungen,  14,6% 
auf  Streikkosten,  21,5  %  auf  Verwaltung  und  sonstige  Ausgaben. 

2)  Hierbei  sind  die  Verbände,  welche  die  Reiseunterstützung  nicht  von  der  Ar- 
beitslosenunterstützung getrennt  ausweisen,  nicht  einbezogen. 
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" 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

Ausgaben  für 

Beträge  in   Mark 

Unterstützungen  : 

a)  Reiseunterstützung 

607  127 

709778 

613  870 

646821 

712  820 

b)  Arbeitslosenunterstützg. 

I  238  197 

I  593022 

I  270053 

I  599424 

I  991  924 

c)  Krankenunterstützung 

772  587 

793878 

944059 

I  416935 

I  920639 

d)  Invalidenunterstützung 

130  941 

154398 

189  442 

213  626 

273960 

e)  Notfall-Unterstützung, 

Beerd. -Kosten  etc. 

194668 

250  129 

301 961  '     621  709 

S00355 

Zus. 

2  943  520 

3  501  205 

3319385 

4498515 

5  699  698 

Angriffs-     und    Widerstands- 

zvvecke: 

a)  Streikunterstützung 

I  878792 

1930329 

4  529  672  1  5869519 

9674094 

b)  Gemassregeltenunter- 

198  173 

250  661 

250  310       536  209 

486765 

stützung 

c)  Rechtsschutz 

89705 

93485 

150  721  '     206  782 

311  239 

Zus. 


Fortb.,  Verwaltung  etc. 


2  166  670  '  2  274  475  I  4930  703    6  612  510   10  4720c 

3  856  978  ,  4  229  848  1  5  474  248    6  627  731  ,   8  852  438 

Prozente  der  gesamten  Jahresausgaben 


Unterstützungen : 

a)  Reiseunterstützung 

6,7 

7.1 

4,5 

3,6 

2,8 

b)  Arbeitslosenunterstützg. 

13.8 

15.9 

9,2 

9,0 

8,0 

c)  Krankenunterstützung 

8,6 

7.9 

6,9 

8,0 

7,7 

d)  Invalidenunterstützung 

1.5 

1.5 

1.4 

1,2 

1,1 

e)   Notfall-Unterstützung, 

Beerdig.-Kosten  etc. 

2,2 

2,5 

2,2 

3.5 

3.2 

Zus. 

32,8 

34,9 

24,2 

25.3 

22,8 

Angriffs-     und    Widerstands- 

zwecke : 

a)  Streikunterstützung 

21,0 

19.3 

33,0 

33.1 

38,7 

b)  Gemassregeltenunter- 

2,2 

2,6 

1,8 

3.0 

1,9 

stützung 

c)  Rechtsschutz 

1,0 

0,9 

1,1 

I>2 

1,2 

Zus. 

24.2 

22,8 

35.9 

37,3 

41,8 

Fortb.,  Verwaltung  etc. 

43.0 

42,3 

39,9 

37,4 

35.4 

phen.  Von  1902 — 1904  zahlte  der  Schuhraacherverband  einem  Mit- 
gliede  eine  nicht  statutenmässige  Invalidenunterstütznng.  Die  Tape- 
zierer wiesen  im  Jahre  1903,  die  Steinsetzer  1905,  einen  geringen  Be- 
trag als  Invalidenunterstützung  aus.  Sonstige  Unterstützungen  (Beihilfen 
in  Notfällen,  Umzugskosten,  Beerdigungskosten)  hatten  1901  40  Ver- 
bände gepflegt;  ihre  Zahl  stieg  ununterbrochen  bis  auf  57  im  Jahre 
1905.  Es  ist  zu  beachten,  dass  nicht  alle  diese  Verbände  sowohl  Bei- 
hilfen in  Notfällen,  wie  auch  Umzugskosten  und  Beerdigungskosten  ge- 
währten;  vielmehr  zahlten  z.  B.  1905  42  Verbände  Beihilfen  in  Not- 
fällen, 39  Umzugskosten  und  41  Beerdigungskosten.  —  Ausgaben  für 
Angriffs-  und  Widerstandszwecke  kommen  bei  der  grossen  Mehrzahl 
der  Gewerkschaften  alljährlich  vor. 

33* 
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Die  jährlichen  Schwankungen  der  Ausgaben  und  der  Verteihmg 
derselben  sind  in  Tabelle  i  (Seite  513)  zum  Ausdruck  gebracht. 

Die  Summe  der  Ausgaben  für  Unterstützungen  stieg  in  allen  Jahren 
mit  Ausnahme  von  1903.  Die  Ausgaben  für  Angriffs-  und  Widerstands- 
zwecke, für  Fortbildung,  Verwaltung  etc.,  stiegen  ununterbrochen ;  ins- 
besondere die  enorme  Erhöhung  dei;  Streikkosten  fällt  auf,  die  1905 
mehr  als  das  Fünffache  des  im  Jahre  1901  ausgegebenen  Betrages 
bildeten.  Die  Kosten  der  Fortbildung,  Verwaltung  etc.  haben  sich 
mehr  als  verdoppelt,  was  erklärlich  ist,  wenn  man  die  Zunahme  der 
Mitgliedschaft  berücksichtigt.  Aus  den  Relativzahlen  der  Tabelle  i  er- 
gibt sich,  dass  seit  1902  der  Anteil  der  Reise-  wie  der  Arbeitslosen- 
unterstützung an  den  Gesamtausgaben  beständig  zurückging  (von  7,i"/o 
auf  2,870  und  von  15,970  auf  8,o7o).  Auch  der  auf  die  Krankenunter- 
stützung entfallende  Prozentsatz  der  Gesamtausgaben  ging  von  1901 
bis  1903  zurück,  um  1904  wieder  anzusteigen  und  1905  abermals  in 
geringem  Masse  zurückzugehen,  während  die  Invalidenunterstützung 
seit  1902  einen  abnehmenden  Anteil  an  den  Gesamtkosten  erforderte. 
Die  Aufwendungen  für  Beihilfe  in  Notfällen,  Umzugs-  und  Beerdigungs- 
kosten haben  sich  verhältnismässig  am  bedeutendsten  erhöht  —  mehr 
als  vervierfacht  —  und  sie  stellen  einen  wenn  auch  unregelmässig 
steigenden  Prozentsatz  der  Ausgaben  dar.  Die  in  den  vorstehenden 
Zahlen  zum  Ausdruck  kommende  Tendenz  ist  vor  allem  in  der  fort- 
schreitenden Besserung  der  Wirtschaftslage  begründet,  die  sich  seit  1903 
vollzog  und  die  Belastung  der  Gewerkschaften  durch  die  Reise-  und 
Arbeitslosenunterstützung  verminderte  ;  die  Belastung  durch  die  Kranken- 
unterstützung ist  in  wirtschaftlichen  Depressionsperioden  ebenfalls  hoch, 
da  die  Widerstandsfähigkeit  gegen  Krankheiten  infolge  der  eintreten- 
den Verschlechterung  der  Lebenshaltung  geringer  ist  und  auch  mehr 
wie  sonst  die  Neigung  besteht,  selbst  bei  leichten  Erkrankungen  die 
Unterstützung  in  Anspruch  zu  nehmen.  Eine  weitere  Erklärung  findet 
die  in  Rede  stehende  Erscheinung  darin,  dass  in  der  jüngsten  Zeit  ge- 
wöhnlich die  Verbände  mit  hohem  Unterstützungsausmass  weniger 
rasch  an  numerischer  Stärke  zunahmen  als  die  Organisationen  mit  ge- 
ringen Unterstützungen  ;  die  erstgenannten  umfassen  bereits  die  Mehr- 
heit oder  nahezu  die  Mehrheit  der  organisierbaren  Berufsangehörigen, 
während  bei  den  anderen  die  Möglichkeit  der  Ausbreitung  noch  viel 
grösser  ist.  Diese  in  der  Gegenwart  rasch  anwachsenden  Gewerk- 
schaften zeichnen  sich  einesteils  durch  ein  starkes  Fluktuieren  der  Mit- 
glieder aus,  wobei  viele,  die  Einzahlungen  leisteten,  wegen  ihres  vor- 
zeitigen Austrittes  nicht  in  den  Genuss  von  Unterstützungen  gelangen, 
andernteils  tritt  bei  ihnen  das  Bedürfnis  und  das  Bestreben  nach  Ver- 
besserung der  Arbeitsbedingungen  reger  zutage  als  bei  den  älteren 
und  fester  gefügten  Verbänden  —  die  schon  länger  auf  die  Zustände 
in  ihren  Gewerben  Einfluss  zu  nehmen  vermochten  — ,    was  Anlass  zu 
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zahlreichen  Arbeitseinstelhingen  und  Aussperrungen  und  zu  höheren 
Aufwendungen  für  diese  Zwecke  gibt. 

Auf  Fortbildungs-  und  Verwaltungskosten  kam,  trotz  ihrer  erheb- 
lichen absoluten  Steigerung,  von  Jahr  zu  Jahr  ein  geringerer  Anteil  der 
Gesamtausgaben. 

Ausgaben  für  Reiseunterstätzung  hatten  im  Jahre  1901  38  Verbände 
ausgewiesen,  doch  war  die  Gewährung  der  Unterstützung  in  44  Ver- 
bänden vorgesehen  (1905  in  50  Verbänden),  u.  zw.  in  zwölf  davon  in 
der  Form  von  Taggeldern,  in  24  in  der  Form  von  Kilometergeldern; 
die  Mitglieder  von  sieben  Verbänden  erhielten  in  jedem  auf  der  Durch- 
reise berührten  Zweigverein  Unterstützung  und  in  einem  Verbände 
war  die  Regelung  den  Zweigvereinen  anheimgegeben.  Das  A  u  s  m  a  s  s 
des  Taggeldes  war  in  sieben  Verbänden  einheitlich  festgesetzt  (in  fünf 
mit  I  M.,  in  je  einem  mit  70  und  75  Pf.)  und  in  fünf  Verbänden  nach 
der  Dauer  der  Mitgliedschaft  oder  der  Höhe  der  Beiträge  abgestuft, 
so  zwar,  dass  sich  der  Mindestbetrag  in  zweien  auf  50  Pf.,  in  je  einem 
auf  66  Pf.,    75  Pf.   und    1,20  M.,    der  Höchstbetrag    in  je    zweien    auf 

1  M.  und  1,50  M.  und  in  einem  auf  2,33  M.  stellte.  Das  Ausmass  pro 
Kilometer  betrug  in  drei  Fällen  i  oder  1^/2  Pf.,  in  16  Fällen  2  Pf.,  in  drei 
Fällen  über  2  bis  4  Pf.,  in  je  einem  Verbände  schwankte  es  zwischen  2 
und  3,  bez.  2^/2  und  4V2  Pf.  Dort,  wo  die  Arbeitslosen  in  jedem  auf 
der  Reise  berührten  Zweigverein  Unterstützung  bekamen,  betrug  das 
Ausmass  in  fünf  Fällen  i  M.,    in  zwei  Fällen  war  es   abgestuft   (i  und 

2  M.,  0,50  bis  3  M.).  Die  Bezugsdauer  währte  in  zehn  Verbänden 
eine  bestimmte  Anzahl  Tage,  steigend  von  15  bis  24  Tagen  bei  den 
Schneidern,  auf  280  Tage  bei  den  Buchdruckern;  in  28  Verbänden 
war  ein  Höchstbetrag  pro  Jahr  festgesetzt,  über  den  hinaus  keine 
Unterstützung  bezogen  werden  konnte,  in  zwei  Verbänden  durfte  das- 
selbe Mitglied  in  dem  gleichen  Zweigverein  die  Reiseunterstützung 
höchstens  alle  sechs  Monate  und  in  einem  höchstens  alle  drei  Monate 
einmal  beanspruchen.  In  drei  Fällen  ist  keine  Beschränkung  der  Be- 
zugsdauer angegeben. 

Im  Jahre  1905  waren  Taggelder  für  reisende  Arbeitslose  in  32  Ver- 
bänden vorgesehen,  die  Zahl  der  Verbände,  welche  Kilometergelder  ge- 
währten, betrug  14  und  bloss  in  vier  Verbänden  erhielten  die  Reisen- 
den in  jedem  Zweigverein  einen  gewissen  Unterstützungsbetrag,  ohne 
Bedachtnahme  auf  die  zur  Zurücklegung  des  Weges  erforderliche  Zeit. 
Das  Ausmass  der  Taggelder  war  in  19  Verbänden  einheitlich  fest- 
gesetzt, nämlich  in  je  einem  mit  50  und  60  Pf.,  in  dreien  mit  75  Pf., 
in  zweien  mit  80  Pf.,  in  zwölf  mit  i  M. ;  in  13  Verbänden  war  es  abge- 
stuft, u.  zw.  betrug  das  Mindestausmass  in  je  einem  Verbände  35,  60 
und  66  Pf.,  in  vier  Verbänden  50  Pf.,  in  je  dreien  75  Pf.  und  i  M., 
das   Höchstausmass    in    einem    Verbände    75    Pf.,    in   vier    Verbänden 
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I  M. ,  in  drei  1,25  M. ,  in  zweien  1,50  M.,  in  je  einem  1,75,  2, —  und 
2,83  AI.  Das  Ausmass  der  Kilometergelder  war  in  einem  Verbände 
1V2  Pf. ,  in  sieben  Verbänden  2  Pf.  und  in  sechs  2^/2 — 4^/2  Pf. 
Die  Bezugsdauer  für  die  Taggelder  war  in  21  Verbänden  einheit- 
lich, sie  währte  in  elf  Fällen  bis  zu  40  Tage,  in  acht  Fällen  42 — 60 
Tage,  in  zwei  Fällen  280  Tage.  In  xclf  Verbänden  war  sie  nach  der 
Dauer  der  Mitgliedschaft  abgestuft ;  die  kürzeste  Bezugsdauer  betrug  in 
je  einem  Fall  6,  20,  30,  36,  40,  45  und  78  Tage,  in  drei  Fällen  60  Tage. 
Die  längste  Bezugsdauer  währte  30  Tage  in  einem  Verband,  60  Tage 
in  zwei,  84  Tage  in  drei,  90,  100,  120  und  156  Tage  in  je  einem  Verbände 
In  emem  Verbände  (Schiffszimmerer)  ist  der  Bezug  der  Reiseunter- 
stützung folgendermassen  geregelt:  Wer  im  ersten  Jahre  die  Unter- 
stützung für  40  Tage  nicht  erhebt,  für  den  steigert  sich  im  Falle  der 
weiteren  Nichterhebung  das  bezugsberechtigte  Pauschale  um  jährlich 
30  Tage  bis  zum  Höchstbetrage  von  310  Tagen;  nach  zehnjähriger 
Mitgliedschaft  und  nachdem  das  Maximum  an  Unterstützung  bezogen, 
ist  Anspruch  auf  weitere  40  Tage  Unterstützung  pro  Jahr  vorhanden.  — 
Vierundzwanzig  Verbände  hatten  zugleich  einen  Maximalbetrag  der 
Taggelder  bestimmt ,  den  ein  Mitglied  im  Jahre  zu  ziehen  berechtigt 
war.  —  Von  den  Gewerkschaften,  die  Kilometergelder  zahlten,  hatten 
sechs  ein  jährliches  einheitliches  Maximalausmass  festgesetzt,  das 
zwischen  14  und  42  M.  schwankte.  In  sieben  Verbänden  war  das 
Maximalausmass  der  Kilometergelder,  die  ein  Mitglied  im  Jahr  erhalten 
konnte,  abgestuft,  in  der  Regel  der  Dauer  der  Mitgliedschaft  ent- 
sprechend ;  die  niedrigsten  Sätze  stellten  sich  in  vier  Verbänden  auf 
IG  M.,  in  einem  Verband  auf  15  M.,  in  zwei  Verbänden  auf  36  M., 
die  höchsten  Sätze  betrugen  20,  24,  30,  40  (zwei  Verbände),  60  und 
180  M.,  während  ein  Verband  bei  jeder  Reise,  die  infolge  Stellen- 
wechsels notwendig  geworden  war,  das  Kilometergeld  zahlte,  und  zwar 
bei  Benutzung  der  Eisenbahn  einen  höheren  Satz  als  bei  Reisen  zu 
Fuss.  —  In  zwei  Verbänden  erhielten  die  auf  der  Reise  befindlichen 
Mitglieder  von  jedem  Zweigverein,  den  sie  aufsuchten,  i  M.^),  in  einem 
Verbände  0,50  bis  2  M.  und  in  einem  10  M.  Eine  nennenswerte  Ver- 
besserung der  Leistungen  durch  Erhöhung  des  Unterstützungsausmasses 
oder  Verlängerung  der  Bezugsdauer  ist  auf  diesem  Gebiete  der  ge- 
werkschaftlichen Wirksamkeit  seit  1901  nicht  zu  verzeichnen  gewesen. 
Die  Ausgaben  der  einzelnen  Verbände  für  Reiseunterstützung  wer- 
den in  Tabelle  2  veranschaulicht,  wobei  jene,  bei  welchen  im 
Jahre  1905  der  Betrag  unter  2000  M.  zurückblieb,  als  »andere  Organi- 
sationen« zusammengefasst  sind. 

Die  Belastung  durch  die  Reiseunterstützung  tritt  klar  hervor,  wenn 
die  Ausgaben  pro  Mitglied  und  Jahr  berechnet  werden.     Es  stellt  sich 


i)  In  einem   Verbände  jedoch  nicht  öfter  als  alle  sechs  Monate  einmal. 
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dabei  heraus,  dass  im  Jahre  1901  in  14  von  37  Verbänden^)  weniger 
als  50  Pf.  auf  das  MitgUed  entfielen,  in  zehn  Verbänden  50  Pf.  bis 
I  M.,  in  zehn  Verbänden  über  i  bis  2  M.  (Böttcher,  Formstecher, 
Glaser,  Handschuhmacher,  Lithographen,  Metallarbeiter,  Steinarbeiter, 
Stukkateure,  Tabakarbeiter,  Zigarrensortierer)  und  in  drei  Verbänden 
über  2  M.  (Bildhauer  2,43,  Buchdrucker  7,94,  Kupferschmiede  8,20  M.). 
Im  nächsten  Jahre  kamen  in  16  von  41  Verbänden  auf  ein  Mitglied 
weniger  als  50  Pf.,  in  zwölf  Verbänden  50  Pf.  bis  i  M.,  in  sechs  Ver- 
bänden über  I  bis  2  M.  (Böttcher,  Glaser,  Metallarbeiter,  Sattler,  Stein- 
arbeiter, Tabakarbeiter)  und  in  sieben  Verbänden  mehr  als  2  M.  (Bild- 
hauer 2,47,  Buchdrucker  9,20,  Buchdrucker  Elsass-Lothringens  6,16, 
Formstecher  2,17,  Kupferschmiede  11,24,  Lederarbeiter  3,46,  Litho- 
graphen 2,44  M.) ;  1903  stieg  die  Zahl  der  Verbände,  bei  welchen  pro 
Mitglied  weniger  als  50  Pf.  auf  Reiseunterstützung  entfielen,  auf  18, 
50  Pf.  bis  I  M.  kamen  in  16  Verbänden  auf  ein  Mitglied,  i  bis  2  M. 
in  bloss  dreien  (Bildhauer,  Formstecher,  Glaser)  und  über  2  M.  in  fünf 
Verbänden  (Buchdrucker  6,75,  Buchdrucker  Elsass-Lothringens  4,08, 
Kupferschmiede  7,75,  Lederarbeiter  3,36,  Lithographen  2,30  M.).  Im 
Jahre  1904  kamen  auf  ein  Mitglied  in  20  Verbänden  weniger  als  50  Pf., 
in  elf  Verbänden  50  Pf.  bis  i  M.,  in  sechs  Verbänden  über  i  bis  2  M. 
(Bildhauer,  Glaser,  Handschuhmacher,  Lederarbeiter,  Metallarbeiter, 
Zigarrensortierer)  und  in  vier  Verbänden  über  2  M.  (Buchdrucker  4,97, 
Buchdrucker  Elsass-Lothringens  3,43,  Kupferschmiede  4,14,  Lithogra- 
phen 2,35  M.);  1905  umfasste  die  Gruppe  mit  der  geringsten  Ausgabe 
pro  Mitglied  bereits  mehr  als  die  Hälfte  der  Reiseunterstützung  zahlen- 
den Gewerkschaften  (23),  50  Pf  bis  i  M.  entfielen  nur  noch  in  neun 
Verbänden  auf  ein  Mitglied,  über  i  bis  2  M.  in  fünf  (dieselben  wie  im 
Vorjahr  mit  Ausnahme  der  Bildhauer)  und  über  2  M.  ebenfalls  in  fünf 
Verbänden  (Bildhauer  2,01,  Buchdrucker  3,94,  Buchdrucker  Elsass- 
Lothringens  3,19,  Kupferschmiede  2,65,   Lithographen  2,37  M.). 

In  der  Mehrheit  aller  Organisationen  ist  die  Unterstützung  für  die 
reisenden  Mitglieder  so  geringfügig,  dass  diese  damit  kaum  vor  der 
äussersten  Not  bewahrt  werden  können,  wenn  nicht  Angehörige  in  der 
Lage  sind,  für  sie  zu  sorgen.  Der  Lhiistand,  dass  zumeist  nur  jugend- 
liche, unverheiratete  Leute  die  Reiseunterstützung  beanspruchen,  bei 
denen  man  eine  Unterstützung  durch  die  Eltern  oder  Geschwister 
voraussetzt,  ist  hauptsächlich  massgebend  für  die  geringe  Höhe  der 
Unterstützung;  dabei  wird  sie  aber  allzuhäufig  ihren  Zweck  verfehlen: 
die  Verhinderung  der  Inanspruclinahme  öffentlicher  und  privater  Wohl- 
tätigkeit und  der  Annahme  von  Arbeitsstellen  unter  Bedingungen,  die 
den  Grundsätzen  der  Gewerkschaft  nicht  entsprechen. 


i)  Ohne  die  Lederarbeiter,    für  welche  nur  die  Auszahlungen  in  drei  Quartalen 
angegeben  sind. 
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Von  den  22  Verbänden,  welche  1901  die  Arbeitslosenunter- 
stützung am  Ort  pflegten,  hatten  sieben  das  Unterstützungs- 
ausmass  einheitlich  angesetzt  (einer  mit  50  Pf.,  vier  mit  i  M.,  einer 
mit  1,50  M.  im  Tag  und  einer  mit  8  M.  pro  Woche),  in  15  Verbänden 
war  es  abgestuft,  so  zwar,  dass  das  Mindestausmass  50  Pf.  in  zwei  Ver- 
bänden, 66,  70  und  75  Pf.  in  sechs,  i  M.  in  vier,  1,50  M.  in  zwei  Ver- 
bänden und  1,25  M.  in  einem  Verbände,  das  Höchstausmass  i  M.  in  zwei, 
1,20  bis  1,50  M.  in  acht  Verbänden,  1,70  M.  in  einem  Verbände,  2  M. 
in  drei  Verbänden,  2,33  M.  in  einem  Verbände  betrug.  Die  Bezugs- 
berechtigung  begann  in  16  Verbänden  nach  52 wöchentlicher,  in 
fünf  nach  26wöchentlicher^)  und  in  einem  Verbände  nach  75  wöchent- 
licher Mitgliedschaft  (Buchdrucker).  Die  Dauer  der  Bezugsberech- 
tigung war  in  zwölf  Verbänden  einheitlich,  und  zwar  von  28  Tagen 
bei  den  Glasern  auf  91  Tage  bei  den  Kupferschmieden  und  Porzellan- 
arbeitern steigend;  abgestuft  war  sie  in  zehn  Verbänden,  wovon  zwei 
gewisse  Höchstbeträge  pro  Jahr  und  Mitglied  angesetzt  und  acht  eine 
bestimmte  Unterstützungsdauer  in  Tagen  angegeben  hatten,  die  von  3 
bis  26  Tagen  bei  den  Zigarrensortierern  auf  70 — 280  Tage  bei  den 
Buchdruckern  stieg. 

Im  Jahre  1905  war  das  Ausmass  der  Arbeitslosenunterstützung 
einheitlich  geregelt  in  elf  Verbänden  (in  je  einem  Verbände  75  Pf. 
und  2,50  M.,  in  neun  Verbänden  i  M.  pro  Tag),  abgestuft  in  29  Ver- 
bänden, wobei  das  Mindestausmass  in  acht  Verbänden  zwischen  50 
und  66  Pf.,  in  sieben  70  und  75  Pf.,  in  sieben  i  Mk.,  in  fünf  über  i  M. 
bis  1,50  M.,  in  einem  Verband  2  M.  im  Tag  und  in  einem  25  M.  im 
Monat  betrug,  während  sich  das  Höchstausmass  in  einem  Verbände 
auf  40  M.  im  Monat,  in  14  Verbänden  auf  i  bis  1,50  M.,  in  elf  auf 
mehr  als  1,50  bis  2  M.  und  in  drei  Verbänden  auf  mehr  als  2  M.  im 
Tag  stellte.  In  einem  Verbände  wurde  das  Ausmass  von  Fall  zu  Fall 
bestimmt.  Das  Bezugs  recht  begann  in  34  Verbänden  nach  52- 
wöchentlicher,  in  drei  nach  26-,  in  einem  nach  13-,  in  zwei  nach  75- 
und  in  einem  nach  78wöchentlicher  Mitgliedschaft.  Die  Dauer  der 
Bezugsberechtigung  war  in  25  Verbänden  einheitlich  geregelt  (steigend 
von  30  Tagen  bei  den  Bäckern  bis  auf  78  Tage  bei  den  Notenstechern), 


i)  Im  Brauerverband  erhielten  arbeitslose  Mitglieder  nach  26  Wochen  das  Min- 
destausmass der  Unterstützung,  u.  zw,  50  Pf.  im  Tag,  durch  40  Tage,  nach  52  Wochen 
das  Höchstausmass  von  i  M,  täglich  für  45  Tage.  —  Im  Buchbinderverband  erhielten 
männliche  Mitglieder  nach  26wöchentlicher  Mitgliedschaft  und  Beitragsleistung  pro 
Tag  50  Pf.  bis  zum  Gesamtbetrag  von  15  M.,  nach  52  Wochen  pro  Tag  75  Pf,  (bis 
zu  40  M.),  nach  156  Wochen  pro  Tag  1,20  M.  (bis  zu  60  M.) ,  nach  260  Wochen 
pro  Tag  1,50  M.  bis  zum  Gesamtbetrag  von  90  M.  Weibliche  Mitglieder  erhielten 
nach  52  wöchentlicher  Mitgliedschaft  und  Beilragsleistung  pro  Tag  50  Pf.  bis  zum 
Gesamtbetrage  von  20  M, ,  nach  156  Wochen  pro  Tag  75  Pf.  (bis  zu  30  M.),  nach 
260  Wochen  pro  Tag  i  M.  (bis  zu  45  M.). 
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in  15  Verbänden  abgestuft,  und  zwar  betrug  die  Mindestdauer  30  Tage 
oder  eine  kürzere  Zeit  in  neun  Verbänden,  über  30  bis  60  Tage  in 
vier  und  70  Tage  in  zwei  Verbänden;  die  längste  Dauer  der  Bezugs- 
berechtigung war  in  elf  Verbänden  90  Tage  oder  eine  kürzere  Zeit, 
in  je  einem  Verbände  156  und  310  Tage^),  in  zwei  Verbänden  280 
Tage.  In  einem  Verbände  war  über  ^ie  Dauer  der  Bezugsberechtigung 
fallweise  zu  entscheiden.  30  Verbände  hatten  den  Höchstbetrag  fest- 
gesetzt, den  ein  Mitglied  im  Jahr  beziehen  konnte. 

In  13  von  den  Verbänden,  die  1901  schon  die  Arbeitslosenunter- 
stützung pflegten,  wurde  bis  zum  Jahre  1905  das  Unterstützungsausmass 
erhöht  (in  einigen  Fällen  auch  ein  niedrigeres  Mindestausmass  einge- 
führt), in  acht  Verbänden  blieb  das  Taggeld  unverändert-),  in  einem 
Verbände,  der  1901  einen  festen  Betrag  wöchentlich  zahlte,  wurde  1905 
das  Ausmass  der  Unterstützung  von  Fall  zu  Fall  bestimmt.  Die  Ver- 
änderungen in  der  Dauer  der  Wartefrist,  die  zur  Erlangung  des  Bezugs- 
rechtes erforderlich  ist,  sind  geringfügig  gewesen ;  bei  einem  Verbände 
erfolgte  eine  Verlängerung  von  52  auf  78  Wochen,  bei  zwei  anderen 
(Brauer  und  Buchbinder)  wurde  die  Wartefrist  auf  mindestens  52  Wochen 
verlängert.  Die  Dauer  der  Bezugsberechtigung  erfuhr  relativ  häufig 
eine  Verkürzung,  und  zwar  in  acht  Verbänden,  in  sechs  Verbänden 
blieb  sie  gleich,  in  sieben  wurde  sie  verlängert  (in  zweien  davon  zu- 
gleich niedrigere  Mindestsätze  eingeführt),  während  in  einem  Verbände, 
bei  welchem  1901  die  Bezugsdauer  28wöchentlich  war,  1905  von  Fall 
zu  Fall  entschieden  wurde.  Im  allgemeinen  sind  die  Leistungen  der 
gewerkschaftlichen  Arbeitslosenunterstützung  entschieden  verbessert 
worden,  denn  es  ist  zweckmässig,  höhere  Taggelder  zu  gewähren,  selbst 
wenn  dabei  —  in  nicht  zu  bedeutendem  Masse  —  die  Unterstützungs- 
dauer eingeschränkt  werden  muss.  Die  Tabelle  3  bringt  die  Aus- 
gaben der  Gewerkschaften  für  Arbeitslosenunterstützung  von  1901  bis 
1905  zur  Darstellung. 

Abgesehen  vom  Werftarbeiterverband,  der  sich  am  i.  Oktober  1905 
auflöste,  hatten  zu  Ende  dieses  Jahres  41  Organisationen  die  statu- 
tarische Arbeitslosenunterstützung;  von  ihnen  haben  zwei,  die  Zim- 
merer und  die  Schiffszimmerer,  1905  noch  keine  Unterstützung  ausge- 
zahlt, wohl  aber  verausgabte  der  Verband  der  Steinsetzer  1158  M.  an 
Arbeitslose,  ohne  dass  die  Unterstützung  statutarisch  eingeführt  war. 
In  einigen  Organisationen  begann  der  Bezug  der  Unterstützung  erst  im 
Laufe  des  Jahres,  so  dass  nur  eine  relativ  geringe  Summe  zur  Aus- 
zahlung kam.  Die  Verbände,  welche  Arbeitslose  am  Orte  unterstützten, 
hatten    zusammen    866000  Mitglieder,    so    dass    auf  ein  Mitglied  eine 


i)  Die  Bezugsdauer  der  Arbeitslosenunterstützung  ist  bei  den  Schiffszimmerern  in 
derselben  Weise   geregelt  wie  jene  der  Reiseunterstützung  {40 — 310  Tage). 

2)  Einschliesslich  des  Metallarbeiterverbandes,  bei  dem  1905  ein  geringerer  Satz 
für  weibliche  Mitglieder  angegeben  war,   1901  aber  nicht. 
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Tabelle  3  :  Arbeitslosenunterstützung. 


I901 

1902 

1903 

1904 

1905 

Organisation   der 

Beträge    in  Mark 

Bäcker 



361 

21047 

26693 

38505 

Bergarbeiter 

— 

— 



— 

3816 

Bildhauer 

87015 

92337 

59786 

47  495 

64903 

Böttcher 

— 

— 

2608 

12885 

17  538 

Brauereiarbeiter') 

24491 

23739 

18  460 

21  489 

28622 

Buchbinder') 

37788 

36478 

35  349 

44  131 

79  934 

Buchdrucker 

513943 

590  640 

542  798 

514402 

466  118 

Buchdrucker  Elsass-Lothr. 

— 

3  261 

2  516 

2653 

3  773 

Buchdruckereihilfsarbeiter 

2663 

6387 

6358 

6  911 

9424 

Fabrikarbeiter 

— 

— 

— 

10564 

Glasarbeiter 

15272') 

31  768 

19  416 

14  028 

13978 

Glaser 

6841 

7659 

6295 

12963 

26628 

Graveure  und  Ziseleure 

4  211 

3886 

4  555 

7630 

9510 

Handels-,  Transp.-,  Verk.- 

Arbeiter 

II  540 

16  13S 

15745 

19  182 

29  222 

Handlungsgehilfen 

268 

420 

744 

871 

2725 

Handschuhmacher 

65  308  ' 

48338 

16047 

26748 

10  321 

Holzarbeiter 

— 

155457  ■■') 

— 

223097 

378  122 

Hutmacher 

14  014 

21  998 

19  100 

25  801 

41  929 

Konditoren 

3582 

4156 

3275 

4425 

4680 

Kupferschmiede 

24833 

33601 

21  281 

15215 

15  106 

Lederarbeiter 

2  759  ') 

3916 

6587 

20  066 

12  323 

Lithographen     nnd    Stein- 

drucker 

,    26  181 

54  150 

56065 

64080 

76083 

Maschinisten  und  Heizer 



5679 

14828 

14037 

19231 

Metallarbeiter 

3"  950 

366034 

329  860 

400  804 

480  188 

Müller 

— 

661 

3915 

6168 

6S54 

Notenstecher 

— 

150 

1755 

1273 

2  550 

Porzellanarbeiter ') 

59439 

50  168 

32137 

22  206 

23588 

Sattler 

— 

2644 

27431  *) 

Schmiede 

14059 

21453 

19398 

17  256 

16  168 

Schuhmacher 

— 

213 

411 

4960 

Tabakarbeiter 

— 

— 

12  108 

26  180 

Tapezierer 

— 

— 

— 

— 

18  042 

Vergolder 

— 



— 

I  556 

7  061 

Werftarbeiter 

— 

— 

— 

I  624 

2862 

Zigarrensortierer 

II  330 

II  707 

8935 

7242 

8257 

Andere  Organisationen 

710=) 

2  480  ") 

980  ß) 

I  330  ') 

4728«) 

die  Arbeitslosen  von  der  Be- 


i)  Inklusive  Reiseunterstützung. 

2)  Nur  in  Berlin  und  dessen  Vororten  gezahlt,  ur 
nutzung  des  Arbeitsnachweises  der  Innung  abzuhalten. 

3)  Drei  Quartale. 

4)  Inklusive  Krankenunterstützung. 

5)  Formstecher  und  Masseure. 

6)  Formstecher. 

7)  Barbiere,  Bureauangestellte  und  Formstecher. 

8)  Barbiere,  Bureauangestellte,  Formstecher,  Gärtner,  Portefeuiller  und  Steinsetzer. 
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Ausgabe  von  2,30  M.  entstand.  Die  Belastung  der  Gewerkschaften 
durch  die  Arbeitslosenunterstützung  ist  viel  höher  als  durch  die  Reise- 
unterstützung; doch  bewegt  sie  sich  ebenfalls,  wie  bei  der  Verschieden- 
heit der  Ausbildung  der  Unterstützung  und  der  nicht  gleich  günstigen 
Lage  des  Arbeitsmarkts  in  den  einzelnen  Gewerben  zu  erwarten  ist, 
innerhalb  weiter  Grenzen.  Zumeist^  sind  bei  denselben  Organisationen, 
die  —  auf  das  Mitglied  berechnet  —  verhältnismässig  hohe  Beträge 
für  Reiseunterstützung  ausgaben,  auch  die  durchschnittlichen  Aufwen- 
dungen für  Arbeitslose  am  Orte  am  höchsten  gewesen.  In  den  Ver- 
bänden, welche  die  Arbeitslosenunterstützung  eingeführt  hatten,  betrugen 

die  Kosten  für  jedes  Mitglied  ^^oi^)  1902  1903  1904  1905 

•'  ^^  Zahl   der  Verbände 


weniger  als  i  M. 

3 

7 

3 

10 

II 

über  I  bis  2     » 

2 

I 

4 

5 

10 

»     2     »     4    » 

7 

6 

12 

13 

8 

»     4  M. 

9 

12 

8 

7 

12 

Mehr  als  4  M.  kamen  in  den  folgenden  Verbänden  auf  e  i  n  Mit- 
glied, und  zwar  im  Jahre  1901  bei  den  Bildhauern  19,72  M.,  Buch- 
druckern 16,59,  Handschuhmachern  20,60,  Hutmachern  4,99,  Konditoren 
4,40,  Kupferschmieden  7,04,  Lithographen  4,01,  Porzellanarbeitern  6,83, 
Zigarrensortierern  10,75;  ^9°^  ^^i  *^^"  Bildhauern  23,57  M.,  Buch- 
druckern 17,70,  Buchdruckern  Elsass-Lothringens  4,34,  Formstechern 
8,58,  Glasarbeitern  5,63,  Handschuhmachern  16,18,  Hutmachern  6,81, 
Konditoren  4,23,  Kupferschmieden  9,57,  Lithographen  7,07,  Porzellan- 
arbeitern 6,08,  Zigarrensortierern  10,45;  ^9°3  ^^^  d^'"*  Bildhauern 
15,09  M.,  Buchdruckern  15,09,  Handschuhmachern  5,22,  Hutmachern 
5,08,  Kupferschmieden  6,66,  Lithographen  6,10,  Notenstechern  5,35, 
Zigarrensortierern  6,89;  1904  bei  den  Bildhauern  10,35  ^^-^  Buchdruckern 
13,20,  Handschuhmachern  8,98,  Hutmachern  6,04,  Kupferschmieden  4,55, 
Lithographen  6,01,  Zigarrensortierern  4,93;  1905  bei  den  Bildhauern 
13,40  M.,  Buchbindern  4,76,  Buchdruckern  10,78,  Buchdruckern  Elsass- 
Lothringens  4,16,  Glasern  6,04,  Graveuren  4,11,  Hutmachern  8,13, 
Kupferschmieden  4,06,  Lithographen  6,20,  Notenstechern  5,89,  Sattlern 
4,89,  Zigarrensortierern  4,81.  Die  Berechnung  wird  auch  dadurch  be- 
einflusst,  dass  einzelne  Arbeislosenunterstützung  zahlende  Verbände  in 
den  betreffenden  Jahren  eine  grosse  Mitgliederztinahme  hatten.  Die 
Bergarbeiter,  die  1905  pro  Kopf  nur  3  Pf.  für  Arbeitslosenunterstützung 
verausgabten,  gewannen  24378  Mitglieder  in  diesem  Jahre,  die  Fabrik- 
arbeiter mit  16  Pf.  Ausgabe  für  Arbeitslosenunterstützung  pro  Kopf 
hatten  eine  Mitgliederzunahme  von  25089.  In  beiden  Verbänden  kam 
ausserdem  die  Arbeitslosenunterstützung  1905  zum  erstenmal  zur  Aus- 
zahlung.    Ebenso    bei   dem  Verband    der  Portefeuiller,    der   6  Pf.    pro 


i)  Ohne  die  Lederarbeiter. 
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Mitglied  für  Arbeitslosenunterstützung  verausgabte ;  die  Mitgliederzahl 
dieses  Verbandes  erhöhte  sich  von  2507  im  4.  Quartal  1904  auf  3579 
im  4.  Quartal  1905.  In  den  Organisationen,  die  nicht  eine  prozentual 
so  bedeutende  Mitgliederzunahme  hatten  und  bei  denen  die  Arbeits- 
losenunterstützung seit  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  eingeführt  ist, 
sind  die  Ausgaben  für  diesen  Unterstützungszweig  viel  höher  ^). 

Angaben  über  die  Regelung  der  Kranken  Unterstützung 
in  den  einzelnen  Verbänden  sind  für  das  Jahr  igoi  nicht  vorhanden. 
Im  Jahre  1905  hatten  17  Verbände  das  Ausmass  einheitlich  fest- 
gesetzt, davon  gewährten  im  Tag  bis  zu  i  M.  neun,  über  i  bis  2  M. 
sechs,  pro  Woche  6  und  7  M.  je  ein  Verband ;  ein  abgestuftes  Unter- 
stützungsausmass  war  in  21  Verbänden  eingeführt,  von  welchen  zehn 
ein  Mindestausmass  bis  zu  50  Pf.  pro  Tag,  vier  von  60  Pf.  bis  1  M., 
je  einer  1,70  und  1,75  M.  im  Tag  und  fünf  2  bis  3,50  M.  in  der  Woche 
festgesetzt  hatten ;  das  Höchstausmass  betrug  in  acht  Fällen  45  Pf.  bis 
I  M.,  in  fünf  Fällen  über  i  bis  2  M.,  in  drei  Fällen  über  2  bis  3,25  M. 
im  Tag,  in  2  Fällen  4  M. ,  in  je  einem  Fall  5,  8  und  15  M.  in  der 
Woche.  Bei  einem  Verband  wurde  fallweise  entschieden.  Das  Bezugs- 
recht begann  in  zwei  Verbänden  nach  i3wöchentlicher  Mitgliedschaft, 
in  fünf  nach  26wöchentlicher,  in  einem  Verband  nach  4owöchentlicher, 
in  23  Verbänden  nach  52wöchentlichei',  in  sechs  nach  mehr  als  einjähri- 
ger (78-  bis  26owöchentlicher)  Mitgliedschaft.  Bei  zwei  Verbänden  ist  nichts 
angegeben.  Die  Dauer  der  Bezugsberechtigung  war  in  22  Verbänden 
einheitlich  festgesetzt  (in  elf  auf  60  Tage  oder  kürzere  Zeit,  in  sechs 
auf  70  bis  91  Tage,  in  fünf  auf  144  bis  312  Tage),  in  16  Verbänden 
abgestuft,  so  zwar,  dass  die  Mindestdauer  in  acht  12  bis  25  Tage,  in 
fünf  30  bis  45  Tage  und  m  einem  78  Tage,  die  längste  Dauer  in  sieben 
42  bis  60  Tage,  in  vier  70  bis  90  Tage,  in  je  einem  156,  310'-)  und 
312  Tage  währte;  in  je  einem  Verbände  schwankte  sie  zwischen  6  und 
23,  bez.  13^/2  und  40  Wochen.  In  23  Verbänden  war  ein  Höchst- 
betrag des  Krankengeldes  vorgesehen,  den  ein  Mitglied  im  Jahr  zu 
beziehen  berechtigt  war. 

In  der  Tabelle  4  sind  die  Ausgaben  für  Krankenunterstützung 
von  1901  bis  1905  veranschaulicht,  wobei  nur  jene  Organisationen  be- 
sonders angeführt  werden,  die  1905  mindestens  10  000  M.  für  diesen 
Zweck  aufwendeten. 

Die  Belastung  durch  die  Krankenunterstützung  betrug  im  Jahre 
1901  in  zwei  Verbänden  weniger  als  50  Pf.,  in  einem  Verbände  74  Pf., 
in    fünf  Verbänden   über  i  bis  2  M.,    in    sieben  Verbänden  über  2  M. 


1)  Vgl.   »Die  Gewerkschaftsorganisationen  in  Deutschland  im  J.  1905«.     Korresp.- 
Bl.  der  Gen.-Komm.,  1906,  S.   517. 

2)  Bei  den  Schiffszimmerern  ist  der  Krankengeldbezug  so  geregelt,  wie  der  Be- 
zug der  Reise-  und  Arbeitslosenunterstützung. 
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Tabelle  4:  Krankenunterstützung. 


1901 


Organisation    der 


1902 


1903 


1904 


Beträge   in   Mark 


1905 


Bauhilfsarbeiter 

Bildhauer 

Brauereiarbeiter 

Buchbinder 

Buchdrucker 

Buchdrucker   Elsass-Lothr. 

Fabrikarbeiter 

Hafenarbeiter 

Hand-,  Transp.-  u.  Verk.- 
Arbeiter 

Hutmacher 

Lithographen  und  Stein- 
drucker 

Maler 

Maurer 

Müller 

Notenstecher 

Porzellanarbeiter 

Schneider 

Schuhmacher 

Steinsetzer 

Tabakarbeiter 

Textilarbeiter 

Töpfer 

Zigarrensortierer 

Andere  Organisationen 


13001 
22  321 

537733 


26683 
17  224 


32431 
12  406 


40194 
38159 

6,457 
6,999 


II  418 
24377 

538  125 
11951 


30341 


20  707 

568 
4  048 

32367 
16  964 


40,545 
369S9 

9  959 
6087 

9432 


28 


534 
554 


583673 
10578 


35018 
15  400 


29  489 

5  354 

6  272 
27444 

24913 
II  578 

59645 
52043 

13  331 

6874 
23760 


4730 

9088 

45087 

3756 

674737 

14583 

5866 

48  670 
20  592 


39538 
105  134 

7089 
10552 
15794 
33716 
17469 

4964 

194957 
88262 

25474 
II  422 

35  455 


12757 
II  274 

57  439 

14434 

741  549 

17  126 

52  424 
58267 

65744 
19474 
77923 

51  275 

129  825 

II  237 

10  684 

I  3  545 
40  198 

39  131 
10  7S1 
247  898 
96975 
34301 

I I  400 
95078') 


pro  Mitglied.  In  den  beiden  folgenden  Jahren  war  die  Gruppierung 
im  allgemeinen  dieselbe  geblieben;  es  entfielen  1902  auf  ein  Mitglied 
weniger  als  50  Pf.  in  drei,  50  Pf.  bis  i  M.  in  zwei,  über  i  bis  2  M. 
in  fünf  und  über  2  M.  in  acht  Verbänden;  1903  weniger  als  50  Pf.  in 
vier,  50  Pf.  bis  i  M.  ebenfalls  in  vier,  über  i  bis  2  M.  in  sechs  und 
über  2  M.  in  elf  Verbänden.  In  den  letzten  Jahren  ist  die  Zahl  der 
Organisationen  mit  geringer  Belastung  durch  die  Krankenunterstützung 
rasch  gestiegen,  denn  es  kamen  auf  ein  Mitglied  1904  in  neun  Ver- 
bänden weniger  als  50  Pf.,  in  sieben  50  Pf.  bis  i  M.,  in  acht  über  i 
bis  2  M.,  in  elf  über  2  M. ;  1905  entfielen  auf  die  entsprechenden 
Durchschnittssätze  10,  6,  8  und  14  Verbände. 

Die  Invaliden  Unterstützung  war  im  Jahre  1905  in  sechs 
Organisationen  geregelt,  und  zwar  zahlten  die  Buchdruckerverbände 
I  bis  1,25  M.  täglich,  je  nach  der  Dauer  der  Mitgliedschaft;  der  An- 
spruch   auf   den  Mindestbetrag    begann   beim  Verband  der  Deutschen 


l)  Darunter  der  Bergarbeiterverband,   der  im  vierten  Quartal   1905    für  Kranken- 
unterstützung 50  382  M.  ausgab. 
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Buchdrucker  nach  250,  beim  elsass-lothringischen  Verbände^)  nach 
260  Wochen.  Die  Handschuhmacher  zahhen  nach  25  jähriger  Mitgh'ed- 
schaft  5  M.  in  der  Woche,  die  Hutmacher  nacli  20  Jahren  3  M.,  die 
Lederarbeiter  nach  zehn  Jahren  7  M.,  die  Lithographen  4,50  bis  9  M. 
in  der  Woche,  wobei  der  Anspruch  auf  die  geringste  Unterstützung 
nach  zehnjähriger  MitgUedschaft  begann.  Die  Ausgaben  für  Invaüde 
machen  nur  bei  den  Buchdruckern  und  Lithographen  bedeutende 
Summen  im  Jahr  aus;  1905  zahlten  die  beiden  Buchdruckerorgani- 
sationen zusammen  213659  M.,  die  Lithographen  42932  M. 

Die  sonstigen  Unter  stützungsein  rieh  tun  gen  sind 
weniger  wichtig  als  die  bisher  genannten.  Die  Umzugskosten,  Beihilfen 
in  Notfällen  und  Beerdigungskosten  zusammengenommen  erfordern 
namentlich  in  den  Verbänden  der  Bauarbeiter,  Bergarbeiter,  Buch- 
drucker, Fabrikarbeiter,  Handels-,  Transport-  und  Verkehrsarbeiter, 
Holzarbeiter,  Maurer  und  Metallarbeiter  sehr  hohe  Summen.  In  den 
Organisationen,  welche  für  diese  Unterstützungszweige,  oder  auch  nur 
für  einen  davon,  Ausgaben  hatten,  entfielen  von  1901  bis  1905  auf 
ein  Mitglied : 


1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

Zahl 

der   Verbände 

unter  20  Pf. 
20  bis  50  Pf. 
über  50  Pf.  bis 
^      I   M. 

[  M. 

14 
17 

5 
4 

18 

13 

9 

9 

22 
1 1 

9 
10 

14 
15 

II 

12 
iS 
16 
II 

Zus. 

40 

49 

52 

55 

57 

Bei  der  überwiegenden  Mehrheit  der  Verbände  ist  die  Belastung 
durch  die  »sonstigen  Unterstützungen«  verhältnismässig  sehr  gering. 
Würden  die  Beerdigungskosten  ausgeschieden,  so  verblieben  für  andere 
Zwecke  zumeist  nur  geringe  Beträge.  —  Die  Fürsorge  der  Gewerk- 
schaften für  ihre  im  Streik  stehenden  oder  gemassregelten  Mitglieder, 
ebenso  wie  die  Gewährung  von  Rechtsschutz,  sollen  im  Rahmen  dieses 
Aufsatzes  nicht  näher  behandelt  werden. 

sie  :{: 

In  den  deutschen  Gewerkvereinen  (Hirsch-Duncker)  be- 
trugen die  Gesamteinnahmen  im  Jahre  1905 -)  i  336651  M.,  die  Gesamt- 
ausgaben I  170  210  M. ;  hiervon  kamen  auf  Unterstützungen  261548  M. 
(22,40/0),  auf  Streiks,  Aussperrungen  und  Rechtsschutz  301433  M. 
(25,8  %),  auf  Fortbildung,  Verwaltung  und  andere  Auslagen  607  228  M. 
(51,8%).   Für  L'''nterstützungen  wurde  ein  fast  gleich  hoher  Prozentsatz 

i)  Dieser  Verband  ist  mittlerweile  mit  dem  Verbände  der  Deutschen  Buchdrucker 
verschmolzen  worden. 

2)  Bei  einer  Mitgliederzahl  von  117  097  (am  Jahresschluss). 
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der  Gesamtausgaben  verwendet  wie  bei  den  Gewerkschaften,  die  der 
Generalkommission  angehören,  für  Streiks  etc.  ein  bedeutend  geringerer, 
für  Fortbildung,  Verwaltung  und  andere  Auslagen  aber  ein  weit  höherer 
Prozentsatz.  Der  Mitgliederzahl  nach  die  stärksten  unter  diesen  Ver- 
einen sind  die  der  Maschinenbau-  und  Metallarbeiter  (49516  Mitglieder), 
der  Fabrik-  und  Handarbeiter  (19598)  und  der  Kaufleute  (14614);  bei 
ihnen  gestaltete  sich  die  Verteilung  der  Gesamtausgaben  wie  folgt: 


Verein    der 

Unterstützung 

Streiks,  Aussperr., 
Rechtsschutz 

Forll)ildung, 
Verwaltung  etc. 

Ausgaben 
überhaupt 

Mitgl. 

Ausgaben 
überhaupt 

pr. 
Mitgl. 

Ausgaben 
überhaupt 

pr. 
Mitgl. 

Maschinenbau-    und    Metall- 
arbeiter 
Fabrik-  und  Handarbeiter 
Kaufleute 

M. 

129  182 
48  091 
32546 

U. 
2,61 

2,45 

2,23 

M. 

156532 

181 

2  052 

M. 

3.16 
0,01 
0,14 

M. 

2S8830 
82068 
70424 

M. 

5,83 
4,19 
4,96 

Bei  den  Gewerkvereinen  der  Fabrikarbeiter  und  Kaufleute  stellen 
sich  die  Aufwendungen  für  Unterstützungen  per  Mitglied  höher  als  bei 
den  der  Generalkommission  angehörigen  A^erbänden  der  Fabrikarbeiter 
und  Handlungsgehilfen,  während  bei  den  Organisationen  der  anderen 
Berufe  in  der  Regel  das  umgekehrte  Verhältnis  zu  beobachten  ist. 
Vergleicht  man  z.  B.  den  Gewerkverein  der  Maschinenbau-  und  Metall- 
arbeiter mit  dem  Deutschen  Metallarbeiterverband,  so  stellt  sich  her- 
aus, dass  die  Leistungen,  nach  dem  Betrage  der  auf  ein  Mitglied  ent- 
fallenden Ausgaben,  bei  der  letztgenannten  Organisation  erheblich 
höher  sind,  denn  auf  ein  Mitglied  kamen  insgesamt  23,09  M.  Ausgaben; 
davon  beanspruchten  die  Unterstützungen  3,64  M.,  Angriffs-  und  Wider- 
standszwecke 13,13  M.,  Fortbildung,  Verwaltung  etc.  6,32  M. 

Die  Organisationen ,  welche  dem  Gesamt  verbau  de  der 
christlichen  Gewerkschaften  angehören ^ ),  hatten  im  Jahre 
1905  2443122  M.  Einnahmen  und  2150511  M.  Ausgaben.  Von  den 
Ausgaben  entfielen  auf  Unterstützungen  187644  M.  (8,6  »ö),  Angriffs- 
und Widerstandszwecke  1045777  M.  (48,7%),  Fortbildung,  Verwaltung 
und  Sonstiges  917090  M.  (42,7%).  Das  Unterstützungswesen  ist  bei 
dieser  Gruppe  am  wenigsten  ausgebildet ;  für  die  eigentlichen  gewerk- 
schaftlichen Zwecke  wurde  jedoch  ein  noch  etwas  höherer  Prozent- 
satz der  Gesamtausgaben  verwendet,  als  in  den  Organisationen,  welche 
der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  angehören.  Die  Kosten 
der  Fortbildung,  Verwaltung  und  die  sonstigen  Auslagen  sind  hoch, 
wie  das  bei  jungen  Gewerkschaften  gewöhnlich  der  Fall  zu  sein  pflegt. 

Die  der  Mitgliederzahl  nach  stärksten  Organisationen  des  Gesamt- 


i)  Mitgliederstand  im  Durchschnitt  des  Jahres  1905:  1S8  106. 
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Verbandes  der  christlichen  Gewerkschaften  sind  die  Bergarbeiter  (71  500 
MitgHeder),  die  Bauhandwerker  (20679),  die  bayerischen  P2isenbahner 
(19000),  die  Metallarbeiter  (17563)  und  die  Textilarbeiter  (24735). 
Ihre  Ausgaben  für  Unterstützungen  betrugen  im  Jahre  1905 : 


Organisation    der 

Reise-  und  Arbeitslosen- 
unterstützung 

Begräbniskosten   und    andere 
Unterstützungen 

überhaupt 

per 
Mitglied 

überhaupt 

per 
Mitglied 

Bergarbeiter 
Bauhandwerker 
Bayr.  Eisenbahner 
Metallarbeiter 
Textilarbeiter 

M. 
792 

6537 

M. 
0,01 

0,37 

M. 

75888 
4968 

67  001 
3301 

15  670 

M. 

1,06 
0,24 

3.53 
0,19 
0,63 

Mehr  als  1000  M.  hatten  für  Reise-  und  Arbeitslosenunterstützung 
ausser  den  Metallarbeitern  noch  die  Holzarbeiter  (2737  M.),  sowie  die 
Schuh-  und  Lederarbeiter  (1136  M.)  gezahlt;  in  allen  anderen  Organi- 
sationen dieser  Gruppe  kommt  der  Arbeitslosenunterstützung  gegen- 
wärtig noch  so  gut  wie  gar  keine  Bedeutung  zu.  Die  Ausgaben  für 
Begräbniskosten  und  andere  Unterstützungen  betrugen  in  den  meisten 
christlichen  Gewerkschaften  ebenfalls  nur  einige  hundert  Mark  im  Jahr. 


Das  rechtliche  Verhältnis  der  Vorschriften  des  Reichsgesetzes 
vom  3.  Juni  igo6  über  den  Stempel  von  Frachturkunden  und 
Fahrkarten  zu  den  Verträgen  über  die  internationalen  Flüsse. 

Von 
H.  Wittmaack.   Reichsgerichtsrat  a.  D. 

Der  §  39  des  Reichsdeputationshauptschlusses  vom  25.  Februar 
1803  lautet  in  dem  ersten  Absatz:  »Alle  sowohl  auf  dem  rechten  als 
linken  Ufer  erhobenen  Rheinzölle  sollen  aufgehoben  sein,  ohne  unter 
irgend  einer  Benennung  wieder  hergestellt  werden  zu  können  ;  jedoch 
mit  Vorbehalt  der  Eingangsgebühren  (droits  de  douane)  und  eines 
Schiffahrtsoctroi« . 

Ueber  dieses  Oktroi,  bezüglich  dessen  der  §  3g  bereits  einige  Be- 
stimmungen enthielt,  wurde  am  15.  August  und  i.  Oktober  1804  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  Frankreich  eine  nähere  Vereinbarung  ge- 
troffen. Die  Abgabe  wurde  von  den  Uferstaaten  gemeinschaftlich  er- 
hoben, und  zwar  zum  Teil  von  der  Ladung,  zum  Teil  als  droit  de 
reconnaissance  von   den  Schiffen.     In  dem  Art.  39  des  Vertrages  wur- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1907.    3.  ßj. 
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den  nicht  bloss  die  eigentlichen  Rheinzölle,  sondern  alle  Abgaben, 
welche  sich  auf  die  Transitschiffahrt  auf  dem  Rhein  bezogen,  für  ab- 
o-eschafift  erklärt.  Der  Art.  41  bestimmte  dann,  dass  unter  den  Abgaben, 
die  abgeschafft  würden,  nicht  die  Zölle  begriffen  seien,  welche  jeder 
Staat  auf  seinem  Gebiete  einführen  oder  aufrecht  erhalten  könne  und 
vermittelst  deren  derselbe  für^  sich  Abgaben  von  der  Einfuhr 
und  Ausfuhr  der  Waren  erheben  dürfe.  Der  Pariser  Frieden  von 
18 14  erklärte  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  für  frei  und  nahm  eine 
nähere  Regulierung  der  Schififahrtsabgaben  in  Aussicht.  Zugleich 
wurde  es  dem  späteren  Kongresse  vorbehalten,  darüber  zu  be- 
stimmen, ob  und  in  wie  weit  die  für  den  Rhein  aufgestellten  Grund- 
sätze auf  alle  Flüsse,  welche  mehrere  Staaten  trennen  oder  durchfliessen, 
angewandt  werden  könnten.  Zur  Ausführung  dieser  Bestimmungen 
wurden  in  den  Art.  108 — 116  der  Wiener  Kongressakte  von  1815  folgendes 
vereinbart:  die  Verhältnisse  der  in  dem  Friedensvertrage  erwähnten 
sogenannten  internationalen  Flüsse  sollten  durch  eine  Konferenz  der 
beteiligten  Uferstaaten  näher  reguliert  werden.  Die  Schiffahrt  sollte 
frei  sein  und  in  Beziehung  auf  den  Handel  niemandem  untersagt  werden 
können.  Die  Schiffahrtsabgaben  sollten  gleichförmig,  unveränderlich 
und  möglichst  unabhängig  von  der  Beschaffenheit  der  Ladung  festge- 
setzt werden  und  zwar  nach  den  örtlichen  Verhältnissen.  Bei  der  Ab- 
fassung des  Tarifs  sollte  die  Rücksicht  auf  die  Beförderung  des  Han- 
dels massgebend  sein  und  zwar  sollte  der  für  den  Rhein  in  der  Kongress- 
akte festgesetzte  Abgabentarif  bei  den  anderen  Flüssen  möglichst  zum 
Massstab  genommen  werden.  Der  einmal  festgesetzte  Tarif  sollte  nicht 
einseitig  von  einem  Staate  abgeändert,  auch  sollte  die  Schiffahrt  nicht 
mit  irgend  welchen  anderen  Abgaben  belastet  werden  dürfen.  (Art.  in.) 
Bezüglich  des  Zolles  heisst  es  im  Art.  115:  »Les  douanes  des  etats 
riverains  n'auront  rien  de  commun  avec  les  droits  de  navigation«. 
Dabei  verpflichteten  sich  die  Staaten,  die  Zollbeamten  so  zu  instruieren, 
dass  die  Zollkontrolle  der  Schiffahrt  möglichst  wenig  hinderlich  werde. 
Zu  den  Anlagen  der  Wiener  Kongressakte  gehörte  eine  Rhein- 
schififahrtsakte.  Diese  behielt  die  Rekognitionsgebühr  von  den  Schiffen 
und  eine  Abgabe  von  der  Ladung,  wie  solche  in  dem  früheren  Ver- 
trage festgesetzt  waren,  im  wesentlichen,  jedoch  mit  einer  Herabsetzung 
bei.  In  dem  Art.  IV  heisst  es,  dass  die  festgesetzten  Tarife  nur  im 
Sfemeinschaftlichen  Einverständnis  erhöht  werden  dürfen.  Die  Ufer- 
Staaten,  welche  davon  ausgehen,  dass  ihr  wohlverstandenes  Interesse 
darin  bestehe,  den  Handel  auf  dem  Rhein  zu  beleben,  und  dass  die 
Schiffahrtsabgaben  hauptsächlich  dazu  bestimmt  seien,  die  Kosten  der 
Unterhaltung  des  Flusses  zu  decken,  verpflichten  sich,  eine  Vermehrung 
der  Schiffahrtsabgaben  nur  aus  dringenden  Gründen  vorzunehmen  und 
die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein  nicht  mit  irgend  welchen  anderen  Ab- 
gaben   ausser    den    im    Tarif   festgesetzten,    unter    welcher   Benennung 
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oder  welchem  Vorwand  es  auch  sein  möge,  zu  belasten.  Bezüglich 
des  Zolls  enthält  der  Art.  22  eine  dem  Art.  115  der  Kongressakte 
entsprechende  Bestimmung, 

Durch  eine  Uebereinkunft  der  Uferstaaten  über  die  Rheinschiffahrt 
vom  31.  März  1831  wurde  die  Akte  von  1815  einer  durchgängigen  Re- 
vision unterzogen  und  in  erheblichen  Punkten  abgeändert.  Die  durch 
die  Uebereinkunft  regulierte  Schiffahrtsabgabe  wurde,  in  ähnlicher  Weise 
wie  nach  den  früheren  Verträgen,  als  Rekognitionsgebühr  von  den 
Schiffsgefässen  und  als  Rheinzoll  von  der  Ladung  erhoben.  Für  die 
Niederlande  wurde  anstatt  der  früheren  Durchgangsabgabe  ein  droit 
fixe  festgesetzt.  Die  anderen  Uferregierungen  verpflichteten  sich  da- 
gegen, die  bereits  durch  die  Wiener  Kongressakte  für  den  Rhein  selbst 
verabredete  allgemeine  Befreiung  von  Transitogebühren  zu  Gunsten 
der  niederländischen  Schiffe  auf  den  Wassertransport  solcher  Waren 
auszudehnen,  welche  den  Rhein  verlassen  und  in  Flüsse,  Kanäle  oder 
andere  schift'bare  Verbindungswege  des  Inlandes  einlaufen,  um  sodann 
durch  die  Staaten  zu  transitieren,  in  soweit  letzteres  ohne  Vertauschung 
des  Wassertransports  mit  einem  Landtransport  geschehen  könne;  je- 
doch unter  Vorbehalt  der  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  auf  diesen 
Wasserstrassen  vorgeschriebenen  Wasserwege-,  Barriere-,  Brücken-  und 
Schleusengelder.  Zur  Kontrolle  der  Erhebung  der  Schiffahrtsabgaben 
wurde  vorgeschrieben,  dass  ein  Schiffer  nicht  eher  eine  Ware  einladen 
oder  wenigstens  nicht  eher  von  dem  Ladungsplatze  abfahren  dürfe, 
bis  er  einen  Frachtbrief  oder  Connaissement  erhalten  habe.  Die  Ladjang 
sollte  er  auf  jedem  Zollamt,  welches  er  berührte,  durch  Vorlegung 
des  Frachtbriefs  und  des  Manifestes  nachzuweisen  verpflichtet  sein. 
Die  Richtigkeit  des  Manifestes  konnte  von  den  Rheinzollbeamten  nach 
Ermessen  einer  Kontrolle  unterzogen  werden.  Diese  hatten  dann  über 
das  Resultat  kostenlos  ein  Attest  auszustellen.  Art.  33  der  Ueber- 
einkunft lautet:  »Von  einzelnen  Uferstaaten  kann  jedoch  der  Tarif 
niemals,  wäre  es  auch  nur  durch  Nebenabgaben,  z.  B.  durch  Stempel- 
gebühr u.  s.  w.  erhöht  werden«.  Art.  69  bestimmt,  dass  die  Uferregie- 
rungen den  Schiffern  Plätze  zur  Niederlage  der  Waren  anzuweisen  und 
auch  die  nötigen  Einrichtungen  zum  Behufe  der  Erleichterung  und  Be- 
schleunigung der  Ein-  und  Ausladungen  anzuordnen  und  in  stand  zu 
halten  haben.  »Zur  Bestreitung  der  desfallsigen  Unterhaltungs-  und 
Beaufsichtigungskosten  wird  unter  der  Benennung  von  Bohlwerks-, 
Krahn-  und  Wagegebühren  ein  Entgelt  erhoben  =.  Für  den  Betrag  des- 
selben sind  Höchstsätze  normiert. 

Nachdem  bereits  durch  den  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen 
dem  deutschen  Zollverein  und  den  Niederlanden  vom  31.  Dez.  185 1 
in  dem  Verhältnisse  der  kontrahierenden  Staaten  die  Schiffahrtsab- 
gaben und  das  droit  fixe  aufgehoben  waren,  wurde  unter  dem  17.  Okt. 
1868  zwischen  den  Uferstaaten,  wozu  damals  auch  Frankreich  gehörte, 
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die  gegenwärtig  geltende  revidierte  RheinschifFahrtsakte  geschlossen. 
Nach  dem  Art.  3  derselben  darf  eine  Abgabe,  welche  sich  lediglich 
auf  die  Tatsache  der  Beschiffung  gründet,  auf  dem  Rheine  nicht  er- 
hoben werden.  Zugelassen  ist  in  der  Akte  in  Art.  27  in  Ueberein- 
stimmung  mit  Art.  69  der  Uebereinkunft  von  1831  nur  ein  Entgelt  zur 
Bestreitung  der  Kosten  der  Beaufsichtigung  und  Erhaltung  der  Ein- 
richtungen, welche  zur  Erleichterung  der  Ein-  und  Ausladungen  und 
zur  Niederlage  der  Waren  in  den  Hafenplätzen  dienen;  ausserdem  in 
Art.  26  Gebühren  für  die  Dienstleistungen  der  Lotsen,  Steuerleute  und 
Wahrschauer. 

An  sogenannten  internationalen  Flüssen  hat  das  Deutsche  Reich 
ausser  dem  Rhein  noch  die  Elbe  und  die  Donau.  Vor  der  Gründung 
des  Norddeutschen  Bundes  gehörte  auch  die  Weser  zu  diesen  Flüssen. 
Auf  Grund  der  Wiener  Kongressakte  war  daher  auch  für  die  Weser 
eine  Schiffahrtsakte  unter  den  Uferstaaten  vereinbart.  Mit  der  Grün- 
dung des  Norddeutschen  Bundes  hat  sich  die  Sachlage  verändert,  die 
Weser  liegt  ausschliesslich  innerhalb  deutschen  Gebiets.  Bei  der  Weser- 
schiffahrtsakte sind  auch  nur  deutsche  Staaten  beteiligt,  die  Reichsge- 
setzgebung kann  daher  für  diesen  Fluss  Anordnungen  treffen,  ohne 
dass  sie  dabei  auf  ausländische  Staaten  Rücksicht  zu  nehmen  braucht. 
Die  Donau  fiel  nicht  unter  die  Bestimmungen  der  Wiener  Kon- 
gressakte, da  ein  Uferstaat,  die  Türkei,  dieser  Akte  nicht  beigetreten 
war.  Erst  durch  den  Pariser  Frieden  von  1856  ist  die  Wiener  Kon- 
gressakte für  anwendbar  auf  die  Donau  erklärt. 

Zur  Ausführung  der  Wiener  Kongressakte  für  die  Elbe  wurde  am 
23.  Juni  1821  von  den  Uferstaaten  eine  Elbschiffahrtsakte  vereinbart. 
Auch  für  diesen  Fluss  wurde,  ähnlich  wie  beim  Rhein,  eine  Abgabe 
von  der  Ladung  als  Elbzoll  und  eine  solche  von  den  Schiffen  als  Re- 
kognitionsgebühr  eingeführt.  Art.  13  lautet;  »Ausser  den  durch  gegen- 
wärtige Uebereinkunft  festgesetzten  Gefällen  sollen  auf  der  Elbe  keine 
anderen  weiter  gefordert  oder  erhoben  werden ;  auch  übernehmen  die 
paciszierenden  Staaten  die  förmliche  Verpflichtung,  die  festgesetzten 
Abgaben  nicht  anders  als  in  gemeinschaftlicher  Uebereinkunft  zu  er- 
höhen«. Art.  14:  »Unter  den  Abgaben  sind  nicht  begriffen:  a)  die 
Mauthen  (Land-  oder  Stadtzölle),  Eingangs-  und  Verbrauchssteuern, 
mit  welchen  einem  jeden  Staate  das  Recht  verbleibt,  die  in  sein  eigenes 
Landesgebiet  einzuführenden  Waren,  sobald  selbe  den  Fluss  verlassen 
haben,  nach  seiner  Handelspolitik  zu  belegen,  b)  die  Krahnen-,  Wage- 
und  Niederlagegebühren  in  den  Handelsplätzen,  c)  die  Brückenaufzugs- 
und  Schleusengelder«.  Ausserdem  wurde  die  Regulierung  der  Ge- 
bühren der  Lotsen  und  Steuerleute  den  einzelnen  Staaten  vorbehalten. 
Durch  eine  Additional-Akte  vom  13.  April  1844  wurde  die  Re- 
kognitionsgebühr  abgeschafft.    Es  blieb  nur  der  Elbzoll  als  Schiffahrts- 
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abgäbe  von  der  Ladung  bestehen  und  dieser  wurde  anderweitig  re- 
guliert. 

Durch  einen  Staatsvertrag  vom  4.  April  1863  fand  eine  weitere 
Erleichterung  der  Eibschiffahrt  statt.  Es  wurde  damals,  vorläufig  auf 
12  Jahre,  vereinbart,  dass  ein  Elbzoll  nur  in  Wittenberge  und  zwar 
für  gemeinschaftliche  Rechnung  der  Uferstaaten  erhoben  werden  solle. 

Der  Art.  54  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  von  1867 
bestimmte,  dass  auf  allen  natürlichen  Wasserstrassen  Abgaben  nur  für 
die  Benutzung  besonderer  Anstalten,  die  zur  Erleichterung  des  Verkehrs 
bestimmt  sind,  erhoben  werden  dürfen.  Mit  dieser  Vorschrift  war  die 
weitere  Erhebung  eines  Elbzolls  unverträglich.  Die  Verfassung  konnte 
aber  bezüglich  der  Elbe  nicht  sofort  zur  Ausführung  gelangen,  da  die 
Erhebung  des  Elbzolls  auf  einem  völkerrechtlichen  Vertrag  beruhte, 
bei  welchem  auch  Oesterreich  beteiligt  war.  Es  musste  daher  zunächst 
eine  Verständigung  mit  Oesterreich  in  dieser  Beziehung  erfolgen.  Am 
22.  Juni  1870  wurde  nun  zwischen  dem  Norddeutschen  Bunde  und 
Oesterreich  ein  A'ertrag  geschlossen,  wonach  auf  der  Elbe  von  den 
Schiffen  und  deren  Ladungen  Abgaben  nur  für  die  Benutzung  beson- 
derer Anstalten,  welche  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  bestimmt  sind, 
erhoben  werden  dürfen.  In  dem  Vertrage  werden  die  entgegenstehen- 
den Bestimmungen  der  früheren  Verträge,  welche  aufgehoben  werden, 
besonders  aufgeführt.  Die  oben  erwähnten  Art.  13  und  14  der  Elb- 
schififahrtsakte  befinden  sich  nicht  darunter.  Diese  bestehen  unverän- 
dert fort. 

Durch  den  Pariser  Frieden  vom  30.  März  1856  wurde  vereinbart, 
dass  die  Grundsätze  der  Wiener  Kongressakte  über  die  Schiffahrt 
auf  den  internationalen  Flüssen  künftig  auch  auf  die  Donau  zur  An- 
wendung gebracht  werden  sollten.  Dabei  wurde  hinzugefügt,  dass  die 
Schiffahrt  auf  der  Donau  keiner  Abgabe  unterworfen  werden  dürfe, 
welche  nicht  ausdrücklich  in  dem  Friedensvertrag  vorgesehen  sei. 
Folglich  sollte  kein  Flusszoll  »base  uniquement  sur  le  fait  de  la  navi- 
gation  du  fieuve«  erhoben  werden  dürfen.  (Art,  15.)  Im  Art.  16  wur- 
den dann  Abgaben  zur  Deckung  der  Kosten  der  in  Aussicht  genom- 
menen Schiffbarmachung  der  unteren  Donau  zugelassen.  Auf  Grund 
dieser  Bestimmungen  wurde  von  den  Uferstaaten,  Oesterreich,  Baj^ern, 
Württemberg  und  der  Türkei  am  7.  Nov.  1857  eine  Donauschiffahrts- 
akte  geschlossen,  welche  durch  eine  Vereinbarung  vom  i.  März  1859 
ergänzt  wurde.  Danach  dürfen  auf  der  Donau  erhoben  werden:  a)  die 
eigentlichen  Ein-,  Aus-  und  Durchgangsabgaben,  welche  nach  Mass- 
gabe der  allgemeinen  Zollgesetze  oder  der  betreffenden  traktat- 
mässigen  Bestimmungen  zu  entrichten  sind  (ein  Durchgangszoll  ist 
nicht  gestattet,  wenn  eine  Ware  den  ganzen  Weg  nur  auf  der  Wasser- 
strasse zurücklegt)  b)  die  Verbrauchsabgaben  oder  Verzehrungssteuern, 
c)  die    Gebühren    für    die    Benutzung    gewisser    öffentlicher   Anstalten, 
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z.  B.  für  Krahne  u.  s.  \v. ;  dann  jene  für  geleistete  Arbeiten,  z.  B. 
Lotsendienste  u.  s.  w.  (Art.  20).    Schiffahrtsabgaben   werden   zugelassen 

1.  zur  Deckung    der  Kosten   der  Arbeiten    an    den  Donaumündungen, 

2.  zur  Deckung  der  Ausgaben  für  andere,  die  Erhaltung  und  Ver- 
besserung der  Schiffbarkeit  der  Donau  bezweckende  Arbeiten  und 
bleibende  Anstalten.  (Art.  21.) 

Das  Gesetz  vom  3.  Juni  1906  bestimmt  nun  Tarif  Nummer  6, 
(R.  G.  B.  S.  642  und  643),  dass  Konossemente,  Frachtbriefe,  Lade- 
scheine, Einlieferungsscheine  im  Schiffsverkehr,  wenn  die  Urkunden  im 
Inland  ausgestellt  oder  behufs  Empfangnahme  oder  Ablieferung  der 
darin  bezeichneten  Sendung  im  Inland  vorgelegt  oder  ausgehändigt 
werden,  ein  »Gegenstand  der  Besteuerung«  sein  sollen,  indem  sie  einer 
Stempelabgabe  unterworfen  werden.  Die  Beförderung  von  Gütern  im 
Schiffsverkehr  darf  nur  erfolgen,  wenn  eine  Urkunde  der  oben  bezeich- 
neten Art  ausgestellt  wird.  (Für  den  Inlandsverkehr  ist  eine  Aus- 
nahme bezüglich  der  Schiffe  von  weniger  als  250  Tonnen  Raumgehalt 
gemacht.)  Die  Ablieferung  von  Gütern,  die  im  Schiffsverkehr  vom 
Ausland  nach  dem  Inland  befördert  sind,  darf  nur  erfolgen,  wenn  eine 
Urkunde  dieser  Art  ausgehändigt  wird  (§  33).  Die  Verpflichtung  zur 
Entrichtung  der  Stempelabgaben  liegt  im  Seeverkehr  dem  Ablader,  im 
sonstigen  Verkehr  dem  Aussteller  des  stempelpflichtigen  Schriftstückes 
und  bei  den  im  Ausland  ausgestellten  Urkunden  dem  Empfänger  der 
Sendung  ob  (§  32).  Danach  wird  auch  die  Beförderung  von  Gütern  im 
Schiffsverkehr  auf  dem  Rhein,  der  Elbe  und  der  Donau  einer  Steuer 
unterworfen. 

Weiter  ist  dem  Gesetze  eine  Stempelabgabe  von  Fahrkarten,  Fahr- 
scheinen und  sonstigen  Ausweisen  über  die  erfolgte  Zahlung  des  Per- 
sonenfahrgeldes im  Dampfschiffsverkehr  auf  inländischen  Wasserstrassen 
und  Seen  eingeführt.  (Tarif  Nummer  7  R.  G.  B.  S.  644.)  Die  Ver- 
pflichtung zur  Entrichtung  der  Stempelabgabe  liegt  bei  Fahrkarten,  die 
im  Inland  ausgestellt  werden,  den  Dampfschififahrtsgesellschaften  ob, 
welche  den  Betrag  von  dem  Erwerber  der  Karten  einzuziehen  berech- 
tigt sind  (§  40  a).  Für  die  im  Ausland  ausgegebenen  Fahrkarten,  welche 
zur  Dampfschiffahrt  auf  inländischen  Wasserstrassen  berechtigen,  be- 
stimmt der  Bundesrat  über  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  zur  Ent- 
richtung der  Abgabe  (§  40  e).  Diese  Vorschrift  bezieht  sich  auch  auf 
die  Dampfschiffahrt  auf  den  deutschen  Strecken  des  Rheins,  der  Elbe 
und  der  Donau. 

Ist  die  Einführung  der  Stempelabgaben  mit  den  oben  bezeichneten 
Verträgen  über  die  Schiffahrt  auf  dem  Rhein,  der  Elbe  und  der  Donau 
vereinbar? 

Die  Frage  ist  in  den  Motiven  zu  dem  bezüglichen  Gesetzentwurf 
nicht  berührt.  Dieses  kann  auf  einem  Versehen  beruhen.  Dasselbe 
würde  aber  unerklärlich  sein;  denn  die  Verträge  sind  jedem,    der  sich 
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mit  den  Verhältnissen  des  öffentlichen  Rechts  beschäftigt,  bekannt. 
Ausserdem  haben  die  Bestimmungen  der  Verträge  über  die  Schiffahrts- 
abgaben gerade  in  neuester  Zeit  den  Gegenstand  wiederholter  Erörte- 
rungen gebildet.  Man  muss  daher  annehmen,  dass  man  bei  Abfassung 
des  Entwurfs  nicht  an  die  Möglichkeit  gedacht  hat,  dass  man  anneh- 
men könne,  die  Stempelabgaben  seien  mit  den  Schiffahrtsverträgen 
nicht  vereinbar.  Bei  den  Verhandlungen  des  Reichstags  ist  die  Frage 
zwar  nicht  in  der  Kommission,  aber  im  Plenum  zur  Erörterung  ge- 
kommen. Die  oben  erwähnte  Bestimmung  des  Art.  54  RV.  ist,  soweit 
sie  hier  in  Frage  kommt,  mit  den  Verträgen  über  die  internationalen 
Flüsse  gleichbedeutend.  In  jener  sowohl  wie  in  diesen  werden  Schiff- 
fahrtsabgaben untersagt  und  nur  Abgaben  für  besondere  Anstalten 
oder  Dienstleistungen  zugelassen.  In  den  Sitzungen  des  Reichstags 
vom  7.  und  19.  Mai  1906  erklärte  der  Abgeordnete  Gothein,  dass  der 
Frachtstempel  in  Widerspruch  mit  Art.  54  Abs.  4  der  RV.  und  den 
Staatsverträgen  über  die  Rheinschiffahrt  und  Eibschiffahrt  stehe.  Nament- 
lich da  die  Ausstellung  der  steuerpflichtigen  Urkunden  in  §  ^^  vorge- 
schrieben werde,  liege  eine  Abgabe  von  der  Schiffahrt  vor.  In  gleichem 
Sinne  äusserte  sich  der  Abgeordnete  Dove,  der  die  fragliche  Stempel- 
vorschrift als  den  Schulfall  einer  Umgehung  des  Gesetzes  bezeichnete. 
Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamts  erwiderte  hierauf,  es  handle 
sich  hier  nicht  um  eine  Abgabe  im  Sinne  des  Art.  54  Abs.  4  der  RV., 
sondern  »um  eine  Stempelabgabe,  die  wir  erheben  von  einer  Urkunde, 
die  über  die  Beförderung  von  Frachtgütern  ausgestellt  ist,  ganz  gleich, 
ob  sie  den  Wasserweg  gehen  oder  den  Landweg.  Mit  Schiffahrtsab- 
gaben im  Sinne  des  Art.  54  Abs.  4  der  R.V.  hat  diese  Abgabe  absolut 
nichts  zu  tun«.  Er  fügte  hinzu,  dass  dieser  Punkt  nicht  erheblich  sei, 
da  die  Verfassung  geändert  werden  könne  und  die  Finanzvorlagen 
eine  Aenderung  der  Verfassung  enthielten.  Der  Staatssekretär  hielt 
diese  Ansicht  für  so  unbedenklich,  dass  er  eine  Kommissionsberatung 
über  den  Punkt  nicht  für  erforderlich  ansah.  Ueber  die  Schiffahrtsver- 
träge äusserte  er  sich  nicht  ausdrücklich.  Der  Reichstag  lehnte  den  An- 
trag auf  Zurückverweisung  des  Entwurfs  an  die  Kommission  ab.  Er 
muss  also  ebenfalls  der  Ansicht  gewesen  sein,  dass  die  Frage,  ob  das 
Gesetz  mit  den  Schiffahrtsverträgen  vereinbar  sei,  unbedenklich  bejaht 
werden  müsse  (Stenogr.  Ber.  S.  29S5  ff.). 

Liegt  die  Sache  wirklich  so  klar ,  wie  die  Reichsregierung  und 
der  Reichstag  hiernach  angenommen  haben?  Die  Ausführungen  des 
Staatssekretärs  des  Reichsschatzamtes  müssen  wohl  auch  auf  die  Frage 
bezogen  werden,  ob  der  Transportstempel,  so  wie  er  beschlossen 
worden  ist,  mit  den  Schiffahrtsverträgen  vereinbar  sei.  Nehme  ich 
dieses  an,  so  scheint  mir  der  Grund,  welchen  der  Staatssekretär  da- 
für angeführt  hat,  dass  die  Stempelabgabe  nicht  zu  den  in  den  Schiff- 
fahrtsverträgen ausgeschlossenen  Schiffahrtsabgaben  gehöre,  kein  glück- 
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lieber  zu  sein.  Er  bemerkt,  dass  es  sich  bei  dem  Gesetze  um  eine 
Stempelabgabe  von  einer  Urkunde,  die  über  die  Beförderung  von 
Frachtgütern  ausgestellt  sei,  ganz  gleich,  ob  sie  den  Wasserweg  oder 
den  Landweg  gehen,  handle,  und  dass  sie  mit  den  SchifFahrtsabgaben 
nichts  zu  tun  habe.  Der  Begriff  einer  Abgabe  von  der  Schiffahrt  kann 
dadurch  nicht  ausgeschlossen  werden,  dass  die  Abgabe  auch  auf  dem 
Landwege  von  dem  Transport  auf  demselben  erhoben  wird.  Man  kann 
doch  nicht  sagen,  dass  die  Schiffahrt  abgabenfrei  ist,  wenn  die  Abgabe, 
die  man  von  ihr  erhebt,  auch  von  der  Beförderung  auf  dem  Land- 
wege verlangt  wird.  Dass  diese  Ansicht  den  Schiffahrtsverträgen  nicht 
entspricht,  ergibt  sich  daraus,  dass  man  es  für  erforderlich  gehalten 
hat,  bezüglich  der  Zölle,  die  ja  in  gleicher  Weise  von  der  Ein-  und 
Ausfuhr  auf  dem  Landwege  wie  vermittelst  der  Schiffahrt  erhoben 
werden,  einen  ausdrücklichen  Vorbehalt  zu  machen.  Ebenfalls  ist  es 
gleichgültig,  ob  die  Form  des  Stempels  zur  Erhebung  der  Abgabe  be- 
nutzt wird.  Durch  die  Einführung  einer  besonderen  Methode  der  Er- 
hebung oder  eines  anderen  Namens  kann  der  Charakter  der  Abgabe 
nicht  verändert  werden.  Der  Art.  t,^  der  Uebereinkunft  vom  31.  März 
1831  erwähnt  bei  der  Bestimmung,  dass  ein  Staat  einseitig  den  Tarif 
nicht  erhöhen  dürfe,  als  einen  unstatthaften  Fall  einer  solchen  Erhöhung 
die  Einführung  von  Stempelgebühren.  Der  Art.  22  des  Zollvereinsver- 
trags von  1867  beschränkt  die  Höhe  des  Chaussee-  und  Wegegeldes 
auf  gewissen  Landstrassen  und  der  Art.  23  setzt  eine  Höchstgrenze 
für  die  Abgaben  von  der  Flussschiffahrt  fest.  Nach  der  Ansicht  des 
Staatssekretärs  des  Reichsschatzamtes  würde  es,  ungeachtet  dieser  Be- 
stimmung den  Einzelstaaten  gestattet  gewesen  sein,  von  der  Beförde- 
rung von  Gütern  in  und  aus  ihrem  Staate  eine  Stempelabgabe  von 
beliebiger  Höhe  einzuführen.  Der  Zweck  der  oben  erwähnten  Bestim- 
mung, den  Verkehr  im  Vereinsinland  wie  zollfrei,  so  auch  im  übri- 
gen möglichst  abgabenfrei  zu  machen,  hätte  dadurch  vereitelt  wer- 
den können.  Kein  Staat  ist  auf  einen  solchen  Gedanken  gekommen. 
Man  hätte  wohl  keinen  Zweifel  gehegt,  dass  eine  solche  Massnahme 
mit  dem  Vertrag  in  Widerspruch  stehe. 

Nach  dem  neuen  Gesetze  wird  zwar  nicht  der  Transport  von 
Waren  auf  dem  Wasserwege  an  sich  besteuert,  wohl  aber  der  Trans- 
port von  Waren  innerhalb  des  Inlands,  aus  dem  Inland  nach  dem  Aus- 
land und  aus  dem  Ausland  nach  dem  Inland,  auch  wenn  ein  solcher 
Transport  auf  einem  der  erwähnten  drei  internationalen  Flüsse  statt- 
findet. Allerdings  erfolgt  die  Besteuerung  nicht  unmittelbar,  sondern 
es  wird  das  Mittel  benutzt,  dass  die  Ausstellung  einer  Urkunde  über 
den  Transport  angeordnet  und  die  Verstempelung  dieser  Urkunde  vor- 
geschrieben wird.  Trotz  dieses  Umwegs  wird  nicht  bestritten  werden 
können,  dass  es  sich  um  eine  Besteuerung  der  Beförderung  von  Waren 
handelt.     In  den  Motiven  heisst    es,    dass  durch   den  Frachturkunden- 
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Stempel  »eine  steuerliche  Erfassung  des  Güteraustausches,  nicht  eine 
Besteuerung  der  Warenbeförderung  als  solche  bezweckt  wird«.  Was 
hiermit  gemeint  ist,  verstehe  ich  nicht.  Der  »Güteraustausch«  wird 
doch  nur  besteuert,  wenn  er  vermittelst  einer  Beförderung  von  Waren 
geschieht.  Besteuert  wird  immer  die  letztere,  allerdings  nur,  wenn  die 
Beförderung  der  Ware  vom  Inland  ausgeht  oder  im  Inland,  wenigstens 
vorläufig,  ihr  Ende  findet.  Die  durchgehende  Beförderung  wird  nicht 
besteuert.  Die  Frage  ist  danach,  ob  die  Schiffahrtsverträge,  wenn 
sie  alle  Schiffahrtsabgaben  aufheben,  sich  auf  die  blosse  Beförderung 
der  Waren  auf  dem  Flusse,  auf  das  Bergauf-  oder  Talabwärtsfahren 
beziehen  oder  auch  den  Verkehr  mit  Waren,  die  Einladung  und  die 
Ausladung  und  Ablieferung  derselben  betreffen.  Sind  die  Verträge  in 
dem  ersten  Sinne  zu  verstehen,  so  stehen  sie  dem  neuen  Fracht- 
stempel nicht  entgegen,  sind  sie  aber  im  letzteren  Sinne  auszulegen, 
so  verletzt  der  Frachturkundenstempel  die  vertraglichen  Verpflich- 
tungen. 

Bei  den  Verträgen  handelt  es  sich  um  die  Ausführung  der  Vor- 
schriften der  Wiener  Kongressakte,  um  die  Anwendung  gleicher  Grund- 
sätze. Man  darf  daher  die  Bestimmungen  des  einen  Vertrags  zur  Aus- 
legung des  anderen  mit  heranziehen.  Die  Wiener  Kongressakte  schafft 
eine  gewisse  Gemeinschaftlichkeit  der  Uferstaaten  in  Bezug  auf  die 
internationalen  Flüsse.  Der  Verkehr  auf  diesen  ist  den  Angehörigen 
der  Uferstaaten  freigegeben  i)  und  zwar  auf  der  ganzen  Strecke,  von 
da  ab,  wo  der  Fluss  schiffbar  wird,  bis  zur  Mündung.  Bezüglich  der 
sogen.  Kabotage  ist  bisweilen  eine  Ausnahme  gemacht.  In  Art.  i  der 
Elbschiffahrtsakte  von  182 1  ist  die  Schiffahrt  von  einem  Uferstaat  zu 
einem  andern  ausschliesslich  den  Angehörigen  dieser  Staaten  vorbe- 
halten. Die  Donauschiffahrtsakte  von  1857  gibt  die  Schiffahrt  vom 
offenen  Meer  in  die  Donau  allgemein  frei,  behält  aber  die  eigentliche 
Flussschiffahrt  zwischen  den  Landungsplätzen  den  Angehörigen  der 
Uferstaaten  vor. 

Die  Bestimmungen  der  Verträge  beziehen  sich  auch  auf  die  Staaten, 
in  deren  Gebiet  die  Schiffbarkeit  aufhört,  und  durch  welche  also  eine 
Durchfuhr  auf  dem  Flusse  nicht  stattfinden  kann.  Auch  diese  Staaten 
dürfen  von  dem  Verkehr  auf  dem  Flusse  keine  weiteren  Abgaben  er- 
heben,   als    die    in    den   Schiffahrtsverträgen    zugelassenen.     Diese    Be- 


l)  Die  Fassung  des  Art.  109,  wonach  die  Schiffahrt  auf  den  Flüssen  vollständig 
frei  sein  soll  und  »sous  le  rapport  du  commerce^  niemandem  untersagt  werden 
darf,  spricht  dafür,  dass  die  Angehörigen  auch  derjenigen  Staaten,  die  nicht  zu  den 
Uferstaaten  gehören,  zur  Schiffahrt  auf  den  internationalen  Flüssen  berechtigt  sein 
sollen.  Man  hat  aber  den  Ausdruck  »sous  le  rapport  du  commerce«  dahin  ausgelegt, 
dass  diese  Freiheit  nur  den  Angehörigen  der  Uferstaaten  gewährt  worden  sei.  Vgl. 
hierüber  meine  Abhandlung  in  Arch.  f.  öffentl.  Recht,  Bd.  XIX,  S.  145  ff. 
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Stimmung  hätte  keinen  Sinn,  wenn  die  Verträge  nur  die  Abgaben  für 
den  Transport  auf  dem  Flusse  und  nicht  auch  diejenigen  für  die  Ein- 
heferung  und  Abheferung  der  Waren  in  den  Hafenplätzen  regeln  sollten, 
denn  sonst  würden  die  oben  liegenden  Staaten  die  Bestimmung  über 
die  Schififahrtsabgaben  dadurch  umgehen  können,  dass  sie  besondere 
Abgaben  für  die  Ein-  und  Ausfuhr  auf  dem  Flusse  erhöben.  Innerhalb 
dieser  Staaten  kann  der  Fluss  nicht  anders  zum  Transport  benutzt 
werden,  als  für  die  Beförderung  von  Waren  in  dieselben  oder  aus  den- 
selben. In  ähnlicher  Weise  hätten  die  Uferstaaten  auch  die  Kabotage 
erschweren  können,  wenn  sie  die  Ein-  oder  Ausladung  der  Waren  mit 
Abgaben  belegt  hätten. 

Naturgemäss  haben  durch  die  Schiffahrtsabgaben  die  Aus-  und 
Einfuhrzölle  nicht  betroffen  werden  sollen.  Man  hat  es  aber,  wie  oben 
erwähnt,  bei  allen  Verträgen  für  erforderlich  gehalten,  wegen  derselben 
einen  besonderen  Vorbehalt  zu  machen.  Durchgangszölle  dürfen  nicht 
erhoben  werden.  Die  niederländische  Regierung  erhob  allerdings  bis 
zur  Uebereinkunft  von  1831  auf  den  in  ihrem  Gebiet  liegenden  Armen 
des  Rheins  derartige  Abgaben.  Sie  rechtfertigte  dieses  Verhalten  da- 
durch, dass  diese  Strecken  des  Rheins  zur  See  gehörten,  dass  es  sich 
also  um  Seezölle  handle.  Durch  die  Uebereinkunft  von  1831  wurde 
die  Durchfuhrabgabe  durch  ein  droit  fixe  ersetzt,  welches  im  Jahre 
185 1,  wie  bemerkt,  abgeschafft  wurde.  Auch  die  Donauschiffahrtsakte 
untersagt  Durchgangsabgaben  dann,  wenn  die  Ware  den  ganzen  Weg 
durch  das  Zollgebiet  auf  der  Wasserstrasse  zurücklegt.  Vorbehalte 
bezüglich  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  sowie  der  Verzehrungsabgaben 
hätten  keinen  Sinn,  wenn  die  Schiffahrtsakten  nur  den  Transport  auf 
der  Wasserstrasse  selbst  und  nicht  den  Verkehr  mit  den  einzelnen 
Uferstaaten  hätten  regeln  sollen.  Man  muss  hieraus  schliessen,  dass 
von  der  Warenbeförderung  auf  dem  Flusse  andere  Abgaben,  als  die 
in  den  Verträgen  zugelassenen  und  die  vorbehaltenen  Zölle  und  Ver- 
zehrungssteuern auch  in  dem  Staate  nicht  erhoben  werden  dürfen,  in 
welchem  die  Beförderung  der  Waren  auf  dem  Flusse  beginnt  oder 
endigt.  Die  Rheinschiffahrtsakte  von  1868  (Art.  6)  enthält  die  den 
obigen  Vorbehalten  entsprechende  Bestimmung  in  folgender  Fassung: 
»Von  den  auf  dem  Rheine  ein-  oder  ausgehenden  Waren  dürfen  keine 
höheren  Eingangs-  oder  Ausgangsabgaben  erhoben  werden  als  beim 
Eingang  oder  Ausgang  über  die  Landgrenze«.  Sie  regelt  also  eben- 
falls die  Ein-  und  Ausgangsabgaben.  Dass  neben  den  hier  zugelassenen 
Zöllen  andere  die  Ausfuhr  oder  Einfuhr  betreffende  Abgaben  nicht  er- 
hoben werden  dürfen,  folgt  auch,  abgesehen  von  den  Rheinschiffahrts- 
verträgen, aus  Art.   in   der  Wiener  Kongressakte. 

Ferner  ergibt  sich  aus  Art.  69  der  Uebereinkunft  von  1831,  Art.  27 
der  Akte  von  1868,  Art.  14  der  Elbschiffahrtsakte  von  1821  und  Art.  20 
der  Donauschiffahrtsakte  von  1857,  in  welchen  die  Erhebung  von  Ge- 
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bühren  für  die  Benutzung  gewisser  der  Schififahrt  dienenden  Anstalten, 
insbesondere  der  Häfen,  Krahne,  Bohlwerke,  Wagen  und  Magazine 
vorbehalten  und  näher  reguliert  ist,  dass  die  Schiffahrtsverträge  nicht 
bloss  das  Fahren  auf  dem  Flusse  an  sich,  sondern  den  Handelsverkehr 
der  Uferstaaten  vom  Flusse  aus,  insbesondere  auch  die  Abgaben  von 
dem  Ein-  und  Ausladen  der  Waren  regeln  wollen.  Weitere  als  die 
hier  zugelassenen  Abgaben  dürfen  bei  der  Beförderung  der  Waren 
nicht  erhoben  werden. 

Art.  33  der  Uebereinkunft  von  1831  untersagt  noch  besonders  die 
Erhöhung  des  Tarifs  über  die  Schiffahrtsabgaben  durch  Nebenabgaben, 
z.  B.  durch  Stempelgebühren  ^).  Gebühren  dieser  Art  werden  zwar  in 
den  anderen  Schiffahrtsakten  nicht  besonders  untersagt,  sie  werden 
aber  in  der  Uebereinkunft  von  1831  nur  als  ein  Beispiel  unzulässiger 
Nebenabgaben  erwähnt.  Nebenabgaben  sind  nun  aber  nach  Art.  iii 
der  Wiener  Kongressakte  unzulässig  und  die  Elbschiffahrtsakte  von  1821 
hat  im  Art.  13  dieses  Verbot  ausdrücklich  wiederholt.  Diese  Akte 
schreibt  im  Art.  17  ebenfalls  vor,  dass  die  Beförderung  von  Waren  auf 
der  Elbe  nur  nach  Ausstellung  eines  Frachtbriefes  erfolgen  darf.  Für 
die  Frachtbriefe  müssen  nach  Art.  13  Abgaben,  insbesondere  Stempel- 
gebühren, als  unzulässig  angesehen  werden.  Wenn  die  Rheinschiffahrts- 
akte von  1868  die  Bestimmung  der  Uebereinkunft  von  1831  über  die 
Unzulässigkeit  der  Stempelgebühren  nicht  wiederholt,  so  erklärt  sich 
dieses  dadurch,  dass  die  Bestimmung  überflüssig  war.  Sie  ergab  sich 
schon  aus  dem  ganzen  Inhalt  der  Akte  von  1868  und  aus  Art.  11 1  der 
Wiener  Kongressakte. 

Aus  diesen  Gründen  muss  man  wohl  annehmen,  dass  der  durch 
Gesetz  vom  3.  Juni  1906  eingeführte  Frachturkundenstempel,  soweit  er 
die  auf  dem  Rhein,  der  Elbe  und  der  Donau  beförderten  Waren  be- 
trifft, mit  der  Wiener  Kongressakte  und  mit  den  völkerrechtlichen  Ver- 
trägen über  diese  Flüsse  nicht  vereinbar  ist. 

Was  den  Personenfahrkartenstempel  anlangt,  so  liegt  die  Sache 
etwas  anders  als  bei  dem  Frachturkundenstempel.  Für  die  Beförderung 
von  Waren  im  Schiffsverkehr  ist  die  Ausstellung  einer  Urkunde  in  dem 
Gesetze  vorgeschrieben.  Eine  solche  Vorschrift  fehlt  für  die  Beför- 
derung von  Personen.  Diese  Beförderung  kann  also  nach  dem  Gesetze 
stattfinden,  ohne  dass  Fahrkarten  ausgestellt  werden.  Es  Hesse  sich 
nun  anführen,  dass  die  Schiffahrtsverträge  nur  die  Erhebung  einer 
Stempelabgabe   von  solchen  Urkunden  untersagen,    die  für  den  Schiff- 


l)  Der  französische  Text  lautet:  »Les  Etats  riverains  ne  pourront  rehausser  le 
tarif,  pas  meme  indirectement  en  prescrivant  l'usage  du  papier  timbre  ou  en  etablissant 
d'autres  droits  de  ce  genre«.  »L'usage  du  papier  timbre«  kann  daher  für  die  im 
Art.  27  vorgeschriebenen  »lettres  de  voiture  ou  connaissements«  nicht  angeordnet 
werden. 
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fahitsverkehr  unentbehrlich  seien,  dass  dagegen  an  sich  überflüssige, 
nur  für  besondere  Zwecke,  insbesondere  zur  Sicherung  der  dem  Schiffer 
zukommenden  Vergütung  dienende  Urkunden,  einer  Stempelabgabe 
unterworfen  werden  dürften.  Dieser  Grund  scheint  indessen  nicht  zu- 
zutreffen. Allerdings  ist  anzuerkennen,  dass  Akte,  welche  mit  der 
Schiffahrt  nicht  in  unmittelbarer  Verbindung  stehen  und  hierauf  bezüg- 
liche Urkunden  von  den  Verträgen  'nicht  betroffen  werden.  Die  Schifif- 
fahrtsverträge  regeln  aber  die  Abgaben  für  den  Verkehr,  wie  er  statt- 
zufinden pflegt,  sie  müssen  nach  den  tatsächlichen  Verhältnissen  aus- 
gelegt werden.  Tatsächlich  ist  es  nun  aber  bei  der  Beförderung  von 
Personen  auf  Dampfschiffen,  wenigstens  dann,  wenn  es  sich  nicht  um  ganz 
kleine  Entfernungen  handelt,  die  Regel,  dass  Fahrkarten  ausgestellt 
werden.  Eine  solche  Massnahme  ist  wohl  auch  zur  Kontrolle  unent- 
behrlich. Danach  würde  mit  den  Verträgen  auch  der  Fahrkartenstempel 
in  Widerspruch  stehen,  soweit  derselbe  von  Fahrkarten  für  die  Beför- 
derung auf  den  internationalen  Flüssen  vorgeschrieben  ist. 

Die  Additionalakte  zur  Elbschiftahrtsakte  vom  13.  April  1844  ent- 
hält in  den  §§  i — 3  ausdrückliche  Bestimmungen  über  den  Transport 
von  Personen  auf  der  Elbe.  Wäre  es  die  Absicht  gewesen,  dass  dieser 
einer  andern  Abgabe  als  den  ausdrücklich  zugelassenen  sollte  unter- 
worfen werden  dürfen ,  so  hätte  dieses  besonders  hervorgehoben 
werden  müssen.  In  Ermanglung  einer  solchen  Vorschrift  muss  man 
die  allgemeine  Bestimmung  des  Art.  13  der  Akte ,  wonach  andere 
Abgaben ,  als  die  in  den  Verträgen  erwähnten,  von  dem  Schiffsver- 
kehr nicht  erhoben  werden  dürfen,  auch  auf  die  Personenbeförderung 
beziehen. 

In  Oesterreich  bestimmte  das  kaiserliche  Patent  vom  9.  Februar 
1850,  dass  die  Frachtbriefe,  wenn  sie  keine  anderen  Angaben  als  das 
Verzeichnis  der  versendeten  Güter  und  den  mit  dem  Verfrachter  ge- 
schlossenen Vertrag  und  der  Versicherung  enthalten,  keinen  Stempel- 
abgaben unterliegen  sollten,  so  lange  von  der  Urkunde  kein  gericht- 
licher Gebrauch  gemacht  werde.  Diese  Bestimmung  würde  mit  der 
Elbschiffahrtsakte  nicht  in  Widerspruch  stehen,  wenn  die  dort  erwähn- 
ten Angaben  für  einen  gewöhnlichen  Frachtbrief  als  genügend  ange- 
sehen werden.  Die  Akte  steht  nicht  im  Wege,  dass  Urkunden,  die  als 
Frachtbrief  dienen,  aber  neben  dem  für  diesen  erforderlichen  Inhalt 
weitere  Angaben  enthalten,  besteuert  werden,  und  dass  eine  Besteue- 
rung der  eigentlichen  Frachtbriefe  dann  erfolgt,  wenn  ein  gerichtlicher 
Gebrauch  davon  gemacht  wird.  Durch  ein  Gesetz  vom  13.  Dezember 
1862  ist  allgemein  eine  Stempelgebühr  von  Frachtbriefen  über  Sen- 
dungen, welche  im  Inlande  zum  Transport  aufgegeben  werden,  einge- 
führt. Bezüglich  der  im  Ausland  ausgestellten  Frachtbriefe  ist  es  bei 
der  bedingten  Befreiung  des  Gesetzes  von  1850  verblieben.  Eine  Vor- 
schrift,   dass    über   alle  Sendungen    ein  Frachtbrief  ausgestellt  werden 
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muss,  ist  nicht  getroften.  Die  Bestimmung  der  Elbschiffahrtsakte,  wo- 
nach über  jeden  Transport  auf  der  Elbe  ein  Frachtbrief  ausgestellt 
werden  sollte,  bestand  damals  noch  in  Kraft.  Ob  sie  gegenwärtig 
nach  Aufhebung  des  Elbzolls  noch  Gültigkeit  hat,  kann  zweifelhaft 
sein.  Wenn  nun  auch  der  Stempel  nur  für  Frachtbriefe,  die  in  Üester- 
reich  ausgestellt  sind,  vorgeschrieben  ist,  und  wenn  auch  eine  Be- 
stimmung, wonach  ein  Frachtbrief  ausgestellt  werden  muss,  für  den 
Eibverkehr  nicht  mehr  existieren  sollte,  so  scheint  mir  doch  auch  der 
österreichische  Frachtbriefstempel  nach  dem  oben  Bemerkten  mit  den 
Elbschiifahrtsverträgen  nicht  vereinbar  zu  sein.  Frachtbriefe  kommen 
im  Frachtverkehr  gewöhnlich  vor  und  die  Ausstellung  eines  solchen 
kann  von  dem  Verfrachter  nach  dem  Handelsgesetzbuch  verlangt 
werden.  Die  Elbschiffahrtsverträge  wollen  aber  die  Abgaben  von  dem 
Verkehr,  wie  er  regelmässig  und  gewöhnlich  stattfindet,  festsetzen. 

Die  Dampfschiffahrtskarten  sind  in  Oesterreich  gebührenpflichtig. 
Diese  Bestimmung  wird  wohl  nur  für  solche  Fahrkarten  gelten,  welche 
im  Inland  ausgestellt  sind.  Sie  muss  aber  trotzdem  nach  den  obigen 
Ausführungen  als  unvereinbar  mit  den  Verträgen  über  die  Eibschiffahrt 
angesehen  werden. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich  ein  Beispiel  dafür  anführen,  zu  welchen 
Konsequenzen  die  Auffassung  der  Reichsgesetzgebung  von  den  Schiff- 
fahrtsverträgen führen  kann.  Die  Kongoschiffahrtsakte  von  1885  be- 
schränkt die  Schififahrtsabgaben  auf  dem  Kongo  in  der  Weise,  dass  sie 
eine  Finanzquelle  für  die  Uferstaaten  nicht  bilden  können.  Sie  be- 
stimmt ausserdem,  dass  auch  auf  den  Eisenbahnen  und  den  Kanälen, 
welche  den  Verkehr  an  den  nicht  schiffbaren  Strecken  des  Kongoflusses 
vermitteln  sollen,  keine  weiteren  Abgaben  erhoben  werden  dürfen,  als 
zur  Deckung  der  Kosten  der  Herstellung  und  Unterhaltung  mit  Ein- 
schluss  eines  entsprechenden  Unternehmergewinns  erforderlich  sind. 
Nach  der  Ansicht  der  Reichsgesetzgebung  würden  diese  Vorschriften 
die  Uferregierungen,  insbesondere  die  des  Kongostaats  nicht  behindern, 
Abgaben  von  beliebiger  Höhe  von  dem  Transport  von  Personen  und 
Waren  auf  dem  Kongo  und  den  erwähnten  Eisenbahnen  und  Kanälen 
zu  erheben.  Die  Abmachung  würde  für  den  Kongostaat,  durch  welchen 
eine  Durchfuhr  nicht  stattfindet,  ohne  praktische  Bedeutung  sein. 
Allerdings  sind  die  Waren  nach  Art.  4  der  Generalakte  von  Eingangs- 
und Transitgebühren  frei.  Zu  diesen  Abgaben  gehören  aber  nicht 
Stempelabgaben  von  den  Fahrkarten  und  Frachturkunden.  Wenn  man 
die  Stempelgebühren  nicht  zu  den  Schiffahrtsabgaben  und  zu  den  Zöllen 
rechnen  will,  so  würde  auch  ein  rechtliches  Hindernis  nicht  vorhanden 
sein,  dass  am  Kongo  eine  differentielle  Behandlung  der  Schiffe  oder 
der  Waren  der  verschiedenen  Nationen  eingeführt  würde.  Augenblick- 
lich ist  allerdings  nicht  zu  befürchten,  dass  insbesondere  der  Kongo- 
staat dem  Vorgehen  der  Reichsgesetzgebung  folgen  werde.   Die  Zeiten 
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können  sich  aber  ändern.  Die  Kongoregierung  würde  dann,  wenn  sie 
die  Belastung  des  Verkehrs  auf  dem  Flusse  und  auf  den  Eisenbahnen 
und  Kanälen,  welche  neben  den  nicht  schiffbaren  Strecken  des  Flusses 
erbaut  werden  sollten,  mit  Abgaben  belegen  wollte,  sich  auf  den  Vor- 
gang des  Deutschen  Reichs  berufen  und  Stempelgebühren  von  be- 
liebiger Höhe  für  diesen  Verkehr  einführen  können. 
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Tix.  Julius  Hats che k,  Professor  der  Rechte  an  der  Königl.  Aka- 
demie zu  Posen,  Englisches  Staatsrecht  mit  Berücksichtigung  der  für 
Schottland  und  Irland  geltenden  Sonderheiten.  II.  Band :  die  Verwal- 
tung (Handbuch  des  öffentHchen  Rechtes  IV.  IL  4.  II.).  Tübingen, 
J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1906.     VIII  und  710  S. 

Rasch  ist  dieser  zweite  Band  dem  1905  erschienenen  ersten  gefolgt, 
der  die  Lehre  von  der  englischen  Verfassung  gab.  Damit  ist  ein  Werk 
zum  Abschluss  gekommen,  dem  man  eine  nicht  gewöhnliche  Bedeutung 
wird  beilegen  müssen.  Es  bestand  bei  uns  ein  entschiedenes  Bedürf- 
nis nach  einer  gründlichen  Durcharbeitung  und  Darstellung  des  eng- 
lischen Staatsrechts.  Der  Verfasser  hat  dieses  Bedürfnis  befriedigt, 
hat  sich  tüchtig  erwiesen,  die  empfundene  Lücke  auszufüllen,  und  sich 
dadurch  einen  ehrenvollen  Platz  in  der  neueren  staatsrechtlichen  Lite- 
ratur gesichert.  Wir  dürfen  hoffen,  dass  seine  Arbeit  noch  reiche 
Früchte  tragen  wird  für  unsere  Wissenschaft. 

Freihch,  Erfahrung  hat  uns  gelehrt,  dem  englischen  Rechte  gegen- 
über vorsichtig  zu  sein.  Soeben  schreibt  Ernst  von  Meier  in  den  »Pro- 
legomena«  zu  seinem  Werk :  Französische  Einflüsse  auf  die  Staats-  und 
Rechtsentwicklung Preussens  im  XIX.  Jahrhundert  S.  3:  »Man  hat  inPreus- 
senin  zwei  Epochen  denlebhaften  Wunsch  gehabt,  von  England  zu  lernen. . 
aber  beide  Male  ist  nichts  dabei  heraus  gekommen ;  die  Schuld  liegt 
an  der  Undurchsichtigkeit  der  englischen  Einrichtungen,  die  noch  von 
jedem  Ausländer,  der  sich  damit  befasst  hat,  selbst  von  Montesquieu 
und  Gneist,  gründUch  missverstanden  worden  sind.  Nur  in  franzö- 
sischem Gewände  ist  einiges  davon  auf  Deutschland  übertragen«.  Ich 
habe  aber  die  zuversichtliche  Hoffnung,  dass  uns  das  hier  nicht  wieder 
so  ergehen  wird  und  dass  diese  zwei  starken  Bände  keine  Pan- 
dorabüchsen  sind,  bei  deren  Oeffnung  sich  eine  Flut  von  Missverständ- 
nissen über  die  arglose  Leserwelt  ergiesst.  Ich  weiss  zwar  nicht,  wie 
viele  deutsche  Juristen  in  der  Lage  sind,  das  überaus  Viele  und  ]\Iannig- 
faltige,  was  der  Verfasser  uns  mitteilt,  an  den  echten  englischen  Quellen 


542 


Literatur. 


nachzuprüfen  ;  ich  selbst  gehöre  nicht  dazu.  Aber  so  viel  glaube  ich 
doch  zu  erkennen,  dass  das,  was  bei  Montesquieu  und  bei  Gneist  die 
Wirklichkeit  verhüllte  und  entstellte:  die  praktische  Tendenz,  die  Ab- 
sicht einen  bestimmten  Eindruck  zu  machen  und  zu  drängen  auf  be- 
stimmte Einrichtungen,  dass  das  hier  fehlt.  An  das  Buch  des  Verfassers 
wird  sich  keine  grosse  politische  Bewegung  anknüpfen,  er  will  es  auch 
nicht.  Das  ist  recht  und  gut  in  meinen  Augen.  Die  Rechtswissenschaft 
hat  nur  zu  beobachten  und  getreulich  wieder  zu  geben,  was  ist.  Wir 
verneigen  uns  vor  Werken,  die  in  der  Geschichte  eine  andere  Rolle, 
eine  vorwärtsdrängende,  schöpferische,  gespielt  haben.  Es  kann  sich 
solche  Wirkungskraft  dazwischen  wohl  auch  mit  der  Eigenart  des 
Rechtsgelehrten  verbinden.  Das  zeigt  sich  hinterdrein.  Im  allgemeinen 
muss  man  uns  gestatten,  misstrauisch  zu  sein  und  nur  zu  schätzen,  was 
sich  innerhalb  der  Grenzen  unseres  Berufes  bewegt.  Ich  habe  den  Ein- 
druck, dass,  im  Gegensatz  zu  Gneist,  der  Verfasser  das  tut,  und  darauf 
gründet  sich  mein  Vertrauen. 

Zum  andern  hat  der  Verfasser  auch  Vorsorge  getroffen,  seine  Dar- 
legungen überall  mit  reichlichem  Quellenmaterial  auszustatten.  Das  ist 
rechter,  gründlicher  Fleiss,  der  daraus  spricht,  und  ehrliches  Spiel;  er 
fordert  geradezu  heraus,  ihm  nachzurechnen.  Zudem  finde  ich,  dass 
die  vielen  wörtlichen  Zitale  viel  förderlicher  sind,  uns  in  die  Eigenart 
der  englischen  Denkweise  einzuführen,  als  alle  langatmigen  Reflexionen 
und  kritischen  Diskussionen  es  sein  könnten.  Jedenfalls  macht  das 
alles  den  Eindruck  der  Echtheit,  und  das  ist  es  wohl,  wonach  wir  dem 
englischen  Recht  gegenüber  zur  Zeit  vor  allem  begehrten. 

Selbstverständlich  ist  es  nicht  an  dem,  dass  Verfasser  uns  nun 
einfach  den  Tatbestand  der  englischen  Rechtszustände  vorlegte.  Das 
ginge  nicht,  selbst  wenn  das  englische  Recht  in  glatten  verstandes- 
klaren Gesetzgebungsakten  zusammen  gefasst  sich  fände,  wie  die  Fran- 
zosen das  so  prächtig  mit  ihrem  Rechte  zu  machen  verstehen.  In 
solchen  Dingen  ist  immer  eine  doppelte  Uebersetzung  notwendig:  nicht 
bloss  von  einer  Sprache  in  die  andere,  sondern  auch  von  einer  juri- 
stischen Denkweise  in  die  andere.  Wie  oft  wird  das  übersehen!  Der 
Verfasser  hat  sich  überall  bemüht,  uns  das  englische  Recht,  das  er 
vorträgt,  verständlich  zu  machen  durch  Gegenüberstellung  mit  unseren 
eigenen,  wohl  auch  mit  den  französischen  Rechtseinrichtungen.  Wie 
würde  dieses  englisch  rechtliche  Institut  in  unserer  Weise  sich  aus- 
drücken, in  die  Gesamtheit  unserer  Rechtsanschauungen  sich  ein- 
reihen? Das  ist  die  Frage,  die  beantwortet  werden  muss,  um  volles 
Verständnis  herbeizuführen.  Um  eine  höhere  Art  von  Uebersetzungs- 
kunst  handelt  es  sich  dabei. 

Diese  Art  von  Uebersetzung  kann  natürlich  nur  machen,  wer 
auch  unseres  eigenen  Rechtes  Herr  ist,  und  darum  sind  es  gerade  diese 
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Teile  des  Werkes,  die  dem  Juristen,  der  dem  englischen  Rechte  nicht 
näher  steht,  Anregung  geben  und  zu  schaffen  machen. 

Um  einen  Begriff  zu  geben  von  den  Schwierigkeiten  der  Aufgabe, 
welche  der  Verfasser  hier  zu  lösen  hatte,  wollen  wir  als  Beispiel  heraus- 
greifen die  Lehre  von  der  Parteisitte  (S.  35  ff.).  »Die  Parteisitte 
ist  die  Norm,  welche  die  englischen  Parteiorganisationen  beherrscht« 
und  dadurch  »das  staatlichen  Funktionen  dienende  Ministerkabinett«. 
Etwas  ungemein  wichtiges  also  ;  wir  möchten  natürlich  wissen,  wie  das 
zugeht.  Der  Verfasser  glaubt  hier  auf  das  »Wesen  des  Gesellschafts- 
begriffes« zurückgehen  zu  müssen.  Nach  Sta)nmler  besteht  es  ;'in  der 
Aufstellung  von  Normen,  von  Konventionalregeln«,  nach  Simvicl  kommt 
es  an  auf  »die  sozialpsychische  Wechselwirkung  der  einzelnen  die  Ge- 
sellschaftsgruppe bildenden  Individuen:.  Für  die  englische  Parteibil- 
dung, meint  Verfasser  (S.  36),  hat  keines  von  beiden  einzeln  Bedeu- 
tung, sondern  nur  beides  zusammen.  »Die  englischen  Parteien,  welche 
organisierte  Gesellschaftsgruppen  darstellen,  äussern  ihr  Wesen  in  einem 
Niederschlag  von  Normen,  Konventionalregeln  im  Gegensatz  zu  Rechts- 
regeln, denen  sich  jedes  Individuum  nur  bedingungsweise  unterwirft, 
solange  es  der  Parteiorganisation  angehört«.  Ich  muss  gestehen:  was 
»Sitte«  ist  und  was  »Partei«,  das  hätte  ich  vielleicht  so  ungefähr 
mir  vorstellen  können,  aber  die  englische  -Parteisitte«  macht  einen 
sehr  viel  schwierigeren  Eindruck. 

Der  Verfasser  bestrebt  sich,  die  vSache  klarer  zu  machen  durch 
Anknüpfung  an  entsprechende  deutsche  Verhältnisse.  »Auch  der  Kon- 
tinent, insbesondere  Deutschland,  hat  seine  »Konventionen«,  seine 
»Parteiregierung«,  welche  die  obersten  Behörden  der  Zentralverwaltung 
in  ihrem  Handeln  bestimmen.«  »Es  ist  die  bureaukratische  Verwal- 
tungsroutine, welche  das  kontinentale  Gegenstück  des  englischen 
Parteikonventionalismus  ist  .  .  .  .  Diese  Verwaltungsroutine 
ist  also  ebenfalls  Parteisitte,  nur  nicht  Volksgeist 
sondern  Beamtengeist  entfaltende  Parteisitte«  (S.37). 
Diese  Verwaltungsroutine  soll  sogar  contra  legem  ihre  eigenen  Maximen 
entwickeln,  »was  sodann  zu  lebhaften  Reklamationen  und  Beschwerden 
des  Publikums  führen  kann«,  andererseits  findet  sie  auch  intra  legem  als 
»Parteisitte«  in  ministeriellen  Reskripten,  Dienstinstruktionen  »ihren  Nie- 
derschlag .  —  Ich  glaube  den  Verfasser  recht  zu  verstehen,  wenn  ich  diese 
Auffassung  in  Zusammenhang  bringe  mit  der  von  ihm  so  scharf  betonten 
»parlamentarischen  Regierung  als  Verwaltungstätigkeit«  (Bd.  I,  S.  557  ff.) 
Immerhin  ist  es  uns  schwer,  in  dem,  was  wir  etwa  Verwaltungsroutine 
nennen  möchten,  etwas  zu  erkennen ,  das  die  Stelle  von  Recht  und 
Rechtsnorm  einigermassen  verträte. 

Der  Verfasser  widmet  gerade  diesem  letzteren  Punkte  einen  be- 
sonderen Abschnitt:  »Die  Grenzlinie  zwischen  Parteisitte  und  Rechts- 
norm« (S.  38).    Dabei  ist  betont,  dass  ein  »Wachstum«   hier  stattfindet; 
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die  Konventionalnorm  kann  Rechtsnorm  werden.  Das  Hauptbeispiel 
bietet  die  Aufnahme  einer  solchen  »Konventionalregel«  in  die  Ge- 
schäftsordnung des  Unterhauses.  »Man  braucht  sich  diesen  Satz  nur 
in  die  Geschäftsordnung  des  Unterhauses  aufgenommen  zu  denken  .  .  . 
und  man  hat  eine  Rechtsregel  vor  sich<:  (S.  39). 

Damit  kommen  wir  allerdings  auf  die  Frage  der  juristischen  Natur 
der  Geschäftsordnung  selbst.  Sie  wird  in  Bd.  I,  S.  365  ff.  behandelt. 
Danach  ist  sie  ^vorwiegend  Gewohnheitsrecht«.  Die  Beschlüsse  der 
beiden  Häuser  über  ihre  Geschäftsordnung  (ordres,  standing  ordres) 
sind  keine  Rechtssätze.  Aber  sie  tragen  nicht  selten  »den  Charakter 
von  Rechtssatzusurpationen«  (S.  366)  —  »imd  was  das  merkwürdigste 
ist,  diese  letzteren  werden  durch  lange  Uebung  schliesslich  selber  Recht« 
(S.  367).  Das  wird  uns  eigentlich  nicht  so  sehr  auffallen ;  Gewohnheits- 
recht entsteht  ja  gerade  durch  lange  Uebung  dessen,  was  noch  nicht 
Recht  ist.  Aber  so  ganz  stimmt  es  im  englischen  Recht  doch  nicht 
mit  unseren  Anschauungen.  Die  Parteisitte,  mag  sie  noch  so  lange 
währen,  geht  nämlich  nicht  immer  in  Gewohnheitsrecht  über.  Der 
Verfasser  hält  auch  die  »rechtliche  Petrifizierung  der  Parteisitte«  nicht 
für  einen  Vorteil  (S.  50).  Und  wenn  etwas  durch  die  Parteisitte  zu- 
gestanden ist,  so  hat  es  sich  »aus  der  Sphäre  des  Rechtes 
in  die  höheren  und  feineren  Regionen  der  Konventionalnormen  er- 
hoben« (S.  76).  Danach  scheint  es,  dass  die  Parteisitte  doch  etwas 
ist,  das  sich  mit  unseren  gewöhnlichen  Darstellungsmitteln  nicht  so 
leicht  wiedergeben  lässt. 

So  wäre  noch  manches  zu  besprechen ;  der  Verfasser  hat  unge- 
mein reiche  Materialschätze  gehoben,  und  kein  Wunder  ist  es ,  wenn 
man  sich  immer  wieder  gereizt  fühlt,  sie  sich  dadurch  besser  anzu- 
eignen, dass  man  anfängt,  mit  ihm  zu  diskutieren.  Sehr  anziehend  ist 
insbesondere  auch  die  Darstellung  von  »Polizeiverwaltung  und  Polizei- 
recht« S.  494  ff.  Es  gibt  in  England  keine  Mittelbehörden  der  Polizei, 
sondern  nur  Landespolizeibehörden  und  Ortspolizeibehörden  (S.  496). 
Sollte  aber  nicht  das  für  die  Grafschaft  bestellte  standing  Joint  com- 
mittee  (S.  499)  als  Mittelbehörde  anzusehen  sein?  —  Die  der  Landes- 
polizeibehörde zugewiesene  »Befugnis  zur  Eröffnung  des  Briefgeheim- 
nisses« (S.  497)  führt  eine  etwas  befremdende  Bezeichnung,  aber  man 
versteht  ja,  was  gemeint  ist.  —  Polizeiverordnungsrecht  praeter  legem, 
gestützt  auf  blosses  Gewohnheitsrecht,  wird  für  das  deutsche  Ver- 
waltungsrecht keineswegs  so  allgemein  anerkannt,  als  es  nach  der  Be- 
merkung S.  503  Note  I  scheinen  könnte.  —  Ebensowenig  scheint  es 
mir  richtig  zu  sein,  dass  »nach  unserem  Rechte  zur  Anfechtung  einer 
Polizeiverordnung  eine  besondere  Verletzung  sul^jektiven  Rechts  ge- 
hört« (S.  509).  Das  preussische  A.L.V.Ges.  §  127  handelt  nicht  von 
der  Anfechtung  von  Verordnungen,  und  die  Voraussetzung,  dass  Kläger 
»in  seinen  Rechten  verletzt«  sei,   wird  auch  schon  erfüllt  durch    »Ver- 
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letzung  rechtlich  geschützter  Interessen«  oder  >Eingrift"  in  die  Rechts- 
sphäre« {Stier-Sovüo,  Komment.  S.  22g).  Wirkliche  subjektive  Rechte 
brauchen  es  nicht  zu  sein.  —  Die  Polizeiwidrigkeit  (nuisance)  ist  eine 
öffentliche  und  eine  private  (S.  510).  Die  letztere  umfasst  nach  der 
Aufzählung  S.  512  tatsächliche  Eingriffe  in  die  privatrechtliche  Ord- 
nung der  Wasserläufe  und  in  das  private  Nachbarrecht.  Wegen  öffent- 
licher nuisance  ist  niemals  die  Privatklage  zulässig,  wegen  privater 
findet  Klage  auf  Entschädigung  und  auf  Erlass  eines  Verbotes  (injunc- 
tion)  statt.  Die  Gerichte  sind  zuständig  dafür.  Verfasser  macht  sich 
S.  516  selbst  den  Einwurf:  mit  welchem  Recht  er  »dieses  dem  Zivil- 
rechte angehörige  provisorische  Rechtsmittel  (?)  ein  Polizeiverbot  nenne«. 
Der  Zusammenhang  mit  den  mittelalterlichen  Besitzklagen,  den  er  aus- 
führlich darstellt  (S.  516  ff.),  ist  sehr  einleuchtend;  man  könnte  viel- 
leicht noch  weiter  zurückgehen !  Wenn  man  aber  die  Sprache  des 
modernen  Rechtes  reden  will,  wird  man  diese  Dinge  doch  wohl  besser 
nicht  als  Polizei  bezeichnen.  ■ —  Bei  dieser  Gelegenheit  kommt  noch 
eine  Eigenart  des  Verfassers  zum  Vorschein.  Wer  sich  durch  eine  so. 
gewaltige  Aufgabe  durchgearbeitet  hat,  pflegt  in  seinen  Gegenstand 
etwas  verliebt  zu  sein  und  womöglich  alles  daran  schön  zu  finden. 
So  ist  er  aber  gar  nicht.  Er  bezeichnet  einfach  diese  englische  Rechts- 
entwicklung des  Polizeibefehls  »als  mittelalterlich-rückständig«  und 
schliesst:  »So  ist  denn  wieder  ein  Flitter  dahin  von  dem  Idealgewebe, 
das  der  kontinentale  Betrachter  um  den  englischen  Staat,  um  ihn  zum 
Rechtsstaat  zu  idealisieren,  gesponnen  hat«  (S.  520). 

Dieselbe  Denkweise  kommt  zu  Ende  des  Werkes  noch  einmal  zum 
Ausdruck  in  der  skeptischen  Frage :  »Hat  England  ein  Verwaltungs- 
recht r«  (S.  649  ff.).  Gemeint  ist  ein  Verwaltungsrecht  im  kontinentalen 
Sinne.  Verfasser  hebt  vor  allem  den  Gegensatz  zum  französischen 
Verwaltungsrecht  hervor,  das  er  kennzeichnen  will  durch  das  oft  wie- 
derholte Wort  ^luftdichte  Absperrung  der  Verwaltung  von  der  Justiz«. 
England  hat  infolgedessen  nur  »eine  Verwaltungsroutine,  die  unser 
Verwaltungsrecht  ersetzt  (abgesehen  von  den  Gesetzen,  die  ja  hier  wie 
dort  für  die  Verwaltung  ergangen  sind)«  (S.  658).  Nach  unserer  Auf- 
fassung bilden  allerdings  diese  Gesetze  den  Hauptstock  des  Verwaltungs- 
rechts, und  wie  man  bei  der  Frage  nach  dem  Verwaltungsrecht  von 
ihnen  absehen  kann,  will  uns  nicht  recht  eingehen.  —  Frankreich  hat, 
dank  seiner  luftdichten  Absperrung,  »ein  Verwaltungsrecht,  aber  noch 
mehr  ein  Verwaltungsrechtssystem«.  —  In  Deutschland  endlich,  um  die 
Uebersicht  durchzuführen,  »ist  die  luftdichte  Absperrung  nicht  so  voll- 
kommen geglückt,  wie  den  Franzosen«  (S.  659).  Doch  haben  wir 
wenigstens  gesonderte  Verwaltungsgerichte;  daher  für  uns  das  Ergeb- 
nis :  ein  Verwaltungsrecht,  aber  »k  e  i  n  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  r  e  c  h  t  s  s  y  - 
Stern«!  Dem  Mangel  ist  auch,  wie  Verfasser  meint,  nicht  abzuhelfen: 
»jeder  Versuch,  uns  ein  solches  von  Frankreich  zu  importieren,   findet 
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in  Deutschland  keinen  Boden«  (S.  659). 

Ich  glaube  ganz  gut  zu  verstehen,  auf  wen  diese  letztere  Bemer- 
kung gemünzt  ist,  werde  mich  aber  wohl  hüten,  irgendwie  für  solch 
schnöde  Ausländerei  in  die  Schranken  zu  treten.  Es  scheint  mir  nur, 
die  Entwicklung  eines  Systems  ist  wesentlich  Sache  der  Wissenschaft. 
In  jeder  ausgebildeten  Rechtsordnung  steckt  ein  System,  ein  wohlge- 
fügter Bau  ineinandergreifender  Rechtsideen ;  das  wird  doch  wohl  auch 
bei  unserem  deutschen  Verwaltungsrecht,  welches  Verfasser  als  vor- 
handen anerkennt,  nicht  anders  sein.  Ohne  uns  Juristen  freilich  wird 
es  nicht  erkennbar;  wir  müssen  es  herausarbeiten  und  klarstellen. 
Sollten  die  deutschen  Juristen  wirklich  dazu  nicht  imstande  sein,  so 
wäre  das  recht  traurig.  Ich  dächte  aber,  auch  der  Verfasser  selbst 
hätte  früher  an  einzelnen  Stücken  unseres  Systems  schon  ganz  wackere 
Mitarbeiterschaft  geleistet.  Hoffen  wir,  dass  seine  Kraft,  die  jetzt  durch 
die  Bewältigung  eines  so  schwierigen  fremden  Stoffes  gestählt  ist,  fortan 
wieder  dieser  heimischen  Aufgabe  mit  um  so  grösserem  Erfolge  sich 
zuwenden  wird.  Otto  Mayer. 


Dr.  Ru  dolf  Kaiilla,  Gerichtsassessor  und  Privatdozent  der  Natio- 
nalökonomie :  Die  geschichtliche  Entivicklung  der  modernen  Werttheo- 
rien.   Tübingen  1906,  Laupp.    8".  300  Seiten.    6  M. 

Das  erste  Fünftel  dieser  Schrift  (Wertbegriff  im  römischen  Recht, 
Wertlehre  in  der  Scholastik)  ist  in  dieser  Zeitschrift  1901  und  1904, 
zum  Teil  in  grösserer  Ausführlichkeit  erschienen.  Wir  brauchen  darum 
auf  diese  Ausführungen ,  die  zu  den  anregendsten  Partien  des  Buchs 
gehören,  nicht  einzugehen.  Nur  der  Zweifel  mag  ausgedrückt  sein,  ob 
der  Verfasser  die  philosophischen  Unterströmungen,  auf  die  er  in  dem 
ganzen  Buche  fahndet,  nicht  schon  hier  durch  ein  Vergrösserungsglas 
sieht,  wenn  er  die  angebliche  Fürsorge  der  spätrömischen  Preisgesetze 
für  ein  angemessenes  Einkommen  der  Produzenten  mit  einer  naturrecht- 
lichen Denkweise  in  Verbindung  bringt. 

Der  Hauptteil  des  Buches  enthält  eine  knappe,  sorgfältig  auswäh- 
lende Wiedergabe  einiger  Haupt-Leitsätze  der  bemerkenswerteren  Wert- 
und  Preistheoretiker  der  Folgezeit,  eine  sehr  fleissige  Arbeit,  die  dank 
der  Benutzung  zum  Teil  seltener  Originalquellen  den  gleichartigen 
Schriften  dogmenhistorischer  Antiquare  sich  als  willkommenes  Ergän- 
zungs-  und  Kontrollmittel  an  die  Seite  stellt.  Dem  Verfasser,  der  sich 
als  Schüler  Brentanos  bezeichnet,  kam  die  Benutzung  eines  Manuskripts 
zustatten,  das  ein  jung  verstorbener  anderer  Schüler  Brentanos,  Dr.  Lud- 
wig Fick,  über  dasselbe  Thema  hinterlassen  hat,  und  das  jetzt  der 
Münchener  Universitätsbibliothek  zur  Aufbewahrung  übergeben  worden 
ist.  Die  Parallelschrift  von  Zucker kajidl ,  Zur  Theorie  des  Preises  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Lehre, 
Leipzig  1889,  und  die  hübsche  kleine  Schrift  von  W.  Liebknecht  junior. 
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Zur  Geschichte  der  Werttheorie  in  England,  Jena  1902,  scheint  er  ge- 
flissentlich wenig  benutzt  zu  haben  ;  die  tiefgründige  Schrift  von  Karl 
Marx,  Theorien  über  den  Mehrwert,  aus  dem  Nachlass  herausgegeben 
xoxiKajitsky,  Stuttgart  1905  f.,  wird  überhaupt  nicht  zitiert,  obwohl  ihr 
wichtigster  erster  Band  schon  im  Dezember  1904  erschien.  Der  aus- 
gezeichneten Schrift  Ziickei-kandh ;  die  bekanntlich  die  Geschichte  der 
Werttheorien  aus  dem  Gesichtswinkel  der  Me)iger'üc\\&x\  Schule  darstellt, 
kann  Kauila  sich  zwar  an  wissenschaftlicher  Bedeutung  nicht  verglei- 
chen, steht  ihr  aber  insofern  nahe,  als  auch  er  den  frühen  Spuren  der 
subjektiven  Wertlehre  mit  sympathischer  Sorgfalt  nachgegangen  ist; 
seine  eigene  kritische  Stellungnahme  hat  er  einer  späteren  Schrift  vor- 
behalten. 

Im  übrigen  ist  der  leitende  Gesichtspunkt  der  Darstellung  die  Ab- 
hängigkeit der  Wertlehre,  insbesondere  der  Lehre  vom  gerechten  und 
natürlichen  Preise  (Kostenpreise),  von  religiösen  und  naturrechtlichen 
Anschauungen;  nicht  gerade  eine  neue  Offenbarung,  aber  durch  die 
zusammenfassende  Synopse ,  namentlich  im  Schlusskapitel ,  immerhin 
lehrreich.  In  manchen  Stücken  wird  aber  der  Zusammenhang  wohl 
übertrieben.  Ob  der  »Normalmensch«  der  Wertlehre,  dem  einzelne 
Werttheoretiker  wie  Galiani  sogar  eine  Portion  Narrheit  zuschreiben, 
aus  naturrechtlichen  Vorstellungen  und  gar  in  letzter  Linie  aus  der  Stoa 
hergeleitet  werden  darf,  die  doch  die  Verschiedenheit  aller  Einzelwesen 
lehrte,  scheint  mir  zweifelhaft.  Dass  Lackes  naturrechtliche  Eigentums- 
theorie zur  Gleichsetzung  von  Tausch-  und  Arbeitswert  führe ,  ist  irr- 
tümlich, wenn  Liebknecht  mit  seinem  Nachweise  Recht  behält,  dass 
Locke  nicht  den  Tausch-,  sondern  nur  den  Gebrauchswert  aus  der  Ar- 
beit ableite.  Acceptiert  man  aber  den  naturrechtlichen  Charakter  der 
Arbeitswerttheorie,  so  dürfen  wir  doch  bei  Adajti  Stnilh  nicht  mehr  als 
die  Eierschalen  als  Ursprungszeugnis  dieser  naturrechtlichen  Herkunft 
suchen ;  die  Arbeit  ist  bei  ihm ,  wenn  wir  von  gelegentlichen  Entglei- 
sungen des  Ausdrucks  und  Gedankens  absehen,  doch  mehr  Wertmesser, 
als  ausschliesslicher  Wertbildner ;  und  man  hat  seine  Bedeutung  gerade 
darin  gesucht,  dass  er  das  metaphysische  System  des  Naturrechts  ratio- 
nalisiere, dass  er  die  Verwirklichung  der  natürlichen  Gerechtigkeit 
lieber  als  Ergebnis  des  Kausalitätsmechanismus  der  freien  Konkurrenz, 
statt  als  unmittelbare  sittliche  Forderung  postuliere.  Zu  Kaullas  These 
stimmt  es  auch  schlecht,  dass  ein  so  subjektivistischer  Werttheoretiker 
wie  Gossen  ausgesprochener  Anhänger  des  Glaubens  an  naturgesetzliche 
Harmonien  in  der  menschlichen  Gesellschaft  war.  Wie  modern  übri- 
gens das  Studium  dieser  v/ertgeschichtlichen  Prinzipienfragen  ist,  be- 
weist das  eben  angekündigte  Erscheinen  eines  umfangreichen  Werks 
von  Alfred  de  Tarde,  L'idee  du  juste  prix  ,  essai  de  psychologie  eco- 
nomique. 

Auch  sonst  scheint  mir  der  Verfasser   manchen  Autoren  nicht  ge- 


548 


Literatur. 


recht  zu  werden.  Von  den  Physiokraten  sagt  er  mit  Unrecht,  dass  sie 
den  Kostenwert  abgelehnt  hätten  ;  dieser  ist  vielmehr  ein  integrierender 
Bestandteil  ihres  Sytems  {Quesnay,  S.  537  der  Oncke/ischew  Ausgabe: 
La  valeur  venale  de  ces  marchandises  n'est  que  la  valeur  meme  de  la 
matiere  premiere  et  de  la  subsistance  que  l'ouvrier  a  consommee  pen- 
dant  son  travail).  Ebenso  gehört  aber  auch  die  Würdigung  des  Ge- 
brauchswerts (Unterscheidung  von  n'ecessaire  und  superflu  u.  s.  w.)  zu 
den  Grundgedanken  ihrer  Theorie,  schon  bei  Quesnay,  und  die  subjek- 
tivistische  Entwicklung  der  Wertlehre  bei  den  späteren  Physiokraten 
wird  auf  dieser  Basis  verständlich.  Dass  Quesnay  sich  mit  der  Wert- 
lehre nicht  speziell  »beschäftigt«  habe,  ist  vollends  irrtümlich;  vgl. 
Oncken,  Geschichte  der  Nationalökonomie  I,  369.  —  Bei  Marx  Wert- 
lehre scheint  mir  der  Verfasser  die  philosophischen  Einflüsse ,  die  er 
sonst  zu  übertreiben  geneigt  ist,  nicht  genügend  erkannt  zu  haben ;  in- 
folge dessen  teilt  er  auch,  wenn  ich  ihn  recht  verstehe,  das  verbreitete 
Missverständnis,  als  sei  Marx'  Arbeitswerttheorie  ein  Rezept  für  die 
Einkommensverteilung  im  Zukunftsstaat.  Dass  die  Wertlehren  Ricardos, 
Thünen?,  und  /.  St.  Müh  in  einer  Entwicklungslinie  liegen  und  Mill 
den  richtigen  Kern  der  Böhm- Bawerk%c\\^\\  Preislehre  antizipiert ,  hat 
der  Verfasser  auch  nicht  gesehen,  oder  nicht  zugeben  wollen ;  schwer 
begreiflich  ist ,  dass  er  Böhtn-Bawerk%  Preislehre  ignoriert  und  seine 
Darstellung  der  subjektivistischen  Wertlehre  bei  Mengers  privatwirt- 
schaftlicher Grenznutzentheorie  enden  lässt. 

K.  O  1  d  e  n  b  e  r  g. 

Bourgiiin  Maurice,    Die  sozialistischen  Systeme  und  die  7virt sc  haft- 
liche Entzüicklung.    Mit  Genehmigung  des  Verfassers  nach  der  2.  verb. 
Auflage  ins  Deutsche  übertragen  von  Dr.  Louis  Katzenstein.    Tü- 
bingen, J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck)  1906,    XXII.  u.  508  S.    M.  8.—. 
Schäfte  hat  in  seiner   kleinen  Schrift  »Die  Quintessenz  des  Sozia- 
lismus«   eine    Fülle    von    Anregungen    zu    eingehenderer    Prüfung    der 
Grundzüge  der    sozialistischen  Gesellschaftsordnung   auf  ihre  Realisier- 
barkeit gegeben.     Seine  Ausführungen   mussten,    obwohl    sie    »nur    die 
Grundidee  des  Sozialismus  zur  Diskussion  stellten«,  in  dem  Masse  ver- 
alten, als  seit  ihrem  ersten  Erscheinen  (1874)  bestimmtere,  klarere  Vor- 
tellungen  aus    massgebenden  Kreisen   über  die  Organisation  der  sozia- 
listischen Wirtschaft    bekannt    geworden    sind,    die    sich    mit    der  von 
Schäf/le  angenommenen  Grundidee   durchaus    nicht   mehr  identifizieren 
lassen.     Das   in    deutscher  Uebertragung   vorliegende   Buch   Bourguins, 
des    bekannten   Professors    der    Nationalökonomie    an    der  Universität 
Paris,  ist  nun  eine  solche,  wie  man  ohne  weiteres  sagen  darf,    gründ- 
liche Arbeit,    die  einerseits  sozusagen  den  zahlreichen  bei  Schaffte  nur 
in  kurzen  Umrissen  angedeuteten  Problemen  näher  auf  den  Leib  rückt, 
anderseits  aber  auch  auf  die  jüngere  sozialistische  Literatur  und  die  in 


Literatur. 


549 


ihr  erkennbaren  Bruchstücke  einer  positiven  Gesellschafts-  und  Wirt- 
schaftsordnung besonders  eingeht. 

B.  unterscheidet  in  der  in  Betracht  kommenden  Literatur  mehrere 
Kategorien  von  Systemen  der  sozialistischen  Gesellschaftsordnung,  i.  je 
nachdem  als  Träger  des  Eigentumes  an  den  Produktionsmitteln  und  als 
Leiter  der  Produktion  der  Staat ,  die  Gemeinden  oder  freie  Vereini- 
gungen gedacht  sind  und  2.  je  nachdem  die  sozialistischen  Systeme 
den  Wert  schätzen  :  in  Arbeitseinheiten  auf  Grund  der  sozialen  Arbeits- 
zeit, die  in  der  Produktion  aufgewendet  worden  ist,  oder  nach  Art  der 
zur  Zeit  herrschenden  Wertbildung,  wie  sie  unter  der  Herrschaft  von 
Angebot  und  Nachfrage  als  Tauschverhältnis  zu  dem  Metallgeld  sich 
ergibt.  (S.  V.)  B.  verbindet  beide  Unterscheidungen  und  behandelt  L 
besonders  ausführlich  das  System  des  vollständig  durchgeführten  Staats- 
sozialismus, das  den  Wert  in  Arbeitseinheiten  schätzt  als  sog.  »reinen 
Kollektivismus«;  IL  Systeme,  die  den  durch  Angebot  und  Nachfrage 
bestimmten  Wert  beibehalten,  u.  zw.  einen  modifizierten  Kollektivis- 
mus, eine  »Vereinigung  von  Konkurrenz  und  Solidarität«,  wie  sie  die 
Systeme  von  Georges  Renard,  Grönland  und  Sulzer  entwickeln,  ferner 
reinen  Staatssozialismus  (Saint  Mande,  Millerand),  der  mit  Güterverkehr 
auf  der  Basis  des  Metallgeldes  nur  die  Produktion  der  Güter  ganz 
oder  teilweise  dem  Staat  zuweist,  dann  Munizipalsozialismus  (de  Paepe, 
Brousse,  Benoil  Malon,  Ant.  Menger),  endlich  einen  Gruppensozialismus, 
den  B.  im  Gegensatz  zu  den  bisher  genannten  autoritären  Systemen 
als  liberalen  Sozialismus  bezeichnet  (Omen,  Proiidhon,  L.  Black,  Las- 
salle, Dühring ,  Hertzka ,  Oppenheimer)\  als  eine  Abart  dieses  fasst  er 
das  Genossenschaftssystem  auf. 

Die  Prüfung  dieser  Systeme  auf  ihre  innere  Logik,  die  Richtigkeit 
und  Konsequenz  ihrer  Grundsätze,  die  Untersuchung  ihrer  Wirkung 
auf  die  Fortsetzung  des  technischen  und  ökonomischen  Fortschrittes, 
auf  die  Einhaltung  des  ökonomischen  Gleichgewichts,  d.  h.  des  Gleich- 
gewichtes zwischen  Produktion  und  Bedürfnissen,  die  Klarstellung  der 
Lage  des  Bauern  und  des  bäuerlichen  Eigentums,  namentlich  in  der 
kollektivistischen  Gesellschaft,  endlich  die  Prüfung  des  Freiheitsaus- 
baues im  Kollektivismus ,  das  alles  macht  den  ersten  Teil  des  Buches 
aus,  der  mit  einigen  kritischen  Bemerkungen  über  die  Stellung  des 
Marxismus  zum  Kollektivismus  abschliesst.  Aus  der  Summe  der  Aus- 
führungen ,  die  sich  nicht  im  einzelnen  in  diesem  Referate  verfolgen 
lassen,  verdient  besonders  hervorgehoben  zu  werden  die  ehrliche  und 
gründliche  Prüfung  der  Methoden,  durch  die  möglicherweise  der  An- 
reiz zur  Produktions-Vervollkommnung  erreicht  würde,  ohne  die  Prin- 
zipien der  Systeme  zu  durchbrechen;  Jaiires  Plan,  durch  eine  Vielheit 
von  kollektiven  Organismen  eine  Dezentralisation  der  Produktion 
und  damit  auch  die  Möglichkeit,  beziehungsweise  wie  er  meint,  Ge- 
währ für  eine  gewisse  Fortschrittlichkeit  in   der  Technik  zu   erreichen. 
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dünkt  Bourguin  zwar  wesentlich  besser,  annehmbarer,  als  der  starre, 
staatliche  Kollektivismus  mit  streng  zentralistischem  Prinzip ,  weil  die 
Dezentralisation  die  Initiative  der  Prodtizenten  und  den  Geist  des  Fort- 
schrittes noch  zur  Geltung  kommen  lasse.  Aber  Bourguin  zeigt,  dass 
nicht  nur  die  Schwierigkeiten  der  ftir  den  Austausch  und  die  Vertei- 
lung der  Gütei"  unentbehrlichen  Berechnungen  enorme  wären,  sondern 
dass  auch,  abgesehen  von  Freiheitsbeschränkungen,  Störungen  des  so- 
zialen Gleichgewichts  u.  dgl.  der  innere  Widerspruch  zwischen  der  De- 
zentralisation und  der  staatlichen  Regelung  der  Produktion  den  Zusam- 
menhang des  ganzen  Organismus  durchbrechen  müsste. 

Das  ökonomische  Gleichgewicht  zwischen  Produktion  und  Bedürf- 
nissen ist  wohl  der  wichtigste  Prüfstein  für  die  Beurteilung  der  einzel- 
nen Systeme.  B.  gelangt  auf  dem  Wege  scharfsinniger,  aber  keines- 
wegs auf  die  Spitze  getriebener  Abstraktionen  zu  der  Ueberzeugung, 
dass  vom  Standpunkte  der  Theorie  aus  die  Möglichkeit  einer  Ueber- 
einstimmung  zwischen  Produktion  und  Bedarf  nicht  ohne  weiteres  ab- 
zulehnen sei,  aber  in  der  Praxis  werde  sie  nicht  haltbar  sein ;  wird  das 
Gleichgewicht  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  nicht  aufrecht  erhalten, 
sei  es,  weil  die  Arbeitsbons  zurückgelegt,  gespart  werden  von  den  Be- 
sitzern, sei  es,  weil  der  Veranschlagung  des  Bedarfs  durch  die  Verwal- 
tung ein  Irrtum  zugrunde  lag ,  dann  werde  sofort  das  kollektivistische 
Wertprinzip  durchbrochen,  jedenfalls  geändert  auf  Kosten  des  Gleich- 
gewichts; droht  ein  Defizit  an  Gütern,  so  werden  die  Bons  entwertet. 

Im  zweiten  Teil  des  Buches  unternimmt  der  Verf.,  den  realen 
Wert  der  Systeme  an  der  Hand  der  Tatsachen  zu  prüfen,  um  zu  ermit- 
teln, ob  und  inwieweit  der  Kollektivismus  sich  allmählich  in  der  be- 
stehenden Gesellschaft  herausbilde  und  dereinst  als  notwendiges  Pro- 
dukt der  natürlichen  Entwicklung  entstehen  müsse,  insbesondere  unter- 
sucht er  jene  Tatsachen,  die  möglicherweise  den  Keim  einer  neuen 
Ordnung  in  sich  tragen,  und  die  Entwicklung  jener  Organe,  die  in  dem 
Verdacht  stehen,  dass  sie  der  Gesellschaft  eine  neue  Gestalt  geben 
wollen. 

Wie  der  erste  zerfällt  auch  der  zweite  Teil  in  zwei  Bücher,  in  dem 
einen  (3.)  wird  die  Entwicklung  der  wirtschaftlichen  Organisationsfor- 
men in  der  Gegenwart  erörtert :  die  Konzentration  in  Gewerbe 
und  Handel  (Kap.  11),  insbesondere  die  Unternehmerverbände,  sodann 
die  Schranken  dieser  Konzentration  (Kap.  1 2),  die  B.  in 
der  Hausindustrie ,  im  selbständigen  Kleingewerbe  und  im  Handels- 
kleinbetrieb insofern  feststellen  zu  können  meint,  als  diese  nicht  nur 
der  technischen  Zentralisation,  sondern  auch  der  kapitalistischen  Kon- 
zentration entgangen  sind.  Eine  weitere  solche  Schranke  sieht  er  der 
Konzentration  aber  auch  im  Bauerntum  gezogen  (Kap.  13  Landwirt- 
schaft und  Kapitalismus).  Eine  Wirkung  des  Kapitalismus  stellt  er  auch 
für  die  Landwirtschaft  nicht  in  Abrede,  die  Abwanderung  der  Arbeits- 
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kräfte  vom  Lande  nach  der  städtischen  Erwerbstätigkeit  erscheint  ihm 
als  solche,  aber  Marx  habe  sich  doch  vollständig  geirrt,  als  er  meinte, 
die  grosse  Industrie  revolutioniere  die  Agrikultur  durch  Vernichtung 
des  Bauern  und  Unterschiebung  des  Lohnarbeiters.  Dieser  Schranke 
der  Konzentration  legt  B.  unverkennbar  grössere  Bedeutung  bei,  als 
den  vorhin  genannten,  denen  er  begreiflicherweise  mit  einiger  Skepsis 
hinsichtlich  der  ökonomischen  Zweckmässigkeit  ihrer  Forterhaltung  ge- 
gegenübersteht. Förderung  der  mechanischen  Verfahrensarten,  dadurch 
Hebung  des  Bildungs-Niveaus  und  dank  diesem  wieder  Organisation 
der  Arbeitskräfte  erachtet  er  z.  B.  für  die  Hausindustrie  als  Voraus- 
setzungen dafür,  dass  ihr  dauernd  eine  Bedeutung  als  Schranke  der 
Konzentration  zukommen  werde.  Eine  richtige  Einschätzung  wird  auch 
der  G  e  n  o  s  s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  form  zuteil  (Kap.  14).  Unter  Umständen 
ziehe  sie,  meint  B.,  genau  dieselben  Folgen  nach  sich,  wie  die  kapi- 
talistische Konzentration ;  je  mehr  die  Genossenschaften  wachsen,  um- 
somehr  schränken  sie  das  Arbeitsgebiet  der  Einzelunternehmung  ein, 
genau  wie  Warenhäuser  und  andere  kapitalistische  Grossbetriebe. 

Wie  diese  Kapitel  (11  — 14)  so  bieten  auch  die  letzten  zwei  dieses 
Buches,  15  über  die  Gewerkvereine  der  Unternehmer  und  der  Lohn- 
arbeiter und  16  über  die  Ausdehnung  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
des  Staates  und  der  Gemeinden  in  der  Hauptsache  bekannte  Tatsachen, 
nur  eben  unter  dem  Gesichtspunkte  gegliedert,  dass  ihnen  symptoma- 
tische Bedeutung  für  das  Hinübersteuern  in  ein  anderes  Fahrwasser 
der  wirtschaftlichen  Organisation  innewohnt.  Die  Zusammenfassung 
dieser  Tatsachen  ist  durchweg  auf  besten  Quellen  aufgebaut,  gibt  in 
Kürze  gute  Einblicke  in  die  Materien  und  zutreffende  Charakteristiken 
und  lässt  eine  bei  Ausländern  selten  gründliche  Vertrautheit  nament- 
lich mit  deutschen  Verhältnissen  erkennen.  Gleichwohl  hätte  noch 
manches  davon  zweckmässig  in  die  überwiegend  statistischen  Anhänge 
verwiesen  werden  können;  der  innere  Zusammenhang  der  Gedanken- 
folge in  der  Haupt-Darstellung  würde  dadurch  erheblich  gewonnen  ha- 
ben. Die  These ,  die  mit  diesem  Material  erhärtet  werden  soll ,  geht 
etwa  dahin,  dass  industrielle  Konzentration,  Trusts,  Genossenschaften, 
landwirtschaftliche  Vereine,  Gewerkvereine,  Arbeiterschutz-  und  -Ver- 
sicherungsgesetzgebung nicht  minder  wie  staatliche  Wirtschaftsunter- 
nehmungen und  Munizipalsozialismus  einen  integrierenden  Teil  der  neu- 
zeitlichen Entwicklung  bilden  und  dazu  beitragen ,  unsere  individuali- 
stische Gesellschaft  mit  einem  höheren  Gemeinschaftsgefühl  zu  erfüllen 
und  ihr  eine  neue  Gestalt  zu  geben. 

Das  letzte  (4.)  Buch  zieht  aus  diesen  Tatsachen  die  Bilanz  für  die 
Systeme. 

Hat  die  Fragestellung  (10.  Kap.)  etwa  gelautet:  Steuert  die  Ge- 
sellschaft dem  Kollektivismus  oder  dem  Individualismus  zu,  wird  Marx 
oder  werden  die  Spencer    und  MoUnari  Recht    behalten,    wenn   sie  die 
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Gesellschaft  der  Zukunft  wie  ein  Netz  zahlloser ,  mit  einander  durch 
mannigfache  Bindeglieder  verknüpfte  Vereinigung  gedacht  haben  —  so 
erfährt  zunächst  der  Individualismus  seine  Zurückweisung ,  er 
hat  seine  historische  Berechtigung:  eine  Lehre,  die  der  Jugendzeit  des 
Grossbetriebes  angemessen  war  (313),  aber  die  Kollektivbedürfnisse 
unserer  Zeit  sind  viel  zu  kompliziert,  als  dass  die  individualistische  Po- 
litik ihnen  genügen  könnte  (307).  'Allein  auch  für  den  absoluten 
Kollektivismus  finden  sich  in  der  bestehenden  Gesellschaftsord- 
nung keine  Anknüpfungspunkte  oder  Verhältnisse,  die  seiner  Verwirk- 
lichung ausgesprochen  günstig  sind.  Die  Verwirklichung  des  Kollekti- 
vismus lasse  sich  nicht  allmählich  durchfuhren.  Die  Idee  der  Re- 
volution im  Sinne  einer  plötzlichen  Umwandlung  aller  Grundlagen  der 
Volkswirtschaft  widerstreite  dem  in  der  Geschichte  wie  in  der  Natur 
wirksamen  Gesetz  der  Kontinuität  und  sei  im  höchsten  Grad  unwissen- 
schaftlich. Unwahrscheinlich  sei  es,  dass  jemals  der  Bauer  zum  besten 
einer  Kollektivität  freiwillig  auf  sein  Eigentum  verzichten  werde;  auch 
die  Pächter,  Kleingewerbe-  und  Kleinhandeltreibende,  Agenten  und  An- 
gestellten aller  Art  stünden  der  Revolution  feindlich  gegenüber.  »Schaltet 
man  alle  untätigen,  verdächtigen  und  unbotmässigen  Elemente  aus,  so 
bleibt  als  Herd  der  revolutionären  Ideen  nur  ein  relativ  schwaches 
Häufchen  übrig.« 

Die  von  den  Sozialisten  behauptete  historische  Notwendigkeit  des 
Zusammenbruches  könne  man  gleichfalls  wissenschaftlich  nicht  weiter 
aufrecht  erhalten.  In  längerer  Ausführung  bekämpft  ß.  die  sozialistische 
Krisentheorie,  die  Begründung  durch  Unterkonsumtion  (323  f.)  und  be- 
streitet sozusagen,  dass  eine  Krisentendenz  der  bestehenden  Wirtschafts- 
verfassung immanent  sei.  Nur  partielle  Ueberproduktionen  könnten 
als  Krisen-Ursachen  auftreten  ,  allgemeine  Ueberproduktionen  seien 
immer  erst  eine  Krisenfolge.  Kommt  aber  die  Frage  einer  Evolution 
zum  Kollektivismus  in  Frage,  so  steht  nach  B.  dem  im  Wege,  dass 
jedenfalls  zwischen  reinem  Kollektivismus  und  herrschender  Wirtschafts- 
ordnung es  keinen  Uebergang  gibt.  Im  Hinblick  auf  das  Freiheitsbe- 
dürfnis, das  mit  der  fortschreitenden  Demokratisierung  sich  bemerkbar 
mache,  scheine  das  kollektivistische  Ideal  der  Wirklichkeit  und  der 
herrschenden  Geistesrichtung  entschiedener  zu  widersprechen,  als  das 
soziale  Ideal  des  Individualismus  (340).  Dem  Staatssozialismus 
sei  allerdings  der  reale  unbestreitbare  Konzentrationsfortschritt  in  Han- 
del und  Gewerbe  und  die  Ausdehnung  der  staatlichen  Betriebe  günstig, 
aber  dennoch  scheine  der  Kollektivismus  nicht  im  Verlauf  der  gegen- 
wärtigen Entwicklung  zu  liegen.  Kollektivisten  seien  Schüler  Rousseau^, 
nichts  anderes,  sofern  sie  an  die  Macht  des  Willens,  der  im  Dienste 
der  Vernunft  steht,  glauben,  sofern  sie  glauben,  dass  der  Mensch  von 
Natur  aus  gut  sei. 

Die  Hypothese  endlich ,   welche   eine  natürliche  Entwicklung  zum 
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sozietären  und  genossenschaftlichen  Soziahsmus  behauptet  und  annimmt, 
dass  die  freien  Vereinigungen  der  Produzenten  bestimmt  seien ,  sich 
aller  ökonomischen  Funktionen  der  Gesellschaft  zu  bemächtigen  und 
selbst  die  gewaltigsten  kapitalistischen  Unteinehmungen  etwa  durch 
die  Konkurrenz  zu  verdrängen ,  diese  Hypothese  werde  durch  die  Er- 
fahrung widerlegt.  Man  könnte  sich  zu  ihren  Gunsten  höchstens  auf 
den  glänzenden  Aufschwung  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
berufen.  Gerade  die  aber  haben  mit  dem  sozietären  Sozialismus  nichts 
gemein.  Die  Produktivgenossenschaften  aber,  die  vor  allem  in  Betracht 
kämen,  führten  ein  kümmerliches  Dasein.  Nur  die  englische  Konsum- 
vereinsbewegung mit  ihrem  auch  die  Produktion  umfassenden  Mecha- 
nismus verdiente  Beachtung.  Aber  Konsumvereine  wären  nur  mit  aus- 
gedehntem Grundeigentum  und  riesigem  Kapitaleigentum  im  stände, 
das  Kapitaleinkommen  zu  beseitigen.  Derartiger  Werterwerb  sei  aber 
von  den  Massen,  den  Arbeitern  vor  allem,  nicht  zu  erwarten.  Deshalb 
seien  die  Genossenschaften  auch  von  Anfang  an  in  einem  circulus  vi- 
tiosus  eingeschlossen. 

Gewiss  nicht  ohne  Optimismus,  aber  doch  niemals  aus  den  Bah- 
nen nüchterner  Abwägung  des  Für  und  Wider  heraustretend ,  haben 
die  Ausführungen  des  Verfassers  etwas  ungemein  Gewinnendes.  Aus 
dem  Streben  heraus,  die  Tatsachen  vor  allem  wirken  zu  lassen,  ergibt 
sich  das  Zurücktreten  der  sozialpsychologischen  Argumentationen,  m.  E. 
gewiss  nur  zum  Vorteil  der  ganzen  Beweisführung,  da  die  Wandelbar- 
keit der  Massenpsyche  nur  allzu  leicht  unterschätzt  wird  und  da  der- 
artige Kritiken  der  Zukunfts-Gesellschaft  sich  meist  in  aprioristischen 
Prämissen  verlieren.  Das  Streben  nach  objektiver  nüchterner  Beurtei- 
lung der  der  Wirtschaftsordnung  immanenten  Entwicklungstendenzen 
spricht  sich  namentlich  in  den  letzten  Paragraphen  aus,  in  denen  der 
Verfasser  manche  Voraussagung  für  die  zukünftige  Gestaltung  der 
Dinge,  soweit  er  sie  für  möglich  hält,  unternimmt.  Gleichartigkeit  der 
Entwicklung  anzunehmen,  liegt  ihm  ganz  fern,  er  ist  sich  über  die  Kraft 
völkerpsychologischer  Voraussetzungen  für  die  Wirtschaftsgestaltung  klar 
genug  und  schätzt  die  Singularität  der  Genossenschaftsentwicklung  in 
der  dänischen  und  deutschen  Landwirtschaft  ebenso  richtig  ein,  wie  er 
nicht  blind  ist  dafür ,  dass  der  stark  munizipal-sozialistischen  Neigung 
in  der  englischen  Bevölkerung  so  gut  wie  nichts  ähnliches  in  Frankreich 
gegenüberzustellen  ist.  Auch  schlägt  er  die  Wandelbarkeit  wirtschaft- 
licher Organisationsformen  nicht  gering  an  und  räumt  mit  Rücksicht 
auf  diese  ein ,  dass  die  Probleme ,  die  heute  unsere  Aufmerksamkeit 
beanspruchen,  vielleicht  vollständig  verschoben  und  geändert  oder  über- 
haupt ganz  aus   unserem  Gesichtskreis  gerückt  werden. 

Dem  Buche  wäre  gerade  auch  mit  Rücksicht  auf  seine  leicht  fass- 
liche Diktion  der  weiteste  Leserkreis  zu  wünschen.  Sowohl  dem  Ueber- 
setzer  wie  dem  Verlag  gebührt  besonderer  Dank  für  die  deutsche  Aus- 


554 


Literatur. 


gäbe.  Die  Uebersetzung  scheint  mir  sehr  gelungen,  das  französische 
Original  liegt  mir  nicht  vor.  Bedenken  hätte  ich  gegen  die  Satzstellung 
des  letzten  Absatzes  des  III.  Kapitels  (S.  39).  Der  verkürzte  Finalsatz 
»um  den  Staat  ....  zu  beleben«  gehört  wohl  erst  nach  den  Worten: 
>so  muss  man  .  .  .« 

Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Ty  szka ,  Ca  r  l  von ,  Handwerk  und  Handwerker  in  Bayern  im  18.  Jahr- 
hundert. Eine  wirtschaftsgeschichtliche  Studie  über  die  bayerische 
Gewerbeverfassung  im  18.  Jahrhundert.  München,  Reinhardt,  1907. 
Die  Gewerbeverfassung  des  17.  und  18.  Janrhunderts  bietet  trotz 
des  uninteressanten,  weil  eintönigen  Jammers  der  Zünftler  manches 
Interessante.  Mehr  noch  als  die  Verfassung  aber  weisen  die  Umwand- 
lungsprozesse in  den  Betriebsformen  morphologisch  viel  Anziehendes 
auf,  vor  allem  die  Entwicklung  der  Manufakturen  und  der  Verlagsorga- 
nisationen. Das  vorliegende  Buch  behandelt  nur  die  mindest  interes- 
santen Seiten  des  gewerblichen  Lebens  und  bringt  wenig  neues.  Die 
Darstellung  beschränkt  sich  auf  das  alte  Herzogtum  Bayern  ,  die  vier 
Rentämter  München,  Landshut,  Straubing  und  Burghausen.  Verdienst- 
lich ist  die  Verarbeitung  einer  nicht  gedruckten  Statistik,  der  sog. 
Dachsbergischen  Volksbeschreibung  vom  Jahre  177 1,  die  eine  ein- 
gehende Aufnahme  der  Gewerbetreibenden  in  den  vier  genannten  Rent- 
ämtern enthält.  Auf  Grund  dieser  archivalischeh  Quelle  (Kreisarchiv 
München)  stellt  der  Verfasser  fest,  dass  in  dem  genannten  Gebiet  im 
18.  Jahrhundert  eine  merklich  andere  Verteilung  der  Gewerbe  auf  Stadt 
und  Land  bestanden  hat,  als  man  für  andere  Gebiete  nachgewiesen 
hat,  insbesondere  Schmoller  für  Norddeutschland.  Tyszka  lenkt  nament- 
lich darauf  die  Aufmerksamkeit,  dass  von  21  Gewerben,  die  in  Preussen 
ausschliesslich  den  Städten  angehörten,  in  Bayern  nur  4  auf  dem  Lande 
nicht  vertreten  waren,  die  Buchdrucker,  Gürtler,  Spengler  und  Säckler- 
Handschuhmacher,  ferner  dass  in  der  gewerblichen  Berufsteilung  und 
Produktionsteilung  Stadt  und  Land  in  Bayern  damals  überhaupt  nur 
geringe  Verschiedenheiten  erkennen  lassen,  dass  die  auf  dem  Lande 
fehlenden  Gewerbe  auch  in  den  Städten  und  Märkten  nur  spärlich  ver- 
treten waren.  Die  Gründe  hiefür  glaubt  der  Verfasser  nicht  auf  wirt- 
schaftlichem ,  sondern  auf  politischem  Gebiete  suchen  zu  sollen.  In 
Preussen  war  durch  gesetzgeberische  Massnahmen  der  Gewerbebetrieb 
vom  Lande  ausgeschlossen,  da  durch  die  Principia  Regulativa  bestimmt 
war  (1718),  dass  nur  so  viele  Handwerker  auf  dem  Lande  zuzulassen 
seien,  als  katastrierte  Handvverkerstellen  im  Jahre  1624  vorhanden  wa- 
ren, eine  Bestimmung,  für  die  die  ratio  legis  wieder  auf  finanzpoliti- 
schem Gebiet  liegt :  in  der  Torsteuer  bei  der  Ausfuhr  gewerblicher  Er- 
zeugnisse aus  den  Städten.  Das  Fehlen  dieses  finanzpolitischen  Inter- 
esses des  Staates   ist   es  nach   T. ,  was  es  erklärt ,  dass  die  bayerische 
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Wirtschaftspolitik  wohl  zu  einzelnen  Verordnungen  gegen  das  Ansetzen 
von  Handwerkern  in  den  Dörfern  und  Hofmarken  geführt,  nicht  aber 
die  Durchführung  dieser  Mandate  erzwungen  habe.  Der  Syllogismus 
ist  natürlich  durchaus  nicht  absolut  zwingend,  wenn  er  auch  immerhin 
angenommen  werden  kann.  Aehnliches  gilt  von  der  Behauptung,  dass 
die  starke  Landhandwerker-Besetzung  unter  dem  Drucke  der  Geschlos- 
senheit der  Zünfte  sich  entwickelt  habe.  Die  Möglichkeit  einer  autoch- 
thonen  Entwicklung  des  Land-Handwerks  ist  dabei  jedenfalls  unter- 
schätzt. 

Der  IL  und  IIL  Teil  (die  gewerblichen  Betriebsformen  und  die 
Gewerbeverfassung)  sind  von  geringem  Wert.  Bemerkt  sei ,  dass  der 
Verfasser  die  Büc/iersche.  Systematik  und  Terminologie  verwendet.  Ein 
neuer  Beweis  für  die  Verallgemeinerung  derselben  darf  wohl  darin  er- 
blickt werden,  dass  der  Verf.  es  nicht  für  nötig  hält,  den  Auktor  zu 
nennen. 

Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Hase,  Oskar  von,  Emil  Straiiss,  ein  deutscher  Buchhändler  am 
Rheine.  Gedenkbuch  eines  Freundes.  Mit  einem  Bildnisse.  Leipzig, 
Breitkopf  und  Härtel   1907.     276  S.  8*^. 

Darstellungen  des  abgeschlossenen  Lebensganges  hervorragender 
L'nternehmer  in  Industrie  und  Handel  haben  auch  wissenschaftlichen 
Wert,  wenn  sie  mit  der  nötigen  technischen  Sachkunde,  mit  Unbefangen- 
heit und  mit  Verständnis  für  die  allgemeine  volkswirtschaftliche  Ent- 
wicklung, an  der  jene  Männer  mitwirkten,  geschrieben  sind.  Dies  zu- 
mal in  einer  Zeit,  wo  die  Unternehmerpsyche  ebenso  zum  Gegenstande 
der  Forschung  werden  zu  wollen  scheint,  wie  es  im  letzten  Menschen- 
alter die  Arbeiterpsyche  gewesen  ist.  Von  jenen  drei  Erfordernissen 
besitzt  der  Verfasser  das  erste  gewiss  in  vollkommenstem  Masse ;  das 
zweite  wird  bei  dem  Freunde  nicht  erwartet  und  nicht  vermisst ;  aber 
das  dritte  entbehrt  man  doch  nur  ungern,  zumal  wenn  dadurch  an 
wirklich  entscheidenden  Punkten  die  Beurteilung  der  geschäftlichen 
Persönlichkeit  des  Helden  um  eine  Stufe  hätte  gehoben  werden  können. 
Emil  Strauss,  ein  Neffe  von  David  Friedrich  Strauss,  war  von  1870 
bis  1891  Besitzer  einer  .Sortimentsbuchhandlung  in  Bonn,  von  1891  bis 
1900  Grossantiquar  oder  »Restbuchhändler«  und  von  da  bis  zu  seinem 
Ende  im  Jahre  1903  nur  noch  Verleger.  Er  hat  also  den  Buchhandel 
in  drei  recht  verschiedenartigen  Geschäftsformen  ausgeübt,  und  wenn 
dieselben  auch  teilweise  neben  einander  herliefen,  so  beherrschte  doch 
immer  nur  eine  sein  Interesse.  Klar  hat  er  dabei  erkannt,  dass  ge- 
schäftliche Erfolge  auch  im  Buchhandel  sich  nur  durch  Massenum- 
schlag erreichen  lassen ;  er  spricht  in  beweglichen  Worten  von  dem 
»latenten  Bedarf«,  dem  »unauslöschlichen  Literaturhunger  der  breiten, 
massig  bemittelten,  aber  durchschnittsgebildeten  Klassen  des  deutschen 
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Volkes«.  Als  Sortimenter  hat  er  diesen  Massenumsatz  durch  billigere 
Preise  herbeizuführen  gesucht,  und  als  die  Massregeln  des  Börsenver- 
eins gegen  die  sog.  »Schleuderer«  ihn  deshalb  bedrohten,  ging  er  zum 
»modernen  Antiquariat«  über,  d.  h.  er  kaufte  Verlagsreste  guter  älterer 
Werke  auf,  um  sie  mit  Hilfe  des  Sortiments  zu  sehr  erheblich  herab- 
gesetzten Preisen  noch  unter  das  Publikum  zu  bringen.  Als  aber  auch 
diese  Art  des  Geschäftes  versagte,  zog  er  sich  ganz  auf  den  Verlag 
zurück  und  ging  in  diesem  Geschäftszweige  erfolgreich  mit  billigen 
Volksausgaben  vor.  Nicht  ohne  innere  Teilnahme  wird  man  diese 
Versuche,  den  Bücherkonsum  durch  Verbilligung  der  Preise  zu  steigern, 
verfolgen,  und  wenn  die  vorliegende  Biographie  die  Wirkung  hätte, 
die  Ueberzeugung  zu  verallgemeinern,  dass  ein  Buchhandel,  der  den 
Literaturhunger  der  Massen  nicht  zu  befriedigen  vermag,  auch  der 
Bedingungen  des  geschäftlichen  Erfolgs  entbehrt,  so  wäre  gewiss  etwas 
Beachtenswertes  gewonnen. 

Freilich  diese  Wirkung  hat  der  Verfasser  der  vorliegenden  Bio- 
graphie wohl  kaum  beabsichtigt.  Er  legt  das  Schwergewicht  der  Dar- 
stellung in  die  Schilderung  der  Beteiligung  des  rheinischen  Buchhänd- 
lers Strauss  an  der  Kartellierung  des  Buchhandels  und  an  den  inneren 
Kämpfen  um  den  Kundenrabatt.  Hier  wollte  er  zeigen,  wie  Strauss, 
der  früher  sehr  entschieden  dem  Prinzip  der  freien  Preiskonkurrenz 
im  Buchhandel  das  Wort  geredet  hatte,  »vom  Saulus  zum  Paulus  ge- 
worden« sei.  Ob  das  Charakterbild,  das  er  zeichnen  wollte,  dabei  an 
innerer  Wahrheit  gewonnen  hat,  mag  dahingestellt  bleiben.  Jedenfalls 
bietet  das  Buch  trotz  seines  vorwiegend  persönlich-freundschaftlichen 
Gesamtcharakters,  dennoch  auch  dem  Nationalökonomen  manches  In- 
teressante. Es  sei  insbesondere  auf  die  Ausführungen  von  Strauss  über 
den  Sortimentsbetrieb  S.  45  f.,  auf  sein  allerdings  sehr  kühnes  Reform- 
programm S.  48  ff.  sowie  auf  seinen  Aufsatz  über  den  Restbuchhandel 
S.  99  ff.  aufmerksam  gemacht.  Allerdings  hat  Strauss  später  seine  An- 
sichten über  das  Sortiment  geändert  und  nunmehr  in  einem  seinen 
früheren  Anschauungen  durchaus  entgegengesetzten  Sinne  geschrieben 
(S.  116 — 133).  Der  Einfluss  der  grossen  Interessenverbände  auf  die 
wirtschaftlichen  Ansichten  des  Unternehmerstandes  wird  ja  einmal  stu- 
diert werden  müssen,  und  dafür  werden  auch  diese  Partien  nicht  ohne 
Nutzen  s^elesen  werden.  — r. 


Lu  dtu  ig,  Fr  a  nz  ,    Dr. ,    Der  getverbsmässige  Arbeiisnachzveis.     Berlin, 
Heymann  1906,  VII  und   169  S. 

Den  Lesern  der  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft  dürfte 
der  Verfasser  durch  seine  Schrift  »Die  Gesindevermittlung  in  Deutsch- 
land« bekannt  sein,  die  als  Ergänzungsheft  X  dieser  Zeitschrift  1903 
erschienen  ist.  Er  hat  seine  Studien  über  die  Arbeitsvermittlung  fort- 
gesetzt und  sich  darin  namentlich  durch  den  Verband  deutscher  Arbeits- 
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nachweise  gefördert  gesehen,  der  ihn  mit  dem  Referate  über  das  Stel- 
lenvermitthmgs  g  e  w  e  r  b  e  für  die  IV.  Arbeitsnachweiskonfcrenz  be- 
traute. Die  neue  Arbeit,  die  im  Auszug  auf  besagter  Konferenz  in  Wies- 
baden (lo.  November  1905)  vorgetragen  wurde,  hat  L.  vornehmlich 
auf  eine  Enquete  gegründet.  BedauerHcher  aber  begreiflicher  Weise  für 
jeden ,  der  mit  den  einschlägigen  Verhältnissen  einigermassen  vertraut 
ist,  ist  diese  Enquete  nicht  von  allen  in  Betracht  kommenden  Seiten 
unterstützt,  ja  im  Gegenteil,  sie  ist  z.  T.,  so  von  der  »Deutschen  Flei- 
scherzeitung«, direkt  befehdet  worden. 

Der  Verf.  veranschlagt  die  Gesamtzahl  der  Stellenvermittlungs-Ge- 
werbebetriebe in  Deutschland  auf  mindestens  7000  (abweichend  von 
Meyeriuk^  irriger  Angabe,  die  die  preussische  Ziffer  auf  ganz  Deutsch- 
land bezogt)).  Die  Enquete  erstreckte  sich  auf  die  Wirksamkeit  der 
gewerbsmässigen  Stellenvermittlung  im  Bäcker- ,  Fleischer- ,  Gast-  und 
Schankwirtschaftsgewerbe,  in  der  Landwirtschaft,  für  das  Hausgesinde, 
das  Handelsgewerbe ,  das  Seemannsgewerbe ,  endlich  für  Bühnen-  und 
Artistenberufe,  In  den  ersten  beiden  Gewerben  hat  die  gewerbsmässige 
Vermittlung  überwiegend  lokale  Bedeutung,  dominierende  Stellung  hat 
sie  in  den  übrigen  Erwerbszweigen.  L.  schätzt ,  dass  durch  sie  im 
ganzen  etwa  »eine  Million  von  Arbeitnehmern  in  Stellen  gebracht,  oder 
dass  sie  wenigstens  als  geschäftliches  Objekt  von  Stellenvermittlern  be- 
trachtet werden  müssen«.  Allerdings  zwei  sehr  verschiedene  Dinge! 
Abgesehen  von  dieser  Unbestimmtheit  soll  übrigens  dem  Verf.  bezüg- 
lich der  Mangelhaftigkeit  der  Statistik  kein  Vorwurf  gemacht  werden. 
Referent  hat  selbst  an  einer  solchen  Erhebung  über  die  gewerbsmäs- 
sige Vermittlertätigkeit  teilnehmend  (Oesterreich  1896)  die  dabei  auf- 
tauchenden Schwierigkeiten  kennen  gelernt.  Für  die  im  grossen  Ganzen 
wohl  bekannten  Missstände  sind  durch  die  Enquete  und  durch  son- 
stige verdienstvolle  Erhebungen  und  Studien  des  Verf.  mancherlei  greif- 
barere Anhaltspunkte  gewonnen  worden,  insbesondere  was  das  Gebühren- 
unwesen, die  Ausbeutung  der  Stellensuchenden,  ihre  sittliche  Gefährdung, 
Umgehung  der  staatlichen  Konzessionspflicht  durch  Zeitungen  u.  dgl. 
anlangt.  W^ohl  die  schlimmsten  Nachteile  dieser  Arbeitsvermittlungsform 
hängen  mit  dem  Interesse  des  Vermittlers  an  häuiigem  Stellenwechsel 
zusammen.  Störung  des  Friedens  des  Arbeitsverhältnisses  ist  unfehlbar 
eine  Konsequenz,  denn  die  hier  tätigen  Elemente  scheuen  nicht  davor 
zurück,  die  Arbeitgeber  wie  die  Arbeitnehmer  gegeneinander  zu  ver- 
hetzen, um  Vermittlungsgelegenheit  zu  erlangen.  Mit  gutem  Grund  ist 
dieser  prinzipielle  mit  der  Natur  der  Gewerbsmässigkeit  verbundene 
Uebelstand  vom  Verf.  besonders  herausgearbeitet.  Aus  ihm  ergibt  sich 
die  Notwendigkeit  der  einzigen  zum  Ziel  führenden  Reformmassnahme : 


i)  Für  Preussen  1895    mit  5216  ermittelt,  eine  bedenklich  hohe  Ziffer,  verglichen 
mit  der   1896  für  Oesterreich  festgestellten  von  916. 


558 


Literatur. 


Einschränkung  der  g.  A.  soweit  es  nur  immer  möglich  ist.  Die  Un- 
zulänglichkeit und  UnZweckmässigkeit  der  deutschen  Reichs-  und  Lan- 
desgesetzgebung ist  von  L.  gleichfalls  in  besonderem  Abschnitt  zutref- 
fend begründet.  Diese  Kritik  der  lex  lata,  sowie  ein  kurzer  Ueberblick 
über  die  französische  Reform-Aktion ,  insbesondere  das  Gesetz  vom 
14.  März  1904,  sowie  die  bisherigen  Wirkungen  desselben,  bilden  sozu- 
sagen weitere  Prämissen  für  die  Reformvorschläge  de  lege  ferenda. 
Abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen,  wie  z.  B.  für  das  Bühnenpersonal 
kann  die  g.  A.  schlechthin  als  ein  zu  bekämpfendes  Uebel  in  unserem 
Wirtschafts-Organismus  bezeichnet  werden,  dem  das  Prädikat  »notwen- 
dig« schon  im  Hinblicke  auf  die  Entwicklung  öffentlicher  Arbeitsnach- 
weisstellen nicht  mehr  zukommen  kann,  ja,  das  heute  geradezu  als 
Hemmnis  gegen  die  Ausgestaltung  dieser  notwendigen,  eigentlich  einem 
Kollektivbedürfnis  Rechnung  tragenden  Institution  auftritt.  Man  sollte 
es  eigentlich  kaum  für  möglich  halten,  dass  Tausende  und  aber  Tau- 
sende von  Arbeitswilligen  genötigt  sind,  materielle  Opfer  zu  bringen, 
um  in  dem  nationalen  Wirtschaftsmechanismus  einen  Platz  zur  Verwer- 
tung der  Arbeitskraft  zu  finden.  Ein  öffentliches  Interesse  an  der  Be- 
seitigung dieses  ganz  verkehrten  Zustandes  ist  unverkennbar.  Zur  Wahr- 
nehmung dieses  Interesses  vertritt  der  Verf.  die  Alternative:  entweder 
reichsgesetzliches  Verbot  jeder  gewerbsmässigen  Stellenvermittlung 
nach  dem  Vorbild  des  französischen  Gesetzes  mit  Entschädigung  der 
Vermittler,  die  zur  Zeit  die  Konzession  haben,  oder  Abhängigmachung 
einer  Konzessionserteilung  von  dem  Nachweise  des  Bedürfnisses  und 
Verneinung  dieses,  wo  für  den  Ort  oder  Bezirk  bereits  öffentliche,  von 
gemeinnützigen  Gesichtspunkten  geleitete  Arbeitsnachweise  bestehen. 
Die  Entschädigungsfrage  ist  jedenfalls  nicht  ohne  weiteres  zu  bejahen. 
Eine  Kapitalabfindung  für  das  Einstellen  einer  Rechtsausübung ,  die 
zum  Schaden  des  Gemeinwohls  erfolgt,  wäre  selbst  als  contra  bonos 
mores  gerichtet  zu  bezeichnen.  Eine  Differenzierung  zwischen  ablös- 
baren und  sozusagen  aufkündbaren,  nicht  zu  entschädigenden  Konzes- 
sionen bietet  zu  grosse  Schwierigkeiten.  Es  ist  daher  naheliegend,  wenn 
der  Verf.  einen  anderen  Weg  noch  vorschlägt ;  durch  Taxfestsetzung 
dem  unreellen  Gebahren  gewisser  Vermittler  Schranken  zu  ziehen.  Re- 
ferent wäre  geneigt,  weiter  zu  gehen  und  durch  anderweitige  Admini- 
strativ-Massnahmen  den  unreellen  Vermittlern  ihren  Betrieb  zu  verleiden. 
Das  müsste  Hand  in  Hand  gehen  mit  der  allmählichen  vollständigetv 
Verweigerung  neuer  Konzessionen,  was  bei  der  Ausdehnung  der  Tä- 
tigkeit kommunaler  Vermittlungsstellen  über  das  eigene  Gemeindegebiet 
hinaus  unbedenklich  erscheint,  auch  für  Orte,  an  denen  besondere  öf- 
fentliche Nachweisstellen  nicht   vorhanden  sind^).    Ein  Nebeneinander 


l)  Vgl.  Soz.  Pr.  XVI  .Sp.  826   über  die  Bedeutung    städtischer  Arbeitsämter  für 
die  Landwirtschaft. 
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beider  scheint  nicht  zum  Ziel  zu  führen  ^). 

Es  ist  zu  bedauern,  dass  der  Verf.  die  schöne  PubHkation  der  öster- 
reichischen Regierung  auf  Grund  einer  Erhebung  vom  Jahre  1896  unter 
dem  Titel:  Die  Arbeitsvermittlung  in  Oesterreich,  verfasst  und  heraus- 
gegeben vom  Statistischen  Departement  im  Handelsministerium  (Wien 
1898)  nicht  benützt,  scheinbar  auch  nicht  gekannt  hat.  Er  hätte  sich 
z.  B.  zu  einer  Vertiefung  des  besonders  wenig  gründlichen  Kapitels 
:>Hausgesinde«  angeregt  gefunden, 

Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Du  Lage  der  Werkstätlenarbeiter  der  K.  K.  Staatsbahnen.  Auf  Grund 
einer  Erhebung  des  K.  K.  Eisenbahnministeriums  hrsg.  vom  K.  K. 
arbeitsstatistischen  Amte  im  Handelsministerium.  Wien,  Holder,  1906. 
Der  ständige  Arbeitsbeirat  hat  1907  die  Einleitung  von  Erhebungen 
über  die  Lage  der  Verkehrsbediensteten  veranlasst.  Vorerst  wurde  mit 
den  bei  den  K.  K.  Staatsbahnen  verwendeten  Bediensteten  begonnen, 
worauf  die  bezüglichen  Erhebungen  vom  Eisenbahnministerium  durch- 
geführt wurden.  Von  diesen  Studien  über  die  Lage  der  Staatsbahn- 
bediensteten ist  ein  erster  die  Lage  der  Staatsbahnwächter  betreffender 
Teil  1903  erschienen.  Die  vorliegende,  neue  Publikation  des  arbeits- 
statistischen Amtes  über  die  Werkstättenarbeiter  ist  nunmehr  ein  zweiter 
Teil.  Die  Arbeitsverhältnisse  in  den  österreichischen  Staatsbahnwerk- 
stätten sind  vor  allem  deshalb  besonders  interessant,  weil  in  diesen 
Staatsbetrieben  eine  umfassende  Stabilisierung  stattgefunden  hat').  Sie 
erfolgte  1S95  gleichzeitig  mit  der  Einreihung  von  Arbeitern  im  Zug- 
förderungs-,  Verkehrs-  und  kommerziellen  Dienst  in  das  statusmässige 
Personal.  Die  Erhebung  mit  dem  Stichtage  am  31.  Dezember  1901 
stellte  in  45  Werkstätten  9553  Arbeitskräfte  fest,  von  denen  4147  stabil, 
d.  h.  statusmässiges  Personal  waren:  1099  Oberwerkmänner,  3075  Werk- 
männer. Ausser  4173  weiteren  qualifizierten,  aber  nicht  stabilen  Ar- 
beitern (im  Taglohn)  standen  1206  nicht  qualifizierte  und  295  Lehrlinge 
in  Dienstesverwendung.  Das  sind  die  Kategorien,  für  die  die  meisten 
Nachweisungen  getrennt  vorliegen,  nämlich  Personalverhältnisse ,  Ar- 
beitszeit einschliesslich  Urlaub ,  Einkommen-  bez.  Entlohnungsver- 
hältnisse, Versicherungseinrichtungen,  besondere  Begünstigungen  (Woh- 
nungsüberlassung, Lebensmittel-  und  Brennmateriallieferung,  Verabfol- 
gung von  Dienstkleidern,  Schulbesuch  der  Kinder! ,    endlich  Familien- 


1)  Was  wohl  auch  von  der  Leitung  öffentlicher  Nachweisstellen  abhängt.  Vgl. 
z.   B.  Soz.   Pr.  XVI,   885. 

2)  Vgl.  Ergänzungsheft  XIV  dieser  Zeitschrift  S.  123  ff.  und  den  Aufsatz  Baurat 
Coitrthvs,  im  62.  Jahrg.  dieser  Ztschr.  S.  272  ff.  Leider  geht  die  Publikation  auf  die 
Wirkungen  der  Stabilisierung  gar  nicht  ein,  so  dass  die  Klarstellung  der  Verhält- 
nisse, auf  die  meine  Kontroverse  mit   Courtin  sich  bezieht ,    keine  Förderung  erfährt. 

Zeitschrift  für  die   ges.   Staatswissensch.  1907.   3.  36 
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Verhältnisse.  Im  einzelnen  wäre  folgendes  hervorzuheben.  Das  Gros 
der  Arbeiter  (69,4%)  sieht  im  Alter  von  20  —  40  Jahren,  die  höheren 
Altersklassen  sind  ganz  überwiegend  durch  die  stabilen  Arbeiter  ver- 
treten, von  denen  20  Prozent  (877)  auch  eine  mehr  als  20jährige  Dienst- 
zeit in  den  Werkstätten  hatten;  aber  auch  194  Taglöhner  hatten  eine 
mehr  als  10 jährige  Dienstzeit  nachgewiesen.  Die  normale  Arbeitszeit 
von  10  Stunden  kann  aus  Dienstesriicksichten  bei  manchen  Arbeiter- 
kategorien nicht  unbedingt  eingehalten  werden:  für  Maschinen-  und 
Kesselwärter  kommt  es  in  manchen  Betrieben  zu  mehr  als  12  stündiger 
effektiver  Arbeitszeit.  Besonderes  Interesse  bieten  die  Urlaubsbewilli- 
gungen, die  den  Stabilisierten  wie  den  Taglöhnern  dienstespragmatisch 
zukommen.  Es  entfielen  1901  pro  Kopf  der  stabilen  Bediensteten  9, 
der  Taglöhner  4V2  gewährte  Urlaubstage.  Bezüglich  der  Einkommen- 
verhältnisse sei  noch  auf  den  Abschnitt  besonders  aufmerksam  gemacht, 
in  dem  das  Verhältnis  der  Taglöhne  in  den  Werkstätten  zu  den  orts- 
üblichen Taglöhnen  dargestellt  ist.  Der  Bericht  muss  einräumen,  dass 
in  einer  beträchtlichen  Zahl  von  Werkstätten  die  Löhne  niedriger  wa- 
ren als  die  ortsüblichen,  konnte  aber  geltend  machen,  dass  das  Werk- 
stättenpersonal neben  den  Taglöhnen  noch  Prämien,  Zehrgelder,  Ueber- 
stundenentlohnung  bezog  und  die  Möglichkeit  einer  Invaliditäts-  und 
Altersversorgung  besass,  wozu  endlich  noch  die  oben  erwähnten  Be- 
günstigungen zu  rechnen  sind;  tatsächlich  hatten  56,4%  der  nicht  sta- 
bilen Arbeiter  Gebrauch  gemaclit  von  der  Versicherungsmöglichkeit 
beim  Provisionsinstitut,  ziemlich  genau  der  Prozentsatz  der  Verheirate- 
ten in  dieser  Arbeiterkategorie.  Ich  möchte  nicht  versäumen,  im  An- 
schluss  hieran  zu  bemerken ,  dass  die  Publikation  eine  wertvolle  Er- 
gänzung in  einer  anderen,  vom  Arbeitsstatistischen  Amt  herausgege- 
benen Publikation  findet,  die  den  Titel  führt:  Die  Wohlfahrtseinrich- 
tungen der  Arbeitgeber  zu  Gunsten  ihrer  Angestellten  und  Arbeiter  in 
Oesterreich,  davon  I.  Teil  2.  Heft:  Die  bei  den  K.  K.  österreichischen 
Staatsbahnen  bestehenden  Wohlfahrtseinrichtungen  (Wien  1903). 
Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Jahrbuch  der  Alkoholfrage.  Vierteljahrsschrift  zur  Erforschung  der  Wir- 
kungen des  Alkohols.  Herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Böhmert, 
Dr.  med.  Aleinert  unter  Mitwirkung  von  vielen  anderen.  I.  Jahrgang. 
Dresden,  O.  V.  Böhmert.    1904.  VIII  u.  444  S. 

Unter  dem  obigen  Titel  sind  die  vier  Vierteljahrshefte  der  Zeit- 
schrift »Die  Alkoholfrage«  zusammengefasst ,  welche  die  Fortsetzung 
der  mit  Ende  des  Jahres  1903  eingegangenen  Zeitschrift  >/Der  Alkoho- 
lismus« bildet.  Mit  der  Einkleidung  in  ein  neues  Gewand  hat  sich  zu- 
gleich der  Charakter  und  die  Tendenz  der  Veröffentlichung  insofern 
geändert,    als    das  Hauptbestreben   nicht    mehr    auf  eine    agitatorische 
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Tätigkeit  im  Kampfe  gegen  den  Alkohol  gerichtet  ist,  sondern  vor 
allem  auch  eine  Verständigung  zwischen  den  beiden  Hauptrichtungen 
unter  den  Antialkoholisten,  den  Vertretern  der  völligen  Abstinenz  und 
den  Vertretern  der  Massigkeit,  versucht  werden  soll.  Wie  weit  dem 
neuen  Programm  Rechnung  getragen  wird ,  lässt  sich  allerdings  nur 
durch  Vergleichung  mit  den  vorangegangenen  Jahrgängen  des  »Alkoho- 
lismus« beurteilen. 

Der  Inhalt  des  Jahrbuchs  ist  reichhaltig,  wenn  vielleicht  auch  nicht 
zu  abwechselungsreich  in  der  Auswahl  der  behandelten  Gegenstände. 
Es  liegt  das  wohl  hauptsächlich  daran,  dass  die  Mitarbeiter  vorwiegend 
zwei  Berufen  angehören,  dem  der  Aerzte  und  dem  der  Geistlichen, 
und  dass  sich  infolgedessen  die  Ausführungen  über  die  Schäden  des 
Alkoholkonsums  in  Erörterungen  über  seine  Wirkungen  in  physiologi- 
scher und  in  ethischer  Hinsicht  bewegen.  Diese  haben  ja  den  ersten 
Anstoss  zu  den  bei  uns  im  Zunehmen  begriffenen  antialkoholistischen 
Bestrebungen  gegeben,  aber  deren  Bedeutung  kommt  doch  erst  dann 
zu  voller  Geltung,  wenn  auch  die  wirtschaftliche  Seite  in  den  Kreis  der 
Betrachtung  gezogen  wird ,  wie  es  in  dem  vorliegenden  Hefte  in  dem 
Aufsatz  von  Seidel  geschieht.  Dies  trift't  aber  nur  bei  wenigen  Artikeln 
des  Jahrbuchs  zu,  von  denen  besonders  die  Arbeiten  von  Hansen, 
»Landesversicherungsanstalt  und  Alkoholbekämpfung«  (S.  356  ff.)  und 
von  Walther,  »Der  Most«  (S.  127  ff.)  hervorzuheben  sind.  In  der  er- 
steren  wird  der  Zusammenhang  zwischen  Alkoholismus  und  den  Lasten 
der  Arbeiterversicherung  behandelt,  in  der  letzteren  auf  die  wirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Mostkelterei  zur  Verwertung  des  Obstes  in  Süd- 
deutschland eingegangen.  Beachtung  verdienen  ferner  auch  die  Auf- 
sätze von  dem  einen  Herausgeber,  Böhmert ,  »Programme  und  Ziele 
U.S.W.«  (S.  I  ff.),  der  eine  gedrängte  Uebersicht  über  die  geschicht- 
liche Entwickelung  der  antialkoholistischen  Bestrebungen  besonders  in 
Deutschland  bietet,  und  von  der  bekannten  Katharine  Scheiven  >Der 
Kampf  gegen  den  Alkoholismus,  eine  soziale  Aufgabe  der  Frau«  (S.  255  ff), 
welche. die  bedeutsame  Rolle  betont,  welche  die  Frau  in  der  Erziehung 
des  Volkes  zur  Enthaltsamkeit  bereits  spielt  und  in  Zukunft  noch  mehr 
zu  spielen  berufen  ist. 

Wenig  Raum  finden  in  dem  Jahrbuche  einstweilen  noch  statistische 
Untersuchungen  über  die  Höhe  des  Verbrauchs  alkoholhaltiger  Getränke 
und  die  Belastung  des  Haushaltungsbudgets  durch  dieselben.  Nicht 
genügend  gewürdigt  werden  auch  in  einigen  Artikeln  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  unter  denen  gewissen  Bevölkerungsschichten  der 
Alkoholgenuss  geradezu  aufgedrängt  wird,  wie  in  manchen  Gebieten  der 
Landwirtschaft,  wo  der  Besitzer  einer  Brennerei  auch  Interesse  am  Ab- 
sätze von  deren  Produkten  hat.  Hier  wären  vielleicht  auch  häufig  die 
Gründe  zu  suchen,  weshalb  die  antialkoholistische  Bewegung  nicht  immer 
die  Erfolge  aufzuweisen  vermag,  die  sie  nach  ihren  Darlegungeil  über  die 
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verheerenden  Wirkungen  des  Alkohols  erwarten  zu  können  sich  berech- 
tigt glaubt.  Benno  Schmidt. 


Dr.  P  au  l  Mo  mb  e  r  t ,  Privatdozent  an  der  Universität  Freiburg  i.  Br., 
Studien  zur  Bevolkcrungsheiuegung  in  DeutscJiland  in  den  letzten  Jahr- 
zeJmten,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  ehelichen  Fruchtbarkeit.  Karls- 
ruhe 1907.    G.  Braun.   8°.  280  Seiten.    M.  8.—. 

Diese  ausgezeichnet  sorgfältige  und  geschickte  Untersuchung,  die 
die  neuere  Entwicklung  der  deutschen  Sterblichkeitsziffer,  Heiratsziffer 
und  namentlich  Geburtenziffer  behandelt,  ist  zweifach  bemerkenswert: 
durch  den  Nachweis  einer  bedrohlichen  Abnahme  der  Geburtenziffer 
in  Deutschland,  und  durch  den  Versuch,  ihren  Grund  zu  finden.  Jener 
Nachweis  scheint  uns  ebenso  verdienstlich,  wie  dieser  Versuch  ver- 
fehlt. Wir  sprechen  zuerst  von  diesem  letzteren ,  der  den  Kern  des 
Buches  bildet. 

Mombert  will  die  von  Brentano  und  andern  Nationalükonomen  ver- 
tretene These  mit  neuen  Gründen  stützen  ,  dass  die  starke  Abnahme 
der  Geburtenziffer,  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  hauptsächlich  die 
städtische  Bevölkerung  aufweist,  ein  Zeichen  steigenden  Wohlstands 
und  steigender  Kultur  sei.  Das  umfangreiche  Beweismaterial,  das  er 
aus  der  Literatur  zusammenträgt^),  ist  ihm  nicht  genügend  schlüssig. 
Sein  in  allen  Variationen  durchgeführtes  Hauptargument  ist  vielmehr 
der  Parallelismus  zwischen  niederer  Geburtenziffer  und  hoher  Zahl  der 
Sparkassenbücher:  je  mehr  Sparsinn,  d.  h.  Wohlstand  und  Bildung 
(S.  244),  um  so  geringer  die  eheliche  Fruchtbarkeit,  hauptsächlich  in- 
folge planmässiger  Vermeidung  der  Schwangerschaft. 

Das  Argument  ist  nicht  neu.  Schon  S.  und  B.  Webb  haben  im 
I.  Bande  ihrer  Industrial  Democracy  nachdrücklich  betont,  dass  gerade 
bei  Mitgliedern  von  friendly  societies  die  Geburtenzahl  besonders  stark 
zurückgegangen  sei,  wie  Mombert  selbst  anführt.  Entgangen  ist  ihm, 
dass  5.  Webb  inzwischen  im  Oktober  1906  in  zwei  Times-Artikeln  diesen 
Beweis  weitergeführt,  zugleich  aber  betont  hat,  dass  in  England  höheres 


l)  Mombert  hat  die  reichhaltige  einschlägige  Literatur  in  grosser  Vollständigkeil 
herangezogen.  Immerhin  scheint  ihm  z.  B.  die  Schrift  von  Heran  ,  On  the  relation 
of  fertility  in  man  to  social  Status  and  the  changes  in  this  relation  that  have  taken 
place  during  the  last  50  years,  1906,  entgangen  zu  sein.  Für  die  Streitfrage,  ob  in 
Australien  die  eheliche  Fruchtbarkeit  wirklich  oder  nur  scheinbar  abgenommen  habe 
{Mombert  S.  257  f.),  wäre  noch  der  Bericht  des  Regierungsstatistikers  von  Victoria, 
Mc  Lean,  heranzuziehen  (Intercolonial  Medical  Journal  of  Australasia,  20.  März  1904, 
und  separat),  der  nach  einem  mir  vorliegenden  Auszuge  entschieden  in  Abrede  stellt, 
dass  in  Viktoria  eine  absichtliche  Beschränkung  der  Kinderzahl  vorliege;  vielmehr 
erkläre  sich  die  früher  höhere  Geburtenzahl  daraus,  dass  die  Mehrzahl  der  1850  bis 
1890  nach  Viktoria  eingewanderten  weiblichen  Bevölkerung  assisted  immigrants  ge- 
wesen seien,  eine  Auslese  der  zur  Mutterschaft  tauglichsten  Elemente. 
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Einkommen  keineswegs  immer  mit  geringer  Geburtenzahl  parallel  geht. 
IVebb  sucht  dann  weiter,  was  hier  kurz  eingeschaltet  sein  mag,  mit 
Hilfe  einer  von  der  Fabian  Society  veranstalteten  Enquete  zu  zeigen, 
dass  über  90  %  der  englischen  Eheleute  die  Praxis  absichtlicher  Be- 
schränkung der  Kinderzahl  üben  ;  wogegen  ein  anderer  Times-Korres- 
pondent die  Theorie  der  abnehmenden  FortpHanzungsfähigkeit  zivili- 
sierter Menschen  vertritt.  Während  Webb  auf  öffentliche  Subventionie- 
rung der  Eltern  abzielt,  um  der  mit  dem  »Fortschritt«  drohenden  Ent- 
völkerung entgegenzuwirken,  zieht  Prof.  Pmrson  in  der  Times  schonungs- 
los die  Konsequenz,  dass  Brentano-  Webbs  Bevölkerungsgesetz  im  Gene- 
rationenwechsel immer  mehr  die  minderwertigen  Schichten  sich  aus- 
breiten lasse;  er  versucht  auch  den  Nachweis,  dass  die  fabische  Enquete 
einseitig  die  obere  und  bessere  Volksschicht  berücksichtigt  habe. 

Allein  lassen  wir  diese  auch  der  deutschen  Literatur  nicht  fremden 
Konsequenzen  beiseite;  wäe  steht  es  mit  der  Beweiskraft  des  Arguments? 
Beweist  wirklich  jener  Parallelismus,  dass  Wohlstand  die  Geburtenzahl 
verringere?  Kann  nicht  auch  der  umgekehrte  Zusammenhang,  dass 
kinderarme  Familien  leichter  sparen  können ,  als  kinderreiche ,  den 
Parallelismus  von  Kinderarmut,  Spartätigkeit  und  Wohlstand  restlos 
erklären?  Mombert  selbst  führt  auf  Seite  166  eine  Bemerkung  Grassh 
an,  dass  fortpflanzungsschwache  Familien  infolge  ihrer  niedrigen  soge- 
nannten Belastungsziffer  (Belastung  mit  Erziehungskosten)  eine  natür- 
liche kapitalistische  Anlage  haben,  und  dass  durch  Vererbung  sowohl 
der  Fortpflanzungsschwäche  wie  des  Kapitals  die  Paarung  dieser  beiden 
Attribute  immer  deutlicher  hervortrete.  Aber  nicht  einmal  die  Frage 
wirft  er  auf,  ob  nicht  die  Möglichkeit  einer  derartigen  Deutung  des 
Zahlenparallelismus  seine  Argumentation  jeder  Beweiskraft  beraube. 
Vielleicht  hätte  der  Nachweis  gelingen  können,  dass  niedere  Geburten- 
zahl infolge  gleichzeitig  verminderter  Kindersterblichkeit  nicht  in  dem- 
selben Masse  auch  niedere  Belastungsziffer  und  gesteigerte  Sparfähigkeit 
bedeute;  er  ist  nicht  einmal  versucht  worden.  Im  Gegenteil  neigt 
Mombert  (S.  18  ff.)  zu  der  Meinung,  dass  wenigstens  die  Säuglingssterb- 
lichkeit (im  ersten  Lebensjahre),  auf  je  1000  Säuglinge  bezogen,  mit 
sinkender  Geburtenziffer  keineswegs  abnehme,  obwohl  die  Vermutung 
nahe  liegt,  dass  der  geringeren  Kinderzahl  bessere  Pflege  zugewendet 
werden  könnet. 


i)  Auffallend  ist,  dass  Mombert  auch  in  einem  andern  Sinne  den  Einfluss  der 
verringerten  Geburtenzahl  auf  die  Sterblichkeit  nicht  anzuerkennen  scheint.  Er  unter- 
lässt  es,  hervorzuheben,  dass  die  sinkende  Geburtenzahl  auch  bei  unveränderter  rela- 
tiver Säuglingssterblichkeit  die  allgemeine  Sterbeziffer  wesenthch  herabdriicken  muss, 
weil  fast  '/s  aller  Sterbefälle  bisher  auf  das  erste  Lebensjahr  fiel.  Allerdings  ist  diese 
Säuglingsquote  unter  den  Gestorbenen  in  Preussen  nur  wenig  zurückgegangen  (S.  16) ; 
jedenfalls  weil  die  relative  Sterblichkeit  der  höheren  Altersklassen  sich  verbessert  hat. 
—  Geradezu  unverständlich  bleibt,  wie  Mombert  (S.  27)  aus  seinen  Tabellen  14  bis  16 
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Gegenüber  dieser  zweifelhaften  Erklärung  des  Geburtenrückgangs, 
die  in  den  Mittelpunkt  gerückt  wird,  treten  andere  naheliegende  Erklä- 
rungsmöglichkeiten in  den  Hintergrund.  Ganz  übergangen  werden  sie 
nicht.  Dass  die  sinkende  Geburtenzahl,  da  sie  eine  überwiegend  städti- 
sche und  grossstädtische  Erscheinung  ist,  mit  einer  Entartung  der 
städtischen  Bevölkerung  zusammenhängen  könne,  deutet  Mombert  we- 
nigstens an,  wenn  er  (S.  167  f.  und'^236)  auf  die  Zunahme  der  ganz 
unfruchtbaren  Ehen  und  auf  ihre  hohe  Zahl  besonders  in  den  Gross- 
städten, und  wenn  er  (S.  164)  auf  die  Fruchtbarkeitstheorie  Spencer?, 
hinweist.  Die  Verbreitung  der  Geschlechtskrankheiten  in  den  Städten, 
für  die  er  selbst  die  Statistik  Guttstadt?,  anführt  (S.  237),  lässt  er  zwar 
als  Ursache  geschwächter  Fruchtbarkeit  gelten,  bleibt  aber  doch  schliess- 
lich (S.  240;  vgl.  S.  16S)  bei  der  Ansicht  stehen,  dass  »in  der  Haupt- 
sache« »Wohlstand  und  Bildung«  die  Ursache  seien.  Der  unseres  Er- 
achtens  zweifelhafte  Nachweis,  dass  schon  geringe  Abstufungen  des 
Wohlstands  von  einer  entsprechenden  Verschiedenheit  der  ehelichen 
Fruchtbarkeit  begleitet  seien,  scheint  ihm  Beweis  genug  dafür,  dass 
nicht  eine  jener  ungewollten  Ursachen,  sondern  in  der  Hauptsache  be- 
wusste  Absicht  den  Zusammenhang  zwischen  Wohlstand  und  niedriger 
Geburtenzahl  vermittle  (S.  170).  Als  zweifelhaft  bezeichnen  wir  jenen 
Nachweis,  weil  die  von  Mombert  angeführten  Zahlenreihen  sich  viel- 
leicht auch  aus  einem  abweichenden  Altersaufbau  der  minder  wohlha- 
benden Ehebevölkerung  erklären  lassen. 

Die  absichtliche  Beschränkung  der  Geburtenzahl,  die  bekanntlich 
gerade  in  ihrer  neumalthusianischen  Gestalt  in  Deutschland  zum  guten 
Teil ,  wenn  nicht  überwiegend  im  städtischen  Kulturmilieu  wurzelt  \), 
wird  von  Mombert  in  ihrem  ganzen  "Umfange  als  Begleiterscheinung 
des  städtischen  Wohlstands  behandelt!  Mit  einem  Vorbehalt.  Soeben 
hat  Seutemann-^  in  lehrreichen  Ausführungen  auf  die  abnehmende 
Kindersterblichkeit  in  den  Städten  als  Ursache  absichtlicher  Geburten- 
beschränkung hingewiesen.  Mombert,  dem  Seutemann?,  Aufsatz  noch 
nicht  vorliegen  konnte,  erkennt  auch  seinerseits  diesen  Kausalfaktor 
an,  verweist  auf  ältere  Schriftsteller,  die  Seutemann  übersehen  zu  haben 
scheint,  fügt  aber  auch  hinzu,  dass  in  gewissem  Grade  auch  umgekehrt 
die  geringere  Geburtenziffer  die  Kindersterblichkeit  vermindert  haben 
könne,  was  allerdings  nach  seiner  eignen  schon  erwähnten  Ausführung 
S.  18  f.    kaum   zutrifft.    Aber   seine  These,    dass  »Wohlstand    und  Bil- 


herauslesen  konnte,   dass  in  den  90er  Jahren  auf  dem  Lande  der  rückgängigen  Frucht- 
barkeit kein  Rückgang  der  Säuglingssterblichkeit  entsprochen   habe. 

1)  Vgl.  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  IV,   282   f. 

2)  »Der  Stand  der  Statistik  der  Bevölkerungsbewegung  im  Deutschen  Reiche 
und  die  Hauptzüge  der  Bevölkerungsentwicklung  in  den  letzten  15  Jahren«,  im  März- 
heft 1907   der  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und   Statistik. 
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dung  <  »in  der  Hauptsache-  die  sinkende  städtische  Geburtenziffer  er- 
kläre ,  lässt  er  auch  durch  dieses  Anerkenntnis  einer  heterogenen  Ur- 
sache nicht  erschüttern.  — 

So  wenig  wir  der  Kausalerklärung  Moiiiberl^  zustimmen  können, 
so  bedeutsam  erscheint  uns  sein  Nachweis  und  seine  starke  Betonung 
der  abnehmenden  Fruchtbarkeit  des  deutschen  Volks  und  seine  un- 
günstige Prognose  der  künftigen  Bevölkerungszunahme.  Wir  hoffen, 
dass  sein  Buch  in  dieser  Richtung  für  die  Bevölkerungslehre  einen 
Wendepunkt  bezeichnen  werde.  Gerade  der  deutsche  Statistiker  in 
seiner  kritischen  Gewissenhaftigkeit  entschliesst  sich  nicht  leicht ,  eine 
neue  Entwicklungstendenz  in  den  Zahlen  der  laufenden  Statistik  an- 
zuerkennen. Noch  Engel  glaubte  eine  wesentliche  Verbesserung  der 
Sterblichkeit  bestreiten  zu  müssen^),  und  v.  Mayr"^)  bezweifelt  wenig- 
stens die  Dauerhaftigkeit  dieser  Verbesserung.  Im  Rückgang  der  Ge- 
burtenziffer sieht  noch  Adolf  Wagner^)  den  Ausdruck  einer  Wellen- 
bewegung, die  zu  einem  schon  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  er- 
reichten Tiefstande  wieder  zurückkehre;  und  der  amtliche  Kommen- 
tator der  Reichsstatistik  vermutet  sogar  eine  Verschiebung  im  Alters- 
aufbau der  Bevölkerung,  die  den  Rückgang  der  Geburtenziffer  zum 
Teil  erkläre.  Mombert  und  gleichzeitig  Seukmann  in  seiner  erwähnten 
Abhandlung  vom  März  1907  weisen  mit  vollem  Recht  darauf  hin,  dass 
die  Verschiebung  im  Altersaufbau  vielmehr  in  umgekehrter  Richtung 
erfolgt  sei,  statt  in  der  vom  amtlichen  Statistiker  vermuteten,  und  dass 
auch  die  Heiratsstatistik  den  Rückgang  der  Geburtenziffer  nicht  verständ- 
licher mache.  IVagfiers,  Argument,  dass  die  Geburtenziffer  um  die  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  ebenso  niedrig  gestanden  habe,  wie  in  den  90er 
Jahren,  hat  schon  Dietzel^)  kritisiert;  JSfombert  ergänzt  seine  Kritik  durch 
eine  Untersuchung  der  damaligen  Ehestatistik  (S.  113,  120,  128,  129). 
Auch  die  neuesten  Bevölkerungsdaten  haben  Wagner  nicht  Recht  ge- 
geben. »Wenn  die  Geburtszififer  seit  1894  nur  wenig  gestiegen  ist«,  so 
schrieb  Wagner  1902^1,  »so  wollen  wir  erst  einmal  deren  Entwicklung 
in  den  nächsten  Jahren  1900  ff.  abwarten.  Sie  wird  sich  wohl  nur  dann 
nicht  vermehren,  wenn  die  Wirtschaftskrise  des  »Industriestaats«,  die 
bereits  eingetreten  ist,  länger  andauern  sollte.«  In  Wirklichkeit  stellte 
sich  die  Geburtenziffer,  die  1S72 — 79  zwischen  40,5  und  42,6700  ge- 
standen   und    1894 — 99    zwischen  37,0  und  37,5^00    geschwankt   hatte, 

190Ü  auf  36,8  ",'00  1903   auf  34,9  */oo 

I90I    »    36,9  .  1904   »    35,2  » 

1902      »       36,2     n  1905      »      34,0     » 


i)    Conrad,  Grundriss  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie,  IV,  i,  1 26  (Jena  1900). 

2)  Bevölkerungsstatistik,  Freiburg  1S97,  S.  226. 

3)  Zuletzt  in  der  Theoretischen  Sozialökonomik,    i.  Abt.,  Leipzig  1907,  S,  51  f. 

4)  In  den   »Festgaben  für  Adolf  Wagner«,  Leipzig  1905. 

5)  Agrar-  und  Industriestaat,  2.  Aufl.,  S.   55. 
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Mombert  zeigt  nun,  dass  ein  ähnlicher  Rückgang  der  (ehelichen)  Ge- 
burtenziffer sich  auch  dann  ergibt,  wenn  man  sie  nicht  auf  looo  Ein- 
wohner, sondern  auf  looo  Ehefrauen  im  gebärfähigen  Alter  bezieht  und 
die  Verschiebungen  im  Altersaufbau  berücksichtigt.  Und  er  schliesst, 
dass  der  jährliche  Geburtenüberschuss ,  der  in  Deutschland  bis  jetzt 
noch  dank  der  abnehmenden  Sterblichkeit  steige,  in  absehbarer  Zeit 
vermutlich  sinken  werde,  wie  schon  j-etzt  in  Frankreich,  Grossbritan- 
nien und  Schweden,  und  innerhalb  Deutschlands  im  Königreich  Sachsen. 
Diese  Vermutung  wird  durch  Mowberts  Nachweis  unterstützt,  dass  die 
Sterblichkeit  hauptsächlich  da  sinke,  wo  sie  vorher  abnorm  hoch  stand, 
dass  sie  also  nach  einer  Art  von  ausgeglichenem  Beharrungszustand 
hinzustreben  scheine;  während  die  eheliche  Fruchtbarkeit  gerade  da 
am  stärksten  abnehme,  wo  sie  schon  abnorm  tief  stand. 

Noch  wesentlich  ungünstiger  präsentiert  sich  die  Zukunft  des 
Geburtenüberschusses ,  wenn  die  deutsche  Volkswirtschaft  sich  auch 
künftig  überwiegend  nach  der  städtischen  Seite  entwickeln  sollte. 
Denn  gerade  in  der  Stadt  spielt  sich  ja  vorzugsweise  der  Rückgang 
der  Geburtenzahl  ab,  die  städtische  Geburtenziffer  steht,  richtig  be- 
rechnet, hinter  der  ländlichen  zurück  ,  und  auch  die  Sterblichkeit  ge- 
staltet sich  in  den  Städten,  allen  hygienischen  Fortschritten  und  aller 
ärztlichen  Kunst  zum  Trotze  ungünstiger.  Mombert  erkennt  diese  Ent- 
wicklungstendenz, wenigstens  bezüglich  der  Geburtenziffer,  ausdrücklich 
an,  stellt  sie  für  die  Sterbeziffer  nicht  in  Abrede  und  teilt  auch  einige 
markante   Belegzahlen  mit. 

Auf  looo  preussische  Ehefrauen  im  Alter  bis  zu  50  Jahren  zählt 
man  im  Jahresdurchschnitt    189g — 1902  {Mombert  S.   234) 

in  Berlin  152  Geburten 

in  den  andern  Grossstädten  224  » 

in  den  Mittelstädten  236  » 

in   den  Kleinstädten  256  » 

auf  dem  platten  Lande  287  » 

Auf  1000  preussische  Ehefrauen  im  Alter  von  15 — 45  Jahren  ent- 
fielen eheliche  Geburten  {Mombert  S.   200) 

in   den  Städten  auf  dem  Lande 

1880  —  81                            305  329 

1890—91                            297  347 

1900—01                            266  337 

Dieselbe  Geburtenziffer  betrug  in  den  acht  grössten  deutschen 
Städten  mit  über  300  000  Einwohnern ,  nach  ansteigender  Einwohner- 
zahl geordnet  (vgl.  Mombert  S.  199) : 


Frankfurt  a. 

M. 

Köln 

Breslau 

Leipzi: 

1876 

251 

? 

306 

296 

I88I 

230 

313 

26S 

255 

1891 

219 

318 

267 

272 

1901 

208 

278 

234 

209 

IS76 

iSSi 
I89I 
I90I 
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'resden 

München 

27S 

291 

234 

247 

213 

237 

211 

225 

567 


Hamburg 

304 
273 
265 
194 


Berlin 

307 
352 
220 
172 


Leider  reicht  die  Reihe  über  das  Jahr  1901  nicht  hinaus.  Für 
Berlin  können  wir  jedoch  die  Zahlenreihe  der  ehelichen  Fruchtbarkeit 
(ohne  Altersbegrenzung  der  Ehefrauen  berechnet)  so  fortsetzen^): 


1901 
1902 
1903 

1904 
1905 


125,0 
119,8 

113.1 
1 12,2 

109,7 


also  ein  Rückgang  von  12  »o  in  4  Jahren. 

Andrerseits  die  Sterblichkeit.    Nach  dem  Statistischen  Jahrbuch  füi 
den  preussischen  Staat,  4.  Jahrgang,  S.  26 — 27  betrug  die  mittlere  Le- 
bensdauer der  männlichen  und  weiblichen  Bevölkerung,  nach  der  Sterb- 
lichkeit des  Jahrfünfts  1896 — 1900  berechnet,  Jahre: 
Ostpreussen  Westpreussen  Brandenburg 

m.  w.  m.  w.  m.  w. 


Stadt         35.27 
Land         41,66 


42,07 
44,64 


35.74 
41,95 


41,22 

44-39 


39,68 
41,94 


44,70 

46,25 


36,65 
45,02 


Pommern 
I.  \v. 

42,02 
47,24 


Differenz 

6,39 

2,57 

6,21 

3,17 

2,26 

1,55 

8,37 

5-22 

Poi 

ben 

Schi 

esien 

Sachsen 

Schlesw, 

.-Holst. 

m. 

\v. 

m. 

w. 

m. 

\v. 

m. 

\v. 

Stadt 
Land 

37,67 
44,16 

42,99 
46,91 

35,45 
39,04 

41,13 
42,72 

39,Si 
43,81 

44,03 
46,35 

44,79 
51,51 

50,15 
53-83 

Differenz 

6,49 

3,92 

3,59 

1,59 

4,00 

2,32 

6,72 

3,68 

Hannover 

Wes 

tfalen 

Hessen-N 

assau 

Rhein! 

land 

ni. 

\v. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

\v. 

Stadt 
Land 

43,83 
49,39 

4S.51 
50,44 

40,44 
44,97 

45-31 

47,29 

44,72 
48,32 

49,23 
49,84 

40.93 
44,33 

45,86 
46,31 

Differenz    5,56 


1,93 


4,53 


1,98 


),6o 


0,61 


5,40 


0,45 


Der  Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  würde  wahrscheinlich 
noch  weit  stärker  hervortreten,  wenn  nicht  der  Zug  in  die  Stadt  eine 
Auslese  der  lebenskräftigsten  Elemente  dem  Lande  entzöge  und  der 
Stadt  zuführte.  Dazu  stimmt  die  Beobachtung,  dass  der  LTnterschied 
der  Sterblichkeit  zu  Gunsten  des  Landes  am  schwächsten  in  den  In- 
dustrieprovinzen ist,  in  denen  die  Auslese  am  stärksten  wirkt  und  auch 
das  Land  grossenteils  industrialisiert  ist.  Es  stimmt  dazu  ferner  Ballods 
Berechnung-),  nach  der  die  geborenen  Berliner  sterblicher  sind,  als  die 


l)  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin,   30.  Jahrgang,   l'erlin   1907,   S.  33*. 
2)  Ballod,    Die   Sterblichkeit    der  Grossstädte.    Drucksachen    der  9.   Tagung  des 
Internationalen  Statistischen  Instituts,  Berlin  1903,  S.   10. 
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zugewanderten.  Innerhalb  der  städtischen  Bevölkerung  ist  aber  wieder 
die  grossstädtische  am  sterblichsten,  so  dass  die  schnelle  Zunahme  der 
Grossstädte  den  Durchschnitt  der  städtischen  Sterblichkeit  noch  weiter 
herabdrücken  muss.  Nach  Ballod,  Die  mittlere  Lebensdauer  in  Stadt 
und  Land,  Leipzig  189g,  S.  t^-X) — 34>  betrug  die  mittlere  Lebensdauer 
in  Preussen,  nach  der  Sterblichkeit  der  Jahre  1895  und  1896  berech- 
net, Jahre :  ^ 

männl.  weibl. 

auf  dem  Lande  43,23  4Si75 

in  den   Kleinstädten  40,29  44, 80 

in  den   Mittelstädten  39.24  44i56 

in  den   Grossstädten  37. 80  43'55 

j\Lin  beachte  bei  allen  diesen  Tabellen ,  dass  die  Unterschiede 
wahrscheinlich  grösser  sein  würden,  wenn  es  gelänge,  zwischen  städti- 
scher und  ländlicher  Lebensweise  statistisch  scharf  zu  sondern,  und 
dass  der  Gegensatz,  was  noch  einmal  wiederholt  sei,  auch  durch  die 
Wanderung  verwischt  wird,  die  eine  Auslese  der  ohnehin  langlebigeren 
Landbevölkerung  in  die  Städte  führt. 

Ein  gemässigteres  Tempo  der  Industrialisierung  Deutschlands  würde 
demnach  ceteris  paribus  die  Sterblichkeit  ermässigen  und  die  Lebens- 
dauer verlängern ,  ebenso  wie  es  den  Rückgang  der  Geburtenzahl  auf- 
halten würde.  Je  schneller  Deutschland  städtisch  und  grossstädtisch 
wird,  um  so  näher  rückt  die  Gefahr  einer  verlangsamten  Bevölkerungs- 
zunahme, wie  heute  in  Sachsen  und  England ,  eines  Bevölkerungsstill- 
stands wie  heute  in  Frankreich  ,  eines  Bevölkerungsrückgangs ,  wie  er 
nach  Baliods  Berechnung  in  einer  Anzahl  deutscher  Grossstädte  schon 
heute  ohne  die  Zuwanderung  und  bei  normalem  Altersaufbau  eintreten 
würde ;  und  um  so  greifbarer  wird  die  Kurzsichtigkeit  des  Satzes,  dass 
Deutschland  um  jeden  Preis  Industriestaat  werden  müsse,  um  seinen 
Bevölkerungsüberschuss  unterzubringen,  solange  die  weltwirtschaftliche 
Konjunktur  dafür  günstig  sei. 

Seltsamerweise  bildet  aber  gerade  der  Hinweis  auf  den  enormen 
Geburtenüberschuss  Deutschlands  seit  vielen  Jahren  den  stereotypen 
Ausgangspunkt  freihändlerischer,  z.  B.  nationalsozialer  Gedankengänge, 
die  auf  die  Alternative  abzielen,  Deutschland  müsse  entweder  Waren 
oder  Menschen  exportieren,  entweder  Exportindustriestaat  oder  Aus- 
wanderungsstaat mit  stillstehender  Bevölkerung  werden^).  Nein  umge- 
kehrt: der  Industriestaat  führt  zum  Bevölkerungsstillstand.  '&t\h%t  Fried- 
rich Naumann,  der  übrigens  die  Abnahme  der  Geburtenziffer  nicht  über- 

l)  Darf  man  auf  diesem  -Standpunkte  gleichzeitig  den  Schutz  der  deutschen  Land- 
wirtschaft mit  dem  volkswirtschaftlichen  Argumente  bekämpfen,  dass  eine  durch  Zoll- 
schutz  gesteigerte  landwirtschaftliche  Produktion  nach  dem  vermeintlichen  »Gesetz« 
vom  abnehmenden  Bodenertrage  zu  teuer  komme,  cl.  h.  zu  viel  Arbeitsgelegenheit 
biete? 
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sieht,  hält  die  Zunahme  des  deutschen  (Geburtenüberschusses 
für  so  sicher,  »dass  man  mit  ihr  wie  mit  dem  festesten  Faktor  unserer 
volkswirtschaftHchen  Zukunft  rechnen  muss«  ^);  während  Brentano-)  doch 
mit  einem  abnehmenden  Geburtenüberschuss  rechnet  und  auch  Wagner^) 
Bedenken  hat,  die  Fortdauer  eines  Geburtenüberschusses  von  auch  nur 
II  7oo,  selbst  bei  ruhiger  politischer  Entwicklung,  für  das  ganze  20.  Jahr- 
hundert in  Aussicht  zu  nehmen.  Den  ungünstigen  Einfluss  industrieller 
Entwicklung  auf  die  Bevölkerungszunahme  stellt  freilich  Breniatw'^)  in 
Abrede,  während  Wagner'^)  sogar  einen  günstigen,  die  Zunahme  be- 
schleunigenden Einfluss  annimmt,  wie  mir  scheint,  mit  Unrecht.  Mög- 
lich, aber  zweifelhaft '')  ist,  dass  die  Zunahme  des  industriellen  Prole- 
tariats das  Heiratsalter  heruntersetzt  und  dadurch  in  den  Anfängen  der 
Grossindustrie  die  Geburtenzahl  erhöht;  eine  vorübergehende  Erschei- 
nung, die  namentlich  in  der  Grossstadt  bald  durch  den  unaufhaltsamen 
Rückgang  der  Geburtenzifter  überwogen  wird.  Es  wird  durch  diese 
grossstädtischen  Erfahrungen  auch  verständlich,  dass  in  den  letzten 
Jahren  die  Verwaltungen  einzelner  deutscher  Grossstädte  dem  malthu- 
sianischen  Vorurteile  zum  Trotz  eine  Art  Bevölkerungsprämie  eingeführt 
haben ,  indem  sie  den  Lohn  ihrer  Arbeiter  nach  dem  Zivilstande  und 
der  Kinderzahl  abstuften  (Strassburg,  Frankfurt  a.  M.).  Neuerdings  hat 
man  sogar  eine  subventionierte  Kinderversicherung  vorgeschlagen,  um 
dem  Neomalthusianismus  entgegenzuwirken  (Borgius). 

Die  ungünstige  Prognose  der  Geburtenziffer  möchten  wir  durch 
drei  Erwägungen  ergänzen,  die  gewöhnlich  vergessen  werden.  Schon 
Mombert  hat  betont  (S.  128),  dass  die  Ehestatistik  eigentlich  eine  Zu- 
nahme der  Geburten  hätte  erwarten  lassen.    Man  darf  schliessen,  dass, 

1)  Neudeutsche  Wirtschaftspolitik.    Berlin   1906,   S.   12. 

2)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,   Band   98  (1902),   S,   317. 

3)  Agrar-  und  Industriestaat ,  2.  Aufl. ,  S.  56  und  79.  Vgl.  auch  Sc/wioller, 
Grundriss  der  Allgemeinen    Volkswirtschaftslehre  I,    16S. 

4)  Die  heutige  Grundlage  der  deutschen   Wehrkraft,  1900,   S.   34  f. 

5)  a.  a.   O.  S.   65   und  77   f.    Vgl.   auch  Grundlegung  I  (1892),  S.   538. 

6)  In  Deutschland  ist  zwar  das  durchschnittliche  Heiratsalter  gesunken  [Mo??ibert 
S.  128  und  S.  65  f.),  aber  in  den  Städten  nicht  wesentlich  mehr  oder  gar  weniger 
als  auf  dem  Lande  {Mombert  S.  69  f.,  79,  210  f.).  Auch  die  relative  Zunahme  der 
Stadtbevölkerung  kann  das  Heiratsalter  nicht  heruntergedrückt  haben,  da  in  der  Stadt 
das  Heiratsalter  etwas  höher  steht  als  auf  dem  Lande,  und  in  der  Grossstadt  etwas 
höher  als  in  der  kleineren  Stadt  [Mombert  S.  72).  Darum  bezweifeln  wir  auch  die 
von  Mombert  S.  86  f.  mit  Hilfe  österreichischer  Statistik  für  Deutschland  versuchte 
Erklärung  des  sinkenden  durchschnittlichen  Heiratsalters  aus  der  Berufsverschiebung. 
Vielmehr  erklärt  sich  der  Altersrückgang  teils  aus  der  Abnahme  der  Wiederverhei- 
ratung verwitweter  Personen  [Mombert  S.  56,  78,  76),  und  teils,  soweit  er  auch  für 
die  Erstheiratenden  zutrifft  [Mombert  S.  77),  aus  sozialen  Vorgängen,  die  mit  der 
Industrialisierung  nicht  unmittelbar  oder  überhaupt  nicht  zusammenhängen.  Vgl.  auch 
Prinzing  im  Allgemeinen   Statistischen  Archiv,   Bd.  6,   2.   Halbband,   S.   17   und  21  f. 
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wenn  künftig  das  Heiratsalter  nicht  immer  weiter  sinkt,  der  Geburten- 
rückgang sich  ceteris  paribus  noch  beschleunigen  muss.  Um  so  mehr 
wird  man  zu  dieser  Folgerung  gedrängt,  wenn  das  Heiratsalter,  wie  die 
Statistiker  allgemein  annehmen ,  mit  fortschreitendem  Wohlstande  sich 
erhöhen  wird.  Zu  einer  ähnlichen  Erwägung  führt  nun  die  bekannte 
Tatsache ,  dass  die  Brusternährung  der  Kinder  in  der  Grossstadt  zu- 
rückgeht; wohl  nur  zum  Teil  infolge  zunehmender  F'abrikarbeit  der 
JMütter.  Zwar  führt  Senicmati/i  a.  a.  O.  an,  dass  in  Barmen  unter  be- 
sonders günstigen  Umständen  1904  noch  78  %  der  Säuglinge  Brust- 
nahrung bekamen.  Aber  in  Berlin^)  wurden  von  je  100  Kindern  im 
ersten  Lebensjahre  ernährt  mit 


Mutter- 

Ammen- 

Tier- 

Milch- 

Gemischter Nahrunj 

milch 

milch 

milch 

surrogaten 

u.  s.  w. 

I.  Dez. 

1890 

50.7 

2.2 

42,3 

0,9 

3>9 

I.   Dez. 

1895 

43.1 

1,4 

45>3 

0,6 

9,6 

I.   Dez. 

1900 

32.5 

0,7 
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Man  lese  über  den  Rückgang  des  Stillens  auch  v.  Bunge,  Die  zuneh- 
mende Unfähigkeit  der  Frauen,  ihre  Kinder  zu  stillen,  2.  Aufl.,  Mün- 
chen 1902,  S.  17  f.'),  itxwtx  Abel  \m  Allgemeinen  Statistischen  Archiv, 
6.  Jahrgang,  2.  Halbband,  S.  185  f.,  und  über  den  Unterschied  in  Stadt 
und  Land:  Rose,  Die  Wichtigkeit  der  Mutterbrust,  Deutsche  Monats- 
schrift für  Zahnheilkunde,  März  1905,  S.  43  des  Sonderabdrucks.  Nun 
ist  das  Stillen  bekanntlich  ein  Hindernis  der  Konzeption;  auf  dem 
Lande  und  in  der  Kleinstadt  findet  man  noch  heute  eine  enorm  lange 
Ausdehnung  des  Stillens  mit  der  Absicht,  die  Konzeption  zu  verhüten. 
Der  Rückgang  des  Stillens  hätte  daher,  wie  auch  Seuteinanji  einräumt, 
gerade  die  grossstädtische  Geburtenziffer  eigentlich  steigern  müssen. 
Ihr  schnelles  Sinken  beweist,  wieviel  stärker  in  der  Grossstadt  die  Ge- 
genfaktoren:  körperliche  Unfähigkeit  und  absichtliche  Beschränkung 
der  Geburtenzahl  mitgewirkt  haben  müssen. 

Zweitens  ist  ein  die  Statistik  störender  Faktor  zu  beachten,  der 
durch  zeitweilige  Steigerung  der  Geburtenziffer  den  Geburtenüberschuss 
übertreibt.  Er  geht  bis  auf  die  Gründerjahre  zurück.  Die  Gründer- 
jahre hatten  eine  abnorm  hohe  Heiratsziffer.  Auf  sie  folgte  eine  ab- 
norm hohe  Geburtenziffer  während  des  ganzen  siebziger  Jahrzehnts, 
gipfelnd  1876.  Das  damalige  Plus  von  Geborenen  ist  gegen  Ende  des 
Jahrhunderts  ins  Heiratsalter  getreten  und  hat,  begünstigt  durch  die 
wirtschaftliche  Konjunktur,  die  Heiratszifter  seit  1895  oder  96  gestei- 
gert. Der  aus  diesen  Ehen  stammende  Kindersegen  hat  den  wirklichen 
Tiefstand  der  Natalität  bis  jetzt  noch  verschleiert. 


i)  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin,  22.  Jahrgang,  S.  577,  und  26.  Jahr- 
gang, S.  720. 

2)  Vgl.  dazu  die  Polemik  in  den  Kritischen  Blättern  für  die  Sozialwissenschaften 
1905,  S.  104  und  157. 
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Eine  ähnliche  statistische  Störung  hat  drittens  der  Rückgang  des 
Heiratsalters  zur  Folge,  mit  dem  wir  vorhin  schon  unter  einem  andern 
Gesichtspunkte  argumentierten.  Rückgang  des  Heiratsalters  bedeutet 
nicht  nur  dauernde  A'^erjüngung  der  Eheleute  und  folglich  dauernde 
Erhöhung  der  ehelichen  Fruchtbarkeit,  sondern  auch  eine  zum  Teil 
vorübergehende  Vermehrung  der  jährlichen  Eheschliessungen  und  jungen 
Ehen,  und  insofern  einen  vorübergehenden  Zuwachs  an  Geburten,  dem 
ein  Rückschlag  folgen  muss.  Wenn  die  durchschnittliche  Neigung  zum 
Heiraten  plötzlich  bei  der  Jahreswende  sich  vom  27.  auf  das  26.  Le- 
bensjahr verschöbe ,  so  würde  im  nächsten  Jahre  die  Zahl  der  Ehe- 
schliessungen sich  mehr  als  verdoppeln ,  dann  aber  schnell  wieder  zu- 
rückgehen. Tritt  die  ^Verschiebung  des  Heiratsalters  nicht  plötzlich, 
sondern  allmählich  ein ,  so  vermehren  sich  auch  die  Eheschliessungen 
und  Geburten  allmählich,  aber  vorübergehend. 

Wie  man  den  Rückgang  der  Geburtenziffer  unterschätzt,  so  über- 
schätzt man  den  Rückgang  der  Sterblichkeit.  Wir  sind  nicht  zu  der 
Annahme  berechtigt,  dass  die  niedrige  Sterbeziffer  von  heute  dauern 
werde.  Vielmehr  ist  es  als  Ausdruck  eines  Uebergangszustands  anzu- 
sehen, wenn  die  deutsche  Sterbeziffer  von  27 — 30  auf  2i°/oo  herunter- 
gegangen ist.  Wir  können  das  am  besten  wieder  an  einem  künstlich 
vereinfachten  Beispiel  deutlich  machen.  Nehmen  wir  der  einfacheren 
Rechnung  wegen  an,  jeder  Deutsche  stürbe  gleichmässig  mit  t,^  Jahren, 
die  Sterblichkeit  betrage  also  ungefähr  30  °/oo.  Nun  wird  durch  Ver- 
besserungen in  der  Hygiene  das  Sterbealter  auf  34  Jahre  hinaufgerückt. 
Der  Einfachheit  des  Schulbeispiels  halber  fingieren  wir  weiter,  diese 
Verbesserungen  würden  in  einem  Augenblick  im  Anfang  des  Jahres  1908 
durchgeführt.  Dann  würde  im  Jahre  1908  kein  Mensch  im  Deutschen 
Reiche  sterben,  aber  täuschen  würde  sich,  wer  diesen  Rückgang  der 
Jahressterblichkeit  auf  null  für  einen  dauernden  hielte  und  auf  einen 
entsprechend  hohen  Geburtenüberschuss  auch  in  der  Zukunft  rechnen 
wollte.  Denn  im  Jahre  1909  müsste  die  Sterblichkeit  ceteris  paribus 
unweigerlich  wieder  auf  fast  ßo^joo  steigen  und  auf  dieser  Höhe  so 
lange  stehen  bleiben,  bis  neue  Fortschritte  der  H3wiene  oder  Medizin 
die  mittlere  Lebensdauer  noch  über  34  Jahre  hinaus  steigern.  Auf  die 
Wirklichkeit  angewandt:  die  heutige  niedrige  Sterbeziffer  von  21^00 
kann  ceteris  paribus  nur  so  lange  fortdauern  ,  als  die  schnellen  hygie- 
nischen und  medizinischen  Fortschritte  der  letzten  Jahrzehnte  sich  Jahr 
für  Jahr  erneuern.  Sobald  sie  zum  Stillstand  kommen ,  oder  auch  nur 
ihr  Tempo  merklich  verlangsamen,  muss  eine  wesentlich  höhere  Sterb- 
lichkeit wiederkehren.  Denn  nichts  ist  sicherer,  als  dass  jeder  einzige 
Todesfall,  der  durch  Fortschritte  in  der  Lebenskunst  in  einem  Jahre 
verhütet  worden  ist,  in  einem  späteren  Jahre  nachgeholt  wird;  Rück- 
gang der  jährlichen  Sterbeziffer  bedeutet  immer  nur  Aufschub  der  Sterb- 
lichkeit,   nicht  Unsterblichkeit.     Die    heutige    scheinbar    sehr    niedrige 
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Sterbezitter  belastet  also  die  künftige  Sterblichkeit  mit  einer  Hypothek. 
Vielleicht  hat  noch  ein  weiteres  Moment  die  Sterblichkeit  her- 
untergedrückt, nämlich  eine  Verschiebung  des  Altersaufbaus  durch  die 
Auswanderung.  Es  ist  klar,  dass  jeder  Auswanderer  die  Bilanz  des 
nationalen  Geburtenüberschusses  um  eine  Einheit  fälscht;  denn  er  figu- 
riert in  den  Geburts-,  aber  nicht  in  den  Sterbelisten.  Wenn  z.  B.  die 
deutschen  Auswanderer  der  sechziger  Jahre  im  Durchschnitt  30  Jahre 
alt  gewesen  wären  und  eine  30jährige  Lebenserwartung  gehabt  hätten, 
so  würde  man  ihre  Abwesenheit  in  den  Sterbelisten  namentlich  der 
90  er  Jahre  spüren.  Etwas  anders  würde  die  (relative)  »Sterbeziffer« 
beeinflusst  worden  sein,  weil  die  Auswanderer  auch  in  der  lebenden 
Bevölkerung  fehlen,  auf  deren  Basis  die  Sterbeziffer  berechnet  wird. 
Die  Sterbeziffer  würde  in  den  70er  und  80er  Jahren  zu  hoch  und  in 
den  90er  Jahren  zu  niedrig  erscheinen,  weil  der  Altersaufbau  der  Be- 
völkerung durch  das  Fehlen  der  Auswanderer  gestört  wäre.  In  der 
Tat  zeigen  in  Deutschland  die  oberen  Altersklassen  bis  zum  60.  Jahre 
in  neuerer  Zeit  einen  Rückgang ,  der  zwar  eine  andere  Deutung  nicht 
ausschliesst,  der  aber  angesichts  der  auch  auf  diesen  Altersstufen  er- 
heblich verlängerten  mittleren  Lebensdauer  immerhin  auffallend  ist.  Es 
betrugen  Promille  der  Bevölkerung  die  Altersklassen  von 


0  bis  15 

15  bis  30 

30  bis  60 

über  60 

Jahren 

Jahren 

Jahren 

Jahren 

I87I 

345 

256 

323 

76 

1900 

348 

264 

310 

78 

Nach  einer  von  Moinbert  auf  Seite  34  mitgeteilten  Tabelle  ist  der 
Rückgang  der  Altersbevölkerung  vom  40. — 60.  Jahre  mindestens  seit 
1880  ausschliesslich  auf  dem  Lande,  dem  früheren  Hauptauswanderungs- 
gebiete eingetreten.  Auch  ein  gewisser  internationaler  Parallelismus 
zwischen  Auswanderung  und  Rückgang  der  Sterblichkeit  ist  unverkenn- 
bar, soll  aber  hier  nicht  weiter  verfolgt  werden.  Es  wäre  zu  untersu- 
chen, ob  der  Parallelismus  auch  im  Altersaufbau  der  beiden  Geschlech- 
ter wiederkehrt.  Nachdem  die  deutsche  Auswanderung  seit  1893  dauernd 
nachgelassen  hat,  dürfen  wir  einen  allmählichen  Zuwachs  zur  Sterbe- 
ziffer der  Zukunft  in  Rechnung  stellen. 

Allein  wir  entfernen  uns  zu  weit  von  dem  besprochenen  Buche. 
Um  zusammenzufassen:  die  Schrift  Alomberts  hilft  das  Gespenst  einer 
drohenden  Uebervölkerung  bekämpfen,  und  hilft  die  Erkenntnis  einer 
drohenden  Gefahr  der  Entvölkerung  vorbereiten.  Diese  Gefahr  liegt 
noch  näher,  als  er  annimmt ,  und  hängt  mit  der  industriestaatlichen 
Entwicklung  Deutschlands  eng  zusammen.  Aber  der  Parallelismus  zwi- 
schen sinkender  Fruchtbarkeitsziffer  und  zunehmender  Spartätigkeit  be- 
weist für  die  Analyse  der  Bevölkerungsbewegung  sehr  wenig. 

K.  O  1  d  e  n  b  e  r  g. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  niuss  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  >  Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in   keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.      Geschichte. 

Forrest,  J.  Dorsey ,  The  development  of  western  civilisaiion.  A 
study  in  ethical,  economic  and  political  evolution.  Chicago,  The  Uni- 
versity  of  Chicago  Press,  1907.  406  S.  8".  $  2.—  . 

Weissfeld,  Dr.  M.,  Kants  Gesellschaftslehre.  Bern,  Buchdr.  Scheit- 
Hn,  Spring  &  Cie.,  1907,  136  S.  8^.  (Berner  Studien  zur  Philosophie  und 
ihrer  Geschichte,  hrsg.  v.  L.  Stein,  Bd.  52.) 

Staat  U7id  Wirtschaft.  Sammlung  von  Vorträgen  und  Schriften  aus 
dem  Gebiete  der  gesamten  Staatswissenschaft.  Hrsg.  von  Prof.  Dr. 
B.  Har  7)1  s.  i.  Piloty ,  R.,  Das  Recht  der  Schiffahrtsabgabe7i  in  Deutsch- 
land.   Tübingen,  H.  Laupp'sche  Buchh.  1907.    80  S.  8''. 

Statistische  U7id  7iationalöko7i07nische  Abhandlungen ,  insbes.  Arbeiten 
aus  dem  Statistischen  Seminar  der  Universität  München,  hrsg.  von  Dr. 
Georg  V.  Mayr.  Heft  I:  Da7izer,  K.,  Die  Fleischpreise  Münche/is 
am  5.  März  und  16.  Juli  1904.  112  S.  —  Heft  III:  Woerner,  Dr. 
Otto,  Die  Frage  der  Gleich7?iässigkeit  der  Stz-afzutnessutig  im  Deutschen 
Reich.   107  S.  gr.  8".   München,  E.  Reinhardt.  1906/7  ;  jedes  Heft  M.  4. — . 

JVeue  Zeit-  U7id  Streitfragen.  Hrsg.  von  der  Gehestiftung  zu  Dresden. 
Heft  4  u.  5:  V  0 /i.  Balle,  Ernst,  Handehmari/ie  und  KriegS77iari7ie. 
69  S.  —  Heft  6:  Kahl,  Willi.,  Das  7ieue  Strafgesetzbuch.  26  S.  — 
Heft  7  :  Esche,  Dx.  Arthur,  Arbeitsordmmg  und  Arbeiterausschuss.  47  S. 
—  Heft  8:  Engels,  Prof.  H.,  Die  Not  mtis  Wasser.  25  S.  Dresden, 
V.  Zahn  &  Jaensch,  1907.  Preis  des  einf.  Heftes  M.  i.  — ,  des  Dop- 
pelheftes M.  1.50. 

Lamprecht,  Karl,  Deutsche  Geschichte.  III.  Abteilung:  Neueste 
Zeit.  Zeitalter  des  subjektiven  Seelenlebens.  IL  Band.  Berlin,  Weid- 
mannsche  Buchh.  1907.    516  S.  ?>^.  M.  6. — . 

Wahl,  Adalbert,  Vorgeschichte  der ß-a/izösischen  Revolution.  II.  Band. 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1907.    416  S.  8°.    M.  8.—. 

Dae7tell,  Dr.  E,  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  von  A7/ierika. 
Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1907.  170  S.  kl.  8";  geb.  M.  1.25.  (Aus  Natur 
und  Geisteswelt  Nr.  147.) 

G7'af  Posadojvsky   als  Fina)iz- ,   Sozial-    und  Bandeispolitiker    an  der 
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Hand    seiner    Reden    dargestellt    von  Johannes    Pcnzler.    Erster  Band : 
1882  bis  1898.    Leipzig,  J.  J.  Weber.  1907.    706  S.  gr.  8'^. 

Berendsohn,  Robert  L. ,  Krieg  oder  Frieden.^  Deutsches  Volk, 
entscheide!   Volksvortrag.  Hamburg,  Conr.  H.  A.  Kloss,   1907.    16  S.  8^* 

II.  Recht  und  Verwaltung. 

Bonticci,  Prof.  Akssandro  ,  L/ Orientazione  psicologica  delf  etica  e 
della  filosofia  del  diritto.    Perugia,  Vinc.  Bartelli,  1907.    378  S.  8°.  L.  7.50. 

We  b  e  r ,  Marianne ,  Ehefrau  und  Mutter  in  der  Rechtsentwicklung. 
Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr,  1907.    573  S.  8".    M.   10.—,  geb.  M.  12.—  . 

Ehrlich,  Prof.  Dr.  Eugen,  Die  Tatsachen  des  Getuohnheitsrechts. 
Inaugurationsrede.  Leipzig  u.  Wien,  FranzDeuticke,  1907.42  S.  8°.  M.  1.60. 

Der  Alkoholismus.  Seine  Wirkungen  und  seine  Bekämpfung.  Hrsg. 
vom  Zentralverband  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus.  Dritter  Teil. 
Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1906.  109  S.  kl.  8".  geb.  M.  x.25.  (Aus  Natur 
und  Geisteswelt  Nr.   145.) 

Bonne,  Dr.  med.  Georg,  Deutsche  Flüsse  oder  deutsche  Kloaken? 
Hamburg,  Gebr.  Lüdeking,  1907.    28  S.  8". 

III.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 

Bcchaux,  A. ,  Contnient  ensei^ner  t Economic  politique.  Paris,  Ar- 
thur Rousseau,  1907. 

Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  in  zwei  Bänden,  hrsg.  von  Prof.  Dr. 
Lu  dw  i  g  El  s  t  er.  Zweite,  völlig  umgearbeitete  Auflage.  8. — 12. Lie- 
ferung (Haftpflicht  bis  Seefischerei).    Jena,  G.  Fischer,  1906/7.  ä  J\L  2.50. 

Wirtschaftspolitische  Annalen.  Ein  Kalendarium  der  Wirtschafts-, 
Sozial-  und  Finanzpolitik  der  Kulturstaaten ,  ihrer  Kolonien  und  De- 
pendenzen.  Hrsg.  von  Friedrich  Glaser.  Stuttgart  und  Berlin, 
Cotta'sche  Buchh.  Nachf.    468  S.  8°.  geb.  M.  8.—. 

Damaschke,  Adolf,  Die  Bodenreform.  Grundsätzliches  und  Ge- 
schichtliches zur  Erkenntnis  und  Ueberwindung  der  sozialen  Not. 
4.  durchgesehene  Auflage.  Berlin-Schöneberg,  Buchverlag  der  »Hilfe«, 
1907.  352  S.  kl.  8". 

England,  Afinnie  Tht'oop,  Statistical  hiquiry  into  thc  Influence  of 
Credit  upon  the  Level  of  Prices.  (üniversity  [of  Nebraska]  Studies  VII 
Nr.  I.)    Lincoln  1907.    83  S.  8". 

Wa  xzv  ei  ler ,  Emile ,  Le  conflit  des  cvaluations  daiis  le  dcbat  du 
salaire.  Lecture  faite  le  8  avril  1907  ä  la  Classe  des  Lettres  etc.  de 
l'Academie  r.  de  Belgique.    17  S.  8°. 

Simiand,  Franfois ,  Le  Salaire  des  ouvricrs  des  mines  de  charbon 
en  France.    Paris,  Ed.  Cornely  &  Cie.,  1907.    520  S.  8**.    Fr.  10. — . 

Müller,  Albert,  Die  Rechtsfortnen  der  Kartelle.  Tübinger  Diss. 
Stuttgart,  Hofbuchdr.  C.  Grüninger,   1907.  58  S.  8". 
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Wchi'li,  Dr.  Hans  J.,  Zur  Wirlscitafts-  und  Siedlungs-Geographie 
von  Ober- Burma  und  den  nördlichen  Shan-Staaten.  Mit  12  Tafeln  und 
4  Karten.  130  S.  8".  (S.-A.  aus  Wissenschaft!.  Beilage  zum  Jahresbe- 
richt der  Geogr.-ethnogr.  Gesellschaft  1905/6). 

IV.   Spezielle   Volkswirtschaftslehre. 
A.   A  g  r  a  r  -  und  Forstwesen. 

Cronbach,  Else,  Das  landwirlschaflliche  Betriebsproblein  in  der 
deutschen  Notionaiökononiie  bis  zur  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts.  Wien, 
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A^erwaltungsgeschichte,  hrsg.  von  K.  Grünberg.  IL  Heft.) 

Jahrbuch  der  deutschen  Landtvirlschafls-Gesellschaß.  Hrsg.  vom  Vor- 
stande.   Band  22.  i.  Lieferung.    Berlin,  D.  Landw.-Ges.  1907.  242  S.  8". 
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J o  w a  n  0  w i  t  s  c  h  ,  Dr.  Milutin,  Die  serbische  Landwirtschaft.  Mün- 
chen, E.  Reinhardt,  1906.    98  S.  8".  M.  2.50. 
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Anlage  von  Fabriken  von  H.  Ha  b  e  r  s  t  r  0  h ,  E.  Görs,  E.  Weid- 
lich, Dr.  R.  St  e  ge  m  a  nn.  Mit  274  Abbildungen  und  Plänen.  Leipzig, 
B.  G.  Teubner  1907.  528  S.  8".  M.  12. — .  (Teubners  Handbücher  für 
Handel  und  Gewerbe.) 

Monographies  industriels.  Apergu  economique,  technologique  et  com- 
raercial.  Groupe  IV:  Industries  ceramiques.  Bruxelles,  Lebegue  &  Cie., 
1907.   242  S.  8'^.    Fr.   2.25. 

Walli,  P.  F.,  Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der  Arbeiter- 
schaft im  Grossherzogtum  Baden  und  die  Verbreitung  des  Mehrfamilien- 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DER  PARLAMENTARISMUS  IN  DER  LEHRE 
BENJAMIN  CONSTANTS. 


VON 

A.  M.  DOLMATOWSKY. 


I.  Ueber  den  modernen  Parlamentarismus. 

Eines  der  wesentlichsten  Merkmale  des  modernen  Staates  ist 
die  Volksrepräsentation.  Unter  Verfassungsstaat  oder  konstitutio- 
nellem Staat  versteht  man  daher  im  übHchen  Sprachgebrauch 
einen  Staat,  zu  dessen  unmittelbaren  Organen  ein  Parlament  gehört. 

Seit  dem  Ende  der  30er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  hat 
sich  aber  in  der  poUtischen  Sprache  eine  Einteilung  eingebürgert, 
die  konstitutionelle  Staaten  von  parlamentarisch  regierten  unter- 
scheidet. So  spricht  man  von  parlamentarisch  regierten  Staaten 
im  Gegensatz  einerseits  ^)  zu  nichtparlamentarischen,  wie  Deutsch- 
land und  der  nordamerikanischen  Union,  andererseits^)  zu  kon- 
stitutionellen Monarchien,  je  nachdem  man  die  Entstehung  des 
Ministeriums  oder  das  politische  Uebergewicht  eines  der  beiden 
unmittelbaren  Organe  (des  Parlaments  oder  der  Krone)  im  Auge  hat. 
Im  Grunde  aber  besagt  diese  Terminologie  sehr  wenig;  denn 
man    kann    verschiedene  Bezeichnungen    auf  einen   und  denselben 


1)  Dicey,  Introduction  to  the  study  of  the  Law  of  ihe  Constitution,  6.  ed.,  p.  428  ff. 

2)  Ch.   Seignobos ,    Histoire  politique    de  l'Europe   contemporaine,    2.   ed.,    1899, 
a.   versch.   O. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1907.    4.  38 


c82  ^-  ^^-  Dolmatowsky: 

Staat  anwenden,  und  so  werden  parlamentarisch  regierte  Staaten, 
wie  England  und  Belgien,  auch  konstitutionelle  Monarchien  genannt. 

Die  Bezeichnung  »regime  parlementaire«  wird  aber  auch  auf 
alle  konstitutionellen  Staaten  überhaupt  angewendet^). 

Ein  schwedischer  Autor,  Falilbeck^  teilt  wiederum  die  moder- 
nen Staaten  in  konstitutionelle  Monarchien  und  Demokratien  ein. 
Zu  letzteren  zählt  er  sowohl  die  parlamentarischen,  wie  die  nicht- 
parlamentarischen und  fasst  sie  unter  der  Gesamtbezeichnung 
»parlementarisme<:   zusammen  ^). 

Meistens  aber  versteht  man  unter  parlamentarischen  Staaten 
solche  mit  parlamentarischer  Regierung  oder  mit  Parlamentaris- 
mus nach  englischem  Vorbild,  bei  welchem  die  Minister  der 
Majorität  des  Parlaments  und  insbesondere  der  Volkskammer  ent- 
nommen werden  und  dieser  Majorität  solidarisch  verantwortlich 
sind,  d.  h.  ihren  Posten  als  Leiter  der  Regierung  verlassen  müs- 
sen, sobald  sie  das  Vertrauen  der  Majorität  verloren  haben.  An 
Stelle  der  Bezeichnung  parlamentarische  Regierung  sind  hier  auch 
die  Ausdrücke  Parlamentarismus,  Kabinettsregierung,  Parteiregie- 
rung, parlamentarisches  System,  parlamentarische  Regierungsweise 
gebräuchlich. 

Wenn  wir  nun  die  Frage  aufwerfen,  ob  die  Art  der  Ent- 
stehung der  Exekutive  auch  das  eigentliche  Wesen  der  parlamen- 
tarisch regierten  Staaten,  wie  sie  jetzt  bestehen,  wirklich  aus- 
macht, so  müssen  wir,  um  darüber  ein  Urteil  zu  gewinnen,  uns 
der  Geschichte  des  Parlamentarismus  in  demjenigen  Lande  zu- 
wenden, dessen  Boden  und  eigenartiger  politischer  Entwickelung 
er  seine  Entstehung  verdankt.  Dieses  Land  ist  England:  hier 
hat  sich  aus  den  Kämpfen  des  Parlaments  mit  der  Krone  der 
moderne  Parlamentarismus  entwickelt,  und  diese  Entwickelung 
wurde  von  einer  Reihe  zufälliger  Erscheinungen  begleitet,  die 
schliesslich  zu  dem  sogenannten  parlamentarischen  System  ge- 
führt haben  ^j. 

Die  Bildung  eines  Ministeriums  aus  der  Mitte  des  Unter- 
hauses war  in  England  anfangs  gar  nicht  die  Absicht  der  Ge- 
meinen, die  den  Sieg  über  die  Krone  davongetragen  haben.    Zwar 


1)  E.  de  Lavdeye,  Le  gouvernenient  dans  la  dcmocratie,  II,  3.  ed.  p.  93  ff. 

2)  Fahlbeck,  La  Constitution  sutdoise   et  le  parlementarisme  moderne,  p.   123. 

3)  Sidney  Low,  The  Governance  of  England,  1904,  p.  16:  »Our  Constitution, 
and  our  method  of  governement,  have  been  for  the  most  part  shaped  by  a  series 
of  fortuitous  events«. 
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verlangten  sie  schon  1641,  dass  nur  solche  Räte,  Gesandte  und 
andere  höchste  Beamte  gewählt  werden  sollten,  welche  das  Ver- 
trauen des  Parlaments  genössen  ^) ;  allein  die  Autoren  der  grossen 
Remonstration  hatten,  wie  Anso?i  meint,  wohl  keine  klare  Vor- 
stellung, auf  welche  Weise  sie  diesem  Vertrauen  Ausdruck  geben 
könnten^).  Die  Commons  kämpften  sogar  gegen  die  Anwesen- 
heit der  Beamten  in  ihrem  Hause,  weil  diese  hier  die  Interessen 
der  Krone  vertraten  und  einen  gewissen  Druck  ausübten.  Dieses 
Misstrauen  gegen  die  Exekutive  brachte  das  Unterhaus  dazu,  in 
den  Act  of  Settlement  eine  Klausel  aufzunehmen,  nach  welcher 
niemand,  der  ein  königliches  Amt  bekleidete  oder  von  der  Krone 
eine  Pension  bezog,  befähigt  sein  sollte,  Mitglied  des  Hauses  der 
Gemeinen  zu  sein.  Diese  Klausel  wurde  als  eine  Garantie  der 
Freiheiten  der  Untertanen  betrachtet^)  und  sollte  mit  der  Thron- 
besteigung des  Hauses  Hannover  in  Kraft  treten. 

Inzwischen  hatten  aber  die  Commons  eingesehen,  wie  be- 
quem es  für  sie  wäre,  wenn  die  Minister  aus  ihrer  Mitte  ernannt 
würden,  und  die  Klausel  wurde  dahin  abgeändert,  dass  ein  Mit- 
glied des  Hauses  der  Gemeinen,  welches  ein  Amt  von  der  Krone 
annimmt,  zwar  seinen  Sitz  verliert,  aber  wiedergewählt  werden 
kann  ■*).  So  bildete  sich  allmählich  als  endgültiges  Resultat  der 
Grundsatz  des  Parlamentarismus  heraus,  dass  die  Minister  Mit- 
glieder eines  der  beiden  Häuser  des  Parlaments  nicht  nur  sein 
können,  sondern  auch  sein  müssen. 

Das  wichtigste  Prinzip  der  parlamentarischen  Regierung,  das 
darin  besteht,  dass  das  Ministerium  der  Majoritätspartei  entnom- 
men werden  soll,  hat  sich  jedoch  erst  einige  Zeit  nach  der  glor- 
reichen Revolution  von    1688  entwickelt. 

Zuerst  nahm  Wilhelm  III.  seine  Minister  aus  den  beiden  ri- 
valisierenden Parteien.  Das  führte  zu  Unzuträglichkeiten,  da  die 
Minister  gegen  einander  intriguierten  und  ihre  Pläne  gegenseitig 
zu  durchkreuzen  suchten^).    Es  kam  daher  schliesslich  dazu,  dass 


1)  A.  Todd ^  Ueber  die  parlamentarische  Regierung  in  England,  übersetzt  von 
Assmann,  11,  37. 

2)  Anson,  Law  and  Custom  of  the  Constitution,   II,   2.  ed.  p.   loo. 

3)  A.   Todd,  II,  75. 

4)  A.  Todd,  II,  76.  Hiervon  wurden  2  Ausnahmen  gemacht:  a)  für  diejenigen 
Aemter,  welche  erst  nach  dem  25.  Oktober  1705  geschaffen  wurden,  und  b)  für  solche 
Aemter,  deren  Unvereinbarkeit  mit  einem  Sitz  im  Unterhause  besonders  ausgespro- 
chen sein  wird. 

5)  Macaulay,   The  History  of  England,   IV,   437. 
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Wilhelm  III.  auf  den  Rat  Sunderlands  im  Jahre  1694  ein  Mini- 
sterium bildete,  das  anfangs  zum  grössten  Teil  aus  Whigs  be- 
stand. Allmählich  schieden  die  zum  Ministerium  gehörenden  To- 
ries  aus,  sodass  England  Ende  1696  das  erste  einheitliche  Mini- 
sterium hatte  ^).  Dieses  Ministerium  hielt  sich  aber  nicht  lang, 
und  es  begann  wieder  »die  Anarqhie<',  \v\e  Macmilay  sagt,  die  mit 
kurzen  Pausen  bis  1705  dauerte  ^).  Seitdem  kamen  noch,  wenn 
auch  selten,  Koalitionsministerien  vor,  aber  sie  bestanden  nur 
kurze  Zeit^). 

Auch  dauerte  es  lange,  bis  die  solidarische  Verantwortlich- 
keit des  Ministeriums  zum  festen  Prinzip  erhoben  wurde.  Die 
einzelnen  Minister  fühlten  sich  anfangs  keineswegs  verantwortlich 
für  die  Massnahmen  ihrer  Kollegen*),  Erst  1782  demissionierte 
ein  ganzes  Ministerium,  das  des  Lord  North,  als  dieser  seine 
Stellung  im  Unterhause  nicht  mehr  behaupten  konnte,  und  erst 
seit  dieser  Zeit,  also  ein  ganzes  Jahrhundert  nach  der  Revolution, 
kommt  dieses  Prinzip  zur  vollen  Geltung. 

Schliesslich  verdankt  auch  das  Amt  des  Prime  Minister,  das 
eine  so  grosse  Bedeutung  im  parlamentarischen  System  gewonnen 
hat,  seine  Entstehung  gewissermassen  ebenfalls  dem  Zufall.  Die 
beiden  ersten  George,  besonders  Georg  L,  kannten  als  Fremd- 
linge weder  die  Institutionen  des  Landes,  noch  dessen  Sprache. 
Daher  hatte  es  für  sie  keinen  Zweck,  an  den  Beratungen  des  Mi- 
nisterrats teilzunehmen,  wie  es  Wilhelm  III.  und  Anna  vor  ihnen 
zu  tun  pflegten,  und  deshalb  berieten  die  Minister  nunmehr  für 
sich  allein.  Als  Georg  IIL,  der  schon  m  England  geboren  war, 
bald  nach  seiner  Thronbesteigung  diesen  Brauch  zu  durchbrechen 
versuchte,  war  dies  ihm  nicht  mehr  möglich.  Die  Beschlüsse  des 
Ministeriums  mussten  aber  doch  dem  König  übermittelt  werden, 
und  das  besorgte  naturgemäss  das  einflussreichste  Mitglied.  So 
entstand  das  Amt  des  Premiers^). 

Obwohl,  wie  wir  sehen,  die  vollständige  Ausbildung  des  sog. 
parlamentarischen  Systems    erst    lange  Zeit    nach  der  Revolution 


1)  Macaulay  a.  a.  O.,  IV,  732. 

2)  Macaulay  a.   a.   O.,   V,   i68. 

3)  Mit  Ausnahme  des  Ministeriums  Aberdeen  (Dez.   1852  —  Febr.  1855),  s.    Todd, 
I,   142. 

4)  Anson,  Law  and  Custom  of  the  Constitution,   II,   118. 

5j  AnsoJi,  II,    123.      »The   existence    of   a  Prime  Minister    niay   be  said    to  dale 
from  the  disappearance  of  the  king  from  the  Cabinet  Councils. 
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von  1688  erfolgte,  wird  seine  Entstehung  selbst  mit  Recht  auf 
diese  Epoche  zurückgeführt.  Denn,  wie  ye//me/e  sagt,  »nicht  etwa 
aus  dem  Buchstaben  der  Verfassung,  sondern  aus  den  juristisch 
nicht  messbaren  realen  Machtverhältnissen  der  beiden  unmittel- 
baren Organe  folgt  die  Notwendigkeit  parlamentarischer  Regie- 
rung« 1).  Und  die  Revolution  war  es,  die  wichtige  und  tiefgrei- 
fende Veränderungen  im  Machtverhältnis  zwischen  den  beiden  un- 
mittelbaren Organen  herbeigeführt  hat.  »La  revolution  de  1688 
altera  profondement  le  caractere  de  la  Royaute.  Pour  un  sou- 
verain  nomme  par  le  Parlement  et  dont  le  tröne  etait  toujours 
menace,  lutter  contre  les  chambres  eüt  ete  une  folie.  Le  seul 
moyen  de  conserver  effectivement  le  pouvoir  etait  de  trouver  des 
mmistres  soumis  et  des  deputes  dociles«  ^).  Wollte  also  die 
Krone  ihren  Willen  durchsetzen,  so  blieb  ihr  nur  das  Mittel  der 
Bestechung  übrig.  Davon  hat  sie  auch  reichlichen  Gebrauch  ge- 
macht und  das  Gebrechen  der  Korruption  haftete  im  Laufe  des 
18.  und  im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts^)  sehr  fest  am  Wesen 
des  englischen  Parlamentarismus.  Nicht  die  Majorität  im  Parla- 
ment bestellte  die  Minister,  sondern  umgekehrt ,  die  Minister 
schufen  sich  auf  dem  Wege  der  Bestechung  Majoritäten  im  Par- 
lament. Wie  dem  aber  auch  sein  mag,  von  Bedeutung  ist  jeden- 
falls der  Umstand,  dass  ohne  das  Vertrauen  der  Majorität  die 
Minister  sich  nicht  mehr  halten  konnten;  sie  mussten  immer  im 
Einklang  mit  dem  Parlament  handeln,  weil  dieses  sich  die  Vor- 
herrschaft über  die  monarchische  Gewalt  gesichert  hatte,  und  dies 
ist  für  eine  parlamentarische  Regierung  entscheidend.  Der  Um- 
stand^ dass  die  Minister  aus  der  Parlamentsmajorität  hervorgingen, 
war  nur  ein  Mitel  zum  Zweck,  nämlich  zur  Geltendmachung  der 
Vorherrschaft  des  Parlaments.  Dieses  Mittel  hat  sich  dann  auch 
als  dermassen  praktisch  erwiesen,  dass  man  in  ihm  schliesslich 
die  Quintessenz  der  parlamentarischen  Regierung  erblicken  zu 
müssen  glaubte. 

Allein  das  Parlament  ist  ein  sekundäres  Organ;  es  verdankt 
seine  Existenz  dem  Volke,  welches  es  repräsentiert  oder  reprä- 
sentieren soll.  Im  18.  Jahrhundert  war  aber  in  England  das  Band, 
welches  das  Parlament  mit  dem  Volke  verbindet,  ziemlich  locker, 


i)    G.  Jdlinek,  Allgemeine  Staatslehre,   2.  Aufl.   S.   515. 

2)  Franqueville,    Le  gouvernement  et  le  parlement  britanniques,   18S7.   I,  p.  297. 

3)  ^'^S'-    Th.  Erskine  May,  The  constitutional  History  of  England  (1760 — 1860) 
I,   272   ff. 
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denn  das  englische  Parlament  bestand  damals  bloss  aus  ari- 
stokratischen Elementen.  Auch  jetzt  ist  es  noch  zum  grössten 
Teil  aus  Vertretern  der  oberen  Schichten  zusammengesetzt  ^),  aber 
es  besteht  ein  gewaltiger  Unterschied  zwischen  der  Stellung  des 
Parlaments  im  i8.   und  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 

Früher  vertrat  das  Parlament  bloss  die  Aristokratie  des  Lan- 
des. Das  Volk,  das  gar  nicht  oder  nur  sehr  wenig  wusste,  was 
im  Parlamente  vorging-),  befand  sich  unter  dem  Einfluss  der  so- 
zial und  politisch  hoch  über  ihm  stehenden  Klasse.  In  der  Wäh- 
lerschaft selbst  ebenso  wie  im  Parlament  herrschte,  wie  schon 
erwähnt,  eine  furchtbare  Korruption.  Es  kam  noch  hinzu,  dass 
die  Wahlbezirke  ganz  ungerecht  und  unsinnig  eingeteilt  waren. 
Diese  Zustände  wurden  mit  der  industriellen  Entwickelung  des 
Landes  und  der  dadurch  bedingten  Verschiebung  der  Bevölke- 
rung, mit  dem  Emporsteigen  der  mittleren  Klassen  und  dem  Er- 
wachen der  öffentlichen  Meinung  als  unerträglich  empfunden. 

Die  Rettung  von  allen  Uebeln  sahen  nun  die  Radikalen  in 
der  Reform  des  Parlaments,  Diese  erfolgte  1832,  und  wenn  sie 
auch  kein  allgemeines  Wahlrecht  brachte,  so  bedeutete  sie  doch 
einen  gewaltigen  Verstoss  zur  demokratischen  Umbildung  des 
Staates.  Die  Reformakte  von  1832  gewährte  den  mittleren  Klas- 
sen den  Eingang  in  das  Unterhaus,  die  folgenden  Reformen  von 
1867  und  1884  haben  England  ein  sehr  ausgedehntes  Wahlrecht 
gebracht. 

Also  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wird 
das  englische  Parlament  zu  einem  Organ  des  Volkes  oder  wenig- 
stens seiner  grossen  Mehrheit.  Die  Abhängigkeit  des  Parlaments 
von  dem  Volkswillen  wird  immer  fester,  und  daher  wird  die 
Regierung,  die  aus  dem  Parlament  hervorgeht,  immer  mehr  zu 
einem  Ausschuss  des  Volkes,  wie  sie  früher  einen  Ausschuss 
des  Parlaments  darstellte.  Das  Unterhaus  wird  aufgelöst,  wenn 
vermutet  wird,  dass  es  der  Stimmung  im  Lande  nicht  mehr 
entspricht,  und  die  neuen  Wahlen  entscheiden,  welches  Ministe- 
rium am  Ruder  sein  soll.     So  kann  ein  moderner  englischer  Pu- 


1)  S,  Low  a.   a.   O.,   S.   182  :    »The  Parliamentary  Oligarchy«. 

2)  Ostrogorski,  La  democratie  et  l'organisation  des  partis  politiques,  1903,  I,  19. 
Tk.  E.  May,  The  constitutional  History  of  England,  I,  313:  »A  majority  of  the 
House  of  Comnions,  - —  be  youd  the  reach  of  public  opinion,  —  not  accountable  to 
its  constituencies,  —  and  debating  and  voling  with  closed  doors,  —  held  the  poli- 
tical  destinies  of  England  at  its  mercy«. 
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blizist  sagen:  >A  member  of  Parliament  is  elected  to  vote  for  a 
particular  Ministry  or  to  vote  against  it«  ^).  Der  ehemalige  Re- 
präsentant der  ganzen  Nation  ist  zu  einem  Delegierten  der  Wäh- 
lerschaft oder  der  diese  beherrschenden  Partei  geworden^).  Wenn 
es  aber  so  ist,  dann  bedeutet  die  Niederlage  der  Regierung  eine 
Niederlage  der  ganzen  Partei,  deren  Führer  im  Kabinett  sitzen. 
Unter  diesen  Umständen  sind  es  also  nicht  mehr  die  Abgeord- 
neten im  Parlament,  die  über  das  Schicksal  des  Ministeriums  ent- 
scheiden, sondern  die  Wählerschaft  selbst,  auf  der  die  Parteidis- 
ziplin nicht  in  dem  Masse  lastet,  wie  auf  den  durch  Partei-Organi- 
sationen in  den  Vordergrund  des  politischen  Lebens  geschobenen 
Abgeordneten. 

Der  Abgeordnete  befindet  sich  bei  dieser  Sachlage  zwischen 
zwei  Feuern:  einerseits  muss  er  befürchten,  wenn  er  die  Wünsche 
seiner  Wählerschaft  oder  seiner  Partei  nicht  eifrig  genug  vertei- 
digt, bei  den  nächsten  Wahlen  nicht  wiedergewählt  zu  werden; 
andererseits  kann  das  Kabinett,  falls  das  Parlament  nicht  mit 
ihm  geht,  dieses  auflösen,  und  das  hat  in  England,  wo  die  Wahl- 
agitationskosten für  den  Abgeordneten  sehr  gross  sind,  viel  zu 
sagen. 

Auf  diese  Weise  vollzieht  sich  die  Umwandlung  der  m  i  t- 
t  e  1  b  a  r  e  n  Abhängigkeit  der  Regierung  vom  Volke  durch  das 
Parlament  in  eine  unmittelbare,  gewissermassen  mit  Um- 
gehung der  selbständigen  politischen  Stimmung  der  Abgeord- 
neten. Das  ist  in  England  besonders  klar  zu  Tage  getreten  im 
Jahre  1905  ,  als  die  Krone  nicht  einmal  die  neuen  Wahlen 
abwartete,  sondern  ein  liberales  Ministerium  berief,  obgleich 
im  Unterhause  eine  bedeutende  konservative  Mehrheit  be- 
stand. Die  vielen  Nachwahlen  und  die  allgemeine  Stimmung, 
wie  sie  sich  in  der  Presse  und  in  den  Versammlungen  äusserte, 
hatten  gezeigt,  dass  das  konservative  Ministerium  nicht  mehr  das 
Vertrauen  des  Volkes  besass,  und  das  hat  sich  bei  den  Neuwah- 
len bestätigt,  indem  die  liberalen  eine  bis  dahin  noch  nicht  da- 
gewesene Mehrheit  im  Unterhause  erlangten. 


i)  S.   Low  a.  a.  O.,  p.  63.     Vgl.  auch  Ansoii^  II,    128  und  129. 

2)  Ostrogorski,  La  democratie  et  l'organisation  des  partis  poliliques,  I,  465  und 
I,  569.  S.  L.  Dickinso7t,  Le  developpement  du  parlement  pendant  le  dix-neuvieme 
siecle  (englisch  1S96),  Traduction  et  Preface  de  M.  Deslandres  p.  98:  »Nous  en 
avons  assez  dit  pour  demontrer  ce  qui  est  d'ailleurs  difficile  ä  contester :  la  trans- 
formation    du  representant    d'une    circonscription  electorale  en  son   deleguii  obeissant 
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Dieser  steigende  Einfluss  der  Wählerschaft  hat  zur  Folge, 
dass  das  Kabinett  dem  Parlament  gegenüber  immer  stärker  wird  ^) 
und  dass  dieses  immer  mehr  zu  einer  Art  Wahlmännerversamm- 
lung herabsinkt.  Dicey  meint  sogar,  durch  die  immer  wachsende 
Macht  der  Wählerschaft  erscheine  es  möglich,  dass  die  parlamen- 
tarische Exekutive  in  England  sich^in  eine  nicht-parlamentarische, 
wie  in  Amerika,   verwandeln  werde  ^). 

Diese  Entwickelung  der  Macht  der  Wählerschaft  in  der  zweiten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  ist  hauptsächlich  dadurch  zu  erklären, 
dass  der  Volkswille  sich  ausserhalb  des  Parlaments  genug  Wege 
gebahnt  hat,  um  sich  Gehör  zu  verschaffen  (Presse,  Vereine,  Ver- 
sammlungen u.  s.  w.),  und  es  hat  sich,  um  den  treffenden  Aus- 
druck von  Jellinek  zu  gebrauchen,  eine  soziale  Verantwortlichkeit 
im  politischen  Leben  herausgebildet^). 

Zu  der  Zeit,  da  die  Kommunikationsmittel  und  die  Presse  un- 
entwickelt und  überhaupt  das  öffentliche  Leben  noch  wenig  rege 
war,  diente  das  Parlament  als  das  einzig  wichtige  Organ  der 
öffentlichen  Meinung.  Es  diente  dieser  aber  mitunter  nicht  ge- 
rade gut.  Deshalb  waren  die  grossen  Bewegungen  in  England 
im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  hauptsächlich  auf  die  Reform 
des  Parlaments  gerichtet*). 

In  der  Tat,  w^enn  man  alle  die  liberal-demokratischen  For- 
derungen betrachtet,  so  bezwecken  die  meisten  von  ihnen,  ent- 
weder das  Parlament  selbst  zum  wahren  Repräsentanten  des  Vol- 
kes zu  machen  oder  den  Volkswillen  ausserhalb  des  Parlaments 
zum  Ausdruck  zu  bringen.  Zu  den  Wünschen  der  erstem  Art  ge- 
hört das  Verlangen  nach  der  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  des 
Parlaments,  nach  dem  allgemeinen  Wahlrecht,  der  Proportional- 
wahl, dem  imperativen  Mandat,  der  kurzen  Dauer  der  Legislatur- 

et  passiv.  Admis  comme  candidat  seulement  par  le  choix  et  l'approbation  du  Cau- 
cus,  domine  par  l'opinion  de  ses  electeurs  au  lieu  de  suivre  ses  propres  pensees,  il 
est  nomme  pour  soutenir  un  programme  auquel  11  s'est  lie  d'avance ;  et  s'il  devie  de 
la  ligne  de  ce  programme  il  est  tenu  pour  coupable   de  violation  de  parole. 

1)  In  England  gewinnt  das  Kabinett  deswegen  noch  an  Wacht,  weil  es  keine 
rechtlich  anerkannte  Institution  ist. 

2)  Dicey,  Introduction  to  the  study  of  the  Law  of  the  Constitution,  p.  431. 

3)  G.  yelli7iek,   Verfassungsänderung  und  Verfassungswandlung,   S.  74. 

4)  Osirogorski,  I,  115  et  116:  »Quand  vers  la  fin  de  la  guerre  conire  Napoleon, 
et  dans  les  premieres  annees  qui  suivirent,  la  misere,  produite  par  l'avilissement  des 
salaires  et  la  cherte  du  ble,  reveilla  dans  les  masses  l'esprit  de  mecontentement,  elles 
se  laisserent  persuader  que  le  remede  ttait  dans  l'etablissement  du  suffrage  universel 
et   dans   les  parlements  annuels«. 
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Perioden  und  der  Abschaffung  der  ersten  Kammer  :  das  Parlament 
soll  zum  Spiegel  der  Nation,  zu   ihrem  wahren  Abbild  werden  ^). 

Zu  der  anderen  Reihe  von  Forderungen  gehören  die  Press-, 
Rede-,  Versammlungs-  und  Vereins-Freiheit,  das  Referendum,  die 
Volksinitiative.  Die  Presse  wird  manchmal  die  vierte  Gewalt  im 
Staate  genannt.  Noch  in  den  sechziger  Jahren  schrieb  BageJiot'. 
»The  Times  has  made  many  ministries« '').  Und  die  Macht  der 
Presse  steigt  mit  jedem  Jahrzehnt. 

Als  wichtige  Folge  dieser  ganzen  Entwicklung  ergibt  sich, 
dass  mit  dem  allmählichen  Sinken  des  Ansehens  und  der  Bedeu- 
tung der  Parlamente  und  mit  dem  Steigen  der  Macht  der  öffent- 
lichen Meinung  die  Frage,  wie  die  Exekutive  zu  bestellen  sei, 
inmier  unbedeutender  wird.  Dadurch  wird  in  das  System  des  Par- 
lamentarismus —  m  seiner  üblichen  Formulierung  —  eine  Bresche 
gelegt. 

Auch  andere  Grundsätze  des  ganzen  Systems  werden  oft 
durchbrochen.  So  ist  es  in^  England  manchmal  vorgekommen, 
dass  die  Minister  im  Parlamente  keine  Sitze  hatten^).  So  gehört 
das  R.echt  der  Kammerauflösung  in  Frankreich  nicht  mehr  zu  den 
lebendigen  Institutionen  des  französischen  Staatsrechts*).  Und 
dieses  Auflösungsrecht  wird  doch  nicht  nur  von  den  ältesten 
Schriftstellern,  sondern  auch  von  den  neuesten  als  eines  der  not- 
wendigen Merkmale  der  parlamentarischen  Regierung  betrachtet^). 

Viel  wichtiger  aber  für  die  immer  klarer  hervortretende  Diver- 
genz zwischen  der  Schablone  des  parlamentarischen  Systems  und 
der  lebendigen  politischen  Wirklichkeit  ist  die  Tatsache,  dass 
jenes  auf  einen  Staat  mit  nur  zwei  —  und  zwar  regierungsfähigen 
— -  Parteien  zugeschnitten'')  ist.  In  England  funktioniert  immer 
noch    das   Zweiparteiensystem,    wenn    auch    dort    Anzeichen    vor- 

i)  G.  Jellinek ,  Verfassungsänderung  und  Verfassungswandlung,  S.  62:  »Die 
ganze  Geschichte  der  modernen  Parlamente  ist  von  dem  unablässigen  Streben  be- 
gleitet, die  richtige  Form  der  Repräsentation  zu  finden,  durch  welche  der  Volkswille 
in    reinster  und  sicherster  Weise  zum  Ausdruck  gebracht  werde«. 

2)  Bagehot,  The  English  Constitution,  p.  22. 

3)  A.    lodd  a.   a.   O.,  p.    195,   196. 

4)  G.  Jellinek  a.  a.  O.,  S.  60,  Note  2.  L.  Dugnit,  Droit  constitutionel,  1907, 
p.   410. 

5)  Esmein^  Elements  de  droit  constitutionnel,  4.  ed.  p.  163.  »Avec  le  gouverne- 
ment  parlementaire  il  (d.  h.  le  droit  de  dissolution)  est  naturel,  legitime  et  prcsque 
necessaire«. 

6)  Vgl.  Moreaie ,  Le  pouvoir  ministeriel ,  in  der  Revue  du  droit  public,  t.  \  II, 
p.    104. 
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banden  sind,  dass  die  herkömmliche  ParteigHederung  des  "Volkes 
sich  ändert.  Auf  dem  Kontinente  aber  setzen  sich  die  Parlamente 
meistens  aus  vielen  kleinen  Parteien  zusammen.  Dies  erschwert 
in  bedeutendem  Masse  das  Funktionieren  der  parlamentarischen 
Reeierune,  wenn  es  sie  nicht  geradezu  unmöglich  macht.  Es 
müssen  immer  Koalitionen  getjildet  werden,  und  das  bedeutet, 
dass  die  Solidarität  des  Ministeriums  nur  in  Bezug  auf  bestimmte 
Fragen  existieren  kann^).  Richtig  bemerkt  daher  Todd,  dass 
die  Koalitionen  dem  Grundprinzip  der  parlamentarischen  Regie- 
rung eigentlich  widersprechen-). 

Diese  Koalitionen  bringen  aber  noch  eine  andere  Erscheinung 
mit  sich,  die  die  Entartung  der  parlamentarischen  Regierung  ver- 
rät. In  den  betreffenden  Staaten  kommt  es  nämlich  dank  der 
Zersplitterung  der  Parteien  oft  vor,  dass  ein  gestürztes  Ministerium 
durch  ein  anderes  ersetzt  wird,  in  welches  Mitglieder  des  früheren 
eintreten,  oder  sogar,  dass  der  frühere  Premier  ein  neues  Kabinett 
bildet. 

Indem  also  die  politische  Verantwortlichkeit  der  Minister  in 
den  sog.  parlamentarisch  regierten  Staaten  von  der  neu  empor- 
steigenden —  sozialen  —  verdrängt  wird,  sehen  wir  andererseits 
greifbare  Anzeichen  ihres  Daseins  in  solchen  Staaten,  die  nicht 
als  parlamentarische  gelten.  Dadurch  verliert  die  Einteilung  der 
modernen  Staaten  in  solche  mit  parlamentarischer  Regierung  und 
ohne  dieselbe  an  Bedeutung.  Das  kann  man  am  besten  an  den 
Verhältnissen  im  Deutschen  Reiche  beobachten. 

Nach  der  Verfassung  haben  der  Reichskanzler  und  die  Staats- 
sekretäre nur  als  Bevollmächtigte  des  Bundesrats  Eingang  in  den 
Reichstag.  In  der  Tat  aber  erscheinen  sie  im  Reichstage  als  Mi- 
nister und  fühlen  sich  fast  immer  gezwungen,  ihm  Rede  und 
Antwort  zu  stehen.  FreiHch  geschieht  es  auf  Umwegen,  aber  selbst 
die  grossen  Verfechter  der  parlamentarischen  Regierung ,  wie 
Constant,  Chateaubriand  oder  Prevost-Paradol,  würden  sich  damit 
zufrieden  geben,  denn  die  Hauptsache  war  ihnen,  dass  die  Mini- 
ster mit  dem  Parlament  unmittelbar  verkehren.  Haben  sie  aber 
Eingang  in  das  Parlament,  wo  man  sie  befragen  und  interpellieren 


1)  Gewiss  kann  es  oft  vorkommen,  dass  auch  in  einem  einheitlichen  Kabinett 
Meinungsverschiedenheiten  bestehen,  sie  sind  aber  wenigstens  hinsichtlich  der  Grund- 
sätze ausgeschlossen,  während  sie  in  den  Koalitionsininisterien  von  vornherein  vor- 
handen sind. 

2)  A.    Todd  a.   a.  O.   II,   105. 
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darf,  so  werden  sie,  wie  die  genannten  Schriftsteller  es  glaubten, 
durch  die  Natur  der  Sache  sich  gezwungen  sehen,  mit  dem  Par- 
lament Hand  in  Hand  zu  gehen  ^). 

Wenn  man  weiter  in  Betracht  zieht,  dass  der  allgemeine  de- 
mokratische Zug  unserer  Zeit  auch  auf  deutschem  Boden  an 
Bedeutung  gewinnt,  dass  die  sozialen  Aufgaben  unserer  Tage  das 
Interesse  am  parlamentarischen  Getriebe  verringern,  so  wird  man 
auch  in  Deutschland  Anzeichen  der  Anknüpfung  unmittelbarer 
und  engerer  Bande  zwischen  Volk  und  Regierung  festzustellen 
haben,  d.  h.  das  Dasein  einer,  wenn  auch  unentwickelten  so- 
zialen Verantwortlichkeit. 

Eine  ähnliche  Erscheinung  tritt  uns  vor  Augen  im  klassischen 
nichtparlamentarischen  Staate,  in  der  nordamerikanischen  Union. 
Bekanntlich  schliesst  die  nordamerikanische  Verfassung  unter  dem 
Einfluss  der  iHontesquieu' sehen  Lehre  -)  und  unter  dem  Eindruck 
der  im  i8.  Jahrhundert  in  England  herrschenden  parlamentarischen 
Korruption  ^)  die  parlamentarische  Regierung  ausdrücklich  aus. 
Trotzdem  hat  sich  auch  dort  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eine 
solche  entwickelt,  weil  die  Minister  des  Präsidenten  Eingang  in 
die  Komitees  haben,  und  das  Wichtigste  der  parlamentarischen 
Arbeit  in  der  Union  eben  diese  Komitees  zu  erledigen  haben  ^). 
Allerdings  ist  zu  betonen,  dass  hier  die  Verbindung  zwischen 
Legislative  und  Exekutive  sich  noch  auf  viel  umständlicheren  und 


1)  Chateaubriand,  De  la  Monarchie  selon  la  Charte,  1816,  p.  22:  j)Renoncer  ä 
la  majorite,  c'est  vouloir  marcher  sans  pieds,  voler  sans  ailesi^.  p.  96  :  »Si  l'on  dit 
que  des  ministres  peuvent  toujours  demeurer  en  place  malgre  la  majorite,  par  ce  que 
cette  majorite  ne  peut  pas  physiquement  les  prendre  par  le  manteaii  et  les  mettre 
dehors,  cela  est  vrai.  Mais  si  c'est  garder  sa  place  que  de  recevoir  tous  les  jours 
des  humiliations,  que  de  s'entendre  dire  les  choses  les  plus  desagreables,  que  de 
n'etre  jamais  sur  qu'une  loi  passera,  tout  ce  que  je  sais  alors,  c'est  que  le  ministre 
reste,  et  que  le  gouvernement  s'en  va«.  Prcvost-Paradol,  Du  gouvernement  parle- 
mentaire  —  Sur  le  decret  du  24  novembre,  1S60,  p.  38:  »II  n'est  pas  besoin  de 
loi  ecrite  pour  qu'un  ministere  present  ou,  si  l'on  veut,  represente  dans  une  chambre, 
perdre  l'envie  d'y  rester  ä  partir  du  jour  oü  il  y  est  froidement  regu.  Que  chacun 
en  juge  par  sei  meme.  Quel  est  l'homme  du  monde  qui  pour  se  retirer  d'un  salon, 
attend  qu'on  le  mette  ä    la  porte«. 

2)  Vgl.   z.   B.   No.  XLVII  des  Federalisten. 

3)  »The  Constitution  has  provided  some  important  guards  against  the  danger 
of  executive  influenae  upon  the  legislative  body«,  sagt  der  Federalist  (The  Federa- 
list,  Hailowell,    1826,  No.  LXXVI,  p.  426.) 

4)  Vgl.  W.  Wilson,  Le  gouvernement  congressionnel,  traduit  sur  la  13.  edition 
americaine,  p.  64:  >»Ce  n'est  pas  »s'eloigner  beaucoup  de  la  realitcc  que  de  de- 
peindre  notre  gouvernement  comme  exerce  par  les  Comites  permanents  du  Congres«. 
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für  das  gewöhnliche  Auge  weniger  bemerkbaren  Umwegen  als  in 
Deutschland  vollzieht. 

Dagegen  finden  wir  hier  in  vollem  Masse  die  Herrschaft  der 
öffentlichen  Meinung  verwirklicht,  welche  die  V^oraussetzung  der 
sozialen  Verantwortlichkeit  bildet.  Werfen  wir  nun  einen  kurzen 
Blick  auf  die  amerikanischen  Ver|iältnisse. 

Die  neuesten  Schilderer  des  politischen  Lebens  der  Union 
heben  hervor,  dass  die  ganze  Staatsmaschine  sich  in  den  Händen 
einer  Clique  professioneller  Politiker,  der  Bosses,  befindet,  die 
das  Land  zum  Schaden  der  Allgemeinheit  regieren.  Ihr  zuweilen 
verbrecherischer  Einfluss  erstreckt  sich  sogar  bis  in  das  Weisse 
Haus  hinein,  indem  die  Parteien  in  ihren  Nationalkonventionen 
auch  Kandidaten  für  die  Präsidentschaft  aufstellen.  Einer  der 
Kandidaten  der  beiden  grossen  Parteien  wird  unbedingt  das  Haupt 
der  Republik,  denn  die  Amerikaner  folgen  streng  den  Beschlüs- 
sen ihrer  Partei. 

Diese  Wahl  ist  aber  nichts  weniger  als  eine  allgemeine.  In 
den  Urversammlungen  der  Partei  (primairies)  beteiligen  sich  haupt- 
sächlich die  kleinen  Politiker  und  ihre  Schützlinge,  die  durchaus 
nicht  zu  den  besten  Elementen  des  Volkes  gehören.  Die  Zahl 
der  Wähler  in  diesen  primairies  schwankt  zwischen  i%  und  io% 
der  Gesamtzahl  der  Wähler^).  In  den  Parteikonventionen  wird 
bei  weitem  nicht  der  beste  Mann  gewählt,  im  Gegenteil,  die 
mächtigen  Bosses  suchen  eine  unbedeutende  Persönlichkeit,  ein 
»horse  dark«  durchzubringen,  damit  sie  sie  leichter  beherrschen 
können.  Im  Durchschnitt  steht  der  amerikanische  Parteipolitiker, 
der  nach  Aemtern  als  nach  einer  Quelle  der  Bereicherung  hascht, 
auch  wirklich  keineswegs  über  dem  gewöhnlichen  Amerikaner. 

Warum  aber  wollen  die  bedeutenderen  Männer  sich 
nicht  mit  Politik  beschäftigen.?  Die  Kenner  der  Verhältnisse  er- 
klären es  hauptsächlich  damit,  dass  das  politische  Leben  in  Ame- 
rika weniger  Anziehungskraft  ausübt  als  in  Europa,  und  dass  die 
Energie  des  Amerikaners  ein  genügendes  Feld  der  Betätigung  in 
den  gewaltigen  Unternehmungen  und  den  aufreibenden  Vergnü- 
gungen hat  ^.  In  dem  sich  grossartig  entwickelnden  Lande  finden 
die  begabten  und  intelligenten  Männer  sehr  leicht  lohnende  Ar- 
beit und  Beschäftigung,    die  sie  voll    befriedigen  kann,    während 

i)  Ostrogorski  a.  a.  O.  11,  196. 

2)  Vgl.  Bryce,    La  rcpublique  americaine,    ed.  frangaise  completce    par  l'auteur, 
1901,  t.  III,  eh.  LVIII.     Ostrogorski,  II,   339. 
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die  Dauer  der  Aemter  in  der  Union  sehr  kurz  ist  und  sie  für  einen 
ehrlichen  Mann  nicht  einträgHch  genug  sind. 

Das  »better  element«  will  sich  also  nicht  mit  der  Politik  ab- 
geben. Es  hat  weder  Zeit  noch  Interesse  dafür.  Die  reicheren 
und  begabteren  Leute  lassen  lieber  die  Bosses  und  die  Managers 
von  dem  grossen  nationalen  Reichtum  einen  geringen  Teil  in  die 
Taschen  stecken,  als  dass  sie  selber  an  dem  »make  money«  ver- 
hindert werden.  Sie  wissen  wohl,  dass  es  eine  Korruption  gibt, 
luid  wenn  ein  Skandal  an  das  Tageslicht  kommt,  dann  können 
die  beteiligten  Politiker  sich  nicht  mehr  halten,  sie  werden  einfach 
nicht  mehr  geduldet.  Auch  wenn  ein  Boss  zu  viel  wagt,  wird  er 
schnell  gestürzt.  »Un  boss  ä  vues  courtes  et  ä  gros  appetits  jouit 
du  moment  en  epicurien  et  precipite  sa  chute«  ^).  Die  Bosses 
treiben  Politik,  aber  nur  des  Geldes  wegen,  welches  sie  dabei 
auf  rechte  und  unrechte  Weise  einheimsen  können  ;  sie  haben  aber 
nicht  die  Absicht  zu  herrschen,  und  sie  fürchten  sich,  die  indi- 
viduellen Rechte  der  Amerikaner   anzutasten^). 

Das  >better  Element«  hat  unter  dem  Regime  der  Bosses 
nichts  zu  fürchten  und  die  kleinen  Leute  befinden  sich  unter  ihm 
gar  nicht  schlecht,  denn  die  Parteipolitiker  erleichtern  oft  ihre 
Not  und  bringen  ihnen  Beschäftigung.  »Les  travaux  publics  inu- 
tiles  ou  peu  utiles,  auxquels  la  machine  pousse,  afin  d'avoir  une 
occasion  de  piller,  procurent  du  travail  aux  pauvres  gens,  et  du 
travail  bien  retribue,  la  parcimonie  n'etant  guere  le  vice  des  ad- 
ministrations  presidees  par  des  boss«.  Aber  die  Maschine  er- 
leichtert nicht  nur  die  materielle  Lage  des  armen  Mannes,  sie 
unterstützt  ihn  auch  moralisch.  Der  Politiker  hat  immer  ein  gutes 
Wort  für  den  Bewohner  seines  Bezirks,  er  nimmt  Teil  an  seinen 
Freuden  und  Leiden,  denn  er  muss  um  Stimmen  werben. 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  begreiflich,  dass  die  Ame- 
rikaner dieses  Regime  nicht  beseitigen.  »Good  enough  for  us« 
sagen  sie  ^j.  Wenn  aber  die  Regierung  der  Bosses  aus  irgend 
welchem  Grunde  unerträglich  wird  ,  dann  fegt  man  sie  weg  und 
nimmt  eine  Säuberung  vor.  In  den  letzten  Jahren  ist  der  Kampf 
mit  den  Bosses  heftiger  geworden  ,  und  der  Präsident  Roosevelt 
ist  deshalb  so  populär,  weil  er  einer  der  Rufer  in  diesem  Streite  ist. 

Das  amerikanische  Volk  fühlt  seine  Allmacht,  und  wenn  sein 


i)  Ostrogorski,  II,  jgr, 

2)  Ostrogorski,  II,   387. 

3)  Ostrogorski,  II,   401. 
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Wille  sich  klar  äussert,  dann  muss  er  unweigerlich  durchgeführt 
werden.  Wenn  die  politische  Situation  sich  zu  einem  bestimmten 
Problem  zuspitzt ,  dann  entsteht  im  Volke  eine  der  Lage  ent- 
sprechende Bewegung,  von  der  die  berüchtigte  »Maschine«  auf- 
gerieben wird  ').  Daher  kann  auch  Bryce  ^)  behaupten,  dass  über 
dem  Präsidenten,  über  den  Gouv-erneuren,  über  dem  Kongress 
und  den  Legislaturen,  über  den  Konventionen  und  der  ausge- 
dehnten Parteimaschine  sich  die  öffentliche  Meinung  erhebt ,  die 
in  den  Vereinigten  Staaten  die  grosse  Quelle  der  Gewalt,  der 
Herr  aller  Diener  ist,   die  vor  ihm  zittern. 

Derselbe  Bryce  meint,  dass  »Regieren  durch  die  öffentliche 
Meinung«  das  Ziel  sei,  zu  dem  alle  anderen  freien  Nationen  durch 
die  Ausdehnung  des  Wahlrechts,  durch  die  immer  schneller  wer- 
dende Verbreitung  der  Nachrichten  und  durch  die  Praxis  der 
Selbstverwaltung  mit  Notwendigkeit  geführt  würden  ^). 

Betrachten  wir  nunmehr  unter  dem  Gesichtspunkte  dieser 
Notwendigkeit  in  der  modernen  Entwickelung  die  zwei  bedeu- 
tendsten parlamentarischen  Staaten,  England  und  Frankreich ,  so 
werden  wir  hier  keine  unbeschränkte  Herrschaft  der  öffentlichen 
Meinung  feststellen  können. 

Was  England  anbetrifft,  so  wird  meistens  anerkannt,  dass, 
wenn  auch  die  Macht  des  Volkes  im  steten  Wachsen  begriffen 
ist,  der  Monarch  seine  Stellung  dennoch  bewahrt  und  sogar  an 
Ansehen  gewinnt,  was  aber  natürlich  in  bedeutendem  Masse  von 
seinen  persönlichen  Eigenschaften  abhängt.  Redlich,  der  behauptet, 
dass  es  ein  revolutionärer  Akt  wäre,  wenn  der  englische  Monarch 
den  Gesetzen  seine  Sanktion  verweigerte,  und  dass  es  daher  un- 
nütz sei,  darüber  Betrachtungen  anzustellen'*),  vergisst,  dass  der 
Monarch  seine  Sanktion  gar  nicht  zu  verweigern  braucht ,  da  er 
ja  einen  Ersatz  dafür  in  der  »praktisch  geübten  Vorsanktion«  hat, 
wie  Hatscheck  sagt  ^).  Doch  auch  Redlich  muss  zugeben ,  dass 
der  Krone  und  dem  Oberhause  »gewisse  Befugnisse  und  Mög- 
lichkeiten zeitweiliger  Hemmung  gegenüber  dem  vom  Kabinette 
repräsentierten  Willen  der  Mehrheit  des  Unterhauses  geblieben 
sind  "'').     Daher  ist  der  englische  Monarch  bis  jetzt  noch  ein  nicht 


i)  Ostrogorski,   II,   392.  2)  A.  a.  O.  III,  351. 

3)  Bryce,  III,  350. 

4)  Recht  und  Technik  des   englischen   Parlamentarismus,  S,   657. 

5)  Englisches  Staatsrecht,  I,  445. 

6)  A.  a.  O.  S.   247. 
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ZU  unterschätzender  politischer  Faktor  und  nicht  blosser  Reprä- 
sentant des  Staates.  Allerdings  darf  man  nicht  vergessen,  dass 
der  ausdrückliche  Wille  des  Volkes  stets  über  den  Willen  des 
Monarchen  triumphiert,  dass  wenn  auch  das  Ansehen  der  Krone 
gewachsen  ist,  die  Macht  des  Volkes  in  noch  grösserem  Masse 
steigt ;  daher  demokratisiert  sich  England  immer  mehr.  Die  Ver- 
hältnisse des  Vereinigten  Königreichs  lassen  sich  somit  derart  auf- 
fassen,  dass  dort  zwei  politische  Faktoren  vorhanden  sind;  — 
der  Volkswille  und  die  traditionelle  monarchische  Gewalt,  von 
welchen  dem  ersteren  die  überwiegende  Bedeutung  zukommt. 

Es  ist  bemerkenswert,  dass  in  dem  anderen  grossen  Lande, 
in  dem  das  parlamentarische  Regime  besteht,  in  Frankreich  die- 
selben beiden  Elemente  festgestellt  werden  können.  Die  franzö- 
sische Verfassung  vom  Jahre  1875  ist  von  einer  Nationalversamm- 
lung beschlossen  worden,  deren  Mehrheit  monarchisch  gesinnt 
war.  Da  aber  die  Lage  der  Dinge  damals  die  Wiederherstellung 
der  Monarchie  nicht  zuliess,  so  wurde  die  Republik  sozusagen 
provisorisch  eingesetzt.  Erst  1884  ist  es  den  Republikanern  ge- 
lungen, ein  Amendement  durchzubringen,  nach  welchem  die  re- 
publikanische Regierungsform  keinen  Gegenstand  eines  Vorschla- 
ges zur  Verfassungsrevision  ausmachen  darf^).  Trotzdem  haben 
die  Republikaner  Frankreichs  bis  in  die  neueste  Zeit  für  das  Be- 
stehen der  Republik  zu  kämpfen.  So  konnte  noch  vor  einigen 
Jahren  ein  Ministerium,  dasjenige  von  Waldeck-Rousseau,  »le 
ministere  de  defense  republicaine«   genannt  werden  -). 

Die  Umstände,  unter  denen  die  dritte  Republik  entstanden 
ist,  haben  es  mit  sich  gebracht,  dass  trotz  der  Absetzung  Napo- 
leons III.  die  neue  Verfassung  ad  instar  einer  parlamentarischen 
Monarchie  gedacht  war,  sodass,  wenn  der  Präsident  eine  bedeu- 
tende Persönlichkeit  ist,  er  dieselbe  Macht  entfalten  kann,  die 
ein  parlamentarischer  Monarch  besitzt. 

Aber  wie  wenig  hervorragend  der  den  Posten  des  Präsidenten 
inne  habende  Staatsmann  auch  sein  mag,  sein  Einfluss  kann  doch 
unbedingt  zur  Geltung  kommen  ,  weil  er  an  den  Sitzungen  des 
Ministerrats  sich  beteiligt  und  weil  er  oft,  dank  der  Zersplitte- 
rung der  Parteien  in  Frankreich,  bis  zu  einem  gewissen  Grad  frei 


1)  Borgeand,   Etablissement  et  revision  des  constilutions,  p.   302. 

2)  Vgl.  Re7ic  Bloch,  Le  regime  parlementaire  en  France  sous  la  troisieme  Rcpu- 
blique,  (These,  Paris)  1905,  p.  155.  Bloch  vertritt  allerdings  den  Standpunkt,  dass 
das  parlamentarische  Staatsoberhaupt  keinen  politischen  Einfluss  ausübt  (vgl.  p.  36  ff.). 
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ZU  entscheiden  hat,  welchem  von  den  vielen  Führern  er  die  Ka- 
binettsbildung anvertrauen   will. 

Wenn  nun  die  Dinge  sich  aber  tatsächlich  so  gestaltet  haben, 
dass  die  politische  Bedeutung  des  Präsidenten  viel  geringer  ge- 
worden ist  ^),  als  man  es  annehmen  könnte,  so  entspricht  es  doch 
andererseits  ganz  der  Psychplogie  des  französischen  Volkes,  dem 
»chef  de  l'Etat«  eine  bedeutende,  ja  vielleicht  die  bedeutendste 
Rolle  im  Staate  zuzuschreiben.  Die  politischen  Schicksale  des 
Landes  haben  es  mit  sich  gebracht ,  dass  die  Franzosen  unter 
allen  Verhältnissen  im  obersten  »Beamten«  des  Staates,  mag  er 
König,  Kaiser  oder  Präsident  heissen,  den  eigentlichen  Sitz  der 
staatlichen  Gewalt,  die  Verkörperung  der  höchsten  Autorität  er- 
blicken. Trotz  der  Republik  und  trotz  der  parlamentarischen 
Regierung,  meint  ein  französischer  Schriftsteller,  sind  die  Nach- 
klänge der  alten  Ordnung  und  des  Kaiserreichs  nicht  ganz  ver- 
schollen: man  vergisst  die  Bedingungen,  unter  denen  der  Präsi- 
dent zur  Gewalt  gelangt,  und  man  sieht  in  ihm  den  Nachfolger 
Napoleons  oder  Ludwigs  XIV  -). 

Mag  diese  letzte  Behauptung  noch  so  übertrieben  sein,  ein 
Körnchen  Wahrheit  steckt  doch  in  ihr.  Daher  hüten  sich  die 
massgebenden  französischen  Politiker,  die  ihr  Volk  gut  kennen, 
einen  bedeutenden  Mann  zum  Präsidenten  zu  wählen ;  denn  er 
könnte  vielleicht  unschwer  die  Stellung  eines  Napoleon  oder  Lud- 
wig XIV.  einnehmen.  Sie  ziehen  vor,  die  tatsächliche  Macht  in 
die  Hand  des  verantwortlichen  und  leicht  absetzbaren  Minister- 
präsidenten zu  verlegen. 

So  sehen  wir,  dass  auch  in  Frankreich  die  beiden  Elemente 
vorhanden  sind,  die  in  dem  parlamentarisch  regierten  England 
existieren :  die  traditionelle  monarchische  Gewalt  und  die  Macht 
des  Volkes,  die  öffentliche  Meinung.  Die  letztere  ist,  wie  in 
England,  in  stetem  Wachsen  begriffen,  die  erstere  dagegen,  im 
Gegensatz  zu  England,  in  stetem  Sinken. 

Für  uns  ist  es  wichtig,  festzustellen,  dass  in  den  beiden  Län- 
dern   zwei    politische   Faktoren    vorhanden  sind ,    von    denen    der 

1)  In  Frankreich  werden  in  unseren  Tagen  sogar  Stimmen  von  Republikanern 
laut,  die  verlangen,  dass  dem  Präsidenten  mehr  Einfluss  gewährt  werde,  seinen  ver- 
fassungsmässigen Rechten  entsprechend  (vgl.  P.  Laßtte,  La  vraie  Constitution  de  1875, 
Revue  du  droit  public,  t.  III .  p.  86  et  suiv.  y.  ßarthclei)iy,  L'introduction  du  re- 
gime parlementaire   en   France  sous  Louis  XVIII  et  Charles  X,  1904,   p.   31S). 

2)  Felix  Moreaii,   Pour  le  regime  parlementaire,   1903,    p.   324. 


Der  Parlamentarismus   in  der  Lehre   Benjamin  Constants.  ^Q7 

eine,  und  zwar  die  immer  steigende  Macht  der  öffentlichen  Mei- 
nung, die  Vorherrschaft  hat.  Da  aber  nun  diese  öffenthche  Mei- 
nung in  den  parlamentarisch  regierten  Staaten  doch  nicht  aus- 
schliesslich die  Politik  der  Regierung  bestimmt ,  so  können  sie 
nicht  als  Demokratien  bezeichnet  werden.  Ein  englischer  Schrift- 
steller sagt  über  sein  Vaterland:  »Was  wir  jetzt  vor  uns  sehen, 
ist  keine  vollendete  Demokratie,  sondern  eine  Demokratie,  die 
um  ihre  Existenz  kämpft«  ^).  Das  gilt  in  vollem  Masse  auch  für 
Frankreich  :  auch  hier  hat  noch  die  Demokratie  im  Kampfe  sich 
ihr  Recht  zu  erwerben.  Gewiss  erleichtert  die  republikanische 
Form  der  Verfassung  diesen  Kampf;  die  Republik  besteht  aber 
doch  noch  zu  kurze  Zeit ,  als  dass  das  französische  Volk  sich 
hätte  gewöhnen  können,  vollständiger  Herr  seiner  Lage  zu  sein, 
und  sich  als  solchen  zu   fühlen. 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  ergibt  sich  —  um 
das  noch  einmal  zu  betonen  — ,  dass  das  parlamentarische  Mi- 
nisterium, dessen  Entstehen  anfänglich  durch  den  Sieg  des  Par- 
laments über  die  Krone  bedingt  war,  im  Laufe  der  Zeit,  mit  der 
Entwickelung  anderer  Organe  der  öffentlichen  Meinung  neben 
dem  Parlament,  an  Bedeutung  eingebüsst  hat.  Die  Macht  des 
Ministeriums  beruht  in  unseren  Tagen  nicht  sowohl  auf  dem  Ver- 
trauen des  Parlaments,  als  vielmehr  auf  der  Unterstützung  seitens 
der  öffentlichen  Meinung,  was  ebenso  für  parlamentarische  wie 
für  nichtparlamentarische  Staaten  gilt.  Während  aber  in  einem 
Lande  wie  der  nordamerikanischen  Union  ausschliesslich 
der  Volkswille  herrscht,  ist  in  den  sog.  parlamentarisch  regierten 
Staaten  noch  bis  jetzt  auch  der  andere  der  beiden  Faktoren,  auf 
denen  das  System  des  Parlamentarismus  aufgebaut  ist,  massge- 
bend: die  traditionelle  monarchische  Gewalt. 

IL   Benjamin  Constant. 

A.   Seine  Zeit. 

Im  folgenden  soll  uns  die  Darstellung  der  Ansichten  des  er- 
sten und  bedeutendsten  Theoretikers  des  parlamentarischen  Sy- 
stems, Benjmnin  Constants,  beschäftigen.  Wir  werden  bei  ihm 
die  beiden  Faktoren,  die  auch  noch  jetzt  die  parlamentarisch  re- 
gierten Staaten  charakterisieren,  hervorgehoben   sehen ,    aber  mit 

l)   G.  L.  Dickinson,     Le  developpement    du  parlement    pendant  le  dix-neuvieme 
siecle,  p.   212. 
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einer  ganz  besonderen  Betonung  der  Notwendigkeit  eines  parla- 
mentarischen Ministeriums,  was  auch  den  damahgen  Verhältnissen 
entsprach  ^). 

Bevor  wir  aber  zu  unserem  Thema  übergehen ,  müssen  wir 
einen  Blick  auf  diejenige  Epoche  der  französischen  Geschichte 
werfen,  die  mit  der  Ablehnung  der  parlamentarischen  Regierung 
wenig  günstige  Erfahrungen  gemacht  hat  und  dadurch  derri  par- 
lamentarischen System  und  der  Lehre  seines  eifrigsten  Vertreters 
nicht  wenig  zum  Erfolg  verholfen  hat. 

Die  Revolution ,  welche  die  Volkssouveränität  proklamiert 
hatte,  führte  durch  den  Gang  der  Ergebnisse  zu  einer  demokra- 
tischen Republik,  die  schliesslich  in  den  napoleonischen  Despo- 
tismus ausartete.  In  den  ersten  Zeiten  der  Konstituante  war  das 
französische  Volk  durchweg  monarchisch  gesinnt,  und  niemand 
dachte  an  die  Möglichkeit  einer  Republik  '^).  Insofern  die 
parlamentarische  Regierung  eine  Versöhnung  der  monarchi- 
schen Gewalt  mit  der  Gewalt  des  Volkes  unter  Vorherr- 
schaft des  letzteren  ist,  wäre  ihre  Einführung  nur  damals  mög- 
lich gewesen :  denn  sehr  bald  entbrannte  ein  Kampf  zwischen 
der  Krone  und  der  Volksvertretung,  der  zur  Hinrichtung  des 
Monarchen  führte. 

Aber  noch  andere  Gründe  haben  die  Einführung  der  parla- 
mentarischen Regierung  im  Anfange  der  Revolution  verhindert. 
Da  die  Franzosen  keine  Konstitution  hatten,  konnten  sie  ihre  be- 
stehenden Institutionen  den  neuen  Anforderungen  nicht  anpassen  : 
sie  mussten  das  alte  Gebäude  niederreissen  und  ein  neues  auf- 
richten^), dessen  Vorbilder  sie  dort  suchten,  wo  es  allein  mög- 
lich war:  in  Amerika  und  P^nwland. 


l)  Wie  unentwickelt  die  Organe  der  öftentlichen  Meinung  neben  dem  Parla- 
mente noch  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  in  Europa  waren,  ersieht  man  aus  der 
Tatsache,  dass  die  Presse,  für  die  in  England  zwar  seit  1695  keine  Zensur  mehr  be- 
stand {Th.  E.  May,  The  constitutional  History  of  England  II,  99  ff.),  doch  auf  dem 
Wege  der  Libellprozesse  verfolgt  und  mit  Steuern  belastet  wurde,  so  dass  sie,  weil 
kostspielig,  nur  einem  sehr  kleinen  Leserkreise  zugänglich  war.  Ebenso  wenig  frei 
und  verbreitet  war  während  der  Restaurationszeit  die  französische  Presse  [Ch.  Seig- 
nobos,  Hisloire  politique  de  l'Europe  contemporaine,   2.  ed.  p.    loo,    loi). 

2)  A.  Aulard,  Histoire  politique  de  la  Revolution  fran^aise,  1901,  p.  2  et  suiv. 
Duvergier  de  Hauranjie,  Hisloire  du  gouvernement  parlementaire  en  France,  1S57, 
c.    I,  p.  42. 

3)  M.  Kozvalewski,  Der  Ursprung  der  modernen  Demokratie,  1899,  I,  S.  259  fT. 
(russisch).     Duvergier  de  Hauravve,  I,   5. 
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Nun  ist  aber  in  Amerilca  die  parlamentarische  Regierung  aus- 
geschlossen, und  auch  England,  dessen  Verfassung  den  Franzosen 
hauptsächlich  durch  die  Schriften  Montesquieu's,  deL'Olme's,  Black- 
stone's  bekannt  war,  hatte  den  Ruf  eines  Landes,  in  dem  die 
Trennung  und  das  Gleichgewicht  der  Gewalten  bestehen,  was  für 
die  damalige  Zeit  als  eine  unerlässliche  Bedingung  der  Freiheit 
galt.  Haben  auch  manche  Mitglieder  der  Konstituante ,  wie 
Sieyes,  das  Funktionieren  der  politischen  Verantwortlichkeit  im 
englischen  Parlament  eingesehen ,  so  erschien  ihnen  diese  doch 
als  ein  verwerfliches  Institut,  dessen  Nachahmung  nicht  zu  em- 
pfehlen sei  ^). 

Auch  die  Cahiers  der  Reichsstände,  insofern  in  ihnen  die 
Forderung  einer  Ministerverantwortlichkeit  erschien ,  verlangten 
wohl  eine  rechtliche,  aber  keine  politische  Verantwortlichkeit^). 
Aehnlich  war  auch  die  Stimmung  in  der  Nationalversammlung, 
und  als  Mirabeau  mit  seiner  berühmten  Rede  über  die  Zulassung 
von  Deputierten  zu  den  Ministerämtern  auftritt,  fällt  er  mit  seinem 
Plane  durch  ^). 

Endlich  ist  noch  ein  wichtiger  Grund  hervorzuheben,  warum 
die  Nationalversammlung  keine  parlamentarische  Regierung  sta- 
tuieren konnte.  In  jener  Periode  der  Revolution  gab  es  nämlich 
noch  keine  politischen  Parteien,  die  eine  notwendige  Grundlage 
der  parlamentarischen  Regierung  bilden.  Das  grosse  Genie  Mi- 
rabeaus  fühlte  die  Notwendigkeit  der  Parteien.  Er  machte,  wor- 
auf Ai//ard  hinweist,  erfolglose  Anstrengungen,  eine  Partei  ins 
Leben  zu  rufen,  deren  Führer  er  werden  wollte  *).     Unter  diesen 


i)  Sieyes,  Qu'est-ce  que  le  tiers  etat?  Dresden,  1875.  »Le  gouvernement  est, 
en  Angleterre  le  sujet  d'un  combat  continiiel  entre  le  ministere  et  l'aristocratie  de 
l'opposition.  La  nalion  et  le  Roi  y  paraissent  presque  comme  simples  spectateurs. 
La  politique  du  Roi  consiste  ä  adepter  le  part  le  plus  fort«  p.  52,  note  i.  »J'ai 
bien  peur  que  chef-d'oeuvre  (d.  h.  la  Constitution  d'Angleterre)  tant  vante  ne  püt 
soutenir  un  examen  impartial  fait  d'aprcs  les  principes  du  veritable  ordre  politique, 
p.   51. 

2)  Simonnet,  Le  gouvernement  parlementaire  et  TAssembliJe  Constituante  de 
1789,  p.    32   et  suiv.      (These  pour'le  doctorat,  Paris  1S99.) 

3)  Die  Constituants  waren  nicht  nur  von  der  Notwendigkeit  der  Gewaltenteilung 
an  sich  überzeugt,  sondern  hatten  auch  den  Urheber  der  Massnahme,  den  Grafen 
Mirabeau,  in  Verdacht,  dass  bei  ihm  persönliche  Rücksichten  mitspielten.  Lanjuinais, 
der  Gegner  Mirabeaus,  soll  gesagt  haben :  :»Ein  beredtes  Genie  reisst  euch  fort  und 
unterjocht  euch;  was  würde  erst  geschehen,  wenn  der  Mann  Minister  wäre!«  (s. 
Stern,  Das  Leben  Mirabeaus,  II,   118). 

4)  »Mais  il   echoua  devant  l'inexperience,   l'amour-propre  et,   il  faut  le  dire  aussi, 
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Umständen  ist  es  dazu  gekommen,  dass  die  Verfassung  von  1791 
keine  parlamentarische  Regierung  zugelassen  hat  ^). 

Von  der  Eröffnung  der  Reichsstände  bis  zum  Falle  Napo- 
leons verging  ein  Vierteljahrhundert,  eine  Zeitperiode,  wäh- 
rend welcher  die  Franzosen  vieles  lernen  konnten.  England,  das 
am  wenigsten  unter  den  napoleonischen  Kriegen  gelitten  hatte, 
ist  nun  wieder  das  Vorbild,  das  Musterland,  dessen  Verfassung 
nachzuahmen  viele  bestrebt  sind^);  aber  jetzt  ist  die  Verfassung 
Englands ,  die  faktisch  eine  parlamentarische  Regierung  zulässt, 
besser  bekannt.  Die  Kenntnis  der  englischen  Sprache  ist  sehr 
verbreitet,  man  liest  eifrig  die  englischen  Zeitungen  ^);  der  Boden 
ist  also  besser  vorbereitet ,  um  die  Ideen  eines  hervorragenden 
Mannes ,  der  den  Parlamentarismus  ä  Tanglaise  mit  grosser  Ge- 
schicklichkeit und  feinem  Scharfsinn  darlegt,   aufzunehmen. 

Benjamin  Constant  trat  im  Jahre  1795  zum  ersten  Mal  als 
Politiker  auf,  als  er  mit  seiner  Freundin  Frau  von  Stael  nach 
Paris  gekommen  war  und  in  ihrem  Salon  einen  hervorragenden 
Platz  einnahm^).  Er  ist  während  dieser  Zeit  und  später,  bis 
seine  Ideen  vollständig  gereift  waren,  ein  gemässigter  Republi- 
kaner, der  die  Konsolidierung  der  Republik  wünscht;  er  erklärt 
sich  gegen  die  Royalisten  und  Terroristen,  aber  auch  gegen  jede 


le  scrupule  de  certains  Constiluants  :  ils  repugnaient  ä  s'enregimenter  et  craignaient, 
en  s'engageant  d'avance  ä  voter  ensemble,  d'aliener  le  liberte,  et  surtout  de  manquer 
aux  cahiers  de  leurs  electeurs«  {A.  Aulard,  L'Eloquence  parlementaire  pendant  la 
Revolution  frangaise.     Les  orateurs  de  TAssemblee  Constituante,    1882,   p.    61). 

1)  Titre  III,   Chapitre  II,   section  IV,   art.   2. 

2)  Gewiss  ist  in  England  um  diese  Zeit  bei  weitem  nicht  alles  so  gut,  wie  es 
auf  dem  Kontinent  erscheint.  Die  Bewunderung  Englands  erklärt  sich  aus  zwei  Um- 
ständen: erstens  geniessen  die  Engländer  in  der  Tat  ein  verhältnismässig  grösseres 
Mass  individueller  Freiheiten  als  alle  anderen  europäischen  Völker  (vgl.  Dicey,  Lec- 
tures  on  the  relalion  belween  Law  and  Opinion  in  England  during  the  nineteenth 
Century,  1905,  p.  81),  zweitens  identifiziert  man  die  Lage  der  englischen  Aristokratie 
mit  derjenigen  des  ganzen  Volkes  (vgl.   Seigtiobos,  p.   19). 

3)  »Jamals  peut-etre  en  France  on  n'a  pas  parle  plus  souvent  de  l'Angleterre 
et  de  ses  institutions;  jamais  les  relations  intellectuelles  n'ont  ete  plus  actives  entre 
les  deux  pays.  .  Le  sejour  des  emigres  et  de  la  famille  royale  en  Angleterre  n'etait 
pas  etranger  ä  la  connaissance  des  institutions  de  ce  pays«.  (^Barthclemy,  L'intro- 
duction  du  regime  parlementaire  en  France  sous  Louis  XVIII  et  Charles  X.,  p.  15); 
vgl.  auch  Bonttefon,  Le  regime  parlementaire  sous  la  Restauration,  1905,  p.  86  et 
suiv. 

4)  Benjamin  Cotistani,  Journal  intime  et  lettres  ä  sa  famille  et  ä  ses  amis  pre- 
cedes  d'une  introduction  par  D.  Melegari,  Paris  1895,  XXXII. 
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Willkür,  von  wem  sie  auch  ausgehe  '). 

Die  Grundideen  seiner  Lehre  sind  niedergelegt  in  den  Schriften, 
die  er  seit  dem  Jahre  1814  veröffentlicht.  Sie  beruhen  im  allge- 
meinen auf  folgendem  Gedankengang:  Ziel  und  Zweck  jeder 
menschlichen  Gemeinschaft  in  unseren  Tagen  ist  die  Freiheit  des 
Individuums  ^).  Die  individuellen  Rechte  ^)  befinden  sich  ausser- 
halb der  Kompetenz  des  Staates.  Der  moderne  Bürger  will ,  im 
Gegensatz  zu  dem  antiken  ,  eine  freie  Sphäre  haben ,  wohin  der 
Staat  nicht  eindringen  soll.  Diese  Freiheitsrechte  wurden  aber 
im  Laufe  der  Revolution  von  allen  Regierungen  angetastet;  da- 
mit dies  künftighin  nicht  mehr  geschieht,  bedarf  es  einerseits 
ihrer  Anerkennung  seitens  der  öffentlichen  Meinung,  einer  all- 
seitigen Zustimmung,  dass  dieses  Gebiet  heilig  ist  und  nicht  be- 
treten werden  darf,  andererseits  einer  besonderen  Einrichtung  der 
Gewalten  im  Staate,  welche  eine  Garantie  für  das  Bestehen  der 
Freiheiten  bieten  soll.  Dieses  letztere  ist  die  Aufgabe  der  Ver- 
fassung. 

B.  Seine  Lehre  von  der  Vorherrschaft  der  Volksrepräsentation  über  die  mo- 
narchische Gewalt. 

Die  Lehre  Benjamin  Constants  beruht  auf  der  Idee  der  Volks- 
souveränität, die  er  aber  nur  insoweit  anerkennt,  als  sie  nicht  in 
das  Gebiet  der  individuellen  Rechte  eingreift.  »La  souverainete 
n'existe  que  d'une  maniere  limitee  et  relative.  Au  point  oü  com- 
mence  l'independance  de  l'existence  individuelle  s'arrete  la  juri- 
diction  de  cette  souverainete«  ^). 

Wenn  B.  Constant ,  der  einstige  Republikaner,  nun  aber  für 
die  Monarchie  eintritt,  so  geschieht  es  aus  Abneigung  gegen 
Staatsumwälzungen  und  aus  der  Ueberzeugung ,  dass  die  Mo- 
narchie zur  Schaffung  einer  neutralen  Gewalt  am  besten  geeignet 
ist;  eine  treue  Hingabe 'etwa  an  eine  bestimmte  Dynastie  ist  bei 
Constant  nicht  zu   vermuten. 

Nach    den   Niederlagen    Napoleons,    Ende  1813  ,    schreibt  B. 

i)  De  la  force  du  gouvernement  actuel  et  de  la  necessite  de  se  rallier.  —  Des 
reactions  politiques.  —  Des  effets  de  la  terreur. 

2)  De  l'esprit  de  la  conquete  et  de  l'usurpalion,  Ch.  VH.  —  De  la  liberte  des 
anciens  comparee  ä  celle   des  modernes. 

3)  Solche  sind :  i)  die  persönliche  Freiheit,  2)  die  Aburteilung  durch  Geschwo- 
renengerichte, 3)  die  Religionsfreiheit,  4)  die  Gewerbefreiheit,  5)  die  Unantastbarkeit 
des  Eigentums,  6)  die  Pressfreiheit,  7)  die  Petitionsfreiheit. 

4)  Cours  de  politique  constitutionelle,  ed.  Laboulaye  1861,  L  p.  275. 


ßQ2  A.   M.  Dolmatowsky: 

Constant  sein  berühmtes  Pamphlet  »De  l'esprit  de  la  conquete 
et  de  l'usurpation :  ^) ,  in  dem  er  die  legitimen  Dynastien  den 
Usurpatoren  gegenüberstellt  und  für  die  ersteren  eintritt.  Zum 
ersten  Mal  wird  dabei  das  Wort  »legitimite«  ausgesprochen  -). 
Die  legitimen  Monarchen  seien  diejenigen,  die  entweder  den  Thron 
durch  das  Recht  der  Succession  ^^esteigen  oder  die  Königswürde 
mit  Zustimmung  des  Volkes  erlangen.  Bonaparte  sei  daher  als 
Usurpator  anzusehen. 

Während  dieser  Zeit  handelte  es  sich  auch  um  die  Frage, 
wem  der  Thron  Frankreichs  angeboten  werden  solle.  B.  Con- 
stant versucht  es  in  Gemeinschaft  mit  Frau  von  Stael,  Bernadotte 
zu  diesem  Throne  zu  verhelfen^).  Der  Plan  misslingt,  und  B. 
Constant  erklärt  sich  für  die  Bourbonen, 

Am  19.  März  1815  schreibt  er  im  »Journal  des  Debats«  einen 
heftigen  Artikel  gegen  den  von  Elba  zurückgekehrten  Napoleon 
und  nennt  ihn  einen  Attila  und  Tschingis-Khan  ■*).  Aber  kaum 
einen  Monat  später  ist  B.  Constant  Mitglied  des  Staatsrats  und 
arbeitet  im  Auftrage  Napoleons  die  Zusatzakte  zu  den  Konstitu- 
tionen des  Kaiserreichs  aus. 

Nach  der  zweiten  Restauration  ist  Constant  wiederum  An- 
hänger der  Charte  und  der  Bourbonen.  So  sagt  er  z.  B.  1820 
in  der  Deputiertenkammer:  »Les  Bourbons  avec  la  Charte  sont 
un  immense  avantage ,  parce  que  c'est  un  immense  avantage 
qu'une  famille  antique  sur  un  trone  inconteste«  ^). 

Nach  der  Vertreibung  Karls  X.  begegnen  wir  ihm  wieder  als 
einem  eifrigen  Verteidiger  der  Legitimität  Louis-Philippes*^). 

Es  ist  klar,  dass  ein  Monarchist  dieser  Art  die  Vorherrschaft 
eines  Monarchen  kaum  wünschen  kann.  Bejijajnin  Constant  wird 
Anhänger  der  Monarchie  nur  aus  dem  Grunde,  weil  sie  existiert 
und  weil  sie  nicht  weniger  Vorteile  darbietet  wie  eine  Republik. 
Einen  wesentlichen  Unterschied  zwischen  der  konstitutionellen 
Monarchie  und  der  Republik  sieht  er  nicht.    -Entre  la  monarchie 

i)  Erschienen  in  Hannover  im  Januar  1814. 

2)  Vgl.  Duvergier  Je  Hauranne,  Hisloire  du  gouvernement  parlementaire  en 
France  II,  81. 

3)  Vgl.  P.  Gatitier,  Madame  de  Stael  et  Napoleon,  1903,  p.  246  et  suiv.  — 
B.   Constant,  Journal  intime   137  et  suiv. 

4)  Vgl.  Duvergier  de  Hauranne  II,  437  et  suiv. 

5)  Vgl-    Archives  parlementaires,   2.   serie,   t.   XXVIII,  p.   6l. 

6)  Vgl.  Arch.  pari.,  2.  serie,  t.  LXIII,  p.  63.  Prevost-Paradol  (La  France  nou- 
velle  186S,   p.    152,    153):   »J'appelle  merae  expressement    bon    citoyen    le  Fran- 
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constitutioneüe  et  la  rcpublique,  la  difference  est  clans  la  forme. 
Entre  la  monarchie  constitutionelle  et  la  monarchie  absolue ,  la 
difference  est  dans  le  fond«,  schrieb  er  1819  in  dem  Avant-Pro- 
pos zur  neuen  Auflage  seiner  Schrift  »Des  reactions  politiques«  '). 

Wenn  Constaiit  aber  von  einer  konstitutionellen  Monarchie 
spricht,  so  versteht  er  darunter  immer  nur  eine  parlamentarische 
Monarchie,  d.  i.  einen  Staat  mit  der  Vorherrschaft  der  Volks- 
kammer ^). 

Die  Volkskammer  repräsentiert  nach  B.  Constant  die  öffent- 
liche Meinung;  die  öffentliche  Meinung  ist  aber  »eme  Macht,  die 
weil!  zuweilen  vor  den  Bajonetten  zurückweicht«,  ;>mais  qui  finit 
toujours  par  avoir  les  baionettes  de  son  cöte  <  ^).  Daher  kann 
auch  eine  repräsentative  Regierung  nicht  lange  Widerstand  lei- 
sten, sobald  die  öffentliche  Meinung  auf  der  Annahme  einer  be- 
stimmten Vorlage  besteht.  Daher  liegt  das  Wesen  einer  derar- 
tigen Regierung  eben  darin ,  dass  sie  von  der  öffentlichen  Mei- 
nung geleitet  wird  ^). 

Gehen  wir  nun  zur  Darstellung  der  einzelnen  Elemente  in 
dem  von   Constant  gedachten  konstitutionellen  Musterstaate  über. 

gais  qui  ne  repousse  aucune  des  formes  du  gouvernement  libre,  qui  ne  souffre  point 
l'idee  de  troubler  le  repos  de  la  patrie  pour  ses  ambitiuns  ou  ses  preferences  parti- 
culieres,  qui  n'est  ni  enivre  ni  revolte  par  les  mots  de  monarchie  ou  de  republique, 
et  qui  borne  ä  un  seul  point  ses  exigences:  qua  la  nation  se  gouverne  eile  meme, 
sous  le  nom  de  republique  ou  de  monarchie  par  le  moyen  d'Assemblees  librement 
clues  et  des  ministeres  responsables«.  —  Nicht  minder  ist  Thiers,  der  frühere  Orlea- 
nist,  der  mit  der  zweiten  Republik  sich  versöhnt  hatte,  bereit,  ein  treuer  Untertan 
des  Kaiserreichs  zu  werden,  wenn  es  nur  die  individuellen  Rechte,  die  »libertes  ne- 
cessaires<,  (zu  denen  auch  die  vliberte  parlementaire«,  d.  i.  die  Vorherrschaft  des 
Parlaments,  gehört)  gewähren  will.  (Vgl.  A.  Thiers,  Discours  parlementaires,  publ. 
par  Calmon,  t.  IX,  Die  Rede  vom  il.  Januar  1864).  Nach  dem  Sturze  Napoleons 
ist  Thiers  wieder  ein  gemässigter  Republikaner.  —  Den  Anhängern  der  parlamen- 
tarischen Regierung  ist  die  Hauptsache,  dass  die  letzte  Entscheidung,  »le  dernier 
mot«  (vgl.  Duvergier  de  Hauranne  a.  a.  O.,  t.  i,  Prcface,  W)  bei  der  Volkskam- 
mer liegt,  welche  die  opinion  publique  repräsentiert.  Ob  ein  ^Monarch  oder  ein  Prä- 
sident an  der  Spitze  des  Staates  steht,  erscheint  ihnen  weniger  wichtig. 

i)  Politique  constitutionelle,  II,  70:  »Mais  enfin,  la  republique  est  tombee.  Des 
lors  j'ai  du  appliquer  toutes  les  facultes  de  mon  esprit  ä  decouvrir  comment  on  con- 
cilierait  la  monarchie  et  la  liberte«.     (Politique  constitutionelle,     I,   308.) 

2)  Prcvost-Paradol  fasst  die  konstitutionelle  Monarchie  ebenfalls  nur  als  eine 
parlamentarische  auf;  denn  hat  die  Volkskammer  keine  wirkliche  Macht,  hat  sie 
keine  Vorherrschaft,  so  ist  es  ein  »regime  consultatif«,  das  dem  Absolutismus  gleich- 
kommt.    (Du  gouvernement   parlementaire,   1S60,   p.   7    et  suiv). 

3)  Politique  constitutionelle  I.  204. 

4)  1.  c.  I,  68. 


Qqa  A.  jM.  Dohr.atowsky : 

I.  Der  Monarch^). 

Ueber  die  rechtliche  SteHung  des  Monarchen  im  konstitu- 
tionellen Staat  konstruiert  Benjainin  Constant  eine  neue  Theorie, 
die  er,  seiner  eigenen  Aussage  gemäss,  Clermont-Tonnere  ent- 
nimmt ^). 

Nach  dieser  Theorie  ist  die  Exekutive  in  zwei  Gewalten,  in 
eine  passive  und  in  eine  aktive,  geteilt.  I3ie  erstere  bildet  den 
pouvoir  royal  oder  pouvoir  neutre  ,  die  andere  den  pouvoir  mi- 
nisteriel  oder  pouvoir  executif  im  eigentlichen  Sinne.  Es  ist  not- 
wendig, führt  B.  Constant  aus,  dass  die  höchste  Gewalt  im  Staate 
nicht  aktiv  sei ;  denn  sonst  wäre  bei  etwaigen  Konflikten  die  ein- 
zige Lösung  nur  die  Revolution.  Während  in  einer  absoluten 
Monarchie  es  kein  anderes  Mittel  gibt,  die  Exekutive  abzusetzen, 
als  die  Gewalt,  ist  in  der  konstitutionellen  Monarchie  die  Lösung 
friedlicher  Art,  denn  die  Absetzung  trifft  nur  die  Minister. 

Diese  Teilung  der  Exekutive  ist  dadurch  begründet,  dass 
der  Monarch  unverantwortHch,  die  Minister  hingegen  verantwort- 
lich sind.  Wenn  die  Verantwortlichkeit  sich  auf  die  Person  er- 
strecken würde,  deren  Absetzung  die  äusseren  Beziehungen  des 
Staates  unterbricht  und  das  innere  Funktionieren  zum  Stocken 
bringt,  so  würde  sie  nie  zu  realisieren  sein. 

Eine  höchste  neutrale  Gewalt  ist  für  den  ruhigen,  regelmäs- 
sigen Gang  der  Staatsgeschäfte  unumgänglich  notwendig.  Denn 
wenn  die  drei  anerkannten  politischen  Gewalten  (an  deren  Stelle 
Benjamin  Constant  fünf  setzen  will,  indem  er  auch  die  gesetzge- 
bende in  zwei  zerlegt :  —  le  pouvoir  representatif  de  la  duree 
und  le  pouvoir  representatif  de  I'opinion)  einander  stören,  an 
einander  stossen,  so  bedarf  es  eines  besonderen  Faktors,  der  sie 
in  das  Gebiet  ihrer  Tätigkeit  zurückverweist.  Dieser  Faktor  ist 
eben  der  pouvoir  royal,  diejenige  Gewalt  im  Staate,  die  ein  wirk- 
liches Interesse  daran  hat,  dass  die  anderen  nicht  aufeinander 
stürzen,  sondern  harmonisch  zusammenwirken.  Keine  der  beste- 
henden Gewalten  darf  mit  dieser  neutralen ,  intermittierenden 
Stellung  betraut  werden,  damit  sie  nicht,  weil  tätig,  die  anderen 
Gewalten  unterdrückt.  Es  ist  demnach  eine  Art  Puffergewalt, 
ein  pouvoir    modcrateur.     Das    war    der  Fehler    aller    vorherigen 

i)  Principes  de  politique  Cli.  II  et  III,  Reflexion  sur  les  Constitutions  et  les  ga- 
ranties  avec  un  esquisse  de  Constitution  Ch.  I  et  II ;  Addition  et  notes,  note  C. 
2)  Polilique  constitutionelle,   I,    176. 
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Konstitutionen,  dass  sie  einen  solchen  potuoir  neutre  nicht  geschaf- 
fen haben,  indem  sie  die  ganze  Summe  der  staatlichen  Autorität 
einer  der  aktiven  Gewalten  anvertrauten.  War  sie  der  Legisla- 
tive zugewiesen,  so  herrschte  die  Tyrannei,  war  die  neutrale  Ge- 
walt mit  der  eigentlichen  Exekutive  vereinigt,  so  wütete  der  Des- 
potismus. Die  Festlegung  einer  besonderen  neutralen  Gewalt  be- 
seitigt alle  diese  Uebel,  wie  das  in  England  .der  Fall  ist,  wo  da- 
her auch  die  Freiheit  besteht. 

Eine  derartige  Teilung  der  Exekutive  ist  der  Schlüssel  aller 
politischen  Organisation.  Wenn  man  den  pouvoir  royal  vom  pou- 
voir  ministeriel  nicht  trennt,  so  bleibt  vor  allem  die  wichtige  Frage 
—  die  Absetzung  der  Exekutive  und  ihre  Verantwortlichkeit  — 
unlösbar.  Die  Exekutive  liegt  in  den  Händen  der  Minister,  und 
der  Monarch  kann  die  Vornahme  keines  Aktes  ohne  ihre  Sig- 
natur anordnen,  durch  welche  die  Minister  die  Verantwortung 
übernehmen.  Freilich,  wenn  es  sich  um  Ernennung  der  Minister 
handelt,  dann  entscheidet  der  Monarch  selbst  nach  seinem  Gut- 
dünken; das  ist  sein  unbestrittenes  Recht.  Kommt  es  aber  zum 
Handeln  oder  sogar  bloss  zum  Vorschlag  eines  Gesetzes,  so 
müssen  die  Minister  in  den  Vordergrund  treten,  damit  die  Debatte 
oder  die  Abneigung  gegen  die  vorgeschlagene  Massnahme  das 
Oberhaupt  des  , Staates  nicht  kompromittieren.  Will  der  König 
eine  Massregel  vorschlagen,  so  müssen  die  Minister  mit  seinem 
Projekt  an  die  Oeffentlichkeit  treten.  Wenn  die  Minister  die  vom 
Monarchen  empfohlene  Massnahme  für  schädlich  halten  oder  sie 
aus  irgend  welchen  Gründen  missbilligen,  so  kann  der  Monarch 
sie  in  keiner  Weise  zum  Handeln  zwingen.  Er  kann  sie  nur 
entlassen,  und  die  Entlassung  bedeutet  keineswegs  eine  Strafe, 
sowenig  wie  die  Auflösung  der  Volkskammer  als  Strafe  für  die 
Deputierten  angesehen  werden  darf.  Ist  aber  die  Massregel,  die 
der  Monarch  wünscht,  für  den  Staat  notwendig,  wird  sie  von  den 
Sympathien  der  grossen  Masse  des  Volkes  begleitet,  so  wird  der 
Monarch  in  einem  solchen  Falle  sehr  leicht  Minister  finden  ,  die 
ihm  ihre  Mitwirkung  gerne  zur  Verfügung  stellen. 

Aber  aus  seiner  passiven  Rolle  herauszutreten  braucht  der 
Monarch  im  konstitutionellen  Staate  nicht ;  denn  dank  seiner  Er- 
ziehung, seiner  für  niemand  erreichbaren  Stellung  ist  er  ein  We- 
sen für  sich,  das  über  dem  Gebiet  der  politischen  Stürme  erhaben 
ist.  11  plane  pour  ainsi  dire,  au-dessus  des  agitations  humaines, 
et  c'est  le    chef-d'oeure    de    l'organisation    politique    d'avoir    ainsi 


5o6  ^-  ^^-  Dolmatowsky  : 

cree,  dans  le  sein  mcme  des  dissentiments  sans  lesquels  nulle 
liberte  n'existe,  une  sphere  inviolable  de  securite ,  de  majeste, 
d'impartialite,  qui  permet  ä  ces  dissentiments  de  se  developper 
sans  peril,  tout  qu'ils  n'excedent  pas  certaines  limites,  et  qui,  des 
que  le  danger  s'annonce  ,  y  met  un  terme  par  des  moyens  le- 
gaux,  constitutionnels,   et  degages  de  tout  aibitraire«  ^). 

Der  König  kann  kein  Unrecht  tun  ,  nicht  deswegen ,  weil  er 
frei  von  menschlichen  Mängeln  ist,  sondern  weil  er  durch  ge- 
schickte Einrichtung  der  staatlichen  Institutionen  in  eine  solche 
Lage  versetzt  wird.  Der  iMonarch  "reift  nur  da  ein,  wo  ein  Kon- 
flikt  zwischen  den  übrigen  Gewalten  entstanden  ist.  Wenn  zwi- 
schen Bürgern  Zwistigkeiten  entstehen,  so  entscheidet  eine  neu- 
trale Instanz,  die  Justiz.  Desgleichen  bedarf  es  auch  einer  neu- 
tralen Instanz,  die  dieselbe  Aufgabe  in  Bezug  auf  die  öffentlichen 
Gewalten,  wenn  sie  in  Konflikt  geraten,  zu  erfüllen  hat,  wie  die 
richterliche  Macht  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Individuen.  Diese 
neutrale  Instanz  ist  die  königliche  Gewalt.  »Le  pouvoir  royal 
est,  en  quelque  sorte,  le  pouvoir  judiciaire  des  autres  pouvoirs« -j. 

Der  Monarch  muss  dort  eingreifen,  wo  er  eine  Gefahr  kom- 
men sieht.  Frei  entlässt  er  daher  die  Minister,  sobald  ihm  ihre 
Tätigkeit  bedenklich  erscheint.  Coiistant  illustriert  seine  Gedan- 
ken mit  dem  Hinweis  auf  die  Verhältnisse  in  England ,  wo  der 
König  gefahrvollen  Unternehmungen  der  Minister  durch  ihre  Ent- 
lassung, und  schädlichem  Widerstand  des  Oberhauses  durch  Pair- 
schub  entgegentrete;  wo  er  gegen  die  Volkskammer  die  Waffe 
des  Veto  oder  der  Auflösung  gebrauchen  könne ,  und  wo  ihm 
den  rigorosen  Richtersprüchen  gegenüber  das  Begnadigungsrecht 
zusteht  ^). 

Weiter  ist  es  notwendig,  dass  dem  Könige  das  Recht  der 
Gesetzessanktion  gehöre.  Es  ist  gefährlich,  wenn  die  Autorität, 
welche  über  die  Ausführung  der  Gesetze  zu  wachen  hat,  solche 
Gesetze  ausführen  muss,  die  sie  nicht  billigt.  Denn  diejenigen, 
die  die  Macht  in  Händen  haben  ,  verfügen  über  viele  Mittel  und 
Wege,  die  ihnen  unangenehmen  Gesetze  zu  entkräften ;  sicherlich 
werden  sie,  wenn  sie  sie  ausführen,  keinen  sonderlichen  Eifer  an 
den  Tag  legen.  Dem  Ansehen  der  Krone  würde  das  zwar  nicht 
förderlich  sein,  aber  der  Unwille   des  Volkes  wird  doch  diejenigen 

i)  Politique  constitutioiicUe,  I,   21   et  22. 

2)  1.  c.  I,   179. 

3)  Politique  constitutionelle,   I,   20. 
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trefifen,  die  diese  Gesetze  gewollt  haben,  d.  i.   die  Deputierten. 

Der  Monarch  und  die  Minister  haben  mehr  Erfahrung  als 
die  MitgHeder  der  gesetzgebenden  Versammlungen ;  sie  wissen 
besser,  welche  Gesetze  notwendig  und  ausführbar  sind  und  welche 
nicht;  daher  darf  das  Veto  dem  Monarchen  nicht  entzogen  werden. 

Ausserdem  wird  durch  das  Königliche  Veto  der  Neigung  der 
Gesetzgeber,  zu  viele  Gesetze  zu  machen,  um  damit  die  Nation 
von  ihrem  Eifer  und  von  ihrer  Notwendigkeit  für  den  Staat  zu 
überzeugen,  entgegengearbeitet.  Die  Sucht,  Gesetze  zu  machen, 
ist  eine  Krankheit  der  repräsentativen  Staaten ,  die  durch  das 
Vetorecht  verhütet  werden  kann.  Das  suspensive  Veto  ist  aber 
zu  verwerfen ,  weil  es  eine  bestimmte  Entscheidung  der  Frage 
nur  hinausschiebt. 

Der  König  soll  auch  das  Recht  haben ,  die  repräsentati- 
ven Versammlungen  zu  vertagen  und  die  Volkskammer  auf- 
zulösen. Ohne  das  Auflösungsrecht  des  Monarchen  wird  jede 
politische  Körperschaft  zu  einer  zügellosen,  lärmenden,  dema- 
gogischen Versammlung.  Gewiss  müssen  die  Kammern  stark, 
zahlreich  und  unabhängig  sein,  dies  ist  notwendig  für  das  Bestehen 
der  Freiheit.  Aber  ihre  Uebergriffe  müssen  im  Interesse  derselben 
Freiheit  verhindert  werden.  Wohl  findet  die  unvernünftige  Ge- 
setzesmacherei  eine  Schranke  in  dem  königlichen  Veto,  dieses 
allein  ist  aber  ungenügend.  Wenn  man  der  repräsentativen  Macht 
keine  Grenzen  zieht,  sind  die  Volksrepräsentanten  nicht  mehr  Ver- 
teidiger der  Freiheit,  sondern  Kandidaten  der  Tyrannei.  Die 
Nation  ist  nur  dann  frei,  wenn  den  Neigungen  der  Deputierten 
Zügel  angelegt  werden.  Umsonst  würde  man  auf  eine  vernünftige 
Majorität  rechnen:  eine  Minorität,  die  sich  vor  nichts  scheut  und 
gut  organisiert  ist,  kann  ihren  Willen  der  Majorität  aufzwingen. 
Die  konstituierende  Versammlung  bestand  aus  den  ehrenwertesten 
und  aufgeklärtesten  Söhnen  Frankreichs ;  trotzdem  liess  sie  sich 
von  einer  gewalttätigen  Minorität  unterjochen.  Es  gab  kaum 
Hundert  Deputierte,  die  den  Thron  umstürzen  wollten;  und  doch 
geschah  es. 

Daraus  darf  man  aber  nicht  die  Folgerung  ziehen,  dass  es 
keiner  repräsentativen  Versammlungen  bedürfe.  Denn  das  Volk 
würde  dann  ohne  Organe  bleiben,  die  Regierung  ohne  Unter- 
stützung, der  öffentliche  Kredit  ohne  Garantie.  Die  repräsen- 
tativen Versammlungen  bringen  Leben  in  den  politischen  Körper^ 
und  wenn  sie  nicht  ohne  Gefahren  sind,  so  ist  ihr  Nicht-Bestehen 
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mit  anderen,  weit  grösseren  verbunden.  Die  Kammern  sind  un- 
umgänglich notwendig,  man  muss  ihnen  nur  gewisse  Schranken 
setzen.  Am  besten  ist  dazu  die  Auflösung  geeignet,  umsomehr, 
als  sie  keine  Beleidigung  der  Rechte  des  Volkes  ist,  sondern  um- 
gekehrt, ein  Appell  der  Krone  an  das  Volk,  damit  es  seine  In- 
teressen verteidigt,  damit  es  ausspricht,  ob  es  mit  seinen  Man- 
dataren einer  Meinung  ist.  Gibt  es  kein  Auflösungsrecht,  so  ent- 
scheidet im  Falle  eines  Konflikts  die  Macht,  und  dann  ist  es  mit 
der  Unverletzlichkeit   der  repräsentativen  Versammlungen  vorbei. 

Diese  Auffassung  Benjamin  Constants  von  der  Stellung  des 
Monarchen  im  konstitutionellen  Staat  ist  gewissermassen  vorbild- 
lich geworden  für  die  Vertreter  des  parlamentarischen  Regimes. 
Constants  geistigem  Auge  schwebt  England  vor,  wenn  er  den 
»wahrhaft«  konstitutionellen  Monarchen  schildert,  und  er  weist 
fortwährend  auf  dieses  Land  hin  und  illustriert  seine  Gedanken 
durch  Beispiele  aus  der  Geschichte  Englands.  Zwar  war  die  Macht 
der  englischen  Könige  viel  bedeutender,  als  Constant  glaubte, 
allein  man  kann  schwerlich  behaupten,  wie  das  einige  tun,  dass 
er  sich  den  Monarchen  als  blossen  Repräsentanten  vorstelle,  der 
nach  der  Thiers'schen  Formel:  ;  le  roi  regne  et  ne  gouverne  pas« 
sich  zu  verhalten  habe^).  B.  Constant  sagt  selbst  von  CJiatean- 
bi'iand,  dass  dieser  sein  (Constants)  Prinzip  ein  wenig  übertreibt, 
indem  er  den  Monarchen  ä  la  qualite  de  spectateur  herabdrückt. 
Er  zitiert  <X\Q.^oxiQ.  Chateaiihriands:  »Que  le  roi  ne  forgant  point 
son  ministre,  si  celui-ci  n'obtempere  pas  ä  l'avis  du  roi,  le  roi 
n'insiste  plus.  Le  ministre  agit,  fait  une  faute,  tombe,  et  le  roi 
change  son  ministere«  und  sagt:  »Ce  n'est  certes  pas  ainsi  que 
je  l'entends«  ^).  Und  wirklich  ist  die  königliche  Gewalt  nach 
B.  Constant  zugleich  ein  pouvoir  preservateur  :  wenn  der  Monarch 
sieht,  dass  die  Minister  Fehler  machen  können,  so  entlässt  er  sie. 
Somit  kontrolliert  auch  er,  und  nicht  nur  die  Kammern,  die  Poli- 
tik des  Ministeriums. 

Man  könnte  sogar  glauben,  dass  Benjamin  Constant  dem 
Monarchen    eine    grosse    Macht   anvertrauen   will,    denn    er    sagt. 


1)  Santuely,  Das  Prinzip  der  Ministerverantworllichkeit,  jSög,  S.  15:  »Constaiit's 
ganze  Argumentation  gipfelt  in  dem  Satze :  Damit  der  König  kein  Unrecht  tue, 
darf  er  gar  nichts  tun«.  Frisch,  Die  Verantwortlichkeit  der  Monarchen  und  höch- 
sten Magistrate,  S.  1S6;  »Dieser  so  konstruierte  Herrscher  ist  eine  derart  abstrakte 
Erscheinung,  dass  er  gar  nichts  tun  kann,  folglich  auch  kein  Unrecht.« 

2)  Politique  constitutionelle,   I,  297. 
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dass  der  König  entscheidend  seinen  Willen  geltend  machen  kann, 
wenn  es  sich  um  die  Abänderung  bestehender  Institutionen  han- 
delt. Er  bekämpft  nämlich  den  Hinweis  seiner  Gegner  auf  Eng- 
land, dass  dort  der  persönliche  Wille  des  Königs  über  den  der 
Minister  triumphierte,  indem  er  die  Emanzipation  der  Katholiken 
verhinderte.  »Mais  ici  deux  choses  sont  confondues  le  droit  de 
maintenir  ce  qui  existe,  droit  qui  appartient  necessairement  au  pou- 
voir  royal,  et  qui  le  constitue,  comme  je  l'affirme,  autorite  neutre 
et  preservatrice;  et  le  droit  de  proposer  Tetablissement  de  ce  qui 
n'existe  pas  encore,  droit  qui  appartient  au  pouvoir  ministeriel. 
Dans  la  circonstance  il  n'etait  question  que  de  maintenir  ce  qui 
existait,  car  les  lois  contre  les  catholiques  sont  en  pleine  vigueur^). 
B.  Constant  übertreibt  hier  nicht  minder  als  Chateaubriand  sein 
eigenes  Prinzip,  nur  nach  einer  anderen  Richtung.  Denn  jede  Ab- 
änderung eines  bestehenden  Gesetzes  schafft  eine  neue  Lage, 
und  wenn  der  Monarch  jede  Veränderung  der  bestehenden  In- 
stitutionen verhindern  könnte,  so  würde  dadurch  eine  Kluft  zwi- 
schen den  Wünschen  des  Volkes  und  den  vorhandenen  Gesetzen 
entstehen.  An  einer  anderen  Stelle  sagt  aber  Constant  selbst, 
dass  die  Menschheit  immer  fortschreitet  wenn  auch  langsam,  und 
dass  alles,  was  sich  diesem  Fortschritte  widersetzt,  ebenso  ge- 
fährlich ist  wie  eine  gewaltsame  Aenderung  ^).  Somit  sollte  nach 
Co7istant  nur  festgestellt  werden,  ob  die  Katholikengesetze  den 
Zeitbedürfnissen  entsprechen  oder  nicht.  Wäre  das  letztere  der 
Fall,  stimmten  sie  mit  dem  Fortschritte  der  Ideen  nicht  überein, 
dann  erschiene  die  monarchische  Opposition  gefährlich.  Wenn 
also  B.  Constant  die  Opposition  des  englischen  Königs  als  etwas 
Normales  im  konstitutionellen  Staate  hinstellt,  so  steht  das  im 
Widerspruch  mit  seiner  eigenen  Ueberzeugung  über  die  materielle 
Berechtigung  des  Monarchen,  was  dadurch  zu  erklären  ist,  dass 
B.  Constant  sich  immer  auf  England  beruft  und  in  seiner  Er- 
widerung das  von  ihm  gepriesene  Musterland  zu  rechttertigen 
sucht. 

Im  allgemeinen  befindet  sich  aber  B.  Constant  weder  in  dem 
einen,  noch  in  dem  anderen  Extrem;  weder  will  er,  dass  der 
König  zu  stark,  noch  dass  er  zu  schwach  sei,  wenn  auch  zuge- 
geben werden  muss,  dass  Constant  mehr  dazu  hinneigt,  das  Ein- 
greifen des  Monarchen  in  die  Staatsgeschäfte  einzuschränken,  und 

1)  Politique  conslitutionelle,   I,    293   et   294. 

2)  1.  c.  11,   272. 
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dass  er  gerne  in  der  Volkskammer,  als  dem  Organ  der  öffent- 
lichen Meinung,  das  Schwergewicht  der  politischen  Bedeutung 
sehen  möchte. 

Wir  haben  in  der  Einleitung  darauf  hingewiesen,  dass  ein 
parlamentarischer  Monarch  auch  in  unserer  Zeit  seinen  Einfluss 
geltend  machen  kann,  wenn  er  n\ir  die  geeignete  Persönlichkeit 
dazu  ist.  Man  kann  daher  das  Bild^  das  Benjamin  Constant  von 
einem  parlamentarischen  Monarchen  entworfen  hat,  als  der  Wirk- 
lichkeit entsprechend  bezeichnen  ^),  trotz  der  ungenügenden  Wür- 
digung des  Einflusses,  den  die  englischen  Könige,  besonders 
Georg  III.,  auf  den  Gang  der  Geschäfte  ausgeübt  haben.  Anderer- 
seits entgeht  es  aber  B.  Constant  keineswegs,  dass  die  Macht  der 
Krone  sich  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  des  Volkes  all- 
mählich vermindert.  »L'action  directe  du  monarque  s'afifaiblit 
toujours  inevitablement,  en  raison  des  progres  de  la  civilisation  ^). 

2.  Die  Kammern. 

a)    Die    P  a  i  r  i  e  ""j. 

Benjamin  Constant  ist  Anhänger  des  Zweikammersystems. 
Die  erste  Kammer,  führt  er  aus,  ist  in  einer  konstitutionellen  Mo- 
narchie notwendig,  denn  alle  Einschränkungen,  die  sich  eine  ein- 
zige Kammer  (die  Volkskammer)  auferlegt,  sind  von  keinem  gros- 
sen Wert,  weil  diese  Einschränkungen  von  der  Majorität  aus- 
gegangen sind,  die  sie  jederzeit  auch  beseitigen  kann.  Daher  soll 
ein  Gegengewicht  für  die  Volkskammer  durch  die  Einführung  der 
Pairie  geschaffen  werden. 

Die  Pairs  sollen  vom  Könige  ernannt  werden,  und  ihre  Würde 
soll  erblich  sein,  damit  sie  ihre  Unabhängigkeit  bewahren.  Eine 
obere  Kammer,  die  nur  aus  lebenslänglichen  Mitgliedern  besteht, 
wäre  nicht  stark  genug,  um  der  unteren  das  Gleichgewicht  zu 
halten.  In  England  ist  auch  die  erbliche  Pairie  der  politischen 
und  bürgerlichen  Freiheit  keineswegs  hinderlich.  Dort  kann  jeder 
Bürger  die  Würde  eines  Pairs  erlangen,  und  nach  der  Ernennung 


i)  Vgl.  Barthclemy,  1.  c.  p.  8o  :   »Une  tlieorie  plus  moderee,    plus  vraie,  ne  re- 

duisant  pas  le  roi  ä  ce  röle    de    premier    spectateur    du   gouvernement C'es, 

Benjamin  Conslant  qui  a  trace  du  roi  parlamentaire  la  description  la  plus  completet 
la  plus  exacte«. 

2)  Polilique  conslitutionelle,   I,   295. 

3)  Principes    de    politique  Ch.  IV,  Reflexions  sur  les  Constitutions  Ch.  IV,    Ad- 
ditions  et  notes,  Note  H. 
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besitzt  er  dieselben  Privilegien  wie  alle  übrigen  Mitglieder  des 
Oberhauses.  Die  anderen  Mitglieder  der  Familie  eines  Pairs  gehen 
im  Volke  auf  und  bilden  auf  diese  Weise  ein  Band  zwischen  der 
Pairie  und  der  Nation,  wie  die  Pairie  selbst  ein  Bindeglied  zwi- 
schen der  Nation  und  dem  Thron  ist. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  ersten  Kammer  darf  auch  nicht 
begrenzt  sein,  damit  auf  diese  Weise  die  Bildung  einer  Partei  in 
ihrer  Mitte  verhindert  werde,  die  weder  mit  der  Krone  noch  mit 
dem  Volke  gehen  wird.  Da  die  erste  Kammer  weder  gewählt 
noch  aufgelöst  wird,  so  wäre  der  Widerstand  einer  solchen  Partei 
nur  durch  eine  Verfassungsverletzung  zu  brechen.  »Limiter  le 
nombre  des  pairs  ou  des  senateurs,  ce  serait  creer  une  aristo- 
cratie  formidable  qui  pourrait  braver  et  le  prince  et  les  sujets«^). 

Also  nicht  aus  dem  Wunsch,  die  Interessen  der  Noblesse  zu 
schützen,  sondern  aus  dem  politischen  Bedürfnis,  Gegengewichte 
zu  schaffen,  fordert  Benjamin  Constant  die  Einführung  der  ersten 
Kammer.  Die  zwei  Grundgewalten  im  Staate  sind  ihm,  wie  es 
die  parlamentarische  Regierung  voraussetzt,  Volk  und  Fürst,  und 
die  erbliche  Kammer  ist  dazu  da,  um  im  F"alle  eines  Aufeinander- 
prallens  dieser  beiden  Gewalten  als  ein  Puffer  zu  dienen  und  die 
Kraft  des  Zusammenstosses  abzuschwächen ;  hauptsächlich  ist  sie 
aber  im  Interesse  des  Monarchen  geschaffen,  den  sie  umgibt  und 
unterstützt.  So  bildet  die  Erblichkeit  der  Pairs  ein  Bollwerk 
gegenüber  der  Erblichkeit  der  Königsfamilie  ^). 

Viel  wichtiger  ist  aber,  dass  die  erste  Kammer  die  Stabilität 
repräsentiert,  und  darin  besteht  ihre  eigentliche  Funktion ;  dadurch 
bildet  sie  das  Gegengewicht  gegen  die  »tendance  democratique«. 
Da  die  Pairie  dem  Könige  viel  näher  als  dem  Volke  steht,  so 
wird  sie  ihm  oft  die  Anwendung  seines  Vetorechts  ersparen,  in- 
dem sie  die  Gesetzesvorschläge  der  Volkskammer  verwirft^)  und 
auf  diese  W'eise  die  Unzufriedenheit  mit  dem  König  auf  sich  ab- 
leitet. Haben  sich  aber  Monarch  und  Volk  geeinigt,  so  muss  ihr 
Wille  unbedingt  durchgeführt  werden  ^).     Daher  ist  nach  B.   Con- 


1)  Politique  constitutionelle,   T,   38. 

2)  1.  c.  I,   308. 

3)  Da  der  Künig  keine  Gesetzesprojekte  einbringen  darf  (in  diesem  Sinne  in- 
terpretiert Constant  auch  den  Art.  16  der  Charte.  »Le  roi  pro  p  ose  la  loi 
cela  veut  dire:  le  roi  propose  de  faire  une  loi  sur  tel  objet«.  —  Politique  constitu- 
tionelle I,   303),   so  vertritt  ihn   auch  in   diesem  Falle  die  ihm  nahe    stehende   Pairie. 

4)  Politique  constitutionelle,  I,   200.  t 
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staut    im    allgemeinen     die    Bedeutung    der    ersten   Kammer    eine 
nebensächliche. 

Bei  der  Ausarbeitung  der  Zusatzakte  besteht  B.  Constant  auf 
Einführung  einer  Pairie ,  trotz  der  Ansicht  Napoleons ,  dass  es 
gegenwärtig  in  Frankreich  nicht  möglich  sei,  genug  aristokratische 
Elemente  für  sie  zu  finden.  Geg«n  Ende  seines  Lebens  ist  aber 
B.  Constant  in  Bezug  auf  die  erste  Kammer  anderer  Ansicht  ge- 
worden. Er  schrieb  1829:  »Mais  je  ne  puis  nier,  que,  specula- 
tivement  parlant,  des  considerations  qui  se  sont  graduellement 
ofifertes  ä  mon  esprit,  et  des  reflexions  que  m'ont  suggere  beau- 
coup  d'experiences,  ne  m'aient  jete  dans  une  grande  incertitude, 
moins  peut-etre  sur  la  necessite  que  sur  la  possibilite  de  la  pai- 
rie ....  La  pairie,  quand  eile  existe,  peut  subsister,  et  on  le 
voit  bien,  puisque  nous  en  avons  une;  mais  si  eile  n'existait 
pas,  je  la  soupgonnerais  d'etre  impossible«  '). 

b)  Die   zweite  Kammer-). 

Die  zweite  Kammer  ist  das  eigentliche  Organ  der  Nation, 
sie  repräsentiert  die  opinion  publique,  die  öffentliche  Meinung  des 
Landes.  Nur  in  der  öffentlichen  Meinung,  die  schliesslich  stets 
über  alle  Hindernisse  triumphieren  wird,  liegt  die  Kraft  der  Volks- 
kammer. >Sans  l'opinion,  Messieurs,  nous  ne  sommes  rien ;  les 
Chambres  isolees  sont  sans  force;  l'opinion  est  notre  vie,  saus 
eile  notre  existence  serait  illusoire«  ^).  »Je  ne  connais  rien  de 
plus  terrible  que  le  despotisme  d'une  Assemblee.  J'aimerais  mieux 
vivre  sous  un  despotisme  quelconque,  que  sous  celui  d'une  As- 
semblee sans  responsabilite  ...  Je  sais  que  les  Chambres  sont 
inviolables  dans  tout  ce  qui  se  dit  ä  la  tribune;  mais  elles  sont 
responsables  devant  l'opinion  publique  qui  est  leur  juge«'*). 

Weil  nun  die  Volkskammer  von  der  öffentlichen  Meinung  ab- 
hängig ist,  so  muss  diese  letztere  sich  frei  äussern  können.  Von 
grosser  Wichtigkeit  für  den  Staat  sind  daher  die  Press-  ^)  und  die 
Petitionsfreiheit  *'').  Damit  aber  die  repräsentative  Versammlung  ein 

l)  Politique  constitutionelle,  I,  213, 

2)  Principes  de  politique  Ch.  V,  VI,  VII,  VIII;  Rüflexions  Ch.  IV,  VII. 

3)  Archives  parlementaires,  II.   serie,   t.   23,  p.   719. 

4)  1.  c.   t.   34,   p.   292. 

5)  Für  keinen  anderen   Gegenstand  hat  Benjamin  Constant    mit    solcher  Wärme 
und  Ueberzeugung  gekämpft,  wie  für  die  Pressfreiheit. 

6)  »II  avait  dit  ä  ce  que    je  crois,    que  les  piititions  etaient  un  des  organes  de 
l'opinion  publique,  et  que  par  consequent,  dans  un  gouvernement  qui  est  essentiellement 
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exaktes   Bild   von    der  öffentlichen  Meinung   des  Landes  abgebe, 
müssen  mehrere  Bedingungen  erfüllt  werden. 

Vor  allem  müssen  die  Wahlen  frei  sein:  Druck  und  Be- 
stechungen sind  unstatthaft.  Weiter  muss  die  Wahl  eine  direkte 
sein,  denn  nur  unter  dieser  Bedingung  kann  die  Vertretung  der 
Nation  wirkliche  Kraft  besitzen  und  im  Volke  tief  Wurzel  schlagen. 
Ein  Deputierter,  der  nicht  direkt  gewählt  ist,  findet  nirgends  in 
der  Wählerschaft  genügende  Unterstützung,  denn  niemand  erkennt 
in  ihm  seinen  Repräsentanten.  Die  an  Zahl  geringen  Wahlmän- 
nerversammlungen lassen  sich  von  kleinlichen,  egoistischen  In- 
teressen leiten,  das  Volk  dagegen,  besonders  wenn  es  durch  Reden 
der  Kandidaten  und  durch  Besprechung  der  Wähler  unterein- 
ander, wie  es  in  England  geschieht,  hingerissen  wird,  stellt  sich 
auf  einen  höheren  Standpunkt.  Die  Theorie ,  wie  die  Praxis 
sprechen  für  die  direkte  Volkswahl.  Die  Forderung,  dass  die  Re- 
präsentanten der  Nation  von  oben,  von  einem  Senat  zu  ernennen 
wären,  damit  nicht  die  individuellen  und  lokalen  Interessen  zum 
Ausdruck  kommen  könnten,  beruht  auf  dem  Missverstehen  des- 
sen, was  das  allgemeine  Interesse  ist,  was  die  allgemeinen  Ziele 
bildet,  was  die  nationale  Gesetzgebung  verlangt.  Gewiss  ist  das 
allgemeine  Interesse  verschieden  von  den  partikularen;  es  ist  eben 
ein  Kompromiss  der  letzteren,  die  von  den  einzelnen  Individuen 
und  Gruppen  vertreten  werden.  Man  muss  diese  partikularen  In- 
teressen, diese  Ansichten  und  Vorurteile  zum  Ausdruck  kommen 
lassen,  damit  aus  gegenseitigem  Nachgeben  und  gegenseitiger 
Verständigung  das  allgemeine  Interesse  entsteht. 

Die  repräsentativen  Versammlungen  in  einem  grossen  Staat, 
führt  Constant  weiter  aus,  haben  ohnedies  eine  Neigung,  sich  von 
ihrer  Wählerschaft  zu  isolieren.  Wenn  der  Repräsentant  von 
einem  bestimmten  Wahlbezirk  indirekt  gewählt  wird  und  sich  da- 
her von  diesem  moralisch  gewissermassen  unabhängig  fühlt,  so  ist 
die  Gefahr  der  Isolierung  umso  grösser.  Und  wenn  gar  die  Er- 
nennung der  repräsentativen  Versammlung  durch  einen  Senat  ge- 
schieht, so  kommt  noch  hinzu,  dass  nicht  die  unabhängigen  und 
begabten  Männer  Repräsentanten  werden ,  sondern  die  unter- 
würfigsten, die  Streber,  die  talentlosen. 


celui  de  l'opinion  publique,   le  droit  de  pelition,  aussi  qua  tous  les  autres  dont  l'opi- 

nion    se  sert  pour  se  faire  connaitre,  ne  devaient    pas  Gtre    restreinls«.      (Arch.   pari. 
II.   ser.,  t.   26,  p.   522). 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.   1907.   4.  ^O 
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Wahlberechtigt  sollen  nur  die  Eigentümer  sein  ^).  Kein  Volk 
betrachtet  als  politisch  vollberechtigt  alle  Individuen,  die  auf  sei- 
nem Territorium  leben.  Ausländer  und  diejenigen  Staatsange- 
hörigen, welche  das  vom  Gesetz  erforderliche  Alter  nicht  erreicht 
haben,  sind  sogar  in  den  absoluten  Demokratien  von  der  Aus- 
übung der  politischen  Rechte  ausgeschlossen.  Denn  um  das  Wahl- 
recht ausüben  zu  können,  muss  man  ein  gewisses  Interesse  am 
Staate  haben,  das  dem  Ausländer  mangelt;  man  muss  ausserdem 
aufgeklärt  und  unabhängig  sein:  die  Unabhängigkeit  mangelt  aber 
den  Nicht-Eigentümern  und  die  Aufklärung  meist  den  Minder- 
jährigen. Gewiss  sind  die  arbeitenden  Klassen  der  Gesellschaft 
nicht  weniger  patriotisch  als  alle  andern,  aber  der  Patriotismus 
allein  befähigt  noch  nicht,  für  die  eigenen  Interessen  zweckmässig 
einzutreten:  dazu  ist  noch  eine  andere  Bedingung  notwendig. 
»Cette  condition,  c'est  le  loisir  indispensable  ä  l'acquisition  des 
lumieres,  ä  la  recititude  du  jugement.  La  propriete  seule  assure 
ce  loisir:  la  propriete  seule  rend  les  hommes  capables  de  l'exer- 
cice  des  droits  politiques«  ^). 

Das  Ziel  der  Nicht-Eigentümer  ist  vor  allem,  zum  Eigentum 
zu  gelangen.  Wenn  sie  daher  zum  Besitz  der  politischen  Macht 
kommen,  so  werden  sie  entweder  den  Staat  zu  Grunde  richten 
oder  blinde  Werkzeuge  der  Tyrannei  in  der  Hand  derjenigen 
werden,  die  die  Macht  innehaben  oder  nach  ihr  streben. 

Das  Eigentum  braucht  aber  nicht  gross  zu  sein,  um  die 
Wahlberechtigung  zu  verschaffen:  »Je  n'aime  pas  les  fortes  con- 
ditions  pour  l'exercice  des  fonctions  publiques«  ^);  unumgänglich 
notwendig  aber  bleibt  es  doch.  Eine  einzige  Ausnahme  kann 
gemacht  werden :  das  Wahlrecht  soll  auch  langfristigen  Grund- 
stückspächtern verliehen  werden.  Ebenso  ist  das  Eigentum  er- 
forderlich, um  das  passive  Wahlrecht  zu  besitzen.  Es  ist  sogar 
wünschenswert,  dass  die  Repräsentanten  sich  aus  reichen  und 
wohlhabenden  Schichten  des  Volkes  rekrutieren,  weil  sie  aufge- 
klärter und  zur  Ausübung  wichtiger  repräsentativer  Funktionen 
besser   vorbereitet  sind.     Wenn   die    Repräsentanten    der   Nation 


1)  1815  als  B.  Constant  seine  »Principes  de  politique«  veröffentlichte,  in  denen 
er  die  Zusatzakte  erläuterte,  meinte  er,  dass  nur  das  Grundeigentum  zum  Wahlrecht 
befähige ;  später  (1818)  Hess  er  auch  das  industrielle  Eigentum  als  genügende  Qua- 
lifikation zum  Wahlrecht  gelten. 

2)  Politique  constitutionelle,   I,   250. 

3)  1.  c,  I,  51. 
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aus  bemittelten  Klassen  hervorgehen,  haben  sie  die  Möglichkeit, 
ihre  Funktionen  unentgeltlich  auszuüben.  Dies  ist  auch  notwen- 
dig, damit  keine  pekuniären  Rücksichten  zum  Kandidieren  zur 
Volksrepräsentation  Anlass  geben. 

Die  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  müssen  immer  wieder 
gewählt  werden  können.  Eine  Wiederwahl  wird  eine  Anerken- 
nung für  das  Talent  sein,  das  sich  auf  diese  Weise  einen  weit- 
hin geachteten  Namen  wird  erwerben  können.  Das  Verbot  der 
Wiederwahl  richtet  sich  gegen  die  Freiheit  und  verursacht  Ver- 
wirrung. Sind  denn  ehrliche,  furchtlose,  erfahrene  Männer  in  so 
grosser  Zahl  vorhanden,  dass  man  von  vornherein  denjenigen  den 
Zutritt  in  die  Kammer  verweigert,  welche  allgemeine  Achtung 
verdient  haben'?  fragt  Constant.  »Voyez  l'Angleterre  ;  des  noms, 
illustres  par  des  reelections  non  interrompues,  y  sont  devenus  en 
quelque  sorte  une  propriete  populaire«  ^). 

Ferner  sollen  die  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  nicht  ab- 
berufen werden  können,  ausser  wegen  besonderer  gesetzlich  be- 
stimmter Delikte.  Die  Abberufung  der  Abgeordneten  seitens 
ihrer  Wählerschaft  ist  zwar  ein  ganz  selbstverständlicher  Gedanke, 
er  ist  aber  mit  dem  Prinzip  der  Repräsentation  unvereinbar,  wel- 
ches voraussetzt,  dass  jeder  von  den  Repräsentanten  Vertreter 
der  ganzen  Nation  ist  und  dass  er  daher  die  Interessen  seiner  Wäh- 
lerschaft dem  allgemeinen  Interesse  opfern  darf.  Diese  Freiheit 
der  Deputierten  einzuschränken,  hiesse  einem  Föderalismus  schlimm- 
ster Art,  sowie  Unruhen,  Hass  und  Verleumdungen  den  Boden 
verschaffen. 

Die  Erneuerung  der  zweiten  Kammer  muss  ganz  und  nicht 
etwa  zu  Dritteln  oder  Fünfteln  stattfinden.  Die  Erneuerung  der 
repräsentativen  Versammlungen  hat  den  Zweck,  dass  die  Abge- 
ordneten nicht  eine  Kaste  für  sich  bilden,  die  vom  Volke  unab- 
hängig wäre.  Sie  müssen  die  getreuen  Interpreten  der  öffent- 
lichen Meinung  sein.  Aendert  sich  diese,  so  soll  eine  entspre- 
chende Aenderung  in  der  Zusammensetzung  der  ganzen  Volks- 
kammer eintreten.  Wird  aber  die  Volkskammer  z.  B.  nur  nach 
Dritteln  erneuert,  so  bringen  sogar  gut  organisierte  Neuwahlen 
im  besten  Falle  bloss  zu  einem  Drittel  genaue  Interpreten  der 
derzeitigen  öffentlichen  Meinung,  die  anderen  zwei  Drittel  hin- 
gegen entsprechen  auch  weiterhin  nur  einem  früheren  Stand  der- 


i)  Politique  constitutionelle,  I,  226. 
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selben.  Gewiss  muss  eine  bestimmte  Zeitdauer  verfliessen,  bis  die 
öffentliche  Meinung  sich  ändert  und  sich  aufklärt;  daher  ist  es 
ratsam,  dass  die  Wahlen  nicht  zu  oft  stattfinden^).  Wenn  man 
aber  die  partielle  Erneuerung  aus  dem  Grunde  verteidigt,  dass 
auf  diese  Weise  die  Stabilität  gesichert  wird,  so  ist  eine  solche 
Vorsichtsmassregel  überflüssig,  da  wir  ja  schon  die  erste  Kammer 
haben,  die  die  Stabilität  darstellt.  P'erner  ist  die  partielle  Er- 
neuerung auch  deshalb  zu  verwerfen,  weil  eine  Kammermajorität, 
der  durch  die  Neuwahlen  die  Macht  zu  entgehen  droht,  zur  Ab- 
änderung des  Wahlrechts  zu  ihren  Gunsten  greifen  würde. 

Die  Kammern  müssen  das  Recht  haben  (genau  so  wie  die 
ministerielle  Gewalt),  über  die  Gesetzesinitiative  zu  verfügen.  Die 
Bestimmung  einer  repräsentativen  Versammlung  besteht  darin, 
dass  sie  die  Bedürfnisse  des  Volkes  zum  Ausdruck  bringt  und 
für  deren  Befriedigung  sorgt.  Es  wird  vorausgesetzt,  dass  die 
Mitglieder  einer  solchen  Versammlung  die  Bedürfnisse  des  Volkes 
kennen,  weil  sie  aus  diesem  hervorgegangen  sind.  Wozu  wird 
aber  ihnen  diese  Kenntnis  dienen,  wenn  sie  keine  Gesetzesinitia- 
tive haben.?  Welchen  Nutzen  können  sie  dem  Volke  bringen, 
wenn  sie  nur  dann  etwas  zu  sagen  haben,  w^enn  man  sie  fragt  .f* 
Excesse  der  Kammer  in  Bezug  auf  die  Gesetzesinitiative  braucht 
man  nicht  zu  befürchten,  denn  die  Gesetze  bedürfen  noch  einer 
Sanktion  des  Monarchen  und  ausserdem  steht  diesem  das  Auf- 
lösungsrecht zu. 

Die  Gesetzesvorschläge,  die  in  die  Kammern  eingebracht 
werden,  müssen  öffentlich  beraten  werden,  sonst  könnte  die  Nation 
glauben,  dass  sie  von  Stummen  repräsentiert  wird,  was  das  An- 
sehen der  Volksvertretung  unausbleiblich  herabdrückt. 

Die  Kammer  muss  schliesslich  das  Recht  haben,  über  die 
Gegenstände,  die  den  Staat  angehen,  frei  und  ungehindert  zu  dis- 
kutieren und  ihre  Kontrolle  auf  alle  Gebiete  der  Staatstätigkeit 
zu  erstrecken. 

Die  Forderungen  Benjamin  Constants  laufen,  wie  wir  sehen, 
darauf  hinaus,  die  zweite  Kammer  als  den  getreuen  Interpreten 
der  öffentlichen  Meinung  zu'  gestalten.  B.  Constant  macht  formell 
keinen  Unterschied  zwischen  den  beiden  Kammern  —  auch  nicht 
in  Bezug  auf  das  Budgetrecht.     Es  ist  aber  schon  aus  dem  vor- 

l)  In  der  »Esquisse  de  Constitution«  (Politique  constitutionelle  I,  22S)  fordert 
B.  Constant  eine  fünfjährige  Legislaturperiode.  In  der  Deputiertenkammer  tritt  er 
1824  sogar  für  eine  vierjährige  ein.     (Vgl.  Arch.  pari.  II.  ser.,  t.  41,  p.  299.) 
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her  Dargelegten  klar,  dass  er  den  Schwerpunkt  in  die  Volks- 
kammer verlegt.  Die  Pairie  repräsentiert  die  Stabilität,  sie  ist 
Chambre  representative  de  la  duree,  ihr  Geist  ist  konservierend, 
—  die  zweite  Kammer  dagegen  repräsentiert  den  Fortschritt.  Die 
Pairie,  die  eine  intermediäre  Gewalt  zwischen  dem  Monarchen  und 
der  Volkskammer  bildet,  hat  also  vornehmlich  die  Aufgabe,  die 
»ecarts-  der  Volkskammer  zu  verhindern.  Denn  diese  letztere 
kann  sich  hinreissen  lassen  und  dem  Stand  der  öffentlichen  Mei- 
nung, die  sich  nur  langsam  entwickelt  und  aufklärt,  nicht  ent- 
sprechend handeln,  was  mit  Gefahren  verbunden  ist  ^). 

Fortwährend  betont  B.  Constant,  dass  die  Funktionen  der 
zweiten  Kammer  ausserordentlich  wichtig  und  bedeutend  sind ; 
ihr  soll  das  Uebergewicht  im  Staate  gewährt  werden  und  dem- 
entsprechend soll  sich  das  Verhältnis  der  Minister  —  der  eigent- 
lichen Exekutive  —  zum  Parlament  gestalten. 

3.  Die  Minister'-^). 

Die  Minister  haben  die  vollziehende  Gewalt,  sie  sind  die 
eigentlichen  Träger  der  Staatspolitik,  und  weil  sie  den  handelnden 
Teil  der  Exekutive  bilden,  müssen  sie  verantwortlich  sein.  Das 
sind  sie  aber  gegenüber  der  Nation,  d.  h.  der  Volkskammer,  und 
nicht  gegenüber  dem  Monarchen.  Wenn  das  letztere  der  Fall 
wäre,  so  wären  sie  nur  passive  Agenten  des  Monarchen,  von  dem 
sie  ernannt  werden.  Sie  handeln  selbständig  und  nach  freiem 
Entschluss  auch  dann,  wenn  der  Monarch  ihnen  irgend  eine  Mass- 
regel empfiehlt ;  daher  unterzeichnen  sie  Akte  der  exekutiven  Ge- 
walt selbst  ohne  die  königliche  Signatur  und  können  in  ihrem 
eigenen  Namen  Gesetzesprojekte  in  die  Kammern  einbringen,  — 
ein  Recht,   das  ihnen   mit  den  Kammern  gemeinschaftlich  ist. 

Die  Minister  handeln  also  und  tragen  dafür  die  Verantwort- 
lichkeit. Auf  welche  Weise  wird  nun  ihre  Verantwortlichkeit 
realisiert? 


1)  Im  anderen  Zusammenhange  sagt  B.  Constant:  »Une  amclioration,  une  reforme, 
rabolition  d'un  abus,  toutes  ces  choses  ne  sont  salutaires  que  lorsqu'elles  suivent  le 
voeu  national.  Elles  deviennent  funestes,  lorsqu'elles  le  precedent«.  (Politique  con- 
stitutionelle,  II,  265.)  »  .  .  .  .  aar  il  peut  arriver  que  des  lois,  bonnes,  dans  le  fond, 
soient  mauvaises  dans  leurs  resultats,  si  elles  contrarient  les  habitudes,  les  interets  et 
les  voeux  d'un  tres-grand  nombre  de  citoyens«.     (Arch.  pari.  II,  ser.,  t.  26,  p.  523-) 

2)  De  la  responsabilite  des  ministres.  Ch.  VII,  Vllf,  IX,  X.  Reflexions  Ch. 
III,  IV  §  4  et  6.     Additions  et  notes,  notes  F  et  G. 
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Die  rechtliche  Verantwortlichlceit  der  Mi- 
nister^). 

Die  Minister  können  von  der  Volkskammer  angeklagt  werden 
erstens  wegen  Missbrauchs  oder  schlechten  Gebrauchs  der  ihnen 
anvertrauten  Amtsgewalt,  zweitens  wegen  ungesetzlicher  Akte,  die 
dem  öffentlichen  Interesse  nachteilig  sind ,  und  drittens  wegen 
etwaiger  Attentate  gegen  die  Freiheit ,  die  Sicherheit  und  das 
Eigentum  des  Individuums.  Die  Verbrechen  der  letzten  Gattung 
sind  »actes  justiciables«,  d.  h.  sie  unterliegen  der  Aburteilung 
durch  die  ordentlichen  Gerichte,  weil  sie  mit  dem  Amte  des  Mi- 
nisters als  solchem  nichts  zu  tun  haben:  die  Minister  handeln  in 
solchem  Falle  als  Privatpersonen.  Gewiss  haben  die  Volksreprä- 
sentanten das  Recht  und  die  Pflicht,  die  Sache  des  verletzten 
Bürgers  in  die  Hand  zu  nehmen,  wenn  er  es  selbst  nicht  wagt, 
gegen  die  Minister  aufzutreten;  die  zweifache  Garantie  ist  legitim 
und  notwendig.  Nur  können  die  Beschuldigungen  von  der  Tri- 
büne aus  keinen  Gegenstand  der  Anklage  bilden ;  sie  sind  nur 
eine  Erinnerung  für  die  Unterdrückten,  dass  man  für  sie  sorgt, 
und  zugleich  eine  Ermutigung,  damit  sie  ihr  Recht  vor  den  Ge- 
richten selbst  suchen. 

Die  ersten  zwei  Arten  der  Ministervergehen  können  nur  von 
der  Deputiertenkammer,  die  das  allgemeine  Interesse  im  Auge 
hat,  verfolgt  werden  ^). 

Ein  Strafgesetzbuch  kann  aber  für  Ministervergehen  nicht  auf- 
gestellt werden,  da  die  Minister  in  der  Lage  sind,  auf  sehr  ver- 
schiedenen, gar  nicht  vorauszusehenden  Wegen  dem  Staate  zu 
schaden.  »Si  chacune  de  ces  manieres  de  nuire  a  l'Etat  devait 
etre   indiquee    et    specifiee    par    une    loi,    le    code    de   la    respon- 

i)  Wir  wollen  die  geistreiche  Constant'sche  Begründung  der  rechtlichen  Ver- 
antwortlichkeit der  Minister,  d.  h.  einer  solchen,  die  vor  einem  besonderen  Staats- 
gerichtshof realisiert  wird,  nur  kurz  besprechen,  da  diese  gerade  durch  das  Bestehen 
einer  politischen  Verantwortlichkeit  praktisch  unnötig  wird.  Ein  Kenner  dieser  ISIa- 
terie  sagt  zwar:  »Apprecier  l'utilite  d'une  loi  prohibitive  par  le  nombre  de  condam- 
nations  auxquelles  eile  donne  Heu,  c'est  ne  tenir  aucun  compte  des  effets  preventifs 
produits  par  la  loi  elle-meme  et  par  son  application  anterieure«,  [Kerchove  de 
Denterghem,  De  la  responsabilite  des  ministres  dans  le  droit  public  beige,  p.  45), 
aber  in  vielen  Staaten  bestand  und  besteht  kein  solches  Ausführungsgesetz  über  die 
Ministerverantwortlichkeit,  gerade  weil  die  politische  (geschweige  denn  die  soziale) 
Verantwortlichkeit  die  rechtliche  abgelöst  hat. 

2)  In  England  kann  das  Unterhaus  die  Minister  wegen  jeder  Handlung  oder 
Unterlassung  anklagen.  Hier  weicht  B.  Constant  von  dem  englischen  System,  wel- 
ches nachzuahmen  er   bestrebt  ist,   ab. 
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sabilite  deviendrait  un  traitc  d'histoire  et  de  politique,  et  encore 
ses  dispositions  n'atteindraient  que  le  passe.  Les  ministres  trou- 
veraient  facilement  de  nouveaux  moyens  de  les  eluder  pour 
l'avenir«  ^). 

Der  beste  Staatsgerichtshof  für  die  Aburteilung  der  Minister- 
vergehen ist  die  erste  Kammer.  Die  Pairs  sind  unabhängig,  sie 
sind  mit  den  wichtigsten  Staatsgeschäften  gut  vertraut,  und  ihre 
Würde  und  Ansehen  sichert  eine  eingehende  und  unparteiische 
Prüfung  des  Tatbestandes  -). 

Diesem  Staatsgerichtshof  muss  eine  diskretionäre  Gewalt  zu- 
stehen, die  Delikte  nicht  nur  zu  charakterisieren,  sondern  auch 
die  Strafen  für  sie  zu  bestimmen. 

Der  Prozess  gegen  die  Minister  soll  öffentlich  sein,  denn  die 
Staatsgeheimnisse  sind  gar  nicht  so  häufig,  wie  es  der  politische 
Charlatanismus  predigt  und  die  Unwissenheit  glaubt.  Der  Minister 
wird,  falls  er  unschuldig  ist,  durch  die  Oeffentlichkeit  des  Pro- 
zesses nicht  kompromittiert,  sondern  im  Gegenteil  rehabilitiert 
werden.  Die  öffentliche  Meinung  wird  aber  durch  einen  geheimen 
Prozess  nur  mehr  aufgeregt,  denn  sie  bleibt  in  einer  Sache,  die 
von  grosser  Wichtigkeit  für  sie  ist,  im  Unklaren. 

Was  die  Strafen  betrifft,  welche  den  verurteilten  Ministern 
aufzuerlegen  sind,  so  sind  nur  drei  Arten  zulässig:  die  Todes- 
strafe, die  Verbannung  und  die  Gefängnisstrafe.  Kein  Ehrverlust 
soll  der  Strafe  hinzugefügt  werden.  Hat  der  Minister  seine  Strafe 
verbüsst ,  so  darf  er  keinen  weiteren  Verfolgungen  ausgesetzt 
werden,  w^as  von  den  ihm  feindlich  gesinnten  Parteien  gefordert 
werden  könnte  unter  dem  Vorwand,  dass  er  eine  staatsgefähr- 
liche Persönlichkeit  sei. 

Der  Monarch  soll  das  Recht  haben,  die  verurteilten  Minister 
zu  begnadigen,  denn  sonst  sind  seine  Intentionen  einem  Verdacht 
ausgesetzt  und  dadurch  wird  die  für  die  konstitutionelle  Monarchie 
notwendige  Fiktion   »Der  König  kann  kein  Unrecht  tun«  verletzt^). 

i)  Politique  constitutionelle  I,  404. 

2)  Die  erste  Kammer  kann  nicht  als  passender  Staatsgerichtshof  für  die  Abur- 
teilung der  Ministervergehen  betrachtet  werden.  Sie  ist  ein  zu  grosses  Richterkolle- 
gium. Ausserdem  sind  die  Pairs  in  erster  Linie  Politiker  und  als  solche  sind  sie 
nicht  imstande,  ihre  politischen  Sympathien  oder  Antipathien  los  zu  werden.  Ferner 
sind  die  Pairs  in  der  Regel  nicht  juristisch  geschult,  was  in  einem  Prozess  notwen- 
dig ist.     (Vgl.  Frisch  a.  a.  O.,  S.  269  ff.) 

3)  Diese  Argumentation  ist  nicht  stichhaltig,  denn,  wie  Frisch  a.  a.  O.,  S.  303, 
richtig  bemerkt,  muss  mit  diesem  Prinzip  jede  Beschränkung  des  Monarchen  im  Wi- 
derspruch stehen. 


g20  ^'  ^^'  Dolmatowsky: 

Wenn  Benjamin  Constant  die  rechtliche  VerantwortHchkeit 
der  Minister  als  eine  Notwendigkeit  für  die  konstitutionelle  Mo- 
narchie betrachtet,  so  ist  es  ihm  doch  die  Hauptsache,  dass  man 
die  Minister  jederzeit  ihres  Amtes  entheben  und  sie  auf  diese 
Weise  unschädlich  machen  kann.  Er  sagt:  »je  montrerai  qu'il 
s'agit  beaucoup  plus  d'enlever  les  pouvoirs  aux  ministres  preva- 
ricateurs  que  de  les  punir«.  »La  responsabilite  me  semble  de- 
voir  atteindre  surtout  deux  buts  :  celui  d'enlever  la  puissance  aux 
ministres  coupables,  et  celui  d'entretenir  dans  la  nation,  par  la 
vigilance  de  ses  representants ,  par  la  publicite  de  leurs  debats, 
et  par  l'exercice  de  la  liberte  de  la  presse  ,  appHque  ä  l'analyse 
de  tous  les  actes  ministeriels  un  esprit  d'examen ,  un  interet  ha- 
bituel  au  maintien  de  la  Constitution  de  l'Etat,  une  participation 
constante  aux  affaires,  en  un  mot  un  sentiment  anime  de  la  vie 
publique«.  Das  beste  Mittel  aber,  die  Exekutive  abzusetzen, 
ohne  Erschütterungen  des  Staates  durch  Ministerprozesse  herbei- 
zuführen, besteht  in  einer  derartigen  Verbindung  der  beiden  Ge- 
walten, dass  die  Minister  in  beständigem,  unmittelbarem  Verkehr 
mit  dem  Parlamente  bleiben  und  somit  von  ihm  abhängig  ge- 
macht werden :  auf  diesem  Wege  wird  die  parlamentari- 
sche Verantwortlichkeit  der  Minister  entstehen. 

Wenn  man  einen  harmonischen  Gang  der  Staatsgeschäfte  will, 
muss  man  den  Ministern  den  Zutritt  in  die  Kammern  gestatten. 
Die  Minister  werden  dann  die  für  den  Staat  notwendigen  Mass- 
nahmen in  den  Kammern  gemeinschaftlich  mit  den  Volksvertretern 
diskutieren.  Ihre  Kenntnisse  der  einschlägigen  Verhältnisse  wer- 
den für  die  Debatten  von  grossem  Werte  sein.  Andererseits  wird 
die  Opposition  gegen  die  Ansichten  der  Minister  keineswegs  eine 
Feindschaft  bedeuten  — ,  ihre  Festigkeit  und  Beständigkeit  (per- 
sistance)  wird  in  keine  Hartnäckigkeit  (obstination)  ausarten.  Die 
Regierung  wird  den  vernünftigen  Einwendungen  nachgeben ;  sie 
wird  ihre  Vorschläge  gern  abändern  und  die  vieldeutigen  Texte 
und  Wortlaute  erklären.  Die  Autorität  der  Regierung  wird  dar- 
unter nicht  zu  leiden  haben ;  denn  sie  wird  im  Kampfe  mit  der 
Vernunft  ebenfalls  W^affen  der  Vernunft  anwenden. 

Den  höchsten  Grad  der  Vollkommenheit,  die  für  das  reprä- 
sentative System  möglich  ist ,  werden  aber  die  Kammern  erst 
dann  erreichen,  wenn  die  Minister  nicht  nur  als  solche  Zutritt  in 
die  Kammern  haben,  sondern  selbst  Volksrepräsentanten  sind  ^). 

i)  Politique  constitutionelle  I,  66. 
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In  dem  Falle  jedoch,  dass  Mitglieder  der  zweiten  Kammer  zu 
Ministern  ernannt  werden ,  müssen  sie  sich  einer  Wiederwahl 
unterziehen;  und  es  ist  ausserdem  notwendig,  dass  nicht  mehr 
als  einer  von  hundert  Abgeordneten  Minister  werden  könne  ^). 

Grosse  Vorteile  werden  sich  dadurch  ergeben,  dass  die 
Volksrepräsentanten  zu  den  Ministerämtern  zugelassen  werden. 
Es  war  ein  grosser  Fehler  aller  frühern  Verfassungen  Frankreichs, 
meint  Coitstant ,  dass  sie  dem  Volksvertreter  nicht  gestatteten, 
einen  Ministerposten  anzunehmen.  Die  englische  Verfassung  hat 
sich  vielleicht  gerade  durch  den  Umstand  erhalten,  dass  sie  eine 
solche  Inkompatibilität  verwirft.  Gewiss  ist  das  Amt  eines  Volks- 
repräsentanten ein  sehr  hohes  und  würdiges.  Es  gibt  aber  immer 
Leute,  die  den  Ehrgeiz  haben,  sich  auf  dem  bequemsten  Weg  zur 
Macht  und  zum  Reichtum  emporzuheben.  Dieser  Weg  ist  das 
Ministeramt.  Wenn  die  Mitglieder  der  Kammer  für  immer  ver- 
hindert sind ,  diesen  Weg  zu  betreten ,  wenn  sie  niemals  an  der 
Regierung  teilnehmen  dürfen,  so  ist  zu  befürchten,  dass  sie  die 
Regierung  als  ihren  natürlichen  Feind  betrachten  werden.  Dürfen 
dagegen  die  Minister  dem  Parlament  entnommen  werden,  so  wer- 
den die  Ehrgeizigen  ihre  Angriffe  gegen  die  Minister  als  Persön- 
lichkeiten und  nicht  gegen  die  Institution  selbst  richten.  Die  An- 
griffe werden  dadurch  viel  weniger  schädlich  für  den  Staat  sein : 
niemand  wird  doch  das  Instrument  zerschlagen,  dessen  er  sich 
einstmals  bedienen  will.  Die  Staatsgewalt  wird  immer  geschont 
bleiben ,    wenn  jedermann    zu    ihrer    Ausübung    gelangen   kann  ^). 


1)  Da  B.  Constant  fordert,  dass  die  Volkskammer  zahlreich  sei,  und  da  auch 
die  Pairs  Ministerstellen  bekleiden  dürfen,  so  erscheint  es  ihm  wohl  möglich,  dass 
ein  ganzes  Ministerium  dem  Parlament  entnommen  werde. 

2)  Rudioff,  (Die  Entstehung  der  Theorie  der  parlamentarischen  Regierung  in 
Frankreich,  Zeitschr.  f.  d.  gesamte  Staatswissenschaft,  1906,  S.  602)  nimmt  daran 
Anstoss,  dass  B.  Constant  die  Notwendigkeit  der  Zulassung  der  Deputierten  zu  den 
Ministerämtern  mit  dem  Egoismus  der  Abgeordneten  begründet.  Ueber  diesen  Egois- 
mus spricht  auch  Michon  (Le  gouvernement  parlementaire  sous  la  Restauration  1905, 
p.  30  et  suiv.),  den  Rudlofif  fast  wörtlich  wiederholt.  (So  heisst  es  bei  Rudioff: 
»Das  hiess  vielleicht  mehr  die  Resultate  des  parlamentarischen  Mechanismus  konsta- 
tieren, als  das  harmonische  Spiel  seiner  verschiedenen  Kräfte  richtig  verstehen«. 
Auch  Michon  sagt:  »C'etait  peut-etre  signaler  les  resultats  du  mecanisme  Constitu- 
tionen de  l'Angleterre,  plütot  qu'en  bien  comprendre  le  jeuot.)  Hierzu  ist  zu  be- 
merken: Jede  Partei  strebt  danach,  zur  Macht  zu  gelangen,  und  das  »harmonische 
Spiel«  der  parlamentarischen  Regierung  besteht  eben  darin,  dass  diesem  Streben  ein 
legaler  Weg  zur  Verwirklichung  offen  steht,  welcher  Umstand  die  Opposition  zur 
Mässigung  zwingt. 


522  ^-  ■'^^*  Dolmatowsky: 

Wir  sehen  dieses  Beispiel  in  England.  Die  Feinde  des  Ministe- 
riums sind  dort  nicht  zugleich  Feinde  der  Regierungsgewalt.  Die 
Opposition  weiss,  dass  sie  diese  erben  wird,  sobald  sich  das  Volk 
auf  ihre  Seite  stellt.  Wenn  die  ministerielle  Gewalt  nicht  auf 
diese  Weise  mit  der  gesetzgebenden  verbunden  ist,  ist  die  Ver- 
fassung leicht  einer  Verletzung  ausgesetzt,  denn  auf  gesetzlichem 
Wege  würde  dann  die  Opposition  nicht  zur  Macht  gelangen 
können.  Besteht  aber  keine  Inkompatibilität,  so  ist  allen  Frak- 
tionen der  legale  Weg  zur  Macht  frei ,  und  dadurch  eben  wird 
ihre  Feindschaft  gegen  die  bestehenden  Institutionen  abgeschwächt, 
was  für  die  Freiheit  nur  von  Vorteil  sein  kann.  Gewiss  bleiben 
die  Gewalten  getrennt ;  denn  die  Verbindung  besteht  nur  in  den 
Personen ;  aber  eben  dadurch  gelangt  man  zum  Frieden  und  zur 
Harmonie,  statt  zwei  feindliche  Lager  zu  haben. 

Noch  mehr.  Man  wird  unter  einer  solchen  Verfassung  nicht 
oft  in  die  Lage  versetzt  werden,  zur  Anklage  schreiten  zu  müssen. 
Die  Minister  werden  gehen,  wenn  sie  in  der  Minorität  bleiben, 
wie  es  in  England  der  Fall  ist.  Wenn  Pitt  während  zweier  Mo- 
nate sein  Amt  nicht  niederlegte,  obgleich  er  über  keine  Majo- 
rität verfügte,  so  geschah  es  deshalb,  weil  er  die  ganze  Nation 
auf  seiner  Seite  hatte  ■"). 

Ausserdem  wird  sich  die  Initiative  einfacher  gestalten,  wenn 
die  Minister  zugleich  Deputierte  sind.  Zwar  soll  das  Recht  der 
Initiative  auch  den  Ministern  als  solchen  zustehen  ;  aber  sie  wer- 
den vorziehen,  dieses  Recht  als  Abgeordnete  auszunützen,  denn 
es  entspricht  mehr  der  Würde  der  Regierung ,  dass  sie  sich  ab- 
wartend verhält.  Wenn  die  Regierung  Gesetzesvorschläge  ein- 
bringt, unterwirft  sie  sich  dem  Urteil  der  Kammer,  wenn  die  De- 
putierten es  tun,  so  wird  sie  selbst  Richter  der  Kammer  -), 

Entschieden  ist  aber  nach  Constant  die  Forderung  zu  ver- 
werfen, dass,  an  Stelle  einer  formellen  Anklage,  die  Minister  für 
unwürdig  des  öffentlichen  Vertrauens  erklärt  werden ,  wenn  sie, 
ohne  das  Gesetz  zu  verletzen,  die  Sicherheit  des  Staates,  das 
Ansehen  der  Krone  oder  die  Freiheit  des  Volkes  gefährden;  denn 
nichts  anderes  als  eine  solche  Erklärung  ist  es  tatsächlich,  wenn 
die  Minister  die  Majorität  verloren  haben.  Bekommen  wir  eine 
stabile  Majorität,  ein  solidarisch  handelndes  Ministerium  und  eine 
Opposition ,  die  sich  von  der  Majorität  streng  unterscheidet  (das 

i)  Politique  constitutionelle,  I,  67. 

2)  Politique  constitutionelle,  I,   215,  note  i. 


Der  Parlamentarismus  in  der  Lehre  Benjamin  Constants.  623 

alles  ist  unumgänglich  notwendig  für  eine  konstitutionelle  Mo- 
narchie), so  wird  sich  kein  Ministerium  halten  können,  das  nicht 
die  Mehrheit  der  Stimmen  auf  sich  vereinigt.  Es  kann  gewiss 
durch  die  Auflösung  der  Deputiertenkammer  an  das  Volk  appel- 
lieren, und  dann  werden  auch  die  neuen  Wahlen  über  das  Ver- 
trauen zum  Ministerium  entscheiden.  Wozu  aber  noch  eine  feier- 
liche Erklärung? 

Wenn  die  Minister  schuldig  sind,  urteilt  der  kompetente 
Staatsgerichtshof  über  sie ,  und  sein  Urteil  stellt  die  Harmonie 
zwischen  der  Regierung  und  den  Organen  des  Volkes  wieder  her. 
Für  den  Monarchen  wird  dies  keine  Verletzung  seines  Ansehens 
sein,  da  er  die  Schuld  der  Minister  nicht  voraussehen  konnte. 
Erklärt  man  diese  aber  für  unwürdig  des  öffentlichen  Vertrauens, 
so  ist  dadurch  auch  der  Monarch  getroffen  ,  der  sie  frei  ernannt 
hatte.  Eine  solche  Erklärung  ist  vollständig  überflüssig  und  ge- 
fährlich. Sind  die  Kammerdebatten  frei,  ist  die  Presse  aller  Fes- 
seln ledig  und  kommt  sie  der  Diskussion  im  Parlament  zu  Hilfe, 
geniesst  auch  die  Opposition  alle  legalen  Mittel,  um  der  Regie- 
rung die  Majorität  zu  entreissen,  so  ist  die  Frage  des  Vertrauens 
gelöst.  »Je  Tai  dit  et  je  le  repete,  la  confiance  dont  un  ministre 
jouit,  ou  la  defiance  qu'il  inspire,  se  prouve  par  la  majorite  qui 
le  soutient  ou  qui  I'abandonne.  C'est  le  moyen  legal,  c'est  l'ex- 
pression  constitutionelle.  II  est  superflu  d'en  chercher  une  autre«  '). 

Was  die  Budgetverweigerung  als  Ausdruck  des  Misstrauens 
gegen  die  Minister  betrifft,  so  erklärt  sich  B.  Constant  prinzipiell 
dagegen,  denn  diese  Waffe  bietet  nach  seiner  Ansicht  keine  po- 
litische Garantie.  Die  freie  Budgetbewilligung  kann  nur  dazu 
dienen,  das  Steuersystem  zu  verbessern  oder  die  Last  des  Volkes 
zu  erleichtern.  Verweigert  man  aber  überhaupt  die  für  die  Re- 
gierung notwendigen  Mittel,  so  wird  dadurch  nicht  diese,  son- 
dern die  Nation  getroffen,  und  der  Unwille  des  Volkes  wird  sich 
unter  diesen  Umständen  gegen  die  Volksvertreter  lenken  ^). 

i)  Politique  constitutionelle,  I,  89. 

2)  Politique  constitutionelle,  I,  216,  note  2.  (Vgl.  dazu  G.  JelUnek,  Gesetz  und 
Verordnung,  S.  154  ff.)  Es  muss  aber  angenommen  werden,  dass  Constant  seine 
Ausführungen  nur  auf  eine  Regierung  bezieht,  die  sich  in  konstitutionellen  Bahnen 
bewegt,  denn  in  der  Deputiertenkammer  ist  er  selbst  öfters,  trotz  seiner  prinzipiellen 
Stellungnahme,  für  die  Budgetverweigerung  eingetreten,  was  er  hauptsächlich  mit 
dem  unkonstitutionellen  Benehmen  des  Ministeriums  motivierte.  So  sprach  er  z.  B. 
am  16.  Mai  1827:  »Je  ne  puis  accorder  des  fonds  pour  les  frais  de  justice  que  lors- 
qu'on  m'aura  prouvc   qu'on  ne  prodigue  pas  l'argent  en  poursuites   inutiles  ou    meme 


ß2A  ^-  ■'^^-  Dolmatowsky : 

Der  Frage  nach  den  Beziehungen  der  Minister  zu  einander 
widmet  Benjaviin  Constajit  kein  besonderes  Kapitel.  Er  sagt  nur 
unter  anderem ,  dass  es  für  die  konstitutionelle  Monarchie  ge- 
radezu eine  Notwendigkeit  ist ,  dass  die  M  i  n  i  s  t  e  r  solida- 
risch handeln  ^).  Das  ergibt  sich  auch  aus  seinem  ganzen  Sy- 
stem. Wenn  die  Minister  für  die  Zweckmässigkeit  ihrer  Hand- 
lungen verantwortlich  gemacht  werden ,  so  kann  es  sich  dabei 
nicht  um  die  einzelnen  Minister,  sondern  um  das  gesamte  Mini- 
sterium handeln,  denn  jede  wichtige  Angelegenheit  greift  in  ver- 
schiedene Ressorts  ein;  damit  sie  erfolgreich  durchgeführt  wer- 
den könne,  muss  sie  von  allen  Ministern  gemeinschaftlich  beraten 
und  erst  dann  ins  Werk  gesetzt  werden.  Es  ist  wieder  Chateau- 
briand, der  glänzende  Interpret  der  Ideen  Benjamin  Constants, 
der  die  ausdrückliche  Forderung  aufstellt,  dass  das  Ministerium 
einheitlich  sein  soll  -). 

C.  Benjamin  Constants  Einfluss. 

So  sind  die  theoretischen  Grundlagen  des  parlamentarischen 
Systems  gelegt  worden.  Im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ist  dieses 
System  die  herrschende  Regierungsform  in  Westeuropa  gewor- 
den, und  wenn  in  unseren  Tagen  der  Parlamentarismus  im  Aus- 
arten begriffen  ist ,  so  ist  es  doch  bei  weitem  nicht  überall  der 
Fall.  Im  jüngsten  konstitutionellen  Staat  —  in  Russland  —  hat 
die  erste  Reichsduma  unermüdlich  darauf  bestanden,  dass  ein 
parlamentarisches  Ministerium  gebildet  werde,  und  es  ist  bemer- 
kenswert für  die  Bedeutung  Benjamin  Constants,  dass  man  augen- 
blicklich seinem  Namen  in  der  Tagespresse  Russlands  nicht  selten 
begegnet. 

Der  Einfluss  B.  Constants  war  besonders  in  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  ein  ganz  gewaltiger.  Er  war  es,  der  wäh- 
rend der  Restaurationszeit  den  Franzosen  die  Notwendigkeit  und 
die  Bedeutung  der  parlamentarischen  Regierung  einprägte.  Von 
nicht  geringerem  Einfluss  als  die  Schriften  Constants  war  Chateaii- 

blamables,  —   et  aussi  lorsqu'on  m'aura  prouve   que  la  justice  s'occupe    de    reprimer 

tout  ce  qu'elle  doit  reprimer Sans  doute,   en  refusant  les   fonds,  nous  arrctons 

l'administration,  mais  que  pouvons-nous  faire  autre  chause  quand  nous  crayons  que 
Tadministration  suit  une  mauvaise  route  ?     Arch.   par.  II.  serl.,  t.    52,  p.   61). 

i)  Politique  constitutionelle,  I,  406. 

2)  Chateaubriand,  De  la  Monarchie  selon  la  Charte,  1816,  p.  63  et  suiv.  Das 
hinderte  aber  Chateaubriand  nicht,  als  er  selbst  Minister  wurde,  gegen  seine  Kollegen 
zu  intriguieren.   (Michon,  p.   288  et  suiv.) 
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briands  berühmtes  Pamphlet  »De  la  Monarchie  seloii  la  Charte«. 
Das  sind  die  beiden  »maitres«  ').  Aber,  wie  schon  bemerkt,  tat 
Chateaubriand  nichts  anderes,  als  dass  er  die  Ideen  B.  Constants 
interpretierte.  Das  wussten  auch  die  Zeitgenossen  beider  grossen 
Schriftsteller  ganz  gut.  » J/.  de  Chateaubriand  consacre  son  talent 
ä  reproduire  et,  si  Ion  veut,  ä  rehabiliter  les  thcories  si  bien 
exposees  par  M.  Benjamin  Constant,  et  Jerusalem  parle  comme 
S  a  m  a  r  i  e«,  schrieb    Villemain  -). 

Als  Napoleon  von  Elba  zurückgekehrt  war  und  —  ob  auf- 
richtig oder  nur  vorläufig,  unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  — 
eine  liberale  Verfassung  geben  wollte ,  hat  er  ihre  Ausarbeitung 
B.  Constant  anvertraut.  Das  ist  der  beste  Beweis  dafür,  wie  gross 
das  Ansehen  B.  Constant?.  schon  im  Jahre  1815  war,  und  dieses 
Ansehen  wuchs  immerfort. 

Die  ganze  Restauration  hindurch  trat  B.  Constant  unermüd- 
lich für  seine  Ideen  ein,  und  wären  sie  verwirklicht  worden,  so 
wäre  die  Julirevolution  Frankreich  vielleicht  erspart  geblieben. 
Erst  diese  brachte  die  Entfaltung  der  parlamentarischen  Regie- 
rung, wie  B.  Co7istant  sie  im  grossen  und  ganzen  wünschte ;  aber 
es  war  ihm  nur  wenige  Monate  vergönnt,  unter  einem  Regime 
zu  leben,  dem  er  keine  Opposition  zu  machen  brauchte. 

B.  Constant  hat,  wie  wir  wiederholt  bemerkt  haben,  England 
als  das  Musterland  hingestellt,  dessen  Verfassung  nachzuahmen 
sei:  seine  Darstellung  stimmte  aber  mit  der  Wirklichkeit  nicht 
ganz  überein,  —  und  nun,  als  die  Ideen  der  Julirevolution  nach 
England  hinübergriffen,  trugen  sie  dort  nicht  wenig  zum  Auf- 
blühen des  klassischen  Parlamentarismus  bei,  der  sich  erst  nach 
der  Reformakte  von   1832   entfaltete^). 

Auch  die  portugiesische  Verfassung  von  1826  ist  unter  dem 
auch  äusserlich  erkennbaren  Einfluss  B.  Constants  ausgearbeitet 
worden.  Sie  setzt  vier  Gewalten  fest ,  von  denen  die  neutrale 
dem  Könige  zukommt;  sie  spricht  auch  von  der  Harmonie  der 
Gewalten.  Ferner  finden  sich  in  der  Verfassung  Sätze,  die  den 
Schriften  B.  Constant?,  fast  wörtlich  entnommen  sind.  So  sagt 
z.  B.  Constant  über  seine  Unterscheidung  der  monarchischen  von 
der  ministeriellen  Gewalt:    »C'est  en  effet,  selon  moi,  la  clef  de 


i)  Vgl.  Barthclemy,  1.   c.  p.   60. 

2)  »Le  Roi,  la  Charte  et  la  Monarchie«,  citiert  nach  Michon,  Le  gouvernement 
parlementaire  sous  la  Restauration,  p.  171. 

3)  Vgl.  Bodley,  La  France,  p.  10. 
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toute  Organisation  politique« '),  und  in  der  portugiesischen  Ver- 
fassung heisst  es:  »Le  pouvoir  moderateur  est  la  de  de  toute 
Organisation  politique«  ^). 

In  Frankreich  schhesslich.  dem  eigentlichen  Wirkungsfelde 
B  Constants,  lässt  sich  sein  Einfluss  nicht  nur  unter  der  Restau- 
ration und  dem  Juli-Königtum  erkennen,  sondern  auch  durch  seme 
grossen  geistigen  Erben,  wie  T/äers  und  Prevost-Paradol,  bis  auf 
die  Verfassung  der  dritten  Republik  verfolgen. 

1)  Politique  constitutionelle,  I,  19. 

2)  Dareste,  Les  constitutions  modernes,  II,  32. 
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IM  ÖFFENTLICHEN   HAUSHALT  DER  STADT 

BASEL  1361  — 1500. 

EIN  BEITRAG  ZUR  MITTELALTERLICHEN  FINANZSTATISTIK. 

VON 
BERNHARD  HARMS,  Jena. 


I. 

•  Als  Gustav  Sdidnberg  im  Jahre  1879  sein  Buch  über  Basler 
Finanzverhältnisse  im  XIV.  und  XV.  Jahrhundert  veröffentlichte  '), 
konnte  er  mit  Recht  darauf  hinweisen,  »dass  es  die  erste  Unter- 
suchung dieser  Art  auf  einem  völlig  unbekannten  Gebiete«  sei. 
Zwar  hatte  schon  vor  ihm  der  Rostocker  Staatsarchivar  Dr.  K.  Kopp- 
mann mit  der  Publikation  seines  siebenbändigen  Werkes  über 
die  Hamburger  Kämmereirechnungen  begonnen  ^),  indessen  handelte 
es  sich  hierbei  im  wesentlichen  um  eine  blosse  Edition,  der  um- 
fassende darstellende  Untersuchungen  auch  später  nicht  beige- 
geben worden  sind.  Inzwischen  hat  dieses  Bild  sich  einigermassen 
verschoben.  Nationalökonomie  und  Historie  haben  dem  Finanz- 
wesen der  mittelalterlichen  Stadt,  insonderheit  der  Besteuerung 
und  dem  Anleihedienst,  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet. 


i)  Gustav  Schöfiberg,  Finanzverhältnisse  der  Stadt  Basel  im  XIV.  und  XV.  Jahrh. 
Tübingen  1879. 

2)  Karl  Koppmann,  Kämmereirechnungen  der  Stadt  Hamburg,  7  Bde.  1869  —  94. 
Vgl.  hierüber  Stieda  in  Conrads  Jahrbüchern.  1899,  III.  Folge,  17.  Bd.  S.   i   ff. 
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Aber  doch  darf  behauptet  werden ,  dass  gerade  diese  Seite  des 
mittelalterlichen  Wirtschaftslebens  nicht  so  liebevoll  behandelt 
worden  ist,  wie  alle  anderen  Lebensäusserungen  der  »geschlos- 
senen Stadtwirtschaft«.  Dies  hängt  natürlich  zum  Teil  damit  zu- 
sammen, dass  in  vielen  Städten  die  einschlägigen  Urkunden  ver- 
loren gegangen  sind,  oder  im xgünstigsten  Falle  die  Unterlagen 
für  die  Bearbeitung  einzelner  Zweige  des  Finanzwesens  sich  er- 
halten haben.  Auch  ist  zu  berücksichtigen,  dass  solche  Arbeiten 
so  gut  wie  ausnahmslos  in  den  Archiven  selbst  hergestellt  werden 
müssen  und  deshalb  die  mehr  oder  weniger  dauernde  Niederlassung 
des  Bearbeiters  am  Orte  des  Archivs  erfordern.  Die  jeder  anderen 
Art  von  historischer  Forschung  so  dienlichen  Urkundenbücher 
tragen  im  Hinblick  auf  ihre  Stoffabgrenzung  finanzwissenschaft- 
lichen Studien  sehr  wenig  Rechnung,  wobei  noch  besonders  her- 
vorgehoben zu  werden  verdient,  dass  in  Deutschland  die  wichtig- 
sten Städte  ihre  Rechnungsbücher  bisher  nicht  ediert  haben. 
Das  ist  zweifellos  ein  grosser  Mangel,  dessen  baldigste  Beseiti- 
gung dringend  erwünscht  ist.  Es  kann  gar  nicht  oft  genug 
wiederholt  werden,  dass  die  Herausgabe  von  alten  Finanzakten 
und  Rechnungsbüchern  —  nach  Hamburger  Muster,  aber  in 
übersichtlicherer  Satzanordnung  —  für  die  bessere  Erforschung  des 
mittelalterlichen  Finanzwesens  unerlässliche  Voraussetzung  ist  und 
deshalb  in  viel  grösserem  Umfange  betrieben  werden  sollte,  als 
es  bis  jetzt  der  Fall  gewesen  ist.  Den  unzähligen  historischen 
Gesellschaften,  die  in  ihren  Editionsgelüsten  teilweise  ganz  merk- 
würdige Wege  wandeln  und  nicht  selten  die  unwichtigsten  Dinge 
der  Herausgabe  für  würdig  erachten ,  bietet  sich  hier  ein  dank- 
bares Betätigungsgebiet,  auf  das  man  sie  immer  wieder  hin- 
weisen sollte. 

Zu  den  Städten ,  die  glückliche  Besitzer  solcher  Archivalien 
sind,  gehört  auch  Basel,  das  seine  Rechnungsbücher  in  ununter- 
brochener Reihenfolge  seit  dem  Jahre  1361  aufgestapelt  hat. 
Ueber  den  Umfang  dieser  wertvollen  Materialien,  die  durch 
Finanzakten  mancherlei  Art  vortrefflich  ergänzt  werden,  sind  wir 
durch  Scli'onberg  unterrichtet,  der  leider  seinen  ursprünglichen 
Plan,  auf  Grund  dieser  Archivalien  eine  Darstellung  des  Basler 
Stadthaushalts  zu  geben,  mit  Rücksicht  auf  andere  Arbeiten, 
die  an  ihn  herantraten,  nicht  hat  durchführen  können.  Dasselbe 
gilt  von  Joliannes  Bernoulli,  jetzt  Direktor  der  Schweizerischen 
Landesbibliothek  in  Bern,  der,  wenn  auch  mit  anderem  Endziel, 
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ebenfalls  grosse  Teile  der  Basler  Finanzakten  durchgearbeitet  hat. 
Als  ich  selbst  vor  mehreren  Jahren  den  Entschluss  fasste ,  eine 
Darstellung  des  Basler  öffentlichen  Haushaltes  zu  versuchen,  wa- 
ren beide  Herren  so  liebenswürdig,  mir  die  von  ihnen  gesammel- 
ten Materialien  zur  beliebigen  Benutzung  zur  Verfügung  zu  stel- 
len. Meine  Arbeit  ist  inzwischen  so  weit  gediehen,  dass  der 
Druck  des  ersten  Bandes,  der  im  wesentlichen  Quellen  enthal- 
ten wird,  eingeleitet  werden  konnte. 

Unter  den  mir  von  Herrn  Staatsrat  von  Schönberg  über- 
mittelten Zusammenstellungen  befand  sich  eine  Tabelle,  auf  der 
für  die  Jahre  1361  —  1461  die  Erhebungen  der  Steuern  und  der 
aufgenommenen  Anleihen  übersichtlich  gruppiert  waren.  Diese 
Arbeit  zog  mich  in  hohem  Masse  an,  da  sie  für  die  Beurteilung 
der  Stellung  der  Steuern  und  Anleihen  im  Stadthaushalt  Basels 
von  besonderer  Bedeutung  war.  Ich  beschloss  deshalb,  sie  zu 
vervollständigen  und  meiner  Arbeit  einzugliedern.  Diese  letztere 
Absicht  erwies  sich  aber  leider  nicht  als  durchführbar,  weil  der 
Aufbau  der  Tabelle  mit  der  von  mir  vorgenommenen  Stoffan- 
ordnung schwer  in  Einklang  zu  bringen  war.  Da  aber  anderseits 
die  nunmehr  bis  zum  Jahre  1500  fortgeführte  und  vervollstän- 
digte, sowie  auf  Grund  meiner  Basler  Münzstudien  in  mühsamer, 
monatelanger  Arbeit  auf  Metall  reduzierte  Tabelle  allgemeines  In- 
teresse beanspruchen  darf,  glaubte  ich,  auf  ihre  Drucklegung  nicht 
verzichten  zu  sollen;  um  so  weniger,  als  meines  Wissens  die  bis- 
herige Literatur  eine  auch  nur  annähernd  so  vollständige  finanzstati- 
stische Uebersicht  aus  dem  Mittelalter  nicht  enthält.  Es  ist  mir  frei- 
lich leider  unmöglich,  eine  darstellende  Erläuterung  zu  diesen  Zahlen 
zu  geben,  denn  ich  müsste  ein  Buch  füllen  ,  wollte  ich  auch  nur 
das  Wichtigste  aus  der  Geschichte  und  Entwicklung  jeder  einzel- 
nen Steuer  geben.  Ich  beschränke  mich  vielmehr  auf  einige  An- 
deutungen, die  für  das  Verständnis  der  Tabelle  unerlässlich  sind. 

IL 

Zunächst  einige  Bemerkungen  über  die  Basler  Rechnungs- 
bücher. Das  Finanzjahr  begann  im  alten  Basel  mit  der  Sonnenwende, 
dem  Johannistag ,  an  welchem  auch  der  Amtsantritt  des  neuen 
Bürgermeisters    und    der  Räte   erfolgte^).     Die    Rechnungsbücher 


l)  Eine  ausführliche  Darstellung  der  Organisation  der  Finanzverwaltung  in  mei- 
ner grösseren  Arbeit.     Bis  dahin  vgl.  Schönberg  a.  a.  O.  S.  23  fF, 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1907.    4.  A\ 
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setzten  sich  aus  Wochen-,  Fronfasten-  und  Jahresabrechnungen 
zusammen.  Für  die  vorUegende  Untersuchung  sind  nur  die 
letzteren  benützt  worden;  sie  sind  so  geführt,  dass  zuerst  die 
Einnahmen,  dann  die  Ausgaben  zur  Aufzählung  kommen  und  am 
Schluss  der  ganzen  Rechnung  der  Kassenbestand  verzeichnet 
wird.  Die  in  den  Rechnungsbüchern  eingetragenen  Zahlen 
können  nicht  ohne  weiteres  als  zuverlässig  angesprochen  werden, 
weil  sie  zahlreiche  Rechenfehler  aufweisen.  Wir  dürfen  uns 
darüber  nicht  wundern,  denn  einmal  erschwerten  die  römischen 
Zahlen  —  nur  diese  kommen  in  dem  hier  behandelten  Zeitraum 
zur  Anwendung  —  die  Rechenoperationen  ungemein,  und  zum 
anderen  ist  zu  berücksichtigen ,  dass  die  Einnahmen  der  Stadt 
zumeist  in  Pfennigen  flössen ,  so  dass  die  fast  unübersehbare 
Fülle  von  Münzen  rechnerische  Zusammenstellungen  ungemein 
erschwerte.  In  Basel  gab  es  bis  1425  überhaupt  keine  grösseren 
Silberprägungen;  wenn  deshalb  nach  Ausweis  der  Rechnungen  in 
diesem  Jahre  an  indirekten  Steuern  und  Zöllen  ca.  15000  Ib. 
eingekommen  sind ,  so  ist  damit  gesagt ,  dass  nicht  weniger  als 
3600000  einzelne  Pfennige  zu  verrechnen  waren.  Auch  später, 
als  man  zu  grösseren  Münzen  gekommen  war,  wurden  Steuern 
und  Zölle  mit  Vorliebe  in  Pfennigen  bezahlt,  so  dass  man  auch 
dann  noch  von  einer  wahren  Pfennigflut  sprechen  konnte.  So 
z.  B.  wurden  in  der  Reichsstadt  Frankfurt  im  Jahre  1609  an 
einem  einzigen  Steuertermin  1675026  Pfennige  in  die  Stadtkasse 
abgeführt.  Im  Jahre  1606  wanderten  in  dieselbe  Kasse  2876040 
und  im  Jahre  1608  sogar  3244320  einzelne  Pfennige^).  Nach 
alledem  ist  zu  bewundern ,  dass  die  Rechenfehler  in  den  über- 
lieferten Büchern  nicht  noch  grösser  sind.  Es  entsteht  aber  doch 
die  Frage ,  wie  der  Finanzstatistiker  sich  ihnen  gegenüber  ver- 
halten soll.  Soweit  ich  sehe,  ist  die  Praxis  in  dieser  Beziehung 
verschieden,  indem  entweder  die  Fehler  ausgemerzt  werden  oder 
aber  die  Zahlen  unverändert  zur  Anwendung  kommen.  Das 
letztere  scheint  mir  das  richtige  zu  sein.  Wir  sind  nämlich 
gar  nicht  in  der  Lage,  alle  Eintragungen  in  den  Rechnungs- 
büchern zu  kontrollieren,  weil  hierfür  die  Unterlagen  fehlen.  Die 
einzelnen  Steuern  z.  B.  müssen  wir  in  der  in  den  Rechnungsbüchern 
angegebenen  Höhe  einfach  akzeptieren,    ohne    dass    wir    wissen, 


l)  Dr.  Friedrich  Bothe,  Die  Entwicklung  der  direkten  Besteuerung  in  der  Reichs- 
stadt Frankfurt  bis  zur  Revolution  1612  — 14.    Leipzig  1906.    S,  .203. 
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ob  die  Beträge  richtig  zusammengezählt  sind.  Ausserdem  ist  zu 
bedenken,  dass  eine  Aenderung  der  Schlusssumme  die  Einheit- 
lichkeit der  gesamten  Abrechnung  dermassen  stören  würde,  dass 
eine  Inbeziehungsetzung  von  Zahlen  aus  verschiedenen  Büchern 
sich  schliesslich  überhaupt  nicht  mehr  ermöglichen  Hesse.  Ich 
habe  es  deshalb  für  richtig  gehalten,  alle  Zahlen  unverändert 
zu  lassen  und  die  kleinen  Rechenfehler  mit  in  den  Kauf  zu 
nehmen. 

Doch  nicht  nur  aus  diesem  mehr  äusserlichen  Grunde  ent- 
behren die  Zahlen  der  mittelalterlichen  Rechnungsbücher  der  un- 
bedingten Zuverlässigkeit.  Viel  wichtiger  ist  die  Tatsache,  dass 
die  Art  des  Rechnungswesens  überhaupt  eine  genauere  Dar- 
stellung aller  Einnahmen  und  Ausgaben  gar  nicht  zulässt.  Schon 
Bücher  hat  darauf  hingewiesen  ^),  dass  die  mittelalterliche  Finanz- 
verwaltung das  Prinzip  der  fiskahschen  Kasseneinheit  nicht  ge- 
kannt hat.  Das  heute  geltende  Prinzip ,  alle  Einnahmen  und 
Ausgaben  wenigstens  rechnerisch  die  Hauptkasse  durchlaufen  zu 
lassen,  war  damals  nicht  in  Uebung.  Es  bestanden  vielmehr 
zahlreiche  Sonderhaushalte,  die  mit  der  Zentralkasse  nur  in  Be- 
ziehung traten,  wenn  sie  Ueberschüsse  ablieferten  oder  Zuschüsse 
erforderten.  Dies  hatte  zur  Folge,  dass  bei  den  Steuern  z.  B. 
niemals  die  Bruttoerträge,  sondern  nur  die  Reinerträge  nach 
Abzug  der  Erhebungskosten  zur  Verrechnung  gelangten ,  so 
dass  die  Einnahmen  nicht  in  voller  Höhe  aus  den  Büchern  her- 
vorgehen, wie  anderseits  die  Ausgaben  für  den  Beamtenapparat 
durchweg  zu  gering  angeschlagen  sind.  Zu  berücksichtigen  ist 
ferner,  dass  auch  sonst  mancherlei  Unstimm.igkeiten  den  klaren 
Einblick  in  das  Rechnungswesen  beeinträchtigten.  Z.  B.  kam 
es  vor,  dass  bei  vermögenden  Bürgern  kurzfristige  Anleihen 
kontrahiert  wurden,  die  dann  bei  der  Steuerzahlung  dieser  Bürger 
zur  Verrechnung  gelangten,  so  dass  auch  in  solchen  Fällen 
über  Einnahmen  und  Ausgaben  vollständige  Klarheit  nicht  zu 
gewinnen  war.  Auch  konnten  Lieferungen  oder  persönliche 
Dienstleistungen  für  die  Stadt  bei  den  Steuerleistungen  —  insonder- 
heit den  ausserordentlichen  —  in  Anrechnung  gebracht  werden. 
Kurzum ,  eine  Reihe  von  Gründen  macht  die  lückenlose  Er- 
fassung eines  mittelalterUchen  Stadthaushaltes  unmöglich.   Immer- 


Ij  Karl  Bücher,  Der  öfifenlliche  Haushalt  der  Stadt  Frankfurt  im  Mittelalter.  — 
Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  Bd.  52.  S.  i  ff. 
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hin  ist  diese  Fehlerquelle  nicht  so  bedeutend,  dass  sie  finanz- 
statistische Uebersichten  völlig  ausschlösse,  denn  einerseits  ist  die 
Differenz  zwischen  Brutto-  und  Netto-Erträgen  nicht  allzu  erheb- 
Hch  und  anderseits  hat  ja  diese  Art  der  Kassenführung  im  ganzen 
ausgehenden  Mittelalter  Platz  gegriffen  ,  so  dass  die  Fehlerquelle 
immer  dieselbe  bleibt  und  infolgedessen  die  Entwicklung 
des  Haushalts  sich  sehr  wohl  einwandfrei  darstellen  lässt.  Ich 
hielt  es  aber  trotzdem  für  nötig,  auf  diese  Schwächen  der  nach- 
folgenden Tabelle  ausdrücklich  hinzuweisen. 

Zu  den  Aufstellungen  selbst  ist  zu  bemerken ,  dass  für  die 
Finanzjahre  1445/46  und  1446/47  nur  eine  Rechnung  vor- 
handen ist ,  so  dass  diese  beiden  Jahre  gemeinsam  verrechnet 
werden  mussten.  Im  Hinblick  auf  die  einzelnen  Posten  sei  fol- 
gendes hervorgehoben.  Die  Tabelle  umfasst  alle  laufenden  Ein- 
nahmen aus  Steuern  und  Zöllen  und  ausserdem  sämtliche  ausser- 
ordentlichen Steuern,  die  während  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Zeit  etwa  20mal  erhoben  worden  sind.  In  entsprechenden  An- 
merkungen habe  ich  alle  zweifelhaften  Einträge,  d.  h.  solche, 
die  sich  durch  die  Art  ihrer  Bezeichnung  nicht  selbst  charakteri- 
sieren, näher  erläutert.  Hinzugefügt  habe  ich  schliesslich  noch 
die  Einnahmen  aus  Anleihen,  sowie  die  Gesamtsumme  der 
Einnahmen.  Weggelassen  sind  hingegen  alle  anderen  Einnahmen, 
wie  Strafen ,  Erlös  von  verkauften  Häusern ,  Gerichtsgebühren, 
Erbschaften,  Bürgeraufnahmen,  Zinsen,  Pachtgelder,  Mieterträge, 
Sportein  u.  s.  w.  Die  Tabelle  gibt  —  innerhalb  der  oben  an- 
gedeuteten Grenzen  —  einen  zuverlässigen  Einblick  in  die  Er- 
träge des  gesamten  Steuer-  und  Zollwesens  durch  140  Jahre 
hindurch.  Um  sofort  bei  jeder  Rechnung  erkennen  zu  lassen, 
in  welchem  Verhältnis  diese  Einnahmen  zum  Gesamtetat  stehen, 
habe  ich  sie  zusammengezählt  und  für  das  Endergebnis  eine 
neue  Rubrik  geschaffen:  -Summe  dieser  Abgaben.«  Eine  ähn- 
liche Angabe  findet  sich  freilich  auch  in  den  Rechnungen  selbst: 
»gemeiner  stette  nutzen,«  indes  war  sie  für  unsere  Zwecke  un- 
brauchbar, weil  sie  in  den  einzelnen  Zeitabschnitten  sehr  ver- 
schiedene Summen  umfasst.  In  die  Tabelle  einbezogen  sind  die 
Erträgnisse  aus  den  Aemtern  der  Stadt,  wie  Liestal,  Alten,  Hom- 
berg  etc.;  im  einzelnen  verteilen  sich  diese  Summen  natürlich 
auf  die  verschiedenen  Steuern  und  Zölle,  indessen  Hessen  sich 
einwandfreie  Unterlagen  für  die  Auflösung  der  Zahlen  nicht 
beschaffen. 
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Die  Angaben  über  die  Einnahmen  aus  den  Anleihen  sind 
nicht  immer  ganz  korrekt.  In  Betracht  kommen  hier  in  erster 
Linie  alle  Rubriken  der  Rechnungsbücher,  die  ausdrücklich  als 
solche  verzeichnet  sind,  d.  h.  einen  entsprechenden  Vermerk 
aufweisen,  wie  z.  B.  »empfangen  um  widerköuffig  gelt«,  oder 
empfangen  (folgt  Kapitalsumme  und  dann  redditus  oder  census 
oder  Zins  oder  geliehen).  In  den  Rechnungen  sind  aber  noch 
öfter  Einnahmen  von  Personen  angegeben,  z.  B. :  Empfangen  von 
Schaidemacher  500  fl.,  ohne  dass  gesagt  wird,  welchen  Charakter 
derartige  Einnahmen  tragen.  Trotzdem  sind  diese  Summen  mit 
aufgenommen  worden.  Ueber  die  Rubrik  *  Anleihen«  kann  des- 
halb nur  gesagt  werden,  dass  sie  im  wesentlichen  richtig  ist  und 
immerhin  annähernd  die  wirklich  aufgenommenen  Anleihen  wieder- 
giebt. 

Die  Reihenfolge  der  einzelnen  Posten  entspricht  im  ganzen 
der  in  den  Jahresrechnungen  üblichen.  Diese  schwankt  aber 
öfter.  Auch  machte  die  Reihenbildung  kleine  Aenderungen  er- 
forderlich. Jeden  Posten  habe  ich  mit  einer  durchlaufenden  Num- 
mer versehen,  was  die  Orientierung  erleichtern  dürfte.  Bei  den 
Gesamt-Einnahmen  ist  in  der  Tabelle  geschieden  die  neue  Ein- 
nahme im  Finanzjahr  und  der  Bestand  des  letzten  Finanzjahres. 
In  den  Jahresrechnungen  wird  der  Bestand  verschieden  behandelt. 
In  den  älteren  Rechnungen  wird  er  gewöhnlich  nicht  unter  den 
übrigen  Einnahmen  aufgeführt,  sondern  ist  in  der  am  Schluss 
derselben  gezogenen  Summe  der  Einnahmen  enthalten;  in  den 
späteren  wird  er  zumeist  genannt,  aber  an  den  verschiedensten 
Stellen  plaziert.  Auf  unserer  Tabelle  ist  der  Bestand  immer  be- 
sonders ausgeschieden. 

Endlich  noch  ein  Wort  über  das  M  ü  n  z  w  e  s  e  n  ,  dessen 
Kenntnis  für  die  Beurteilung  der  Tabelle  erforderlich  ist.  Aus- 
führlich erörtert  habe  ich  das  Basler  Münzwesen  in  meiner  Schrift 
über  die  »Münz-  und  Geldpolitik  der  Stadt  Basel  im  Mittelalter <;  ^). 
Die  vorliegenden  statistischen  Zusammenstellungen  sind  von  mir 
auf  Grund 'der  Ergebnisse  jener  Studien  sämtlich  auf  Basler 
Mark  reduziert  worden,  und  zwar  in  Silber  und  Gold.  Ich  glaube 
in  meiner  münz-  und  geldgeschichtlichen  Untersuchung  den 
Nachweis  erbracht  zu  haben,  dass  für  den  Ausgang  des  Mittelalters 
die  Reduktion  auf  ein    Metall    absolut    unzulässig   ist,    weil  sich 


i)  Tübingen  1907. 


5  •34.  Bernhard  H<irms  : 

je  ein  besonderer  Markt  für  Gold  und  Silber  mit  selbständiger 
Kaufkraftentwicklung  herausgebildet  hatte.  Ueber  die  dem 
Basler  Währungssystem  für  jene  Zeit  zugrunde  liegende  Gewichts- 
und Rechnungseinheit  ist  folgendes  zu  sagen : 

Das  Münzgrundgewicht  ist  die  Mark;  sie  zerfällt  in  16  Lot 
von  je  4  Quintchen.  Ueber  das^  Gewicht  dieser  Mark  hat  zuerst 
Hanauer  eingehende  Untersuchungen  angestellt,  aus  denen  mit 
Bestimmtheit  hervorgeht,  dass  die  Basler  Mark  etwas  schwerer 
war  als  die  Kölnische  Mark,  die  bekanntlich  233,85  gr  hatte. 
Hanauer  berechnet  die  Basler  Mark  auf  234,40  gr^).  Neuerdings 
hat  Cahn-)  über  das  Gewicht  der  Basler,  Strassburger  und 
Kölnischen  Mark  weitere  Untersuchungen  vorgenommen ,  aus 
denen  sich  ergibt,  dass  die  Basler  Mark  in  Wirklichkeit  234,29  gr 
wog.  Dem  Beispiel  Calais,  folgend ,  ist  dieses  Markgewicht  (auf 
234,30  gr  abgerundet)  den  nachstehenden  Berechnungen  zugrunde 
gelegt.  Gegenüber  Hanauer  und  Schönberg.  der  in  seinem  schon 
zitierten  Buch  Hanauer  folgt,  ergibt  sich  somit  ein  kleiner,  freilich 
kaum  ins  Gewicht  fallender  Unterschied.  Mone  hingegen  nimmt 
in  seiner  Abhandlung  über  das  Münzwesen  vom  13.  bis  17.  Jahrh.^) 
die  Basler  Mark  zu  hoch  an ,  indem  er  ihr  ein  Gewicht  von 
239,84  zugrunde  legt.  —  Rechnungseinheit  war  das  Pfund  (Ib.  S), 
das  in  20  Schillinge  (/S)  zerfiel.  Der  Schilling  zählte  12  Pfennige 
(/^),  so  dass  auf  das  Pfund  240  Pfennige  kamen.  Die  Entwick- 
lung des  karolingischen  Pfundes  vom  Gewichts-  zum  Zahlenbegrifif 
lässt  sich  für  Basel  im  einzelnen  nicht  nachweisen,  sie  ist  jedoch 
zu  Beginn  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  bereits  vollzogen*). 
Der  Feingehalt  der  Basler  Münzen  ist  in  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Zeit  starken  Schwankungen  unterworfen  gewesen.  Auf 
der  umstehenden  Tabelle  (S.  636 — 637),  die  meiner  Münz-  und  Geld- 
geschichte entnommen  ist,  habe  ich  die  einschlägige  Entwicklung 
übersichtlich  zur  Darstellung  gebracht  und  gleichzeitig  den  jew^ei- 
ligen  Feingehalt  des  rheinischen  Goldgulden  sowie  dessen  Ver- 
hältnis  zur   Basler  Silbermünze  vorgeführt.     Auf  der  grossen  Ta- 


i)  Hanauer,  Etudes  economiques  sur  l'Alsace  ancienne  et  moderne.  1876. 

2)  yiilius   Cahn,  Der  Rappenmünzbund;   eine  Studie  zur  Münz-  und  Geldpolitik 
des  obern  Rheinthals.    1901. 

3)  In  der  Zeitschrift  für  Geschichte  des  Oberrheins,  Bd.  II.  S.   393. 

4)  ^^-   f>i(i>i^  Arbeit,  a.  a.  O.    S.   13. 
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belle  ist  immer  dann,  wenn  es  sich  um  Gulden  handelt,  ausdrück- 
lich das  Zeichen  fl.  hinzugefügt  worden. 

Bemerkt  sei  endlich  noch,  dass  sich  am  Schluss  der  grossen 
Tabelle  eine  zusammenfassende  Uebersicht  über  die  beiden  Grup- 
pen Steuern,  Zölle  etc.  und  Anleihen  in  ihrem  Verhältnis  zum 
Gesamthaushalt  findet. 


636 


Bernhard  Harms  : 


c 

C 

3 
O 

c 
o 

> 

CO 

c 

■4-> 

> 

■4-1 
U 


73 
C 

P 

c 

O 


o 

Vi 

o 

CO 


sPh 


ü  ,2 


.        ,  '  E  W       CO ^ 

1  -O  ^  M  c       -^  s  cu  ^p, 

3 ■* 


•°    ^ 


!K  -i  _j  'S 

'£  r.  Z  ^ 

^    -  r—    CS 
P4    S    "    ^^ 

0^ 


ÖÄ 

!«ac 

S  ;: 

o 

"^  i 

o 

S    5Ö 

m 

^      --H 

M 

..^ 

'S  ^ö 
Ph 


'S  -.O" 


_c  'a;,  c5 


tj  J,  ^  ^  ^ 

O  4)     u     3 

^0. 


O    [fl  C    u    "^ 

>-    C  D  ii  ^ 

"^  'S  "3  c^  == 

§5  '^-vO 


C     N 


(U 


w 


>  ,,  w  r:; 


5 


o 


13  -o  ^ 

cß    v^    r^    et:    ^ 


Ä    .t: 


w     -M     -; 

O      M       ^' 


"l     Ci 


^      iM       QC       •— 


(M 

X 


CO      Ci 


X^ 


X 
X 

et 


in        0^1 


© 


^1 

(M 


■^      X 


(M      ■^      -^      -^ 


X 
X 


c     ^ 


N      m 


© 


x"    S 

CO       CO 


X 


-^  «  CO  iM 

ifl  f»  T— <  CO 

©"  ^^  et  et 

■^  "*  IN  CO 


ja         t^  I 


© 
iQ 

©" 


(M 

X 

©" 


©     r- 

X      X 

©"    ©" 


CO      o 

C>      CO 


ro       ro       ro       ro 


't       O 

o     CO 

d     ^ 


N 


rO       ro 


CO      00      00      CO 


CO        CO       CO 


Die  Steuern  und  Anleihen  im  öffentlichen  Haushalt  der  Stadt  Basel.       63? 


*       I^      O       O       '*       IS      ifi      ^      ^      «5       «O      l-       ^.-jX^-t^iS^:^,— , 

S    ci    -F^    o"    «m"    -»"^    cT    o"    ai    ■^"'    ^""    y^    o"  "^    o  2"    o~  2'    0"  «^    --h  2* 


« 

-- 

-f 

10 

r- 

^ 

lO 

Jft 

iS 

lO 

Ci 

»O 

10 

Ci 

0 

C5 

r- 

^ 

? 

c; 

fM 

iO 

« 

'M 

r- 

CO 

•^^ 

iS 

-f 

-t^ 

TP 

•* 

-t 

-+ 

«T' 

»5 

T- 

r- 

0 

D- 

0 

-f 

-* 

CO 

CO 

CO 

(M 

!M 

(M 

■1— " 

<^ 

4 

■M 

N 

CO 

(M 

CO 

iM 

Ol 

-M 

ri 

w 

IN 

•M 

(N 

!N 

N 

:M 

N 

? 

.^ 

0 

iO 

•^ 

CO 

-t< 

'M 

r- 

r- 

r- 

r- 

t- 

1» 

la 

»0 

iO 

© 

n 

X 

r- 

C5 

C5 

C5 

C5 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

5 

© 

^ 

0 

0 

0 

0 

'^ 

'^ 

^ 

~' 

^ 

" 

^ 

^ 

^ 

^ 

© 

? 

r- 

-f 

CO 

Ol 

-^ 

^ 

CO 

0 

^ 

.^^ 

^ 

x'^ 

CO 

l^^ 
•^ 

-'S 

Ci 

^ 

^ 

Ol 

^ 

ir> 

^ 

-^ 

l^ 

la 

(M 

w 

-t 

0 

»Ä 

0 

0 

^— 

»0 

CJ 

•r- 

■^' 

; 

-M 

w 

iO 

r- 

0 

T 

C5 

■^ 

!M 

'M 

Ol 

r>»  vo 

X 

r^ 

X 

00 

X 

in 

X 

>o 

;^ 

•^ 

3 

C3 

CO 

CO 

co 

CO 

(M 

M 

CO 

CO 

CO 

CO 

(yt   « 

(M 

N 

(M 

M 

>! 

^ 

!M 

(M 

N 

5 

M 

71 

iS 

^ 

r- 

CT 

X 

i-'i 

iO 

iS 

»0 

iO 

X 

X 

X 

X 

10 

] 

'M 

CO 

^ 

■— 

•— 

T— 

■— 

•'- 

•^H 

■^" 

•"" 

OJ 

^ 

^ 

■-^ 

— 

■^ 

— ' 

^ 

•^ 

■^^ 

■^ 

■^ 

■"^ 

■" 

■^^ 

■"^^ 

^^ 

'^" 

■^ 

^ ^ 

, ^ 

_, ^ 

, ^ 

^_^ 

■) 

C) 

'^- 

1 

1— 1 

t— 1 

HH 

0  t- 

0 

1^ 

0 

n 

0 

CN 

ÜN 

ON 

vo 

u-l 

3 

CO 

1 

00 

1 

1 

1 

I 

0 

0 

0 

CO    t^ 

00 

t^ 

0^ 

ro 

t-( 

'S- 

M 

Tj- 

0 

t^ 

+ 

'^ 

1 

ro 

1 

1 

1 

1 

0 

(N 

ri 

ri 

t-^ 

t^ 

vO 

00 

00 

00 

vn 

00 

VO 

VO 

"^ 

■0 

ro 

ro 

CO 

<rn 

ro 

ro 

Ol    ^ 

N 

C) 

N 

M 

N 

M 

M 

) 

0 

"^ 

'^ 

'^ 

Tf- 

CO 

CO 

0 

-t 

Tt- 

'^ 

CO 

ST 

CO 

'^ 

0 

0 

0 

0 

0 

U-) 

"7 

) 

'^ 

00 

00 

CA) 

00 

CO 

CO 

ü 

CO 

00 

CO 

H-( 

M 

H-l 

p) 

\J-> 

0 

CO 

0 

CO 

^ 

CO 

00 

J 

VO 

t^ 

ro 

rr> 

m 

VO 

VO 

0 

t^ 

r— 

I~- 

^ 

f^ 

'l- 

ro 

-t 

^ 

(O 

■- 

ro 

>-< 

0 

ON 

-0 

N 

M 

ro 

<rr> 

ro 

M 

M 

CO 

N 

0 

M 

M 

f) 

■£i. 

N 

ri 

Ol 

M 

M 

Cl 

— 

■^  O        O  O 
VO   O        00    vO 


^ 

•^ 

"— 

~— 

"- 

"— ' 

1 

M 

M 

ri 

^ 

00 

CO 

VO 

r~ 

r~ 

CO 

VO 

VO 

r^ 

r^ 

r-- 

t^ 

r^ 

J 

N 

ri 

ri 

-t- 

't 

VO 

VO 

r^ 

r~ 

M 

C^ 

Cv 

-+ 

•+ 

-1- 

O) 

Ol 

0 

ro 

rr> 

CO 

ü 

M 

0 

CO 

r^ 

r^ 

r^ 

VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

0 

ro 

rr> 

CO 

CO 

CO 

04 

M 

0) 

M 

PI 

N 

M 

Ol 

M 

M 

Ol 

M 

3 

VO 

M 

M 

CO 

CO 

CO 

CO 

r^ 

r^ 

CO 

CO 

CO 

t^ 

t^ 

I^ 

r- 

r-~ 

> 

CN 

N 

M 

^ 

U-) 

VO 

VO 

i^ 

r^ 

M 

M 

Ol 

-rf 

'^- 

Tf 

Ol 

Ol 

0 

ro 

ro 

CO 

M 

Ov 

CN 

Cv 

t^ 

r^ 

r--. 

r^ 

t^ 

VO 

VO 

VO 

VO 

VO 

C 

ro 

ro 

CO 

CO 

N 

C-J 

N 

N 

M 

CM 

pj 

N 

M 

N 

M 

M 

N 

CO 
O 


co       VO      VO 


0 

0 

00 

VO 

0 

1 

0 

1 

CO 

0 

Cv 

'^ 

-* 

o 


638 


Bernhard  Harms: 


Bezeichnung 

1361/62 

1362/63 

1363/64 

der 
Einnahme 

Ib. 

oder 
Gul- 

ß 

^ 

Mark 
Silber 

aiark 
Gold 

Ib. 

oder 
Gul- 

1 
ß    A 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib.     [ 

oder       D     0 
Gul-       P    '^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

den 

den 

den 

1.  Winungeltl) 

1745 

17 



634,9 

52,78 

2281 

19  - 

829,8 

68,98 

2610     8 

949,2 

78,90 

2.  Milliunprelt  1) 

600 

12 

— 

218,4 

18,15 

479 

6  - 

174,3 

14,49 

651   15 

5 

237,0 

19,70 

4.  A  ou    den   bal- 

len 2) 

57 

4 

— 

20,8 

1,73 

45 

-V 

— 

16,4 

1,36 

92  10 



33,6 

2,79 

5.  Von   dem  ver- 

schätz 3) 

2Ü 

— 

9,5 

0,79 

?fi 

_ 



9,5 

0,79 

26 





9,5 

0,79 

6.  Von  körn,  das 

1 

d.  Kin  ab  gat4) 

l'io 

2 

8 

63,7 

5,30 

104:    ■■)    6 

37,9 

3,15 

32 

8 

— 

11,8 

0,98 

(.  liegerlon       im 

balliof  u.  saltz- 

' 

hus  5) 

y 

— 

— 

3,3 

0,27 

ü 

4 

— 

3,3 

0,27 

13 

4 

— 

4,8 

0,40 

8.   Von      den    Ju- 

den 6) 

—      ■ — 

— 

, — 

_ 

16 

10 

— 

6,0 

0,50 

21 





7,6 

0,63 

9.  Saltzhus  7) 

500    - 

— 

181,8 

15,11 

581 

15 

— 

211.5 

17,58 

625 

— 

— 

227,3 

18,89 

Summe  dieser  Ab- 

1 

gaben  (1 — 9) 

3  13  !  15 

13 

1132,3 

94,12 

3513 

17 

6 

1288,7 

107,12 

4072 

5 

5 

1480,8 

123,09 

81.  Anleiben 

—  i  — 

— 

— 

1125 

— 

— 

409,1 

34,01 

— 

— 

— 

— 

— 

82.  G  e  s  a  m  t  e  i  n- 

1 

nähme 

3342 

15 

— 

1215,5  101,04 

4984 

11 

— 

1812,6 

150,67 

4459  15 

— 

1621,7 

134,80 

83,  Bestand     vom 

letzten  Jahr 

102 

1 

10 

— 

37,3 

3,10 

— 

— 

— 

— 

— 

640 

— 

232,7 

19,34 

1364/65 

136 

5/66 

1366/67 

1.  Winungelt 

2814 

3:   6 

1023,3 

85,06 

2103 

15'  - 

765,0 

63,59 

2518 

5 

6 

915,1 

76,12 

2.  Müliungelt 

o99 

16 

6 

218,1 

18,13 

667 

16;- 

242,8 

20,18 

592 

10 

8 

215,5 

3.  Niiwes    ungelt 

j 

17,91 

etc.  8) 

— 

— 

— 

— 

. — 

S50 

13  — 

309,3 

25,71 

1917 

6 



697,2 

57,96 

4.  Von  den  ballen 

112 

. — 

— 

40,7 

3,38 

42 

4 

6 

15,3 

1,27 

— 

— 

— 

— 

5.  Von  dem  ver- 



schätz 

26 

— 

9,5 

0,79 

24 

10 

— 

8,9 

0,74 

26 

— 

_ 

9,5 

0,97 

C.  Von  körn,  das 

den  Kin  ab  gat 

19 

13 

~,l 

0,59 





— 





— 



— 

— 

7.  Legerion       im 

balhof        imd 

saltzhus 

















3 





1.1 

0,09 

(     8)35 

10 



129 

1,07 

8.  Von  den  Juden 

21 

10 

— 

7,8 

0.65 

32 

— 

11,6 

0,96 

\200  fl. 

36.4 

3.03 

9.  Saltzhus 

600 

— 

— 

218,2 

18,14 

623 

17 

— 

226,9 

18,86 

625 

— 

— 

227,3 

I8,8y 

Summe  dieser  Ab- 

( 200  fl. 

36,4 

3,03 

gaben  (8—9) 

4193 

3 

— 

1524,8 

126,74 

4344 

15 

6 

1579,9 

131,33 

X    5717 

12 

2 

2079,1 

172,83 

81.  Anleihen 

— 

— 



— 

— 

3445 





1252,7 

104,13 

1235 

— 

— 

449,1 

37,33 

82.  Ges  amtein- 

1 

nabme 

4485 

19 

— 

1631,3 

135,60 

8275 

4   — 

3009,2 

250.14 

8013 

3 

— 

2913,9 

242,22 

83.  Bestand     vom 

letzten  Jahr 

188 

14 

— 

68,6 

5,70 

482 

— 

- 

175,3 

14,-57 

48 

— 

— 

17,5 

1,45 

i)  Die  Weinsteuer  (winungelt,  indebitum  vini)  und  die  Mehlsteuer  gehören  zu 
den  ältesten  Abgaben  der  Stadt.  Erstere  bestand  in  einer  Abgabe  vom  Wein,  der 
am  Zapfen  ausgeschenkt  wurde,  letztere  wurde  von  den  Müllern  nach  Massgabe  des 
gemahlenen  Getreides  erhoben.  Diese  beiden  Steuern  sind  während  des  ganzen  aus- 
gehenden Mittelalters  erhoben  worden  und  warfen  immer  sehr  erhebliche  Einnahmen 
ab.     (Vgl.  Schötiöerg  S.  82.) 

2)  Die  Einnahme  von   den  Ballen  bezieht  sich  auf  die  Lagergebühr  im  Ballhofe. 

3)  Der  Verschätz  war  ein  Brückenzoll  bei  St.  Jakob. 

4)  Ein  Transitzoll,  der  ebenso  wie  die  unter  2  bezeichnete  Einnahme  >  von  den 
ballen«  im  Jahre  1365/66  bez.  1366/67  in  einem  neuen  Transitzoll  aufgeht.  (Vgl. 
Anm.  8.) 

5)  Ebenfalls  eine  Lagergebühr,   die  wenig  einbringt   und  bald  verschwindet. 

6)  Das  Recht,  die  Juden  zu  schützen  und  zu  schätzen,  hat  Kaiser  Karl  IV.  im 
Jahre  1365  dem  Rat  der  Stadt  widerruflich  gewährt.  Die  vorher  genannten  Einnah- 
men von  Juden    sind  Gegenleistungen    für   von  der  Stadt  eingeräumte  Konzessionen. 
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Bezeichnung 

1367/68 

1368/69 

1369/70 

der 
Einnahme 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder    p 
Gul-    P 

c     Mark 
'^  Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 

ß   A 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 

0     Q  ■   Mark 
1^     -^1  Silber 

Mark 
Gold 

den 

den 

den 

1 

1.  Winungelt 

2962 





1077,1 

89,53 

3038 

14 

6 

1105,0 

91,85 

2272 

14     2 

826,4 

68,69 

2.  Müliungelt 

64'. 

13 

— 

235,5 

19,58 

401 

4 

2 

145,9 

12,13 

315 

18    4 

114,9 

9,55 

3.  Nüwes    ungelt 

etc. 

716 

1 

6 

260,4 

21,65 

480 

— 

— 

174,5 

14,51 

1965 

10  - 

714,7 

59,41 

5.  Von   dem  ver- 

schätz 

26 

— 

— 

9,5 

0,79 

26 

— 

— 

9,5 

0,79 

26 





9,5 

0,79 

7.  Legerlon      im 

balhof        und 

saltzhus 

10 

10 

— 

3,8 

0,32 

8 

10 

— 

3,1 

0,26 

7 

4 



2.6 

0,22 

8.  Von  den  Juden 

ly 

10 

— 

7,1 

0,59 

(4 

12 

— 

27,1 

2,25 

59 

19 



21,8 

1,81 

9.  Saltzhus 

620 

— 

— 

225,5 

18,75 

625 

— 

— 

227,3 

18,89 

800 

— 

— 

290,9 

24,18 

Summe  dieser  Ab- 

1 

gaben  (1 — 9) 

5001 

14 

6 

1818,8 

151,19 

4654 

— 

8 

1692,4 

140,68 

5447 

5 

6 

1980,8 

164,65 

81.  Anleihen 

42oo 

10 

— 

1547,5 

128,64 

2152 

15!- 

782,8 

65,07 

3768 

3 

— 

1370,2 

113,90 

82.  Gesamtein- 

! 

1 

■ 

nahm  e 

9984 

— 

— 

3630,5 

301,79 

9254 

— 

— 

3365,1 

279,73 

10081 

4 

—  3665,9  304,73 

ohne 

1 

83.  Bestand    vom 

1 

letzten  Jahr 

1197 

— 

— 

435.3 

36,18 

200 

— 

72J 

6,01 

288 

— 

— 

101,7 

8,70 

1.  Winungelt 

2.  Müliungelt 

3.  Nüwes  ungelti 
etc.  i 

5.  Von  dem  ver-j 
schätz 

7.  Legerion  im 
balhof  undj 
saltzhus  I 

8.  Von  den  Juden' 

9.  Saltzhus  I 
12.  Zoll  10) 


Summe  dieser  Ab- 
gaben (1—12) 

81.  Anleihen 

82.  Gesamtein- 
nahme 

ohne 

83.  Bestand     Tom 
letzten  Jahr 


25051 
643 


1675 
26 


3 

271 
1100 


622.: 
2077 


8651 


1370/71 

b\—\   68.5.2 

3  —     175,9 


12 


—     458,2 
-!       7,1 


— 1        1.0 
— I      74:3 

— 1    300,8 


4 
lli  — 


1702,5 
568,2 


60,.53 
15,54 

40,48 

0,63 


0,09 

6,56 

26,57 


150.40 
50;  19 


2366,1209,02 


2392 
735 


974 
26 


31 
800 


4963 
1598 


6919 


940 


1371/72 

7     3 
lli    4 

11     9 


654,3 
201,2 


266,5 
7,1 


57.80 
17,77 

23,54 

0,63 


1,0:        0,09 

8,7|      0,77 

218,S|     19,33 


ia57,5    119,92 
437,3     38,63 


5  1892,41167,17 

—  I    257,l|    22,71 


22821    3 
696     9 


1030^ 

25! 


6    6 


1102 
10)  147 


5290 
4396 


1372/73 

624,2 
190,4 


281,7 
6,8 

1,8 

301,5 
40,4 


18     1 


4  — 

15  - 


12120,10    2 

186'  17     6 


1446,8 
1202,5 


55,14 
16,82 

24,89 

0,60 

0,16 

26,63 
8,57 


127,81 
106,23 


3314,9;292,84 

51, l|      4,51 


Im  Jahre  1374    erhielt    Herzog  Leopold    von  Oesterreich    von  demselben  Kaiser  das 
vordem  an  die  Stadt  verliehene  Recht. 

7)  Die  Stadt  besass  das  Salzregal  schon  vor  dem  Erdbeben  von  1356. 

8)  Das  »nuve  ungelt«  ist  unter  dieser  Bezeichnung  nur  wenige  Jahre  erhoben 
worden  ;  es  handelte  sich  hierbei  um  Abgaben  von  der  Durchfuhr,  welche  die  Stadt 
an  Stelle  der  in  Anm.  4  und  5  genannten  Auflagen  im  Jahre  1366  selbständig,  ein 
Jahr  später  aber  auf  Grund  eines  Privilegs  Karls  IV.  erhob.  Der  »Halbegulden- 
zolb;,  wie  diese  Abgabe  bezeichnet  wird,  wurde,  wie  alle  andern  Auflagen  bis  dahin, 
in   Silber  eingezogen.     Ein  bischöflicher  Zoll  bestand  noch  nebenher. 

9)  »20O   fl.,    die  sie  (die  Juden)  uns  schangkten  an  die  varte  zu  dem  kayser.« 
10)   Am  12.   März  1373  verpfändete  Bischof  Johann  von  Vienne    der  Stadt  sämt- 
liche Zölle,    die    er    in  Basel    bisher    erhoben  hatte.     Der  hier  genannte  Zoll  ist  der 
im  Schlusssatz  der  Anm.  8   genannte.     In  der  Jahresrechnung   1372/73   heisst  es  über 
ihn:   »Item  von  dem  zolle  sider  er  in  unser  hande  komen  ist«. 
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Bernhard  Harms : 


Bezeichnung 

der 

Einnahme 

1373/74 

1374/75 

1375/76 

Ib. 

oder     u     0 
Gul-    P   '^ 
den 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib.    i 

oder       ß    ^ 
Gulden 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib. 

oder 
Gul- 
den 

ß  P? 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

1.  Winungelt 

1.587 

7 

1 

434,1 

38,35 

1814 

1 

7 

418,1 

38,68 

2308 

18 

532,0 

49,21 

2.  Mi'iliungelt 

1237 

12 

— 

338,5 

29,90 

1032 

6 

10 

237,9 

22,01 

1078 

5 

8 

248,5 

22,99 

5.   Von  dem  ver- 

schätz 

32 

4 

7 

8,8 

0,78 

24 

,8 

4 

5,6 

0,52 

32 

12 



7,5 

0,69 

7.  Legerlon       im 

balhof        und 

saltzhus 

7 

17 



2.1 

0,19 

7 

12 



1,8 

0,17 







. 



9.  Saltzhus 

1110 

— 

303;6 

26,82 

901 

5 

— 

207,7 

19,21 

900 

— 

— 

207,4 

19,19 

10.  Ki'iwes      gros- 

ses ungelt  1) 

3065 

16 

— 

838,5 

74,07 

751 

1 

9 

173,1 

16,01 











12.  Zoll 

454 

14 

— 

124,4 

10,99 

303 

15 

6 

70,0 

6,4s 

507 

2 

6 

116,9 

10,81 

13.  Fursaltz 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

2 

. — 

0,9 

0,08 

15.  Vichmarkt 

— 

— 

— 

— 

— 

54 

11 

11 

12,6 

1,17 

24 

10 

9 

5,6 

0,52 

16.  Ein,       thoren, 

ballen  S) 

666 

9 

— 

182,3 

16,10 

344 

14 

_]_ 

79,4 

7,35 

675 

_15 

^ 

155,7 

14,40 

Sunmie  dieser  Ab- 

gaben (1  —  16) 

8161 

19 

8 

2232,3 

197,20 

5233 

17 

6 

1206,2 

111,58 

5531 

6 

1 

1274,8 

117,93 

81.  Anleihen 

1398 

9 

— 

382,5 

33,79 

3)5598 

14 

. — 

1290,4 

119,37 

377 

10 

87,0 

8,05 

82.  Gesamtein- 

nahme 

10655 

1 

10 

2914,1 

257,43 

12958 

2 

8 

2986,5 

276,27 

6762 

3 

— 

1558,5 

144,17 

ohne 

83.  Bestand     vom 

letzten  Jahr 

— 

— 

— 

— 

— 

450 

— 

— 

103,7 

9,59 

— 

— 

— 

— 

1376/77 

1377/78 

1378/79 

1.  Winungelt 

1887 

17 

2 

597,5 

33,36 

2513    6 

3     543.2 

45,53 

3133 

11     7:    677,3 

56,77 

2.  Miili  ungelt 

1092 

12 

. — 

345,8 

19,31 

1992 

8 

10 

430,6 

36,0J 

2000 

13:- 

432,4 

36,24 

5.  A'on   dem  ver- 

1 

schätz 

52 

18 

— 

16,7 

0,93 

65 

3 

6 

14,1 

1,18 

50 

6'    6 

10,9 

0,91 

7.  Legerion      im 

balhof          und 

saltzhus 

— 

— 

— 



_ 





— 

— 



7 

9 



1,6 

0,13 

8.  Von  den  Juden 

— 

— 

— 
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6,1 

0,51 

9.   Saltzhus 

974 

— 

— 

308,3 

17,21 

550 

— 

— 

118,9 

9,97 

700 

— 

— 

151,3 

12,63 

10.  Xüwes  grosses 

ungelt 

— 

— 

— 

— 

— 

3297 

— 

— 

712,6 

59,73 

2986 

17 

3 

645,6 

54,12 

11.  Schätzung 

5)  8334 

15 

— 

2638,1 

147,30 

39 

— 

— 

8,4 

0,70 

23 

5 

— 

5,0 

0,42 

12.  Zoll 

634 

2 

6 

200,7 

11,21 

434 

15 

— 

94,0 

7,88 

666 

12 

6 

144,1 

12,08 

13.  Fursaltz 

• — . 

— 

• — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

10 

— 

1,0 

0,08 

14.  Nüwer  zoll 

— 

— 

— 

— 

_ 

6)1307fl. 

— 

— 

226,0 

18,94 

2709  fl. 

— 

461,3 

38,92 

15.  Vichmarkt 

44 

2 

10 

14,0 

0,78 

30 

1 

7 

6,5 

0,54 

55 

14 

— 

12,0 

1,01 

16.  Kin  ,      thoren, 

ballen 

582 

4 

3 

184,3 

10,29 

438 

15 

6 

94,8 

7,95 

453 

1 

— 

97.9 

8,21 

17.  Kouffhus7) 

— 

= 

— 

-- 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

59 

3 

— 

12,8 

1,07 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1 — 17) 

13602 

11 

9 

4305,4 

240,39 

10406 

2 

8 

2249,1 

188,52 

12317 

10 

10   2662,2 

223,15 

80.   Lipgedinge 

_ 



_ 

_ 

_ 

25 
=  32fl. 

12 

~}      5,5 

0,46 

81.  Anleihen 

1397 

— 

— 

442,2 

24,69 

447     5 

—       96,7 

8,11 

*)  - 

— 

. — 

82.  Gesamtein- 

nahme 

15549 

1 

— 

4921,5 

274,79 

12366  11 

4 

2672,8 

224,04 

14245 

17 

9 

3079,0 

258,09 

83.   Bestand    vom 

letzten  Jahr 

184 

— 

— 

58,2 

3,25 

— 

— 

— 

— 

1080 

3 

' 

233,5 

19.57 

1)  Vormals  bischöflicher  Zoll. 

2)  Die  Erwerbung  der  bischöflichen  Zölle  hatte  eine  Neuregelung  des  Abgaben- 
wesens erforderlich  gemacht.  In  den  Rechnungsbüchern  hört  die  Bezeichnung  »nuwes 
ungelt«  mit  dem  Jahre  73/74  auf,  und  an  ihrer  Stelle  findet  sich  jetzt  der  Eintrag: 
»Von  dem  rine,  den  thoren  und  von  dem  ufer  hie  disent  und  enent  rins«-.  Es  han- 
delt sich  hierbei  um  einfache  Forterhebung  des  »ni'iwen  ungelts«  unter  anderer  Be- 
zeichnung. Später  lautet  der  Eintrag  bloss  :  »Von  dem  ryn  (oder  rin)  den  thoren, 
und  von  den  ballen«. 

3)  Darunter  als   »empfangen«    bezeichnet   5134  Ib.   15   /J. 

4)  Ob  Darlehen  aufgenommen  sind,   lässt  sich  nicht  bestimmt  sagen. 

5)  Ausserordentliche  Vermögenssteuer,  von  der  in  den  nächsten  Jahren  kleine 
Reste  einlaufen. 


Die  Steuern  und  Anleihen  im  öfientlichen  Haushalt  der  Stadt  Basel. 
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Bezeichnung 

1379/80 

1380/81 

1381/82 

der 
Einnahme 

ib. 

,  oder 
Gul- 
den 

ß   ^ 

Mark  j  Mark 
Silber  j  Gold 

1 

11). 

oder 
Gul- 
den 

?\'5l 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

11). 

oder 
Gul- 
den 

ß!^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

1.  Winungelt 

2.  Miiliungelt 

5.  Von    dem  ver- 
schätz 

7.  Hof  und  saltz- 
hus 

8.  Von  den  Juden 

9.  Saltzhus 

10.  Ni'iwes  grosses 
ungelt 

12.  Zoll 

13.  Fürsaltz 

14.  Ninver  zoll 

15.  Vichraarkt 

10.  Kin ,     thoren, 

ballen 
17.  Kouffhus 

3648 
1873 

51 

1 

284 
200 

15 

626 

8 

2163  fl. 

66 

298 
75 

"3 

7 

2 
16 

12 
2 

7 

8 
14 

6 

6 

6 
6 

6 

6 

788,5 
404,8 

11,1 

0,2 
61,4 
43,2 

3,2 

135,4 

1,8 

358,9 

14,3 

64,5 
16,4 

66,09 
33,93 

0,93 

0,02 
5,15 
3,62 

0.27 
11,35 

0,15 
30,08 

1,20 

5,41 
1,37 

3308 
1650 

50 

"25 

300 

652 

24.54'|2 
62 

295 
73 

1 

6 

10 
4 

16 

fl. 
11 

1 
10 

7 
6 

7 

10 

~7 
10 

715,0 
356,7 

10,9 

5,4 
64,8 

141,1 

422,9 
13,5 

63,8 
15,9 

59,93 
29,90 

0,91 

0,45 
5,43 

11,83 

35,45 
1,13 

5,35 
1,33 

3285 
1527 

56 

920 

688 

23841/2 
52 

335 
95 

1 
5 

2 

4 

fl. 
4 

5 
2 

19 

8 

10 

4 

6 

1 
4 

710,0 
330,1 

12,1 

198,8 

148,7 

413^0 
11,3 

72,5 
20,6 

59,51 

27,67 

1,01 

16,66 

12,46 

34,62 
0,95 

6,08 
1,73 

Summe  dieser  Ab- 
gaben (1—17) 

80.  Lipgedinge 

81.  Anleihen 

82.  Ge  s  amtein- 
n  ah  m  e 

ohne 

83.  Bestand     vom 
letzten  Jahr 

8809 

440 

=  550 

506 

10482 

184 

2 

fl. 

8 

14 

6 

1903,9 

}    9ö,l 
109,4 

2265,7 

39,8 

1.59,59 

7,97 
9,17 

189,92 

8374 

128 

=  160 

1480 

10853 

700 

17 
fl. 

6 

ü 

1810,0   151,72 

}    27,7       2,32 
319,9     26,81 

2345,8  196,63 

151,3     12,68 

8869 

2924 
12409 

705 

9 

1917,1 

632,1 
2682,0 

152.4 

160,70 

52,98 
224,81 

12,74 

1382/83 

1383/84 

1384/85 

1.  Winungelt 

38661    3 

2 

835,6 

70,04 

34.52!    6 

— 

746,2 

62,.55 

3366 

1 

7 

689,6 

54,86 

2.  Miiliungelt 

1504 

15 

— 

325,2 

27,26 

824 

4 

9 

178,1 

14,93 

1285 

14 

6 

263,4 

20,95 

5.  Von   dem  ver- 

schätz 

51 

— 

— 

11,0 

0,92 

00 

10 

2 

12,0 

1,01 

46 

8 

2 

9,5 

0,76 

8.  Von  den  Juden 

46 

K 



10,0 

0,84 

41 



8,9 

0,7.=> 

49 

10 

— 

10,1 

0,80 

9.   Saltzhus 

606 

— 

— 

131,0 

10,98 

860 

— 

— 

185,9 

15,58 

600 

— 

122,9 

9,78 

10.  Nüwes  grosses 

ungelt 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

9)2099 

— 

— 

430,0 

34,21 

12.  Zoll 

808^  16 

6 

174.8 

14,6.^ 

644 

4 

y 

139,2 

11,67 

861 

13 

3 

176,5 

14,04 

13.  Fiirsaltz 

13  13i  — 

3,0 

0,2.j 

4 

10 

— 

1,0 

0,08 

7 

10 

— 

1,5 

0,12 

14.  Niiwer  zoll 

23841/2  fl. 

— 

415,4 

34,82 

3018  fl. 

— 

— 

521,8 

43,74 

10)  1686 

4 

345,4 

27,48 

15.  Vichmarkt 

83    3 

2 

18,0 

1,51 

49 

19 

2 

10,8 

0,91 

82 

IV 

6 

17,0 

1,35 

IG.  Ein    und   tho- 

ren 

256  - 

8 

55,3 

4,64 

329 

16 

3 

71,3 

5,98 

303 

4 

— 

62,1 

4,94 

17.  Kouffhus 

109    7 

— 

23.6 

1,98 

144 

9 

— 

31,2 

2,62 

126 

J 

— 

25,8 

2,05 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1 — 17) 

9267!    4 

72|- 
=  90g 

6 

2002,9 
/    15,6 

167,89 

8820 

5 

7 

1906,3 

159,79 

10514 

1 

4 

2154,0 

171,36 

80.  Lipgedinge 

1,31 





_ 





665 



_ 

136,2 

10,84 

(  5984 

S 

— 

1293,4 

108,42 

81.   Anleihen  8) 

— 

— 

— 

— 

— 

^  1700 

fl. 

293,9 

24,64 

631 

15 

— 

129,4 

10,29 

82.  Ge  s  a  mt  ein- 

nah m  e            ' 

ohne 

10098  — 

8 

2182,5 

182,94 

16969 

16 

10 

3667,7 

307,44 

14088 

3 

a 

2886,2  229,61 

83.  Bestand    vom' 

letzten  Jahr    ! 

80 

— 

17,3 

1,45 

— 

— 

— 

— 

— 

447 

— 

— 

96,6 

7,29 

6)  Im  Jahre  1377  bewilligte  Karl  IV.  einen  neuen  Transitzoll  (V2  Gulden  von 
jedem  Vardel).  Dieser  Zoll,  in  den  Rechnungsbüchern  als  »nüver  Zoll«  bezeichnet, 
war  ein  wirklicher  Goldzoll,  der  jedoch  schon  nach  wenigen  Jahren  auch  in  Silber 
genommen  wurde. 

7)  In  den  Jahren  1376 — 78  baute  der  Rat  ein  neues  Kaufhaus  neben  dem  alten 
bischöflichen  Ballhof. 

8)  Ob  Darlehen,  nicht  bestimmt  zu  sagen,  da  es  heisst  »empfangene 

9)  Das  »neue  grosse  Ungeld«  ist  eine  ausserordentliche  Vermögenssteuer  (freilich 
keine  reine   Vermögenssteuer),   die  in   den  Jahren  1384/85 — 1386/87   erhoben  wurde. 

10)  In  diesem  Jahre  in  Ib.  erhoben. 
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Bernhard  Harms : 


Bezeichnung 

der 

Einnahme 

1385/86 

1386/87 

138 

7/88 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder 
Gul- 

D    0  1  Mark 
P    '^1  Silber 

Mark 
Gold 

oder     r,     0 
Gul-      P    '^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 

ß 

^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

den          1       1 

den 

den 

1.  "Winungelt 

2687 

7 

—     550,5 

43,79 

2863     5 

5     299,2 

34,87 

4490     6 

9 

666,9 

57,59 

2.  Müliungelt 

1663 

14 

6     340,8 

27,11 

2398  12 

—     250,6 

29,21 

2988     1 

6 

443,8 

38,32 

5.  Von   dem  ver- 

1 

schätz 

32 
r     61 
\ö8fl. 

15 

-        6,7 

0,53 



■>^. 





!  







8 

— 

12,6 

1,00 

/      40  15 

V207fl. 

. 

6,0 

0,52 

8.  Von  den  Juden 

10,3 

0,82 

810  fl. 

100,7 

11,74 

34,7 

3,00 

9.  Saltzhus            !      700 

— 

— 

143,4 

11.41 

949;- 

—       99,2 

11,56 

620  — 

— 

92,1 

1  7,95 

10.  Niiwes  grosses  \<  -19öl 
ungelt                 \250fl. 

2 

— 

1014,3 

80,69 

1 

j 

44,6 

3,55 

2388'  18 

10     249,6 

29,09 

28  10 

— 

4,2 

0,36 

12.  Zoll                          3ß4     5 

6 

74,6 

5,93 

—  ■  — '  — 

— 



• —  t  ■ — 

— 

13.  Fürsaltz              i           3   19 

— 

0,8 

0,06 







1 







14.  Nüwer  zoll        ilö06fl.   — 

— 

301,7 

24,00 

2)  5401  19 

4 

56,5 

6,59 

3)  426  17 

8 

63,4 

5,47 

15.  A'ichmarkt                106 

3 

4 

21,7 

1,73 

84i- 

7 

8,8 

1,03 

38!    21    2 

5,7 

0,49 

16.  Kinuudthoren  1      281 

10 

4 

57,7 

4,59 

316  10 

-^ 

33,1 

3,86 

135    2  — 

20,1 

1,74 

17.  Kouffhus 

118 

14 

— 

24,3 

1,93 

—  1  — 



— 

—  '  — 1  — 

. — 

— 

18.  Kisten  im  bal- 

hof 

382 

16 

. — 

78,4 

6,24 

940  10 

8 

98,3 

11,46 

866;  10 

9 

128,7 

11,11 

19.  Stock    im  bal- 

hof 

— 

— 

— 

— 

— 

132 

JL 

_3 

13,8 

1,61 

96    8    4 

14,3 

1,23 

Summe  dieser  Ab- 

bosfl. 

1X12826 

54,9 

4,37 

/810fl. 

100,7 

11.74 

/207fl.l      j 

34,7 

3,00 

gaben  (1-19) 

11 

5 

2627,6 

209,04 

V10613 

18 

1 

1109,0 

129,25 

\  9730,  14I    2 

1445,3 

124,81 

i    hlh 

— 

— 

117,8 

9,37 

1 

SO.  Lipgedinge 

\200fl. 

35,6 

2,88 

620  fl. 

77,1 

8,99 

610fl.[ 

102,4 

8,84 

H    72U 

— 

— 

147.5 

11,73 

1 

r  325'  

48,3 

4.17 

81.  Anleihen  1) 

V2S6:iO;  fl. 

5101,0 

405,81 

10986  fl. 

1365,9 

159,20 

t  9770  fl.  1 

1639,8 

141,61 

82.  Ge  s  a  mt  e  in-  i 

1       ! 

nähme 

42700 

7 

4 

8747,8 

695,93 

33088    5 

— 

3457,1 

402,93 

30945    8    9 

4596,2 

396,91 

83.  Bestand    vom 

1      1 

letzten  Jahr 

— 

— 

— 

— 

220 

— 

23,0 

2.6'!; 

1S9 

10 

— 

2S,1 

2,43 

1.  Winungelt 

2.  Müliungelt 

8.  Von  den  Juden 

9.  Saltzhus 

13.  Fürsaltz 

14.  Niiwer  zoll 

15.  Vichmarkt 

16.  Rinundthoren 

18.  Kisten  im  bal- 
hof 

19.  Stock    im  bal- 
hof 


Summe  dieser  Ab- 
gaben (1—19) 

80.  Lipgedinge 

81.  Anleihen 

82.  G  e  s  a  mt  e  in- 
nahm e 

ohne 

83.  Bestand     vom 
letzten  Jahr 


1388/89^) 


4994 

3U02 

945  fl. 

/    398 

\    199 

74 

579 

34 

149 


953; 

1121 

r945fl^' 

:<  10299! 

itl99nl 

906fl. 

9S50fl. 

34317 


16 


741,9 

445,9 

158,6 

59,1 

25,5 

11,0 

86,1 

5,2 

22,2 

141,6 

16,8 


158,6 
5a    1529,8 
25,5 
152,1 

1653,2 

2  5097,1 


64,07 
38,51 
13,70 
5,11 
2,35 
0,95 
7,44 
0.45 
i;92 

12,23 

1,45 


13,70 

132,11 

2,35 

13,13 

142,76 

440,16 


1389/90 


6649 
2933 


744!  11 
10!  17 

506  17 
36  15 

104     8 

922  — 

79    8 


11987 


{  25: 


62 

2990 


20839  16 


851,4! 
375,6 


95,3 1 
1.4! 

64.9, 
4,7 

13,4 


78,54 
34,65 


8,79 
0,13 
5,99 
0,43 
1,24 


118,1     10,89 
10,2!      0,94 


1534,9,  141,59 

7,9       0,73 
456,6     42,12 

2668,3  246,15 


6275 
3221 
90  fl. 

834 

814 
57 
134 

1046 

182 


/90fl. 
112566 
1176fl. 

2612  > 

21718 

932 


1390/91 

101    803,6 
412,5 
13,8 


106,8 

104.3 
7.3 

17,2 

134,0 
23,3 


13,8 

1609,0 

180,7 

401,3 

2780,8 


74,13 

38,05 

1,27 

9,85 

9,62 
0,67 
1,59 

12,36 

2,15 


1.27 
148,43 
16,67 

37,02 

256.53 


6!    9     119,4     11,11 


1)  Darunter:     »Item    von    Moysessen    hant    wir  empfangen  28 000  fl.    und   20  fl. 
Item  und   720  Ib. 

2)  Wieder  in  Ib.   erhoben. 

3)  Vgl.   unter  2 ;   auch  für  die  späteren  Jahre. 

4)  In  diesem  Jahre  altes  und  neues  Geld:  durch  a.  und  n.  angedeutet.     Ausge- 
geben in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres   1389,  und  dementsprechend  umgerechnet. 


Die  Steuern  und  Anleihen  im  öffentlichen  Haushalt  der  Stadt  Basel. 
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Bezeichnung    ' 

1391/92 

1392/93             1 

1393/94 

Ib. 

ib. 

Ib. 

'l*^'"              1    oder 

p      q     ^lark 
^    '^f   Silber 

Mark 

oder 

ß 

^ 

:Mark 

Mark 

oder  i  D 

n 

Mark 

Mark 

Einnahme          Gul- 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul-  1  P    -^ 

Silber 

Gold 

:    den 

den 

den   1 

1.  Winungelt             4511 

12!    9 

577,7 

.53,29 

5713 

17 

_ 

731,6 

67,49 

5660|    2 

9 

637,8 

65,28 
30,17 

2.  Müliungelt        li     2487 

2     3 

318,5 

29,-38 

3297 

2 

6 

422.2 

38.95 

2616!  10 

6 

294,8 

8.   Von  den  Juden  1  l)  140 

H. 

— 

21,5 

1,98 

127  fl. 

. — 

— 

19,5 

1,80 

2)  1.55  fl. 

— 

21,5 

2,20 

9.  Saltzhus            j        728 

— 

93,2 

8,60 

433 

9 

— 

00,0 

5,12 

600  - 

— 

67,6 

6,92 

12.  Zoll    Ton   den 

thoren               j       — 

— 

— 

— 

— 

163 

10  - 

20,9 

1.93 

263  14 

8 

29.7 

3,04 

14.  Xüwer  zoll       '      591 

13 

6 

75,7 

6.98 

756 



9 

96,8 

8,93 

777  i    9 

9 

87,6 

8,97 

15.  Vichniarkt 

00 

1 

6 

7,1 

0,65 

76 

1 

— 

9,7 

0,89 

lOOl    8 

6 

11,3 

1,16 

18.  Kisten  im  bal- 

1 

hof 

1001 

i 

— 

128.2 

11,83 

1068 

12 

8 

136,8 

12,63 

1073  12 

4 

120,9 

12,37 

19.  Stock   im  bal- 

hof                     ,i      130 

18 

6i      16,8 

1,55 

146 

10 

6 

18,8 

1,73 

165  11 

— 

18,7 

1,91 

20.  Trog  im  saltz-| 

hus                     1        42 

— 

— 

5,4 

0.50 

.50 

17 

J5 

6,5 
19.5 

0,60 
1,80 

26    4 

— 

3,0 

0,31 

Summe  dieser  Ab-  /140fl. 

-     2L.5 

1.98 

»127  fl. 

n55fl.| 

21,5 

2.20 

gaben  (1—20)    ^  9.547 

12 

6 

1222.5 

112.7-i 

111706 

— 

11 

1498,8 

138,27 

111283  13 

1 

1271,4 

130,13 

80.  liipgedinge       !2360fl. 

362.0 

■■',■■:  a:, 

■■m  fl. 

56,2 

5,18 

680  fl. 

94,2 

9,64 

81.  Anleihen          1/8970» 
'\100m 

1378.2 

127.14: 

:Mß  » 

775,3 

71,52 

17957» 

2488,7 

2Ö4,73 

■=) 

lOO.Ü 

9. 23 

82.  G  e  s  a  m  t  e  i  n- 

nähme            ^  29728 

3 

2  3806,4 

351,14 

21375 

12 

7 

2737,0 

252,49 

37075 

5 

8 

4177,5 

427.58 

83.  Bestand    vom 

letzten  Jahr 

26 

— 

— 

3,3 

0,30 

— 

— 

— 

— 

— 

131 

0 

— 

14,8 

1,.52 

1394/95 

1395/96 

1396/97 

1.  "Winungelt 

.5468  16 

^ 

616.2 

63.07 

5319 

7 



599.4 

61,35 

4393 

4 

3 

495,0 

50.67 

2.  Müliungelt 

3347  10 

•! 

377,2 

38.61 

3.553 

— 

9 

400.3 

40,97 

3136 

ö 

1 

353,4 

36,17 

8.  A'on  den  Juden 

67  fl.; 

9.3 

0,95 









— 

76  fl. 

— 

_ 

10,5 

1,07 

9.  Saltzhus 

999  10 

— 

112,6 

11,.53 

920 

— 

— 

103,7 

10,61 

970 

— 

— 

109.3 

11,19 

12.  Zoll    Ton    den 

thoren 

466    6 

4 

52,5 

5.37 

493 

17 

9 

55,6 

5,69 

611 

12 

6 

68.9 

7,05 

14.  Xüwer  zoll 

985  15 

(i 

111.1 

11.37 

1049 

12 

9 

118,3 

12.11 

1320  — 

— 

148,7 

1.5.22 

15.  Vichmarkt 

ri42     2 
X50    2 

8 

16,0 

1,64 

97 

9 

1 

11,0 

1,13 

183 

8 

2 

20,7 

2,12 

do.3) 

— 

5,6 

0,57 

52 

2 

— 

5,9 

0,60 

71 

2 

y 

8,0 

0,82 

18.  Kisten  im  bal- 

hof 

843  17 

2 

95,1 

9.73 

1003 

7 

4 

113.1 

11.58 

1185 

8 

9 

133,6 

13,67 

19.  Stock  im  bal- 

hof 

155  14 

— 

17,5 

1,79 

154 

13 

4 

17,4 

1,78 

148 

7 

6 

16,7 

1,71 

20.  Trog  im  saltz- 

hus 

3  11 



0,4 

0.04 

0 

10 

— 

0,6 

0.06 

4 



4 

0,5 

0.05 

21.  VischzolU-) 

— 

— 

— 

31 

15 

1 

3,6 

0,37 

30 

9 

— 

3,4 

0,:35 

Summe  dieser  Ab- 

/67fl. 

9.3 

0,95 

/76fl. 

10,5 

1,07 

gaben  (1 — 21) 

V12463    5 

7 

1404,3 

143,74 

12680 

15 

1 

1428,8 

146.24 

1,12053 

18 

4 

13.5S.2 

139.02 

80.  liipgedinge 





— 

— 

200  fl. 

27.7 

2.84 

1744fl. 

241.7 

24.74 

81.  Anleihen 

9967  fl. 

1381.3 

141.38 

9982  » 

1383.4 

141.60 

5291  » 

733.3 

75.06 

82.  Ge  s  a  mt  e  in- 

nahm e 

39207  14 

8 

4417,8 

452,18 

30890 

3 

— 

3480.6 

356.25 

22893 

10 

— 

2579.6 

264,03 

ohne 

83.  Bestand     vom 

■ 

letzten  Jahr 

~    \~ 

— 

— 

— 

— 



— 

- 

— 

414 

10 

— 

46,7 

4,78 

1)  Ausserdem  »von  gemeinen  Juden  540  fl.  an  die  2000  fl.,  die  sy  uns  schul- 
dig sint«. 

2)  Ausserdem:  »Item  von  gemeiner  Juden  500  flor.  die  uf  Martini  vielent  an 
die  schuld  so  si  uns  sint  und  sollent  noch  500  guldin«.  Ferner:  »Item  von  gemei- 
ner Juden  geschenkt  C  gülden«. 

31  Von  jetzt  ab  werden  die  Abgaben  auf  dem  Viehmarkt  in  zwei  Posten  auf- 
geführt.   (Vormals  bischöfliche  und  jetzt  städtische.)     Vgl.  Anm.  2  S.  645. 

4)  Erscheint  hier  zum   ersten  Male. 

5)  Mark  Silber. 
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Bernhard  Harms: 


Bezeichnung 
der 

1397/98 

1398/99 

1399/1400 

Ib. 

oder 

Q     Mark 
'^Silber 

Mark 

Ib. 
oder 

0 

Mark 

Mark 

Ib. 

oder 

D      o     Mark 
P    '^  Silber 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

ß 

Gold 

Gul- 

ß \^ 

Silber 

Gold 

Gul- 

Gold 

den 

1 

den   1 

den 

1 

1 

/      13  fl. 
\     4732 

2,0 

0,18 

1.  "Winungelt 

44.56 

7 

2!    502,1 

51.39 

4192'  17    9 

472,4 

48,35 

19 

6 

562,4 

50,85 

2.  Müliungelt 

3092 

15 

8 

348,4 

35:66 

3253 

81    7 

366,6 

37,52 

3107 

7 

6 

369,2 

33,38 

8.  Von  den  Juden 

30 

12 

6 

3,4 

0,35 

__ 

i 



— 

— 

— 

— 

— 

9.   Saltzhus 

920 

103,7 

10,61 

1106 

—  

134,6 

12,75 

884 



— 

105,0 

9,49 

12.  Zoll    von    den 

thoren 

628 

3 



70,8 

7,25 

607 

7     9 

68,4 

7,00 

418 

4 

8 

49.7 

4.49 

r       566 

14  — 

67,3 

6,08 

14.  Xüwer  zoll 

1306 

13 

3 

147,2 

15,07 

1336 

15     8 

150,6 

15,41 

X   .574  fl. 

1 

90,0 

8,14 

15.  Tichmarkt 

/  170 
X     71 

9 

6 

19,2 

1,97 

244 

5  — 

27,5 

2,81 

136 

6i  — 

16,2 

1,46 

do. 

1 

8 

8,0 

0,82 

99 

10  - 

11,2 

1,15 

66 

14 

3 

7,9 

0,71 

18.  Kisten  im  bal- 

hof 

913 

1 

4 

102,9 

10,53 

1036 

5 

3 

116,8 

11,95 

883 

19 

— 

105,0 

9,49 

19.  Stock  im  bal-, 

hof 

136 

12 



15,4 

1,58 

149 

16 

8 

16,9 

1,73 

147 

12 

— 

17,5 

1,58 

20.  Trog  im  saltz-; 

hus                     1 

— 





— 

— 

3 

9 

8 

0,4 

0.04 

4 

— 

— 

0,5 

0,05 

21.  VischzoU 

32 

U 

— 

3,7 

0,38 

39 

10 

— 

4,5 

0,46 

41 

17 

_6 

5,0 

0,45 

Summe  dieser  Ab- 

;   587  fl. 
{     10989 

92,0 

8,32 

gaben  (1—21) 

11758 

10 

1 

1324,9 

135,61 

12069 

9 

4 

1359,9 

139.19 

14 

5 

1305,8 

118,07 

80.  liipgedinge 

340  fl. 

47,1 

4,82 

884  fl. 

122,5 

12;54 

17.56  fl. 

275.4 

24.90 

81.  Anleihen 

4258 

590,1 

60,40 

3811» 

528,2 

54,06 

1948  » 

3a5.5 

27.62 

82.  Ge  s  am  tein- 

/    17143 
U07101/2 

11 

— 

2037,0 

184,18 

n  ah  m  e 

20097 

19 

4 

2264,6 

231,79 

21415 

16 

— 

2413,0 

246,98 

fl. 

il679;9 

151,89 

83.  Bestand     vom 

letzten  Jahr    | 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- 

1308 

- 

— 

155,4 

14,05 

Die  Steuern  und   Anleihen  im  öffentlichen   Haushalt  der  Stadt  Basel. 
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Bezeichnung 

1400/01 

1401/02 ') 

1402/03«) 

der 
Einnahme 

i 

Ib. 

oder 

Gulden 

ß 

A 

:Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib. 

oder 
Gul- 
den 

ß 

1 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib. 

oder 
Gul- 
den 

ß  L^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

1 

r  5189 

12    2  a  616,6 

55,75 

1.  Winungelt 

6272!    1 

7 

745.3 

67,39 

5801 

10 

— 

689,3 

62,32 

l    471 

14     n|       68,1 

6,36 

2.  Müliungelt        \ 

3332;  - 

1 

395,9 

35,80 

/  4553 

I2I    2a  .541.1 

48,92 

Ifl. 

0,2 

0,02 

4393 

4 

7 

522,0 

47,20 

1    473 

14 

n 

68,4 

6,39 
7,24 

9.  Saltzhus             1 

7'JO 

— 

— 

93,9 

8,49 

767 

10 

6 

91,2 

8,25 

674  a 

— 

— 

80,1 

10.  Xviwes  grosses 

ungelt 

— 

— 

— 

— 

— 

7)  9678 

fl. 

— 

1517,6 

137,22 

1691/2 

fl. 

26,6 

2,41 

21.  Zoll    von    den 

/    427 

10 

2  a      59,8 

4,59 

tboren 

•1.57 

3 

7 

54,3 

4,91 

453 

6 

— 

53,9 

4,87 

{      .50 

4 

4n        7,3 

0,68 

( 

311   15 

. — 

37,0 

3,35 

/    221 

5 

a|      26,3 

2,38 

14.  Niiwer  zoll         \ 

15.  Vi  ob  markt          f 

431  fl.i 

67,6 

6,11 

792 

18 

— 

94,2 

8,.52 

V    408 

5 

—  n     59,0 

5,51 

17b    4 

3 

20,8 

1,88 

— 

— 

— 

— 

— 









äo.                    i. 

83il8 

5 

10,0 

0,90 

— 

— 

— 

— 

. 











18.  Kisten  im  bal-  ( 

.074 

5 

1 

68.2 

6,17 

1 

C    7.59  '  14 

a 

90,3 

8,16 

bof                       i 

144  fl. 

22,6 

2,04 

895!  18 

3 

106,5 

9,63 

\    1.50      4 

n 

21,7 

2,03 

19.   Stock   im  bal-  / 

I.i7 

5 

4 

18,7 

1,69 

•     134 

2 

a 

15,9 

1,44 

hof                       \ 

4fl. 

0,6 

0,05 

149     6 

5 

17,7 

1,60 

\      17 

/      18 

— 

2,5 

0,23 

20.  Trog  im  saltz- 

1 

5 

a 

2.2 

0,20 

hus 

9 

14 

— 

1,2 

0,11 

10,    2 

— 

1,2 

0,11 

l      _ 

10 

—  n       0,1 

0,01 

j 

1        35        a 

-1        4,2 

0,38 

21.  ViscbzoU 

38 

7 

6 

4,6 

0,42 

37I  11 

6 

4,5 

0,41 

2      3 

4n        0,3 

0,03 

22.  Vichzoll      der 

/  146  ;-i7 

11 

a  17,5 

1,-58 

Stadt 

— 

— 

— 

— 

— 

s)  207   14 

8 

24,7 

2,23 

l      2:3    13 

1 

n    3,4 

0,32 

23.  YichzoU      des,] 

/      .50 

5 

7 

a    6,0 

0,.54 

Bischofs 

— 

— 

— 

— 

, — 

71;  17 

3 

8,5 

0,77 

l      40 
/      67 

n 

8 

^ 

5,8 
8,0 

0,.54 
0,72 

29.  Brodkarren 

— 

— 

— 

— 

— 

3)    50  18 

6 

6,1 

0,.55 

l      22 

7 

n 

3,2 

0,30 

/    867 

7 

3  a  io3;i 

9,32 

32.  Husswinungelt 

— 

— 

— 

— 

— 

i)  178  14 

8 

21,2 

1,92 

l      30_ 

6 

1 1  n         4,4 

0,41 

Summe  dieser  Ab-,  \ 

gaben  (1—32)     l 

580  fl.| 

90,9 

^,2-1 

r9678fl. 
l   13810 

1517,6 

137,22 

fl6yi/2 

fl. 

Z6,6 

ZAl 

{13144 

19 

3a 

1561,9 

141,22 

12201 

14 

10 

1449,8 

131,08 

12 

4 

1641,0 

148,37 

l  1690 

1 

8n 

244,1 

22,81 

80.  Lipgedinge 

119^)  fl. 

lss,i 

17.01 

691  fl. 

10S.4 

9  SO 

100  fl. 

15,7 

1,42 

81.  Anleihen               5)  19280'  fl. 

3(1":',  " 

■'7:1  :i."j 

Ti'Tl  . 

1140,1 

hr.\\,< 

: ',(  l(  K  ;> 

471,7 

42,65 

82.  G-  e  s  a  m  t  e  i  n-  <^ 
nähme              \^ 

11753  16 

13!m;.("; 

12  (■.,"->; 

(  US15 

11 

7 

1760,4 

159,1 ; 

f 2 1007 

4 

4a 

2496,1 

225,69 

596i|2  fl. 

720,9 

65,18 

\VJ2b7 

fl. 

3020,4 

2;3,0l) 

l   3421 

9 

n 

494,2 

46,19 

83.  Bestand     vom  y 

356'  — 

_ 

42,3 

3,82 

letzten  Jahr 

l 

3fl. 

0,5 

0,05 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1)  In  diesem  Jahre  und  in  den  folgenden  Jahren  erschliesfsen  sich  der  .Stadt  in- 
folge  von   inzwischen  erworbenen  Rechtsamen  zahlreiche  neue  Einnahmequellen. 

2)  In  diesem  Jahre  wird  der  Doppelposten  j^Vichmarkt«  beseitigt  und  ausdrück- 
lich je  ein  besonderer   »Vichzoll«   des  Bischofs  und  der  Stadt  erhoben. 

3)  Das  V  i  t  z  t  h  u  m-  und  Brotmeisteramt  ging  erst  1404  definitiv  in  den 
Pfandbesitz  der  Stadt  über;  vorher,  im  Jahre  1388,  war  es  von  Bischof  Jomer  von 
Ramstein  an  Hug  von  Laufen  verpfändet  worden,  von  dem  es  die  Stadt  dann  ein- 
löste. Offenbar  hat  die  Stadt  schon  vor  1404  ein  Anrecht  an  diesem  Amt  erworben 
und  erst  in  jenem  Jahre  mit  dem  Bischof  Humbrecht  von  Neuenburg  sich  darüber 
verständigt.  Das  genannte  Doppelamt  bestand  um  diese  Zeit  nur  noch  in  dem  Recht, 
von  den  Bäckern  der  Altstadt,  welche  ihre  Waren  auf  dem  Markt  feilbieten  mussten, 
Marktgelder  zu   erheben. 

4)  In  diesem  Jahre  als  Ergänzung  des  vom  Ausschank  erhobenen  Weinungelts 
neu  eingeführt. 

5)  Die  hohe  Summe  erklärt  sich  dadurch,  dass  in  diesem  Jahre  von  dem  Bi- 
schof die  Aemter  Liestal,  Waidenburg  und  Homburg  gekauft  wurden.  Die  Jahres- 
rechnung nennt  die  hierfür  aufgenommenen   Beträge  besonders. 

6)  Im  Jahre  1403  kam  der  Rappenmünzbund  zustande,  der  in  der  ersten  Hälfte 
dieses  Jahres  neues  Geld  ausgab.  Dementsprechend  erscheint  hier  wieder  altes  und 
neues  Geld  (durch   a.  und  ;/.   angedeutet). 

7)  In  diesem  Jahre  erfolgte  wieder  eine  ausserordentliche  Vermögenssteuer  (eben- 
falls nicht  rein  ausgeprägt),  die  in  den  nächsten  Jahren  noch  kleine  Reste  einbringt 
und  unter   »nüves  grosses  ungelt«   verrechnet  wird. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft.  1907.    4.  A.2 
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Bernhard  Harms : 


Bezeicnnun*''    ' 

1403/04 

140405 

140 

5/06 

der       ''    1 

Ib. 

Ib. 

, 

Ib. 

oder 

n 

0 

Mark 

Mark 

oder     0 

0 

Mark 

Mark 

oder 

0 

0 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

ß    /^7J| 

Silber 

Gold 

Gul-      ß    -^ 

Silber 

Gold 

Gul- 

ß  '-^ 

Silber 

Gold 

den 

_J 

den 

_J 

den 

1.  Winungelt 

4920 

9  — 

710,7 

(i6,42 

5286   13 

10 

763,5     71,36 

5270 

4 

7 

761,2 

71,14 

2.  Mi^liungelt 

46.D5 

9     7 

672,4 

62,84 

5121 

5 

9 

739,7     69,13 

4687 

5 

7 

677,0 

63,27 

!l.  Saltzhus 

354 

—  — 

51,1 

4,78 

556 

— 

80,3 

7,.iO 

540 

— 

— 

78,0 

7,29 

10.  Ni'iwesgrosseSi 

r     i 
{ 35  fl. 

^2 

— 

0,2 

0,02 

uugelt 

12 

11  — 

1.8 

0,17 

5,3 

0,50 

— 

— 

— 

— 

— 

12.  Zoll    von    den 

^1 

thoieu 

490 

öl   

70,8 

6,6-2 

461 

18 

6 

66,7 

6,23 

361 

8 

9 

52,2 

4,88 

14.  NiiNver  zoll 

388 

13j    6 

56,1 

5,24 

— 

— 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 

— 

— 

18.  Kisten  im  bal- 

hof 

704 

8     6 

101,7 

9,50 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

19.  Stock    im  bal- 

1 

hof 

113 

13     6 

16.4 

1,.53 











. 







— 

21.  Yischzoll 

42 

9,    8 

6,1 

0,57 

23 

7 

5 

3,4 

0,32 

26 

13 

7 

3,8 

0,36 

22.  VichzoU      der 

Stadt 

131 

—     1 

1S,9 

1,77 

112 

18 

6 

16,3 

l,r.2 

67 

13 

2 

9,8 

0,92 

23.  VichzoU      des 

Bischofs 

44 

öl  — 

6,4 

0,60 

33 

6 

5 

4,8 

0,45 

23 

4 

4 

3,4 

0,32 

24.  Pferdezoll  1) 

— 

\ 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 

— 

22 

15 

S 

3,3 

0,31 

25.  Nüwer  weg 2) 

13 

ö 

3 

1,9 

0,18 

17 

1 

10 

2,5 

0,23 

13 

5 

9 

1,9 

0,18 

26.  StettezoU     im 

kouf  hiis  3) 

— 

_ 

— 

— 

— 

215 

4 

10 

31,1 

2,91 

301 

3 

1 

43,5 

4,07 

27.  PfuntzoU      im 

kovxfhns  4) 

— 

— 

— 

— 

— 

758 

15 

2 

109,6 

10,24 

786 

14 

— 

113,6 

10,62 

28.   Stock  im kouf- 

hus         (Huss- 

gelt)  5) 

— 

—  — 

— 

— 

133 

4 

_ 

19.2 

1,79 

120,    1 

— 

17,3 

1,62 

29.  Brodkarren 

200 

— 

6 

28,9 

2,70 

184 

11 

— 

26,7 

2,-50 

115 

15 

8 

16,7 

1,56 

30.  Korn   von  der 

stat    gangen  6) 

— 

— 

— 

— 

164 

2 

— 

23,7 

2,21 

— 

— 

— 

— 

— 

32.Huss\viuungelt 

191 

12 

2 

27,7 

2,59 

— 

17 

— 

0,1 

0,01 

— 

— 

— 

— 

— 

34.  Saltzhus       zu 

Liestal  7) 

— 

— 

— 

— 

— 

(  35  fl. 

— 

— 

— 

— 

20 

— 

— 

2,9 

0,27 

Summe  dieser  Ab- 

.5,3 

0,50 

gaben  (1—34) 

12262 
(  31 
146 

—1    9 
1      a 

1771,0 
3,7 

165,50 
0,33 

\,13070 

8 

3 

1887,8 

176,43 

12356 

5 

2 

1784,6 

166,79 

61.  Liestal  8) 

—   — 

6,6 

0,62 

39 

10 

— 

5,7 

0,53 

209 

7 

3 

30,2 

2,82 

62.  Waidenburg 

—   — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

70     7 

4 

10,2 

0,95 

63.  Homberg 

28 

1 

4,0 

0,37 

55 

18 

10 

8,1       0,76 

145  — 

— 

20,9 

1,95 

Summe    der  Aem- 

rni 

1    \.74 

li     a 

3,7 

0,33 

1 

ter  (61—03) 



— 

10,7 

1,00 

95 

8 

10 

13,8 

1.29 

424  14 

7 

61,3 

5,73 

80.  Lipgedinge 

630fl. 

95,.=) 

8,v»3 

70lifl. 

106,2 

9,^13 

SOfl.' 

12,1 

1,13 

81.  Anleihen  9) 

1608  » 

213,9 

22,7i: 

210» 

31,8 

2,97 

600» 

91,0 

8,-50 

82.  Gesam  t  e  i  n- 

nähme 

16502 

2 

8 

2383,4 

222,75 

17119 

9 

7 

2472,6 

231,08 

16987  13 

— 

2453,5 

229,30 

ohne 

j 

83.  Bestand     vom 

1 

letzten  Jahr 

1    — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

!  — 

— 

— 

— 

1)  Ein  besonderer  Pferdezoll  erstmals  im  Jahre    1405/06. 

2)  Der  Charakter  dieser  Abgabe   ist   mir  noch  nicht   klar. 

3)  Im  Jahre  1404/05  hört  die  Bezeichnung  »nüve  zoll«  auf.  Die  Abgabe  selbst 
wird  aber  weiter  erhoben,  und  zwar  nach  geändertem  Tarif  unter  der  Flagge:  »stette 
zoll  im  koufhous«.  Im  ersten  Jahre  heisst  es  sogar:  »Item  von  dem  nüwen  zolle 
daz  da  ist  der  statt  zolle  im  koufhus«. 

4)  Der  »nüwe  zoll«,  jetzt  »statte  zoll«,  wurde  seit  diesem  Jahre  nach  ermässig- 
tem  Tarife  erhoben,  dafür  aber  unter  der  Bezeichnung  »von  dem  zolle  daz  da  ist 
des  byschofs  zolle«  eine  neue  Abgabe  eingeführt.  Später  heisst  es:  »von  dem  pfunt- 
zoll  des  bischofs  im  koufhuse«  und  von  1411  ab  nur  noch  »pfuntzoll  im  koufhus«. 
Die  letztere  Bezeichnung  habe  ich  im  ganzen  für  diese  Abgabe  gewählt.  Diese 
Namenentwicklung  ist  übrigens  interessant,  denn  sie  beleuchtet  treffend  die  schon  be- 
rührte Finanzpolitik  des  Rates,  der  alle  früheren  Bischofszölle  sorgsam  konserviert 
und  sie  neben  den  seinigen  erhebt.  Erst  wenn  die  Verpflichtelen  sich  an  solche 
Doppelbelastung  gewöhnt  haben,   fällt  die   Beziehung  auf  den  Bischof  weg. 

5)  Diese  Abgabe  wird  an  Stelle  der  Abgaben  »ki.sten  im  balhof«  und  »stock  im 
balhof«,    die    mit    dem  Verkauf   des  Ballhofes    wegfielen,     erhoben,    bedeuten  mithin 
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Bezeichnung 

der 
Einnahme 


1406/07 


Ib. 
oder 
Gul- 
den 


A 


Mark  ]  Mark 
Silber     Gold 


1407/08 


Ib.     I 
oder     p 
Gul-     P 

den   ! 


'Sl 


Mark 
Silber 


Mark 
Gold 


1408/09 


Ib. 
oder 
Gul- 
den 


Q     Mark 
'^Silber 


Mark 
Gold 


der. 


des 


1.  Winungelt 

2.  Müliungelt 
ö.  Saltzhus 

12.  Zoll    von    den 
thoren 

21.  Vischzoll 

22.  Vichzoll 
Stadt 

23.  ViclizoU 
nischofs 

24.  Pferdezoll 

25.  Küwer  weg 

26.  StettezoU      im 
kouflius 

27.  Pfuntzoll      im 
kouf hus 

28.  Stock  im  kouf- 
hus  (Hussgelt) 

29.  Brodkarreu 
31.  Win    von    der 

stat  gangen  10) 

33.  Wisenfloessen-I 
zolin)  I 

34.  Saltzhus       zu] 
Liestal 


6 

4779]    4 
523     i 


323 

18 


28 
27 
14 

245 

870 

130 
170 

293 


34 


850,4 

690,3 

75,6 

46,7 
2,7 

10,4 

3,9 
2,1 

35,5 

125,7 

18,9 
24,6 

42,5 


69,48 

56,40 

6,18 

3,82 
0,22 

0,85 

0,33 
0,32 
0,1 

2,90 

10,27 

höi 
2,01 

3,47 


4,9!       0,40 


5399 

4920 

539 

7 
1 

11 
4 

779,8 

710,6 

77,9 

429 
26 

10 
6 

10 
3 

G2,0 

3,8 

11s 

8 

10 

17,1 

40 
26 
44 

18 
19 
9 

6 

7 

5,9 
3,9 
6,4 

267 

15 

~ 

38,7 

869 

15 

1 

125,6 

107 
157 

11 
13 

4 
2 

15,5 

22,8 

167 

19 

— 

24,3 

42 

18 

_ 

6.2 

63,71 

58,06 
6,36 

5,07 
0,31 

1,40 

0,48 
0,32 
0,.d2 

3,16 

10,26 

1,2 
1,86 

1,99 


5934 

5450 

640 

8 
13 
9 

8 
5 
2 

8.57,1 

787,2 

92,5 

387 
30 

4 
15 

1 

55,9 
4,4 

121 

- 

6 

17,5 

38 
27 
30 

3 

7 
3 

4 
3 
2 

5,5 

4,0 
4,4 

204 

16 

- 

29,6 

816 

8 

- 

117,9 

116 
141 

8 
3 

9 
10 

16,S 
20,4 

17 

14 

2,6 

43 

10 

_ 

6.3 

70,02 

64,31 

7,.56 

4,57 
6,36 

1,43 

0,45 
0,33 
0,36 

2,42 

9,63 

1,37 
1,67 


0,21 
0,51 


Summe  dieser  Ab-, 

gaben  (1—34) 
Gl.  Liestal 
02,  Waldenburg 

63.  Hornberg 

64.  Ölten 


13419 
307 
270 
137 


1938,3 
44,4 
39,1 
19,9 


1.58,36 
3,63 
3,19 
1,63 


131.58 
312 
238 
136 


5:  1900,5  155,27 

2;  45,1  3,68 

— ;  34,4  2,81 

—  19,8  1,62 


14000  6!  8  2022,1!  165,20 


3721  l!  —I  53;7 

245  S;  10  3.5,4 

137  — !  — ;  19,8 

77|  13  —  11,2 


4,39 
2,S9 
1,62 
0,92 


Summe    der  Aem-I 
ter  (61—64) 

80.  Lipgedinge       [ 

81.  Anleihen  1 

82.  G  e  s  a  m  t  e  i  n- 
nähme  | 

ohne 

83.  Bestand     vom] 
letzten  Jahr 


lOlOfl. 
3535  » 


20845 


103,3 
160,5 
561,6 


8,44 
13,11 

45,88 


687 

794  fl.; 

2080»  1 


9     2 


5|3010,7  245,07 


99,3 
126,1 
330,5 


17955    3     92593,3 


8,11 
10,30 

27,00 

211,87 


8321    2  10 


lOfl 
1000 


16201  14 1    12340,0  191,18 


120,2 

1,6 
1.58,9 


9,82 

0,13 
12,98 


keine  Neubelastung.  Aus  Anlass  dieser  Neuerung  wurde  auch  der  »pfuntzoll  im 
koufhousff  angeführt.  (Vgl.  Anm.  4,  S.  646,)  Die  Einnahme  aus  dem  »stock  im  kouf- 
hus<t    wird  auch  als   »hussgeld«   bezeichnet. 

6)  Im  Jahre  1404/05  eingeführt;  aber  erst  im  Finanzjahr  1410/11  von  neuem  er- 
hoben. 

7)  Die  Einnahmen  aus  den  Aemtern  sind  fast  niemals  genügend  spezialisiert. 
Ausgenommen  von  dieser  Pra.\is  war  in  der  ersten  Zeit  das  Salzhaus  zu  Liestal, 
dessen  Einnahmen  besonders   gebucht  sind.     (Vgl.  Anm.   5,   S.   645.) 

8)  In  diesem  Jahre  werden  zum  ersten  Male  die  Einnahmen  aus  den  inzwischen 
erworbenen  Aemtern  genannt  (vgl.  Anm.  5,  .S.  645).  Ihre  Zahl  vermehrt  sich  später  sehr 
erheblich,  doch  ist  eine  zuverlässige  Spezialisierung  der  einzelnen  Einnahmen  nicht 
sofort  erfolgt.  Ich  habe  deshalb  für  die  ganze  Zeit  die  Aemter  als  solche  ange- 
führt. Die  Art  der  Besteuerung  wurde  immer  möglichst  bald  der  in  Basel  üblichen 
angepasst. 

9)  Die  Zahl  stimmt  aus  rechnerischen  Gründen  nicht  überein  mit  der  Summie- 
rung in   der  Jahresrechnung. 

10)  Ein    Ausfuhrzoll  auf    Wein,    der  im    Gegensatz  zu  dem   Ausfuhrzoll  auf  Korn 
(Anm.   6,   S.   647)  nur  einige  Jahre  hindurch   erhoben  wurde. 

11)  Ein  Brückenzoll. 
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Bernhard  Harms ; 


Bezeichnung 
der 

1409/10 

1410/11 

1411/12 

Ib.    i 

ib. 

Ib. 

oder    1  D  l  0 

Mark 

Mark 

oder 

^ 

A 

Mark  i 

:Mark 

oder     D      0 
Gul-     P    '^ 

IMark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

P   /vj 

Silber 

Gold 

Gul- 

^ 

Silber 

Gold 

Silber  , 

Gold 

den 

den 

_ 

i 

den         1 

1.  Winungelt 

5784 

1  — 

835,4 

74,92 

4846 

1 

10 

699,9 

62,77 

5566 

(3)20 

14 
fl. 

10 

803,9' 
:^,1 

72,10 
0,28 

2.  Müliungelt 

5545 

3    3 

800,9 

71,83 

"ti 

1 

1 

797,6 

71,-53 

(  5483 

1 

— 

791,9 

71,02 

9.  Saltzhus 

691 

14 

— 

99,9 

8,96 

11 

3 

86,2 

7,73 

690 

15 

— 

99,8 

8,95 

10.  Nüwes  grosses 

ungelt  1)            i 

20  fl. 

3,1 

0,28 

















12.  Zoll    von    den 

thoren 

364 

17 

3 

52,7 

4,73 

481 

10 

2 

4 

6,23 

442 

12    8 

63,9 

5,73 

21.  Vischzoll          1 

23 

2 

8 

3,3 

0,30 

30 

10 

4 

58. 

0.39 

30 

1 

10 

4,3 

0,3'J 

22.  Vichzoll      der. 

Stadt 

117 

2'    1 

16,9 

1,-52 

•»    20s  16 

4 

30, 

2,71 

1 

23.  Vichzoll      des 

1 

\ 

1 

Bischofs 

31 

71    3 

4,5 

0,40 

] 

\    288 

17 

6 

41,7 

3,74 

24.  Pferdezoll 

26 

8,    5 

3,8 

0,34 

49 

14 

7 

7,2 

0,65 

j 

26.  Nüwer  weg       1 

50 

15!    1 

7^3 

0,65 

54 

2 

7 

7,8 

0,70 

49 

7 

3 

7,1 

0,64 

20.  Stettezoll      im 

1 

! 

kouf hus 

217 

18     4 

31,5 

2,83 

243 

3 

4 

35,1 

3,15 

297 

3    6 

42,9 

3,85 

27.  Pfuntzoll      im 

koiifhus 

874 

61    6 

126,3 

11,33 

663 

18 

3 

95,9 

8,60 

802 

6|- 

11.5,9 

10,39 

28.  Stock  im  kouf- 

hus  (hussgelt) 

9S 

18  - 

14.3 

1,28 

119 

15 

6 

17,3 

1,-55 

161 

13 

6 

23,3 

2,09 

29.  Brodkarren 

42 

8:  — 

6,1 

0,55 

66 

13 

4 

9,6 

0,86 

68 

11 

11 

9)9 

0,89 

30.  Korn   von   der 

stat    gangen 

— 

— 

— 

— 

— 

99 

8 

3 

14,4 

1,29 

174 

15 

9 

25,2 

2,26 

31.  Win  "von    der 

stat  gangen 

— 

— 

— 

— 

— 

107 

2 

— 

15,5 

1,39 

367 

10 

11 

53,1 

4,76 

33.  Wisenfioessen- 

zoll 

12 

10 

— 

1,8 

0,16 

14 

6 

4 

2,1 

0,19 

15 

4 

6 

2,2 

0,20 

34.  Saltzhus        zu 

1 

Liestal 

44 

— 

— 

6.4 

0,57 

28 

7 

_9 

4,1 

0,37 

31 

8'  — 

4,5 

0,40 

Summe  dieser  Ab- 

/   20  fl. 
\  13924 

3,1 

0  28 

1 

f  20fl. 

j 

3,1 

0,2s 

gaben  (1—34) 

11 

10 

2011,0 

180,36 

13132 

2 

11 

1896,7 

170,11 

\14470!    4    2 

2089,9 
72,5 

187,43 

61.  Liestal 

359 

4 

1 

51,9 

4,65 

395 

15 

11 

57,2 

5,13 

501 

181  11 

6,50 

62.   Waidenburg 

72 

1  _ 

10.4 

0,93 

292 

5 

— 

42,2 

3,76 

358 

5!    8 

51,3 

4,60 

63.  Hornberg 

61 

15 



8,9 

0,80 

109 

18 

6 

15,9 

1,43 

93 

— 1 

13,4 

1,20 

64.  Ölten 

346 

8 

— 

50,0 

4,48 

270 

7 

— 

39,0 

3,-50 

4)266 

_9  - 

38,5 

3,45 

Summe    der  Aem- 

ter  (61—64) 

839 

8 

1 

121.2 

10.^7 

106^!    6 

5 

154,3 

13,84 

1216  13'    7 

175,7 

15,76 

80.  Lipgedinge 

3614 

fl. 

558,4 

.i)i  1 1 1^ 

(1:1:;Ti:»  fl. 

2) 

2065,7 

1&3,26 

2149,  fl. 

332,0 

29,78 

81.  Anleihen 

156781/2 

» 

2422,4 

217;l>ij 

l   14-6   13 

4 

214,7 

19,26 

5728    » 

88.5,0 

79,37 

82.  G  e  s  a  mt  ein- 

{ 

1 

nähme 

35824 

14 

— 

5174,2 

464,05 

34776 

11 

8 

5022,8 

450,48 

27119  15    4 

3916,9,351,29 

ohne 

83.  Bestand     vom 

letzten  Jahr 

— 

— 

— 

— 

— 

"~ 

— 

— 

— 

1060 

6 

9 

153,1 

13,73 

1)  Rückständige  Zahlungen.     (Vgl.   Anm.  7  auf  S.  645.) 

2)  »Ufgenommen  umb  zinse  diß  gantz  jar   133706.,    i486  Ib.    13  ß  4  ^.    Aus- 
ser dieser  Notiz  keine  Spezialangabe. 

3)  »Item    10  fl.  von   Wilhehn  von  Maßinünster  für  sin   müliungelt.«      Item    10  fl. 
von  Hanns  von  Schweighüsen  fiir  sin   müliungelt. 

4)  Hierunter  an  Abgaben   220  Ib.   17   ß  und   für  verkauftes  Korn  45  Ib.   12   ß. 
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Bezeichnung 

der 

Einnahme 

1412/13 

1413/14 

1414/15 

Ib. 

oder 
Gul- 
den 

ß    ^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

ib. 
oder 
Gul- 
den 

ß    ^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib. 

oder 
Gul- 
den 

ß    '^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

1.  Winimgelt 

2.  Miiliungelt 
9.  Saltzhus 

12.  Zoll    von    den 

7806 

5400 

619 

14 

17 

4 

2 
5 
2 

1127,5 

780,0 
89,4 

101,12 
69,96 

8,02 

5897 

5422 

476 

12 
16 
10 

6 
9 
10 

851,8 
783,2 

68,8 

76,39 
70,24 
6,17 

5019 

.5827 
1024 

14 
3 

8 

4 
2 
2 

725,0 
841,6 
148,0 

65,02 
75,48 
13,27 

thoren 

21.  Vischzoll 

22.  Vichzoll      der 

32.5 
36 

10 
17 

- 

47,0 
5,3 

4,22 
0,48 

512 
50 

14 
13 

ö 

10 

74,0 
7,3 

6,64 
0,65 

465 
42 

17 

6 

67,2 
6,2 

6,03 
0,56 

Stadt 
23.  Vichzoll      des 

208 

V 

11 

30,1 

2,70 

216 

13 

2 

31,3 

2,81 

146 

16 

4 

21,2 

1,90 

Bischofs 
2i.  Pferdezoll 

25.  Nüwer  weg 

26.  StettezoU     im 

67 
52 
3ö 

10 
8 
6 

3 
10 
4 

9,7 
7,6 
5,1 

0,87 
0,68 
0,46 

71 
34 
111 

4 
9 
19 

9 
11 

10,3 
5,0 
16,2 

0,92 
0,45 
1,45 

44 
37 
70 

2 

5 

8 

11 

8 
2 

6,4 
5,4 
10,2 

0,.57 
0,48 
0,91 

koufhus 
27.  PfuntzoU      im 

334 

■ — 

8 

48,2 

4,32 

322 

8 

10 

46,6 

4,18 

362 

5 

— 

52,3 

4,69 

koufhus 
28.  Stock  im  kouf- 

§44 

19 

3 

122,0 

10,94 

803 

9 

2 

116,0 

10,40 

771 

6 

6 

111,4 

9,99 

hus  (hussgelt) 

29.  Brodkarren 

30.  Korn   von   der 

162 
94 

V' 

4 
9 

23,4 
13,6 

2.10 
1,22 

154 
42 

2 
5 

11 

22,3 
6,1 

2,00 
0,55 

129 
50 

16 
10 

- 

18,7 
7,3 

1,68 
0,65 

stat  gangen 
31.   Win    von   der 

143 

y 

— 

20,7 

1,86 

52 

0 

6 

7,5 

0,67 

102 

6 

6 

14,8 

1,33 

stat  gangen 
33.  Wisenfloessen- 

211 

11 

— 

30,6 

2,74 

99 

7 

6 

14,3 

1,28 

— 

— 

— 

- 

,- 

zoll 
34.   Saltzhus       zu 

9 

15 

6 

1,4 

0,13 

11 

19 

6 

1,7 

0,15 

14 

14 

— 

2,1 

0,19 

Liestal 

37 

0 

0 

5,4 

0,48 

111 

6 

2 

16,1 

1,44 

73 

9 

9 

10,6 

0,95 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1 — 34) 

61.  liiestal 

62.  "Waidenburg 

63.  Homberg 

64.  Ölten 

16390 

373 

220 

80 

2.59 

0 
9 
15 

11 

10 
3 

2367,2 
53,9 
31,9 
11,6 
37,5 

212,30 
4,83 
2,86 
1.01 
3,36 

14391 
466 
376 
104 
218 

19 

8 

5 
2 

9 

10 

6 

7 

2078,3 
67,4 
54,3 
15,1 
31,5 

186,39 
6,04 

4,87 
1,35 

2,83 

14182 

422 

341 

89 

296 

4 
17 
5 

18 

10 
11 

9 

2048,3 
61,1 
49,3 
12,9 
42,9 

183,70 
5.48 
4,42 
1,16 
3,85 

Summe   der  Aem- 

■ 

ter  (61—64) 

80.  Lipgedinge 

81.  Anleihen 

82.  Ge  s  amt  ei  n- 

933 
7840  fl. 
8269» 

16 

1 

134,9 
1211,3 
1277,6 

12,10 
108,64 
114,58 

1164  16 
2134  fl. 

11 

168,2 

329,7 

15.09 
29,57 

1150 
1696  fl. 
1290» 

2 

6 

166,1 

262,0 
199,3 

14,90 
23,.50 

17,87 

n  a  hme 

37168 

8 

4 

5368,2 

481,45 

1922915 

8 

2777,4 

249,09 

20062 

19 

4 

2897,7 

259,88 

83.  Bestand     vom 

1 

letzten  Jahr 

1383 

8 

4 

199,8 

17,92 

210 

18j 

6 

30,5 

2,74 

1463 

10 

4 

211,4 

18,96 
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Bernhard  Harms : 


Bezeichnung 
der 

141 

5/16 

1416/17               j 

1417/18 

Ib. 
oder 

ß 

^ 

Mark     Mark 

Ib. 
oder 

n 

0 

Mark 

Mark 

Ib. 
oder 

Q 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber    Gold 

Gul- 

ß   «7>| 

Silber 

Gold 

Gul- 

ß   '^ 

Silber 

Gold 

den 

den 

1 

_J 

den 

1.  Winungelt 

5686     6 

1 

821,3 

73,66 

60.Ö4  18     1 

874,5 

78,43 

6210 

15 

5 

712,5 

73,83 

/.5637     7   10 

814,2 

73,02 

2.  Müliungelt       ] 

5902 

18 

4 

852,6 

76,47 

\20fl.       1 

3,1 

0,28 

5843 

17 

— 

670,4 

69,47 

9.  Saltzhus 

803 

13 

7 

116,1 

10,41 

528 

14t 

3 

76,4 

6,85 

619 

7 

3 

71,1 

7,37 

12.  Zoll   von    den 

thoren                j 

477 

2 

9 

68,9 

6,18 

402 

19 

7 

58,2 

5,22 

480 

19 

2 

55,2 

5,72 

21.  VischzoU 

40 

5 

3 

5,8 

0,.52 

31 

9 

11 

4,5 

0,40 

35 

3 

11 

4,0 

0,41 

22.  Vichzoll      der 

Stadt 

166 

8 

— 

24,0 

2,15 

141 

9 

5 

20,4 

1,83 

128 

3 

5 

14,7 

1,52 

23.  VichzoU      des 

Bischofs 

44 

7 

9 

6,4 

0,57 

47 

— 

7 

6,8 

0.61 

49 

19:       8 

5,7 

0,59 

24.  Pferdezoll 

37 

18 

11 

5,5 

0,49 

42 

16 

10 

6,2 

0,56 

30 

4    6 

3,5 

0,36 

25.  Xüwer  weg 

Bö 

9 

7 

12,3 

1,10 

73 

14 

6 

10,6 

0,95 

86 

6!    2 

9,9 

1,03 

26.  Stettezoll     im 

kouf hus 

473 

19 

3 

68,5 

6,14 

419 

9 

2 

60,6 

5,43 

595 

17 

— 

68,4 

7,09 

27.  Pfuntzoll     im 

kouf hus 

947 

8 

— 

136,8 

12,27 

963 

11 

6 

139,2 

12,48 

749 

4 

6 

86,0 

8,91 

28.   Stock  im  kouf- 

hus  (hussgelt) 

169 

2 

— 

24,4 

2,19 

171 

18 

3 

24,8 

2,22 

163 

19:  10 

18,8 

1,95 

29.  Brodkarren 

50 

10 

4 

7,3 

0,65 

55 

19 

3 

8,1 

0,73 

155 

3i    8 

17,8 

1,81 

30.  Korn   von  der 

stat  gangen 

358 

18 

— 

51,8 

4,65 

156 

8 

— 

22,6 

2,03 

332 

15;    6 

38,2 

3,96 

33.  Wisenfloessen- 

1 

zoll 

14 

16 

— 

2,1 

0,19 

12 

6 

— 

1,8 

0,16 

17 

16 

— 

2,0 

0,21 

35.  Saltzhus        zu 

Liestal 

43 

8 

— 

6,3 

0,57 

61 

9 

7 

8,9 

0,80 

36 

2 

2 

4,1 

0,42 

36.  Wageirakouf- 

hus  1) 

4 

8 

— 

0,6 

0,05 

18 

11 

— 

2,0 

0,18 

20 

7 

9 

2:3 

0,24 

Summe  dieser  Ab- 

1          1 

/  20fl 
X14815 

1 

3,1 

1      0,28 

gaben  (1 — 36) 

15306 

19 

10 

2210,8 

198,23 

3     9 

2139,8 

191,91 

15556 

2 

11 

1784,7 

184,94 

61.  Liestal 

507 

15 

8 

73,3       6,57 

450 

4    6 

65,0 

5,8:3 

444 

5 

6 

51,0 

5,28 

62.  Waidenburg 

368 

— 

9 

53.21      4,77 

224 

15!  — 

32,5 

2,91 

252 

2 

6 

28,9 

2,99 

63.  Homberg 

111 

14 

— 

16,ll      1,44 

76 

18i  — 

11,1 

1,00 

102 

12 

6 

11,8 

1,22 

64.  Ölten 

289 

19 

_2 

41,9 

3,76 

2351    3:    6 

34,0 

3,05 

304 

11    6 

34,9 

3,62 

Summe   der  Aem- 

ter  (61—64) 

1277 

9 

7 

184,5 

16,55 

987     1 
r4477  fl. 

— 

142,6 
690,9 

12,79 
61,96 

1103!    2 

— 

126,6 

13,12 

80.  Lipgedinge 

3050  fl. 

471,2 

42,26 

\  167mk 

167,0 

14,98 

3120fl.i 

379,4 

39,32 

81.  Anleihen 

772. 

119,3 

10,70 

1712  fl. 

264,5 

23,72 

5374» 

653,5 

67,72 

82.  Ge  samtein- 

1+2 

0,3 

0.03 

-1-612 

94,6 

8,48 

nähme 
ohne 
83.  Bestand    vom 

21210 

16 

3 

3063,5 

274,75 

22840 

7 

1 

3298,8 

295,86 

27025 

11,11 

3100,5 

321,30 

i      1 

letzten  Jahr 

472 

7 

b 

68,2 

6,12 

326 

6 

6 

47,1 

4.22 

2246 

6 

10 

1    257, ( 

26,70 

l)  Erscheint  jetzt  gesondert,  während  die  Wägegebühr  früher  in  den  andern 
Kaufhausabgaben  enthalten  war.  Vermutlich  ist  diese  Sondergebühr  nur  von  be- 
stimmten Produkten  erhoben  worden,  weil  ihr  Betrag  100  Ib.  niemals  erreicht. 
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Bezeichnung 

1418/19 

Uli),  20 

1420/21 

der 
Einnahme 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder     D 
Gul-     H 

^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder       Q     0 
Gul-       H    ^ 

Mark 
SUber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 

ß ^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

!   den         ( 

den 

den 

1.  Winung'eU 

4.533 

11  10 

520,1 

53,90 

4370 

6 

4 

501,4 

51,96 

4102 

13 

9 

470,7 

46,47 

2.  MvUiimgelt 

4561 

9  — 

523,3 

54,23 

4478 

9 

— 

513,8 

53,24 

4725 

18 

— 

542,2 

53,.52 

ü.  Saltzhus 

701 

9,    3 

80,5 

8,34 

920'    9 

9 

105,6 

10,94 

Söl 

17 

3 

101,2 

9,99 

12.  Zoll    vou    den 

1 

thoren 

338 

-1    6 

38,8 

4  02 

412  16 

_ 

47,4 

4,91 

423 

11 

9 

48,6 

4,80 

21.  ViscbzoU 

29 

4 

— 

3,3 

0,34 

29;  17 

2 

3,4 

0,35 

33 

7 

— 

3,8 

0,38 

22.  Vichzoll       der 

Stadt 

118 

— 

7 

13,0 

1,35 

114:    1 

11 

13,1 

1,35 

137 

12 

1 

15,8 

1,56 

23.  VichzoU      des 

Bischofs 

40 

14 

2 

4,7 

0,49 

56'  11 

6 

6,5 

0,67 

43 

11 

3 

5,0 

0,49 

24.  Pferdezoll 

32 

8 

4 

3,7 

0.3S 

42  15 

9 

4.9 

0^95 

39 

— 

1 

4,5 

0,44 

25.  Nüwer  weg 

89 

9 

3 

10,3 

1,07 

SO    7 

8 

9,2 

64 

12 

2 

7,4 

0,73 

26.  Stettezoll     im 

koufhus 

643 

12 



73,8 

7,65 

614)    2 

— 

70,5 

7,31 

840 

17 



96,5 

9,53 

27.  Pfuntzoll      im 

1 

koiifbus 

830 

— 

7 

95,2 

9,87 

733,  16 

— 

84,2 

S,73 

827 

7 

4 

94,9 

9,37 

28.  Stock  im  kouf- 

[ 

hus  (hussgelt) 

160 

16 

9 

18,4 

1,91 

181  10 

— 

20,8 

2,16 

194 

7 

6 

22,3 

2,20 

29.  Brodkarren 

119 

9 

3 

13,7 

1,42 

130    9 

4 

15,0 

1,55 

115 

— 

— 

13,2 

1,30 

30.  Korn    von  der 

stat  gangen 

115 

15 

6 

13,3 

1,38 

87     7 

3 

10,0 

1,04 

171 

4 

6 

19,6 

1,93 

33.  Wisenfloessen- 

1 

zoU 

13 

3- 

1,5 

0,16 

12'  19 

— 

1,5 

0,16 

9 

9 

— 

1,1 

0,11 

34.  Saltzhus        zu 

1 

Liestal 

68 

5,   2 

7,8 

0,81 

tö     2 

8 

4,9 

0,51 

61 

— 

11 

7,0 

0,69 

35.  Stock  im  saltz- 

hus 1) 

9 

5 

6 

1,1 

0,11 

12  11 

5 

1>4 

0,15 

— 

— 

— 

— 

— 

36.  "Wage  im  kouf- 

1 

hus 

20 

_A 

— 

2,3 

0,24 

22,16 

_3 

2,6 

0,27 

23 

8 

2 

2,7 

0,27 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1—36) 

12419 

18 

8 

1424,9 

147,66 

123441    9 

— 

1416,2 

146,76 

12694 

17 

9 

14.56.4 

143,77 

61.  Liestal 

370;  18|    9 

42,6 

4,41 

321   12 

6 

36,9 

3,82 

305 

8 

1 

35,0 

3,46 

62.  Waidenburg 

292     8!    5 

33.5 

3,47 

324!  16 

1 

37,3 

3,is7 

375 

1 

6 

43,0 

4,24 

63.  Homberg 

89    4 

— 

10,2 

1,06 

68;  — 

— 

7,8 

0,81 

71 

11 

1 

8,2 

0,81 
1,87 

64.  Ölten 

206    5 

_6 

23,7 

2,46 

194    8 

— 

22,3 

2,31 

164 

W 

4 

18,9 

Summe    der  Aem- 

ter  (61—64) 

9.58  16 

8 

110,0 

11,40 

908  16 

7 

104.3 

10,81 

917 



_ 

105,2 

10,38 

80.  Lipgedinge 

2350  fl. 

285,8 

29,62 

4120  fl.| 

.501,0 

51,>.t2 

1540  fl. 

190,8 

18,84 

81.  Anleihen 

900» 

109,4 

11,:54 

1750  »  1 

212,8 

22,05 

420. 

52,0 

5.13 

82.  Gesamtein- 

-1-300 

36,5 

3,7S 

-1-420 

52,0 

.5.13 

nahme 
ohne 
83.  Bestand     vom 

20273 

13 

4 

2325,9 

241,03 

2)29523 

19 

2 

3387,1 

350,99 

3)18172 

3 

— 

2084,8 

205,80 

letzten  Jahr 

1744 

16 

10 

200,2 

20.75 

207 

10 

— 

23,8 

2,47 

1026 

12 

— 

117,8 

11,63 

i)  Diese  Einnahme    bezieht  sich  auf  nachträglich  eingehenden  Salzzoll,    für   den 
ein  besonderer  Stock  aufgestellt  war. 

2)  Darunter  von  Herzog  Friedrich   von  Oesterreich  zuriickbezahlt    6620  Ib.   5   ß. 

3)  Darunter  zurückbezahlt   1147  Ib.    5   ß. 


652 


Bernhard  Harms : 


Bezeichnung 
der 

1421/22 

1422/23 

1423/24 

Ib. 

Ib. 

Ib.   j 

oder     0      o 
Gul-     P    '^ 

Mark 

Mark 

oder     0 

^ 

Mark 

Mark 

oder  !  0      Q 
Gul-  1  P  i-^ 

Mark 

IMark 

Einnahme 

Silber 

Gold 

Gul-     t^ 

Silber 

Gold 

Silber 

Gold 

den         1 

den 

den    1       1 

1.  Winungelt 

5030 

1 

9 

577,1 

56.97 

3322 

5 

7 

3*^1.1 

37,62 

3491     1 

6 

400,5 

39.54 

2.  Müliimgelt 

5435 

1 

4 

623,5 

6i;55 

5039 

11 

4 

,'||S.2 

.",7. OS 

5393;  — 

. — 

618,7 

61,08 

9.  Saltzhus 

988 

1 

5 

113,4 

11,19 

930 

17 

4 

lOi'i,^ 

1u..j4 

1089  12 

1 

125,0 

12,34 

12.  Zoll    von    den 

llioren 

427 

7 

3 

49,0 

4,84 

444 

11 

9 

51,0 

5,03 

442  16 

2 

50,8 

5,01 

21.  Vischzoll 

27 

17 

7 

3,2 

0,32 

33 

13 

7 

3,9 

0,38 

361    2 

7 

4,1 

0,40 

22.  VichzoU       der 

Stadt 

293 

8:11 

33,7 

3,33 

411 

17 

1 

47,2 

4,66 

259(    4 

2 

29,7 

2,93 

23.  Viühzoll      des 

Bischofs 

4(5 

11 

3 

5,3 

0,.52 

73 

11 

6 

8,4 

0,83 

50 

19 

11 

5,8 

0,57 

24.  Pferdezoll 

58 



1 

6,7 

0,66 

63 

1 

7 

7,2 

0,71 

48 

18 

5 

5,6 

0,55 

25.  Nviwer  weg 

78 

4 

2 

9,0 

0,89 

66 

9 

8 

7,6 

0,75 

76 

3 

4 

8,7 

0,86 

26.  Stettezoll      im 

koiifbus 

762 

8 

— 

87,5 

8,64 

856 

13 

— 

98,3 

9,70 

764 

11 

— 

87,7 

8,66 

27.  Pfuntzoll      im 

kouf  l)us 

854 

4 

— 

98,0 

9,67 

816 

10 

4 

93,7 

9,25 

847 

4 

6 

97,2 

9,60 

28.   Stock  ira  kouf- 

luis  (hussgelt) 

209 

18 

— 

24,1 

2,38 

196 

15 

— 

22,6 

2,23 

194 

11 

— 

22,3 

2,20 

29.  Brodkarren 

51 

— 

— 

5,9 

0,58 

20 

8 

— 

2,3 

0,23 

15 

4 

— 

1,7 

30.  Korn    von  der 

0,17 

stat  gangen 

227 

14 

— 

26,1 

2,58 

130 

16 

— 

15,0 

1,48 

159 

6 

— 

18,3 

1,81 

33.  Wiseufloessen- 

zoll 

9 

5 

— 

1,1 

0,11 

15 

5 

— 

1,7 

0,17 

12'  — 

10 

1,4 

0,14 

34.   Saltzhus        zu 

liiestal 

43 

13 

— 

5,0 

0,49 

81 

13 

— 

3,6 

0,36 

50 

19 

6 

5,8 

0,57 

35.  Stock  im  saltz- 

hus 

8 

17 

— 

1,0 

0,10 

11 

2 

— 

1,3 

0,13 

8 

10 

11 

1,0 

0,10 

86.  Wage  im  kouf- 

hus 

26 

13 

7 

3,1 

0,31 

22 

7 

8 

2,6 

0,26 

22 

5 

5 

2,6 

0,26 

39.ZollzuKempsl) 

102 

7 

4 

11,7 

1,15 

109 

n 

2 

12,6 

1,24 

107 

J8 

— 

22,4 

1,22 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1-39) 

14680 

13 

8 

1684,2 

166,26 

12597 

— 

7 

1445,2 

142,66 

13070 

9 

4 

1499,5 

148,03 

61.  Liestal 

351 

5 

3 

40,3 

3,98 

331 

18 

8 

38,1 

3,76 

455 

2 

8 

52,2 

5,15 

62.  Waidenburg 

2)270 

4 

— 

31,0 

3,06 

4)282 

4 

— 

32,4 

3,20 

369 

3 

— 

42,4 

4,19 

63.  Homberg 

3)    75 

16 

11 

8,7 

0,86 

76 

7 

9 

8,8 

0,87 

77 

5 

3 

8,9 

0,88 

64.  Ölten 

232 

i§ 

8 

26,7 

2,64 

225 

10 

— 

25,9 

2,.56 

195 

2 

9 

22,4 

2,21 

Summe    der  Aem- 

ter  (61-64) 

930 

4 

10 

106,7 

10,58 

916 

— 

5 

105,1 

10,38 

1096 

13 

8 

125,8 

12,42 

80.  Lipgedinge 

6234  fl. 

772,4 

76,25 

8354  fl. 

1035,1 

102,18 

2553  fl. 

316,3 

31,22 

81.  Anleihen 

3390» 

420,0 

41,46 

850» 

105,3 

10,39 

1170» 

145,0 

14,31 

82.  Ge  s  a mt ein- 

nah m  e 

28626 

13 

1 

3284,2 

324,21 

25139 

11 

11 

2884,1 

284,71 

20005 

9 

7 

2295,1 

226,56 

ohne 

l 

83.  Bestand    vom 

letzten  Jahr 

927 

8 

— 

106,4 

10,.50 

— 

— 

— 

— 

— 

702 

5 

10 

80,6 

7,96 

i)  In  diesem  Jahre  zum  erstenmal. 

2)  Und  222*/2  Vinunzal  und  12  Vierteil  Korn, 

3)  Und   l44Va  »  und    2       »  » 

4)  Und   156V2  »  weniger  5  Vierteil  Korn. 
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Bezeichnung 
der 

1424/2.5  1) 

1425/26 

1426/27 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder 

ß 

^, 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

den         1 

den 

den 

1.  "Winungelt 

3896 

13 

_ 

447,0 

44,13 

sim 

1 



444,2 

35,77 

3738 

2 

5 

478,6 

38,53 

2.  Miiliungelt 

5867 

— 

— 

673,1 

66,45 

4682 

10 

— 

599,6 

48,28 

5169 

— 

— 

661,8 

53,29 

9.  Saltzhua 

(    769 
\    442 

8 

a 

88,3 
56,6 

8,72 
4.56 

1100 

9 

11 

140,9 

11,34 

1121 

6 

3 

143,6 

11,56 

12.  Zoll    von    den 

thoren 

4-57 

6 

2 

50,2 

4,'.«; 

711 

3 

6 

91,1 

7,33 

468 

5 

8 

60,0 

4,83 

21.  VischzoU 

32 

2 

2 

3,7 

0,37 

19 

11 

3 

2,5 

0,20 

24 

12 

3 

3,2 

0,26 

22.  YichzoU      der 

Stadt 

1971  - 

_ 

22,6 

2,23 

197 

•5 

11 

25,3 

2,04 

286 

3 

8 

36,6 

2,95 

23.  VichzoU      des 

Bischofs 

41 

13 

1 

4,8 

0,47 

41 

9 

8 

5,3 

0,43 

56 

19 

9 

7,3 

0,-59 

24.  Pferdezoll 

40 

17 

5 

4,7 

0,46 

33 

16 

6 

4,3 

0,35 

40 

8 

5 

5,2 

0,42 

25    Nüvver  weg 

97 

9 

7 

11,2 

1,11 

78 

2 

5 

10,0 

0,81 

78 

16 

7 

10,1 

0,81 

20.   StettezöU     im 

/    472 

— 

Sa 

54,2 

5,35 

kouf hus 

\    200 

n 

25,6 

2,06 

496 

16 

— 

63,6 

5,12 

471]    7 

— 

60,4 

4,86 

27.   PfuutzoU      im 

/    667 

13 

Sa 

76,6 

7,56 

koufhus 

\     99 

12,7 

1,02 

593 

6 

2 

76,0 

6,12 

761     5 

11 

97,5 

7,85 

28.   Stock  im  kouf- 

/   158 

12 

6a 

18,2 

1,80 

hus  (hussgelt) 

\      15 

/      22 

10 
12 

B 

a 

2,0 
2.6 

0,16 
0.26 

151 

4 

— 

19,4 

1,.56 

1.58  13 

— 

20,3 

1,63 

29.   Brodkarren 

\       9 

12 

1,2 

0,10 

115 

3 

7 

14,7 

1,18 

34 

18 

— 

4,5 

0,36 

30.  Korn    von  der 

stat  gangen 

100 

7 

a 

11,5 

1,14 

277 

7 

7 

35,5 

2,86 

105 

13 

5 

13,5 

1,09 

33.  Wisenfloessen- 

{  t 

— 

— 

1,0 

0,10 

zoU 

— 

— 

0,9 

0,07 

12 

14 

10 

1,6 

0,13 

16 

17 

— 

2,2 

0,18 

34.  Saltzhus       zu 

j 

Liestal 

45 

4 

a 

5,2 

0,51 

78 

12 

10 

10,1 

0,81 

63 

3 

3 

8,1 

0,65 

35.  Stock  im  saltz- 

{   1 

a 

0,5 

0,05 

hus 

13 

n 

0,9 

0,07 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

36.  "Wage  in)  kouf- 

hus 

20 

17 

Öa 

2,4 

0,24 

19 

11 

10 

2,5 

0,20 

18 

18 

4 

2,4 

0,19 

3  9.  ZoUzuKemps 

(     44 

;  28 

10 

a 

5,1 
3,6 

0,.bO 
0,29 

53 

_7 

— 

6,8 

0,55 

103 

10 

W 

13,3 

1,07 

Summe  dieser  Ab- 

/12924 

~6 

"8^ 

1482,7 

146,37 

gaben  (1-39) 

\    807 

15 

n 

103,4 

8,33 

12131 

14 

— 

1553,3 

125,06 

12718 

1 

9 

1628,4 

131,11 

/    343 

6 

4a 

39,4 

3,89 

1 

Gl.  Liestal 

X      44 

6 

n 

5,7 

0,46 

507 

10 

8 

65,0 

5,23 

468 

8 

2 

60,0 

4,83 

G2.  Waidenburg 

y    397 
\     22 

8 
5 

n 

45,6 

2,8 

4,.50 
0,23 

1.50 

18 

3 

19,3 

1,.55 

233 

15 

29,9 

2,41 

03.   Homberg 

— 



75 

6 

— 

9,6 

0,77 

24 

— 

— 

3,1 

0,25 

64.  Ölten 

/    180 
X      38 

14 

10 

2a 

20,7 
4,9 

2,04 
0,39 

169 

U 

_6 

21,7 

1,75 

3)        75 

5 

JO 

9,6 

0,77 

Summe    der  Aem- 

/    921 
X    105 

8 

"61 

105,7 

10,43 

ter  (01-04) 

1 

a      13,5 

1,09 

903 

9 

5 

115,7 

9,32 

801 

9 

— 

102,6 

8,26 

80.  Lipgedinge 

2320  fl. 

287,5 

28,38 

8112  H. 

1194,5 

96,18 

3417  fl. 

503,1 

40,51 

81.  Anleihen 

11530 

fl. 

1428,6 

141,03 

17760  . 

2615,1 

210,56 

3762  » 

553,9 

44,60 

82.   G  e  s  a  m  t  e  i  n- 

na  h  me 
ohne 
83.  Bestand     vom 

37123 

1 

4 

4258,9 

420,42 

2)52773 

1 

5 

6757,1 

544,05 

4)32269 

16 

4 

4131,9 

332,68 

letzten  Jahr 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1.532 

17 

6 

196,3 

15,81 

i)  Im  Jahre  1424  wurde  wieder  neues  Geld  ausgegeben. 

2)  Darunter   5500  Ib.  zurückbezahlt. 

3)  Ölten  wird  in  diesem  Jahre  von  Bischof  Johannsen  eingelöst. 

4)  Hierunter  4000  fl.  für  das  eingelöste  Ölten.    Für  zurückbezahlte 
1700  fl. 


Gelder  ferner 


654 


Bernhard  Harms  : 


Bezeichnung 

der 

Einnahme 

1427/28 

1428/29 

1429/30 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder 
Gul- 

ß  -^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 

iA 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder       Q     o 
Gul-       ß    '^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

den 

den 

! 

den 

1.  Winimgelt 

5727 

12  - 

733,4 

59,05 

5571 

713,3 

57,43 

5272  14  — 

675,1 

54,36 

2.  Miiliungelt 

49i5 

10  - 

633,2 

50,98 

5476 



— 

701,2 

56,46 

4751  — 

— 

H08,3 

48,98 

9.  Saltzhus 

loas 

18 

— 

140,7 

11,33 

933 

15 

— 

119,6 

9,63 

875     2 

2 

112,0 

9,02 

12.  Zoll    von    den 

thoren 

331 

14 

ö 

42,5 

3  42 

27<r 

15 

6 

35,6 

2,87 

417     1 

1 

53,4 

4,30 

21.  Vischzoll 

18 

18 

8 

2,4 

oai» 

16 

6 

8 

2,1 

0,17 

21  12 

'^ 

2,8 

0,23 

22.  VichzoU      der 

Stadt 

311 

16 

2 

39,9 

3,21 

202 

14 

11 

26,0 

2,09 

183 

8 

3 

23,5 

1,89 

23.  VichzoU      des 

Bischofs 

58 

13 

3 

7,5 

0,60 

38 

4 

11 

4,9 

0,39 

32 

3 

5 

4,1 

0,33 

24.  Pferdezoll 

87 

1 

9 

4,7 

0,38 

49 

14 

4 

6,4 

0,52 

48 

12 

5 

6,2 

0,50 

25.  Nnwer  weg 

78 

4 

4 

10,0 

0,81 

58 

10 

10 

7,5 

0,60 

71 

(.; 

— 

9,1 

0,73 

26.  Stettezoll     im 

Icouf  hiis 

673 

18 

— 

86,3 

6,95 

483 

7 

— 

61,9 

4,98 

730 

1 

4 

93,5 

7,53 

27.  PfuntzoU      im 

kouf  hiis 

793 

8 

9 

101,6 

8,18 

778 

15 

6 

99,7 

8,03 

955 

3 

2 

122,3 

9,85 

28.  Stock  im  kouf- 

hus  (hussgelt) 

133 

4 



17,1 

1,38 

169 

9 

— 

21,7 

1,75 

181 

13 

1 

23,3 

1,88 

29.  Brodkarren 

28 

12 

— 

3,7 

0,30 

46 

18 

— 

6,0 

0,48 

56 

7 

— 

7,2 

0,58 

30.  Korn   von  der 

stat  gangen 

83 

17 

3 

10,7 

0.86 

78 

15 

6 

10,1 

0,81 

72 

15 

6 

9,3 

0,75 

33.  Wisenfloessen- 

zoU 

9 

7 

ö 

1,2 

0,10 

14 

1 

— 

1,8 

0,14 

18 

6 

— 

2,3 

0,19 

34.  Saltzhus        zu 

Liestal 

35 

17 

3 

4,6 

0,37 

30 

— 

— 

3,8 

0,31 

42 

14 

1 

5,5 

0,44 

36.  "Wageimkouf- 

hus 

17 

14 

3 

2,3 

0.19 

20 

— 

5 

2,6 

0,21 

22 

9 

1 

2,9 

0,23 

27.  Sti'irl) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4629 

9 

6 

592,8 

47,73 

38.  Winundkouf- 

manschaftvon 

der   stat    gan- 

gen 3) 
39.  Zoll  zu  Kemps 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

185 

— 

— 

23,7 

1,91 

88 

_l 

4 

11,3 

0,91 

47 

iO 

— 

6,1 

0,49 

73 

12 

10 

9.4 

0,76 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1—39) 
61.  Ijiestal 

1M72 

8 

10 

1&53,0 

149,19 

14292 

18 

7 

1830,1 

147,35 

18640 

11 

6 

2386,7 

192,17 

398 

5 

— 

51,0 

4,11 

393 

11 

1 

50,4 

4,06 

606 

— 

8 

77,6 

6,25 

62.  Waldenburg 

63.  Homberg 

331 

9 

— 

42,4 

3,41 

409 

14 

— 

52,5 

4.23 

582 

17 

— 

74,6 

6,01 

47 

2 

4 

6,0 

0,48 

88 

13 

_6 

11,4 

0,92 

84 

— 

— 

10,8 

0,87 

Summe   der  Aem- 

ter  (61—64) 

80.  Lipgedinge 

81.  Anleihen 

776 

16 

4 

99,5 

8,01 

891 

18 

7 

114,2 

9,19 

1272 

17 

8 

163,0 

13,12 

6579fl. 
Ö170  » 

968,7 

78,00 

4172  fl. 

614,3 

49,46 

2600  fl. 

382,8 

30,82 

761.3 

61,30 

6940  » 

1021,9 

82,28 

6469  > 

952,5 

76,69 

82.  Gesamtein- 

+ 170 

25,0 

2,01 

+40 

5,9 

0.4S 

+547 

&).l 

6,48 

nahme 

33402 

3 

4 

4276,8 

344,35 

3)34700 

9 

8 

4443,1 

357.74 

4j  40072;  14 

2 

5130,9 

413,12 

ohne 

83.  Bestand    vom 

letzten  Jahr 

459 

"" 

~ 

58,8 

4,73 

~ 

~ 

~ 

1)  Im  Jahre  1429  wurde  eine  ausserordentliche  Vermögens-  und  Personalsteuer 
erhoben,  deren  Betrag  wie  folgt  verzeichnet  wird:     »Item  empfangen  von  der  stür 

so    menglich    geben    hat    vor    winnachten    nechst    vergangen   .  .  .  .«     Vgl.  Schöiiberg 
(S.   144),   der  über  diese  Steuer  ausführlich  berichtet. 

2)  Für  diese  Abgabe  wurde  im  Jahre  1429  eine  neue  Ordnung  aufgestellt,  in 
welcher  u.  a.  der  Personenkreis,  der  diese  Steuer  entrichten  soll,  fester  umgrenzt 
wird,  daher  der  neue  Name. 

3j  Dajunter  zurückbezahltes  Darlehen   5458  Ib. 

4)  Darunter  ein  von  Strassburg  zurückbezahltes  Darlehen   von  6000  fl. 
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Bezeichnung 
der 

143 

0,31 

1431/32 

143 

2/33 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

Einnahme 

oder  ,  pj 
Gul-    P 
den   1 

^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 
den 

ß 

^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 
den 

ß    '^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

1.  Win  ungelt 

5527  i  -  - 

707,7 

.56,98 

5459 

16 

1 

699.1 

56.29 

70.54 

4  — 

903,2 

72,72 

•2.  3Iüliungelt 

mn  — 

— 

597,6 

48.12 

4987 

— 

— 

638,5 

51.41 

6028 

771,8 

62,14 

9.  Saltzhus 

747    1 

9 

95,7 

7,71 

1082 

15 

3 

138,6 

11,16 

1055 

16    6 

135,2 

10,89 

12.  Zoll    von    den 

thoren 

315 

18 

4 

40,4 

3,25 

363 

2 

— 

46,5 

3,74 

391 

6 

7 

50,1 

4,03 

21.  Visclizoll 

19 

5 

5 

2,5 

0,20 

18 

1 

2 

2,3 

0,19 

16 

6 

10 

2,1 

0,17 

22.  YichzoU       der 

Stadt 

i      116 

14 

5 

14,9 

1,20 

108 

9 

1 

13,9 

1,12 

145 

3 

8 

18,6 

1,50 

23.  Vichzoll      des 

j 

Bischofs 

1       30 

2 

— 

3,9 

0,31 

41 

7 

1 

5,3 

0.43 

60 

1 

4 

7,7 

0,62 
1,33 

24.  Pferdezoll 

1       29 

13 

9 

7,6 

0,61 

861    1 

2 

11,0 

0,89 

128 

14 

4 

16,5 

2.5.  Nüwer  weg 

65 

8 

— 

8,3 

0,67 

97 

17 

4 

12,5 

1,01 

83 

15 

10 

10,7 

0,86 

26.  Stettezoll     im 

1 

ko\if  hiis 

'     925 

11 

— 

118,5 

9,5t 

858 

6 

— 

109,9 

8,85 

962 

_ 



123,2 

9,92 

27.  PfuntzoU      im 

1 

kouf bus 

889 

13 

11 

113,9 

9,17 

906 

8 

6 

116,1 

9,.35 

1101 

13 

3 

141,1 

11,36- 

28.  Stock  im  kouf- 

hiis   (hussgelt) 

178 

6 

— 

22,8 

1,84 

178 

5 

— 

22,8 

1,84 

187 



3 

23,9 

1,92 

29.  Brodkarren 

92 

— 



11,8 

0,95 

76 

6 

— 

9,8 

0,79 

74 

9 

3 

9,5 

0,76 

SO.  Korn    von  der 

stat  gangen 

52  19 

— 

6,8 

0,55 

44 

10 

6 

ö,7 

0,46 

1.52 

18 

6 

19,6 

1,58 

33.  "Wisenfloessen- 

zoll 

9 

1 

3 

1,2 

0,10 

8 

4 

— 

1,0 

0,08 

10 

3 

8 

1,3 

0,10 

34.  Saltzhus        zu 

Liestal 

34 

5 

6 

4,4 

0,35 

39 

5 

0 

5,0 

0,40 

33 

16 

11 

4,3 

0,35 

36.  Wage  im  kouf- 

hus 

24 

5 

10 

3,1 

0,25 

25 

17 

8 

3,3 

0,27 

39 

8 

3 

5,0 

0,40 

38.  Win  und  kouf- 

man Schaft  von 

der    stat    gan- 

gen 

398 

12 

9 

51,0 

4,11 

151 

2 

1 

19,3 

1,55 











39.  Zoll  zu  Kemps 

138 

10 

10 

17,7 

1,43 

85 

18 

— 

11,0 

0,89 

86 

3 



11,0 

0,89 

40.Koufmanschaft 

von      der     stat 

gangem) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

139 

2 

4 

17,8 

1,43 

41.   Winzoll  2) 

— 

— 

— 

— 

44 

11 

— 

5,7 

0,46 

427 

10 

4 

54,7 

4,40 

43.  Der     frömden 

pfuntzollS) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

4 

— 

0,5 

0,04 

44.  Wisenbrug- 

ken  4) 

— 

— 

— 

— 

— 

—  '  — 

— 

— 

— 

3 

^ 

i^ 

0,4 

0,03 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1 — 44) 

14291 

4 

9 

1829,8 

147,34 

14663,    3 

4 

1877,5 

151,17 

18185 

2 

8 

2328.4 

187,44 

61.  Liestal 

509 

13 

4 

65,3 

5,26 

571 

11 

11 

73,2 

5.89 

559 



10 

71.6 

5,76 

62.  Waidenburg 

424 

17 

— 

54,4 

4,38 

400 

7 

— 

51,3 

4,13 

479 

12 

61,4 

4,94 

63.  Homberg 

79 

5 

_6 

10,1 

0,81 

122 

17 

10 

15,7 

i;26 

104 

_2 

^ 

13,3 

1,07 

Summe    der  Aem- 

ter  (61  —  64) 

1013 

15 

10 

129.8 

10,45 

1094 

16 

9 

140,2 

11.29 

1142 

15 

6 

146,3 

11,78 

80.  Lipgedinge 

892  fl. 

131,3 

10,57 

760  fl. 

111,9 

9.01 

408  fl. 

60,1 

4,84 

81.  Anleihen 

4474» 

658,8 

53.04 

3576  » 

526,6 

42,40 

5433» 

800,0 

64,41 

82.  Ge  s  amt  ein- 

nähme 
ohne 
83.  Bestand    vom 

23622 

15 

3 

3024,7 

243,53 

22142 

7 

3 

2835,1 

228,27 

28905 

15 

3 

3701,1 

298,00 

letzten  Jahr 

48 

2 

— 

6,2 

0,.50 

1369 

— 

— 

175,3 

14,11 

394 

— 

— 

50,4 

4,06 

i)  Im  Jahre  1432  kam  es  zur  Neuordnung  einiger  Abgaben,  bei  der  u.  a.  die 
1429  erfolgte  Regelung  (vgl.  Anm.  i,  S.  654)  wieder  geändert  wurde.  Man  führte 
jetzt  einen  besonderen  allgemeinen  Weinausfuhrzoll  ein,  und  daneben  ein  besonderes 
Geleitsgeld  für  die  aus  der  Stadt  gehende  Kaufmannschaft. 

2)  Vgl.   Anm.   2,   S.   652. 

3)  Diese  im  Jahre  1433  eingeführte  Sonderabgabe  hält  sich  in  massigen  Grenzen 
und  ist  bald  ganz  verschwunden. 

4)  Brückengeld. 
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Bernhard  Harms: 


Bezeichnung 

1433/34 

1434/35 

143 

3/36 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

der 
Einnahme 

oder 
Gul- 

ß   '^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder^ 
Gul- 

ß  ^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 

ß   ^ 

Mark  ',  Mark 
Silber!  Gold 

den 

den 

den 

1.  Winungelt 

2.  Müliungelt 
9.  Saltzhus 

9953 
6518 
1615 

10  - 

10     8 

1182,7 
774,5 
192,0 

102,58 
67,17 
16,65 

11478 
6.506 
1066 

4 

11 

1363,8 
773,1 
126,7 

11S,-2S 

67,11.', 

10,'jy 

127.:i'  — 
(■4:J2  — 
1465  19 

7 

151.5,1    131,41 
764,3,    66,29 
174,2     15,11 

12.  Zoll    von   den 

thoren 
21.  VischzoU 

442 
16 

16  — 
5    9 

52,6 
1,9 

4,56 
0,16 

350 
15 

13 

2 

9 
3 

41,7 
1,8 

3,62 
0,16 

293 
18 

2 

7 

3 

4 

34,8 
2,2 

3,02 
0,19 

22.  Vichzoll      der 
Stadt 

181 

17    8 

21,6 

1,87 

128 

10 

8 

15,3 

1,33 

123 

18 

2 

14,7 

1,27 

23.  Vichzoll      des 
Bischofs 

24.  Pferdezoll 

25.  Nüwer  weg 

79 
249 
135 

1     4 
3  11 
15    5 

9,4 
29,6 
16,1 

0,82 
2,57 
1,40 

57 
168 
125 

17 
13 
2 

1 
3 
11 

6,9 
20,0 
14,9 

0,60 
1,73 
1,29 

50 
164 
73 

11 

5 
3 

4 
3 

5 

6,0 
19,5 

8,7 

0,52 
1,69 
0,75 

26.  StettezoU     im 
kouf hus 

900 

10- 

107,0 

9,23 

822 

16 

2 

97,8 

8,48 

950  10 

— 

112,9 

9,79 

27.  Pfuntzoll      im 
koufhus 

1389 

12  - 

165,1 

14,32 

1352 

12 



160,7 

13,94 

1170    2 

— 

139,0 

12,06 

28.  Stock  im  kouf- 
hus (Hiissgelt) 

29.  Brodkarren 

223 
293 

18 
15 

1 

26,6 
34,9 

2,31 
3,03 

244 
249 

15 
16 

- 

29,1 
29,7 

2,52 

2,.ö8 

240 
221 

8 
6 

- 

28,6 
26,3 

2,48 
2,28 

öO-  Korn   von   der 
stat  gangen 

44 

5 

3 

5,3 

0,46 

62     7 

6 

7,4 

0,64 

70 

14 

10 

S,4 

0,73 

33.  VVisenlloessen- 
zoll 

11 

15 



1,4 

0,12 

9    5 



1,1 

0,10 

ir  4 

1 

1,3 

0,11 

34.  Saltzhus        zu 
Liestal 

31 

6     1 

3,7 

0,32 

53 

6 

8 

6,3 

0,55 

37 

1 

3 

4,4 

0,38 

36.  Wage  im  kouf- 
hus 
39.  Zoll  zu  Kemps 

45 
100 

16    5 
7  10 

5,4 
11,9 

0,47 
1,03 

50 
90 

16 
3 

8 
1 

6,0 
10,7 

0,52 
0,93 

45 

88 

10 
18 

9 
11 

5,4 
10,6 

0,47 
0,92 

40.Koufmanschaft 

von     der    stat 
gangen 
41.  WinzoU 

84 
263 

17 

7 

- 

10,1 
31,3 

0,88 
2,71 

102 

227 

13 
3 

9 
6 

12,2 
27,0 

1,06 
2,34 

77 
107 

6 
15 

6 

9,2 
12,8 

0,80 
1,11 

42.  Winungelt     in 

den  Wirten  hu- 
sern  l) 

467 



7 

55,5 

4,81 

1374 



3 

163,3 

14,16 

1017     1 

2 

120,8 

10,48 

43.  Der  frömbden 
pfuntzoll 

44.  Wisenbrugken 

169 
158 

12 

1 

20,1 

18,8 

1,74 
1,63 

72 
76 

9 
12 

2 
7 

8,6 
9,1 

0,75 
0,79 

61     5 
93,  10 

4 
4 

7,3 
11,1 

0,63 
0,96 

Summe  dieser  Ab- 
gaben 1 — 44 

61.  Liestal 

62.  Waidenburg 

63.  Horaberg 

23376 

486 
452 

98 

3 
17 
19 
13 

1 
4 
9 
10 

2777,6 
57,8 
53,8 
11,7 

240,90 
5,01 
4,67 
1,01 

24685 
524 
437 

88 

2 
16 
14 
19 

2 
9 
6 
4 

2933,1 
62.4 
52,0 
10,6 

2.54,39 
5,41 
4,51 
0,92 

25.565 1    1 

485;  10 

396;  11 

161  14 

6 
2 
6 
6 

3037,7 
.57,7 
47,1 
19,2 

263,46 
5,00 
4,08 
1,67 

Summe    der  Aem- 
ter  (61-64) 

80.  Lipgedinge 

81.  Anleihen 

1038 

550fl. 

2203  » 

10 

11 

123,3 

75,1 

301,0 

10,69 

6,51 

26,11 

1051 
104  fl. 
13964» 

10 

7 

124,9 
14,2 

1907,8 

10,83 

1,23 

165,46 

1043  16 
240  fl. 

2 

124,0 
32,8 

10,75 

2^84 

nähme 
ohne 
83.  Bestand     vom 
letzten  Jahr 

30144 

14 

- 

3581,9 

310,66 

48011 

15 

1 

5704,9 

494,79 

30109  19 

3 

3577,7 

310,29 

557 

19 

— 

66,3 

5,75 

591 

18 

— 

70,3 

6,10 

3979 

- 

- 

472,8 

41,01 

i)  Die  Steuer  bedeutete  eine  sehr  erhebliche  Sonderbelastung  des  in  den  Wirts- 
haus e  rn  ausgeschenkten  Weines. 
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1436/37 

1437/88             1 

1438/39 

Bezeichnung 

der             'j 

Ib. 

Ib. 

1 

Ib. 

oder 

ß 

'^( 

Mark 

Mark 

oder 

D 

CL 

Mark 

Mark 

oder 

fP 

Q 

:Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

P     «/}j 

Silber 

Gold 

Gul- 

P   rji- 

Silber 

Gold 

den 

den 

_l 

den 

_J 

1.    Wriuiingelt 

9339!  - 

~1 

1109,7 

96,24 

8242  - 

IT 

979,3     84,93| 

8262 

10  - 

981,8 

85,15 

■2.  JMuliungelt        j 

73151  1.5 

— 

872,8 

75,70 

6937  — 

— 

824,3 

71,49 

5842 

—  — 

6^)4,2 

60,21 

9.   Saltzhus            1 

14.50;  - 

8 

172,3 

14,94 

1302 

5 

2 

154,7 

13,42 

1437 

1     8 

170,8 

14,81 

12.  Zoll    von    den 

1 

thoreu                 | 

418  19 

8 

49,8 

4,32 

345 

19 

1 

41,1 

3,.56 

265 

1 

1 

31,5 

2,73 

21.  VisclizoU           1 

11     8 

11 

1,4 

0,12 

17 

13 

11 

2,1 

0,18 

11 

— 

1 

1,3 

0,11 

22.   ViebzoU      der 

Stadt 

143  10 

4 

17,1 

1,48 

225 

1 

9 

26,7 

2,32 

115 

15 

6 

13,8 

1,20 

23.  Viehzoll      des 

Bischofs            1 

49 

7 

8 

5,9 

0,51 

62 

19 

2 

7,5 

0.65 

33 

9 

11 

4,0 

0,35 

24.  Pferdezoll 

168 

15 

3 

20,1 

1,74 

163 

13 

9 

19,4 

i;68 

156 

7 

8 

18,6 

1,61 

25.  Nuwer  weg 

107 

10 

3 

12,8 

1,11 

87 

13 

5 

10,4 

0,90 

70 

9 

11 

8,4 

0,73 

26.  Stettezoll     im 

koiif  lius 

686 

5 

— 

81,5 

7,07 

710 

15 

— 

84,5 

7,33 

701 

14 

2 

83,4 

7.23 

27.  Pfuntzoll      im 

koiifhiis 

948 

3 

4 

112,7 

9,77 

1221 

13 

8 

145,2 

12,59 

889 

7 

105,7 

9,17 

28.   Stock  im  kouf- 

hus  (Hussgelt) 

250 

15 

— 

29,8 

2,58 

214 

18 

— 

25,5 

2,21 

167 

1  - 

19,8 

1,72 

29.  Brodkarren 

230 

9 

— 

27,4 

2,38 

285 

5 

— 

33,9 

2,94 

156 

16    9 

18,6 

1,61 

30.  Korn  von  der 

stat  gangen 

371 

4 

6 

44,1 

3,82 

229 

11 

6 

27,3 

2,37 

141 

2  — 

16,8 

1,46 

33.  Wisenfloessen- 

zoU 

10 

9 

5 

1,2 

0,10 

8 

19 

— 

1,1 

0,10 

6 

7 

— 

0,8 

0,07 

34.  Saltzhus        zu 

Liestal 

41 

9 

7 

4,9 

0,42 

71 

1 

1 

8,4 

0,73 

70 

18 

— 

8,4 

0,73 

36.  Wageimköuf- 

hus 

54 

2 

11 

6,4 

0,56 

51 

3 

11 

6,1 

0,53 

48 

7 

4 

Äl 

0,49 

39.  Zoll  zviKemps 

85 

— 

8 

10,1 

0,88 

120 

14 

3 

14,3 

1,24 

111 

3 

— 

13,2 

1,14 

41.  WinzoU 

120 

6 

— 

14,3 

1,24 

270 

2 

— 

32,1 

2,78 

183 

7 

— 

21,8 

1,89 

42.  Winungelt    in 

den  Wirten  hu- 

sern 

1829 

— 

6 

217,3 

18,85 

3072 

12 

3 

36.5,1 

31,67 

3633 

— 

— 

431,7 

37,44 

43.   Her     frömden 

pfuntzoll 

33 

11 

— 

4,0 

0,35 

26  j  13 

5 

3,2 

0,28 

10 

17 

7 

1,B 

0,11 

44.  Wisenbrugken 

134 

16 

1 

16,0 

1,39 

77 

W 

_6 

9,3 

0.81 

108 

-^1-^ 

12,9 

1,12 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (41 — 44) 

23830 

— 

9 

2831,5 

245,58 

23745 

14 

10 

2821,5 

244,71 

22422 

1     9 

2664,2 

231,07 

61.  Liestal 

475 

11 

2 

56,5 

4,90 

395 

6 

7 

47,0 

4,08 

469 

5     2 

55,8 

4,84 

62.  W'aldenburg 

353 

15 

4 

42,*) 

3,64 

398 



— 

47,3 

4,10 

310 

7i    4 

i      36,9 

3,20 

63.  Homberg 

119 

8 

_6 

14,2 

1,23 

91 

\h 

2 

10,9]      0,95 

145 

_18i_2 

17,3 

1,50 

Summe    der  Aem- 

1 

1 

ter  (61-04) 

!      948 

15 



112,7 

9,77 

885 

1 

9 

105,2 

9,12 

925 

10    8 

110,0 

9,54 

80.  Li pge dinge 

560  fl. 

76,5 

6.63 

2644  fl. 

361,2 

31,33 

— 

—  — 

— 

— 

81.  Anleihen 

— 

— 

— 

500. 

68,3 

5,92 

2100fl 

i 

286,9 

24,88 

82.  G  e  s  a  m  t  e  i  n- 

] 

nähme 
ohne 
83.  Bestand     vom 

27586 

10 

6 

3277,9 

284,29 

35276 

14 

4191,6 

363,54 

40885 

10 

5 

4858,1 

421,34 

letzten  Jahr 

60 

19 

7,2 

0,62 

20 

IG 

2,5 

0,22 

1686 

7 

g 

200,4 

17,38 
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Bezeichnung 

1439/40 

1440/41 

1441/42 

der 
Einnahme 

Ib. 
oder 
Gul- 

ß  ^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder     Q  :  o 
Gul-      ß  'A 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib.        ( 

oder     n  1  o 

Gul-      H    '^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

den 



den          ! 

den 

1.  Winungelt 

6071 

— 



721,4 

62,57 

5628i  — 



668,7 

58,00 

4838,  — i  — 

.574,9 

49,86 

2.  Muliungelt 

50.59 

— 

— 

601,1 

52,13 

5356 

— 

— 

686,4 

55,20 

5711 

— 

— 

678,6 

58,86 

9.   Saltzhus 

1316 

- 

2 

156,4 

13,56 

1104 

19 

— 

131,3 

11,39 

691 

19 

5 

82,2 

7,13 

12.   Zoll    von    den 

thoren 

325 

17 

5 

38,7 

3,36 

397 

18 

2 

47,3 

4,10 

480 

5 

57,0 

4,9i 

21.  YischzoU 

22.  A'iehzoll      der 

17 

9 

1 

2,1 

0,18 

17 

11 

2 

2,1 

0,18 

18 

11 

4 

1,6 

0,14 

Stadt 

192 

8 

4 

22,8 

1,99 

2.52 

6 

10 

30,0 

2,60 

188 

9 

7 

21,8 

1,89 

23.  Viehzoll      des 

Bischofs 

42 

5 

— 

5,0 

0,43 

71 

14 

3 

8,5 

0,74 

69 

ö 

8 

8,2 

0,71 

24.  Pferdezoll 

90 

13 

9 

10,8 

0,94 

128 

14 

5 

1.5,3 

1,33 

115 

1 

2 

13,7 

1,19 

25.  Nuwer  weg 

64 

10 

1 

7,7 

0,67 

85 

9 

4 

10,2 

0,88 

93113 

4 

11,1 

0,96 

26.  Stettezoll     im 

koufhus 

586 

12 

6 

69,7 

6,05 

761 

14 

11 

90,5 

7,85 

592 

18 

_ 

70,4 

6,11 

27.  PfuntzoU      im 

koufhus 

883 

19 

2 

105,0 

9,11 

928 

15 

6 

110,4 

9,58 

864 

11 

2 

102,7 

8,91 

28.  Stock  im  kouf- 

hus (Hussgelt) 

138 

3!  — 

16,4 

1,42 

162 

15 

6 

19,3 

1,67 

154 

2 

— 

18,3 

1,.59 

29.  Brodkarren 

139 

19  - 

16,6 

1,44 

299 

19 

— 

35,6 

3,09 

181 

18 

2 

21,6 

1,87 

30.  Korn   Ton  der 

stat  gangen 

60 

3 

6 

7,1 

0,62 

122 

— 

6 

14,5 

1,26 

116 

18 

_ 

13,9 

1,21 

38.  Wisenfloessen- 

zoll 

6 

10 

— 

0,8 

0,07 

7 

10 

— 

0,9 

0,08 

7 

2 

_ 

0,8 

0,07 

34.  Saltzhus       zu 

Liestal 

60 

1 

6 

7,1 

0,62 

86 

1 

2 

10,2 

0,88 

27 

— 

6 

3,2 

0,28 

36.  "Wageimkouf- 

hus 

39 

11 

2 

4-,7 

0,41 

45 

18 

4 

5,5 

0,48 

45 

14 

9 

5,4 

0,47 

39.  Zoll  zu  Kemps 

114 

11 

10 

13,6 

1,18 

96  14 

__ 

11,5 

1,00 

108 

12 

10 

12,9 

1,12 

41.  WinzoU 

207 

61  — 

24,6 

2,13 

209 

14 

— 

24,9 

2,16 

— 

— 

— 

— 

— 

42.  "Winungelt    in 

den  Wirten  hu- 

sern 

2442 

9 

1 

290,2 

2-3,17 

2105 

7 

7 

2.50,2 

21,70 

1532 

16 

3 

182,1 

15,79 

43.  Der      frömden 

pfuntzoU 

14 

1 

9 

1,7 

0,15 

18    3 

1 

2,2 

0,19 

6 

-     3 

0,7 

0,06 

44.  AVisenbrugken 

146 

11 

5 

17,4 

1,51 

125 1  18 

— 

15,0 

1,30 

115 

17 

_S 

13,8 

1,20 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1 — 44) 

18018 

18    9 

2141,0 

185,69 

1S013     4 

9 

2140,4 

185,64 

1.5949 

12 

6 

1895,2 

164,37 

Gl.  Liestal 

414 

S!    6 

49,2 

4,27 

490,  16 

10 

58,3 

5,06 

557 

4 

10 

66,2 

5,74 

62.  Waidenburg 

336 

[   

39,9 

3,46 

429|  12 

2 

51,0 

4,42 

460 

14 

— 

54,7 

4,74 

63.  Homberg 

72 

15  - 

8,6 

0,75 

132 

19 

2 

15,8 

1,37 

73 

5 

— 

8,7 

0,75 

65.  Fulisdorf 

38 

J.  — 

4,5 

0,39 

31 

\2 

_8 

8,8 

0,33 

125 

— 

— 

14,9 

1,29 

Summe   der  Aem- 

ter  (61—64) 

861 

4     6 

102,3 

8,87 

1085 



10 

128,9 

11,18 

1216    3 

10 

144,5 

12,-53 

81.  Anleihen 

315011. 

430,4 

37,33 

900  fl. 

123,0 

10,67 

UOOfl. 

.  150,3 

13,04 

82.  Ge  samt  ein- 

nähme 

31922 

1611 

3793,1 

328,98 

22899 

15 

9 

2721,0 

235,99 

21194  12 

j 

10 

2518,4 

218,42 

.83.  Bestand     vom 

1 

letzten  Jahr 

— 

— 

— 

— 

— 

1762 

15 

— 

209,5 

18,17 

477 

— 

— 

56,7 

4,92 
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Bezeichnung 

1442/43 

1443/44 

1444/45 

der 
Einnahme 

Ib. 
oder 
Gul- 
den 

ß 

^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib. 
oder 
Gul- 
den 

ß    ^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib. 

oder 
Gul- 
den 

ß 

^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

1.  "Wimingelt 

2.  Muliungelt 
9.  Saltzhus 

12.  Zoll    von    den 

4238 
.^827 
1011 

10 

6 

503,6 
692,4 
120,2 

43,68 
60,05 
10,42 

5835 
5607 
1333 

18 

4 

693,4 
666,2 

158,4 

60,14 

57,78 
13,74 

5451 

6303 

727 

3 

9 

647,7 

748,9 

86,4 

56,18 

64,95 

7,49 

thoren 

21.  Vischerzoll 

22.  Viehzoll      der 

367 
12 

9 
6 

4 

2 

43,7 
1,5 

3,79 
0,13 

219 

8 

8 
4 

6 

9 

26,1 
1,0 

2,26 
0,09 

167 
6 

14 
15 

3 
10 

19,9 

0,8 

1,73 

0,07 

Stadt 
23.  Viehzoll      des 

132 

14 

- 

15,8 

1,37 

111 

8 

2 

13,2 

1,14 

101 

6 

7 

12,0 

1,04 

Bischofs 

24.  Pferdezoll 

25.  Nuwer  weg 

26.  StettezoU     im 

3.5 
73 

85 

7 
2 

15 

10 
3 

7 

4,2 
10,2 

0,-36 
0,75 

0,88 

36 
79 
62 

6 
17 
3 

4 
2 
11 

4,3 
9,5 

7,4 

0,37 

0,82 
0,64 

22 
49 

7 

12 
15 
13 

6 

2,7 
5,9 
0,9 

0,23 
0,51 
0,08 

kouf hus 
27.  Pfuntzoll      im 

566 

1 

— 

67,3 

5,84 

674 

8 

- 

80,1 

6,95 

183 

9 

— 

21,8 

1,89 

kouf hus 
28.  Stock  im  kouf- 

802 

19 

8 

95,4 

8,27 

777 

3 

2 

92,3 

8,01 

365 

15 

— 

43,5 

3,77 

hus  (Hussgelt) 

29.  Brodkarren 

30.  Korn   von  der 

140 
106 

16 
14 

— 

16,7 
12,7 

1,45 
1,10 

140 
116 

14 
6 

~& 

16,7 
13,8 

1,45 
1,20 

65 

8 

15 



1,0 

0,67 

0,09 

stat  gangen 
33.  Wisenfloessen- 

111 

— 

— 

18,2 

1,14 

187 

7 

- 

22,3 

1,93 

4 

15 

- 

0,6 

0,05 

zoll 
34.   Saltzhus        zu 

6 

18 

— 

0,8 

0,07 

7 

8 

- 

0,9 

0,08 

2 

9 

- 

0,3 

0,03 

Ijiestal 
36.  "VVageimkouf- 

87 

13 

5 

10,4 

0,90 

105 

7 

5 

12,5 

1,08 

131 1  y 

9 

15,6 

1,35 

hus 
39.  Zoll  zuKemps 
42.  Winungelt    in 

der  Wirten  hu- 

40 
31 

14 

1 

5 

8 

4,8 
8,7 

0,42 
0,32 

37 
37 

14 
15 

9 
10 

4,5 
4,5 

0,39 
0,:j9 

15 '  16 

2 
3 

1,9 

0,8 

0,16 
0,07 

sern 
43.  Der     frömden 

1410 

2 

6 

167,5 

14,-53 

1336 

4 

4 

158,8 

13,77 

482  11 

4 

57,3 

4,97 

pfuntzoU 
44.  "Wisenbrugkon 

6 
100 

19 
19 

8 

0,8 
12,0 

0,07 
1,04 

ö 

48 

19 
2 

6 
9 

0,7 
5,7 

Ü.Oß 
0,49 

86'  14 

1 

10,3 

0,89 

Summe  dieser  Ab- 

j 

— 

gaben  (1—44) 
61.  Liestal 
02.  "Waldeuburg 
63.  Homberg 
65.  Fulisdorf 

15195 
423 
861 
125 

115| 

0 

8 
13 

7 

5 
3 
2 

1805,5 
50,3 
43,0 
14,9 
13,7 

156,59 
4,36 
3,73 
1,29 
1,19 

16767 

343 

284 

76 

13 
17 
2 
2 

5 
6 

~2 

1992,4 

40,9 

33,8 

9,0 

172,80 
3,-55 
2,98 

0,78 

14190  15 
318  12 
190    4 

92'- 

11 
9 

1686,2 
37,9 
22,6 

10,9 

146,24 
3,29 
1,96 

0"^5 

Summe   der  Aem- 

ter  (01—05) 

81.  Anleihen 

82.  Ge  s  amt  e  in- 

1025    8 
2160  fl. 

i 

10 

121,8 
295,1 

10,56 

25,59 

704 
12420 

1 
fl. 

8 

83,7 
1696,8 

7,26 
147,16 

6(io'  16 
3510  fl.! 

9 

71,4 
479,5 

6,19 
41,-59 

nahm  e 
ohne 

23997 

1 

2i 

J851,4 

247,30 

34416 

10 

15 

4089,4 

354,67 

27286    3 

— , 

J242,2 

281,20 

83.   Bestand     vom 

1 

letzten  Jahr 

1991 

11 

— 1 

236,6 

20,.52 

787 

1 

6 

93,5 

8,11 

6676^ 

4] 

8 

793,3 

68,80 

66o 


Bernhard  Harms : 


^      .  ,                 1445/46 

Bezeichmin"' 

u.  1446/47 

144  7 

,48 

1448/49 

der 
Einnahme 

Ib. 
oder 
Gul- 
den 

^  '^ 

Mark 
Silber 

]Mark 
Gold 

Ib.     i 

oder    1  ß  1^ 
Gulden         1 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib.     1      1 
oder     0     0 
Gul-      P    -^ 
den 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

1.  Winungelt 

9118 





1083,4 

93,96 

3707    15 



440,6 

38,21 

2.585 

lOl    6 

307,2 

26,64 

2.  Sluliungelt 

9296 

10 

— 

1104,6 

95,80 

3719  - 

— 

441,9 

38,33 

4136 

— 

— 

491,4 

42,62 

9.  Saltzhus 

2017 

17 

6 

239,8 

20,80 

794 

3 

— 

94,4 

8,19 

446 

5 

— 

53,0 

4,60 

12.  Zoll    von    den! 

thoren                      295 

— 

7 

85,1 

3,04 

315 

19 

2 

37,5 

3,25 

207 

18 

11 

24,7 

2,14 

21.  Vischzoll           ;          8 

18 

9 

1,1 

0,10 

3 

6 

6 

0,4 

0,03 

7 

15 

5 

0,9 

0,08 

22.  Viehzoll      der 

Stadt                 ,i      118  18 

8 

14,1 

1,22 

128 

6 

3 

15,2 

1,32 

85 

— 

— 

10,1 

0,88 

23.  ViehzoU      des 

Bischofs           i|        32 

14 

1 

3,9 

0,34 

40 

— 

2 

4,8 

0,42 

14 

16 

— 

1,8 

0,16 

2i.  Pferdezoll          1       167 

61  y 

19,9 

1,73 

47 

3 

5 

5,6 

0,49 

22 

12 

2 

2,7 

0,23 

25.  Nuwer  weg      n         50 

6|    2 

6,0 

0,52 

79 

3 

4 

9,4 

0,82 

42 

9 

6 

5,0 

0,43 

26.  Stettezoll     im 

kouf hus 

291 

13 

— 

34,7 

3,01 

212 

17 

9 

25,3 

2,19 

208 

3 

— 

24,7 

2,14 

27.  PfuntzoU     im 

kouf hus 

9i7 

12 

3 

112,6 

9,77 

460 

5 

— 

54,7 

4,74 

449 

3 

8 

53,4 

4,63 

28.  Stock  im  kouf- 

hus  (Hussgelt) 

172 

6 

— 

20,5 

1,78 

92 

— 

— 

10,9 

0,95 

86 

9 

9 

10,3 

0,89 

29.  Brodkarren 

2.b4 

18 

— 

30,3 

2,63 

182 

— 

— 

21,6 

1,87 

94 

— 

— 

11,2 

0,97 

30.  Korn    von  der 

stat  gangen 

107 

10 

6 

12,8 

1,11 

44 

4 

9 

5,3 

0,46 

7 

— 

— 

0,8 

0,07 

33.  Wisenfloessen- 

zoU 

3 

10:  — 

0,4 

0,03 

5 

5 

6 

0,6 

0,05 

— 

— 

— 

— 

— 

34.  Saltzhus       zu 

j 

Liestal 

194 

y  — 

23,1 

2,00 

56 

4 

11 

6,7 

0,58 

55 1    5 

— 

6,6 

0,.57 

36.  Wage  imkouf- 

hus 

64 

4     1 

7,6 

0,66 

28 

12 

7 

3,4 

0,29 

27 

19 

6 

3,3 

0,29 

37.   Sturl) 

3323 

I2I    4 

394,9 

34,25 

115 

1 

2 

13,7 

1,19 

■ — 

— 

— 

— 

— 

39.  ZoUzuKemps 

40 

8 

— 

4,8 

0,42 

24 

13 

6 

2,9 

0,25 

20 

12 

— 

2,4 

0,21 

42.  "Winungelt    in 

den  Wirten  hu- 

sern 

1503 

18 

2 

178,7 

15,50 

510 

17 

— 

60,7 

5,26 

— 

— 

— 

— 

— 

44.  Wisenbrugken 

99 

4 

2 

11,8 

1,02 

114 

— 

2 

13,5 

1,17 

83 

_3 

11 

9,9 

0,86 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1  —  44) 

28108 

18 

— 

3340,0 

289,68 

10680 

19 

2 

1269,1 

110,07 

8580 

4 

4 

1019,5 

88,42 

61.  Liestal 

883 

9 

— 

105,0 

9,11 

361 

12 

4 

43,0 

3,73 

565 

18 

6 

67,2 

5.83 

62.  Waidenburg 

604 

11 

8 

71,8 

6,23 

101 

2 

— 

12,0 

1,04 

117 

— 

— 

13,9 

1,21 

Co.  Fulisdorf          |:i60fl. 

fl. 

21,9 

1,90 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe    der  Aem-!  (     16(J 

21,9 

1,90 

ter  (61-65)       i\  1488 

8 

176,8 

15,33 

462 

14 

4 

55,0 

4,77 

682 

18 

6 

81,1 

7,03 

80.  liipgedinge       ,/  4109 

81.  Anleihen  2)        \19ö20 

> 

561,4 

48,69 

800  fl. 

109,3 

9,48 

47961  fl. 

655,2 

56,83 

.  j 

2666,8 

;  231,29 

3360  . 

459,0 

39,81 

38184 

t 

5216,7 

452,45 

82.  Ge  samt  e  in- 

■ 

nahme 

65838 

5  — 

7823,0 

'678,49 

3)22028 

13 

1 

2617,5 

227,02 

55970 

1 

8 

6650,5 

576,80 

ohne 

83.  Bestand     vom 

1 

letzten  Jahr 

— 

- 

— 

— 

5629 

7 

1 

668,9 

58,01 

532 

16 

6 

63,3 

5,49 

1)  Im  Jahre  1446  wurde  je  eine  ausserordentliche  Vermögens-  und  Personal- 
steuer erhoben,  und  zwar  13  Wochen  hindurch  als  Wochensteuern.  (Vgl.  Schönberg 
S.   199.)     Das  Rechnungsjahr  1447/48    bringt  noch   einen  kleinen  Rest  dieser  Steuer. 

2)  Diese  Jahresrechnung  enthält  keine  spezifizierten  Angaben  der  einzelnen  em- 
pfangenen  Darlehen  und  verkauften  Leibgedinge,    sondern   nur   den  Passus    »Item  so 

hat  man   empfangen    darumb  man   zinse  ze  Stouffen  geben  hat im  wider- 

koufflig  und  lipgedinges  23629  gülden ,   davon  man  ze  zinse  gibt  1241  guldin«. 

3)  In  der  Jahresrechnung  steht  22  411  Ib.,  die  Summe  enthält  aber  einen  Teil 
des  Bestandes  vom  letzten  Jahre. 
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Bezeichnung 

!             1449/50 

1450/51 

1451/52 

der 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder 

ß    ■^ 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

A 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

den 

den 

den 

1.  Winungelt 

3443 

2    6 

409,1 

35,48 

3477 

17 

413,2 

35,84 

2856 

839,4 

29,44 

•2.  lliUiungelt 

4673 

—  — 

555,c 

48,16 

4477 

— 

— 

532,0 

46,14 

3840 

— 

— 

456,3 

39,58 

!).  Saltzhus 

Ü07 

6:    7 

107,8 

9,a5 

891 

1 

— 

106,2 

9,21 

öoö 

3  - 

63,6 

5,52 

1-2.  Zoll    Tou    den 

thoren 

422 

16     5 

50,2 

4,35 

383 

19 

5 

45,6 

3,95 

286 

7 

8 

34,0 

2,95 

•21.  Vischzoll 

12 

19     1 

1,5 

0,13 

13 

— 

9 

1,5 

0,13 

11 

3 

4 

1,3 

0,11 

22.  VichzoU      der 

Stadt 

S4 

lO'    3 

10,0 

0,87 

52 

16 

5 

6,8 

0,55 

162 

14|    7 

19,3 

1,67 

23.  Vichzoll      des 

Bischofs 

25 

8'    5 

3,0 

0,26 

20 

6 

11 

2,4 

0,21 

25 

15 

— 

3,1 

0,27 

24.  Pferdezoll 

65 

11     6 

7,8 

0,68 

43 

5 

9 

5,1 

0,44 

35'  10 

11 

4,2 

0,36 

25.   Xxiwer  weg 

107 

17,    6 

12,8 

1,11 

14 

16 

— 

1,8 

0,16 

67 

15 

9 

8,1 

0,70 

20.   Stettezoll      im 

koufhus 

S50 

3'- 

101,0 

8,76 

340 

1 

9 

40,4 

3,50 

205 

2 

— 

24,4 

2,12 

27.  Pfuntzoll      im 

koufhus 

842 

8;- 

100,1 

8,68 

764 

18,  — 

90,9 

7,88 

•     479 

10;    2 

57,0 

4,94 

28.   Stock  im  kouf- 

hus (Hussgelt) 

117 

— 1  — 

13,9 

1,21 

126 

4'  — 

15,0 

1.30 

79 

5 

7 

9,4 

0,82 

29.  Brodkarren 

95 

41    6 

11,3 

0,98 

183 

^\- 

21,8 

i;89 

170 

18 

— 

20,3 

1,76 

30.  Korn   ron   der 

! 

stat  gangen 

224 

4    6 

26,6 

2,31 

88 

16    8 

10,6 

0,92 

228 

11 

6 

27,2 

2,36 

33.  Wisenfloessen-^ 

zoll 

8 

141  — 

1,0 

0,09 

3 

11 

8 

0,4 

0,03 

— 

— 

— 

- 

— 

34.   Saltzhus        zu 

Liestal 

90 

8 

6 

10,7 

0,93 

29 

16 

— 

3,5 

0,30 

51 

4  — 

6,1 

0,53 

3G.  Wage  imkouf-l 

hus 

53 

1 

3 

6,3 

0,55 

33 

19 

9 

4,0 

0,35 

i^ 

7     7 

2,7 

0,23 

30.  Zoll  zu  Kemps 

78 

3 

— 

9,3 

0,81 

75 

14 

9,0 

0,78 

20 

9  — 

2,4 

0,21 

42.  Winungelt    in 

1 

den  Wirten  hu-j 

1 

1 

Sern 

74 

11 

6 

8,9 

0,77 

15 

9;   8 

1,8 

0,16 

_- 

1  — 



— 

44.  Wisenbrugken 

142 

14 

11 

17,0 

1,47 

97 

4j    6 

11,5 

1,00 

82 

8'  10 

9,8 

0,85 

4.5.  Margzalstürel) 

. 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 

— 

10072'  12     9 

1196,8 

103,80 

48.  Winsti'ire  2) 

— 

— 

— 

. — 

— 

— 

1  — 

— 

— 

345  i  14     5 

41,1 

3.56 

49.  Fleischsture  3) 



— 

— 

— 

— 

-^ 

!  — 

— 

— 

1460  18,  — 

173,6 

15,06 

50.   Nüwer  phund-| 

j 

zoll  4) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

—  — 

— 

— 

1038 

—  10 

123,3 

10,69 

Summe  dieser  Ab- 

1 

1 

gaben  (1—50) 

12319 

5 

5 

1463,8 

126,96 

11136    2 

3 

1823,2 

114,76 

22077  12  11 

2623,3 

227.52 

öl.  Liestal 

336 

13 

6 

40,0 

3,47 

214 

9 

6 

25,5 

2,21 

505!  13!    1 

60,1 

5;21 

Ii2.  AValdeuburg 

463 

12 

8 

55,1 

4,78 

134 

__ 

— 

15,9 

1,38 

557 

15;   5 

66,3 

5,75 

63.   Homberg 

37 

15 

— 

4,5 

0,39 

67 

— 

— 

8,0 

0,69 

192 

-;_8 

22,8 

1,98 

Summe    der  Aem- 

ter  (61—63) 

838 

1 

2 

99,6 

8,64 

415 

9 

6 

49,4 

4,28 

1255 

9 

2 

149,2 

12,94 

SO.  Lipgedinge       ! 

240  fl. 

32,8 

2,84 

1652  fl. 

225,7 

19,.58 

670  fl. 

91,5 

7,94 

f           2  16 

. — 

0,3 

0,03 

j 

{ 18258  fl. 

2493,7 

216,28 

81.  Anleihen 

o603fl. 

765,5 

66,39 

1+855» 

116,8 

10,13 

1480  fl. 

202,2 

17,54 

82.  Ge  s  am  t  ein-j 

/  12432  11 

8 

1477,2 

128.12 

nähme             [ 

ohne              j 

83.  Bestand     vom 

21618 

8 

— 

2568,7 

222,78 

l  20110  fl. 

2747,4 

238,28 

28454 

— 

— 

3381,0 

293,24 

letzten  Jahr 

25235 

19 

2998,6 

260,07 

3094 

4 

— 

367,7 

31,89 

2529 

— 

— 

300,5 

26,06 

1)  Das  Rechnungsjahr  1451/52  bringt  wieder  eine  Reihe  von  neuen  Abgaben. 
Im  Herbst  des  Jahres  14 51  wird  zunächst  eine  neue  ausserordentliche  Steuer  einge- 
führt —  Margzalsteuer  —  (kombinierte  Vermögens-,  Personal-  und  Einkommen.steuer). 
Daneben  schritt  man  zu  einer  ausserordentlichen  Wein-  und  Fleischsteuer  sowie  zu 
einem  sog.  neuen  Pfundzoll,  lieber  diese  Steuern  vgl.  Schönberg  (257  ff.),  der  sie 
eingehend  darstellt.     Die  Steuern  sollten   übrigens  2    Jahre  hindurch  erhoben  werden. 

2)  Vgl.   Anm.    I. 

3)  Desgleichen. 

4)  Desgleichen. 


Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1907.    4. 
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Bernhard  Harms: 


Bezeichnung 
der 

145 

2/53 

1453/54 

1454/55 

Ib. 
oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

Ib. 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

Ib.    ] 

oder     Q 
Gul-     P 

A 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Silber 

Gold 

den 

den 

_ 

den 



1.  Winungelt 

2498 

9 

T 

296,9 

25,75 

1 
4906'  — 

_ 

582,9 

50,-56 

5688 

15 

6 

675,9 

.58,62 

2.  Miiliungelt 

3873 

— 

— 

460,2 

39,91 

3TO  - 

— 

463,4 

40,19 

3940 

— 

— 

468,2 

40,61 

9.  Saltzhus 

403 

— 

— 

47,9 

4,15 

lOH  16 

— 

120,6 

10,46 

726 

11 

— 

86,3 

7,48 

12.  Zoll   von    den 

1 

thoren 

48.3 

7 

3 

57,7 

5,00 

312  10 

4 

37,1 

3,22 

339 

8 

5 

40,3 

3,-50 

21.  Visclizoll 

9 

3 

5 

1,1 

0,10 

11   10 

6 

1,4 

0,12 

7 

13 

8 

0,9 

0,03 

22.  VichzoU       der 

1 

Stadt 

79 

15 

— 

y,ö 

0,82 

117     1 

11 

13,9 

1,21 

117 

15 

10 

14,0 

1,21 

23.  Vichzoll      des 

Bischofs 

33 

18 

6 

4,0 

0,35 

27'    8 

3 

3,3 

0,29 

41 

11 

11 

4,9 

0,42 

24.  Pferdezoll 

36 

10 

6 

4,3 

0,37 

26  13 

10 

3,2 

0,28 

29 

14 

1 

3,5 

0,30 

25.   Ntiwer  weg 

63 

16 

— 

7,6 

0,66 

62  10 

6 

7,4 

0,64 

63 

5 

10 

7,5 

0,65 

2(j.  StettezoU      im 

\ 

kouf  htis 

207 

18 

— 

24,7 

2,14 

234!  - 

— 

27,8 

2,41 

266 

7 

— 

31,6 

2,74 

27.  Pfuntzoll      im 

1 

kouf hus 

567 

8 

6 

67,4 

5,85 

564 

— 

— 

67,0 

5,81 

578 

6 

3 

68,7 

5,96 

28.   Stock  im  kouf- 

hus  (Hussgelt) 

87 

19 

— 

10,5 

0,91 

96 

5 

— 

11,4 

0.99 

84 

— 

8 

10,0 

0,87 

29.  Brodkarren 

169 

17 

— 

20,2 

1,75 

1-56 

3 

— 

18,6 

1,61 

156 

18 

3 

18,6 

1,61 

30.   Korn  von  der 

stat  gangen 

249 

— 

— 

29,6 

2,.d7 

194 

— 

— 

23,1 

2,00 

128 

— 

— 

15,2 

1,32 

33.  Wisenfloessen- 

zoll 

8 

17 

— 

1,1 

0,10 

4 

15 

— 

0,6 

0,05 

3 

14 

— 

0,4 

0,03 

34.   Saltzhus        zu 

Liestal 

26 

17 

— 

3,2 

0,28 

61 

6 

3 

7,3 

0,63 

17 

1 

9 

2,0 

0,17 

30.  'Wageimkouf- 

hus 

18 

3 

5 

2,2 

0,19 

11 

5 

9 

1,3 

0,11 

11 

10 

6 

1,4 

0.12 

39.  Zoll  zu  ICemps 

47 

3 

6 

5,6 

0,49 

25 

10 

— 

3,0 

0,26 

3U 

10 

— 

3,6 

0,31 

42.  Winungelt    in 

den  Wirten  hu- 

sern 

— 

— 

— 

— 

. — 

3 

— 

— 

0,4 

0,03 

— 

— 

— 

— 

— 

44.  "Wisenbrugken 

86 

16 

-u 

10,3 

0,89 

83 

7 

7 

9,9 

0,86 

87 

19 

5 

10,5 

0,91 

4c.  Margzalstüreli 

372 

19 

4 

44,3 

3,84 

2075 

2 

8 

246,6 

21,39 

2090 

10 

4 

248,4 

21,-54 

46.  Schilling- 

stüre 3) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— . 



647 

17 

7 

77,0 

6,68 

4S.  Winstüre  2) 

.544 

s 

3 

64,7 

5,61 

1936 

16 

2 

230,1 

19,96 

1617 

18!  11 

192,2 

16,67 

40.  Fleischstüre 

1873 

1 

2 

222,6 

19,31 

420 

11 

— 

50,0 

4,34 

— 

— 

— 

— 

— 

50.  Nüwer  phund- 

zoll 

2097 

_3 

1 

249,2 

21,61 

863 

6 

1 

102,6 

8,90 

6 

— 

j:: 

0,7 

0,06 

Summe  dieser  Ab- 

1 

gaben  (1—50) 

13840 

10  11 

1644,6 

142,64 

17107  19   10 

2032,8 

176.31 

16681 

10 

11 

1982,1 

171,91 

61.   Liestal 

304 

19  - 

36,2 

3,14 

173     5  - 

20,6 

1,79 

241 

3 

— 

28,7 

2,49 

62.  Waidenburg 

116 

17|    6 

13,9 

1,21 

401    Ib    3 

47,7 

4,14 

295 

3 

5 

35.1 

3,04 

63.  Homberg 

193 

-1_6 

22,9 

1,99 

123|  18|    2 

14,7 

1,27 

12.5 

5 

2 

14,9 

1,29 

Summe    der  Aem- 

ter  (61—63) 

614 

17 

73,1 

6,34 

698 

14 

5 

83,0 

7,20 

661 

11 

7 

78,6 

6,82 

80.  Lipgedinge 

1  407  fl. 

-55,6 

4,82 

1030fl- 

140,7 

12,20 

110  fl. 

1-5,0 

1,30 

81.   Anleihen 

13973» 

1909,0 

165,-57 

18341» 

2505,7 

217,32 

10151» 

1386,8 

120,28 

82.  Ge  samt  ein- 

1 

nähme 

34067 

10 

4 

4048,0 

351,08 

43239    1    2 

5137,8 

445,60 

30602 

11 

— 

3636,3 

315,38 

ohne 

88.  Bestand    vom 

letzten  Jahr 

— 

4854 

8 

1 

576,8 

50,03 

3629 

-431,2 

37,40 

i)  Im  Jahre  1453/54  wurde  die  Erhebung  von  drei  neuen  ausserordentlichen 
Steuern  beschlossen :  zwei  Weinsteuern  und  eine  Vermögens-  und  Personalsteuer 
(wieder   »margzalstüre«    genannt).     Sch'önberg  S.   337. 

2)  Vgl.   Anm.    I. 

3)  Im  Jahre  1454/55  wurde  eine  neue  ausserordentliche  Peisonalsteuer  eingefiilirt, 
die  sog.   »Schillingstüre«.      Sch'önberg  S.   337. 


Die  Steuern  und  Anleihen  im  öffentlichen  Haushalt  der  Stadt  Basel. 


663 


Bezeichnung 
5  «- 

145 

5/56 

1456/57 

1457/58 

Ib. 

Ib. 

Ib.    1 

der 

oder 

0 

^ 

Mark 

Mark 

oder     Q 

Q 

Mark 

Mark 

oder  1  Q 
Gul-  1  P 

^ 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

P 

Silber 

Gold 

Gul-     ß    '^ 

Silber 

Gold 

Silber 

Gold 

den 

den  1 

den    1 

1.  Winungelt 

5283 

8 

__ 

627,8 

53,38 

5312 

15 

, 

631,3 

.53,68 

3610 

12  - 

429,0 

36,48 

2.  Mviliungelt 

42+9 

15 

— 

505,0 

42,94 

4.592 

— 



545,6 

46,39 

3745 

—  1  — 

415,0 

37,84 

i).  Saltzhus 

718 

1 

7 

85,3 

7,25 

870 

6 

— 

103,4 

8,79 

878 

6  10 

104,4 

8,83 

12.  Zoll    von    den 

thoren 

279 

2 

3 

33,1 

2,81 

2.59 

9 

8 

30,8 

2,62 

2.59 

4i  — 

30,8 

2,62 

21.  Visohzoll 

8 

3 

5 

1,0 

11,09 

1 

5 

11 

0,1 

0,01 

— 

— 

— 

— 

— . 

22.  VichzoU      der 

Stadt 

85    8 

1 

10,1 

0,86 

124 

12 

— 

14,8 

1,26 

126 

13 

7 

15,0 

1,28 

23.  Vichzoll      des 

Bischofs 

25   15 

10 

3,1 

0,26 

26 

13 

11 

3,2 

0,27 

32 

16 

5 

3,9 

0,33 

24.  Pferdezoll 

33  17 

8 

4,0 

0,34 

47 

16 

8 

5,7 

0,48 

53 

8 

9 

6,3 

0,54 

25.  Nüwer  weg 

50  10 

1 

6,0 

0,51 

53 

6 

4 

6,3 

0,.54 

50 

12 

7 

6,0 

0,51 

26.  StettezoU     im 

koufhus 

229  — 

— 

27,2 

2,31 

233 

— 

— . 

27,7 

2,36 

223  10 

— 

26,6 

2,26 

27.  Pfuntzoll     im 

koufhus 

518  12 

6 

61,6 

.5,24 

539 

9 

7 

64,1 

5,45 

.524 

12 

5 

62,3 

5,30 

28.  Stock  im  kouf- 

j 

hus  (Hussgelt) 

74I  16 

— 

8,9 

0,76 

77 

6 

— 

9,2 

0,78 

91 

— 

— 

10,8 

0,92 

29.  Brodkarren 

127 1  — 

— ■ 

15,1 

1,28 

1.53 

— 

— 

18,2 

1,.55 

131 

— 

— 

15,6 

1,33 

30.  Korn    von  der 

stat  gangen 

294 

2 

— 

34,9 

2,97 

291 

3 

— 

34.6 

2,94 

136 

10 

— 

16,2 

1,38 

33.  Wisenfloessen- 

zoll 

6 

15 

— 

0,8 

0,07 

3 

19 

4 

0,5 

0,04 

— 

7 

— 

0,04 

0,003 

34.   Saltzhus        zu 

Liestal 

36 

3 

2 

4,3 

0,37 

.57 

12 

10 

6,8 

0,.5S 

52 

16 

9 

6,3 

0,-54 

36.  Wage  im  kouf- 

j 

hus 

12!- 

5 

1,4 

0,12 

'^i    '' 

4 

0,9 

0,08 

8 

8 

2 

1,0 

0,09 

40.  Zoll  zu  Kemps 

36 

18 

— 

4,4 

0,37 

60  12 

— 

7,2 

0,61 

46 

15 

6 

5,6 

0,48 

43.  Der      frömden 

pfuntzoll 







— . 





— 

— 



2 

7 

. 

0,3 

0,03 

44.  Wisenbrugken 

73;  12 

4 

8,7 

0,74 

76    5 

2 

9,1 

0,77 

75 

19 

10 

9,0 

0,77 

45.  Margzalstüre 

2220!  — 

9 

263,8 

22,43 

18.56    2 

8 

220,5 

18,75 

1025  12 

4 

121,9 

10,37 

46.  Schillingstvire 

855 

5 

1 

101,6 

8,64 

551 

9 

6 

65,5 

5,57 

376     1 

2 

44,7 

3,80 

47.  Kappenstüre  1) 

— 

—  — 

— 

— 

— . 

— 

— 

— 

1382    6 

9 

164,2 

13,96 

48.  "Winstüre 

1174 

5    5 

139,5 

11,86 

893 

_8 

_2 

106,2 

9,03 

374    4 

5 

44,5 

3,78 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1  —  48) 

16392 

12    7 

1947,8 

165,63 

16089!    1 

1 

1911,7 

162,-56 

1320S     5 

6 

1569,4 

133,45 

61.  Liestal 

613 

18    5 

72,9 

6:20 

396  19 

2 

47,2 

4,01 

268     5 

6 

31,9 

2,71 

02.  Waidenburg 

3i2i  10,  — 

37,1 

3,15 

477   U 

4 

.56,7 

4,82 

124  12 

6 

14,8 

1.26 

63.  Homberg 

— 

— 

— 

— 

— 

92!    1 

_2 

10,9 

0,93 

62    5 

— 

7,4 

0,63 

Summe   der  Aem- 

j 

ter  (61—63) 

926 

8 

5 

110,1 

9,36 

966  11 

8 

114,8 

9,76 

455     3 

— 

.54,1 

4.60 

80.  Lipgedinge 

.öOlfl.i 

68.4 

5,82 

130  fl. 

17,8 

1,51 

100  fl. 

13,7 

1,16 

81.  Anleihen 

[1083  =. 

5.57,8 

47,43 

1950  » 

266,4 

22,65 

550  » 

75,1 

6,39 

82.  Gesamtein- 

1 

\ 

nahme 

25405 

1 

5 

3018,7 

256,69 

22719  14 

6 

2699,6 

229,56 

17402  13 

— 

2067,8 

175,83 

83.  Bestand     vom 

letzten  Jahr 

3797 

3 

8 

451.2 

38,37 

2601 

15 

l 

309,1 

26,28 

636 

1 

2 

75,6 

6,43 

i)  Die  Schillingsteuer    wurde  im  Jahre   1457/58    durch    eine  neue    ausserordent- 
liche Personalsteuer,   die  sog.   »rappenstüre«,  ersetzt. 
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Bernhard  Harms : 


Bezeichnung 
der 

1458/59 

1459/60 

1460/61 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

j 

oder 

ß 

A 

Mark 

Mark 

oder 

0 

o 

Mark 

Mark 

oder 

ßU 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

p '^ 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

den 

den 

den 

1 

1.  ■Winungelt 

2.556 

19 



303,8 

25,83 

3768 

~z 



447,7 

38,02 

3723 





442,4 

37,62 

2.  Mi'iliungelt 

3326 

— 

— 

395,2 

33,61 

4400,  — 

— 

522,8 

44,46 

4344 

— 

— 

516,2 

43,89 

y.   Saltzhus 

652 

15 

— 

77,6 

6,60 

642 

13 

— 

76,4 

6,.50 

081 

4 

3 

80,9 

6,88 

12.  Zoll    von    den 

thoren 

260 

19 

7 

31,0 

2,64 

303 

15 

4 

36,1 

3,07 

375 

19 

4 

44,7 

3,80 

22.  Vichzoll      der 

Stadt 

139 

12 

4 

16,6 

1,41 

189 

13 

9 

22,5 

1,91 

162 

18 

10 

19,4 

1,65 

23.  Vichzoll      des 

Bischofs 

27 

10 

11 

3,3 

0,28 

33 

10 

8 

4,0 

0,34 

28 

1 

3 

3,3 

0.28 

2t.  Pferdezoll 

32 

11 

5 

3,9 

0,33 

40 

16 

3 

4,8 

0,41 

37 

17 

9 

4,5 

0,38 

2  5.  Niiwer  weg 

59 

12 

9 

7,1 

0,60 

79 

ö 

ö 

9,4 

0,80 

89 

16 

7 

10,7 

0,91 

2G.  StettezoU      im 

koufhus 

222 

15 

— 

26,5 

2,25 

315 

18 

4 

37,5 

3,19 

267 

9 

— 

31,8 

2,70 

27.  Pfuntzoll      im 

kovifhus 

525 

1 

4 

62,4 

5,31 

791 

10 

5 

94,0 

7,99 

724 

4 

4 

86,0 

7,31 

28.   Stock  im  kouf- 

1 

hus  (Hussgelt) 

89 

18 

— 

10,7 

0,91 

93 

12 

— 

11,1 

0,94 

71i  — 

— 

8.4 

0,71 

29.   Brodkarren 

143 

— 

— 

17,0 

1,45 

106 

6 

— 

12,6 

1,07 

SO 

4 

— 

9,5 

0,81 

30.  Korn    von  der 

stat  gangen 

92 

14 

— 

11,0 

0,94 

258 

— 

— 

30,7 

2,61 

148 

9 

— 

17,6 

1,50 

33.  Wisenflo essen- 

zoll 

7 

15 

6 

0,9 

0,08 

2 

15 

2 

0,3 

0,03 

6 

9 

— 

0,8 

0,07 

34.   Saltzhus        zu 

Liestal 

42 

6     5 

5,0 

0,4S 

4 

9 

— 

0,5 

0,04 

65 

3 

9 

7,7 

0,65 

35.  Wage  im  kouf- 

hus 

9 

15 

11 

1,2 

0,10 

10 

16 

7 

1,3 

0,11 

11 

2 

3 

1,3 

0,11 

30.  Zoll  zu  Kemps 

26 

— 

7 

3,1 

0,26 

38 

17 

10 

4,6 

0,39 

40 

6 

— 

4,8 

0,41 

43.   Der     frömden 

l>funtzoll 

_ 

— 

— 

— 

. — 

5 

7 

2 

0,6 

0,05 

9 

13 

6 

1,1 

0,09 

44.  Wisenhrugken 

79  12 

3 

9,5 

0,81 

,56 

11 

6 

6,7 

0,57 

84 

14 

6 

10,1 

0,86 

45.  Margzalstiire 

852 

3 

3 

101,3 

8,61 

883 

15 

11 

105,0 

8,93 

787 

8 

2 

93,6 

7,96 

4G.  Schillingstüre 

— 

— 

— 

— 

— 



15 

— 

0,09 

0,01 

— 

— 

— 

— 



47.  Eappensture 

1665 

14 

7 

197,9 

16,83 

1443 

15 

1 

171,5 

14,58 

1366 

17 

— 

162,4 

13,81 

48.  "Winstüre 

64 

11 

8 

7,7 

0,65 

26 

J6 

— 

3,2 

0,27 

—  i  — 

— 

— 

— 

Summe  dieser  Ab- 

t 

gaben  (1—48) 

10877 

9 

6 

1292,5 

109,91 

1.3497 

— 

5 

1603,7 

136,37 

13105  18 

6 

1557,3 

132,42 

fil.  Liestal 

257 

15 

6 

30,6 

2,60 

203 

— 

— 

24,1 

2,05 

356  — 

4 

42,3 

3,60 

62.  Waidenburg 

108 

17 

2 

12,9 

1,10 

174 

1 

9 

20,7 

1,76 

357:    3 

8 

42,4 

3,61 

63.    Homberg 

40 

i^ 

— 

4,9 

0,42 

206 

14 

4 

24,6 

2,09 

103:    4 

_2 

12,3 

1,05 

Summe  der  Aem- 

ter  (01—63) 

407 

11 

8 

48,4 

4,12 

583 

16 

1 

69,4 

5,90 

816 

8 

2 

97,0 

8,25 

80.  Lipgedinge 

200  fl. 

27,3 

2,32 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

. — 

81.  Anleihen 

900  » 

123,0 

10,46 

1800  fl. 

245,9 

20,91 

5600  fl. 

771,9 

65,64 

82.  Ge  s  am  tei  n- 

n  a  h  m  e 
ohne 
83.   Bestand     vom 

16208 

i 

11 

1925,9 

163,77 

19978 

10 

— 

2373,9 

201,86 

22709 

4 

4 

2608,4 

229,46 

letzten  Jahr 

529 

— 

— 

62,9 

5,35 

47 

7 

— 

ö,6 

0,48 

— 

— 

— 

—  ■ 
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Bezeichnung 
der 

i             1461/62 

1462/63 

1463/64 

ib. 

Ib. 

Ib. 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

A 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

den 

den 

1 

den 

1 

1.  Winungelt 

1 
il72 

495,7 

41,76 

3608 

12 

372,4 

36,12 

3.504 

TZ 

361,6 

35,07 

2.  Müliungelt 

4711 

— 

559,8 

47,16 

4057 

— 

418,7 

40,61 

4074 

— 

— 

420,4 

40,78 

0.  Saltzhus 

157 

— 

— 

18,7 

1,58 

527 

15 

2 

54,5 

5,2Ü 

604 

2 

10 

62,3 

6,04 

12.  Zoll    von    den 

thoren 

326 

17 

5 

38,8 

3,27 

298 

9 

8 

30,8 

2,99 

328 

r  7 

11 

2 

33,9 
0,7 

3,29 
0,07 

21.  Vischzoll 

7 

— 

— 

0,b 

0,07 

— 

— 

— 

— 

{. 

5 

0,1 
alter  s 

O.Ol 
chulde 

22.  Vichzoll      der 

Stadt 
23.  Vichzoll      des 

15i 

11 

2 

18,4 

1,-55 

121 

- 

4 

12,5 

1,21 

103 

8 

9 

10,7 

1,04 

Biscliofs 

37 

U 

6 

4,5 

0,38 

34 

— 

_ 

3,5 

0,34 

21 

1 

4 

2,2 

0,21 

24.  Pferdezoll 

39 

4 

3 

4,7 

0,40 

37 

2 

7 

3,8 

0,37 

35 

4 

1 

3.6 

0,35 

25.  Niiwer  weg 

78 

7 

6 

9,3 

U,78 

73 

11 

3 

7,6 

0,74 

88 

19 

10 

9,2 

0,89 

26.  StettezoU     im 

koufhus 

379 

1 



4.5,0 

3,79 

724 

15 

— 

74,8 

7,26 

509 





52,5 

5,09 

27.  PfuntzoU      im 

koufhus 
28.   Stock  im  kouf- 

731 

12 

2 

86,9 

7,32 

829 

19 

6 

85,7 

8,31 

714 

14 

8 

73,8 

7,16 

hus  (Hussgelt) 

l'O 

ö 

— 

10,7 

0,90 

lOS 

_ 

— 

10,9 

1,06 

95 

10 

— 

9,9 

0,96 

29.  Brodkarren 

75 

10 

— 

9,0 

0,76 

110 

. — 

— 

11,4 

1,11 

104 

— 

— 

10,7 

1,04 

30.  Korn   von   der 

stat  gangen 

20.3 

18 

_ 

24,5 

2,06 

132 

13 

— 

13,7 

1,33 

227 

11 

— 

23,5 

2,28 

33.  Wisenfloessen- 

zoll 

3 

8 

— 

0,4 

0,03 

10 

18 

— 

1,1 

0,11 

3 

11 

— 

0,4 

0,04 

34.   Saltzhus        zu 

Biestal 

12    9 

1 

1,5 

0,13 

25 

12 

— 

2,6 

0,25 

15 

2 

— 

1,6 

0,16 

36.  Wage  im  kouf- 

hus 

12  14 

— 

1,5 

0,13 

12 

15 

4 

1,3 

0,13 

10 

6 

8 

1,1 

0,11 

39.   Zoll  zu  Kemps 

24     1 

— 

2,9 

0,24 

34 

15 

6 

3,6 

0,35 

25 

5 

10 

2,6 

0,25 

42.  "Winungelt    in 

den  Wirten  hu- 

sern 

76  13 

7 

9,1 

0,77 

2.54 

12 

2 

26,3 

2,-55 

200     1 

7 

20,6 

2,00 

43.  Der      frömden 

1 

pfuntzoll 

6  11 



0,8 

0,07 

23 

8 

_ 

2,4 

0,23 

11 

7 

6 

1,2 

0,12 

44.  Wisenbrugken 

711  Ib 

1 

8,5 

0,72 

83 

4 

3 

8,6 

0,83 

88 

7 



9,1 

0,88 

45.  Margzalsture 

46i  19 

9 

5,6 

0,47 

— 



. — 

— 

— 





47.  Eappensture 

868  19 

7 

103,3 

8,70 

90 

16 

8 

9,4 

0,91 

40 

11 

1 

4,2 

0,41 

51.  Zoll     an     der 

j 

Birsbrücke  zu 

i      1 

St.  Jakob 

1     6i  10 

0,2 

0,02 

2 

18 

10 

0,3 

0,03 



— 







52.   Salzhaus       zu 

"Waidenburg 

— 

— 

— 

— 

— 

_ 

— 

— 

_ 

— 

13  17 

6 

1,4 

0,14 

53.   Salzhaus       zu 

Gelterkinden 

— 

— 

— - 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

13     5 

_3 

1,4 

0,14 

Summe  dieser  Ab- 

gaben (1  -  53) 

12290  13;  11 

1460,4 

123,03 

11199 

19    3 

11.55,8 

112,10 

10840    4 

1 

1118,7 

108,51 

61.  Liestal 

210'    6    9 

25,0 

2,11 

379 

12!    8 

39,2 

3.80 

201     7 

10 

20,8 

2,02 

62.  "Waidenburg 

190,    4    8 

22,6 

1,90 

203 

10 

2 

21,0 

2,04 

151     6 

2 

15,6 

1,51 

63.  Homberg 

89!  lOj    2 

10,6 

0,89 

80 

14 

2 

8,3 

0,81 

72  12 

7,5 

0,73 

66.  Farnspurg 

—      — • 

— 

— 

— 

264 

15 

6 

27,3 

2,65 

199|  - 

10 

20,5 

1,99 

67.  Sissach 

—    ■  — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

37     1 

_6 

3,8 

0,37 

Summe   der  Aem-! 

1 

ter  (Cl— 67) 

490 

1 

7 

58,2 

4,90 

928 

12 

6 

95,8 

9,29 

661     8 

4 

63,3 

6,62 

80.  Lipgedinge 

870  fl. 

118,9 

10,02 

30lJfl. 

35,6 

3,45 

— 





— 

81.  Anleiben 

8700» 

1188,6 

100,13 

3200» 

379,7 

36,83 

8120  fl. 

963,4 

93,44 

82.  Ge  s  am  t  ein- 

1 

nahm  e 

28265  14;   2 

3358,6 

282,95 

18998 

8 

9 

1960,7 

190,17 

22786    6 

4 

2351,6 

228,09 

83.  Bestand     vom 

letzten  Jahr    [ 

~- 

1 

— 

— 

— 

1.566 

lo: 

! 

— 

16I,7j 

15,68 

1321 

14 

2 

136,4 

13,23 

666 


Bernhard  Harms: 


Bezeichnung 

der 

Einnahme 

1464/65             1 

1465/66             1 

1466/67 

Ib. 

1 

1 

Ib. 

1 

Ib.     1 

1 

oder 
Gul- 

ß 

^ 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 

ß^l 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

oder 
Gul- 

ß A 

Mark  | 
Silber  | 

Mark 
Gold 

den 

den 

A 

^ 

1 

den 

_i 

1 

1.  Winungelt 

3750 

7 



387,0 

37,54 

3710  -1 

_| 

382,9 

37,14 

3911 

7I 

_ 

403,7 

39,16 

2.  Müliungelt 

4418 

— 

— 

455,9 

44,22 

47b3l 

— 

— 

493,6 

47,88 

5101 

— 

— 

526,4 

51,06 

9.   Saltzhus 

670 

19 

7 

69,2 

6,71 

680, 

15 

— 

70,3 

6,82 

381 

8 

5 

39,4 

3,82 

12.  Zoll   von    den 

\  1 

thoren 

426 

3 

2 

44,0 

4,27 

402; 

18 

9 

41,6 

4,03 

501 

6 

4 

51,7 

5,01 

22.    VichzoU      der 

l 

Stadt 

89 

12 

2 

9,2 

0,89 

87 

17 

8 

9,1 

0,88 

81 

— 

— 

8,4 

0,81 

23.  Vichzoll      des 

Bischofs 

19 

17 

10 

2,0 

0,19 

19; 

17 

11 

2,0 

0,19 

19 

8 

2 

2,0 

0,19 

2i.  Pferdezoll 

40 

13 

1 

4,2 

0,41 

481 

3 

10 

5,0 

0,48 

45 

6 

10 

4,7 

0,46 

25.   Niiwer  weg 

111 

3 

1 

11,5 

1,12 

108' 

11 

11 

11,2 

1,09 

126 

10 

1 

13,1 

1,27 

26.   StettezoU      im 

koufhus 

380 

7 

6 

39,3 

3,81 

411 

10 

4 

42,5 

4,12 

369 

10 

— 

38,1 

3,70 

27.  Pfuntzoll      im 

koufhus 

901 

2 

3 

93,0 

9,02 

1127 

14 

9 

116,4 

11,29 

10B9 

18 

6 

110,4 

10,71 

28.   Stock  im  kouf- 

hus (Hussgelt) 

102 

10 

— 

10,6 

1,03 

106 

15 

— 

11,0 

1,07 

121 

— 

— 

12,5 

1,21 

29.   Erodkarren 

101 

10 

— 

10,8 

1,05 

98 

10 

— 

10,2 

0,99 

96 

9 

3 

10,0 

0,97 

30.  Korn   von  der 

stat  gangen 

350 

13 

— 

36,2 

3,51 

483 

18 

— 

49,9 

4,84 

488 

17 

— 

50,4 

4,89 

33.  Wisenfloessen- 

zoU 

6 

_ 

— 

0,6 

0,06 

4 

9 

— 

0,5 

0,05 

5 

10 

5 

0,6 

0,06 

34.   Saltzluis        zu 

Liestal 

21 

19 

8 

2,3 

0,22 

25 

15 

6 

2,7 

0,26 

16 

15 

1 

1,7 

0,16 

36.  Wage  im  kouf- 

hus 

13 

9 

ö 

1,4 

0,14 

16 

14 

10 

1,7 

0,16 

22 

1 

4 

2,3 

0,22 

39.  Zoll  zu  Kemps 

23 

2 

— 

2,4 

0,23 

38 

8 

— 

4,0 

0,39 

26 

19 

4 

2,8 

0,27 

42.   Winungelt    in 

den  Wirten  hu- 

sern 

243 

5 

3 

25,1 

2,43 

235 

5 

1 

24,3 

2,36 

301 

6 

1 

31,1 

3,02 

43.  Der     frömden 

phuntzoU 

15 

11 

— 

1,6 

0,16 

19 

2 

4 

2,0 

0,19 

11 

9 

8 

1,2 

0,12 

44,  Wisenbrugken 

103 

2 

2 

10,6 

1,03 

96 

1 

4 

9,9 

0,96 

97 

13 

4 

10,1 

0,98 

47.  Eappensturel) 

48.  Winsture  2) 

J95 

17 

5 

9,9 

0,96 

34 

3 

7 

3,5 

0,34 

- 

- 

- 

- 

- 

51.  Zoll      an     der 

Birshrücke    zu 

St.  Jakob 

— 

— 

— 

— 

— 

16 

— 1  — 

1,7 

0,16 

1 

9 

3 

0,1 

0,01 

52.   Salzhaus       zu 

Waldenhurg 

23 

10 

9 

2,4 

0,23 

27 

4 

— 

2,8 

0,27 

10 

4 

— 

1,1 

0,11 

53.   Salzhaus       zu 

Gelterkinden 

22 

— 

2 

2,3 

0,22 

28 

12 

IC 

3,0 

0,2t 

11 

3 

— 

1,2 

0,12 

E4.  Weinsticher- 

buchs  3) 

24 

19 

1 

2,6 

0,25 

68 

7 

4 

7,1 

0,69 

61 

11 

6 

6,4 

0,62 

55.   KranimKauf- 

haus  4) 

— 

— 

— 

— 

5 

J4 

e 

0,6 

0,06 

6 

10;    2 

0,7 

0,07 

Summe  dieser  Ab- 

i 

gaben  (1  —  55) 

119.58 

15 

7 

1234,2 

119,71 

12683 

11 

E 

1309,2 

126,98 

12885 

14]    9 

1329,8 

128,98 

61.  Liestal 

360  - 

6 

37,2 

3,61 

295    5 

t 

30,5 

2,96 

335 

-    6 

34,6 

3,36 

62.  Waidenburg 

238 

13 

2 

24,6 

2,39 

225    6 

4 

23,3 

2,26 

238  12  — 

24,6 

2,39 

63.  Homberg 

86 

1 

2 

8,9 

0,86 

8b  16 

5 

9,2 

0,89 

88    4    7 

9,1 

0,88 

66.  Farnspurg 

150 

4 

11 

15,5 

1,50 

144  12 

— 

14,9 

1,45 

93    2    5 

9,6 

0,93 

67.   Sissach 

8« 

S 

2 

9,2 

0,8ü 

47 

[19 

E 

4,9 

0,48 

59  14    6 

6,2 

0,60 

68.  Zunzkeu 

58 

e 

9 

6,0 

0,58 

4a 

b 

— 

4,5 

0,44 

42I    1 

2 

4,3 

0,42 

69.  Witnow 

— 

— 

— 

— 

1 

15 

— 

0,2 

0,02 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe    der  Aem- 

ter  (61—69) 

982 

0 

8 

101,4 

9,84 

847 

c 

5       87,4 

8,48 

856  15 

2 

88.4 

8,57 

80.  Lipgedinge 

780fl 

92,5 

8,97 

100  fl 

11,S 

1,13 

400  fl 

47,5 

4,61 

81.  Anleihen 

1104» 

131,0 

12,71 

4040  » 

479,4 

!    46,.bC 

4460» 

529,2 

51,33 

82.  Ge  s  amt  ein- 

j 

n  ahme 

21770 

7 

9 

2246,7 

217,91 

22475 

3 

11 

2319,5 

224,98 

22464 

10 

6 

2318,4 

224,87 

ohne 

83.  Bestand     vom 

letzten  Jahr 

im 

— 

6 

133,1 

13,1C 

1744 

17 

5     180,1 

1     17,47 

m 

c 

2 

78,4 

7,60 

1/2)  Ausdrücklich  als   »alte«    bezeichnet. 

3)  Mir  bi.sher  nicht  klar  geworden. 

4)  1465/66  neu  hinzugekommen. 
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Bezeichnung 
der 

1467/68 

1468/69 

1469/70 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder  ;  g 

Gul-  1  P 

^ 

Mark 

Mark 

oder     p 
Gul-     P 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

'5i 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Silber 

Gold 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

den 

den 

den 

1.  Winungelt 

3124 

3 

322,4 

31,27 

2818    e'- 

290,9 

28,22 

3123 

18 

322,4 
467,5 

31,27 

■2.  Miiliungelt 

4244 

— 

— 

438,0 

42,48 

4319     9  — 

445,8 

43,24 

4530 





45,34 

!i.   Saltzhusl) 

959 

18 

1 

99,1 

9,61 

693  18  — 

71,6 

6,94 

508 

3 

5 

52,4 

5,08 

1-2.  Zoll  von  den  thoren 

388 

7 

10 

40,1 

3,89 

306    8;    6 

31,6 

3,06 

399 

3 

2 

41,2 

4.00 

21.  YischzoU 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— '  — 

— 

— 

9 

12 

8 

1,0 

0,10 

22.  Vichzoll  der  Stadt 

79 

11 

1 

8,2 

0,80 

75 

7;    6 

7,8 

0,76 

103 

9 

8 

10,7 

1,04 

23.  Vichzoll  desBischofs 

21 

11 

7 

2,2 

0,21 

20 

9    5 

2,1 

0,20 

27 

7 

8 

2,8 

0,27 

24.  Pferdezoll 

30 

18 

2 

3.2 

0,31 

21 

17 

10 

2,3 

0,22 

37 

4 

6 

3,8 

0,37 

25.  Niiwer  weg 

107 

10;  10 

11,1 

1,0s 

74 

14 

7 

7,7 

0,75 

93 

9 

3 

9,6 

0,93 

2G.   Stettezoll    im    kouf- 

hus 

381 

4!  — 

39,3 

3,81 

317 

7 



32,8 

3,16 

369 

14 



38,2 

3,71 

27.  PfuntzoUimkoufhus 

852 

14 

11 

88,0 

8,54 

744 

9 

9 

76,8 

7,45 

777 

19 

8 

80,3 

7,79 

28    Stock     im     koufhus 

(Hussgelt) 

.       90 

6 

9 

9,3 

0,90 

97 

14 

— 

10,1 

0,98 

109 

10 

— 

11,3 

1,10 

29.  Brodkarren 

G5 

7 

10 

6,7 

0,65 

45 

16     5 

4,7 

0,46 

63 

14 

10 

6,6 

0,64 

30.  Korn    von    der    stat 

gangen 

211 

13  - 

21,8 

2.11 

20 

11 

— 

2,1 

0,20 

388 

8 

-^ 

40,1 

3.89 

33.  WisenfloessenzoU 

2 

15 

— 

0,3 

0,03 

11 

6 

6 

1.2 

0,12 

8 

6 

— 

0,9 

0,09 

34.  Saltzhus  zu  Liestal 

— 

— 

— 

. — 

— 

31     9 

3 

3:2 

0.31 

21 

14 

10 

2.2 

0,21 

3t.  Wage   im  koufhus 

12  19 

5 

1,3 

0,13 

6;    7 

4 

0,7 

0,07 

18 

4 

4 

1,9 

0,18 

39.  Zolf  zu  Kemps 

31:  15 

6 

3,3 

0,32 

26;  17 

9 

2,8 

0,27 

20 

13 

— 

2,1 

0,20 

42.  AVinuugelt     in     den 

Wirten  husern 

211     6 

2 

21,8 

2,11 

204    3 

4 

21,1 

2,05 

198 

5 

ö 

20,5 

1,99 

43.  Der    frömden  pfunt- 

1 

zoU 

271  13 

— 

2,9 

0,28 

16     1 

— 

1,7 

0,16 

38 

11 

5 

4,0 

0,39 

44.  Wisenbrugken 

72    6 

1 

7,5 

0,73 

71  14 

5 

7,4 

0,72 

68 

13 

11 

7,1 

0,69 

51.  Zoll     an     der     Birs- 

brücke  zu  St.  Jakob 

— 

— 

— 

— 



3    8 

9 

0,3 

0,03 

1 

16 



0,2 

0,02 

52.  Salzhaus  zu  Waiden- 

burg 2^ 

— 

— 

— 

— 

— 

23 

— 

10 

2,4 

0,23 

18 

15 

3 

1,9 

0,18 

53.  Salzliaus   zu  Gelter- 

kindens) 

— 

— 



— 

44 

7 

8 

4,6 

0.45 

32 

14 

— 

3,4 

0,33 

54.  "Weinsticherbuchs 

53 

11 

6 

5,5 

0,.53 

45 

9 

9 

4,7 

0,46 

53 

16 

10 

5,6 

0,.54 

55.  Kran  im  Kaufhaus 

3 

12 

- 

0,4 

0,04 

7 

W 

5 

0,8 

0,08 

8 

18 

_6 

0,9 

0,09 

Summe   dieser  Abgaben 

(1—55) 

10973 

5 

9 

1132,4 

109,84 

10048 

15 

— 

1037,0 

100,58 

11033 

4 

4 

1138,6 

110,44 

61.  Liestal 

210 

12 

— 

21,7 

2,10 

225 

17 

— 

23,3 

2,26 

360 

19|  — 

37,3 

3,6s 

62.  Waidenburg 

211 

7 

— 

21,8 

2,11 

195 

10 

— 

20.2 

1.96 

234 

7'  — 

24,2 

2,35 

63.  Homberg 

89 

6 

2 

9,2 

0,89 

6)  101   17 

6 

10,5 

1,02 

93 

18    6 

9,7 

0,94 

66.  Farnspurg 

4)240 

15 

11 

24,8 

2,41 

7)  304  15 

11 

31,5 

3,06 

10)244 

17     3 

25,3 

2,45 

67.  Sissach 

219 

6 

9 

22,6 

2,19 

46 

4 

10 

4,8 

0.47 

64 

2    2 

6,6 

0,64 

68.  Zunskeu 

42 

13 

10 

4,4 

0,43 

8)    44 

14 

6 

4,6 

0,45 

42 

3  10 

4,3 

0,42 

70.  Eheinfelden 

5)  1678 

11 

10 

173,2 

16,80 

— 

. — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

71.  Utingen 

1 

9 

4 

0,1 

0,01 

1 

12 

2 

0,2 

0,02 

1 

18 

6 

0,2 

0,02 

72.  Lupsingen 

7 

— 

— 

0,7 

0,07 

— 

— 

— 

— 

— 

14 

10 

— 

1,5 

0,15 

73.  Betken 

20 

— 

— 

2,1 

__0^ 

9)      10 

_9 

_6 

1,1 

0,11 

19 

16 

6 

2,0 

0,19 

Summe  der  Aemter    (61 

—  73) 

2721 

2 

10 

280,8 

27,24 

931 

1 

5 

96,1 

9,32 

1076 

12'    9 

111,1 

10,78 

SO.  Lipgedinge 

1360  fl. 

161,4 

15,65 

1360  fl. 

161,4 

15,65 

1060  fl. 

1 

125,8 

12,20 

81.  Anleihen 

r    166 
\  22.50 

5 

fl. 

— 

17,2 

267,0 

1,67 

25,90 

4625  » 

548,8 

53.23 

4600» 

545,8 

52,94 

82.  Ge  samt e  inn ahme 

ohne 

83.  Bestand    vom    letz- 

21794 10 

3 

2249,2 

218,16 

23440 

7 

10 

2419,1 

234,64 

28030 

9    2 

2892,8 

280,58 

ten  Jahr 

~ 

~ 

" 

i)  Im  Jahre   1467/6S   mit  Einschluss  der  Salzhäuser  in   Liestal,   Waidenburg  und 
Gelterkind  an. 

2/3)   Im  Jahre   1467/68  bei   dem  Basler  Salzhaus  verrechnet. 

4)  In  diesen  Summen  sind  42  Ib.   alter  .Schulden  des  Vogts  enthalten  ;   ausserdem 
gehen  6  Ib.  3  ß  ab. 

5)  Die  Herrschaft  Rheinfelden   hat   nur  7  Jahre  zu  Basel  gehört:    1467—73.  Die 
genannte  Summe  gibt  den   Gesamtertrag   dieser  Jahre. 

6)  Enthält  9  Ib.  4   ß  vom  letzten  Jahre. 

7)  Davon  gehen   ab    lo  ß.  8J   Davon  gehen  ab  4  ß  4  ^. 
9)  Davon  gehen    ab   2  ß.                10)  Davon  gehen   ab   5  Ib.   10  ß. 
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Bernhard  Harms : 


Bezeichnung 

Wi 

0/71 

1471/72 

1472 

/73 

Ib. 

Ib.  ' 

Ib. 

der 

oder 

ß  ^5, 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

Q 

Q. 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

P    '^( 

Silber 

Gold 

den 

den 

den 

_^ 

1.   ^V■inur.gelt 

3«7 

16 

355,8 

34,51 

3104 

"Z 



320,3 

31,07 

2742  — ' 



283,0 

27,45 

Ü.  Miiliungelt 

4863 

— 

. — 

501,9 

48,68 

4.586 

— 

— 

473,3 

45,91 

4258  10 

— 

439,5 

42.6:i 

1).  Saltzhus 

611 

4 

8 

63,1 

6,12 

Ö.57 

18 

3 

57,6 

5,59 

489 1    2 

1 

50,.=) 

4,90 

12.  Zoll  von  den  thoren 

4.5.-) 

12 

5 

47.0 

4,.56 

499 

8 

11 

51,5 

5,00 

481   14 

1 

49,7 

4,82 

21.  VJschzoU 

14 

14 

11 

1,5 

0,15 

■-    8 

10 

5 

0,9 

0,09 

ii;  11 

— 

1,2 

0,12 

22.  Vichzoll  der  Stadt 

141 

s 

14,6 

1,42 

134 

16 

8 

13,9 

1,35 

114 

9 

— 

•11,8 

1,14 

23.  Vichzoll  d.  Bischofs 

40 

14 

6 

4,2 

0,41 

26 

17 

4 

2,8 

0,27 

22 

7 

3 

2,3 

0,22 

24.  Pferdezoll 

43 

11 

9 

4,5 

0,44 

38 

10 

9 

4,0 

0,39 

29 

— 

5 

3,0 

0,29 

25.  Ni'nver  weg 

89 

10 

11 

9,2 

0,89 

104 

18 

7 

10,8 

1,05 

128 

16 

3 

13,3 

1,29 

26.  Stettezoll  imkoufhus 

63:;i 

1(1 

— 

65,4 

6,34 

804 

8 

— 

83,0 

8,0.1 

396 

16 

— 

41,0 

3,98 

27.  Pfuntzoll imkoufhus 

8.5U 

1 

8 

87,7 

8,51 

731 

5 

— 

75,5 

7,32 

769 

2 

— 

79,4 

7,70 

28.  Stock     im     koufhiis 

(hussgelt) 

111 

6 

— 

11,5 

1,12 

114 

— 

— 

11,8 

1,14 

102 

19 

— 

10,6 

1.03 

29.  Brodkarren 

68 

12 

3 

7,1 

0,69 

100 

18 

— 

10,4 

1,01 

lOö 

6 

— 

11,0 

1,07 

30.  Korn    von    der    stat 

gangen 

4.55 

12 

— 

47,0 

4,.56 

363 

15 

— 

37,5 

3,64 

80 

5 

— 

8,3 

0,81 

33.  WisenfloessenzoU 

7 

7 

1 

0,8 

0,08 

7 

17 

— 

0,8 

0,08 

— 

— 

— 

— 

— 

34.  Saltzhus  zu  Liestal 

60 

12 

7 

6,3 

0,61 

39 

4 

3 

4,0 

0,39 

22 

14 

6 

2.3 

0,22 

36.  "Wage  im  koufhus 

16 

15 

11 

1,7 

0,16 

14 

8     6 

1,5 

0,15 

20 

13 

7 

2,1 

0,20 

39.  Zoll  zu  Kemps 

45 

1 

8 

4,6 

0,45 

54 

16    6 

5,7 

0,55 

33 

16 

10 

3,5 

0,34 

42.  Winungelt     in     den 

1 

Wirten  husern 

2.57 

17 

4 

26,6 

2,58 

305 

19 

2 

31,6 

3,06 

261 

3 

7 

27,0 

2.62 

■ 

43.  Ber  frömden  phunt- 

zoU 

82 

12 

— 

3,4 

0,33 

31 

— 

9 

3,2 

0,31 

25 

7 

— 

2,6 

0.25 

44.  "VN'isenbrugken 

102 

4 

5 

10,5 

1,02 

124 

5 

11 

12,8 

1,24 

103 

— 

11 

10,6 

1,03 

45.  Margzalstürell 

46.  Schillingstüre  2) 

2Ö48 
1228 

12 
13 

9 
3 

263,0 

126,8 

25,51 
12,30 

)4)4385 

10    8 

4.52,6 

43,90 

}  5)  523 

9 

6 

54,0 

5,24 

48.  WinstüreS) 

1228 

13 

3 

126,8 

12,30 

_ 

— 1  — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

51.  Zoll     an     der    Birs- 

brücke  zu  St.  Jakob 

4 

7 

10 

0,4 

0,04 

1 

15^  - 

0,2 

0,02 

2 

7 

6 

0,2 

0,02 

52.  Salzhus   zu  Waiden- 

burg 

25 

18 

7 

2,7 

0,26 

37 

18;    7 

3,9 

0,38 

22 

14 

6 

2,3 

0,22 

53.   Salzhus     zu    Gelter- 

kinden 

40 

1 

4 

4,1 

0,40 

43 

12 

5 

4,0 

0.44 

29 

6 

7 

3,0 

0,29 

54.  "Weinsticherbuchs 

63 

3 

6 

6,5 

0,63 

65 

3 

5 

6,7 

0,65 

86 

12 

2 

8,9 

0.86 

55.  Kran  im  Kaufhaus 

9 

— 

6 

0,9 

0,03 

12 

1 

— 

1,2 

0,12 

18 

19 

4 

2,0 

0,19 

56.  Von  den  Messen  7) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1017 

19 

6 

105,1 

10,19 

Summe  dieser  A^bgaben 

(1—56) 

17497     9 

9 

1805,8 

175,15 

16299 

-;  1 

1682,1 

163,15 

11901 

3 

7 

1228,2 

'  119,13 

61.  Liestal 

375   13 

— 

38,8 

3,76 

426 

9!    6 

44,0 

4,27 

40+ 

10 

— 

41,7 

4,04 

62.  TValdenburg 

340    4 

— 

35,1 

3,40 

3Ö4 

121- 

37,6 

3,65 

380 

1 

10 

89,2 

8,80 

63.  Homberg 

1      1.59  11 

6 

16,5 

1,60 

160    31  — 

16,5 

1,60 

90 

6 

2 

9,3 

0,90 

66.  Farnspurg 

284 

le 

7 

29,4 

2,85 

228     5     7 

23,6 

2,29 

166 

1 

10 

17,1 

1,66 

67.  Sissach 

65 

13 

4 

6,8 

0,66 

126     9     9 

13,0 

1,26 

8)  107 

1 

4 

11.0 

1,07 

68.  Zunzkeu 

43 

14 

10 

4,5 

0,44 

43,  13     8 

4,5 

0,44 

9)     44 

13 

— 

4,6 

0,45 

(           7 

4 

4 

0,7 

0,07 

C9.  Witnow 

— 

_  — 

— 

— 

6)    3 

7  — 

0,3 

0,03 

i3fl.-flDukat. 

(4.17.9) 
10)      8  17 

(0,5 

0,05) 
0,09 

71.  LTtingen 

2 

1     2 

0,2 

0,02 

1 

12     2 

0,2 

0,02 

2 

0,9 

73.  Betken 

19 

19 

4 

2,1 

0,20 

20 

121    6 

2,1 

0,20 

11)  2o:    7 

6 

2,1 

1      0,20 
0,87 

74.  Münchenstein 

146 

6 

_2 

15,1 

1,46 

286 

9 

11 

29,6 

2,87 

86  19 

^ 

t        9,0 

Summe   der  Aemter    (61 

-74) 

1437 

19 

11 

148,4 

14,39 

1661 

15 

1 

171,5 

16,63 

.      ^?l^  - 

1 

136,3 

18,22 

80.  Lipgedinge 

.2020  fl. 

239,7 

23,25 

3395  fl 

402,8 

39,07 

r     i7o 

\  600  fl.i 

18,1 
71,2 

518,5 

1,76 
6,91 

81.  Anleihen 

5582  » 

662,3 

64,24 

6175  » 

732,7 

71,07 

4370»  ; 

1     50,29 

82. Ges  amteinnahm  e 

ohne 
83.  Bestand  vom  letzten 

{41553 

1 

2 

4288,3 

415,94 

40672  15 

7 

4197,5 

407,13 

207781    7 

11 

2144,3 

207,98 

1 

1 

' 

Jahr 

]    2950 

1 

5 

304,4 

29,.52 

1553 

12 

1 

i     160,3 

1     15,.55 

197t 

1    9 

ö 

204,3 

;      19,'^2 

I — 3)    Im  Jahre   1470/71    wurden  wieder    für  2  Jahre    ausserordentliche  Steuern 
ausgeschrieben  :   eine  Weinsteuer,  Margzaisteuer  und   Schillingsteuer. 

4)  Schilling-  und   Margzaisteuer  zusammen. 

5)  Desgleichen   dieser  Rest. 

6)  Es  bleiben   unverrechnet  8  Ib.  2  ß  4  ^^ 

7)  Zum  erstenmal  im  Jahre  1472/73. 

8)  Hierunter  befindet  sich  ein  Posten  von  172  Ib.   14  ß   2  ^    an  verkauftem  Korn 
in  den  vier  Aemtern:  Sissach,  Bettken,  Utingen  und  Zunzkeu. 

9 — 11)   Siehe  Sissach  Anm.  S. 


Die  Steuern  und   Anleihen   im   öffentlichen   Haushalt  der  Stadt   Hasel. 
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Bezeichnung 
der 

1473/74 

147 

4/75 

1475/ 76 

Ib. 
oder 

ß 

-5? 

Mark 

Mark 

Ib. 
oder 

ßj'^ 

Mark 

Mark 

Ib. 
oder 

ß  '^ 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

den 

den 

1 

den 

1.  Winungelt 

2168     2 



223,3 

21,71 

2193 

~i 



226,3 

21,95 

2690 

10'- 

277,7 

26,94 

2.  Müliuugelt 

4609  — 

— 

475,7 

46,14 

4352 

10 

— 

449.2 

43,-57 

4680 

13  — 

483,0 

46,85 

9.  Saltzhus  1) 

507 

4 

1 

52,3 

5,07 

612 

— 

6 

63,2 

6,13 

500 

9 

9 

51,6 

5,00 

12.  Zoll  von  den  thoren 

465 

11 

3 

48,0 

4,66 

432 

18 

— 

44,7 

4,34 

527 

18 

6 

54,5 

5,29 

21.   Yischzoll 

12 

12 

— 

1,3 

0,13 

10 

19 

8 

1,1 

0,11 

13 

15 

7 

1,4 

0,14 

22.  Vichzoll  der  Stadt 

91 

17 

1 

9,5 

0,92 

105 

10 

11 

10,9 

1,06 
0,18 

103 

12 

6 

10,7 

1,04 

23.  Vichzoll  d.  Bischofs 

20 

1 

— 

2,1 

0.20 

18 

7 

8 

1,9 

14 

17 

4 

1,5 

0,15 

24.   PfeidezoU 

22 

17 

1 

2,4 

0,23 

25 

ö 

3 

2,6 

0,25 

24 

4 

9 

2,5 

0,24 

25.  Nüwer  weg 

102 

11 

4 

10,6 

1,03 

104 

5 

— 

10,8 

1,05 

119 

4 

10 

12,3 

1,19 

2C.  Stettezoll  im  koufhus 

370 

10 

— 

38,2 

3,71 

370 

18 

— 

38,3 

3,71 

224 

15 

— 

23,2 

2,25 

27.  Pfuiitzoll   im   koufhus 

743 

1 

6 

76,7 

7,44 

689 

8 

6 

71,1 

6,90 

825 

14 

11 

85,2 

8,26 

28.    Stock  im  koufhus  (huss- 

gelt) 

102 

11 

— 

10,6 

1,03 

92 

13 

6 

9,6 

0,93 

114 

3 

— 

11,8 

1,14 

29.    Brodkarren 

90 

14 

— 

9,4 

0,91 

58 

11 

— 

6,0 

0,.58 

51 

3     6 

5,3 

0,51 

30.  Korn  von  der  stat  gangen 

331 

3 

— 

34,2 

3,32 

99 

5 

■ — 

10,2 

0,99 

192 

Ui    6 

19,9 

1,93 

33.  WisenfloessenzoU 

9 

8 

— 

1,0 

0,10 

2 

17 

11 

0,3 

0,03 

2 

15 

— 

0,3 

0,03 

34.  Saltzhus  zu  Liestal  2) 

— 

— 

— 

— 

— 

27 

19 

6 

2,9 

0,28 

3.5 

l 

— 

3,6 

0,35 

36.  Wage  im  koufhus 

a5 

11 

4 

3,7 

0,36 

20 

14 

— 

2,1 

0.20 

34 

18 

7 

3,6 

0,35 

39.  Zoll  zu  Kemps 

27 

9 

_ 

2,8 

0,27 

18 

6 

9 

1,9 

0,18 

25 

9 

— 

2,6 

0,25 

42.  Winungelt  in  denwirteu 

husern 

169 

10 

2 

17,5 

1,70 

192 

1 

11 

19,8 

1,92 

204 

17 

— 

21,1 

2,05 

43.  Der  frömden  phuntzoll 

22 

1 

— 

2,3 

0,22 

20 

13 

— 

2.1 

0,20 

16 

6 

3 

1,7 

0,16 

44.  Wisenbrugken 

129 

18 

3 

13,4 

1,30 

107 

17 

— 

11,1 

1,08 

119 

16 

10 

12,4 

1,20 

45.   Margzalstüre  il) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

2448 

3 

— 

252,7 

24.51 

4G.  Schillingstüre  12) 



— 





— 

— 

— 

— 





898 

14 

1 

92,7 

8,99 

49.  Fleischstüre  13) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

1960 

4 

11 

202,3 

19,62 

51.  Zoll    an    der  Birsbrücke 

- 

zu  St.   Jakob 

1 

10 

6 

0,2 

0,02 

— 

— 

— 

— 

— 

5 

— 

— 

0,5 

0,05 

52.  Salzhaus     zu     Walden- 

hurgS) 

— 

— 

— 

— 

— 

25 

7 

— 

2,6 

0,25 

17 

10 

6 

1,8 

0,17 

53.  Salzbaus    zu   Gelterkin- 

deii  4) 

— 

— 

— 

— 

— 

36 

5 

5 

3,7 

0,36 

36 

18 

9 

3,8 

0,37 

54.  Weinsticherbuchs 

70    2 

11 

7,2 

0,70 

66 

5 

6 

6,8 

0,66 

65 

U 

3 

6,8 

0,66 

55.   Kran  im  Kaufhaus 

19  18 

6 

2,1 

0,20 

12 

5 

— 

1,3 

0,13 

14 

19 

6 

1,5 

0,15 

5G.  Von  den  Messen 

382    5 

9 

39,4 

3,82 

214 

— 

2 

22,1 

2,14 

298 

_2 

— 

30,8 

2,99 

Summe    dieser   Abgaben   (1 

—56) 

10.505 

10 

9 

1084.2 

10.1.16 

9910 

7 

2 

1022,8 

99,20 

16268 

1 

10 

1678,9 

162,84 

61.  Liestal 

332 

ö 

6 

ai.:; 

:',''■' 

225 

11 

8 

23,3 

2,26 

585 

17 

10 

60,5 

5:87 

G2.  Waidenburg 

267 

9 

— . 

27.<; 

2.<is 

206 

9 

— 

21,3 

2,07 

616 

17 

— 

63,7 

6,18 

63.  Homberg 

94 

4 

2 

9.7 

(1,94 

87 

4 

2 

9,0 

0,87 

104 

13 

— 

10,8 

1,05 

60.  Farnspurg 

119 

4 

6 

12,3 

1,19 

134 

— 

— 

13,8 

1,34 

— 

— 

— 

— 

— 

67.    Sissach  5) 

205 

1 

2 

21,2 

2,06 

36 

13 

— 

3,8 

0,37 

— 

— 

— 

— 

— 

68.   Zunzkeuö) 

43 

9 

6 

4,5 

0,44 

43 

6 

6 

4,5 

0,44 

— 

— 

— 

— 

— 

69.  Witnow 

15 

12 

8 

1,6 

0,16 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



71.  UtingenT) 

1 

11 

— 

0,2 

0,02 

1 

12 

2 

0,2 

0,02 

— 

— 

— 

— 

— 

72.  Lupsingen 

12 

— 

— 

1,2 

0,12 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

73.  Betken  8) 

20 

6 

10 

2,1 

0.20 

24  16 

4 

2,6 

0.25 

— 

— 

— 

— 

— 

74.  Münchenstein  8) 

339 

1 

10 

aj,o 

3,3'.) 

47     8 

8 

4,9 

0,48 



— 

— 

— 

75.  Füllinsdorf 

— 

— 

— 

— 

— 

—  1  — 

— 

— 

— 

34  — 

6 

3,5 

0,34 

Summe  der  Aemter  (61 — 75) 

1452 

~6 

""2 

149,9 

14,.54 

807  i    1 

~6 

83,3 

8,08 

1341!    8 

4 

138,4 

13,42 

80.  Lipgedinse 

/232 

\440 

i: 

— 

23,9 
52,2 

2.32 
5,06 

200 

fl. 

23,7 

2,30 

/      100  — 
l      100  fl. 

— 

10,3 
11,9 

1,00 
1,15 

81.  Anleihen  10) 

32916 

3 

6 

3397,0 

329,49 

r  1780 
\  7400 

fl. 

— 

183,7 

878,0 

17,82 
8.5.16 

/    1940  — 
{  16940  fl. 

— 

200,2 
2010,0 

19,42 
194,96 

82.  Gesamt  einnähme 

47154 

14 

— 

4866,4 

472,01 

26464 

10 

6 

2731,2 

264.91 

11)43274  12 

9 

4466,0 

433,17 

ohne 

83.  Bestand  v.  letzten  Jahr 

1    1052 

7 

10 

108,6 

10,53 

2406::J 

6 

1 

2483,4 

240,87 

1514 

2 

— 

1.56,3 

15,16 

\ 


i)   Anm.    I   S.   667   gilt  auch  für  das   Jahr  1473/74. 

2)   Beim  Basler  Salzhaus  verrechnet.  3)  4)   Desgleichen. 

5)  Hierin  ist  im  Jahre  1473/74  ein  Posten  von  172  Ib.  14  ß  2  ,i;i  inbegriffen 
für  Kornerlös  aus  den   vier  Aemtern  Sissach,   Bettkeii,   Utingen,  Zunzkeu. 

6 — 8)  Siehe  Anm.  5.   —  9)   Dieser  Posten  enthält  Restanzen.  —  10)  Minus  440  fi. 

II — 13)  Im  Jahre  1475/76  wurden  wieder  drei  neue  ausserordentliche  Steuern  an- 
geordnet: die  Fleischsteuer,  das  Fronfastengeld  (schillingstiire)  und  die  Margzalsteuer. 
Diese  Steuern  jedoch  nur  für  die  Stadt.  In  den  Aemtern  wurde  bald  darauf  die 
Schillingsteuer  und  der  »bose  pfennig«  eingeführt.  {Schönberg  448  ff.)  Die  Fleisch- 
steuer wurde  zur  dauernden  Einrichtung. 

14)  Die  Rechnung  ist  unvollständig,    da  nicht  alle  Aemter  eingetragen  sind. 
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Bernhard  Harms : 


Bezeichnung 
der 

147 

6/77 

1477/78 

147 

8/79 

Ib. 
oder 

0 

0 

Mark 

Mark 

Ib. 
oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

Ib. 
oder 

R 

Mark 

Mark 

Einnahine 

Gul- 

ß    rJ\ 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

ß       '^ 

Silber 

Gold 

den 



den 

den 

1.   Winungelt 

3814  10 

_ 

393,7 

38,19 

3492!  10 



360,4 

33,43 

3129 

. 

_ 

327,7 

29,95 

2.  Mi'Uiuugelt 

4892     1 

504,9 

48,97 

5056  15 

— 

521,9 

48,41 

5282 





553.2 

50..d7 

9.   Saltzhus 

731   16 

9 

75,5 

7,32 

712  11 

4 

73,5 

6,82 

506 

4 

6 

53,0 

4,84 

12.   Zoll  von  den  thoren 

572  18 

11 

59,1 

5,73 

521   I61    4 

53,9 

5,00 

500 

1 

52,4 

4,79 

21.   Vischzoll 

15  14 

10 

1,6 

0,16 

^  12  IUI    3 

1,'^ 

0,12 

11 

7 

1 

1,2 

0,11 

2r.  Vichzoll  der  Stadt 

111 

16 

6 

11,5 

1,12 

76     61    9 

7,9 

0,73 

68 

5 

10 

7,1 

0,65 

23.  Vichzoll  desBischofs 

17 

7 

— 

1,8 

0,17 

12|  12'  10 

1,3 

0,12 

14 

12 

4 

1,5 

0,14 

24.  Pferdezoll 

29 

— 

5 

3,0 

0,29 

531  18 

5,6 

0,52 

47 

4 

11 

4,9 

0,45 

25.  Küwer  weg 

159 

ö 

10 

16,4 

1,59 

166  14 

2 

17,2 

1,60 

110 

6 

7 

11,6 

1,06 

20.   StettezoU    im    kouf- 

hus 

251 

— 1  — 

25,9 

2,51 

599 

15 

— 

61,9 

5,74 

659 

12 

4 

69,1 

6,32 

27.  PfuntzoUimkoufhus 

1019 

8 

6 

105,2 

10,20 

916 

6 

8 

94,6 

8,78 

552 

7 



57,9 

5,29 

28.   Stock     im     koufhus 

1 

(Hussgelt) 

122!- 

— 

12,6 

1,22 

122 

15 

— 

12,7 

1,18 

104 

13 

6 

11,0 

1,01 

29.   Brodkarren 

34 

1 

— 

3,5 

0,34 

23 

19 

. — 

2,5 

0,23 

17 

9 

— 

1,8 

0,16 

30.  Korn    von    der    stat 

gangen 

122 

10 

6 

12,6 

1,22 

643 

17 

— 

66,4 

6,16 

383 

6 

— 

40,1 

3,67 

33.  Wiescnfloessenzoll 

6    6 

4 

0,7 

0,07 

6 

2 

6 

0,6 

0,06 

1 

14 

4 

0,2 

0,02 

34.   Saltzhus    zu  Liestal 

14 

13 

4 

1,5 

0,15 

64  16 

7 

6,7 

0,62 

61 

14 

4 

6,5 

0,59 

30.  Wage   im  koufhus 

34 

16 

4 

3,6 

0,35 

27 

15 

— 

2.9 

0,27 

36 

2 

— 

3,8 

0,35- 

39.   Zoll  zu  Kemps 

19 

18 

— 

2,1 

0,20 

67 

19 

7 

7,0 

0,65 

63 

8 

10 

6,6 

0,60 

42.  Winungelt     in     den 

Wirten  liusern 

273 

9 

28,2 

2,74 

287 

3 

2 

29,6 

2,75 

230 

2 

4 

24,1 

2,20 

43.  Der  frömden  phunt- 

zoll 

22 

4 

— 

2,3 

0,22 

6  - 

— 

0,6 

0,06 

18 

19 

— 

2,0 

0,18 

44.  Wisenbrugken 

92 

12 

4 

9,6 

0,93 

79'  10 

11 

8,2 

0,76 

115 

11 

4 

12,1 

1,11 

45.  JMargzalstüreö) 

4381 

1 

4 

452,1 

43,85 

3259!  10 

5 

336,4 

31,21 

1953 

8 

— 

204,6 

18,70 

4  6.  Schilliugstiire 

— 

— 

— 

— 

— 

932!    3 

6 

96,2 

8,92 

1030 

17 

— 

108,0 

9,87 

49.  Fleischstüre 

2485 

5 

5 

256,5 

24,88 

2523j  16 

10 

260,5 

24,17 

2390 

15 

10 

250,4 

22,89 

.52.  Salzhaus  zu  Waiden- 

burg 

1 

13 

9 

0,2 

0,02 

28 

3 

5 

2,9 

0,27 

48 

15 

10 

5,1 

0,47 

.53.  Salzhaua   zu  Gelter- 

1 

kindeu 

16 

16 

8 

1,7 

0,16 

67 

10 

10 

7,0 

0,65 

68 

19 

— 

7,2 

0,66 

54.  Weinsticherbuchs 

76 

2 

— 

7,9 

0,77 

53 

4 

3 

5,5 

0,51 

51 

— 

5 

5,3 

0,48 

55.  Kran  im  Kaufhaus 

18 

2 

— 

1,9 

0,18 

30 

6 

3,1 

o;2ö 

36 

U 

6 

3,8 

0,35 

SU.  Von  den  Messen 

388 

12 

3 

40,1 

3,89 

524'  13 

6 

54,1 

5,02 

567 

17 

5 

59,5 

5,44 

57.  Zoll    an    der  Ehein- 

1 

brücke 

84 

5 

— 

8,7 

0,84 

80jl4 

— 

8,3 

0,77 

55 

7 

_6 

5,8 

0,53 

Summe   dieser  Abgaben 

1 

(1—57) 

19809 

9 

— 

2044,4 

198,29 

20451 

17 

10 

2110,7 

195,80 

18117 

14 

9 

1897,6 

173,46 

(!1.  liiestal 

563 

7     2 

58,1 

5,64 

511 

15 

10 

52,8 

4,90 

511 

8 

10 

53,6 

4.90 

62.   Waidenburg 

378 

11 

3 

39,1 

3,79 

343 

18 

— 

3ö,5 

3,29 

500 

4 

11 

52,4 

4,79 

63.   Homberg 

198 

10 

2 

20,5 

1,99 

141 

19 

2 

14,6 

1,35 

210 

19 

2 

22,1 

2,02 

66.  Farnspurgl) 

509 

18 

10 

52,6 

5,10 

171 

— 

4 

17,6 

1,63 

317 

13 

4 

33,3 

3,04 

67.   Sissach2) 

299 

18 

1 

30,9 

3,00 

139 

8 

5 

14,4 

1,34 

292 

3 

. — 

30,6 

2,80 

68.  Zunzkeu3) 

43 



2 

4,4 

0,43 

51 

1 

— 

5,3 

0,49 

1)    60 

13 

8 

6,4 

0,59 

69.  Witnow 

30 

14 

. — 

3,2 

0,31 

5 

17 

— 

0,6 

0,06 

30 

14 

4 

3,2 

0,29 

71.  Utingen») 

1 

13 

4 

0,2 

0,02 

6 

13 

2 

0,7 

0,06 

8)        1 

12 

2 

0,2 

0,02 

72.  liupsingen 

11 

— 

— 

1,1 

0,11 

6 

— 

— 

0,6 

0,06 

— 

— 

. — 

— 

73.  Betken  51 

11 

9 

8 

1,2 

0,12 

20 

12 

6 

2,1 

0,19 

20 

11 

8 

2.2 
0,Ö3 

0,20 

74.  Münchenstein 

22 

10 

— 

2,3 

0,22 

146 

4 

6 

15,1 

1,40 

— 

6 

— 

0,003 

75.   Füllinsdorf 

11 

JO 

— 

1,2 

0,12 

21 

^ 

— 

2,2 

0,20 

16 

_2 

_2 

1,7 

0,16 

Summe  der  Aemter    (61 

—75) 

2082 

2 

8 

214,9 

20,86 

1565 

17 

11 

161,6 

14,98 

1962 

9 

3 

205,5 

18,78 

80.  Lipgedinge 

(    100 
X350fl. 

10,3 
41,5 

1,00 
4.03 

630  fl. 

77,9 

7,12 

i    486 





50,2 

4,87 

/    200 



— 

20,6 

1,91 

81.  Anleiben 

V13130 

fl. 

1557,9 

151,11 

\  5153  fl. 

627,5 

58,21 

2254» 

278,6 

25,47 

82.Gesamteinnalime 

ohne 
83.  Bestand  vom  letzten 

41948 

3 

4 

4329,1 

419,89 

32244 

8 

3 

3327,7 

308,69 

27751 

6 

3 

2906,6 

265,69 

Jahr 

2263 

6 

8 

233,6 

22,66 

1409 

4 

1 

145,4 

13,49 

3433 

3 

9 

359,6 

32,87 

i)  Mit  verkauftem  Korn. 

2)  Hierbei  sind  milverrechnet   das  Fronfastengeld  (vgl.  Anm.  II  — 13)  S.  669  und 
der  böse   Pfennig  zu  Sissach,   Beltken,   Uetingen  und  Zunzkeu. 
3 — 5)  Siehe  Anm.   2. 

6)  Im  Jahre  1476/77   Älargzalsteuer  und  SchilHngsteuer  zusammen. 

7)  Zinspfennige  von  Lupfingen,   Utingen  und  Zupfen  sind   im   Betrage  von  6  Ib. 
in  dieser  Summe  verrechnet.  8)  Vgl.  Anm.  7. 


Die  Steuern  und  Anleihen  im   üiTentlichen  Haushalt  der   Stadt  Basel. 
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Bezeichnung 

1479/80 

1480/81 

1481/82 

der 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

Q 

Q 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

P    rJ\ 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

den 

den 

den 

1.  Winungelt 

'mh 

10  — 

255,1 

23,32 

3093 

6 



315,4 

29,62 

3356  lOl  — 

342,2 

32,13 

•1.  Jlüliungelt 

4284 

— '  — 

448,7 

41,01 

4926 

12 



502,3 

47,16 

4614!  10!  — 

470,5 

44,18 

9.  Saltzhus 

275 

12!  — 

28,9 

2,64 

543 

2 

11 

55,4 

5,20 

699   111  11 

71,3 

6,69 

VI.  Zoll  vou  den  thoren 

597 

4i  — 

62,5 

5,71 

412'    3 

10 

42,0 

3,94 

262   1>^,    6 

26,8 

2,-52 

i\.  Vischzoll 

11 

3     1 

1,2 

0,11 

7,  18 

8 

0,8 

0,08 

b  —  11 

0,8 

0,08 

2-2.   Vichzoll  der  Stadt 

66 

10    9 

7,0 

0,64 

62    3 

10 

6,3 

0,-59 

.57'  18l    9 

5,9 

0,55 

ii.  Vichzoll  desBischofs 

18 

3    7 

1,9 

0,17 

29 

7 

5 

3,0 

0,28 

23 

4I    8 

2,4 

0,23 

H.   Pferdezoll 

44 

18'    7 

4,7 

0,43 

70 

3 

— 

7,2 

0,68 

75 

91    7 

7,7 

0,72 

■lö.  Is'üwer  weg 

100 

6    9 

10,5 

0,% 

98 

2 

— 

10,0 

0,94 

59 

2 

10 

6,0 

0,56 

20.   Stettezoll    im    kouf- 

1 

hus 

501 

1   — 

.52,5 

4,80 

662 

12 

2 

67,6 

6,35 

645 

11 

_ 

65,8 

6,18 

•27.  PfuntzoU    im    kouf- 

htis 

730 

13    3 

76,5 

6,99 

770 

5 

— 

78,5 

7,37 

792 

4 

6 

80,8 

7,-59 

2S.   Stock     im     koufhus 

(hussgelt) 

98 

10    6 

10,3 

0,94 

128 

6 

— 

13,1 

1,23 

111 

5 

4 

11,3 

1,06 

2^).  BrodkarreB 

35 

12 

— 

3,7 

0,34 

44 

9 

— 

4,5 

0,42 

22 

6 

4 

2,3 

0,22 

30.  Koru    von    der    stat 

gangen 

151 

12 

— 

15,9 

1,45 

139 

— 

— 

14,2 

1,33 

111 

3 

_ 

11,3 

1,06 

33.  Wisenfloessenzoll 

6 

6 

— 

0,7 

0,06 

5 

3 

— 

0,5 

0,05 

9 

6 

1 

0,9 

0,08 

34.  Saltzhus    zu  Liestal 

80 

6 

7 

8,4 

0,77 

98 

2 

11 

10.0 

0,94 

52 

3 

8 

5,3 

0,-50 

öC.  "Wage  im  koufhus     j 

46 

19 

— 

4,9 

0,45 

51 

14 

— 

.5:3 

0,.50 

41 

12 

— 

4,2 

0,39 

39.  Zoll  zu  Kemps           ' 

45 

3 

8 

4,7 

0,43 

60 

5 

10 

6,1 

0,.57 

78 

2 

10 

8,0 

0,75 

42.  Winungelt     in     den 

Wirten  husern 

177 

6     6 

18,6 

1,70 

199 

13 

8 

20,4 

1,92 

258 

9 

— 

26,4 

■     2,48 

43.  Der  fremden  phunt- 

zoU 

18 

4  — 

1,9 

■  0,17 

27     8 

— 

2,8 

0,26 

36  13 

7 

3,7 

0,35 

44.    W'isenbrugken 

133 

6  10 

14,0 

1,28 

82!  12 

4 

8,4 

0,79 

63!  10 

1 

6,5 

0,61 

45.  Margzalstüre 
40.   Schillingstüre 

2092 
1016 

9 

18 

6 

219,2 
106,5 

20,04 
9.73 

1433 
637 

2 
19 

6 

146,1 
65,0 

13,72 
6,10 

^965 

3 

5 

98,4 

9,24 

4'J.  Fleischstüre 

2270 

19 

— 

237,9 

21,75 

2096 

4 

4 

213,7 

20,07 

1993 

8 

9 

203,3 

19,09 

51.  Zoll     an     der    Birs- 

brücke  zu  St.  Jakob 

6 

1 

— 

0,6 

0,05 

— 

9 

— 

0,05 

0,0U5 

—  j  — 

— 

— 

— 

52.   Salzhaus  zuWalden- 

burg 

33 

11 

10 

3,5 

0,32 

56 

— 

5 

ö,7 

0,-54 

24 

4 

1 

2,5 

0,23 

53.  Salzhaus    zu  Gelter- 

kinden 

86 

19 

10 

9,1 

0,83 

108 

6 

2 

11,0 

1,03 

.55 

13 

5 

5,7 

0,54 

54.  "Weinsticherbuchs 

{1 

17 
11 

5 
4 

5,6 
0,2 

0,51 

0,02 

r4i 
\  1 

13 
15 

7 
8 

4,2 
0,2 

0,39 
0,02 

31 

19 

2 

3,3 

0,31 

55.  Kran  im  Kaufhaus 

34 

3 

— 

3,6 

0,33 

37 

19 

1 

3,9 

0,37 

37 

— 

6 

3,8 

0,36 

50.   Von  den  Messen 

519 

— 

10 

.54,4 

4,97 

620 

4 

1 

63,2 

5,93 

-502 

19 

3 

51,3 

4,82 

57.  Zoll    an    der  Ehein- 

brücke  8) 

69 

i2 

— 

7,3 

0,67 

48 

_9 

— 

4,9 

0,46 

57 

19 

— 

5,9 

0,5c 

Summe  dieser  Abgaben 

(1-57) 

160431  11 

10 

1680,4 

153,60 

16.5M 

14 

5 

1692,1 

1.58.88 

1.5048 

2 

2 

1.534,3 

144,07 

Ol.  Liestal 

434  17 

— 

45,5 

4,16 

432 

18 

7 

44.1 

4,14 

266 

8 

3 

27,2 

2,-55 

02.  "Waidenburg 

326i    5 

— 

34,2 

3,13 

442 

7 

4 

45.1 

4,23 

195 

5 

. — 

19,9 

1,87 

03.  Homberg 

204;  11 

2 

21.4 

1,96 

205 

16 

10 

21,0 

1,97 

191 

13 

8 

19.5 

1.83 

tO.   Farnspurg 

156 

8 

4 

16,4 

i;.50 

2.59 

17 

— 

26,5 

2,49 

5)    94;  17 

9 

9,7 

0.91 

67.   Sissach 

114 

9 

4 

12,0 

1,10 

74 

6 

10 

7,6 

0,71 

W  18 

8 

6,6 

0,62 

08.  Zunzkeu 

51 

16 

2 

5,4 

0,49 

50 

6 

8 

5,1 

0,48 

6)  111'  16!    s 

11,4 

1,07 

09.  Witnow 

50 

7 

4 

5,3 

0,48 

6 

— 

4 

0,6 

0,06 

22'    2!    4 

2,3 

0,22 

71.  Utingen 

1 

11 

— 

0.2 

0,02 

6 

2 

2 

0,6 

0,06 

4!    8    2 

0,4 

0,04 

72.  Lupsingen  1) 

6 

8 

— 

0,7 

0,06 

6 

8 

— 

0,7 

0,07 

821  18  — 

8,5 

0,80 

73.  Betken 

20 

13 

10 

2,2 

0,20 

20 

12 

8 

2,1 

0,20 

2U1  12 

8 

2,1 

0,20 

74.  Münchenstein 

88 

2 

2 

9,2 

0,84 

4)291 

3 

7 

29,7 

2,79 

7)      8 

— 

— 

0,8 

0,08 

75.  Füllinsdorfs) 

186 

16 

— 

19,6 

1,79 

11 

7 

— 

1,2 

0,11 

10 

— 

— 

1,0 

0,09 

70.   MuttenzS) 

241 

— 

9 

25,2 

2,30 

11 

— 

— 

1,1 

0,10 

11 

7 

— 

1,2 

0,11 

Summe  der  Aemter    (61 

—70) 

1883 

6 

1 

197,3 

18,03 

1818 

7 

— 

185,4 

17,41 

1084 

8 

2 

110,6 

10,38 

80.  Lipgedinge 

— 

— 

• — 

— 

— 

.550  fl. 
/      30 
\  5295 

66,2 
3,1 

6,22 
0,29 

— 

— 

— 

— 

81.  Anleihen 

2060  fl. 

2.54,6 

23,27 

fl. 

637,1 

.59,82 

1000  fl. 

120,3 

11.30 

82.  G  e  s  a  m  t  e  i  n  n  a  h  m  e 

ohne 

83.  Bestand  vom  letzten 

22909 

5 

3 

2399,5 

219.33 

28755 

10 

9 

2932,0 

275.31 

35746 

— 

8 

3644,8 

342,23 

Jahr 

534 

1 

2 

.55,9 

5,11 

1787 

12 

1 

182,3 

17,12 

1433 

8 

6 

146,1 

13,72 

l)  Grosse  Beträge  aus   Kornverkauf.  2)  Desgleichen. 

3)  Grosse   Beträge  aus  Weinverkauf.  4)   Desgleichen. 

5)  Die  Abrechnung  ist  nicht  vollständig. 

6)  Grosse  Beträge  aus  Verkauf  von   Hafer.  7)  Vgl.  Anm.    5. 
S)  Hier  zum   ersten   Male.     Ein   Salzdurchgangszoll. 


6-]'. 


Bernhard   Harms: 


Bezeichnung:; 

1482/83 

1483/84 

1484/85 

der 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

[ 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

o 

c 

Mark 

Mark 

Einnahme 

1  Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

ß|-^ 

Silber 

Gold 

1  den 

den 

den 

1.  Wimingelt 

3279 

_ 



334,3 

31,39 

7)2365 



241,1 

22,64 

1342 

"Z 

_ 

136,8 

12,85 

2.  Müliungelt 

4104 

— 

— 

418,5 

39,30 

3715 

378,8 

35,57 

378a 

— 

— 

385,7 

36,22 

9.   Saltzhus 

öOl 

— 

11 

51,1 

4,80 

412 

9 

1 

42,1 

3,95 

583 

— 

9 

59,4 

5,.ö8 

12.  Zoll  von  den  thoren 

387 

5 

3 

39,ö 

3,71 

.426!  12 

8 

43,5 

4,08 

482 

9 

10 

49,2 

4,62 

21.  VisohzoU 

18 

y 

9 

1,4 

0,13 

^  10 

17 

1 

1,1 

0,10 

c. 

— 

2 

0,8 

0,08 

22.  Vichzoll  der  Stadt 

44 

18 

5 

4,6 

0,43 

45 

16 

8 

4,7 

0,44 

28 

15 



2,9 

0,27 

23.  Vichzoll  d.  Bischofs 

17 

2 

7 

1,7 

0,1() 

22 

3 

7 

2,3 

0,22 

30 

9 

8 

3,1 

0,29 

24.  Pferdezoll 

58 

10 

11 

6,0 

0,.% 

47 

15 

4 

4,9 

0,4b 

35 

9 

9 

3,6 

0,34 

25.  Nüwer  weg 

73 

1 

10 

7,4 

0,6^. 

85 

7 

8 

8,7 

0,82 

94 

8 

10 

9,6 

0,90 

26.  Stettezoll   im    kouf- 

hus 

686 

— 

— 

69,9 

6,56 

366 

17 

8 

37,4 

3,51 

393 

4 

1 

40,1 

3,77 

27.  Pfuntzollimkoiifhus 

647 

3 

— 

66,0 

6,20 

639 

7 

4 

65,2 

6,12 

566 

5 

4 

57,7 

5,42 

2S.  Stock     im     koufhus 

(Hu3sgelt) 

78 

7 

6 

8,0 

0,75 

8.^ 

10 

10 

8,7 

0,82 

96 

17 

2 

9,9 

0,93 

29.  Brodkarren 

62 

13 

3 

6,4 

0,60 

82 

14 

2 

8,4 

0,79 

51 

— 

5,2 

0,49 

30.  Korn   von    der   stat 

gangen 

38 

14 

— 

3,9 

0,37 

37 

17 

— 

3,9 

0,37 

136 

5 

— 

13,9 

1,31 

33.  Wisenfloessenzoll 

12 

9 

7 

1,3 

0,12 

— 

— 

— 







— 





34.  Saltzhus   zu  Liestal 

60 

14 

2 

6,2 

0,58 

53 

19 

2 

5,5 

0,52 

46 

8 

11 

4,7 

0,44 

36.  Wage  im  koufhus 

35 

15 

2 

3,6 

0,34 

40 

— 

— 

4,1 

0,38 

49 

5 

10 

5,0 

0,47 

39.  Zoll  zu  Kemps 

28 

18 

8 

2,9 

0,27 

29 

1 

6 

3,0 

0,28 

27 

19 

2 

2,8 

0,26 

42.  Winungelt     in     den 

Wirten  husern 

187 

3 

1 

19,1 

1,79 

138 

18 

10 

14,2 

1,33 

13)  1.56 

17 

_ 

16,0 

1,.50 

43.  Der  frömden  phunt- 

zoll 

5 

4 

10 

0,5 

0,05 

10 

15 

3 

1,1 

0,10 

97 

15 

10 

10,0 

0,94 

44.   Wiseuhrugken 

82 

5 

4 

8,4 

0,79 

81 

— 

11 

8,3 

0,78 

67 

2 

6 

6,8 

0,64 

45.  Margzalstüre 

46.  Schillingstüre 

}l86 

11 

- 

19,0 

1,78 

},i 

15 

4 

7,7 

0,72 

94 

13 

- 

9,7 

0,91 

49.   Fleischstiu-e 

1785 

13 

5 

182,1 

17,10 

1797 

10 

— 

183,3 

17,21 

i7':o 

13 

— 

177,5 

16,67 

f  2.   Salzhaus  zuWalden- 

burg 

29 

15 

8 

3,0 

0,28 

32 

2 

5 

3,3 

0,31 

26 

2 



2,7 

0,25 

53.  Salzhaus    zu  Gelter- 

kindeu 

4(3 

13 

2 

4,8 

0,45 

49 

19 

11 

5,1 

0,48 

36 

18 

7 

3,8 

0,36 

54.  Weinsticherbuchs 

{1 

14 

8 

7 
10 

4,5 
0,1 

0,42 
0,01 

51 

15 

5 

5,3 

0,50 

50 

12 

1 

5,2 

0.49 

55    Kran  im  Kaufhaus 

27 

15 

7 

2,8 

0,2(i 

25 

14 

2 

2,6 

0,24 

24 

1 

4 

2,5 

0,23 

56.  Von  den  Messen 

384 

7 

10 

39,2 

3,68 

312 

12 

11 

31,9 

3,00 

291 

5 

9 

29,7 

2,79 

57.  Zoll    an   der  Ehein- 

brücke 

40 

JO 

W 

4,1 

0,38 

34 

5 

11 

3,0 

0,33 

22 

J5 

^ 

2,3 

0,22 

Summe   dieser  Abgaben 

(1—57) 

12950 

9 

2 

1320,5 

123,99 

11076 

10 

10 

1129,4 

106,05 

10363  15 

10 

1056,7 

99,22 

61.  Liestal 

260 

15 

— 

26,6 

2,50 

396 

17 

6' 

40,5 

3,80 

264     8 

0 

27,0 

2,54 

62.  Waidenburg 

367 

— 

9 

37,4 

3,51 

271 

1 

6 

27,6 

2,-59 

253  15 



25,9 

2,43 

63.  Homberg 

154  12 

1 

15,8 

1,48 

233 

5 

2 

23,8 

2,23 

230'  13 

2 

23,5 

2,21 

66.  Farnspurg  1) 

15  — 

— 

1,5 

0,14 

8)  583 

3 

— 

59,5 

5,59 

i4)320|    5 

g 

32,7 

3,07 

67.  Sissach 

101     3 

2 

10,3 

0,97 

72 

17 

2 

7,4 

0,69 

571    8 

6 

5,9 

0,55 

68.  Zunzkeu2) 

128  10 

10 

131 

1,23 

42 

12 

6 

4,3 

0,40 

42'  13 

8 

4,3 

0,40 

69.  WitnowS) 

39  18 

8 

4,1 

0,38 

9)    23 

10 

4 

2,4 

0,23 

7  15 

10 

0,8 

0,08 

71.  Utingen 

1   11 

10 

0,2 

0,02 

1 

11 



0,2 

0,02 

— 



— 

— 

72.  Lupsingen  4) 

89  17 

6 

9,2 

0,86 

10)     6 

7 

8 

0,7 

0,07 

35)      6      8 

— 

0,7 

0,07 

73.  Betken 

20 

11 

6 

2,1 

0,20 

20 

18 

6 

2,1 

0,20 

20  17 

4 

2,1 

0,20 

74.  Münohensteinä) 

115 

4 

9 

11,7 

1,10 

11)273 

9 

— 

27,9 

0,62 

70    9 

2 

7,2 

0,68 

75.   FüUinsdorf 

10 

— 

. — 

1,0 

0,09 

34 

7 

— 

3,5 

2,33 

—    — 



— 

— 

76.  Muttenze) 

54 

9 

— 

5,6 

0,.-)3 

12)246 

J. 

2 

25,1 

2,36 

83    6 

4 

8,5 

0,80 

Summe   der  Aemter   (61 

1 

—76) 

1361 

15 

1 

138,8 

13,03 

2206 

1 

6 

224,9 

21,12 

13.58'  - 

6 

138,5 

13,00 

90.  Lipgedinge 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

. — 

— 

loo:  — !  — 

10,2 

0,96 

81.  Anleihen                       ) 

.■SOOOfl. 

601,6 

56,49 

6.570 

13 

4 

670,0 

62,91 

5(J52  10  — 

515,2 

48,38 

82.Ge8amteinnahmej 

ohne 
83.  Bestand  vom  letzten! 

25288    7 

1 

2578,5' 

242,11 

23275 

G 

1 

2373,2 

222,84 

19869  10    7 

2026,0 

190,23 

Jahr 

6533 

8j 

4 

666,2 

02,55 

542 

7i 

7 

55,3 

5,19 

— 

— : 

-1 

— 

— 

i)  Vgl.  Anm.  3,  —  2)  Inklusive  Kornverkäufe.  —  3)  Kornverkäufe  und  Restan- 
zen.  —  4)  Lupsingen  und  Zifen.  —  5)  Grössere  Rückstände.  —  6)  Desgleichen. 
—  7)  Ausserdem:  »Von  den  Dirnen  Winungelt  3  Ib.  15  ß  6  -5;«.  —  8)  Scheint  eine 
Busse  von  150  Ib.  zu  enthalten.  —  9)  Kornverkauf  —  10)  Lupsingen  und  Zifen.  — 
11)  Kornverkauf  und  Rückstände.  —  12)  Desgleichen.  ■ —  13)  Mit  Einschluss  eines 
besonders  aufgeführten  Postens  von  156  Ib.  17  ß.  —  14)  Enthält  mehrere  Rückstände 
und  die  Einnahmen    aus  Frick    und    Dietken.   —    15)  Vgl.  Anm.  4. 


Die  Steuern   und  Anleihen   im   öffentlichen  Haushalt  der  Stadt  Basel.       ß^^ 


Bezeichnung 
der 

148 

5/86 

1486/87 

1487/88 

Ib. 

Ib. 

Ib. 

oder 

ß 

^ 

Mark 

Mark 

oder 

ß   ^ 

Mark 

Mark 

oder 

D 

Q 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

P  vj 

Silber 

Gold 

den 

den 

den 



1.  Winungelt 

2461 

z 

"Z 

250,9 

23,56 

3380  - 

_ 

344,6 

32,36 

3710 





378,3 

35,-52 

■2.  Müliungelt 

4643 

— 

— 

473,4 

44,45 

4812 

— 

— 

439,7 

41,29 

4329 

— 

— 

441,4 

41,45 

t).   Saltzhus 

538 

13 

6 

54,9 

5,15 

483 

9 

10 

49,3 

4,63 

547 

— 

11 

55,8 

5,24 

12.  Zoll  von    den  thoren 

399 

12 

3 

40,7 

3,82 

336 

17 

7 

34,3 

3,22 

399 

10 

6 

40,7 

3,82 

21.  Vischzoll 

8 

10 

9 

0,9 

0,0s 

5 

13 

3 

0,6 

0,06 

5 

4 

11 

0,5 

0,05 

22.  Yichzoll  der  Stadt 

39 

3 

9 

4,0 

0,38 

27 

11 

7 

2,8 

0,26 

34 

2 

9 

3,5 

0,33 

23.  Vichzoll  des  Bischofs 

36 

7 

4 

3,7 

0,35 

30 

12 

11 

3,1 

0,29 

32 

9 

1 

3,3 

0,31 

24.  Pferdezoll 

42 

15 

1 

4,4 

0,41 

55 

2 

10 

5,6 

0,.53 

50 

5 

9 

5,1 

0,48 

2.5.  Nüwer  weg 

67 

9 

8 

6,9 

0,65 

67 

9 

— 

6,9 

0,65 

74 

17 

9 

7,6 

0,71 

26.  Stettezoll  im  koufhus 

349 

16  - 

35,7 

3,35 

546 

14 

— 

55,7 

5,23 

670 

2;    5 

68,3 

6,41 

27.  Pfimtzoll    im  koufhus 

591 

17 

6 

60,3 

5,66 

766 

11 

7 

78,2 

7,34 

703 

5  — 

71,7 

6,73 

28.  Stock  im  koiifhus  (hiiss- 

gelt) 

102 

6 

3 

10,4 

0,98 

94 

9 

2 

9,6 

0,90 

93 

13 

3 

9,5 

0,89 

29.  ürodkarren 

41 

6 

— 

4,2 

0,39 

61 !  19 

3 

6,3 

0,-59 

53 

5 

— 

■S4 

0,51 

30.  Koru  von  der  stat  gangen 

111 

17 

— 

11,4 

1,07 

1.57  15!  - 

16,1 

1,51 

93 

13 

— 

9,5 

0,89 

33.   WisenfloessenzoU 

14 

i 

6 

!,•* 

0,13 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

— 

— 

— 

— 

34.   Saltzhus  zu  Liestal 

70 

16 

8 

7,2 

0,(» 

67 

10 

2 

6,9 

0,65 

46 

19 

7 

4,8 

0,45 

36.   Wage  im  koufhus 

39 

5 

— 

4,0 

0,38 

41 

5 

1 

4,2 

0,39 

46 

4  — 

4,7 

0,44 

39.  Zolf  zu  Kemps 

13 

19 

10 

1,4 

0,13 

53 

15 

4 

5,5 

0,52 

10 

17  - 

1,1 

0,10 

42.   Winungelt  in     den 

Wirten  husen 

197 

13 

2 

20,2 

1,90 

332 

5 

11 

33,9 

3,18 

324 

17     7 

33,1 

3,11 

43.   Der    frömden   phuntzoU 

58 

18 

8 

6,0 

0,56 

5 

16 

8 

0,6 

0,06 

6 

13  - 

0,7 

0,07 

44.  Wiseiihrugken 

72 

2 

8 

7,4 

0,69 

63 

7 

11 

6,5 

0,61 

81 

12     6 

8,3 

0,78 

45.  Jlargzalsti'ire 

46.  Schillingsiüre 

}78 

3 

- 

8,0 

0,75 

J46 

2 

11 

4,7 

0,44 

}M 

2     5 

2,0 

0,23 

49.  Fleischstüre 

2025 

7 

ö 

206,5- 

19,39 

8)  1719 

17 

3 

175,4 

16,47 

1909 

4  10 

194,7 

18,38 

51.  Zoll  an  der  Birshrücke 

zu  St.  Jakob 





— 

— 



1 

16 

10 

0.2 

0,02 

— 

—  — 



— 

52.  Salzhaus  zu  Waidenburg 

49 

14 

3 

5,1 

0,48 

32 

16 

— 

3,3 

0,31 

12 

13  10 

1,3 

0,12 

53.  SalzliauszuÜelterkinden 

67 

4 

10 

6,9 

0,6.1 

49 

14 

4 

5,1 

0,48 

46 

9,    3 

4,7 

0,44 

(    1 

5 

4 

0,1 

0,01 

{*' 

15 

11 

4,3 

0,40 

47.19.9 

54.   Weinsticherbuclis 

l 

17.4 

1 

\52 



5 

5,3 

0..50 

l-  19 

— 

0,1 

0,01 

48 

17 

1 

5,0 

0,47 

55.  Korn  im  Kaufhaus 

'24 

1     433 

12 

10 

2,5 

0,23 

51     1 

4 

5,2 

0,49 

31 

9 

6 

3,2 

0,30 

56.  Von  den  Messen 

19 

7 

44,2 

4,15 

396!  14 

6 

40,4 

3,79 

410 

7 

6 

41,8 

3,92 

/  32 

12 

— 

3,8 

0,31 

57.  Zoll  an  derEheinbrücke 

29 

14 

— 

3,0 

0,28 

122 

9 

— 

2,3 

0,22 

44 

6 

— 

4,5 

0,42 

58.  Unterkauf  im  Kauf- 

hause 1) 

34 

19 

10 

3,6 

<i,34 

51 

11 

2 

5,3 

0,50 

49 

16 

7 

5,1 

0,48 

59.  Zigerwage  2) 

'         2 

_9 

6 

0,2 

0,02 

2 

1 

_2 

0,2 

0,02 

2 

2 

1 

0,2 

0,02 

Summe   dieser  Abgaben 

(1—59) 

12700 

31    2 

1294,9 

121,.59 

13339 

18 

6 

1360,1 

127,71 

13893 

3 

1 

1416,6 

133,01 

61.  Liestal 

319 

12]  10 

32,6 

3,06 

333 

17 

— 

34,0 

3,19 

313    9 

9 

32,0 

3,00 

62.   Waidenburg 

193 

19:  — 

19,8 

1,86 

240 

5 

6 

24,5 

2,3u 

203 

8 

— 

20,7 

1,94 

63.  HombergS) 

157 

17 

6 

16,1 

1,51 

148 

4 

8 

15,1 

1,42 

128 

16 

2 

12,1 

1,23 

66.  Farnspurg4) 

45 



— 

4,6 

0,43 

9)  353 

15 

— 

36,1 

3,39 

13)463 

18 

4 

47,3 

4,44 

67.  Sissach 

29 

13 

10 

3,0 

0.28 

47 

6 

10 

4,8 

0,45 

40 

7 

11 

4,1 

0,38 

68.  Zunzkeu 

47 

1 

2 

4,8 

0,45 

M 

13 

6 

4,6 

0,43 

44 

3 

6 

4.9 

0,42 

69.  Witnow 

12 

10 

4 

1,3 

0,12 

5 

10 

4 

0,6 

0,06 

5 

— 

4 

0,5 

0,05 

71.   ütiugen 

1 

11 

— 

0,2 

0,02 

1 

12 

2 

0,2 

0,02 

1 

4 

— 

0,1 

0,01 

72.  Lupsingen  5) 

48 

19 

— 

5,0 

0,47 

10)     6 

8 

— 

0,7 

0,07 

20 

10 

9 

2,1 

0,20 

73.  Betken 

20 

19 

4 

2,1 

0,20 

21 

8 

6 

2,2 

0,21 

21 

5 

6 

,2'? 

0,21 

74.  Münchenstein 

100 

14 

2 

10,3 

0,97 

11)  160 

19 

2 

16,4 

1,-54 

138 

15 

8 

14,1 

1,32 

75.  FüUinsdorfe) 

8 

10 

— 

0,9 

0,08 

8 

10 

— 

0,9 

0,08 

9 

— 

— 

0,9 

0,08 

76.    JMuttenz 

73 

16 

6 

7,0 

0,70 

70 

10 

6 

7,2 

0,68 

44 

14 

6 

4,6 

0,43 

77.  Eptingen 







— 

— 

10     1 

4 

1,0 

0,09 

78.    Frick 



















— 

14)  51  16 

8 

5,3 

0,-50 

79.  Bietken 

1     — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 

15)  13 1    5 

— 

1,4 

0,13 

Summe   der  Aemter  (61 — 79) 

1    1060 

4 

8 

108,1 

10,15 

1443 

1 

2 

147,1 

13,81 

I5IO1    4 

4 

154,0 

14.46 

iSO.    Lipgedinge 

!      390 





39,8 

3,74 

121200:  fl. 

24,1 

2,2(; 

800 

1 

81,6 

7,66 

81.  Anleihen?) 

1    3970 





404,8 

38,01 

5511!  - 



.561,9 

52,76 

7312 

10  - 

745,6 

70,01 

82.  Gesarateinnahme 

ohne 

83.  Bestand  vom  letzten 

21282 

16 

3 

2170,1 

203,77 

23829  10 

3 

2429,7 

228,14 

26478 

2 

11 

2699,8 

253,50 

Jahr 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1433 

16 

8 

146,2 

13,73 

i)  Hier  zum  ersten  Male.  —  2)  Desgleichen.  —  3)  Kornverkauf.  —  4)  Mit  Frick.  — 
5)  Vgl.  Anm.  6.  —  6)  Ist  verrechnet  mit  Liestal;  dort  diese  Summe  abzuziehen.  —  7)  Ent- 
hält auch  Leibgedinge.  —  8)  Hierzu  ein  Posten  von  2  Ib.  18  ß  Fleischungelt  von  den  Frauen  zu 
Gnadenthal.  —  9)  In  dieser  Summe  sind  die  Abgaben  von  Frick  und  Dietken  verrechnet.  — 
10)  Für  die  Folge  immer  mit  Zifen.  —  11)  Kornverkauf.  —  12)  Die  Umrechnung  in  Silber  ist 
auf  2981b.  7  ß  angegeben;  das  muss  ein  Irrtum  sein.  —  13)  Kornverkauf.  Die  Abgaben  von 
Frick  sind  mitverrechnet.  —  mI  Die  Abgaben  von  Frick  für  die  früheren  Jahre  sind  unter 
Farnszurg  und  Rheinfelden  verrechnet.  —  15)  Die  Abgaben  von  Dietken  vorher  öfters  unter 
Farnszurg  verrechnet. 
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Bezeichnung 
der 

1488/89 

1489/90 

1490/91 

Ib. 
oder 

ß 

Q      Mark 
'^1    Silber 

Mark 

Ib. 

oder 

ß    -^ 

Mark 

Mark 

Ib. 

oder     Q 
Gul-     P 

^ 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Silber 

Gold 

den 



den 

1 

den 

1.  Winungelt 

3944 

_ 

402,1 

37,76 

3745 

J_ 

381,t) 

35,86 

3226 

328,9 

29,47 

2.  Müliungelt 

4617 

— 

— 

470,8 

44,21 

4390 

—  — 

447,6 

42,03 

4521 

— 

— 

461,3 

41,34 

9.   Saltzhus 

783 

13 

10 

79,9 

7,50 

515 

81    3 

5:-.,6 

5,22 

572 

12 

9 

58,4 

5,23 

12.  Zoll  von  den  thoren 

398 

16 

6 

40,7 

3,82 

\415 

5'    8 

42,3 

3,97 

475 

16 

— 

48,5 

4,35 

21.  Vischzoll 

8 

16 

■ — 

0,9 

0,08 

4 

15 

4 

0,5 

0,05 

8 

3 

4 

0,8 

0,07 

22.  Vichzoll  der  Stadt 

30 

13 

4 

3,1 

0,29 

50 

8 

2 

5,1 

0,48 

27 

18 

11 

2,8 

0,25 

23.  Vichzoll  d.  Bischofs 

28 

4 

9 

2,9 

0,27 

38 

10 

5 

3,9 

0,37 

18 

1 

3 

1,8 

0,16 

24.  Pferdezoll 

61 

13 

7 

6,3 

0,.)9 

61 

7 

2 

6,3 

(»,.59 

56 

8 

4 

5,8 

0,52 

25.  Nüwer  weg 

7.5 

13 

11 

7,7 

0,72 

81 

15 

3 

8,3 

0,78 

89 

4 

8 

9,1 

0,82 

26.  Stettezoll    im    kouf- 

hus 

807 

9 

— 

31,3 

2,94 

287 

12 

— 

29,3 

2,75 

233 

11 

— 

23,8 

2,13 

27.  Pfuntzollimkoufhus 

646 

3 

6 

65,9 

6,19 

604 

13 

— 

61,7 

5,79 

&5S 



6 

87,5 

7,84 

28.  Stock     im     kouflius 

(hussgelt) 

119 

— 

— 

12,1 

1,14 

114 

1 

6 

11,6 

1,09 

117 

7 

— 

12,0 

1,08 

29.  Brodkarren 

56 

12 

— 

5,8 

0,.54 

66 

1 

— 

6,7 

0,63 

63 

8 

— 

6,5 

0,58 

30.  Korn    von    der    stat 

gangen 

113 

10 

— 

11,6 

1,09 

97 

6 

— 

9,9 

0,93 

410 

12 

— 

41,9 

3.75 

■S4.  Saltzhus  zu  Liestal 

72 

6 

8 

7,4 

0,69 

49 

16 

4 

5,1 

0,48 

51 

13 

8 

5,3 

0,47 

36.  Wage  im  koufhus 

52 

8 

1 

5,3 

0,50 

37 

17 

6 

3,9 

0,37 

43 

14 

— 

4,5 

0,40 
0,58 

39.  Zoll  zu  Kemps 

37 

4 

— 

3,8 

0,36 

30 

9 

4 

3,1 

0,29 

63 

19 

6 

6,5 

42.  Winungelt     in    den 

Wirten   husern 

281 

19 

1 

28,7 

2,69 

306 

6 

11 

31,2 

2,93 

256 

10 

4 

26,2 

2,35 

44.  Wisenbrugken 

68 

14 

1 

7,0 

0,66 

58 

17 

6 

6,0 
193,2 

0,56 

78 

12 

— 

8,0 

0,72 

49.  Fleischstüre 

1835 

3 

11 

187,1 

17,57 

1894 

19 

3 

18,14 

1768 

1 

3 

180,3 

16,16 

52.  Salzhaus  zuWalden- 

burg 

38 

7 

11 

3,9 

0,37 

38 

7 

6 

3,9 

0,37 

26 

11 

4 

2,7 

0,24 

53.  Salzhaus    zu  Gelter- 

kinden 

54 

18 

4 

5,6 

0,53 

50 

12 

10 

5,2 

0,49 

42 

9 

1 

4,3 

0,39 

54.  Weinsticherbuchs 

44 

8 

8 

4,5 

0,42 

33 

12 

7 

3,4 

0,32 

36 

ö 

2 

3,7 

0,33 

55.   Kran  im  Kaufhaus 

31 

10 

10 

3,2 

0.30 

31 

^ 

1 

3,2 

0,30 

23 

10 

11 

2,4 

0,22 

56.  Von  den  Messen 

421 

10 

2 

43,0 

4,04 

392 

18 

9 

40,1 

3,77 

333 

1 

1 

34,0 

3,05 

57.   Zoll    an   der  Khein- 

brücke 

39 

12 

— 

4,0 

0,38 

55 

16 

— 

5,7 

0,54 

74 

13 

— 

7,6 

0,68 

58.  Unterkauf  im  Kauf- 

hause 

61 

1 

6 

6,2 

0,58 

— 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

59.  Zigerwage 

3 

9 

— 

0,4 

0,04 

3 

10 

9 

0,4 

0,04 

2 

1 

6 

0,2 

0,02 

CO.  Bierungelt  4) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

17 

17 

— 

1,8 

0,16 

Summe   dieser  Abgaben 

1 

(1—60) 

14234 

— 

8 

451,3 

136.27 

13486 

11 

1 

1375,1 

129,12 

13500^    3 

7 

1376,5 

123.34 

61.  liiestal 

462 

19 

4 

47,2 

4,43 

269 

15 

6 

27,5 

2,58 

431  i    2 

8 

44,0 

3,94 

62.  Waidenburg 

213 

12 

6 

21,8 

2,05 

276 

1 

— 

28,1 

2,64 

478  13 

6 

48,8 

4,37 

63.  Homberg 

162 

3 

— 

16,5 

1,55 

158!  — 

10 

16,1 

1,51 

181  18 

11 

18,9 

1,69 

66.  Farnspurgl) 

640 

5 

4 

65,3 

6,13 

177 

8 

— 

18,1 

1,70 

3)  661   17 

10 

67,5 

6,05 

67.   Sissach 

56 

ö 

4 

5,7 

0,54 

.52 

19 

10 

5,4 

0,51 

50.    7 

10 

5,1 

0,46 

68.   Zunzkeu 

44 

2 

5l/2 

4,5 

0,42 

42 

14 

6 

4,4 

0,41 

42  14 

6 

4.4 

0,39 

69.   Witnow 

17 

14 

10 

1,8 

0,17 

5 

8 

4 

0,5 

0,05 

5    9 

4 

0,6 

0,05 

71.  Utingen 

1 

3 

— 

0,1 

0,01 

1 

4 

— 

0,1 

0,01 

1     4 

— 

0,1 

0,01 

72.  Lupsingen 

26 

16 

— 

2,7 

0,25 

7 

16 

— 

0,8 

0,08 

6!    8 

— 

0,7 

0,06 

73.  Betken 

19 

14 

6 

2,0 

0,19 

20 

2 

4 

2,0 

0,19 

19  11 

4 

2,0 

0,18 

74.  Müncbenstein 

97 

3 

11 

9,9 

0,93 

HO 

19 

2 

11,3 

1,06 

395'    2 

7 

40,3 

3.61 

75.   Fullinsdorf 

27 

19 

6 

2,8 

0,26 

13 

17 

— 

1,4 

0.13 

8^  10 

— 

0,9 

o,os 

76.   Muttenz 

129 

14 

lu 

13,2 

1,24 

86;  14 

2 

8,8 

0,8M 

6i:  — 

6 

6,2 

0,56 

77.  KptingenS) 

9 

3 

• — 

0,9 

0,08 

lO;  17 

4 

1,1 

0,10 

12;  13 

4 

1,3 

0.12 

78.  Frick 

50 

16 

6 

5,2 

0,49 

13 

3 

— 

1,=^ 

0,12 

13|- 

— 

1,3 

0,12 

79.  Dietken 

34 

_3 

— 

3,5 

0,33 

15 

_9 

4 

1,6 

0,15 

12 

_lö 

4 

1,3 

0,12 

Summe  der  Aemter    (61 

—79) 

1993 

17 

1/2 

203,3 

19,09 

1262!  10 

4 

128.7 

12,08 

2385 

9 

8 

243.2 

21,79 

80.  Lipgediuge 

40U 

— 

40,8 

3,83 

4.50;  - 

— 

45,9 

4,31 

276 

— 

— 

28,1 

2,52 

/  1675 
\    175 



— '     170,8 

16.04 

1 

81.  Anleihen 

fl. 

21.1 

1,98 

4610  — 

— 

470,1 

44,14 

2095  fl. 

2.52.1 

22,59 

82.  Gesamteinnahme 

22165 

15 

7  2260,1 

212,22 

22459 i   4 

6 

2290,0 

215,02 

29871  17 

1 

3045,8 

272,92 

ohne 

1 

83.  Bestand  vom  letzten 

1 

Jahr 

2988 

1 

— 

304,7 

28,61 

2809 

9 

4 

286,5 

26,90 

714 

19 

11 

72,9 

6,. 53 

l)  Kornverkauf. 
3)  Kornverkauf. 


2)  Nicht  vollständig. 

4)  Zuerst   im  Jahre   1 490/91. 
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Bezeichnung 
der 

1491/92 

1492/93            1 

1493/94 

Ib. 

1 

Ib.        1 

1 

Ib. 

1 

oder 

ß:^ 

Mark 

Mark 

oder     D  1  Q 

Mark 

Mark 

oder 

ß 

^ 

Mark  ! 

Mark 

Einnahme           1 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

P   ^ 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

den 

1 

den 



1 

den 

1.  Winungelt 

3320  — 

_ 

338,5 

30,33 

3413 

~ 

~ 

348,o' 

31,18 

3606 

- 

367,7 

32,95 

2    Muliungelt 

43421  — 

— 

442,7 

39,67 

4137 

— 

— 

421,8 

37,80 

3900  —1  — 

397,7 

35,64 

9.   Saltzhus 

539    6 

7 

55,0 

4,93 

506 

4 

2 

51,6 

4,62 

371     2 

— 

37,8 

3,39 

12.  Zoll  Ton  den  thoren 

34.5 

1 

6 

35,2 

3,15 

476 

15 

— 

48,6 

4,35 

391   14 

9 

39,9 

3,.58 

21.  Vischzoll 

10 

12 

10 

1,1 

0,10 

12 

13 

6 

1,3 

0,12 

9,  13 

4 

1,0 

0,09 

22.  Yiehzoll  der  Stadt 

43 

8 

8 

4.4 

0.39 

39 

16 

2 

4,1 

0,37 

44!  12 

5 

4,5 

0,40 

23.  Yiehzoll  d.  Bischofs 

22 

— 

9 

2,2 

0,20 

22 

3  11 

2,3 

0,21 

23 

7 

2 

2,4 

0.22 

24.  Pferdezoll 

45 

12 

2 

4,6 

0,41 

38 

7 

5 

3,9 

o,a5 

38 

6 

3 

3,9 

0,35 

25.   Kuwer  weg 

6y 

5 

1 

^^ 

0,64 

106 

13 

10 

10,9 

0,98 

83 

9 

— 

8,5 

0,76 

26.  Stettezoll    im    kouf- 

hus 

2G0 

2 

11 

26,5 

2,37 

459 

13 

5 

46,9 

4,20 

229  14 

3 

23,4 

2,10 

27.  Pfuntzollimkoufhus 

677 

19 

— 

69,1 

6,19 

675 

19 

7 

68,9 

6,17 

683     7 

10 

69,7 

6,25 

28.   Stock     im     koufhus 

(hiissgelt) 

132 

11 

5 

13,5 

1,21 

112 

8 

— 

11,5 

1,03 

116  12 

8 

11,9 

1,07 

29.  Brodkarren 

55 

5 

6 

5,6 

0,50 

44 

3 

— 

4,5 

0,40 

25  12 

10 

2,6 

0,23 

30.  Korn    von    der    stat 

gangen 

36G 

9 

— 

37,4 

3,35 

150 

— 

— 

15,3 

1,37 

103  - 

— 

10,5 

0,94 

33.  Wisenfloessenzoll 

8 

12 

7 

0,9 

0,08 

ö 

9 

9 

0,6 

0,05 

5     3 

1 

0,5 

0,0t 

34.   Saltzhus  zu  Liestal 

34 

19 

6 

3,6 

0,32 

66 

9 

— 

6,8 

0,61 

35!  16 

— 

3,6 
3,1 

0,32 

36.  Wage  im  konfhus 

42 

13 

7 

<1,3 

0,39 

38 

5 

4 

3,9 

0,35 

30  15 

10 

0,28 

39.   Zoll  zu   Kemps 

70 

5 

11 

7,2 

0,65 

64 

7 

2 

6,6 

0,59 

46  12 

6 

4,8 

0,43 

42.  Winungelt     in     den 

1 

Wirten   husern 

426 

— 

4 

43,4 

3,89 

322 

4 

4 

32,9 

2,95 

387'  18 

9 

39,6 

3,-55 

44.  Wisenbrugken 

öO 

4 

4 

5,1 

0,46 

66 

5 

•1 

6,8 

0,61 

.59  14 

5 

6,1 

0,55 

49.   Fleischstüre 

1742 

6 

— 

177,7 

,    15,92 

1725 

— 

8 

175,9 

15,76 

1711;    3 

10 

174,5 

15,64 

52.  Salzhaus  zuWalden- 

hurg 

24 

7 

4 

2,5 

0,22 

32 

U 

— 

3,3 

0,30 

17i    3 

11 

1,7 

0,15 

53.  Salzhaus   zu  Gelter- 

kinden 

47 

3 

3 

4,8 

0,43 

66 

15 

11 

6.8 

0,61 

53,12 

8 

5,5 

0,49 

64.  Weinsticherbuchs 

29 

4 

10 

3,0 

0,27 

4U 

11 

1 

4,1 

0,37 

46    4 

6 

4,7 

0,42 

55.   Kran  im  Kaufhaus 

23 

3 

2 

2,4 

0,22 

22 

4 

— 

2,3 

0,21 

20;    2 

10 

2,1 

0.19 

56.  Von   den  Messen 

369 

18  10 

37,7 

3,38 

320 

1 

4 

32,6 

2,92 

290  — 

1 

29,6 

2,65 

57.  ZoU    an    der  Ehein- 

hrücke 

79 

11 

— 

8,1 

0,73 

88 

3 

3 

9,0 

0,81 

106    4 

— 

10,8 

0,97 

59.  Zigerwage 

•  — 

— 

. — 

— 

— 

2 

6 

5 

0,2 

0,02 

—    — 

— 

— 

— 

CO.  Bierungelt 

37 

8 

10 

3,8 

0,34 

1 

JL6 

— 

0,2 

0,02 

17    5 

W 

1,8 

0,16 

Summe   dieser  Abgaben 

(1—60;, 

13215 

14 

11 

1347,5 

120,74 

13057 

8 

4 

1331,4 

119,30 

12454  10 

9 

1269,9 

113,79 

61.  Liestal 

339 

18 

7 

34,7 

3,11 

307 

1 

— 

31.3 

2,80 

339;    1 

4 

34,6 

3,10 

62.  Waidenburg 

257 

17 

6 

26,3 

2,36 

384 

13 

4 

39.2 

3,51 

•    252 

14 

6 

25.8 

2,31 

63.  Homberg 

166 

11 

10 

17,0 

1,52 

368 

18 

— 

37,6 

3,37 

117 

8 

2 

12.0 

1,08 

66.  Farnspurg 

447 

13 

45,6 

4,09 

585 

6 

5 

59,7 

5,35 

435 

17 

5 

44,4 

3,98 

67.  Sissach 

155 

15 

2 

15,9 

1,42 

137 

15 

4 

14,0 

1,25 

129 

5 

4 

13,2 

1,18 

68.  Zunzkeu 

122 

19 

10 

12,5 

1,12 

99 

7 

— 

10,1 

0,91 

86 

4 

— 

8,8 

0,79 

69.  Witnow 

21 

8 

4 

2,2 

0,20 

25 

6 

10 

2,6 

0,23 

22 

7 

8 

2,3 

0.21 

71.  Utingen 

1 

4 

— 

0,1 

O.Ol 

1 

4 

— 

0,1 

0,01 

1 

4 

— 

0,1 

0,01 

72.  Lupsingen 

6 

8 



0,7 

0,06 

77 

— 

— 

7,9 

0,71 

41 

8 

— 

4,2 

0,3S 

73.  Betken 

19 

11 

4 

2,0 

0,18 

19 

12 

4 

2,0 

0,18 

19 

6 

4 

2,0 

0,18 

74.  Münchei'.stein 

94 

5 

8 

9,6 

0,86 

59 

17 

8 

6,1 

0,55 

58 

7 

8 

5,9 

0,.53 

75.  Fiillinsdorf 

52 

16 

— 

5,4 

0,48 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

— 

76.  Muttenz 

107 

11 

6 

11,0 

0,99 

62 

8 

6 

6,4 

0,.57 

62 

19 

3 

6,4 

0,.57 

77.  Eptingen 

11 

19 

4 

1,2 

0,11 

11 

19 

4 

1,2 

0,11 

9 

9 

4 

1,0 

0,09 

78.  Frick 

54 

18 

— 

5,6 

0,.50 

et 

13 

— 

6,6 

0,59 

47 

17 

10 

1        4,ö 

0,44 

79.  Dietken 

58 

7 

K) 

5,9 

0,53 

30 

19 

5 

3,2 

0,29 

35 

4 

_i 

i        3,6 

0,32 

Summe   der  Aemter   (61 

i      .. 

—79) 

1919 

5 

11 

195,7 

17,54 

2236 

2 

2 

228,0 

20,43 

1658 

15 

2 

169,1 

l.\15 

80.  Lipgedinge 



1 





70 

— 

— 

7.1 

0,(54 

lüO 

— 

— 

10.2 

0.91 

81.  Anleihen 

3087i/2 

fl.l 

371,5 

33,29 

/    480 
X  5U00 

fl. 

— 

48,9 
601,() 

4,38 
.53.91 

(    100 
V  3S80 

fl. 

— 

10,2 
466.b 

0.91 
41,83 

82.  G  e  s  a  m  t  e  i  n  n  a  h  m  e 

ohne 

83.  Bestand  vom  letzten 

20710 

2  10 

2111,7 

189,22 

24423 

14 

9 

2490,3 

22»,  15 

21041 

5 

3 

2145.4 

192.24 

1 

1 
1 

! 

Jahr 

5975 

— 

i  ^^ 

609,2 

54,.59 

1899 

14 

6 

193,7 

17,36 

836 

18 

5 

&\3 

1 

7,64 

676 


Bernhard  Harms: 


Bezeiclinung 
der 

1494/95 

1495 

^96 

1496/97 

Ib. 

Ib. 

1 

Ib.     , 

oder 

?,^ 

INIark 

Mark 

oder 

ß  A 

Mark 

Mark 

oder     00 
Gul-     ß  •'^ 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

Silber 

Gold 

Gul- 

Silber 

Gold 

Silber 

,   Gold 

den 

1 ! 

1 

den 

1   ■ 

den  j       ! 

1 

1.  Winungelt 

4485 



457,3 

40,98 

27S9 





284,4 

25,48 

2007 





204,6 

18,33 

2.  Mi'iliungelt 

4212 

—  — 

429,5 

38,49 

4032 

— 

— 

411,1 

36,84 

4391 

— 

— 

447,7 

40,12 

9.   Saltzhus 

492 

9  1 

50,2 

4,50 

430 

6 

3 

43.9 

3,93 

473 

19 

2 

48,3 

4,33 

12.  Zoll  von  den  thoren 

308 

11 

7 

31,5 

2,82 

\539 

10 

8 

55,0 

4,93 

583 

— 

7 

59,4 

5,32 

21.   VischzoU 

9 

6 

7 

0,9 

0,08 

12 

1 

3 

1,2 

0,11 

11 

18 

6 

1,2 

0,11 

22.  Vichzoll  der  Stadt 

50 

16 

10 

5,2 

0,47 

58 

5 

4 

5,9 

0..53 

62 

— 

7 

6,3 

0,56 

23.  Vicbzoll  d.  Bischofs 

28 

17 

9 

2,9 

0,26 

52 

6 

1 

5,3 

o;47 

48 

9 

1 

4,9 

0,44 

2  i.  Pferdezoll 

48 

7 

6 

4,9 

0,44 

43 

5 

7 

4,4 

0,39 

47 

6 

6 

4,8 

0,43 

2.5.  Xüwer  weg 

63 

8 

2 

6,5 

0,58 

124 

17 

3 

12,7 

1,14 

120 

9 

8 

12,3 

1,10 

20.  StettezoU    im    kouf- 

hus 

413 

15 

11 

42,2 

3,78 

337 

17 

7 

34,4 

3,08 

485 

3 

7 

49,5 

4.44 

27.  PfuntzoUimkoufbus 

917 

9 

11 

93,5 

8,38 

740 

8 

2 

75,5 

6,77 

832 

16 

7 

84,9 

7,61 

28.   Stock      im    koufhus 

(hussgelt) 

154 

7 

1 

15,7 

1,41 

114 

8 

7 

11,7 

1,05 

162 

11 

2 

16,6 

1,49 

20.  Erodkarren 

31 

1 

7 

3,2 

0,29 

19 

— 

2 

1,9 

0,17 

21 

3 

6 

2,2 

0,20 

o(».  Korn    von    der    stat 

1 

gangen 

129 

15 

— 

13,2 

1,18 

145 

12 

— 

14,8 

1,33 

484|  11 

— 

49,4 

4,43 

33.   Wisenfloessenzoll 

— 

— 

— 

— 

— 

7 

19 

6 

0,8 

0,07 

—    — 

— 

— 

■S4.  Saltzhus  zu  Iiiestal 

53 

13 

11 

5,5 

0,49 

57 

14 

— 

5,9 

0,53 

31    16 

5 

3,2 

0,29 

.10.   Wage  im  koufhus 

27 

16 

6 

2,8 

0,25 

17 

4 

7 

1,8 

0,16 

16    7 

10 

1,7 

0,15 

39.  Zoll    zu  Kemps 

57 
512 

6 
17 

4 
6 

5,8 

0,52 

43 
444 

1 
13 

5 
9 

4,4 

0,39 

78 

2 

10 

8,0 

0,72 

42.  Winungelt     in  den"! 
Wirten  husern          / 

hiez.  S.  C. 

10 

hiez.  S.C. 

5 

513 

1 

6 

52,3 

4,69 

444 

18 

9 

45,4 

4,07 

302 



7 

30,8 

2,76 

44.  Wisenbrugken 

57 

14 

3 

5,9 

0,53 

79 

8 

2 

8,1 

0.73 

72^    5 

5 

7,4 

0,66 

45.  Margzalstiire 









— 

— 

— 







21 

18 

— 

2,2 

0,20 

49.   Fleischstüre 

1685 

2 

6 

171,8 

15,39 

1826 

2 

9 

186,2 

16,68 

1675 

13 

11 

170,9 

15,31 

51.   Zoll     an     der    Birs- 

brücke  zu  St.  Jakob 

— 

_ 

— 

— 

— 

0 

14 

. — 

0,7 

0,08 

— 

— 

— 

— 

— 

52.   Salzhaus  zu  Waiden- 

burg 

28 

14 

7 

2,9 

0,26 

18 

17 

10 

1,9 

0,17 

18 

17 

10 

1,9 

0,17 

53.   Salzhaus   zu  Gelter- 

kinden 

58 

2 



5,9 

0,53 

47 

2 

6 

4,8 

0,43 

28 

16 

6 

2,9 

0.26 

54.   Weinsticherbuchs 

85 

8 

2 

3,6 

0,32 

57 

7 

8 

5,8 

0..52 

53 

10 

5 

5,5 

(1.49 

55.  Korn  im  Kaufhaus 

16 

16 

11 

1,7 

0,15 

13 

2 

7 

1,3 

0.12 

14 

13 

5 

1,5 

0,13 

56.  Von  den  Messtn 

203 

3 

2 

20,7 

1,85 

229 

19 

11 

23,4 

2,10 

204  16 

8 

20,9 

1,87 

57.  Zoll    an   der  Ebein- 

briieke 

116 

6 

4 

11,9 

1,07 

64 

17 

10 

6,6 

0,.59 

163 

3 

2 

16,6 

1,49 

CO.  Bierungelt 

35 

J. 

— 

3,6 

0,32 

1 

_9 

— 

0,1 

0,01 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe    dieser  Abgaben 

(1— GOJ 

14234 



2 

1451,3 

130,04 

123.54 

19 

5 

1259,7 

112,88 

12413 

12 

11 

1265,7 

113,41 

61.  Liostal                            1 

4Ü5 

8 

5 

41,3 

3,70 

520 

2 

9 

53,0 

4,75 

475 

2 

6 

48,4 

4,34 

62.  Waidenburg 

232 

19 

23,8 

2,13 

320 

18 

6 

32,7 

2.93 

292 

15 

6 

29,8 

2,67 

63.  Homberg 

116 

2 

6 

11,8 

1,06 

107 

3 

2 

10,9 

0,98 

104 

18 

6 

10,7 

0,96 

66.   Farnspurg 

360 

9 

6 

36,8 

3,30 

417 

15 

9 

42,6 

3,82 

250 

15 

8 

25,6 

2,29 

67.   Sissach 

58 

7 

10 

5.9 

0,53 

52 

16 

3 

5,4 

0,48 

122 

4 

8 

12,5 

1,12 

68.  Zunskeu 

40 

10    6 

4,1 

0,37 

75 

8    6 

7,7 

0,69 

81 

11 

6 

8,3 

0.74 

79.   Witnow 

12 

12 

4 

1,3 

0,12 

12 

14    4 

1,3 

0,12 

6 

13 

4 

0,7 

o;o6 

71.   Utingen 

1 

4 

— 

0,1 

0,01 

1 

4!    4 

0,1 

0,01 

1 

4 

4 

0,1 

0,01 

72.  Lupsingen 

6 

8 

, 

0,7 

0,06 

6 

s:  — 

0,7 

0,06 

— 

— 

— 

— 

— 

73.  Bctkeu 

18 

15 

4 

1,9 

0,17 

18 

18    6 

1,9 

0,17 

19 

1 

8 

1,9 

0,17 

74.  Münchenstein 

56 

12 

8 

5,B 

0,52 

49 

1     8 

5,0 

0,45 

62 

8 

8 

6,4 

0,.57 

76.   Muttenz 

83 

4 

85 

0,76 

105 

19     9 

10,8 

0,97 

83 

5 

10 

8,5 

0,76 

77.  Eptingen 

10 

3 

1 

1,0 

0,09 

9 

9    4 

1,0 

0,09 

9 

8 

4 

1,0 

0,09 

78.  Frick 

32 

18 

11 

3,4 

0,30 

55 

15  — 

5,7 

0,51 

40 

18 

— 

4,2 

0,38 

79.  Dietken 

11 

15 

4 

1,2 

0,11 

13 

AA 

1,3 

0,12 

22 

JL 

— 

2,2 

0.20 

Summe    der  Aemter   (Cil 

—79) 

1447 

11 

8 

147,6 

13,23 

1766 

18!    2 

180,2 

16,15 

1572 

10 

6 

160,3 

14.36 

80.  Lipgedinge 

500  fl. 

60,2 

5,39 

i      400 

1 

40,8 

3,66 

216 

— 

10 

22,0 

1,97 

81.  Anleihen                      j 

4700» 

565,5 

50,67 

\    2950 fl. 

354,9 

31,80 

4592  11 

8 

468,3 

41,96 

82.  Gesamteinnahme 

ohne                    ' 

83.  Bestand  vom  letzten 

26919 

4 

4 

1 

2744,8 

245,95 

20456 

7  11 

2085,8 

186,90 

21543     7 

11 

2196,6 

196,83 

1 

' 

Jahr 

4309 

2 

6 

439,4 

39,37 

6587 

10; 

10 

671,7 

60,19 

975^ 

S 

11 

99,5 

8,92 
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Bezeichnung^ 

1497/98 

1498/99 

1499/1500 

der 

1    Ib.     1 

1 

Ib. 

j 

Ib. 

1 

oder 

- 

Mark 

Mark 

oder     D 

n 

Mark 

Mark 

oder 

0 

1     C 

Mark 

Mark 

Einnahme 

Gul- 

ß|^ 

Silber 

Gold 

Gul-     ßM 

Silber 

Gold 

Gul- 

ß l'^TJ 

Silber 

Gold 

den 

\__ 

den 

i_ 

den 

L 

1 

1.  'Winungelt 

1    2400 

I 

l_ 

244,7 

21,93 

2989 

_ 

l_ 

266,0 

25,80 

3076 

273,7 

;    26,55 

2.  Müliungelt 

i'    4302 

— 

1 

438,6 

39.30 

4621 

— 

1 

411,2 

39,88 

4232 

376,C 

36,53 

9.   SaltzUus 

b\)b 

8 

2 

61,0 

5;47 

942 

9 

1 

83,9 

8,14 

623 

s 

3 

55,€ 

5,38 

12.  Zoll  Ton  den  thoren 

623 

2 

1 

63,5 

5,69 

444,  — 

h 

39,5 

3,83 

406 

17 

8 

36,'. 

3,51 

21.  Vischzoll 

10 

11 

6 

1,1 

0,10 

13 

12 

3 

1,2 

0,12 

10 

9 

3 

0,i 

0,0') 

22.  Vichzoll  der  Stadt 

(       77 

13 

9 

7,9 

0,71 

59 

15 

5 

5,3 

0,51 

67 

— 

10 

6,C 

0,58 

23.  Vichzoll  d.  Bischofs 

'       47 

17 

10 

4,9 

0.44 

27 

18 

8 

2,5 

0,24 

47 

— 

5 

4,2 

0,41 

24.  Pferdezoll 

44 

1 

1 

4,5 

0,40 

26 

— 

4 

2,3 

0,22 

37 

16 

1 

3,4 

0,33 

25.  Xüwer  weg 

122 

19 

2 

12,5 

1,12 

97 

18 

5 

8,7 

0,84 

96 

17 

8 

8,e 

,      0,83 

26.  Stettezoll    im    kouf- 

[ 

hus 

628 

7 

10 

64,1 

5,74 

279 

16 

9 

24,9 

2,42 

300 

8 

1 

26,7 

2,59 

27.  Pfuntzollimkoufbus 

•      «42 

10 

11 

96,1 

8,61 

734 

9 

2 

6.5,4 

6,34 

1072 

15 

— 

95,5 

9,26 

28.  Stock     im    koufhus 

1 

(hussgelt) 

213 

17 

11 

21,8 

1,95 

156 

— 

7 

13,9 

1,35 

181 

3 

5 

16,1 

1,56 

29.  Brodkarren 

20 

13 

4 

2,6 

0,23 

12 

14 

11 

1,1 

0,11 

9 

9 

3 

0,8 

0,08 

30.  Korn    von    der    stat 

gangen 

815 

5 

6 

83,1 

7,45 

167 

5 

— 

14,9 

1,45 

809 

19 

— 

27,6 

2,68 

33.  Wisenfloessenzoll 

— 

— 



— 

— 

12 

4 

9 

1,1 

0,11 

— 

— 

— 

— 

— 

34.   Saltzlius  zu  Liestal 

97 

8 

4 

9,9 

0,89 

195 

3 

11 

17,4 

1,69 

119 

18 

1 

10,7 

1,04 

36.  Wage   im  koufhus 

15 

15 

5 

1,6 

4,7 

0,14 

13 

3 

— 

1,2 

0.12 

10 

1 

7 

0,8 

0,09 

39.  Zoll  zu  Keraps 

46 

10 

3 

0,42 

22 

9 

7 

2,0 

0,19 

17 

4 

5 

1,5 

0,15 

41.  Winungelt     in    den 

1 

Wirten  husern 

355 

1 

2 

36,2 

3,24 

388 

19 

8 

34,6 

3,36 

438 

13 

10 

39,C 

•    3,78 

44.  Wisenbrugken 

73 

11 

7,5 

0,67 

65 

— . 

10 

5,8 

0,56 

51 

14 

11 

4,6 

0.45 

49.   Fleisclistüre 

1911 

18 

7 

194,9 

17,46 

1722:    9 

4 

153,3 

14,87 

1461 

19 

10 

130,1 

12,62 

52.  Salzhaus  zu  Waiden- 

1 

1 

burg 

1       33 

3 

4 

3,4 

0,30 

55 

16 

2 

5,0 

0,48 

30 

3 

7 

2,7 

0,26 

53.  Salzhaus   zu  Gelter- 

i 

kinden 

84 

U 

7 

8,6 

0.77 

103 

2 

8 

9,7 

0,94 

77 

4 

— 

6,9 

0,67 

54.  Weiusticherbuchs  l) 

(    1 

\öl 

3 
15 

6 
9 

0,1 
5,8 

0,01 
0,47 

55 

11 

8 

4,9 

0,48 

60 

18 

6 

5,4 

0,.52 

55.  Korn  im  Kaufhaus 

15 

6 

6 

1,6 

0.14 

10|  12 

— 

0,9 

0,09 

12 

13 

4 

1,1 

0,11 

56.  Von  den  Messen 

278 

2 

6 

28,4 

2,54 

277!  14 

6 

24,7 

2,40 

330 

— 

3 

29,4 

2,85 

57.  Zoll   an   der  Khein- 

brücke 

110 

6 

8 

11,2 

1,00 

51 

18  11 

4,6 

0,45 

38 

19 

— 

3,5 

0,34 

60.  Bierungelt 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

_6  — 

0,2 

0,02 

— 

— 

— 

— 

— 

Summe   dieser  Abgaben 

i 

(1—60) 

13927;  3 

8 

1420,1 

127,25 

13554 

13 

8 

1203,2 

116,99 

13120  16 

3 

1167,6 

113,25 

61.  Liestal 

531'- 

9 

54,1 

4,85 

579  17 

3 

51,6 

5,00 

642   '7 

8' 

57,2 

5.55 

62.  Waidenburg 

310,  3 



31,6 

2,83 

346  17 

8 

30,9 

3,00 

328 

2 

3 

29.2 

233 

63.  Homberg 

123  12 

9 

12,6 

1,13 

178'  19 

11 

15,9 

1,54 

116 

16 

2 

10,4 

1,01 

66.  Farnspurg 

407    2 

9 

41,5 

3.72 

326)    3 

10 

29.0 

2,81 

206 



6| 

18,3 

1,77 

67.  Sissach 

129  14 

2 

13,2 

1,18 

79  15 

2 

7,1 

0,69 

67 

9 

4 

6,0 

0,58 

68.  Zunzkeu 

88:11 

6 

9,0 

0,81 

44    3 

6 

3,9 

0,38 

61 

15 

6 

5,5 

0,53 

69.  Witnow 

9919 

7 

10,2 

0,91 

6  19 

7 

0,6 

0,06 

7 

1 

4 

0,6 

0,06 

71.  Illingen 

1   4 

4 

0,1 

0,01 

1!    4 

4 

0,1 

0,0! 

1 

4 

4 

0,1 

0,01 

72.  Lupsingen 

21   6 

_ 

2,2 

0,20 

14  18  — 

1,3 

0,13 

12 

10 

— 

1,1 

0,11 

73.  Betken 

19    1 

8 

1,9 

0,17 

30     3'  10 

2,7 

0,26 

18 

6 

8 

1,6 

0,16 

74.  Mttnchensteiu 

73  14 

8 

7,5 

0,67 

7,s  lö]  10 

7,0 

0,68 

65 

16 

6 

5,2 

0,57 

76.  Muttenz 

130,12 

6 

13,3 

1,19 

.      67,  18l 

3 

6.0 

0,58 

58  lOl 

5,9 

0,.5O 

77.  Eptlngen  2) 

9   8 

4 

1,0 

0,09 

9 

18 

4 

0,9 

0,09 

10 1 

1 

10 

0,9 

0,09 

78.  Frick 

91- 

9,3 

0,83 

42 

— 

3,7 

0,36 

7 

7 

0,7 

0,07 

79.  Dietken 

23 

131 

4 

2,4 

0,22 

10 

1 

4 

0,9 

0,09 

13 

15 

_4 

1,2 

_042 

Summe    der  Aemter   (Cl 

1 

-79) 

2060'  5' 

4 

210,1 

18,83 

1817 

17 

10 

161,8 

1.5,69 

1617    4 

5 

143,9 

13,96 

81.  Anleihen 

6095'  8; 

4 

621,5 

55,69 

14.560  — j 



1295,7 

125,67 

^Oßl  13 

4 

45,1 

4,37 

82.  Gesamt  einnähme, 

ohne 

83.  Bestand  vom  letzten 

25183  9 

6 

25C7,8 

230,09 

J2787 

1 

4 

2917,7 

283,00 

19954  10 

6 

1775,7 

172,23 

\ 
i 

Jahr 

1432] 

1 

L7| 

10 

146,1 

13,09 

5871 

17 

— 

522,5 

50,68 

5871 1 

17| 

— 

522,5 

50,63 

1)  Ein  weiterer  Posten  von  87  Ib.   ist  gestrichen. 

2)  Ein  weiterer  Posten  gestrichen. 
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Bernhard  Harms ; 


Bezeichnung 

der 

Einnahme 


1500/01 


oder  o  Q, 
Gul-  PP- 
den  1       i 


Mark     Mark 
Silber     Gold 


der 


des 


1.  Winungelt 

2.  Miiliuugelt 
9.   Saltzlius 

12.  Zoll    von    den 
tboren 

21.  VisclizoU 

22.  Viclizoll 
Stadt 

23.  Vieh  zoll 
Bischofs  I 

24.  Pferdezoll  ' 

25.  Nüwer  vreg 

26.  StettezoU     im 
kouf hus 

27.  PfuutzoU      im 
kouf hus 

28.  Stock  im  kouf- 
hus  (Hussgelt) 

09.  Erodkarren 
30.  Korn    von  der 
stat  gangen 

33.  Wisenfloessen- 

zoll 

34.  Saltzhus        zu 
Liestal 

36.  Wageimkouf- 

hus 
39.  Zoll  zu  Kemps 
42.  Winungelt    in 

den  Wirten  hii- 

seru 
44.  Wisenbrugken 
49.  Fleischstüre 

52.  Salzhaus       zu 
Waidenburg 

53.  Salzhaus      zu 
tielterkinden 


2S94 

4283 

523 

521 
13 

23 


22 
123 


14 


281 
949 


6    9 

10    4 
9  — 


176  19 

27! 


257,5 

381,1 

46,6 

46,4 
1,2 

2,1 

2.3 
2,0 
11,0 

2ö,0| 

84,5 

15,7 
2,4 


•1611 

11 



41,11 

15 

2 

- 

1,3 

116 

— 

4 

10,3 

13 

43 

7 
6 

3 

2 

1,2 
3,9 

382 

50 

1316 

6 

2 

1 

6 

4 
10 

34,0 

4,5 

117,1 

i        18 

1 

8 

1,6 

1        90 

c 

8 

8,0 

Bezeichnung 

der 

Einnahme 


1500/01 


24,98 

36,96 

4,52 

4,50' 
0,12| 

0,20 

0.22 

o;i9 

1,07 
2,42 

8,20 

1,52 

0,23 

3,99 
0,13 
1,00 

0,12 

0,38 

3,30 
0,44 
11,36 

0,10 

0,78 


54.  Wein  Sticher- 
buchs 

55.  Kom  im  TCauf- 
y      haus 

56.  Von  den  Mes- 
sen 

57.  Zoll      an     der 
Kheinbiücke_ 

Summe  dieser  Ab- 
gaben (1 — 57) 
Gl.  Liiestal 

62.  Waidenburg 

63.  Homberg 

66.  Farnspurg 

67.  Sissacb 

68.  Zunzkeu 

69.  Witnav 

71.  Utingen 

72.  Lupsingen 

73.  Betken 

74.  Wünchensteiu 

76.  Mutteuz 

77.  Eptingen 

78.  Frickl) 

79.  Dietken 


ib. 
oder 
Gul- 
den 


47 
13 
305 


Summe   der  Aem- 
ter  (61—79) 

80.  Lipgedinge 

81.  Anleihen 

82.  G  e  s  a  m  t  e  i  n- 
nähme 

ohne 

83.  Bestand     Tom 
letzten  Jahr 


o     Mark     Mark 
'^  1  Silber    Gold 


4 

91    6 


12818 

525| 

2.54 

123 

250 

62 

45 

6 

1 

12 
18 
40 
53 
10 

13 


1418 

140 

10160 

28673 


1351 


4,2 
1,2 

27,2 


0,41 
0,12 
2,64 


7,0 1      0,68 


1140,71  110,64 

46,8  S      4,04 


22,7 
11,0 
22,3 
5,5 1 
4,0| 
0,6 
0,1 
1,1 
1,6 
3,6 
4,8 
1,0 

1^2 


12    8 


126,3 

12,5 

904,2 


2,20 
1,07 
2,16 
0,.53 
0,S9 
0.06 
0,01 
0,11 
0,16 
0.35 
0,47 
0,10 

0,12 


12,25 
1,21 

87,70 


2551,6247,49 


120,3     11,67 


i)  In  diesem  Jahre  keine  Einnahme. 


Die  Steuern  und  Anleihen   im  öffentliclien  Haushalt  der  Stadt  Basel.       Ö/Q 


Steuern,  Zölle  etc.  und  Anleihen  im  Verhältnis  zum 

Gesamt-Etat. 


Rech- 

Gesamt-Einnahme 

Steuern,    Zölle  etc.  in  Basel 
Stadt  und  Aemtern 

Anleihen  und   Leibgedinge 

nungs- 

-o 2* 

jahr 

Ib. 

ß 

^ 

Mark    Mark 
Silber   Gold 

Ib. 

ß 

A 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

Ib. 

ß 

0     Mark 
■^  Silber 

Mark 
Gold 

S5I 

1361/62 

3342 

15 



1215,5' 101.04 

3113 

15 

8 

1132,3 

94,12 

93,16 

1    _ 

]802;o3 

4984 

11 

— 

1S12.6  l."i0,67 

3.543 

17 

6 

1288,7 

hi7.12 

71,10 

1125 





409,1 

34,01 

22,57 

i;!(k!'(U 

4459 

15 

— 

H;21,7  VA.-') 

4072 

5 

5 

148tt.^ 

I2:!.'i'.l 

9131 







1    - 

l:-64% 

4485 

19 

— 

1631.3  13ü.6u 

4193 

3 

1.524,^ 

lLV,,74 

93.41 











1    

136.j;66 

8275. 

4 

— 

3009,2  2.50,14 

4344 

r200fl. 

15 

6 

1579,'.t 
36,4 

131.33 
3,03 

52,50 

3445 

— 

— 

1252,7 

104,13 

41,63 

1366;67 

8013 

3 

— 

2913,9  242.22 

\  5717 

12 

2 

2079.1 

172.83 

;2.fi0 

1235 





449,1 

37,33 

15,41 

1367;  08 

9984 

— 

— 

3t;-">i',')  3'il.7v) 

5001 

14 

6 

181\- 

i:.!.l'.' 

50.1(1 

4255 

10 

. . 

1.547.;, 

12^,64 

42,63 

1368,69 

92.54 

— 

— 

y.'Sii.'i.i  27'.', 73 

4654 

— 

8 

16'.i2, 1 

1)1  LH- 

50  29 

21.52 

15 



782,S 

65,(.)7 

23,26 

136Vi;70 

10081 

4 

— 

3111;;,/.)  :;(i4,73 

.5447 

5 

6 

19tU,b 

164,65 

54,03 

3768 

3 

_ 

1370,2 

113,90 

37,38 

137(171 

8651 

8 

— 

L':it;r,.i  ■'(r.i.(i2 

6225 

4 

1702,0 

150,40 

71,95 

2077 

11 

_ 

568,2 

.50,19 

24,01 

1371/72 

6919 

6 

5 

1^'.'2.4  ir,7,17 

4963 

12 

4 

13.57,5 

119,92 

71,73 

1.598 

15 



437,3 

38,63 

23,11 

1372  73 

12120 

10 

2 

3314,'.!  2.12.^4 

5290 

4 

— 

1446,8 

127,81 

43,65 

4396 

15 



1202,5 

106,23 

36,28 

1373  7i 

10655 

1 

10 

2'.tl4.1  2.'.7.43 

8161 

19 

8 

2232,3 

197,20 

76,60 

1398 

9 



382,5 

33,79 

13,13 

13747.-J 

129.58 

2 

8 

2'.t^Ci.-")  2iii."'( 

5233 

17 

6 

1206,2 

111.58 

40,39 

5.598 

14 

_ 

1290,4 

119,37 

43.21 

137:.;76 

6762 

3 

l."j.>.,-,  144.17 

.5.531 

6 

1 

1274,8 

117,93 

81,80 

377 

10 



87,0 

8,05 

5,38 

1376  77 

15.549 

1 

— 

4'.'21.5  274,7'.) 

13602 

11 

9 

4305,4 

240.39 

87,48 

1397 





442,2 

24,69 

8.99 

1377  78 

12366 

11 

4 

2672,s  224,04 

10406 

2 

8 

2249,1 

188,-52 

84,13 

447 

5 

_ 

96,7 

8,11 

3,62 

I37s7» 

14245 

17 

9 

3i'7'.i,n  2.'j^'n'.) 

12317 

10 

10 

2662,2 

223,15 

86,46 

25 

12 



5,5 

0,46 

0,18 

137;isO 

10482 

14 

6 

22r,.\7  l-'.i,',i2 

8809 

2 



1903.9 

1.59..5y 

84,03 

946 

18 



204,5 

17,14 

9.03 

13>'i:sl 

108.53 

6 

— 

231.',.^  l'.;i;,r,3 

8374 

17 

.5 

1810,0 

151,72 

77,16 

1608 



347,6 

29,13 

14,82 

1381/82 

12409 

— 

— 

26S2,0  224,81 

8869 

19 

9 

1917,1 

160,70 

71,48 

2924 

8 



632,1 

52,98 

23,37 

1382/83    , 

10098 

— 

8 

2182,5:182,94 

9267 

4 

6 

2002,9,167:89 

91,77 

72 



15,6 

1,31 

0,71 

/1700fl. 

293,9 

24,64 

1383/84 

16969 

16 

10 

3667,7 

307,44 

8820 

5 

7 

1906,3 

1.59,79 

51.98 

(  5984 

8 



1293,4 

108,42 

43,28 

1384/85 

14088 

3 

9 

2886,2 

229,61 

10514 

1 

4 

2154,0 

171,36 

74,03 

1290 

15 



265,6 

21,13 

9,20 

/30Sfl. 

54,9 

4.37 

28820 

fl. 

5136,6  408,64 

l:J85/S6 

42700 

7 

4 

8747,8 

695,93 

U2826 

/SlOfl. 

11 

5 

2627,6 
100,7 

209,04 
11,74 

30,66 

1295 

— 

— 

26.5,3  [  21,10 

61,75 

1386/87    1 

33088 

0 

- 

34.57,1 

402,93 

\10613 

18 

1 

1109,0 

129,25 

34,99 

1160G 

fl. 

1443,0168,19 

41,74 

/207fl. 

34,7 

3,00 

10380 

fl. 

1742,2 

48,3 

150,45 

1387/88 

30945 

8 

9 

4596,2 

396,91 

X  9730 

14 

2 

1445.3 

124.81 

32,20 

325 





4,17 

38,96 

(945  fl. 

158,6 

13,70 

1388189 

34317 

16 

2 

5097,1 

440,16 

U0498 

14 

5 

1555,3 

134,46 

33,63 

107.56 
2972  fl- 

fl. 

1805.3 
456,6 

155,89 
42,12 

35,42 

1339/90 

20839 

16 

4| 

2668,3 

246,15 

11987 
r90fl. 

4 

— 

1534,9 
13,8 

141,-59 
1,27 

57,52 

62 

— 

— 

7,9 

0,73 

17,41 

1390/91 

21718 

7 

7 

2780,8 

256,53 

\  12.566 
/140fl. 

4 

4 

1609,0 
21.5 

148,43 

1,98 

58,36 

3788  fl. 
100  m. 

582,0 
100,0 

53,69 
9,23 

20,93 

1391/92 

29728 

3 

2 

3806,4 

351,14 

l  9547 

12 

6  1222,5 

112,78 

32,68 

11330 

fl. 

1740,8 

160,59 

48,36 

/127fl. 

19,5 

1,80 

1392/93    , 

21375 

12 

7 

2737,0 

252,49 

111706 
;155fl. 

— 

11 

1498,8 
21,5 

138,27 

2.20 

35,47 

.5412  fl. 

831,5 

76,70 

30,38 

1393194 

37075 

5 

8 

4177,5 

427,58 

U1283 

r67fl. 

13 

1 

1271,4 

9,3) 

130,13 
0,95 

30,95 

18637 

fl. 

2582,9 

264,37 

61,83 

1394/95 

39207 

14 

8 

4417,8 

452,18 

U2463 

5 

7 

1404,3 

143,74 

32.00 

9907  fl. 

1381,3 

141,-38 

31,27 

1395/96 

30890 

3 

— , 

3480,6 

356,25 

12680 
/76fl. 

15 

1 

1428,8 
10,5 

146,24 
1,07 

41,03 

10182 

fl. 

1411,1 

144,44 

40,34 

13%/97 

22893 

10 

— 

2.579,6 

264,03 

(12053 

18 

4 

13.58,2 

139,02 

53,06 

7035  fl. 

975,0, 

99,80 

37,80 

1397/98 

20097 

19 

4 

2264.6  231,79 

117.58 

10 

1 

1324,9 

13.5,61 

38,30 

4598  fl. 

637,2 

&5,22 

28,14 

1398/99 

21415 
a0710i2 
(  17143 

16 

fl. 

— 

2413.0  246.'.N 
167'.t.'.i  l.',l,v.i 

121169 

9 

4 

13.59,91 

92,0 

139,19 
8,32 

36,36 

4695  fl. 

650,7 

66,60 

20,97 

1399/1400 

11 

— 

2ii:!7.ti  1^4, 1-- 

1(|'.)S9 

14 

5 

1305,8 

118,07 

37,61 

3704  fl. 

580,9 

52,52 

15,63 

/  45961/2 

fl. 

72n.'.i   i;.-,.i-; 

,'Mill. 

9U,9 

8.22 

14(J0/l)l 

».  11753 
/19257fl. 

16 

— 

13vr,.c,  iL>i;,:.'7 
3U20,4i2.3,u9 

12201 
9678 

14 
fl. 

10 

1449,8 1 
1517.6 

131,08 
137.22 

?i) 

20479 

fl. 

3211,3  290,36 

1 

?i) 

1401/02 

1.14815 

11 

7 

1760,4  1.59,17 

13810 

12 

4 

164i;0, 

148.37 

66,07 

7962  fl. 

1248,5112,881 

26,11 

1 

ri69)/2 

fl. 

26,6! 

2.41 

1402/03    ji 

24428 

13 

4: 

2990,3  271,88 

U483o 

— 

11 

ISOiV 

VW.o:) 

61.28 

3108  fl. 

487,4 

44,07 

16,30 

1403/04     ! 

16502 

2 

8  2383,4j222,7ö  | 

12367 
(Sbü. 
U3165 

1 

9 

17s:,.4 

\o\.^:; 

74,91 

J238  fl- 

339,41 

31,72 

14,24 

1404;05    ' 

17119 

9 

7, 

2472,6 

231,081 

17 

1 

190  L6 

177','72  1 

77.12 

910  fl. 

138,0 

12,90 

5,58 

i)  Vgl.  Anm.   5  S.  546. 
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Bernhard  Harms : 


Gesanit-Einnahme 


Rech- 
nungs- 
jahr 


Ib. 


A 


Mark    Mark 
Silber    Gold 


1405/06 
1406/07 
1407/08 


16987 
20845 
17955 


1408/09  16201 
1409/10  II  35824 
1410/11        34776 


1411/12 
1412/13 
1413/14 
1414/15 
1415/16 


27119 
37168 
19229 
20062 
21210 


1416/17    !    22840 


1417/18 
1418/19 
1419/20 


1420/21     i    18172 


1421/22 
1422':i:i 
142:;  i'l 
1424,2.'. 
1425/20 
1426/27 
1427/28 

1428/29 

1429/30 

1430/31 

1431/32 

1432/33 

1433/34 

1434/35 

1435/36 

1436/37 

1437/38 

1438/39 

1439/40 

1440/41 

1441/42 

1442143 

1443/44 

1444/45 

1440/46  ( 

1446/47  \ 

1447/18 

1448/49 

1449/50 

1450/51 1 

1451/22 
1452/53 
1453/54 
1454/55 
14Ö5/56 
1456/57 
1457/58 
1458/59 
1459/60 
1460/61 


27025 
20273 
29523 


28626 
2:.139 
2(  n  lOö 

52773 
32269 
33402 

34700 

40072 

23622 
22142 

28905 
30144 
4S011 
30109 
275S6 
3527(5 
40885 
31922 
22899 
21194 
23997 
34416 
27286 

65838 
22028 
55970 
21618 
2011011. 

12432 
284.54 
:^1067 
43239 
30602 
25405 
22719 
17402 
12608 
19978 
,  22709 


13 


14 


24.',:! .")  229,:lO 
3011^7  :^4.',.'.i7 
2.5'.t:;!,:!211,s7 

2340,0  191,18 


5174,2 


464,05 


5022,8  450,48 

3916,91351,29 

536'<.2'l>;i,45 
2777,4  ill'.MO 
281)7,7  -J-V.i,^^ 
;3063,5  2.4,75 

3298,8  295,86 


3100,5  32130 
2325,9  241  03 
3387,1  350,99 

2084,8  205,80 


3284.2  324.21 

2s<4.1  2SL71 
7'22J."'),1  -J-_'i;,.'<' 
4'42.>,".t  41:0,42 
5|67.',7,1  ,M4.(I., 

4  4i:;i,'i;;:;2,iw 

4  4270,6  :J44,:>j 


8  4443,1 


2  5130,9  413,12 

3  3024,7 '243,.-,;^ 
3  2j:i.:,.l  2-N.27 


3.57,74 


::3701,l  2,ts.u(i 
3.",si,',i  ;;i(i,c,(; 
.5704,'.»  494. 7'.i 
::i.',77,7  310,2,1 
3277,9  2si,i>'.t 
4191,6  ;j(;:!,,r4 
48.>.1  421, :;4 
:il\y-\,[  :;2'^.'.is 
272i,i'2:;.'i,M:i 
2.")l'-,4i'ls,12 
2-S.M,4  2l7,:;o 
4(M).4  :',.,1,(;7 
3242,2  281,20 

7823,0 1 678,49 
2617,5  227,02 

66."mi,..  .".TC.Mi 
25i;s,7  -'•'2,7'^ 
2747,4  236,28 


1477,21128,12 

3381,0  29:',,2l 
40is,ii  :;.M,o-< 
5l:)7>  4  l.",,r.O 
3r.:!(vl  31.',,:N 

;jois,7  2.',(;,r,',) 
6  2(;9'.t,(;  229,. m; 

20i'.7,^  17..,s:; 
19l'.',,'.i  1C,:;.77 
2:J7;!,'.»  201, sc, 
4  2698,41229,46 


11 


Steuern,    Zölle  etc.   in  Basel 
Stadt  und  Aemtern 


Ib. 


iS 


lA 


Silber 


Mark 
Gold 


go 

Ol 


127SO 
141:;.', 
i:464C. 

14832 
(  20  fl. 
\ 14763 

14200 
/  20  fl. 
\  l.=)6S6 
■  17:^24 

l.-i.-,.-,i; 

l.-,:!:42 

1G584 
(  20  fl. 
X 15802 


166.59 
13378 
1:3253 

13611 

1.5610 
13513 
14167 

147.^8 
i:;o:;o 
i:;.,l'.i 
l.;,249 

15184 

19913 

1.5:105 
i:,7.j6 
r.):;27 
244 14 
•_'.".,  :)6 
20006 
24776 
210:!0 
2:;:;47 
Iss-^O 
r.;ii,is 
1710.-, 
lC,2liO 
17471 
14791 

»160  fl. 

\29596 
11143 
9263 
13157 


11.551 
23333 
144.55 
17606 
17:443 
17319 
170.55 

11 2<, 
IKbU 
13922 


19 

',) 

^  1 
164.",.9! 

0 

•) 

2041,'; 

.) 

' 

l',l'.l'.),6 

9 

6 

2142,3 
3,1 

19 

11 

2132,2 

9 

4 

2051,0 
3.1 

IV 

9 

2265,6 

1 

1 

2.502,1 

16 

8 

2246,5 

6 

6 

2214,4 

9 

0 

2395,3 
3,1 

4 

9 

2282,4 

4 

11 

1911.3 

15 

4 

1.534,9 

5 

7 

1520,5 

17 

9 

1561,6 

18 

6 

1790,9 

1 

— 

1.5.50,3 

3 

— 

1625,3 

11 

2 

1705,3 

3 

5 

1669,0 

10 

9 

1731,0 

0 

2 

1952,5 

17 

2 

1944,3 

9 

2 

2549,7 

— 

7 

19.59,6 

— 

1 

2017,7 

18 

2 

2474,7 

14 

2900,9 

12 

9 

30.38,0 

IV 

8 

3161,7 

15 

1) 

2944,2 

11; 
12 

1 

277l';2' 

16 

4 

2031t,  1 

13 

10 

1927,3 

15 

1 

2076,1 

12 

8 

17.i7,6 
r  21,9 
\  35 16,8 

18 

8 

13 

6 

1324,1 

2 

10 

1100,6 

6 

'( 

1563,4 

11 

9 

1372,6 

2 

1 

2772,.i 

7 

11 

1717,7 

14 

y 

211.5,8 

0 

6 

2060,7 

1 

— 

2057,9 

12 

9 

2026,5 

6 

6 

1623,5 

1 

i) 

1340,9 

'•6 

(■) 

1673,1 

!  6 

S 

16.54,3 

172,:,2 
100. ^o 
10:;,36 

175,02 

0,28 

191,23 

183,95 

0,281 
20:!,  19 
224,40 
20  1!-: 

r.i'-,oo 

214,63 

ü,28| 
204,70 

198.06 ! 
159,061 

157,57 

154,15 

176,79 
1.5:;.04 
160, 4-, 
ir.0,22 
13l,:;s 
i:iM,:;7 
157,20 

156,.54 

205,29 

157,79 
162,46 
199,22 
2.'.l,-/.i 

274!2l 


241 '.Ol 
104,..0 
100,-2 
17r,,'.!o 
107,1.-, 
160,00, 

1,52,43 
'  l.aOl 
305,01 
114,84 
95,45 
135,60 


119,04 

240,46 

14S,0S 

16:;,.',i 
17s,  7:; 
171,00 
172,:;2 
136,o;, 
11 4,0:! 
142,27 
140,67 


75,24 

(W.M 

;mi 

91,53 
41,27 
40,83 

57.92 

46.61 

SO.Si» 
;6.42 
(8,19 

69,28 


61.64 

63,99 
44,89 

74,90 

.54,.53 

5  3 ,  ( 
M,s 
10,04 
24, 7  (t 
41„S1» 
43,65 

43,76 

49,69 

64.79 
71,1 

«6,S6 
SO,!»!) 
53,60 
•SS,  3  7 
S!).S2 
(•,!),s2 

.">;,io 

59,14 
S3,4(l 
60,!l!( 

6  7,5!) 
50,7  7 
34,21 

43,23 
50,39 

16,.-..-| 

60, S( 


32,49 

82,00 
42,43 
41, is 
56,(17 
(is,i; 
73,0; 
7.S,31 
69,62 
70,48 
61,31 


Anleihen  und  Leibgedinge 


Ib. 


680  fl. 
4.545  fl. 

2874  fl. 

10 
1000  fl, 

19292i/! 

13370fl, 

^      1486 

7877  fl. 
16|09fl. 
2i:;4fl. 
2060  ti. 
3622  fl. 

(  6184  fl. 

+  612 
l  167  mk 

8494  fl. 

32"i0fl. 
(Ö870fl' 
V.+  300 
/  1060  fl. 
\  +  -120 

9624  fl. 

0204  fl. 

:;T23  fl. 

136.J0H. 

25872fl. 

7179  fl. 

rii74yfl. 

I  -4-  170 
(11112fl. 
40 
9089  fl. 
+  547 
5:466  fl. 
43:46  fl. 
.5841  fl. 
27.53  fl. 
14068fl. 

240  fl. 

.560  fl. 
3144  fl. 
2100  fl. 
31.50  fl. 

900  fl. 
1100  fl. 
2160  fl. 
12420fl. 
3510  fl. 

23629fl. 
4160  fl. 
429S0fl. 
.-,s|;;h. 
19'.!05fl. 
+  855 
2 
21.50  fl". 
14:!60fl. 
19:!71fl. 
1021 ',111. 
i:,-4  11. 
20-0  il. 
6;,o  11. 

IHJOIl. 
160Ü  11. 
56.50  fl. 


A 

Mark 
Silber 

Mark 
Gold 

fl. 
13'    4 


16 


10;!.  1 
722.1 
4.1(1,0 


9,0,:!  4,20 

-,o.i  23,98 

7,:;o  17,61 

1,61     0,13,  0,07 

1.58,9    12,98]  6,79 

,61 


2960,s  207,:!! 
200;,, 7  lN,,20 

14,7    19,20'  43,40 


1217,0 

2488,9 
329,7 
461,3 
590,5 

955,4 

94,6 

167,0 

1032,9 

395,2 

713,8 

36,5 

242,6 

52.Ö 

1192,4 

1140,4 

461,3 

1716.1 

3800.0 

1057,0 

17:40.0 

25,0 

1636,2 

5,9 

1335,3 

80,5 

790,1 

638,5 

8(50,1 

370,1 

1922,0 

7t"v3 
429,5 
286,9 
430,4 
12:4,0 
150,3 
295,1 
1696,8 
479,5 


109,15!  31,07 
223,22  46,36 
29,-57 1  11,87 
41,37]  15,92 
52,96  19,29 


228 

56s: 

567 1: 

796, 

2719, 

116: 

0. 

29:4: 
1901, 
2640. 
1401, 
(Ü'O,, 
2s|, 


85,68 1 

8,48' 

14,9S 

107,04 

40,06 

73,07 

3,76 

23,97, 

5,13 

117,71 

112,.-,7 

4:,,:.-. 

160,4 1 

:;oo,,l 

s.-,,  1 1 

13il,-!ü 

2,01 

131,74. 

0,48 

107,51 

6,48 

63,61 

51,41 

60,2  . 

:!2,02 

loi;,o,i 

2,-4 

6,63 

37,25 

24,88 

37,:!3 

10,07 

13,04 

25, -,'.1 

147,10 

41, .59, 


36.892) 


33,31 
16,99 

22,15 

14,14 

36,31 
39,54 
20,10 
40,29 
56,38 
25,38 
41,04 

36,9G 

27,59 

26,12 

22,52 

23,24 

10,30 

33,69 

0,92 

2,33 

10,23 

3,91 

11,33 

4,52 

3,97 

10,33 

41,49 

14,79 


2  279,98  41,27 

3  49,29!  21,71 

0  :,o',i.2-  ,SS.29  3) 


1  00 


31,08 


67,1.1 

8,69 


l.iO,3|    12,76 

245 

771 


10,13 

0,03, 

2.',,4s 

l,o,:;;(  18,33 

.'   31,51 

^  38,33 

20,74 

10,53 

4,29 

7,80 

20,91    10,36 

6.5,64i  28,61 


.'4,10 
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Rech- 
nungs- 
jahr 


Gesamt-Einnahnie 


Ib. 


A 


Mark  '  INIark 
Silber'  Gold 


Steuern,    Zölle  etc.    in   ISasel 
Stadt  und   Aemtern 


Ib. 


A 


Mark 
Silber 


Mark 
Gold 


13  - 

c  c5  « 


Anleihen  und  Leibgedinge 


Ib. 


^ 


Mark    Mark   -  S  ^ 

C  rt  rt 

Silber:  Gold  j  n  S  W 

SO 


1461/62 
146:?/63 
1-1 63/64 
1464/65 
1465166 
1466/67 

1467/68 
1468169 
146i)/70 
1470/71 
1471/72 

1472/73 

1473/74 

1474/75 

1475/76 

1476/77 

1477/78 
1478/79 
1479/SO 

1430/81 
1481/82 
14SL^vi 
14&:i  - 1 
1484^:, 
1485186 

14S6/87 
1487/88 

1488/89 
1489/90 

1490/91 
1491/92 

1492/93 

1493/94 
1494/95 

1495196 

1496/97 

1497/98 

1498199 

1499/1500 

1500/01  ■ 


28265 
1SV198 
22786 
21770 
22475 
22464 

21794 
23440 
28030 
41.5.53 

40672 

20778 
47154 
26464 
43274 

41948 

32244 
27751 

22909 

28755 
35746 

L'.M'88 
"J''iL'i5 
l'.iS69 
21282 

23829 
26478 

22165 
22459 

29871 
20710 

24423 

21041 
2B919 

20456 
21543 

25183 
32787 
19954 
28673 


3 
10 
2 

2  41 


33.58,';! 
19r,(»,7 
2:wl,f, 
22-111.7 
2:;ui.5 
2:i!S.4 


2249,21 
2419,1 


11 


41'.t7,5 

2141,3 

4866,4 

2731,2 

4466,0 

4329,1 

3327  7 
2'.)'i'0' 
239'.(..;, 

2932,0 
3644,8' 
2,-,7s .-, 

2:!7:;:l' 
2<t'(i.(i 
2170,1  j 

2429,7 
2699,8 

2260,1 
2290,0; 

3045,8 
2111,7 

2490,3 

2145,4 

2744,8 

20S5.8 
(6.6 
251  M.s 
2917.7 
1775,7 
2551,6 


218,16 
234.64 

L'SO..',S 
II.k'.U 
4i»7,l:; 

207,98 

472,01 

264,91 

433,17 

419,89 

30'.  60 
■_'(■,.",.  (i'.i 
lil'.i.:;:; 

275,31 
34". '^3 

-l'L'.M 
IVii.L':; 
203,77 

228,14 
253,50 

212,22 
215,02 

272,92 
189,22 

223,15 

192,24 
245,95 

186,90 
l'.iO.V, 

2>;!.(ii) 
172,23 
247,49 


12780 
121 28 
ll.'jOl 
12941 
1%:!2 
13742 

13694 
10979 
l'Jlii'.) 

\-'x::, 
\l:m 

13222 

11957 

10717 

17609 

21891 

22017 

l7'.'26 

18413 
16132 
14312 
i:y>2 
11721 
13760 

14782 
15403 

16227 
14749 

15885 
15135 

15293 

14113 
15681 

14121 

101IS6 
15'Js7 
15372 
14738 
14236 


§1/! 

o 

8 
10 

6 

11 
10 


151'^.f'.' 127.93' 45,22 
\2:,\y,  lLl.:;'i  (;;!.s:! 
11^7,0  r,...i:l  5(»,4S 
1335.6  12S,.V,  :,!m;i 
1.T,«;.6  1:1:,,  16  CO.L'l 
141S.2  i:;7,.i5  61,17 

1413,2|  137,08  62,83 
1133,ll  109,90!  46,84 
124'.i.7  121, *i-'  43,2(1 
1954,2  lv.i,.Vl  45,5; 
1853,6  r79,7s  44,10 


1364,5 
1234,1 
1106,1 
1817,3 
2259,3 


132,3.; 


63,63 


119,70  25,36 


107,28 
176,26 
219,15 


40,50 
40,69 
52,19 

68.28 


2272.3  210,78 
210:'.,  1   i'.t'.-jl   ;2,:t( 
1877.7  171,6:;  ;s,-_': 


1877,5 
1644.9 


176,29  64,03 
_     _      154.45' 45.13 

145'.t,3  i:;7.ui>  ,-,r,,59 

1354,3  r_'7.i7  :,i  At; 

1195,2  112,L'-J  5S.'.(!) 


1403,0 

1507,2 
1570,6 

1654,6 

1503,8 

1619,7 
1543,2 

1559,4 

1439.0 

1598,9 

1439.9 


131,74 

141,52 
147,47 

155,36 
141,20 

145,13 

138,28 

139,73 

128,94 
143,27 

129,03 


64,(!5 

62.03 
58,17 

73,21 
65,67 

53,18 
73,08 

62,62 

67,07 
58,25 


69,03 

1426.0  li'7.'77  64.92 
1630,2  i4(;.(N  (i;t.49 
136y,u  i:iL>,(;s  4(!,s'.» 
1311,5  127,21  73,86 
1267,0  122.89  49.66 


9570  fl. 

1307,5 

110,1-,' 

:!.">«  )0  11. 

41.-,:; 

In.-;-, 

S120  fl. 

'.i(i:;,l 

'.1:;.  1  1 

iss-t  fl. 

"":i  ."> 

21,(W 

4140  fl. 

491;! 

47.1;., 

4^(iO  fl. 

.576. 1 

.■,5,'.i| 

» 3610  fl. 

428,4 

41,.55; 

l   166 

5 

— 

17,2 

1,67, 

5985  fl. 

710,2 

68.SS' 

."iCiCO  fl. 

67i,(; 

(m.I  I 

7t;(i2  fl. 

'.S(l-'(l 

sT.r.i 

'.1570  fl. 

113.5,5 

110,14 

/  4970  fl. 

589,7 

57,20, 

\   175 

— 

— 

18,1 

1,76 

/  440  fl. 

.52,2 

5.06' 

l,  33148 

3 

6 

3420,9 

331,^1 

/7600  fl. 

901,7 

s7,4(; 

\   1780 



— 

183,7 

17,82' 

t  17040fl. 

2021,9 

196,11 

l   2040 

— 

— 

210,5 

20,42: 

r 134S0fl. 

1599,4 

15.5,141 

\   586 
(5153  fl- 



— 

60,5 

5,87 1 

627,5 

.58,21 

l   200 

— 

— 

20.6 

1.91 

2SS4  fl. 

351  i  5 

:;l'  5'.( 

2o(i0  fl. 

251  y, 

2:;'l'T 

( .5845  fl. 

70:!,  3 

(;6,(ji 

1    30 

— 

— 

3,1 

0.2'.t 

1000  fl. 

120.:; 

ll,:!(i 

5000  fl. 

OOI.C, 

50,10 

6570 

13 

4 

67i  ),i » 

Ol','.  11 

5152 

10 

— 

52.>,4 

4'.t,:;i 

4360 

— 

— 

444,6 

41,75: 

(  200  fl. 

24,1 

2,2() 

l   5511 

— 

— 

.561,9 

.52,76 

8112 

10 

— 

827,2 

77,67 

(   175  fl. 

21,1 

],9S 

l   2075 

— 

— 

211,6 

19,S7 

5060 

— 

— 

516,0 

48,45 

r2095  fl 

2.12.1 

22,50 

l.   276 



— 

2s.  1 

2  5" 

30871/2 

fl. 

:J71.5 

:!:!'i",( 

röuoo  fl 

601.C> 

.'):!,"1 

\        5.50 

— 

— 

50,0 

.5  "■ ' 

(3880  fl 

4<■)r,,-^ 

41.-:"; 

\   200 

— 

— 

2i!.4 

Im' 

5200  fl. 

625,7 

.56,06 

r  29.50  fl. 

354,9 

31,80 

\   400 

— 

— 

40,8 

3,66 

4808 

12 

6 

49(1,3 

43,'.':; 

6095 

8 

4 

621,5 

.55.(;'.i 

14560 

— 

— 

129;,,7 

125,67 

506 

13 

4 

45,1 

4,37 

10300 

9 

— 

916,7 

88,91 

38,93 
21,18 
40,97 
9,95 
21,18 
24,87 

19,81 
29.3« 
"':!  ''2 
21 '03 
2;, 05 

28,34 

71,37 

39,74 

49,99 

38,34 

24  «9 
12  27 
1(1.61 

24,09 
3  30 
23,33 
2S,23 
25.93 
20,49 

24,12 
30,64 

10,30 
22.53 

9.20 
17,-59 

26.41 

22.71 
22.80 

18.97 

24/20 

44.41 

2,54 

3.5,93 


2)  Die   Gesamteinnahme  ist  in  dieser  Rechnung  zu  niedrig   angegeben ,    die  Ver- 
hältniszahlen sind  deshalb   ungenau. 

3)  Vgl.  Anm.   2. 
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EISENBAHNÜBERSCHÜSSE  UND  STEUERN 
IM  PREUSSISCHEN  STAATSHAUSHALTE. 

Von 

GUSTAV  COHN. 


I. 

Die  Erörterung  des  Art.  54  der  Reichsverfassung  in  dieser 
Zeitschrift  (Jahrgang  1906,  S.  i — 24)  sollte  ein  Beitrag  sein  zur 
Lehre  von  »den  flüchtigen  Bestandteilen«  der  Verfassungsurkunden. 
Um  den  flüchtigen  Charakter  an  dem  Art.  54  zu  beweisen,  deu- 
tete ich  auf  die  Entwicklung  hin,  die  während  des  letzten  Men- 
schenalters unter  dem  Drucke  des  wachsenden  Staatsbedarfs 
in  den  Arten  der  Finanzmittel  oder  in  der  relativen  Bedeutung 
der  verschiedenen  Arten  sich  vollzogen  hat.  Als  die  bemerkens- 
werteste Erscheinung  traten  uns  hiebei  die  Eisenbahnüberschüsse 
entgegen,  die  längst  das  unentbehrliche,  ja  das  wichtigste  Finanz- 
mittel des  preussischen  Staatshaushaltes  geworden  sind.  Die  Ab- 
sicht der  folgenden  Betrachtungen  ist,  bei  dieser  Erscheinung  et- 
was näher  zu  verweilen. 

Als  Ausgangspunkt  mögen  die  hauptsächlichen  Daten  des 
preussischen  Etats  für  das  Jahr  1906  dienen. 

Die  Staatseinnahm  en  betrugen ; 
I .  Ervverbseinkünfte : 

a.  Domänen  netto 

b.  Forsten  » 

c.  Bergwerke  » 

d.  Lotterie  u.  s.  w.   » 


16,43  Mill. 

M. 

54,33     » 

» 

iS,49      » 

» 

13,94     » 

x> 

103,19  Mill.  M. 

Eisenbahnüberschüsse  und  Steuern  im  preussischen  Staatshaushalte.         683 

Uebertrag      103,19  Mill.   I\I. 
.  Steuern: 

a.  Einkommen-  und  Ergänzungssteuer  240,74  Mill.  M. 

b.  Verkehrssteuern  56,33     »      » 


297,07 

Mill. 

M. 

3- 

Gebühren 

108,91 

» 

» 

4- 

Vergütung   vom  Reiche  für  Erhebungskosten 

41.38 

» 

» 

5- 

Sonstige  Einnahmen  aus  der 

Staatsverwalti 

img 

119,15 

» 

» 

6. 

Ueberweisungen   aus   der  Reichskasse 

132,62 

» 

» 

7. 

Die  Ueberschüsse  der  Staatseisenbahnen 

zusammen 

522,07 

» 

1324.39 

Mill. 

M. 

Die 

Staatsausgaben  betrug( 

sn: 

I. 

Staatsschuld  (Zins  und  Tilgung) 

299-55 

Mill. 

M. 

2. 

Allgemeine  Staatsverwaltung 

127,24 

» 

» 

3- 

Finanzministerium 

208,45 

» 

» 

4. 

Bauverwaltung 

58,20 

» 

» 

5- 

Handel  und   Gewerbe 

15,22 

» 

■' 

6. 

Justiz 

139.05 

» 

» 

7. 

Inneres 

96,67 

» 

» 

8. 

Landwirtschaft 

46,30 

» 

» 

9- 

Unterricht,   Kultus  u.  s.  w. 

195.93 

» 

i> 

10. 

Matrikularbeiträge 

zusammen 

136,72 

» 

» 

1323.33 

Mill. 

M. 

Um  den  Fortschritt  der  Staatsausgaben  in  dem  letzten  Men- 
schenalter zu  beleuchten,  füge  ich  hier  unmittelbar  einige  ver- 
gleichende Zahlen  aus  dem  Etat  für  1876  an  und  zwar: 

Unterricht  u.  s.  w.  49,13  MiH.  M. 

Justiz  68,21  »       » 

Inneres  36,22  »       » 

Landwirtschaft  12,77  *       * 

Die  Staatseinnahmen  des  Jahres  1906  zeigen,  dass  die  Eisen- 
bahnüberschüsse der  weitaus  grösste  Posten  sind.  Der  Rech- 
nungsabschluss  für  das  Etatsjahr  1905  weist  die  Summe  von  473 
Mill.  auf,  der  Etat  für  1907  veranschlagt  eine  Summe  von  591  Mill. 
Nicht  nur  der  grösste  Posten,  die  Deckung  des  preussischen 
Staatsbedarfs  ruht  heute  zur  guten  Hälfte  darauf.  Die  sämtlichen 
Steuern,  Gebühren  und  sonstigen  »Erwerbseinkünfte«  betragen  etwa 
nur  ebenso  viel  oder  selbst  etwas  weniger.  Eine  Entwicklung  der 
erstaunlichsten  Art.  Sie  ist  freilich  erst  in  den  letzten  Jahren  zu 
dieser  Höhe  gestiegen.  In  den  Jahren  1882 — 89,  d.  h.  in  der  er- 
sten Epoche  des  verstaatlichten  Eisenbahnsystems,  bewegten  sich 
die  Ueberschüsse  zwischen  12 — 52  Mill.  M.  In  den  Jahren  1890 
bis  1900  stieg  der  Betrag  von  86  Mill.  auf  296  Mill.  Er  hat  sich 
dann  in  schnellen  Sprüngen  bis  zu  der  Höhe  gehoben,  die  wir 
oben  bezeichnet  haben  '). 


i)  Vgl.  Archiv    für  Eisenbahnwesen.     Herausgegeben    im  Kgl.  Preussischen  Mi- 
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Nun  haben  allerdings  die  letzten  Monate  Mahnungen  gebracht, 
die  an  die  Schranken  dieser  Entwicklung  erinnerten,  so  die  An- 
zeichen eines  Rückganges  der  Konjunktur,  so  namentlich  die  Land- 
tagsverhandlungen, deren  Gegenstand  der  Neubedarf  für  eine  all- 
gemeine Gehaltserhöhung  des  preussischen  Beamtentums  war,  in 
welchen  der  Finanzminister  die  dafür  erforderlichen  etwa  130 
Mill.  M.  von  einer  Erhöhung  der  Steuern  abhängig  erklärte,  da 
eine  weitergehende  Heranziehung  der  Eisenbahnüberschüsse  bei 
rationeller  Wirtschaft  unmöglich  sei.  Indessen  die  bisherigen  Tat- 
sachen genügen  dazu,  unser  Nachdenken  anzuregen  über  die  Frage, 
ob  unsere  wissenschaftlichen  Anschauungen  denselben  wohl  schon 
ganz  gerecht  geworden  sind.  Dieser  Zweifel  ist  es,  der  mich  zu 
den  folgenden  Betrachtungen  veranlasst  hat. 

II. 

Zunächst:  wie  ist  der  preussische  Staatshaushalt  zu  den  Eisen- 
bahnüberschüssen  gekommeiv? 

Die  Opposition,  die  sich  gegen  die  Pläne  der  Verstaatlichung 
im  Landtage  und  ausserhalb  desselben  vor  einem  Menschenalter 
erhob,  prophezeite  den  Ruin  oder  doch  die  empfindliche  Schä- 
digung der  preussischen  Finanzen  als  Folge  einer  solchen  Reform. 
Man  meinte,  gemäss  den  alten  Argumenten  des  Individualismus, 
der  Staat  werde  so  viel  unwirtschaftlicher  verwalten  als  die  Aktien- 
unternehmungen und  werde  daher  nicht  imstande  sein,  die  Zins- 
rente des  Eisenbahnschuldkapitals  herauszuvvirtschaften ,  so  dass 
eine  Zubusse  aus  anderen  Staatseinnahmen  erforderlich  wäre; 
obendrein  werde  der  Staatskredit  erschüttert  werden  u.  dgl.  m. 
Es  ist  das  gleiche  Argument,  welches  gegen  die  Pläne  einer  Ver- 
staatlichung der  Kohlenbergwerke  neuerdings  wieder  ins  Treffen 
geführt  ist.  Man  behält  sich  dabei  vor,  im  Falle  eines  anderen 
Verlaufes  der  Dinge,  aus  den  Sphären  derselben  Opposition  der- 
selben Staatsverwaltung  die  »Fiskalität«  zum  Vorwurf  zu  machen, 
das  heisst  das  gerade  Gegenteil  dessen,  was  man  vorher  behaup- 
tet hat. 

Der  Entwurf  der  preussischen  Staatsregierung  zur  Erwerbung 
der  Eisenbahnen  stand  den  damaligen  Ansichten  der  Opposition 
insofern  nahe,  als  er  wohl  vielerlei  Gründe  zu  Gunsten  der  Ver- 
staatlichung anführte,  aber  mit  keinem  Worte  auf  finanzielle  Ueber- 

nisterium  der  öffentlichen  Arbeiten.     Jahrgang  1907 :  Schremnier,  Der  Etat  der  preus- 
sisch-hessischen  Eisenbahnvervvaltung  für  das  Etatsjahr  1907  S.  6S6  fF. 
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Schüsse  hindeutete.  In  der  Denkschrift  ^),  die  mit  dem  ersten  Ge- 
setzentwurf für  den  Erwerb  von  Privatbahnen  durch  den  Staat 
dem  Landtage  im  Jahre  1879  vorgelegt  wurde,  sind  als  Gründe 
angeführt  zur  Rechtfertigung  der  neuen  Massregel  die  Vorteile  der 
Einheit  statt  der  Zersplitterung,  der  Einheit  der  Anlage  wie  des 
Betriebes,  und  zwar  die  Vorteile  der  Kostenersparung,  der  Sicher- 
heit, die  Interessen  der  Landesverteidigung,  die  Verkehrsfort- 
schritte, die  Stetigkeit,  Gleichmässigkeit,  Ermässigung  des  Tarif- 
wesens u.  s.  w.  —  aber  keine  Silbe  ist  gesagt  zu  Gunsten  der 
Aussicht  auf  einen  gewinnbringenden  Erfolg  des  Staatsbahnsy- 
stems für  die  Finanzen,  was  ja  die  nächstliegende  Antwort  der 
Staatsregierung  auf  die  Besorgnisse  der  Opposition  gewesen  wäre. 
Umgekehrt  vielmehr,  in  der  Debatte  des  Hauses  der  Abgeord- 
neten suchte  der  Eisenbahnminister  Maybach  die  Gegnerschaft 
zu  übertrumpfen  durch  die  kühne  Frage,  ob  man  denn  bei  Kriegs- 
häfen und  Festungen  nach  der  Rente  frage. 

Als  nun  allmählich  die  reinen  Ueberschüsse  der  Staatsbahn- 
verwaltung aus  bescheidenen  Anfängen  zu  immer  grösserer  Be- 
deutung anschwollen-),  lag  es  bei  der  Fülle  neuer  Ansprüche  an 
die  Staatsfinanzen  (deren  Folgen  ich  oben  in  dem  Kontraste  der 
Ausgaben  von  1876  und  1906  angedeutet  habe)  neuer  Ansprüche, 
deren  ruheloses  Wachstum  durch  die  Volksvertretung  selber  be- 
fördert wurde  —  lag  es  nahe,  das  Wachstum  jener  unerwarteten 
Ueberschüsse  neben  den  bisherigen  Steuern  als  willkommene  Er- 
gänzung zur  Deckung  der  zunehmenden  Ausgaben  zu  verwenden, 
bis  aus  der  Empfindung  eines  Glücksfalles  eine  ständige  Gewöh- 
nung wurde,  die  zuletzt  die  Eisenbahnüberschüsse  mit  wuchtiger 
Grösse  in  den  Mittelpunkt  der  Staatseinnahmen  treten  Hess. 

Es  ist  eine  des  besten  Schweisses  würdige,  obwohl  schwie- 
rige Aufgabe,  eine  aktenmässige  Untersuchung  darüber  anzu- 
stellen, welchen  Gründen  diese  Ueberschüsse  zuzuschreiben  sind. 


1)  Vgl.  mein  System   der  Nationalökonomie,   dritter  Band :   Nationalökonomie  des 
Handels  und   Verkehrswesens  (Stuttgart  1898)  §  607   ff. 

2)  Ich  lasse  sie  hier,   mit  einigen   Abkürzungen,  folgen: 


1882: 

22,75 

Mill. 

M. 

1901 

326,64  Mill.  M. 

1883: 

12,49 

» 

» 

1902 

340,85      »      1. 

I8S4: 

27-63 

» 

» 

1903 

370,30     .      » 

1887: 

20,17 

» 

» 

1904 

429,73      »      » 

1890: 

86,36 

» 

» 

1905 

473.38     »      » 

I89I: 

75.67 

» 

» 

Etat  1906 

53 '.30     »      . 

1895: 

172,08 

» 

» 

»     1907 

591,09     »      » 

1900: 

295,82 

» 

» 
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Hoffentlich  wird  sie  bald  einmal  in  die  Hand  genommen  und  die 
Staatsregierung  ist  dann  geneigt,  die  dazu  erforderlichen  Einblicke 
in  das  amtliche  Material  möglich  zu  machen.  Unterdessen  sind  nur 
Vermutungen  möglich,  und  wohl  in  erster  Reihe  solche,  welche 
in  der  Richtung  jener  Denkschrift  der  Regierung  liegen,  die  der 
Einheit  der  Eisenbahnanlagen  und  des  Betriebes  im  Gegensatze 
zur  Konkurrenz  und  Zersplitterung  grosse  Vorzüge  zuschrieb, 
Vorzüge,  die  sich  in  Ersparnissen  der  Anlagen  und  Betriebs- 
kosten oder,  was  dasselbe  ist,  in  Betriebsüberschüssen  geäussert 
haben. 

Zu  Gunsten  einer  solchen  Vermutung  spricht  der  auffallende 
Gegensatz  der  Rentabilität,  in  dem  sich  die  Staatsbahnen  der 
anderen  deutschen  Staaten  zu  dem  preussischen  Staatsbahnsystem 
je  länger  je  mehr  befunden  haben.  Ja,  die  Beschwerden  der  mit- 
telstaatlichen Eisenbahnverwaltungen  über  die  Politik  der  preus- 
sischen Eisenbahnverwaltung  mit  deren  Folgen  für  die  Renta- 
bilität der  mittelstaatlichen  Bahnen,  sind  nur  eine  Bestätigung 
jenes  Grundes.  Es  ist  die  Zentralisation  des  Eisenbahnsystems, 
deren  Zweckmässigkeit  sich  ebensowohl  positiv  in  den  Vorteilen 
des  einzigen  grossen  Systems,  wie  negativ  in  den  Nachteilen  der 
zu  kleinen  Systeme  gezeigt  hat. 

Die  Reinerträge  des  Anlagekapitals  der  deutschen  Staats- 
bahnen sind  die  folgenden  ^) : 

Bayern 


Baden 


Das  bedeutet  für  Bayern  und  Württemberg  bei  einem  Zins- 
fusse  für  die  Staatsanleihen  von  372%  (1907:  4%)  eine  knappe 
Deckung  des  Zinsbedarfs  ohne  einen  Ueberschuss  für  die  Tilgung 
der  Schuld,  für  Baden  und  Sachsen  ^/2 — 1%  mehr.  Die  uns  be- 
kannten Ueberschüsse  der  preussischen  Eisenbahnverwaltung  da- 
gegen bedeuten  jenen  reinen  Gewinn,  welcher  übrig  bleibt,  nach- 
dem der  Bedarf  für  Verzinsung  und  Tilgung  der  Eisenbahnkapi- 
talschuld völlig  gedeckt  ist  -)  —  ein  Bedarf,  der  in  einigen  Jahren 


1894: 

3,48  p.  Cent 

Württemberg 

1S95/6: 

3,23  p.  Cent 

1895: 

3.52     »      » 

1904: 

3.41     »      » 

1903: 

3.51     »      » 

1905: 

3.54    »      » 

1904: 

3.48    »      > 

Kgr.   Sachsen 

1895: 

4,50    »      » 

1895: 

4,13    "      » 

1904: 

4,66    »      » 

1903: 

3,63    »      » 

1905: 

4,70       5>          !> 

1904: 

4,17    »     » 

1)  Archiv  für  Eisenbahnwesen  1897,   1906  passim,   1907,   S.  200.   742. 

2)  Der   Ueberschuss    der   Einnahmen    über    die  Ausgaben    für    die    Preussischen 
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voraussichtlich  bis  auf  Null  gebracht  sein  wird  vermöge  der  jähr- 
lichen grossen  Abschreibungen,  die  den  Summen  entsprechen, 
welche  dem  allgemeinen  Staatsbedarf  überwiesen  sind,  also  statt 
andrer  Staatseinnahmen  für  die  verschiedenen  Staatsbedürfnisse 
verwendet  werden. 

Es  scheint  durch  diese  Zahlen  jener  bekannte  Konflikt  zwi- 
schen den  Forderungen  des  politischen  Kleinbetriebs  und  des  öko- 
nomischen Grossbetriebs  beleuchtet  zu  werden,  demzufolge  die 
kleineren  deutschen  Staaten  die  Selbständigkeit  ihrer  Staatsbahn- 
systeme mit  dem  Opfer  ihrer  Rentabilität  bezahlen.  Ein  Opfer 
das  ihnen  um  so  schwerer  fällt,  je  mehr  es  in  das  Bewusstsein 
der  verantwortlichen  Staatsmänner  fällt,  um  so  leichter,  je  mehr 
es  den  Instinkten  der  unverantwortlichen  öffentlichen  Meinung 
entspricht. 

Ist  dieser  Erklärungsgrund ,  der  zunächst  nur  ein  hypo- 
thetischer ist,  eine  geringe  Abschlagszahlung  auf  die  hier  erforder- 
liche aktenmässige  Untersuchung  und  die  Beibringung  von  Be- 
weisen, so  wird  erst  im  Zusammenhange  damit  eine  nähere  Dar- 
legung möglich  sein  über  die  den  Transportinteressenten  des 
preussischen  Staatsbahnsystems  gewährten  oder  vorenthaltenen 
Leistungen  und  Tarifermässigungen ,  durch  welche  festzustellen 
sein  wird,  inwieweit  jene  grossen  Ueberschüsse  durch  eine  »fis- 
kalische« oder  trotz  einer  ;>  antifiskalischen«  Verwaltung  der  Eisen- 
bahnen  erzielt  worden  sind. 

Eine  fernere  Hypothese  über  die  Gründe  des  Anwachsens 
der  preussischen  Eisenbahnüberschüsse  dürfte  in  der  Richtung 
jener  wohlbekannten  und  oft  betonten  Entwicklung  sich  bewegen, 
die  in  der  deutschen  Volkswirtschaft  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte und  Jahre  eingetreten  ist.  Ihr  Schauplatz  sind  vorzugs- 
weise diejenigen  Teile  des  deutschen  Wirtschaftsgebietes,  die  von 
preussischen  Staatsbahnen  bedeckt  werden,  obgleich  keineswegs 
alle  preussischen  Staatsbahnen  an  dieser  Gunst  der  geographischen 
Lage  oder  des  volkswirtschaftlichen  Charakters  der  von  ihnen  be- 

Staatsbahnen  im  Etatsjahr  1905   war  661    Mill.   M, 

Hiervon   sind  zur  Verzinsung  der  Eisenbahnkapitalschuld     109  Mill. 
zur  Tilgung  7*%  65      » 

verwendet  174      »       » 


bleiben  4S7  Mill.  M. 

Ohne  Rücksicht  auf  die  Abschreibungen  beträgt  die  Staatseisenbahnkapilalschuld  am 
Schlüsse  des  Etatsjahrs  1905:  8657  Mill.,  das  bedeutet  über  den  Bedarf  von  Ver- 
zinsung und  Tilgung  hinaus   5,6%. 
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dienten  Landschaften  sich  beteiligen.  Eine  Ansicht,  die  wohl  auf 
zuverlässigen  Berechnungen  der  preussischen  Eisenbahnverwaltung 
beruht,  schreibt  die  Ueberschüsse  dem  Güterverkehr  allein  zu. 

III. 

Die  Begründung  zu  dem  preussischen  Entwurf  eines  Einkom- 
mensteuergesetzes vom  3.  November  1890^)  sagt:  »Zunächst  ist 
mit  Befriedigung  zu  konstatieren,  dass  in  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Finanzen  keine  Nötigung  liegt,  mit  der  Reform  zu- 
gleich die  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  aus  den  direkten 
Steuern  zu  erstreben.  Die  Staatsregierung  legt  Wert  darauf,  dass 
ihr  die  Umstände  gestatten,  bei  ihren  Reformvorschlägen  sich  le- 
diglich von  der  Absicht  einer  gerechteren,  den  gegenwärtigen  Ver- 
hältnissen angepassten,  insbesondere  der  Leistungsfähigkeit  der 
Steuerpflichtigen  in  höherem  Masse  entsprechenden  Verteilung 
der  direkten  Steuerlast  leiten  zu  lassen«. 

Im  Abgeordnetenhause  trat  bei  der  ersten  Lesung  des  Ent- 
wurfes (20 — 24.  November  1890)  die  Frage  in  den  Vordergrund, 
ob  man  es  mit  einer  »Steuerreform«  oder  mit  einer  Vermehrung 
der  Staatseinnahmen  zu  tun  habe.  Charakteristisch  war  der  Eifer, 
mit  dem  die  Freunde  der  Vorlage  im  Sinne  der  amtlichen  Be- 
gründung die  Absicht  einer  Vermehrung  der  Staatseinnahmen  ab- 
lehnten, die  Gegner  sie  betonten. 

Ich  bemerkte  damals"-):  wer  die  Entwicklung  des  Steuer- 
wesens der  letzten  Jahrzehnte,  zumal  in  Deutschland,  beobachte, 
wer  die  Schwierigkeiten  und  Reibungen  sehe ,  die  dadurch 
entstehen,  dass  der  öffentliche  Bedarf  gleichsam  von  der  Hand 
in  den  Mund  leben  müsse,  der  werde  nichts  wissen  wollen  von 
dem  Scharfsinn,  der  einen  Gegensatz  konstruiert  zwischen  »Steuer- 
reform' und  »Vermehrung  der  Staatseinnahmen«.  Die  Haupt- 
aufgabe der  Steuerreform  sei  vielmehr,  in  einem  Zeitalter  und  bei 
finanziellen  Umständen  wie  den  unsrigen,  die  Umgestaltung  des 
Steuersystems  zum  Zwecke  der  fortschreitenden  Ergiebigkeit  im 
Einklänge  mit  den  fortschreitenden  Ansprüchen  des  öffentlichen 
Bedarfs.  Die  Hauptaufgabe  der  Steuerreform  sei  es,  im  Kampfe 
mit  den  Alltagsvorstellungen  über  Staatswirtschaft  und  Staats- 
bedarf,   die    in    den  Parteien    der    Volksvertretung   wiederkehren, 

1)  Anlagen    zu    den  Verhandlungen    des    Hauses    der  Abgeordneten    17.  Legisl. 
III.   Session  1890  —  91. 

2)  Conrads   Jahrbüclier  1891   S.   22   ff. 


Eisenbahnüberschüsse  und  Steuern   im  preussisclien   Staatshaushalte.  68q 

eine  planmässige  Fürsorge  für  die  Zukunft  zu  entfalten,  um  nicht 
jahraus  jahrein  von  dem  Andränge  neuer  Bedürfnisse  wie  von 
einem  Ungemach  überfallen  zu  werden.  Und  wenn  die  staats- 
männische Leitung  hinabgezogen  werde  in  den  Gesichtskreis  der 
Parteien,  so  sei  es  die  Aufgabe  der  Wissenschaft,  für  ideale  Ziele 
ihre  Stimme  zu  erheben. 

Indessen  war  in  jenem  Zeitpunkt  bereits  etwas  sehr  Reales 
der  eingeschränkten  Ansicht  von  der  Steuerreform  zu  Hilfe  ge- 
kommen. In  der  Rede,  mit  welcher  der  Finanzminister  Miquel 
die  Vorlage  begleitete,  konnte  er  bemerken,  dass  in  den  Jahren 
1882 — 1889  an  Ueberschüssen  aus  den  Eisenbahnen  nicht  weniger 
als  233,5  Mill.  zu  allgemeinen  Staatsausgaben  verwendet  worden 
seien,  dass^diese  Beträge  zumal  in  den  letzten  Jahren  bedeutender 
geworden  seien  und  über  das  Ergebnis  der  Klassen-  und  Ein- 
kommensteuer (75  Mill.)  weit  hinaus  gegangen.  Er  erklärte,  dass 
diejenigen,  welche  für  die  VerstaatHchung  der  Eisenbahnen  ein- 
getreten seien,  den  Steuerpflichtigen  im  Lande  einen  grossen 
Dienst  erwiesen  hätten. 

Er  hätte  hinzufügen  können :  und  den  Finanzministern  des 
Landes  vor  allen  Dingen. 

Einen  Dienst,  den  man  allerdings  nicht  beabsichtigt  hatte, 
der  den  Plänen  der  Eisenbahnreform  ebenso  fern  lag,  wie  dieser 
im  engeren  Sinne  sogenannten  Steuerreform.  So,  dass  jene  deut- 
schen Regierungen,  w'elche  zur  Wahrung  ihrer  Eisenbahnsouveräni- 
tät das  Reichseisenbahnprojekt  ablehnten,  des  finanziellen  Scha- 
dens sich  nicht  bewusst  waren ,  den  sie  dem  Reiche  und  damit 
ihren  eigenen  Staatshaushaltungen  zufügten.  Hätte  das  Reich  die 
Eisenbahnreform  zu  der  ihrigen  gemacht,  so  wäre  der  Strom  der 
Ueberschüsse  in  seine  Kasse  geflossen  statt  in  die  preussische. 
Das  Reich  wäre  dann  in  eine  ähnliche  Finanzlage  gelangt  wie  der 
preussische  Staat  seitdem,  und  Preussen  hätte  leicht  vor  der  Alternative 
gestanden  :  Steuerreform  im  weiteren  Sinne  oder  Schulden.  Der 
Unterschied  zwischen  Reich  und  Staat  lag  nur  in  der  verschie- 
denen Gattung  der  Bedürfnisse,  deren  Andrang  die  wachsenden 
Finanzmittel  verlangte. 

Die  Bedürfnisse  des  Reiches  sind,  weil  sie  bis  auf  einen  ge- 
ringen Rest  für  Armee  und  Flotte  bestimmt  sind,  Bedürfnisse 
von  erster  Notwendigkeit.  Die  Bedürfnisse  des  preussischen  Staates 
sind  relative,  elastische,  je  nach  der  Finanzlage  bestimmbare.  Das 
Reich  musste  dem  Drucke  der  Notwendigkeit  weichen  und  bei  der 
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Unzulänglichkeit  seines  Steuersystems  Schulden  machen,  die  mit 
dem  Wachstum  seiner  Ausgaben  parallel  liefen.  Preussens  Haus- 
halt würde  wahrscheinlich  —  ohne  den  Goldstrom  der  Eisenbahn- 
überschüsse —  nicht  ebenso  leicht  dem  Druck  der  Bedürfnisse 
gewichen  sein,  deren  Befriedigung  ihm  dieser  erst  möglich  machte. 
Denn  es  ist  doch  ein  Unterschied  zwischen  dem  internationalen 
Wettkampf  der  konsumtiven  Technik  für  die  Zwecke  des  bewaff- 
neten Friedens,  der  aus  der  produktiven  Technik  sich  nährt  und 
deren  Fortschritte  fortschreitend  tributpflichtig  macht,  und  jenen 
zwar  ruhelosen  Forderungen  der  fortschreitenden  Lebenshaltung 
und  der  fortschreitenden  Aufgaben  des  Kulturstaates,  die  aber 
nicht  durch  ähnliche  äussere  Notwendigkeiten  erzwungen  werden. 

Es  fand  hier  vielmehr  etwas  Aehnliches  statt,  wie  man  es 
bei  dem  Milliardenstrom  der  Kriegsentschädigung  erlebt  hatte. 
Die  Aermlichkeit  des  alten  Deutschlands  und  zumal  des  alten 
Preussens  wurde  aus  dem  Winterschlaf  geweckt.  Man  sah  um  sich 
und  bemerkte,  wie  weit  die  übrige  Kulturwelt  Deutschland  voraus 
war.  Mit  Ungeduld  suchte  man  das  Versäumte  nachzuholen,  der 
ganze  Zuschnitt  des  Lebens  wurde  ein  anderer.  Die  Fülle  der 
ungestillten  Bedürfnisse,  einmal  zum  Bewusstsein  gekommen,  von 
den  oberen  Schichten  allmählich  nach  unten  hin  verbreitet,  teilte 
sich  aus  jenen  Kreisen,  die  der  Woge  der  neuen  Produktivität  am 
nächsten  standen  und  ihre  neuen  Bedürfnisse  am  leichtesten  be- 
friedigen konnten,  auch  dem  Beamtentume  mit.  Die  Gehaltsauf- 
besserung für  die  zahlreichen  Kräfte,  die  in  Reich,  Staat,  Ge- 
meinde dienstbar  sind,  wurde  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  und 
blieb  darauf.  Es  war  eine  Selbsttäuschung,  wenn  man  glaubte, 
mit  einer  einmaligen  Aktion  könne  die  Angelegenheit  abgetan 
werden.  Sie  kehrte  vielmehr  immer  wieder.  An  dem  einen  Ende 
geschlossen,  öffnete  sich  die  Frage  an  dem  andern  Ende  von 
neuem. 

Aehnlich  die  sachlichen  Bedürfnisse  für  Behörden,  Schulen, 
Universitäten,  Museen  u.  s.  w.  Erbarmungslos  fiel  plötzlich  ein 
grelles  Tageslicht  auf  die  Dürftigkeit  alles  dessen  oder  doch  des 
meisten  von  dem,  was  so  lange  hatte  genügen  müssen.  Was  uns 
Robert  von  Molil  in  seinen  Lebenserinnerungen  über  die  Zustände 
des  damaligen  Tübingen  erzählt,  darf  gewiss  nicht  als  eine  Ausnahme 
im  damaligen  Deutschland  verstanden  werden,  weit  eher  als  eine 
Stichprobe  dessen,  was  an  allen  Enden  zu  finden  war.  Verkom- 
menheit,   Aermlichkeit,    unerlaubte    Genügsamkeit,    Kleinlichkeit, 


Eisenbahnüberschüsse  und  Steuern  im  preussischen  Staatshaushalte.         69 1 

die  Finanzen  aufs  äusserste  beschränkt.  In  dem  stolzen  Göttingen 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  musste  sich  der  grosse  Albrecht 
von  Haller  einen  ernsten  Verweis  vom  Ministerium  gefallen  las- 
sen, weil  er  den  Jahres-Etat  um  hundert  Taler  bei  den  Ausgaben 
seines  Instituts  überschritten  hatte.  Ja,  wie  wurde  einem  deut- 
schen Universitätsmann  noch  vor  einem  Menschenalter  zu  Mute, 
wenn  er  aus  den  deutschen  Bibliotheken  zum  ersten  yialc  in  den 
Lesesaal  des  British  Museum  kam. 

Und  die  Volksschulen !  Sie  allein  haben ,  nachdem  einmal 
das  Licht  des  neuen  Zeitalters  auf  ihren  kläglichen  Zustand  ge- 
fallen war,  ein  grosses  Stück  dessen  in  Anspruch  genommen, 
was  die  neuen  Finanzen  zu  leisten  hatten. 

Wenn  man  nun  irgend  etwas  hätte  erfinden  sollen,  das  gleich- 
sam durch  eine  automatische  Zunahme  diesem  nicht  mehr  stille- 
stehenden Andringen  der  neuen  Bedürfnisse  hätte  genügen  können, 
so  wäre  nichts  Geeigneteres  zu  haben  gewesen  als  die  Ueber- 
schüsse  des  preussischen  Staatsbahnsystems.  Welche  verlockende 
Finanzquelle  für  einen  Landtag,  der  mit  immer  neuen  Wünschen 
an  die  Staatsregierung  herantrat,  aber  zu  deren  Befriedigung 
durch  Steuern  nichts  leisten  wollte.  Eine  Landtagsmehrheit  wie 
diese,  gewählt  durch  das  Dreiklassenwahlrecht,  eingetaucht  in  die 
Ideen  der  agrarischen  Aera,  die  sich  daran  gewöhnt  hatte,  immer  von 
Staat  und  Reich  zu  fordern,  aber  ihnen  keine  Opfer  zu  bringen. 
Ein  Herrenhaus  dazu,  welches  eher  als  eine  Steigerung  dieses 
Abgeordnetenhauses  erschien,  denn  als  eine  Korrektur  im  Sinne 
dessen,  wozu  ein  Herrenhaus  da  sein  sollte  —  im  Sinne  des 
Noblesse  oblige. 

So  floss  der  Strom  der  Wohltaten  aus  den  Eisenbahnüber- 
schüssen immer  tiefer  und  breiter.  Und  die  Finanzminister  ge- 
nossen das  Glück  einer  ungetrübten  Ehe  zwischen  Staatsregierung 
und  Volksvertretung,  da  sie  viele  Wünsche  befriedigten,  aber  nie- 
mals neue  Steuern  verlangten. 

Wie  lehrreich  hiefür  ist  es  doch,  dass  ein  wegen  seiner  Spar- 
samkeit berühmter  (oder  berüchtigter)  Finanzminister  wie  Miquel, 
der  seiner  Natur  nach  ein  Puritaner  war  und  den  ganzen  neuen 
Aufschwung  des  Bedarfs-  und  Genusslebens  verurteilte,  der  seine 
eiserne  Hand  so  manchesmal  die  Verwaltung  der  andren  Mini- 
sterien empfinden  Hess  und  sicherlich  stärkeren  Einfluss  auf  den 
Gang  der  Staatsgeschäfte  übte  als  so  viele  seiner  Vorgänger,  — 
dass  Miquel,  sage  ich,  in  den  elf  Jahren  seiner  Finanzverwaltung 
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die  Ausgaben  für  die  vier  Ministerien  (Unterricht  u.  s.  w.,  Justiz, 
Inneres,  Landwirtschaft)  um  182  Millionen  anwachsen  Hess,  wäh- 
rend sie  in  den  vierzehn  voraufgehenden  Jahren  nur  um  72  Mil- 
lionen gestiegen  waren  ^). 

Erst  zu  Beginn  des  Jahres  1907  scheint  die  Finanzverwaltung 
zu  einer  andren  Auffassung  der  E)inge  gelangt  oder  gedrängt  zu 
sein,  angesichts  der  neuen  ansehnlichen  Forderung  allgemeiner 
Erhöhung  der  Beamtengehalte.  Jenseits  der  Schranken  der  Eisen- 
bahnüberschüsse redete  sie  zum  ersten  Male  von  neuen  Steuern 
oder  von  Erhöhung  der  alten  Steuern,  da  man  aus  den  Eisen- 
bahnüberschüssen diesen  neuen  Bedarf  nicht  mehr  werde  decken 
können.  Sie  zeigte  dem  Landtage  die  Kehrseite  seiner  weither- 
zigen Bereitschaft  zu  neuen  Ausgaben. 

Indessen  macht  das  Verhalten  des  Finanzministers,  gemessen 
an  seinem  bisherigen  Auftreten  im  Landtage,  keineswegs  den 
Eindruck ,  wie  wenn  er  die  Absicht  hegte ,  die  Volksvertretung 
zu  neuen  Taten  auf  der  Bahn  der  Steuerreform  anzuspornen.  Es 
scheint  vielmehr  auf  ein  negatives  Resultat  hinauszukommen,  das 
sich  auf  das  einfache  Exempel  aufbaut :  keine  neuen  Steuern, 
keine  Gehaltserhöhungen.  Denn  zu  dem  vollen  Ernst  der  Sache 
würde  es  gehören,  dass  im  Hintergrunde  der  als  unvermeidUch 
betonten  Steuerreform  (oder  der  Steuerzuschläge)  der  Wille  zu 
erwarten  wäre,  das  timokratische  Wahlrecht  des  Abgeordneten- 
hauses zu  beseitigen  und  ein  zeitgemässes  demokratisches  Wahl- 
recht an  die  Stelle  zu  setzen.  Es  würde  von  diesem  Ende  her 
eine  solche  Absicht  mit  gleichen  Absichten  sich  begegnen,  die 
von  ganz  andren  Enden  kommen.  Aber  dieses  Ende  dürfte  keine 
Neigung  zu  einer  solchen  Begegnung  bekunden.  Zwar  ist  es  eine 
deutliche  Logik,  dass,  wenn  diejenigen  versagen,  welche  die  Steuern 
zahlen  sollen ,  die  Regierung  sich  an  diejenigen  wenden  muss, 
w^elche  bereit  sind,  sie  zu  bewilligen,  weil  nicht  sie,  sondern 
andre  sie  zahlen  sollen.  Aber  es  müsste  eine  ganz  andre  Stel- 
lung   der    Regierung    zum    gegenwärtigen  Landtage,    es    müssten 
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zumal  andre  Persönlichkeiten  erscheinen,  um  diese  neue  Bahn  zu 
betreten. 

Die  Schwierigkeit  der  neuen  SteuerbewilHgungen  für  die  Ge- 
haltserhöhungen ist  noch  eine  besondere. 

Die  Einkommensteuerlast  verteilte  sich  im  Jahre  1906  auf 
die  physischen  Zensiten  des  preussischen  Staates  in  folgenden 
Klassen : 

Einkommen  Zahl  der  Pflichtigen  Einkommensteuer 

900 —    3  000  M.  4  145  954  60  446  200  M. 

3000 —    6000  »  343  411  31  017  300   « 

6000—    9500  2.  89376  1S062  100  j> 

9500—30500»  74  755  346S7500» 

30500—100000   5  15760  27082800  » 

100  000  und  darüber  3  173  30  124  200  » 

4672429  201  420  100  M. 

nicht  physische  Zensiten  15  374  936   2- 


216  795036  M. 


Die  Hälfte  wurde  annähernd  aufgebracht  von  denjenigen  Ein- 
kommensklassen,  die  nicht  mehr  als  6000  M.  versteuern;  davon 
bringen  diejenigen,  welche  900 — 3000  M.  versteuern  —  reichlich 
neun  Zehntel  aller  Einkommensteuerpflichtigen  —  zwei  Drittel 
auf.  Die  Gehaltsaufbesserung  soll  aber  in  erster  Reihe  denen  zu 
Hilfe  kommen,  welche  sich  in  der  Schicht  von  900 — 3000  M.  be- 
finden, dann  kaum  weniger  denen  von  3000 — 6000  M.  und  zuletzt 
auch  den  höher  Gestellten,  Richtern,  Verwaltungsbeamten,  Prä- 
sidenten u.  s.  w.  Jenen  Massen  des  Beamtentums  Gehaltserhöhungen 
geben ,  zu  diesem  Zwecke  aber  die  in  gleicher  Einkommenslage 
sich  befindenden  Nichtbeamten  belasten,  wäre  ein  Widersinn  — 
neben  dem  Widerspruche ,  dass  man  den  Beamten  im  selben 
Augenblicke  mit  der  einen  Hand  nehmen  würde,  um  mit  der  andern 
Hand  zu  geben.  Dazu  käme  weiter  noch  die  Erwägung,  dass  ein 
im  Einkommensteuergesetze  von  1891  gegebenes  Versprechen  der 
Einlösung  wartet  und  gelegentlich  einer  Gehaltserhöhung  end- 
lich seine  Erfüllung  finden  möchte  —  die  Aufhebung  der  halben 
Einkommensteuerfreiheit  des  Diensteinkommens  der  Staatsbe- 
amten gegenüber  den  Gemeinden. 

W'ie  sollten  also  die  etwa  hundertdreissig  Millionen  Mark, 
die  für  die  Gehaltserhöhung  verlangt  sind,  aufgebracht  werden? 
Gewiss  nicht  von  den  Einkommensklassen  unterhalb  6000  M., 
auch  von  den  zunächst  darüber  gelagerten  Schichten  wohl  nur 
mit  schonender  Hand.  Die  eigentliche  Stärke  der  neuen  Be- 
lastung würde  auf  die  rund  94000  Personen    fallen    müssen,    die 
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mehr  als  9500  M.  versteuern.  Sie  zahlten  im  Jahre  1906  rund 
92  Mill.  Man  müsste  also  ihre  Last  verdoppeln,  um  eine  Summe 
wie  die  verlangte  zu  erreichen.  Dann  würde  man  nur  eine  mas- 
sige Belastung  der  nächsten  niedriger  liegenden  Schichten  zu 
Hilfe  nehmen  dürfen,  und  man  würde  andrerseits  die  ganz  grossen 
Einkünfte  progressiv  stärker  belassen  müssen,,  um  den  Einkünften 
um  10  000  M.  herum  einen  geringeren  Satz  als  die  Verdoppelung 
zuzumuten. 

Ergänzend  käme  in  Betracht  die  Vermögenssteuer  (»Ergän- 
zungssteuer«). Was  man  der  Einkommensteuer  nicht  aufbürden 
wollte ,  müsste  durch  diese  geleistet  werden.  Bei  einem  Satze 
von  ein  Halb  vom  Tausend  brachte  sie  im  Jahre  1905 :  40,27 
Mill.  auf.  Dazu  trugen  von  den  überhaupt  1379  221  Pflichtigen 
in  den  Einkommensklassen  von  9500  M.  und  darüber  85  781  Pflich- 
tige 20,46  Mill.  bei.  Verdoppelte  man  deren  Steuer,  ja  verdrei- 
fachte man  die  Steuer  der  14  284  Pflichtigen,  die  zwischen  30500 
und  100 000  Einkommen  6,22  Mill.  Steuer  aufbringen,  vervierfachte 
man  die  Steuer  der  2848  Pflichtigen,  die  mehr  als  100 000  M. 
Einkommen  haben,  und  6,12  Mill.  Steuer  zahlen,  so  wäre  das  Er- 
gebnis  dieser  zunächst  phantastischen   Annahme    20 — 50  Mill. 

Je  mehr  hiebei  die  Phantasie  den  Erwägungen  der  Gerech- 
tigkeit im  Sinne  einer  stärkeren  Progression  für  die  Vermögens- 
steuer wie  für  die  Einkommensteuer  entspricht,  desto  grösser 
sind  die  politischen  Schwierigkeiten ,  die  erst  hinwegzuräumen 
wären  durch  eine  energische  Umgestaltung  des  Landtages.  Und 
nicht  bloss  des  Abgeordnetenhauses,  sondern  auch  des  Herren- 
hauses. Denn  dieses  letztere  war  es,  welches  bei  der  Einkom- 
mensteuerreform die  von  dem  Abgeordnetenhause  in  den  Regie- 
rungs-Entwurf hineingebrachte  Progression  (über  3  "o  hinaus  bis 
auf  4%)  anzunehmen  sich  lange  geweigert  hat.  Und  doch  be- 
deutete diese  Modifikation  weit  weniger,  als  was  heute  nach  un- 
sern  Andeutungen  in  den  Gesichtskreis  der  Steuerreform  treten 
sollte. 

Viel  bequemer  für  alle  Beteiligten  sind  diejenigen  Fort- 
schritte der  Steuererträge,  die  durch  das  objektive  Wachstum 
des  Wohlstandes  oder  auch  durch  sorgfältigere  Einschätzung  her- 
beigeführt werden.  So  ist  der  Ertrag  der  Einkommensteuer  seit 
der  Steuerreform  von  1891  um  etwa  100  Mill.  gewachsen,  der  Er- 
trag  der    Ergänzungssteuer    um  10    Mill.  M.     Das    bedeutet   aber 
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wenig  von  Jahr  zu  Jahr  oder  für  die  unmittelbaren  Forderungen 
eines  neuen  grossen  Bedarfes. 

Und  das  führt  uns  denn  wieder  zurück  zu  dem  eigentlichen 
Thema  dieses  Aufsatzes,  zu   den  Eisenbahnüberschüssen. 

IV. 

Aus  den  letzten  Betrachtungen  über  die  Schwierigkeiten  einer 
Steuererhöhung  (an  denjenigen  Steuern,  die  wohl  überhaupt  nur 
für  den  preussischen  Staat  heute  in  Betracht  kommen)  und  aus 
der  Einsicht,  dass  selbst  bei  einer  Ueberwindung  dieser  Schwierig- 
keiten das  Ergebnis  keineswegs  ausreichend  sein  würde  für  fer- 
nere P'ortschritte  des  Bedarfs,  leuchtet  unmittelbar  ein,  dass  nichts 
so  fern  liegt  in  der  Gestaltung  der  preussischen  Finanzen  wie  ein 
Verzicht  auf  die  Eisenbahnüberschüsse.  Es  ist  vielmehr  gar  nicht 
abzusehen,  wie  es  zu  irgend  einem  Zeitpunkte  einmal  möglich 
werden  soll,  die  Eisenbahnüberschüsse  durch  andre  Finanzmittel 
zu  ersetzen  und  zumal  ihren  ungeheuren  Betrag  in  die  Form  von 
Personalsteuern  zu  bringen,  während  andre  Steuerformen ,  soweit 
ich  sehen  kann,  nicht   erkennbar  sind. 

Diese  Erscheinung  fordert  die  Aufmerksamkeit  der  Wissen- 
schaft heraus.  Aber  das  doch  wiederum  nicht  bloss  durch  die 
einzigartige  Grösse  und  Bedeutung  der  Eisenbahnüberschüsse  im 
preussischen  Staatshaushalte.  Es  ist  eher  das  Gegenteil,  welches 
mindestens  eben  so  sehr  das  Nachdenken  anregt ,  dass  nämlich 
die  Ueberschüsse  der  preussischen  Eisenbahnen  nur  eine  einzelne, 
wenn  auch  besonders  starke ,  Erscheinung  von  denjenigen  Ent- 
wicklungstendenzen sind,  die  in  unsren  öffentlichen  Haushaltungen, 
in  Reich,  Staat,  Gemeinde  immer  mehr  zur  Geltung  gelangen.  Es 
sind  die  grossen  Betriebe,  die  in  diesen  Haushaltungen  ihren 
Schauplatz  finden,  die  immer  zahlreicher  und  grösser  werden, 
immer  allgemeiner  sich  ausbreiten  und  ein  immer  bedeutsameres 
Stück  der  Finanzen  werden. 

Es  sind  die  mannigfaltigen  neuen  Veranstaltungen  in  den  Ge- 
meinden, zumal  in  den  grossen  und  in  den  diesen  nacheifernden 
andren  Städten  für  Beleuchtung  durch  Gaslicht  und  elektrisches 
Licht,  für  Wasserversorgung,  für  Strassenbahnen  und  ähnliches 
mehr.  Es  sind  Post,  Telegraph,  Telephon  im  Reichshaushalt  aus 
alter  oder  neuer  Zeit.  Mit  mehr  oder  weniger  deutlicher  Absicht 
auf  Ueberschüsse  gerichtet,  sei  es  nach  den  Maximen  der  Fis- 
kalität  im  alten  Staatswesen ,    sei    es    nach    neueren    realistischen 
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Erkenntnissen  im  Gegensatze  zu  den  Doktrinen  von  der  gebo- 
tenen »Gemeinnützigkeit«  in  der  Verwaltung  solcher  Anstalten 
oder  von  der  Interessenharmonie  zwischen  ihrer  Gemeinnützigkeit 
und  ihren  Reinerträgen.  Am  deutlichsten  von  allen  Anstalten 
die  Finanzmonopolien,  die  in  alten  und  in  neuen  Zeiten  ihren  Steuer- 
zweck offen  bekennen  und  nur  eine  der  möglichen  Formen  zur 
Besteuerung  vom  Verbrauche  des  Tabaks,  Salzes,  Branntweins 
u.  s.  w.  sind. 

Es  ist  aber  gleichgültig  für  die  Aufgabe  der  wissenschaft- 
lichen Analyse  solcher  Ueberschüsse,  ob  sie  planmässig  gewollte 
sind  oder  nicht,  ob  die  zu  ihrer  Gewinnung  bestimmten  Anstalten 
darauf  hin  eingerichtet  sind ,  oder  ob  —  ohne  solche  ursprüng- 
liche Absicht  —  die  Ueberschüsse  sich  von  selber  einstellen  und 
festgehalten  werden.  Eine  Form  der  Besteuerung  sind  sie  dar- 
um nicht  weniger.  Ebenso  wie  die  AgrarzöUe  im  Deutschen 
Reiche  deshalb  nicht  von  der  Eigenschaft  der  Steuerzölle  freizu- 
sprechen sind,  weil  sie  für  den  Zweck  des  Agrarschutzes  gegen 
ausländische  Erzeugnisse  eingeführt  sind,  da  sie  doch  ausserdem 
ein  so  bedeutender  Finanzzoll  geworden  sind,  dass  kein  andrer 
im  Reiche  ihnen  entfernt  gleichkommt ,  ja  dass  sie  eine  haupt- 
sächliche Stütze  der  Reichsfinanzen  geworden  sind  —  in  bemer- 
kenswerter Parallele  zu  der  Bedeutung  der  Eisenbahnüberschüsse 
für  den  preussischen  Staatshaushalt. 

Also  wissenschaftliches  Verständnis  für  diese  Erscheinungen, 
eine  Analyse  ihres  Wesens  ist  es,  was  verlangt  wird.  Gegenüber 
der  Tatsache,  dass  diese  Aufgabe  bisher  zu  wenig  beachtet  ist, 
oder  dass  man  in  den  etwaigen  bisherigen  Betrachtungen  des  Ge- 
genstandes noch  keineswegs  zu  einer  Uebereinstimmung  darüber 
gelangt  ist,  was  sie  bedeuten,  ob  sie  zu  billigen  sind,  welche  Stel- 
lung sie  im  Finanzwesen  einnehmen. 

Vor  allem  ist  wohl  dieses  klar,  dass  es  eine  seltsame  Ge- 
dankenverwirrung ist,  wenn  man  —  wie  es  angesichts  der  preus- 
sischen Eisenbahnüberschüsse  öfters  geschehen  ist  — ,  solche 
Ueberschüsse  als  eine  Schattenseite  des  Staatsbetriebes  darstellt. 
Eine  Schattenseite  sind  sie  auf  keinen  Fall.  Wie  kann  das  wohl 
eine  Schattenseite  des  öffentlichen  Betriebes  sein,  dass  auf  diesem 
Wege  reiche  Finanzmittel  entsprungen  sind,  die  auf  andrem  Wege 
nicht  zu  haben  waren  oder  doch  in  so  viel  geringerem  Umfange 
und  mit  so  viel  grösseren  Schwierigkeiten  zu  haben  waren?  Man 
müsste  denn  so  weit  gehen,    die  ganze  Entwicklung  der  neuzeit- 
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liehen  Bedürfnisse,  der  Forderungen  des  fortsclireitenden  Kultur- 
lebens für  Unterricht,  Wissenschaft,  Kunst,  Lebenshaltung  u.  s.  w. 
abzulehnen  und  in  den  leicht  dafür  fliessenden  Finanzmitteln  eine 
unerwünschte  Verführung  zu  sehen.  Das  aber  ist  nicht  möglich. 
Man  wird  nur  an  diesen  Fortschritten  zu  tadeln  haben ,  dass  sie 
niemals  ein  Ende  nehmen,  dass  sie  niemals  zur  vollen  Befriedigung 
führen,  und  dass  jede  neue  Befriedigung  so  viel  mehr  ungestillte 
Bedürfnisse  wachruft  oder  als  unbefriedigte  zum  Bewusstsein 
bringt.  Denn  was  ist  nicht  alles  noch  zu  leisten  an  persönlichem 
und  sachlichem  Bedarf  in  der  preussischen  Staatsverwaltung,  nach- 
dem neuerdings  so  viel  geleistet  worden  ist!  Indessen  das  kann 
kein  ernsthafter  Einwand  sein  gegen  das ,  was  geleistet  worden 
ist  und   was  zu  leisten  auf  jenem  Wege   möglich  geworden   ist. 

Die  Alternative  jener  Ueberschüsse  für  den  Bedarf  der 
Staatsverwaltung  beleuchtet  den  Sachverhalt  noch  deutlicher. 
Wären  die  Eisenbahnen  in  den  Händen  von  Aktiengesellschaften 
geblieben,  so  wären  die  Ueberschüsse  —  ob  sie  nun  in  gleichem 
oder  geringerem  Umfange  entstanden  wären  —  in  die  Taschen 
der  Aktienbesitzer  geflossen  und  nicht  in  die  Staatskasse.  Selbst 
wenn  es  gelungen  wäre  (was  nach  den  früheren  Erfahrungen  an 
dem  preussischen  Eisenbahnwesen  sehr  zweifelhaft  ist),  durch  die 
Gesetzgebung  und  Staatsaufsicht  einen  Druck  auf  die  Dividenden 
der  Aktiengesellschaften  auszuüben,  indem  man  diese  genötigt  hätte, 
ihre  Leistungen  so  viel  wohlfeiler  herzugeben,  so  wäre  der  Weg 
von  den  also  erreichten  volkswirtschaftlichen  Vorteilen  zu  der 
Verbesserung  der  Staatseinnahmen  durch  Steuern  immer  noch 
ein  weiter  gewesen.  Die  Klage  darüber,  dass  die  Eisenbahn- 
überschüsse den  Interessen  des  Verkehrs  vorenthalten  werden, 
ist  danach  vom  Standpunkte  der  Verkehrsinteressenten  wahrschein- 
lich nicht  berechtigt,  vom  Standpunkte  der  Finanzen  gar  nicht. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  hat  man  sie  nur  zu  loben. 

An  diese  erste  Betrachtung  knüpft  sich  eine  zweite.  Aehn- 
lieh  negativ,  wie  die  erste  —  zu  zeigen,  was  die  Ueberschüsse  der 
öffentlichen  Betriebe  nicht  sind. 

Sie  sind  kein  »Unternehmergewinn«  — ,  wie  es  öfters  behauptet 
worden  ist. 

Von  Unternehmergewinn  kann  man  nur  in  solchem  Falle  re- 
den, wo  der  Unternehmer  dem  Kreise  derer,  denen  er  ein  Gut 
zur  Befriedigung  ihres  Bedarfes  leistet,  mit  einem  von  ihnen  nicht 
geteilten,  ihnen  fremden  Interesse  gegenübersteht.     Er  nimmt  die 


698 


Gustav  Colin : 


Gefahr  des  Unternehmens  auf  sich,  er  sucht  möghchst  viel  zu  ge- 
winnen und  möglichst  wenig  zu  verHeren.  Ob  er  seinen  Zweck 
erreicht,  geht  den  Kreis  der  von  ihm  Versorgten  nicht  an.  Er 
trägt  in  jedem  Falle  den  Schaden,  er  behält  den  Gewinn.  Sehr 
verschieden  ist  das  Verhältnis  in  dem  geschlossenen  Kreise  eines 
Verbandes,  einer  Genossenschaft,  einer  öfifentlichen  Verwaltung, 
eines  Zweiges  des  Reichs-,  Staats-,  Gemeindeorganismus,  der  für 
den  Kreis  der  zu  ihm  gehörigen  Mitglieder  eine  Art  von  Gütern 
herstellt.  Hier  steht  die  Verwaltung  nicht  dem  Kreise  der  durch 
sie  Versorgten  als  ein  Fremder  gegenüber,  sondern  sie  steht  mitten 
drinnen,  sie  gehört  zu  ihnen,  sie  ist  ihr  eignes  Organ.  Der  Ge- 
winn und  Verlust  trifft  sie  und  sie  allein.  Für  den  Verlust  müssen 
sie  einstehen,  wie  ihnen  umgek-ehrt  der  Gewinn  zufällt,  da  es  nie- 
mand sonst  gibt,  der  ihn  zu  fordern  hätte.  Der  Gewinn  ist, 
falls  eine  andere  Bestimmung  nicht  vorliegt  ,  sozusagen  ein 
Irrtum,  ein  Umweg  der  Verwaltung ,  die  vielmehr  am  richtigsten 
ihre  Leistungen  und  Preise  normieren  würde,  wenn  sie  dieselben 
so  einrichtete ,  dass  am  Schlüsse  des  Jahres  Erlös  und  Kosten 
völlig  sich  deckten. 

Um  dieses  zu  erläutern ,  wähle  ich  als  einfachstes  Beispiel 
den  Konsumverein.  Und  zwar  den  Konsumverein  in  der  nor- 
malen Gestalt  einer  geschlossenen  Genossenschaft,  die  nur  für 
ihre  Mitglieder  da  ist  und  keinen  Absatz  an  Nichtmitglieder  ge- 
stattet, die  das  Geschäftskapital  allein  aus  den  Beiträgen  der  Ge- 
nossen aufbringt  und  allein  dieses  befruchtet.  Wem  sollte  in 
diesem  geschlossenen  Kreise  der  Genossen  aus  einem  jährlichen 
Ueberschusse  des  Betriebes  wohl  etwas  zufallen  ausser  den  Ge- 
nossen selber?  In  der  Tat  wird  ihnen  der  Ueberschuss  nach  dem 
Werte  der  aus  dem  Verein  bezogenen  Waren  zurückvergütet, 
neben  der  Rente  ihres  Kapitalanteils.  Sei  es  nun  in  Bar,  sei  es 
in  einer  Gutschrift  für  ihr  Sparguthaben.  Und  wenn  der  Verein 
an  einer  Höhe  der  Warenpreise  festhält,  die  solche  Rückvergü- 
tungen gestattet,  statt  die  Preise  der  Einfachheit  halber  auf  den 
Kostenpreis  herabzusetzen,  so  geschieht  dieses  aus  besonderen 
Gründen,  so  zumal  aus  dem  Grunde,  eine  Sparsumme  der  täglich 
ersparten  Pfennige  für  den  Schluss  des  Jahres   anzusammeln. 

Was  bei  dem  Konsumverein  in  einfacher  Gestalt  vor  sich 
geht,  das  wiederholt  sich  im  Staats-,  Reichs-,  Gemeinde-Verbände 
im  grossen  Stil.  Die  »besonderen«  Gründe  zumal  für  Verwen- 
dung der  Ueberschusse  haben  in  ihm,  gemäss  der  Komplikation 
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der  öffentlichen  Zwecke,  einen  so  viel  grösseren  Spielraum,  dass 
hier  nicht  nur  von  einer  Rückerstattung  des  zu  viel  Gezahlten 
niemals  die  Rede  ist,  sondern  dass  auch  eine  Herabsetzung  der 
Preise  für  die  Zukunft,  behufs  Herstellung  des  Ebenmasses  zwi- 
schen Kosten  und  Preisen,  durch  die  Bedürfnisse  für  andre  Zwecke 
je  nach  Umständen  gehemmt  wird.  Der  Konsumverein  ist 
ausser  seinem  eigenthchen  Zwecke  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
nur  etwa  noch  eine  Sparkasse  für  seine  Mitglieder.  Der  Staats- 
verband ,  das  Reich  ,  die  Gemeinde  haben  jeder  eine  grosse  P'i- 
nanzwirtschaft ,  in  deren  Forderungen  solche  Ueberschüsse  hin- 
einfiiessen  und  mit  denen  sie  sich  auseinanderzusetzen  haben. 

Auch  aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  es  mit  der  Konstruktion 
eines  Unternehmergewinnes  von  öffentlichen  Betrieben  nichts.  Erst 
durch  die  Auffassung  der  Ueberschüsse  als  einer  P'orm  der 
Steuern  kommt  man  zu  einem  brauchbaren  Massstabe  für  den 
Zusammenhang  der  Ueberschüsse  mit  den  andern  öffentlichen 
Einnahmen,  also  zumal  den  Steuern. 

Indessen  selbst  wenn  man  zugestehen  wollte,  dass  Konsum- 
vereine, Staats-,  Gemeinde-,  Reichsverwaltungen  einen  »Unterneh- 
mergewinn« an  den  Leistungen  für  ihre  Mitglieder  u.  s.  w.  erzie- 
len, wenn  man  also  dem  Begriffe  des  Unternehmergewinnes  eine 
derartige  Erweiterung  seines  Inhaltes  geben  wollte,  so  würde  in 
der  Hauptsache  für  unsern  Zweck  dennoch  nichts  geändert  wer- 
den. P"s  käme  vielmehr  immer  darauf  hinaus,  dass  jener  Ueber- 
schuss  aus  einer  öffentlichen  Verwaltung,  den  es  gelungen  wäre, 
in  dem  Bereiche  des  an  sich  selber  so  unklaren  Begriffes  fest- 
zuhalten, aus  den  abstrakten  Schranken  desselben  für  die  wirk- 
liche Staatswirtschaft  wieder  freigegeben  werden  müsste.  Mit 
andern  Worten  —  es  hätte  sich,  unter  welchem  Namen  immer 
erworben ,  der  Gewinn  des  Vervvaltungszweiges  zu  rechtfertigen, 
auszuweisen  vor  dem  Ganzen  der  öffentlichen  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen. 

Diese  Notwendigkeit  durchlöchert  auch  den  erweiterten  Be- 
griff des  Unternehmergewinnes,  weil  sie  ihn  nötigt,  entweder  das 
Gewonnene  preiszugeben  oder,  wenn  er  es  festhält,  es  durch  bes- 
sere, tiefere  Gründe  zu  rechtfertigen,  als  durch  den  von  der  Ober- 
fläche genommenen  Grund,  dass  es  ein  Gewinn  sei,  den  der  Staat 
an  seinen  Bürgern  gemacht  hat.  Einen  Grund,  der  nicht  nur 
oberflächlich,  sondern  auch  ein  innerer  Widerspruch  ist.  Wie 
kann  das  Ganze  an  seinen  Teilen   Gewinn    machen  ?      Die  Praxis 
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der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  hat  bereits  bemerkenswerte 
Widersprüche  hervorgerufen,  die  das  beleuchten,  was  wir  hier  im 
Auge  haben. 

Bekanntlich  hat  das  preussische  Kommunalabgabengesetz  vom 
14.  Juli  1893  behufs  Eindämmung  der  Tendenz  zur  wachsenden 
Heranziehung  der  direkten  Steuern  alle  jene  indirekten  Steuern 
und  individuellen  Entgelte  begünstigt,  die  für  die  Gemeindever- 
waltung sich  eignen,  und  hat  nur  gewisse  Grenzen  zum  Schutze 
der  ärmeren  Bevölkerung  gezogen.  So  dürfen  Steuern  auf  den 
Verbrauch  von  Fleisch,  Getreide,  Mehl,  Backwerk,  Kartoffeln  und 
Brennstoffen  aller  Art  nicht  neu  eingeführt  oder  in  ihren  Sätzen 
erhöht  werden  (§  14) ;  so  werden  die  Vorschriften  über  Gebühren 
und  Beiträge  zu  Gunsten  der  unbemittelten  Volksklassen  gemil- 
dert (§  4).  Als  aber  in  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses 
bei  Beratung  des  Gesetzes  ein  Zusatz  beantragt  wurde,  der  ver- 
hindern sollte,  dass  die  Gemeinden  aus  ihren  Betrieben  zu  hohe 
Ueberschüsse  erzielen,  dass  sie  z.  B,  durch  zu  hohe  Gaspreise 
ihrer  Gasanstalten  die  Abnehmer  (Fabrikanten,  Ladenbesitzer  u. 
s.  w.)  unbillig  belasten,  da  hielt  es  die  Mehrheit  der  Kommis- 
sion in  Uebereinstimmung  mit  dem  Finanzminister  (Miquel)  für 
bedenklich,  hier  in  die  Freiheit  der  Gemeinden  einzugreifen  ;  die 
öffentliche  Meinung  und  das  Wahlrecht  müsse  da  regelnd  wir- 
ken ^).  Diese  Anschauung  entsprach  dem  Zuge  des  ganzen  Ge- 
setzes, und  sie  folgte  auch  den  Anregungen,  welche  die  Wissen- 
schaft zuvor  (Aä.  Wagtier,  1878;  R.  Gneist,  1881)  in  dieser  Rich- 
tung gegeben  hatte.  Gneist  war  so  weit  gegangen,  dass  er  aus 
den  verschiedenen  Betrieben,  die  sich  erfahrungsmässig  für  die 
Gemeindeverwaltung  eignen  (Gas-  und  Wasserwerke,  Pferdebah- 
nen, Omnibusunternehmungen,  Markthallen,  Warenhallen,  Lager- 
häuser, Schlachthäuser,  Bade-  und  Waschanstalten,  Docks-  und 
Hafenanlagen)  die  volle  Hälfte  der  Gemeindeausgaben  zu  bestrei- 
ten für  erreichbar  erklärte. 

Die  Gasanstalten  haben  auf  dem  Wege  zu  diesem,  zunächst 
wohl  entfernten,  Ziele  an  ihrem  Teile  ein  ansehnliches  Stück  ge- 
leistet. Sie  haben  die  erreichten  Ueberschüsse  gegen  die  Kritik, 
die  im  Sinne  jenes  Antragstellers  bei  der  Beratung  des  Kommunal- 
abgabengesetzes immer  wieder  laut  wurde,  in  vielen  Fällen  zu  be- 
haupten und  zu    entwickeln    verstanden.      Selbst    das    erfreuliche 


i)  Adickes,  Kommentar  zu  dem  Gesetze  vom  14.  Juli  1893  S.   243. 


Eisenbahnüberschiisse  und  Steuern  im  preussischen   Staatshaushalte.  70 1 

Bestreben  der  Gemeindeverwaltungen,  den  Gasverbrauch  durch 
Einführung  von  Gasautoniaten  u.  dergl.  m.  auch  den  ärmeren 
Klassen  zugänglich  zu  machen,  ist  jenen  finanziellen  Erfolgen  nicht 
hinderlich  gewesen. 

Da  hat  nun  die  Einführung  einer  Gassteuer  in  einer  Stadt 
des  preussischen  Ostens  zu  Rechtsstreitigkeiten  geführt  zwischen 
einem  Gaskonsumenten  und  der  Stadtverwaltung,  bei  welchen 
alle  Instanzen  sich  gegen  die  Stadt  ausgesprochen  haben.  So 
das  Oberverwaltungsgericht,  so  das  Berliner  Kammergericht. 
Dieses  letztere  führt  aus  (Juni,  1907):  »Der  §  14  des  Kommunal- 
abgabengesetzes vom  14.  Juli  1893  verbietet  es,  Steuern  auf  den 
Verbrauch  von  Brennstoffen  aller  Art  neu  einzuführen.  Bei  dem 
heutigen  Stande  der  Dinge  ist  nun  aber  anzunehmen,  dass  Gas 
zu  den  Brennstoffen  im  Sinne  dieser  Gesetzesstelle  gehört;  denn 
es  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  ein  weites  Anwendungsgebiet 
erobert,  indem  es  zum  Kochen,  Heizen  u.  s.  w.  verwendet  wird. 
Gehört  es  aber  zu  den  Brennstoffen,  dann  ist  die  Steuerordnung 
ungültig«. 

Eine  angesehene  national-liberale  Zeitung,  welche  dieses  Ur- 
teil mitteilt,  verbindet  damit  den  Zweck,  das  Urteil  solle  für  alle 
diejenigen  Kommunen  eine  heilsame  Warnung  sein,  welche  ihre 
wesentliche  Aufgabe  immer  noch  darin  erblicken,  möglichst  viel 
Geld  aus  den  Taschen  der  Steuerzahler  herauszuholen.  Das  Be- 
rechtigte dieses  Zweckes  dahingestellt  —  so  wnrd  das  Urteil  nur 
eine  Warnung  davor  sein  können,  die  Steigerung  der  Ueberschüsse 
aus  dem  Gaswerke  nicht  in  ebenso  ungeschickter  Form  vorzu- 
nehmen, wie  es  jene  im  Rechtsstreit  unterlegene  Stadtverwaltung 
getan  hat.  Es  ist  wohl  richtig,  dass  eine  Steuer  auf  Gas  als 
Brennstoff  im  Widerspruche  zu  §  14  des  Gesetzes  steht.  Wenn 
aber  derselbe  finanzielle  Zweck  in  der  Form  von  Betriebsüber- 
schüssen aus  einem  städtischen  Gaswerk  erzielt  wird  und  nicht 
in  der  Form  einer  neuen  Steuer,  dann  ist  er  nicht  nur  nicht  durch 
das  Gesetz  verboten.  Bei  der  Beratung  des  Gesetzes  hat  man 
vielmehr  ausdrücklich   eine  derartige  Schranke  abgelehnt. 

Und  eben  dieses  ist  der  lehrreiche  Widerspruch  der  Praxis, 
den  wir  in  einem  Beispiele  zeigen  wollten.  Was  in  der  Sache 
das  Gleiche  ist,  wird  das  eine  Mal  verboten,  weil  es  im  Sinne  der 
bisherigen  Auffassung  allein  eine  Steuer  ist,  und  wird  das  an- 
dere Mal  gestattet,  weil  es  im  Sinne  derselben  Auffassung  keine 
Steuer  ist. 
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Für  das  Ziel,  das  ich  hier  anstrebe,  käme  es  zunächst  darauf 
an,  den  Voranschlägen  und  Rechnungen  unserer  öffentlichen  Haus- 
halte eine  gereinigte  Form  zu  geben.  Es  müsste  die  finanzielle 
Essenz  jedes  Einnahme-  und  Ausgabepostens  aus  den  fremdartigen 
Bestandteilen  herausgelöst  werden  und  in  seiner  Reinheit  erschei- 
nen als  das,  was  er  in  Wahrheit  ist,  was  er  für  die  Finanzen  ist, 
und  was  er  für  die  Finanzen  nicht  ist.  Die  Steuer  ist  der  finan- 
zielle Ausdruck  der  Verpflichtung  jedes  Mitgliedes  der  Staats- 
genieinschaft  für  das  Ganze.  Die  Steuer  ist  daher  auch  der  ge- 
meinsame Nenner,  auf  den  jede  Einnahme  des  Staats  zurückzu- 
führen ist,  sie  ist  der  Massstab,  an  dem  jede  Einnahme  zu 
messen  ist.  Durch  Anwendung  dieses  Massstabes  wird  die  Aus- 
scheidung jedes  fremdartigen  Bestandteiles  bewirkt,  erscheint  das 
finanzielle  Wesen  in  seiner  Reinheit.  Gelegentlich  wird  die  finan- 
zielle Inhaltlosigkeit,  ja  die  Inhaltlosigkeit  überhaupt  durch  An- 
wendung dieses  Prüfsteins  enthüllt. 

Ein  Beispiel.  Was  wollen  die  Domänen  ?  Wenn  sie  nichts 
weiter  wollen  als  ein  Einnahmeposten  sein,  eine  Art  der  »Erwerbs- 
einkünfte« bilden,  so  ist  es  schade  um  die  Mühe  ihrer  Verwaltung, 
Verpachtung  u.  s.  w.  —  man  soll  sie  je  eher  je  lieber  ver- 
kaufen und  für  den  Erlös  Staatsschulden  tilgen.  Oder  bringen  sie 
etwa  Ueberschüsse  nach  Art  der  heutigen  preussischen  Staats- 
eisenbahnen? Sicherlich  nicht.  Wozu  behält  man  sie  also.?  Die 
Zwecke,  die  gemeinhin  genannt  werden,  um  es  zu  rechtfertigen, 
dass  man  sie  behält,  sind  mannigfaltige,  aber  keine  finanziellen. 
Hierunter  sind  diejenigen  Zwecke  ,  die  man  den  Staatsforst- 
domänen nachrühmt,  vielleicht  die  besten  oder  gar  die  einzig 
stichhaltigen  für  die  Aufrechterhaltung  des  Domänenbesitzes. 
Wesentlich  schwächer  sind  die  Rechtfertigungsgründe,  welche  für 
die  landwirtschaftlichen  Domänen  angeführt  zu  werden  pflegen. 
»Musterwirtschaften«  sollen  sie  sein.  Sind  sie  es  wirklich.?  Spricht 
die  Erfahrung  dafür .^  Und  warum  sollte  sie  dafür  sprechen?  Ein 
Domänenpächter  sollte  als  solcher  höheres  für  den  Betrieb  der 
Landwirtschaft  leisten  als  ein  Gutseigentümer.?  Durch  Intelligenz, 
durch  Kapitalkraft  oder  gar  durch  Interesse  ?  Selbst  wenn  das 
Streben  der  landwirtschaftlichen  Akademien  erfüllt  würde,  dass 
der  Besitz  ihres  Diploms  zu  den  Pachtbedingungen  gehörte,  würde 
das  einen  solchen  Erfole  haben.? 
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Oder  der  sozialpolitische  Zweck,  der  durch  den  Domänen- 
besitz erfüllt  wird.  So  lange  der  Staat  sie  besitzt,  erfüllt  er  die- 
sen Zweck  nicht.  Er  muss  sie  verkaufen.  Dann  hören  sie  auf, 
Domänen  zu  sein.  Aber  er  kann  den  gleichen  Zweck  erreichen, 
wenn  er  keine  Domänen  besitzt  und  Landgüter  kauft,  imi  sie  zu 
verkaufen.  Oder  verfassungspolitische  Zwecke  im  Sinne  des  lan- 
desväterlichen Staats?  Sie  gehören  in  die  Romantik  kleinstaat- 
licher Dynastien,  die  das  nahe  Ende   verkündigten. 

Hier  bleibt  also  kein  finanzieller  und  kein  nichtfinanzieller 
Zweck  übrig.  Völlig  entgegengesetzt  die  neuen  Domänen,  die  in 
dem  preussischen  Staatsbahnsystem  herangewachsen  sind.  Hier 
haben  wir  einerseits  und  als  ursprünglich  gegeben  das  Programm 
jener  Zwecke,  die  alle  mit  einander  keine  finanzpolitischen  ge- 
wesen sind.  Aber  der  finanzpolitische  Zweck  ist  gleichsam  über 
Nacht  hinübergewachsen  über  jene  andern  Zwecke,  um  derentwillen 
das  Staatsbahnsystem  geschaffen  ist.  Dem  Reichtum  dieser  finan- 
ziellen Entwicklung  entspricht  die  öffentliche  Darlegung  der  Rech- 
nung, aus  welcher  sich  die  uns  bekannten  Ueberschüsse  ergeben. 
Dennoch  fehlt  eins  dabei,  ein  Bestandteil  der  Ueberschüsse,  der 
sich  allerdings  nicht  leicht  in  amtliche  Form  bringen  lässt  —  die 
unentgoltenen  Leistungen  der  Eisenbahnen  für  den  Dienst  der 
Reichspost.  Ein  Betrag  von  etwa  30  Mill.  M.  Ebenso  steht 
nicht  in  der  Rechnung,  was  für  den  preussischen  Staatsdienst 
unentgolten  befördert  wird. 

Weit  weniger  scharf  ist  die  Rechnung  über  die  deutsche 
Reichspostverwaltung  nebst  dem,  was  gemeinsam  damit  verwaltet 
wird  (Telegraphen,  Telephone).  Ungleich  den  preussischen  Eisen- 
bahnen findet  hier  —  für  ein  freilich  so  viel  kleineres  Objekt  — 
eine  Offenlegung  des  Anlagekapitals,  seiner  Verzinsung  und  Til- 
gung, in  den  jährlichen  Rechnungen  nicht  statt.  Aehnlich  wohl 
meistens  in  den  Ausweisen  über  die  städtischen  Betriebe  an  Gas- 
werken, Wasserwerken  u.  s.  w.  Erst  eine  scharfe  Auseinander- 
setzung über  alle  Leistungen  und  deren  Kosten  lässt  einen  klaren 
Einblick  in   die  Ueberschüsse  oder  deren  Gegenteil  gewinnen. 

Wenn  der  öffentliche  Haushaltsetat  durch  alle  seine  Bestand- 
teile hindurch  einen  solchen  Reinigungsprozess  erfahren  hat,  dann 
ist  man  imstande,  die  sich  daraus  ergebenden  Ueberschüsse  einer 
Prüfung  zu  unterwerfen.  Und  zwar  einer  Prüfung,  für  die  es  kei- 
nen andern  Massstab  gibt  als  die  anerkannten  Grundsätze  der 
Besteuerung. 


•jQA  Gustav  Cohn  : 

Warum  duldet  man  die  Ueberschüsse  der  Gasanstalten  in  den 
Städten  nach  dem  Stande  der  Gesetzgebung  und  nach  den  Ueber- 
zeugungen,  die  in  den  kommunalen  Verwaltungen  herrschen  ?  Warum 
verwirft  man  solche  Ueberschüsse  von  städtischen  Wasserwerken 
oder  von  städtischen  Schlachthäusern  ?  Einfach  zufolge  den  be- 
kannten Grundsätzen  der  Besteuerung.  Weil  man  das  Wasser  als 
Gegenstand  elementarer  Notdurft  nicht  zur  Verbrauchssteuer  ge- 
eignet hält,  will  man  es  zum  Kostenpreise  an  die  Gemeindegenos- 
sen liefern.  Weil  das  Gas,  in  weit  höherem  Grade  als  das  Was- 
ser, für  Heiz-  und  Leuchtzwecke  von  den  zahlungsfähigeren  Klas- 
sen im  Unterschiede  von  der  ärmeren  Bevölkerung,  verbraucht 
wird,  mutet  man  ihm  eine  Steuer  in  Form  der  Ueberschüsse  zu. 

Aus  dem  Standpunkte  der  Besteuerung  sind  auch  die  Eisen- 
bahnüberschüsse zu  beurteilen  und  die  Aufgabe  wird  für  Wissen- 
schaft und  Praxis  eine  desto  grössere,  nachdem  sie  so  ganz  in 
den  Mittelpunkt  einer  grossen  Staatswirtschaft  gerückt  sind. 

Denn  das  kümmerliche  Doppelspiel,  welches  wir  heute  er- 
leben, dass  die  Führer  derselben  Parteien,  je  nach  der  Stelle,- an 
der  sie  öffentlich  reden,  der  Eine  sich  wider  die  Eisenbahnüber- 
schüsse als  Vertreter  der  Verkehrsinteressenten  entrüsten,  der 
Andre  (im  preussischen  Landtage)  schrankenlose  Hilfe  von  ihnen 
fordern,  um  eine  Einkommensteuererhöhung  zu  vermeiden  —  das 
ist  keine  Lösung  des  Problems  —  keine  wissenschaftliche  Lösung 
und  keine  praktische  Lösung. 

Die  Frage  muss  doch  die  sein,  welche  Stellung  im  Steuer- 
system diese  Ueberschüsse  einnehmen,  welche  Vorzüge  oder 
Schattenseiten  sie  haben,  verglichen  mit  anderen  erreichbaren 
Steuern  für  die  gleichen  Zwecke.  Die  Frage  muss  ferner  die  sein, 
die  immer  bei  den  Opfern  für  öffentliche  Zwecke  entsteht  und 
die  zuletzt  jeder  wirtschaftlichen  Handlung  zu  Grunde  liegt,  ob 
die  durch  das  Opfer  zu  erreichenden  Vorteile  grösser  sind  als 
die   dadurch  auferlegten  Lasten. 

Suchen  wir  eine  Antwort  zunächst  auf  die  erste  Frage,  so 
haben  wir  uns  die  Schwierigkeiten  zu  vergegenwärtigen,  die  jeder 
auf  Vermehrung  der  Einnahmen  gerichteten  Steuerreform  im  Wege 
gestanden  hat,  im  Reichstage,  wie  im  preussischen  Landtage. 
Das  Reich  ist  finanztechnisch  am  meisten  auf  die  Entwicklung 
der  indirekten  Steuern  angewiesen;  aber  die  Mehrheit  des  Reichs- 
tages widerstrebt  den  indirekten  Steuern.  Der  preussische  Staat 
ist  finanztechnisch  weit  überwiegend  auf  die  Personalsteuern  ange- 
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wiesen.  Aber  wie  der  Reichstag,  als  ein  Produkt  des  allgemeinen 
gleichen  Wahlrechts,  den  indirekten  Steuern  entgegen  ist,  so  der 
Landtag  als  ein  Produkt  des  Dreiklassenwahlsystems  ein  Gegner 
der  direkten  Steuern  oder  zum  mindesten  ihrer  ferneren  Ausbil- 
dung. Die  Reform  der  Jahre  1890—1892  gelang,  wie  wir  wissen, 
durch  die  Zusicherung,  dass  keine  Vermehrung  der  Personalsteuern 
dadurch  beabsichtigt  sei,  und  durch  die  Prämie  der  Entlastung 
von  den  Realsteuern.  Sie  gelang  trotzdem  nur  notdürftig,  und 
manches  Stück  des  Gesetzentwurfes  der  Staatsregierung  musste 
preisgegeben  werden.  Es  gab  auch  keine  erreichbare  andere 
Form  der  Besteuerung  statt  einer  Entwicklung  der  Personalsteuern. 
Es  gab  nur  die  Möglichkeit,  die  unterdessen  entstandenen  Ueber- 
schüsse  der  Staatsbahnverwaltungen  statt  neuer  Personalsteuern  fest- 
zuhalten. 

Die  andere  Frage  war  die,  ob  die  Zwecke  dringender  waren, 
für  welche  diese  Ueberschüsse  verwendet  wurden  (Gehaltsaufbes- 
serungen, Volksschulzuschüsse,  höherer  Unterricht  u.  s.  w.)  als 
der  Anspruch  des  Eisenbahnverkehrs  (Güterverkehrs)  auf  Heraus- 
gabe dieser  Ueberschüsse  in  Gestalt  von  ermässigten  Tarifsätzen. 
Niedrigere  Frachten  oder  höhere  Beamtengehalte.?  Erleichterung 
des  Gütertransportes  oder  Hebung  des  Schulwesens  ?  War  es 
wichtiger,  auf  die  Befriedigung  des  neuen  Staatsbedarfes  zu  ver- 
zichten, um  diese  Lasten  des  Eisenbahnverkehrs  zu  vermeiden? 
Hätte  man  die  Gewährung  der  für  den  neuen  Staatsbedarf  nöti- 
gen Finanzmittel  abhängig  machen  sollen  von  der  Bewilligung  der- 
selben in  der  Gestalt  vermehrter  Personalsteuern?  Oder  waren 
die  Opfer  überhaupt  zu  gross  für  diese  Zwecke  ? 

Mir  scheint,  man  wird  sich  kaum  entschliessen,  die  letzten 
Fragen  zu  bejahen.  Aber  schwierig  wird  die  nähere  Untersu- 
chung darüber  bleiben,  wie  die  höheren  Tarifsätze  auf  den  Verkehr 
und  die  Produktion  gewirkt  haben  und  welche  Vorteile,  mit  die- 
sen Wirkungen  verglichen,  aus  den  niedrigeren  Transportsätzen 
entsprungen  sein  würden.  Der  Trost,  dass  auch  mit  den  höhe- 
ren Tarifsätzen  ein  grosser  Fortschritt  der  Produktion  vereinbar 
gewesen,  ist  ein  sehr  summarischer. 

Und  das  andre  Problem :  wer  hat  die  Last  der  höheren 
Transportsätze  getragen  ?  Die  am  Transport  zunächst  beteiligten 
Produzenten?  oder  die  Konsumenten  der  damit  belasteten  Waren? 
Eins  ist  gewiss:  wenn  die  ganzen  Beträge  dieser  Erhöhungen  der 
Transportkosten    lieber    in    der    Gestalt    erhöhter   Personalsteuern 
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hätten  erhoben  werden  können,  so  wäre  das  eine  zweckmässigere 
Form  gewesen,  als  die  Belastung  des  Eisenbahntransportes.  Und 
so  abschreckend  es  erscheinen  mag,  jene  hohen  Summen  der 
Eisenbahnüberschüsse  durch  entsprechend  erhöhte  Personalsteuern 
(verdoppelte,  verdreifachte  Einkommenssteuern  und  Vermögens- 
steuern) aufzubringen  —  ,  in  der  andren  Form  sind  sie  ja  doch 
aufgebracht  worden.  Und  zweckmässiger  ist  diese  andre  Form 
der  Ueberschüsse  ja  nur  im  Sinne  des  praktisch  Erreichbaren, 
nicht  im  Sinne  der  bestmöglichen  Steuerform,  wofür  die  Personal- 
steuern vielmehr  die  höhere  Zweckmässigkeit  d.  h.  den  Vorzug 
der  Gerechtigkeit  haben. 

Weil  nun  aber  der  Fortschritt  jedes  Steuersystems  darauf 
beruht,  dass  man  sich  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  immer 
mehr  annähert  mit  gebührender  Rücksicht  auf  die  erste  Forde- 
rung jedes  Staatshaushalts,  ausreichende  Finanzmittel  in  irgend 
einer  Form  herbeizuschaffen,  so  geht  der  Weg  für  die  Zukunft 
zwischen  diesen  Aufgaben  mitten  hindurch. 

VI. 

Wenn  die  wünschenswerten  Untersuchungen  über  den  steuer- 
mässigen  Einfluss  der  Eisenbahnüberschüsse  gelingen  sollten,  so 
werden  diese,  so  ungünstig  auch  das  daraus  zu  gewinnende  Urteil 
sein  möge,  schwerlich  in  absehbarer  Zeit  diejenige  Stellung  im 
preussischen  Steuersystem  verlieren  können,  die  sie  nun  einmal 
erobert  haben.  Aus  einfachen  Gründen.  In  Frankreich  vertei- 
digen orthodoxe  Individualisten  die  Aufrechterhaltung  des  Tabak- 
monopols, weil  es  längst  unentbehrlich  geworden  ist,  weil  die  an 
sich  ihnen  wünschenswerteren  Steuerformen  entweder  nicht  zweck- 
mässig, oder  nicht  durchführbar,  oder  nicht  erreichbar,  oder  nicht 
ausgiebig  genug  sind,  um  jene  Steuerform  zu  ersetzen.  Mit  den 
Eisenbahnüberschüssen  steht  es  im  preussischen  Staatshaushalt 
ebenso ;  in  qualitativer  Hinsicht  sind  sie  wohl  nicht  grösseren  Be- 
denken ausgesetzt  als  das  Tabakmonopol  es  ist  für  den  Stand- 
punkt des  altgläubigen  Oekonomisten;  in  quantitativer  Hinsicht 
spielen  sie  bereits  eine  viel  grössere  Rolle,  ihre  Abschaffung 
würde  eine  so  viel  schwerer  ausfüllbare  Lücke  reissen. 

Auf  der  andren  Seite  hat  sich  nun  auch  im  quantitativen 
Sinne  die  Schranke  von  selber  eingestellt.  Gross  ist  die  wach- 
sende Ergiebigkeit  dieser  Quelle  für  die  Befriedigung  der  wach- 
senden  Bedürfnisse  des  preussischen  Staats  gewesen.    Immer  neue 


Eisenbalinüberschüsse  und   Steuern   im   preussischen   Staatshaushalte.  707 

Ansprüche  sind  durch  sie  allein  (oder  fast  durcli  sie  allein)  be- 
friedigt worden.  Jetzt  endlich  ist,  gleichsam  auf  mechanischem 
Wege,  der  kritische  Punkt  erreicht  worden,  da  ein  neuer  Bedarf 
für  etwa  130  ]\Iill.  M.  die  Notwendigkeit  gezeigt  hat,  bei  Aner- 
kennung rationeller  Grundsätze  für  die  Eisenbahnfinanzen  auf  noch 
weiter  gehende  Zumutungen  an  die  Eisenbahnüberschüsse  zu  ver- 
zichten und  daher  auf  das  einzige  andre  Finanzmittel  endlich  zu- 
rückzugreifen —  die  Erhöhung  der  Personalsteuern. 

Der  kritische  Punkt  zeigt  sich  in  einem  kritischen  Augen- 
blick —  und  nicht  ganz  zufällig.  Bei  der  letzten  Etatsberatung 
vor  den  neuen  Wahlen  steigert  sich  das  Bedürfnis  der  Volksver- 
tretung in  ihren  verschiedenen  Parteien,  den  Wählerschaften  Wohl- 
taten aus  den  Staatsfinanzen  zuzuwenden.  Aber  derselbe  Augen- 
blick und  derselbe  Anlass  hält  sie  mehr  als  je  ab  ,  ihnen  die 
bittere  Frucht  von  Steuererhöhungen   nach  Hause  mitzubringen. 

Eine  ernstere  Auffassung  von  den  Pflichten  der  Finanzver- 
waltung setzt  diesen  »realistischen«  Erwägungen  folgende  Bedenken 
entgegen.  Die  Höhe,  bis  zu  der  die  Eisenbahnüberschüsse  für 
dauernde  Ausgaben  bereits  gesetzlich  gebunden  sind,  ist  eine  so 
beispiellos  grosse,  dass  angesichts  der  naturgemässen  Schwan- 
kungen, denen  sie  unterworfen  sind  ,  dem  Fortschritt  auf  diesem 
W'ege  endlich  ein  Halt  zugerufen  werden  muss.  Der  preussische 
Staatshaushalt  würde  sonst  mehr  und  mehr  auf  einen  schwind- 
lichten Gipfel  gelangen,  dessen  finanzielle  Unterlagen  unterhöhlt 
sind,  weil  die  fortdauernden  jährlich  wiederkehrenden  Ausgabe- 
bedürfnisse keine  ebenso  dauerhafte  Deckung  haben. 

Und  weiter.  Die  Wirkung  der  Eisenbahnüberschüsse  als 
steuerartige  Belastung  des  Gütertransportes  mag ,  nach  den  zu- 
nächst nur  hypothetischen  Beobachtungen  oder  auf  Grund  ein- 
gehender Untersuchungen,  sich  als  eine  noch  so  erträgliche  er- 
weisen. Einen  grossen  Zweck  erfüllt  sie  sicherlich  nicht.  Das 
ist  die  fortschreitende  progressive  Belastung  der  stärkeren  Ein- 
kommens- und  Vermögenskräfte.  Diese  Aufgabe  zu  lösen,  ist 
keiner  Art  der  indirekten  Steuern  möglich.  Dazu  sind  einmal 
allein  die  Einkommens- ,  Vermögens-  und  Erbschaftssteuern  da. 
Unsre  wohlhabenden  und  reichen  Klassen  sind  natürlich  der  An- 
sicht ,  dass  sie  schon  Steuern  genug  zu  zahlen  haben.  Sie  sind 
im  Irrtum.  Sie  beweisen  das  täglich  durch  die  Leichtherzigkeit, 
mit  der  sie  weit  grössere  Beträge  für  allerhand  Dinge  ausgeben, 
die  weit  weniger  dringlich    sind  als   die  Staatsbedürfnisse.     Auch 
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beweist  das  Zeitalter  in  andren  Staaten ,  was  anf  diesem  Wege 
geleistet  werden  kann  und  wie  sehr  wir  zurückgeblieben  sind.  In 
England,  wo  der  vorwaltende  Einfluss  der  oberen  Klassen  immer 
noch  gross  ist,  hat  man  nur  eben  wieder  einen  neuen  Schritt  in 
dieser  Richtung  getan.  Die  eigentümliche  Lage,  die  durch  den 
Anlass  des  neuen  Finanzbedarfs  in  Preussen  entstanden  ist,  trägt 
dazu  bei^  die  Mahnung  für  uns  zu  verstärken.  Es  sind  Opfer  für 
die  unteren  und  mittleren  Schichten  zu  bringen  in  Gestalt  von 
Beamtengehalten. 

Noch  mehr.  Die  Eisenbahnüberschüsse  sind  nicht  nur  selber 
kein  ausreichendes  Mittel ,  die  stärkeren  Vermögenskräfte  ange- 
messen zu  belasten.  Sie  bedürfen  auch  einer  Ausgleichung  durch 
solche  Steuern,  welche  für  diesen  Zweck  geeignet  sind.  Das  sind 
aber  die  Personalsteuern  und  Erbschaftssteuern.  Und  eine  fer- 
nere ausgleichende  Wirkung  haben  sie  zu  üben  —  gegenüber  den 
Verbrauchssteuern  des  Reiches,  zumal  dann,  wenn  diese  in  aus- 
giebiger Weise  fortentwickelt  werden,  um  endlich  der  Schulden- 
wirtschaft des  Reiches  ein  Ende  zu  machen.  Mit  genügendem 
Erfolge  und  mit  gutem  Gewissen  kann  eine  Reichssteuerreform 
dieses  Ziel  erst  dann  erreichen,  wenn  in  den  Einzelstaaten  —  und 
in  Preussen  voran  —  die  Personalsteuern  weit  stärker  nach  oben 
hin  ausgebildet  werden,  wenn  im  Reiche  die  embryonischen  An- 
fänge der  Gesetzgebung  vom  Jahre  1906  über  die  Erbschafts- 
steuern ernsthaft  fortgebildet  sind,  und  auf  diese  Weise  ausglei- 
chende Lasten  auf  die  grösseren  Vermögenskräfte  gelegt  sind. 

Was  dabei  herauskommt,  wenn  man  jenes  gute  Gewissen 
nicht  hat,  wenn  keine  solche  Ausgleichungen  vorhanden  sind,  das 
hat  die  letzte  Reichssteuerreform  bewiesen.  Ein  mühseliges  Sich- 
hindurchdrücken zwischen  den  Schwierigkeiten  von  links  und 
rechts,  kein  Idealismus  und  kein  Realismus,  allerhand  Kleinig- 
keiten aus  allerhand  Ecken  zusammengefegt,  eine  unverhältnis- 
mässige Masse  von  Unzufriedenheit  in  der  Reichsbevölkerung  her- 
vorgerufen über  die  neuen  Steuern  für  ein  Ergebnis,  das  als  un- 
genügend erkannt  war  bereits  in  dem  Augenblick ,  da  man  es 
mühsam  zustande  gebracht  hatte. 

Die  süsse  Gewohnheit  der  preussischen  Landtagsmehrheiten, 
sich  Liebeserklärungen  von  den  Finanzministern  machen  zu  lassen 
und  Freundlichkeiten  von  ihnen  zu  empfangen  aus  den  Eisen- 
bahnüberschüssen ,  die  diesen  ohne  ihr  Verdienst  noch  Würdig- 
keit in  den  Schoss  gefallen  waren  —  diese  Gewohnheit  der  letzten 
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Jahrzehnte ,  sie  genügt  nicht  mehr.  Der  Augenbhck  ist  gekom- 
men, wo  beide  ihrer  ernsteren  Pflichten  zu  gedenken  haben  und 
wo  sie  vor  dem  Scheidewege  stehen  sollten ,  ob  Pflichterfüllung 
durch  die  vermögenden  Klassen  aus  eigener  Ueberzeugung  oder 
Unterwerfung  unter  den  Willen  einer  Mehrheit,  die  erst  durch 
eine  Reform  des  Landtagswahlrechts  herbeizuführen  ist. 

Der  Augenblick  ist  gekommen  —  im  Sinne  der  voraufge- 
henden Betrachtungen.  Wann  er  in  der  Wirklichkeit  kommen 
wird,  das  steht  dahin. 
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DIE  FRANZOSISCHEN  AKTIENBANKEN. 

VON 

FRITZ  SCHMIDT. 


Die  französische  Republik  hat  heute  rund  39  ]\Iillionen  Ein- 
wohner, während  bereits  1851  etwa  35  Millionen  vorhanden  waren. 
Dies  ergibt  eine  von  der  aller  andern  europäischen  Ländern  ver- 
schiedene, ausserordentlich  geringe  Volksvermehrung.  Ist  doch 
Deutschland,  welches  185 1  gleichfalls  ungefähr  35  Millionen  Einwoh- 
ner besass,  inzwischen  auf  eine  Bevölkerung  von  über  60  Millionen 
angewachsen.  Der  jährliche  Geburtenüberschuss  Frankreichs  ist 
fast  ständig  zurückgegangen,  er  betrug  1905  nur  37120,  so  dass 
bei  einem  Fortschreiten  nach  dieser  Richtung  in  wenigen  Jahren 
sein  vollständiges  Verschwinden  zu  erwarten  ist. 

Die  letzte  Volkszählung  (1901)  ergab  als  Zahl  der  beruflich 
tätigen  Personen  einschliesslich  der  Armen  19715075.  Ausge- 
schieden wurden  Rentiers,  Pensionäre,  Schüler,  Frauen  und  Kin- 
der ohne  Beruf,  Gefangene  und  berufslose  Nomaden.  Diese  ak- 
tive Bevölkerung  stellt  50,6  Proz.  der  Gesamtbevölkerung  dar, 
während  sie  1896  nur  49,3  Proz.  betrug,  wobei  jedoch  angenom- 
men wird,  dass  diese  letztere  Zahl  ungenau  war.  Männer  und 
Frauen  sind  daran  sehr  ungleich  beteiligt,  nämlich  12  911 000  Män- 
ner =  68  Proz.  der  männlichen  Bevölkerung  und  6805000  Frauen 
=  35  Proz.  der  weiblichen  Bevölkerung.     Berufstätig  waren 

1866         1896         1901 

Fischerei,  Land-  und  Forstwirtschaft     7231683     8501685     8244341 

Industrie 

Handel  und  Verkehr 

Freie  Berufe,  Beamte 


4  647  504 

6374277 

6  993  202 

972793 

1655911 

I  881  462 

999  365 

I  49S  500 

I  612  055 
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Das  bedeutet  zwischen  1866  und  1901  eine  Zunahme  der  er- 
werbstätigen Bevölkerung  in  der  Fischerei,  Land-  und  Forstwirt- 
schaft um  14  Proz.,  in  der  Industrie  um  50^/2  Proz,,  im  Handel 
um  93  V2  Proz.  und  in  den  freien  Berufen  und  der  Beamtenschaft 
um  61^/2  Proz.  Obgleich  die  Vergleichbarkeit  dieser  Zahlen  nicht 
über  jeden  Zweifel  erhaben  ist,  denn  die  produktive  Bevölkerung 
wuchs  nach  ihnen  von  13851343  auf  19715075  Köpfe,  während 
die  Gesamtbevölkerung  einen  Zuwachs  von  weniger  als  4  Millio- 
nen zeigte,  so  kann  man  doch  wohl  aus  ihnen  die  Verschiebung 
der  einzelnen  Berufe  untereinander  entnehmen. 

Der  Reichtum  des  Landes  beruht  demnach  mehr  auf  der 
Landwirtschaft  und  den  ihr  verwandten  Produktionszweigen,  als 
auf  Industrie  oder  Handel.  Obwohl  festzustellen  ist,  dass  die 
Quote  der  beiden  letzteren  stetig  wächst,  beschäftigte  die  Land- 
wirtschaft 1901  doch  noch  42  Proz.  der  aktiven  und  21  Proz.  der 
Gesamtbevölkerung.  Die  Landwirtschaft  ist  in  ihrer  leitenden 
Stellung  wesentlich  gestützt  durch  die  ausserordentlich  günstige 
Verteilung  des  Grundbesitzes.  Die  Industrie  leidet  unter  den  ver- 
hältnismässig hohen  Preisen  der  Kohle,  des  Eisens  und  anderer 
Rohstoffe.  Ihre  Stärke  liegt  in  dem  Vorhandensein  einer  tech- 
nisch hochstehenden  Arbeiterschaft,  die  ihr  da  den  Vorrang 
sichert,  wo  die  Güte  des  Produktes  mehr  von  der  Feinheit  der 
Herstellung  als  von  dem  Rohmaterial  abhängig  ist. 

Ein  Bild  des  Reichtums  eines  Landes  lässt  sich  gewinnen, 
wenn  man  die  Erbfälle  durch  eine  zuverlässige  Statistik  kennt. 
Eine  solche  ist  durch  die  französische  Erbschaftssteuer  sicher- 
gestellt. 

Man  zählte  1905  bei  761203  Todesfällen  385  019  Erbfälle  mit 
einem  Gesamtbetrage  von  6136,5  Mill.  Fr.  brutto  und  5746,9 
Mill.  Fr.  netto,  zu  denen  noch  für  1005  Mill.  Fr.  Schenkungen 
unter  Lebenden  traten,  also  im  ganzen  6752  Mill.  Fr.  Auf  Grund 
dieses  Betrages  schätzt  der  Economiste  Frangais  vom  20.  Januar 
1907  das  Nationalvermögen  Frankreichs  auf  220  Milliarden  Fr. 

Die  385019  Erbfälle  mit  einem  Gesamtbetrage  von  5746  Mill. 
Fr.  verteilten  sich  wie  folgt  (s.  nächste  Seite). 

Die  Kategorien  bis  zu  100  000  Fr.  enthalten  insgesamt  2 114 
Mill.  Fr.,  also  37  Proz.  der  Gesamtsumme,  was  bei  Abzug  einer 
ausserge wohnlichen  Erbschaft  von  250  INIill.  auf  40  Proz.  zu  er- 
höhen wäre.    Die  Erbschaften  unter  250000  Fr.  betragen  50  Proz. 

46* 
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Betrag  in  Fr. 

Zahl  der  Fälle 

Gesamtbetrag  in  Fr. 

Durchschnitt  in 

bis  500 

116  802 

29  202  974 

250 

500 —     2  000 

loi 710 

127  689  000 

I  260 

2000—   10  000 

107  733 

520  229  000 

5  000 

10  000 —  50  000 

44056 

944  000  000 

21  400 

50000  —  100  000 

7  118 

495  000000 

74  000 

100  000 — 250  000 

46^8 

723  135000 

157  000 

250  000 — 500  000 

I  619 

577000000 

360  000 

500000—      I   Mill. 

816 

565  000  000 

700  000 

I  —     2 

328 

463  000  000 

I  411  600 

2—     5       » 

ISO 

442  000  000 

2  947  000 

5—  10      » 

34 

235  000  000 

6912  000 

10 —  50      » 

12 

252  804000 

21  067  000 

50—250      » 

3 

373  000000 

124333  000 

der  Erbsumme  und  die  Erbschaften  unter    einer  Million  70  Proz. 
derselben. 

Die  Statistik  der  Erbschaften  und  Schenkungen  zeigt  die  fol- 
genden Durchschnittszahlen: 


Jahrfünft. 

u/uruiibuuimi    piu  Jaiii 
in  Millionen  Fr. 

Ab-  oder  Zun 

1851-55 

2715 

1856—60 

3189 

—     474 

1860-65 

3623 

--     434 

1866—70 

4729 

-j-   1106 

1871—75 

5160 

+     331 

1876— So 

5906 

+     746 

1881— 85 

6182 

+     172 

1886—90 

6375 

—     193 

1891-95 

6930 

+     555 

1896 — 1900 

6869 

—      71 

1901 — 1904 

6489 

—     380 

Es  ist  zu  beachten,  dass  der  Durchschnittsbetrag  der  Erb- 
summen in  den  Jahren  1896 — 1900  um  71  Millionen  gegenüber  den 
vorhergehenden  5  Jahren  zurückging  und  für  1901 — 1904  einen 
neuen  Rückgang  von  weiteren  380  Millionen  aufweist.  Man 
nimmt  an,  dass  der  allgemeine  Kursrückgang  der  Staatspapiere 
(selbst  die  französische  3  proz.  Rente  ist  in  den  letzten  Jahren 
um  6 — 8  Proz.  zurückgegangen) ,  und  das  Auswandern  der  fran- 
zösischen Kapitalien,  die  in  im  Auslande  gekauften  und  depo- 
nierten Werten  angelegt  sind,  um  sich  den  hohen  Abgaben  des 
Inlandes  zu  entziehen,  diese  Erscheinung  verursacht  habe. 

Nach  der  Schätzung  des  Economiste  Frangais  besitzt  Frank- 
reich Effekten  im  Werte  von  90 — 92  Milliarden  Fr.,  von  denen 
etwa  ^/s  ausländische  sind.  Der  gleichen  Quelle  ist  die  Angabe 
entnommen,  dass  im  allgemeinen  die  grossen  kapitalistischen  Un- 
ternehmungen, z.  B.  Eisenbahnen  in  Frankreich   nur   geringe  Er- 
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träge  ergeben,  während  die  Gewinne  sich  da  bessern,  wo  das  in- 
vestierte Kapital  von  minderer  Bedeutung  ist. 

Der  Aussenhandel  Frankreichs  zeigt  zwar  keine  absolute  Ver- 
minderung ;  doch  ist  seine  Stellung  in  der  Reihe  der  Handels- 
staaten ständig  zurückgegangen.  Noch  1886  stand  Frankreich  mit 
7457  Millionen  Fr.  an  zweiter  Stelle,  hinter  England  mit  13920 
Millionen,  sein  Anteil  am  Welthandel  betrug  fast  1 1  Proz.  Im 
Jahre  1905  stand  Frankreich  mit  9645  Millionen  Fr.  hinter  Eng- 
land mit  19 103  Millionen,  Deutschland  mit  15105  Millionen,  den 
Vereinigten  Staaten  mit  13358  Millionen  an  vierter  Stelle,  und  sein 
Anteil  am  Welthandel  betrug  nur  '] ,"]  Proz. 

Die  Einlagen  bei  den  Sparkassen  Frankreichs  haben  sich 
ständig  gehoben,  obgleich  der  erlaubte  Höchstbetrag  der  Ein- 
lagen sehr  niedrig  gestellt  ist  (auf  1500  Fr.).  Diese  Massregel  wurde 
ergriffen,  um  einer  zu  hohen  Belastung  des  Staates  vorzubeugen; 
denn  sämtliche  Sparkassen  sind  fast  nichts  anderes  als  Agenturen 
zur  Plazierung  der  Staatsrenten.  Haben  die  Einlagen  den  Maxi- 
malbetrag erreicht,  so  werden,  falls  der  Einleger  sein  Geld  nicht 
sofort  abhebt,  dafür  Staatsrenten  gekauft.  Weiter  wird  mit  weni- 
gen Ausnahmen  der  Gesamtbetrag  aller  Einlagen  an  die  Caisse 
des  Depots  et  Consignations  abgeführt,  welche  ihrerseits  wieder 
diese  Gelder  in  Staatsrenten  oder  Schatzscheinen  anlegt.  Da 
kaum  anzunehmen  ist,  dass  es  gelingen  könnte,  im  F'alle  eines 
Run  diese  Staatspapiere  ohne  grosse  Verluste«  zu  realisieren,  so 
besteht  die  gesetzliche  Ermächtigung,  durch  Regierungsverordnung 
die  Rückzahlungen  auf  je  50  Fr.  zu  beschränken.  Die  Gesamtein- 
lagen bei  den  französischen  Sparkassen  betrugen  Ende  1903 
4305728898  Fr.,  bei  einem  Durchschnittsbetrage  der  Einlage 
von  375  Fr. 

Die  Banque  de  France  ist  das  grosse  Goldreservoir  des  Lan- 
des, ja  man  kann  sagen  der  Welt;  denn  nirgends  ist  das  Gold 
in  solchen  Mengen  aufgestapelt.  Natürlich  ist  der  Notenumlauf 
ein  entsprechend  hoher,  und  es  scheint,  als  ob  die  Noten  dem 
Golde  bei  weitem  vorgezogen  würden.  Ist  doch  Frankreich  von 
allen  europäischen  Ländern  dasjenige,  in  dem  der  Notenumlauf 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  der  höchste  ist.  Es  betrug  nach  den 
Angaben  des  Statistischen  Jahrbuchs  für  das  Deutsche  Reich  für 
1906 
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der  Notenumlauf      bei  einer      also  der  Notenum- 
bei   der  Ende  1905  Bevölkerung  lauf  pro  Kopf  der 

Mill.  Mark  (Millionen)      Bevölk.  in  Mark 

Banque  de  France,  3652,7  39  93.65 

Deutschen  Reichsbank  und  anderen 

Notenbanken,  I  756,7  60,6  28,98 

Bank   von  England,  587,0  32,5  18,06 

Oesterreichisch-Ungarischen  Bank,               I  569,9  45)4  34.5^ 

Bank  von  Italien,  804,4  32,5  24,75 

Russischen  Staatsbank.  2476,9  125,6  19,40 

Frankreich  hat  also  fast  dreimal  soviel  Noten  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  im  Umlauf  als  der  ihm  nächststehende  Staat 
Oesterreich-Ungarn,  und  die  Banknote  dient  den  Franzosen  an- 
scheinend als  Hauptgeldsurrogat,  weil  ihnen  die  besseren  (Check- 
Giro-  und    Clearingsystem)  fast  gänzlich  fehlen. 

Dem  Hypothekarkredit  dient  der  staatliche  Credit  Foncier, 
welcher,  wenn  auch  nicht  ohne  Rückschläge,  seit  seiner  Gründung 
wesentlich  zur  Ermässigung  des  Hypothekenzinsfusses  beigetra- 
gen hat. 

Die  Entwicklung  des  Kleinkredits  begann  erst  in  den  letzten 
zehn  Jahren,  welche  die  genossenschaftliche  Organisation  brach- 
ten; doch  ist  er  heute,  trotz  aller  Regierungsunterstützung  noch 
nicht  sehr  weit  fortgeschritten. 

Neben  all  den  vorgenannten  Instituten  stehen  die  hier  spe- 
ziell zu  behandelnden  Aktienbanken,  die  ihre  Dienste  haupt- 
sächlich dem  Handel  und  der  Industrie,  sowie  auch  dem  Kapi- 
talisten widmen,  indem  sie  als  Reservoire  der  flüssigen  Gelder 
dienen,  die  dann  auf  dem  Wege  des  Diskonts  oder  des  Konto- 
korrentkredits an  Handel  und  Industrie  von  neuem  abfliessen. 

Dem  wirtschaftlichen  Aufschwünge  Frankreichs  scheint  der 
wohl  verteilte  Reichtum  des  Landes  nicht  gerade  förderlich  ge- 
wesen zu  sein.  Der  Tätigkeitstrieb  erstickt  nur  zu  oft  unter  den 
dem  Einzelnen  mühelos  zufliessenden  Zinsen  aus  ererbten  Kapital- 
anlagen. Das  Ideal  des  Franzosen  ist,  mit  50  Jahren  Rentier 
zu  sein,  und  das  herrschende  Zweikindersystem  sorgt  für  die 
Zusammenhaltung  des  Familienreichtums.  Handel  und  Industrie 
würden  noch  viel  mehr  der  Initiative  entbehren,  wenn  nicht  die 
Konkurrenz  des  Auslandes  ein  heilsamer  Ansporn  wäre.  Es  ist 
aber  nicht  zu  bestreiten,  dass  in  Bezug  auf  Geschäftssinn  der  Fran- 
zose dem  Amerikaner,  Engländer  und  Deutschen  im  allgemeinen 
nicht  gewachsen  ist. 

Der  Begriff  Aktienbanken  bedarf  einer  Erläuterung  insofern, 
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als  hierunter  nicht  zu  verstehen  sind  die,  auch  als  Aktiengesell- 
schaften gegründeten,  Banque  de  France,  der  Credit  Foncier,  so- 
wie die  Kolonialbanken.  Es  handelt  sich  im  folgenden  um  das 
französische  Gegenstück  unserer  grossen  Efifektenbanken,  z.  B.  der 
Deutschen  Bank,  der  Dresdener  Bank,  der  Diskontogesellschaft, 
der  Darmstädter  Bank  etc.  Unter  diesem  Gesichtspunkte  kom- 
men in  Betracht  :  der  Credit  Mobilier,  der  nach  mehrmaligen 
Reorganisationen  jetzt  nur  wenig  Bedeutung  hat,  der  Credit  Lyon- 
nais,  welcher  heute  alle  anderen  überragt,  das  Comptoir  National 
d'Escompte,  die  Societe  Generale  pour  favoriser  le  developpement 
du  commerce  et  de  l'industrie  en  France,  die  Societe  Generale 
de  Credit  industriel  et  commercial,  sowie  viele  kleinere  Institute. 
Der  Werdegang  dieser  Banken  soll  hier  möglichst  eingehend  ver- 
folgt und  es  soll  besonders  an  der  Hand  der  letzten  Bilanzen  ihr 
heutiger  Stand  kritisch  betrachtet,  sowie  versucht  werden,  die 
Grundzüge  der  Entwicklung  zu  finden,  immer  unter  dem  Gesichts- 
punkte, dass  diese  Kreditvermittler  nur  ein  Teil  eines  grösseren 
Ganzen,  der  französischen  Volkswirtschaft,  sind  ^). 

I.  Die  einzelnen  Aktienbanken. 

I.  Der  Credit  Mobilier. 

Der  Credit  Mobilier  wurde  am  18.  November  1852  durch  die 
Gebrüder  Pereire  mit  dem  für  die  damalige  Zeit  hohen  Aktien- 
kapital von  60  Millionen  Fr.  gegründet,  unter  Aussicht  auf  die 
Erlaubnis,  bis  zu  600  Millionen  Fr.  in  Obligationen,  die  durch 
die  zu  schaffenden  Industriewerte  gesichert  werden  sollten,  aus- 
geben zu  dürfen. 

Die  Statuten  der  Bank  waren  entworfen  nach  dem  Muster 
der  Banque  de  France.     Die  zweihundert  Hauptaktionäre  bildeten 


i)  Verzeichnis  der  benutzten  Literatur:  Juglar,  Clänent,  Les  Banques  de  de- 
pöts,  d'escompte  et  d'emission.  Nancy.  Courcelle-Seneuil,  Les  Operations  de  Ban- 
que, Paris  1899.  Saurel,  Maurice,  Societcs  de  credit  contra  banques  locales.  1901. 
Dotivreleur  de  la  Barbate,  Les  Operations  ä  court  terme  des  etablissements  du  Credit. 
Paris  1904.  Neymarck,  Alfred,  L'Epargne  frangaise  et  son  developpement  annuel. 
1906.  Frobert,  J.,  L'orientation  actuelle  de  l'activite  des  banques  de  depöts.  1903, 
Pantel,  Louis,  Les  fonctions  de  la  Banque  de  France.  1903.  Malphettes,  Joseph,  Les 
Societes  de  Credit.  1907.  Plenge,  J.,  Gründung  und  Geschichte  des  Credit  Mobilier. 
1903.  J.  Leon  Say,  Nouveau  Dictionnaire  d'economie  politique.  —  Ausserdem  die 
Zeitschriften:  L'Economiste  Frangais;  Annales  d'economie  politique;  Journal  des 
Econoniistes ;  Revue  d'economie  politique. 
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die  Generalversammlung,  welche  einen  Verwaltungsrat  von  51 
IMitgliedern  wählte,  der  seinerseits  einen  Ausschuss  mit  Führung 
der  Geschäfte  beauftragte.  Die  Mitglieder  dieses  Direktionsaus- 
schusses erhielten  10  Proz.  Tantieme  von  dem  nach  Abzug  von 
5  Proz.  Dividende  und  Einlage  an  den  Reservefond  noch  verbleiben- 
den Gewinn.  Im  ganzen  empfingen  sie  von  1852 — 67  8248445,43 
Fr.  gegenüber  einer  Dividende  von   in  654000  Fr. 

Die  Gründung  des  Credit  Mobilier  erfolgte  zu  einer  Zeit,  in 
der  nach  der  Revolution  von  1848  das  Wirtschaftsleben  in  vollem 
Aufschwünge  war.  Auf  Grund  erfolgreicher  Unternehmungen 
konnte  er  1855  bereits  40  Proz.  Dividende  geben,  welche  Tatsache 
die  Aktien  sofort  als  Spekulationswerte  qualifizierte,  von  welchem 
Rufe  sie  vollständig  zu  reinigen  nie  wieder  gelang.  Das  Jahr 
1856  brachte  nochmals,  trotz  einer  Börsenkrise,  23  Proz.  Dividende, 
während  in  den  beiden  folgenden  Jahren  nur  je  5  Proz.  verteilt 
werden  konnten. 

Von  der  Gründung  von  Filialen  sah  man  ab  und  begnügte 
sich  in  Frankreich  mit  Korrespondenten,  während  im  Auslande 
bekannte  Bankiers,  wie  Oppenheim  in  Köln,  Salomon  Heine  in 
Hamburg,  Torlonia  in  Rom,  an  dem  Unternehmen  interessiert 
wurden.  Daneben  gründete  man  im  Auslande  einige  Tochter- 
gesellschaften, darunter  den  Credit  Mobilier  Espagnol,  w^elcher 
auch  nach  dem  Sturz  der  Muttergesellschaft  in  den  Händen  der 
Gebrüder  Pereire  blieb.  Ein  anderes  Beispiel  ist  die  Darmstädter 
Bank,  die  1853  gegründet  wurde,  um  sich  jedoch  bald  vom  Mut- 
terhause unabhängig  zu  machen,  während  die  Angliederung  einer 
österreichischen  Tochterbank  durch  das  Eingreifen  Rothschilds 
verhindert  wurde.  Mehr  oder  weniger  war  der  Credit  Mobilier 
ferner  beteiligt  bei  der  Banque  Ottomane  (1862),  dem  Credit  Mo- 
bilier Italien  (1862),  der  Societe  Generale  du  Commerce  et  de 
l'industrie  Neerlandaise  (1863),  der  International  Finance  Co.  in 
London. 

Das  eigentliche  Geschäft  der  Annahme  verzinslicher  Depo- 
siten und  die  Anlage  der  auf  diesem  Wege  erzielten  Gelder  in 
Diskonten  und  Lombarddarlehen  ist  beim  Credit  Mobilier  stets 
von  geringer  Bedeutung  gewesen;  seine  Hauptbeschäftigung  war 
die  Gründertätigkeit  und  die  Beschaffung  von  Kapitalien  für  die 
bereits  gegründeten  Gesellschaften.  Die  in  den  Bilanzen  ange- 
führten 60 — 150  Millionen  Kontokorrenteinlagen  stammen  meistens 
von  Freunden  oder  Gründungen  der  Pereire,  oder  sie  sind  Einlagen 
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der  vielen,  mit  der  Bank  in  Verbindung  stehenden  Eisenbahnge- 
sellschaften, so  dass  z.  B.  1855  der  Credit  Mobilier  der  Bankier 
von  16  Gesellschaften  mit  mehr  als  1 100  Millionen  Fr.  Kapital 
war.  Neben  diesen  Geschäften  v^^urde  auch  die  Verwaltung  von 
offenen  Depots  übernommen,  ohne  dass  dieser  Geschäftszweig  je 
von  grosser  Bedeutung  war. 

Die  Anlage  der  der  Bank  anvertrauten  Gelder,  die,  wie  schon 
oben  bemerkt,  nie  sehr  bedeutend  waren,  wurde  nur  zum  kleinen 
Teil  in  Wechseln  oder  Lombarddarlehen  bewirkt,  meistens  ver- 
wandte man  sie  zur  Uebernahme  von  Aktien  und  Obligationen 
der  Tochtergesellschaften  oder  anderer  Gründungen,  sowie  zu  di- 
rekten Darlehen  an  dieselben.  Diese  letzteren  schwollen  von  13 
Millionen  Fr.  im  Jahre  1860,  auf  73  Millionen  im  Jahre  1866    an. 

Vielfache  Kapitalanlagen  der  Gesellschaft  in  Reports  halfen 
dessen  Zinssatz  von  12  Proz.  auf  3  Proz.  ermässigen;  doch  wurde 
mit  den  Jahren  diese  zwischen  8 — 50  Millionen  schwankende  An- 
lage in  dem  Masse  geringer,  in  dem  eine  immer  stärkere  Fest- 
legung der  Mittel  der  Bank  stattfand. 

Der  stetig  wachsende  Effektenbesitz  der  Bank  zwang  die- 
selbe, ihre  Aufmerksamkeit  immer  mehr  der  Börse  zuzuwenden, 
da  sie  ja  dort  für  ihre  Schützlinge  eintreten  musste,  ohne  sie  im- 
mer vor  Kursstürzen  bewahren  zu  können.  Die  ständigen  Schwan- 
kungen im  Werte  ihres  Aktienbesitzes  blieben  nicht  ohne  starken 
Einfluss  auf  die  eigenen  Aktien  der  Bank,  deren  Kursstand  da- 
durch vollständig  unberechenbar  wurde. 

Die  Konzession  der  Gesellschaft  und  die  weitere  Unterstützung 
durch  die  Regierung  waren  durch  ein  Versprechen  der  Interven- 
tion zur  Aufrechterhaltung  der  Staatsrentenkurse  erkauft  worden, 
sodass  auch  dieses  zu  einer  steten  Beobachtung  und  Bearbeitung 
der  Börse  zwang. 

Ein  weiterer  Anlass  zu  Spekulationen  wurde  das  Bestreben, 
die  Dividenden  möglichst  hoch  zu  erhalten,  was  zu  normalen  und 
ungünstigen  Zeiten  nur  unter  Zuhilfenahme  von  Effektengewinnen 
möglich  war;  doch  ist  zu  bemerken,  dass  die  Mehrzahl  derartiger 
Gewinne  von  glücklichen  Emissionen  herrührte.  Die  in  die  Bi- 
lanzen zum  Kurse  des  31.  Dezember  eingesetzten  Werte  wären 
schwerlich  je  zu  diesem  Preise  zu  realisieren  gewesen,  da  ein 
Versuch,  es  zu  tun,  einen  allgemeinen  Preissturz  hätte  herbei- 
führen müssen. 

Die  Beteiligung    der  Bank    an    den  Emissionen    bestehender 
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Gesellschaften  und  des  Staates  war,  trotz  der  erheblichen  Sum- 
men, verhältnismässig  gering;  sie  hat  sich  stets  mit  Vorliebe  Neu- 
gründungen und  deren  Weiterentwicklung  gewidmet. 

Eine  ganze  Anzahl  von  Eisenbahnen  verdankte  ihr  das  Dasein, 
u.  a.  die  Südbahn,  die  grosse  Zentralbahn,  die  Ostbahn,  die  West- 
bahn. Ferner  übernahm  sie  die  ^Finanzierung  der  Kanalisation 
des  Ebro  und  der  Societe  Maritime,  die  jedoch  beide  unglück- 
lich endeten. 

An  der  Entwicklung  der  Grossstädte  nahm  der  Credit  IMo- 
bilier  Anteil  durch  die  Gründung  der  Societe  des  Immeubles, 
die  später  in  die  Compagnie  Immobiliere  de  Paris  umgewandelt 
wurde.  Dieser  Gesellschaft  wurden  mehrfach  Bardarlehen,  neben 
der  Uebernahme  von  Emissionen  ihrer  Aktien  und  Obligationen, 
gewährt.  Später  wurde  sie  mit  der  Compagnie  des  Ports  de 
Marseille  und  der  Compagnie  de  la  rue  Imperiale  in  Marseille 
verschmolzen.  Vereinigt  mit  diesen  hatte  sie  alsdann  die  Rue 
Imperiale  in  Marseille  umgebaut,  in  der  Erwartung,  dass  die  An- 
lage eines  Bahnhofes  derselben  Verkehr  zuführen  würde.  Das 
Scheitern  dieser  Erwartung  war  die  Ursache  zum  Zusammenbruch 
der  Compagnie  Immobiliere  und  mittelbar  des  Credit  Mobilier. 

In  dem  unter  dem  zweiten  Kaiserreich  sich  mächtig  ent- 
wickelnden Paris  wurden  noch  einige  weitere  Gesellschaften  ins 
Leben  gerufen,  so  z.  B.  1854  die  Omnibusgesellschaft,  1855  die 
Gasgesellschaft,  die  Compagnie  imperiale  des  voitures,  die  Entre- 
pots  et  Magasins  generaux  de  Paris  —  alle  in  dem  Bestreben, 
Handel  und  Verkehr  zu  heben.  Daneben  entstanden  noch  mit 
Unterstützung  des  Credit  Mobilier  je  eine  Gasgesellschaft  in  Ma- 
drid und  Turin,  zwei  Versicherungsgesellschaften  in  Frankreich, 
eine  in  Spanien,  eine  Saline  und  zwei  Bergwerke. 

Die  Leitung  des  Credit  Mobilier  ist  stets  dem  Grundprinzip 
der  Förderung  des  Handels  und  besonders  der  Industrie  gefolgt, 
und  es  ist  ihr  kein  Fall  nachzuweisen,  wo  sie  allein  zur  Erzielung 
hoher  Kursgewinne  spekulierte ;  ja  es  wurde  gerade  das  lange 
Festhalten  und  die  meistens  dauernde  Beteiligung  an  ihren  Grün- 
dungen eine  Ursache  des  Zusammenbruchs  der  Bank,  die  schliess- 
lich unter  der  Last    eines  entwerteten  Effektenportefeuilles  erlag. 

Napoleon  III.  hatte  sich  zuerst  lebhaft  für  die  Gründung  des 
Credit  Mobilier  interessiert,  wohl  hauptsächlich  um  den  damals 
allmächtigen  Privatbankiers,  mit  Rothschild  an  der  Spitze,  ein 
Gegengewicht   zu    schaffen.     Es  mag  dabei    an  grossen  Verspre- 
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chungen  nicht  gefehlt  haben,  auf  deren  Einlösung  später  wenig 
geachtet  wurde.  Den  Pereires  hatte  der  Gedanke  einer  plan- 
mässigen  Friedensarbeit  vorgeschwebt,  während  die  politischen 
Gelüste  des  Kaisers  das  gerade  Gegenteil  herbeiführten.  Die  Zeit 
des  zweiten  Kaiserreichs  ragt  im  ganzen  vergangenen  Jahrhundert 
als  die  der  wüstesten  Spekulation  hervor,  und  dass  deren  hoch- 
gehende Wogen  die  mehr  auf  ruhige  See  berechnete  Bank  end- 
lich zum  Sinken  brachten,  ist  wohl  kaum  zu  verwundern. 

Als  Betriebskapital  für  seine  Geschäfte  standen  dem  Credit 
Mobilier  immer  nur  das  Aktienkapital  und  die  Kontokorrentein- 
lagen zur  Verfügung,  da  die  Regierung  die  Erlaubnis  zur  Aus- 
gabe der  ursprünglich  vorgesehenen  600  Millionen  Fr.  Obligatio- 
nen nicht  gab. 

Angeregt  durch  die  ersten  Erfolge  des  Credit  Mobilier  war 
bald  nach  seinem  Entstehen  die  Gründung  ähnlicher  Gesellschaf- 
ten vorgenommen  worden,  so  z.B.  1859  der  Societe  Generale  de 
Credit  Commercial  et  Industriel,  1863  der  Societe  Generale  de 
depots  et  comptes  courants,  1864  der  Societe  Generale  pour  fa- 
voriser  le  developpement  du  commerce  et  de  l'industrie  en  France 
mit  120  Millionen  Fr.  Kapital.  Alle  diese  neuen  Gesellschaften 
w^urden  naturgemäss  neben  den  schon  bestehenden  Privatbankiers 
Rivalen  des  Credit  Mobilier,  dessen  Direktoren,  die  Gebrüder  Pe- 
reire,  durch  eine  scharfe  Kritik  der  Diskontpolitik  bald  auch  die 
Banque  de  France  zu  ihren  Gegnern  machten. 

Der  1864  bis  auf  8  Proz.  erhöhte  Diskontsatz  der  Banque  de 
France  hatte  der  Societe  Immobiliere,  einer  Tochtergesellschaft 
der  Bank,  schweren  Schaden  zugefügt,  und  man  versuchte  als 
letztes  Rettungsmittel  1866  eine  Kapitalerhöhung  des  Credit  Mo- 
bilier auf  120  Millionen  Fr.,  was  nicht  verhindern  konnte,  dass 
das  Jahr  1866  mit  einer  Unterbilanz  von  8  Millionen  Fr.  abschloss. 
Ende  Dezember  noch  hielt  sich  der  Aktienkurs  auf  pari,  um  dann 
langsam  und  schrittweise  bis  auf  140  im  Oktober  1867  zu  sinken, 
und  da  gleichzeitig  auch  der  Wert  der  Effekten  im  Portefeuille 
sich  rasch  minderte,  so  blieb  nach  vielen  Versuchen  als  einziger 
Ausweg  eine  Intervention  der  Banque  de  France  durch  Diskon- 
tierung von  Wechseln  im  Werte  von  36  Millionen  Fr.,  die  eine 
Liquidation  ermöglichte.  Die  Hilfe  der  Banque  de  France  war 
nur  geliehen  worden  unter  der  Bedingung  des  Ausscheidens  der 
Gebrüder  Pereire  aus  der  Gesellschaft,  was  ein  Streiflicht  auf  die 
diesen    beiden    Geschäftsleuten    entgegenstehenden    persönlichen 
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Feindschaften  wirft.  Immerhin  ist  die  EhrHchkeit  dieser  beiden 
Gründer  erwiesen  durch  die  Tatsache,  dass  sie  ihr  persönhches 
Vermögen  in  derselben  Richtung  angelegt  hatten,  wie  der  Credit 
Mobilier,  aus  welchem  Grunde  sie  auch  Teilhaber  der  zahlreichen 
Tochtergesellschaften  blieben. 

Immer  fester  und  tiefer  hatte  sich  die  Bank  in  das  selbst- 
gesponnene Netz  von  Tochtergesellschaften  und  Gründungen  ver- 
wickelt, und  die  Kapitalerhöhung  hielt  das  Verderben  nur  für 
kurze  Zeit  auf,  da  von  dem  einmal  beschrittenen  Wege  ein  Zu- 
rückgehen unmöglich  war,  sodass  in  Krisenzeiten  dann  der  end- 
gültige Zusammenbruch  erfolgte.  Es  wurden  an  Dividenden  ver- 
teilt 1) : 


im  Jahre     Proz. 

im  Jahre 

Proz. 

im  Jahre 

Proz. 

1853          13.4 

1858 

5 

1S63 

25 

1854          11,8 

1S59 

7,5 

1864 

10 

1855         40,74 

1860 

10 

1865 

5 

1856         23 

1861 

10 

1866 

— 

1S57            5 

1862 

25 

1867 

— 

Die 

Kurse  schwankten  in  den 

einze' 

nen  Jahren 

zwischen 

Im  Jahre 

Maximum 

Minimum         Im  Jahre 

Maximum 

Minimum 

1853 

960  April 

640  Jan. 

1S60 

815   März 

637  Mai 

1854 

795  Okt. 

423   April 

1861 

792  Sept. 

637  Jan. 

1S55 

1650  Sept. 

721   Febr. 

1862 

1285  Okt. 

705  Jan. 

1856 

19S2   Mai 

I 140  Jan. 

1863 

1482  April 

loio  Juli 

1857 

1487   März 

670  Dezbr. 

1864 

1330  April 

854  Okt. 

185S 

1057   Jan. 

557  J"ni 

1865 

1000    Jan. 

652  Juli 

1859 

955   Jan. 

505  Mai 

1866 

880  Jan. 

420  Juni. 

Während  des  Jahres  1867,  dem  des  Zusammenbruchs,  zeigen 
die  Kurse  folgendes  Bild : 

Monat        Maximum    Minimum  Monat       Maximum    Minimum 


Januar 

516 

480 

Juni               432 

370 

Februar 

533 

485 

Juli                371 

316 

März 

518 

442 

August          337 

285 

April 

441 

344 

September  325 

170 

Mai 

417 

350 

Oktober       187 

140 

Die  Reorganisation  des  Credit  Mobilier  wurde  Ende  1871  vor- 
genommen, und  zwar  erhielt  die  neue  Gesellschaft  ein  Grundka- 
pital von  80  Millionen  Franks  in  Aktien  ä  500  Fr.;  von  diesen 
wurden  96000  gegen  die  240  000  alten  eingetauscht  und  die  üb- 
rigen 64000  zu  Pari  ausgegeben. 

Die  so  sanierte  Bank  scheint  auch  in  den  folgenden  Jahren 
wenig  glücklich  gewesen  zu  sein,  denn  ihr  Kapital  unterlag  mehr- 


i)  Plenge,   Gründung  und  Geschichte  des  Credit  mobilier,  S.  120. 
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fachen  Aenderungen ;  1879  zeigte  ilire  Bilanz  ein  Stammkapital 
von  32  Millionen  Fr.,  1880  ein  solches  von  40  Millionen  Fr., 
während  sie  1884 — 1902  nur  mehr  30  Millionen  Fr.  aufwies.  In 
der  Generalversammlung  von  1901  wurde  die  Liquidation  der 
Bank  beschlossen  und  1902  auch  anscheinend  ohne  grosse  Ver- 
luste durchgeführt. 

Noch  im  Jahre  1902  wurde  sowohl  Name  als  auch  Geschäfts- 
tätigkeit der  alten  Bank  neu  aufgenommen  von  dem  neu  ge- 
gründeten Credit  MobiUer  Frangais,  dessen  Stammkapital  1903 
7525000  Fr.,  1905  10 000 000  Fr.  und  1906  25  0oooooFr.  betrug. 

Auch  die  heutige  Bank  ist  nicht  als  Depositenbank  zu  be- 
trachten; denn  bei  25  Millionen  Stammkapital  hat  sie  nur  etwa 
5  Millionen  Fr.  Kontokorrenteinlagen  und  8  Mill.  Fr.  Depositen, 
welche  Mittel  sie  in  der  Hauptsache  anlegt  in  1^2  Millionen  Fr. 
Immobilien,  13,9  Millionen  Fr.  Reports,  8,7  Millionen  Fr.  Effekten 
und  2,5  Millionen  Fr.  Finanzbeteiligungen.  Sie  folgt  also,  wenn 
auch  in  kleinerem  Masse,  denselben  Prinzipien  wie  ihre  Vorgänge- 
rin, hoffentlich  mit  mehr  Erfolg. 

Die  Dividende  für  1905  betrug  6\'i  Proz.  und  der  Aktienkurs 
stellte  sich  Ende  1906  für  100  Fr.  nominal  auf  130  F'r. 

Der  alte  Credit  Mobilier  war  das  Vorbild  aller  heutigen  Spe- 
kulationsbanken und  hat  für  diese  das  Lehrgeld  zahlen  müssen. 
Sein  Lebensgang  und  Ende  zeigt,  dass  es  wohl  die  schwierigste 
Aufgabe  des  Grossbankiers  ist,  die  Grenze  zu  kennen,  bis  zu  wel- 
cher ungefährdet  die  Beteiligung  einer  Bank  an  Industriegrün- 
dungen gehen  kann.  Es  ist  leider  immer  nur  der  Ausgang,  welcher 
endgültig  darüber  entscheidet.  Dem  Credit  Mobilier  ist  dabei  noch 
gar  nicht  so  sehr  der  Vorwurf  zu  machen,  täglich  fällige  Gelder 
fest  angelegt  zu  haben,  da  er  ja  in  der  Hauptsache  mit  seinem 
eigenen  Aktienkapitale  und  den  Einlagen  von  Tochtergesellschaf- 
ten und  Geschäftsfreunden  arbeitete.  Der  Zusammenbruch  hätte 
sich  vielleicht  sogar  vermeiden,  mindestens  aber  verzögern  lassen, 
wenn  nicht  statutengemäss  der  Bankerott  bei  Verlust  des  halben 
Aktienkapitals  hätte  erklärt  werden  müssen. 

2.  Der  Credit  L  y  o  n  n  a  i  s. 

Diese  Bank  wurde  als  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 
am  6.  Juli  1863  gegründet,  und  zwar  mit  einem  Grundkapital  von 
20  Millionen  Fr.  in  40 000  Anteilen  ä  500  Fr.,  von  denen  jedoch 
nur  200  Fr.  eingezahlt  waren. 
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Zu  Beginn  ihrer  Laufbahn  machte  sie  nur  Geschäfte  von 
lokaler  Bedeutung  und  beschäftigte  sich  hauptsächlich  mit  der 
Annahme  verzinslicher  Depositen,  welche  zum  Diskontieren  von 
Wechseln  verwandt  wurden.  Während  der  ersten  Jahre  blieb  der 
Umfang  der  Tätigkeit  begrenzt;  doch  änderte  sich  dies,  als  nach 
der  Krise  von  1870  eine  fieberhafte  Tätigkeit  in  Handel  und  In- 
dustrie einsetzte.  Die  damalige  Hochkonjunktur  und  ihre  Folgen 
machten  eine  Reorganisation  der  Bank  nötig,  welche  in  den  Jah- 
ren 1881 — 90  durch  eine  Konsolidierung  des  Geschäfts  und  seiner 
Methoden  vollzogen  wurde,  um  die  Basis  für  die  seit  jener  Zeit 
ständige  Weiterentwicklung  der  Gesellschaft  zu  bilden. 

Die  erste  Periode  von  1863 — 1870  zeigt  die  immer  wieder- 
kehrenden Kämpfe  einer  neu  gegründeten  Unternehmung.  Als 
Depositeneinlagen  waren  Ende  1863:  6416885  Fr.  vorhanden,  und 
Ende  1864  betrugen  sie  über  10  Millionen  Fr.  Die  junge  Bank 
beteiligte  sich  an  zahlreichen  Emissionen  und  übernahm  sogar 
mit  Vorteil  die  Finanzierung  der  Gasbeleuchtung  von  Saragossa, 
während  eine  Beteiligung  bei  der  Gesellschaft  La  Fuschine  ein 
Defizit  ergab.  Schon  im  Oktober  1864  wurden  die  restlichen 
300  Fr.  der  Aktien  eingezogen  und  je  eine  Filiale  in  Paris  und 
Marseille  gegründet. 

Das  Jahr  1864  brachte  bereits  eine  Dividende  von  7  Proz., 
während  die  Unsicherheit  der  politischen  Verhältnisse  der  Jahre 
1865  und  1866  ein  wesentliches  Sinken  derselben  verursachte. 
Mit  dem  Jahre  1867  trat  ein  neuer  Aufschwung  ein,  der  den  Ak- 
tien endgültig  das  öffentliche  Vertrauen  gewann.  Die  Gewinne 
betrugen: 

T      T  1.  T-  bei  einem  Depositen- 

Im  Tanre  rr.  ,      .     j  t- 

•'  bestand   von  tr. 


1866 

I  008  876 

—  Millionen 

I86S 

2  109  561 

37 

1869 

2  114  000 

61    » 

Der  Reservefond  wies  1869  bereits  2  3 11 441  Fr.   auf. 

Das  Jahr  1870  brachte  den  Krieg  und  damit  eine  schwere 
Krise,  deren  Verlauf  der  Bank  viele  Schwierigkeiten  bereitete. 
Mit  Beginn  des  Krieges  verlangsamte  sich  der  Gang  der  Ge- 
schäfte; doch  konnte  trotzdem  für  1870  noch  eine  Dividende  von 
5  Proz.  verteilt  werden,  neben  einer  Ueberweisung  von  45  700  Fr. 
an  den  Reservefond.  1871  betrug  die  Dividende  sogar  10  Proz., 
infolge  der  aussergewöhnlichen  Verhältnisse,  wie  der  Geschäfts- 
bericht hervorhebt;  denn  die  vielfachen  Emissionen  und  sonstigen 
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ausserordentlichen    Geschäfte    hatten    der    Bank    einen    ausserge- 
wöhnlichen  Nutzen  gebracht. 

Im  Jahre  1872  wurde  die  bisherige  Gesellschaft  mit  beschränk- 
ter Haftung  aufgelöst  und  in  eine  Aktiengesellschaft  umgewan- 
delt, unter  gleichzeitiger  Erhöhung  des  Kapitals  auf  50  Millionen, 
das  zur  Hälfte  eingezahlt  war. 

Die  Bank  beteiligte  sich  mit  Gewinn  au  der  Unterbringung 
der  Regierungsanleihe  von  3  Milliarden  zur  Bezahlung  der  Kriegs- 
kosten und  die  Jahre  von  1873 — 1879  zeigen  ein  starkes  An- 
wachsen der  Zahl  der  Filialen  und  Agenturen,  während  die  Ge- 
winne sich  von  Jahr  zu  Jahr  verminderten.  Sie  betrugen 
im  Jahre  Fr.  im  Jahre  Fr. 

1871  6500000         1876       3077000 

1872  4856000         1877       1250000 
1875       3  100  000 

Diese  rapide  Abnahme  erklärt  sich  einzig  aus  der  Beteiligung 
an  mehreren  unglücklichen  Finanzoperationen  und  steht  ganz  im 
Gegensatz  zu  der  sonstigen  Entwicklung  der  Geschäfte,  da  die 
Depositen  1877  bereits  auf  80673535  Fr.  angewachsen  waren. 

Ein  Generalversammlungsbeschluss  dieses  Jahres  erhöhte  das 
Kapital  der  Bank  auf  100  Millionen  Fr.  und  die  neuen  Aktien 
wurden,  bei  einem  Nominalwert  von  500  Fr.,  zum  Kurse  von 
625  Fr.  begeben.  Die  Gründung  von  Filialen  und  Agenturen 
machte  weitere  Fortschritte ,  und  der  Gewinn  des  Jahres  1879 
hob  sich  wieder  auf  8  941 000  Fr.,  was  eine  Dividende  von  7  Proz. 
ergab,  während  durch  Zuschreibung  der  Reservefond  30  Millionen 
Fr.  erreichte. 

Zwischen  1880  und  1890  war  die  Gründer-  und  Spekulations- 
tätigkeit eine  recht  lebhafte.  Das  Grundkapital  der  Gesellschaft 
war  1881  auf  200  Millionen  erhöht  worden,  und  die  neuen  Aktien 
erzielten  einen  Emissionskurs  von  750  Fr.,  während  die  Reinge- 
winne sich  beliefen 


im  Jahre 

auf  Fr. 

1880 

7  383  000 

1881 

12  626  000 

1883 

8  000  000 

Der  Zusammenbruch  der  Uition  Generale  im  Januar  1882 
brachte  dem  Credit  Lyonnais  einige  recht  schmerzliche  Verluste 
bei,  infolge  ziemlich  starker  Beteiligung  bei  jener  Bank.  Den 
energischen  Massnahmen  des  Aufsichtsrats  gelang  es  jedoch, 
durch    zahlreiche    Abschreibungen    auf    den    Reservekonten    die 
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Bank  aus  der  Verlegenheit  zu  ziehen.     Dieselben  enthielten: 

i88i  So  Millionen  Fr.  1S89  50  Millionen  Fr. 

1882  70  »  »  1S92  40  »  » 

Das  Effektenportefeuille,  welches  1881  mit  48  47700oFr.  be- 
wertet wurde,  stand  1893  nur  noch  mit  12240322  Fr.  zu  Buche. 

Eine  durchgehende  Reform  der  Geschäftsprinzipien  verdammte 
für  die  Zukunft  jede  Festlegung  von  Geldern  auf  lange  Termine; 
doch  konnte  dadurch  eine  Periode  des  Uebergangs  und  der  Stag- 
nation nicht  verhindert  werden. 

Die  recht  mageren  Gewinne  beliefen  sich : 


m  Jahre 

auf  Fr. 

Im  Jahre 

auf  Fr. 

1884 

6014  000 

1S89 

II  512  000 

1885 

6  032  000 

1890 

12  689  000 

1886 

6  059  000 

1891 

14  176  679 

1887 

7  023  000 

1S92 

12  104953 

1888 

10  565  000 

Seit  1888  ist  eine  ungestörte  Entwicklung  zu  verzeichnen,  die 
noch  heute  andauert. 

Ein  neues  Moment  machte  sich  allmählich  fühlbar,  die  Kon- 
kurrenz der  Grossbanken  untereinander,  welche  einen  allgemeinen 
Rückgang  der  Kommissionen  und  Provisionen  herbeiführte  und 
die  Banken  zwang,  durch  vergrösserten  Umsatz  das  Verlorene  zu 
ersetzen,  sowie  auf  sonstige  Verbesserungen  ihrer  Geschäftsme- 
thoden zu  sinnen. 

Die  Bilanzen  des  Credit  Lyonnais  zeigten  folgende  Posten 
in  tausend  Fr. : 

Aktiva 
Kassa  und  Bankeinlagen 
Kontokorrente 
Darlehen  und  Reports 

Passiva 
Depositen  auf  Sicht 
Depositen  auf  Termin  (3  Mon.  bis  5  J.) 
Kontokorrente 

Der  Reingewinn  betrug  rund 


Im  Jahre 

Fr. 

1896 

14  000  000 

1897 

20  CIO  522 

189S 

25  051  501 

1899 

28713079 

1900 

28  004  538 

1901 

27  702  935 

1891 

64485 
253520 
120  874 

1892 

76  640 

276997 
178  198 

1893 

81764 

295  598 

178519 

1894 
91  171 

357  366 
242753 

265  894 
117  140 
402  312 

296  312 

124  092 
391  103 

313268 
127932 
392  397 

358  234 
122  799 
501  379 

nd 

Im  Jah 

re 

Fr. 

1902 
1903 
1904 

1905 
1906 

28  121  3S9 
28623865 

32206935 
28  505  547 
34  607  448 

Besonders  sind  zu  beachten  die  sehr  hohen  Diskontanlagen, 
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welche    nach    allem    das    Hauptgeschäft    der  heutigen  Bank  dar- 
stellen.    Die  Umsätze  auf  dem  Wechselkonto  betrugen  : 

im  Jahre  Zahl  der  Wechsel  im  Betrage   von  Fr. 

1904  19  143  178  13  603  048  721 

1905  19447423  14039550987 

Die  Inkasso- Aufträge  betrugen  : 

im  Jahre  Zahl  Betrag  Fr. 

1904  86379790  841  109208 

1905  88241950  889197358 

Kontokorrentkonten  waren  eröffnet  am   31.  Dez. 

1904  387  118 

1905  416  230 

Die  Banque  de  France  hatte    1905   74  179  Konten  eröffnet. 

Das  Kapital  des  Credit  Lyonnais  ist  am  12.  Mai  1900  aber- 
mals erhöht  worden  auf  250  Millionen,  wobei  die  neuen  Aktien 
einen  Kurs  von  925   erzielten. 

Aus  dem  Emissionsgewinn  hat  man  den  Reservefond  auf 
100  Millionen  Fr.  gebracht,  so  dass  im  ganzen  ein  Garantiefond 
von  350  Millionen  Fr.  für  die  Schulden  der  Bank  besteht.  In 
der  Generalversammlung  von  1907  wurde  eine  weitere  Erhöhung 
der  Reserven  um  25  Millionen  Fr.  beschlossen. 

Nach  den  derzeitigen  Statuten  wird  die  Gesellschaft  von 
einem  Verwaltungsrat  mit  10 — 15  Mitgliedern,  deren  jedes  minde- 
stens 300  Aktien  besitzen  muss,  geleitet.  Ein  Generaldirektor 
und  drei  Rechnungskommissare  stehen  ihm  zur  Seite.  Die  Gene- 
ralversammlung besteht  aus  allen  Aktionären,  die  mindestens  20 
Aktien  besitzen;  je  20  Aktien  geben  eine  Stimme  und  mehrere 
Besitzer  dürfen  ihre  Aktien  vereinigen,  um  eine  Stimme  abzugeben. 

Zufolge  seiner  Statuten  darf  der  Credit  Lyonnais  folgende 
Geschäfte  betreiben  : 

1.  Diskontierung  und  Rediskontierung  von  Wechseln,  War- 
rants, Pfandscheinen  mit  fester  Verfallzeit,  Erteilung  von  Akzepten, 
Tratten  und  Kreditbriefen ; 

2.  Gewährung  von  Darlehen  und  Reports  auf  öffentliche 
Wertpapiere,  Aktien,  Obligationen,  Warrants  oder  andere  ver- 
pfändbare Werte ; 

3.  Uebernahme  von  Zahlungen  und  Einziehung  von  Geldern 
für  Rechnung  anderer,  mittels  Checks  oder  auf  andere  Weise,  so- 
wie Ausführung  von  Börsenaufträgen; 

4.  Annahme  von  verzinslichen  Depositen   und  Erteilung  von 
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Kontokorrentkredit,  Stellung  von  Kautionen  und  Beleihung  von 
Hypothekenguthaben ; 

5.  Beteiligung  bei  Emissionen  von  Staats-,  Kommunal-  oder 
sonstigen   Anleihen,    sowie    An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren; 

6.  Annahme  von  offenen  Depots,  jedoch  ohne  Garantie  für 
durch  höhere  Gewalt  verursachte  Verluste; 

7.  Kauf  und  Verkauf  aller  Arten  von  Immobilien,  wenn  sol- 
ches im  Interesse  der  Gesellschaft  liegt; 

8.  im  allgemeinen  alle  regelrechten  Geschäfte   einer  Bank. 
Zu  7.  ist  zu  bemerken,   dass    schon    seit    langem    der    Credit 

Lyonnais  keine  anderen,  als  die  für  seine  Geschäftsführung  nö- 
tigen Immobiliengeschäfte  mehr  treibt,  da  er  für  diese  Zwecke  die 
Bank   »La  Fonciere  Lyonnaise«   gegründet  hat. 

Der  Sitz  des  Credit  Lyonnais  ist  noch  heute  in  Lyon,  dem 
Orte  seiner  Gründung,  während  die  Direktion  sich  in  Paris  be- 
findet. 

Im  Mai  1903  besass  die  Bank  143  Provinzfilialen,  5  Filialen 
in  Algier,  17  im  Auslände  und  38  Kontore  in  Paris,  im  ganzen 
203  Stellen,  zu  denen  bis  1906  noch  weitere  30  hinzukamen,  was 
die  Gesamtzahl  auf  233  bringt,  davon  50  in  Paris. 

Nach  dem  Geschäftsbericht  ist  die  Entwicklung  der  auslän- 
dischen Filialen  zufriedenstellend.  Es  bestehen  solche  in  London, 
Kairo,  Petersburg,  Moskau,  Odessa,  Konstantinopel,  Smyrna,  Ma- 
drid, Barcelona,  Valencia,  Sevilla  etc. 

Das  Netz  der  französischen  Filialen  hat  man  in  zwei  Bezirke 
eingeteilt:  einen  mit  Paris  und  einen  anderen  mit  Lyon  als  Zen- 
trum. Der  letztere  gibt,  da  in  ihm  die  Bank  sich  entwickelt  hat 
und  infolgedessen  sehr  gut  eingeführt  ist,  die  besseren  Resul- 
tate, während  im  anderen  die  scharfe  Konkurrenz  der  übrigen 
Grossbanken  Abbruch  tut. 

Den  Ursprung  der  erzielten  Gewinne  festzustellen,  ist  un- 
möglich, da  der  Credit  Lyonnais,  wie  auch  die  anderen  Gross- 
banken eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung  nicht  veröffentlicht. 
Zu  den  Bilanzen  für  1905  und  1906  ist  zu  bemerken,  dass  der 
Kassabestand  verhältnismässig  recht  hoch  ist  mit  8  bez.  7  Proz. 
des  Bilanzbetrages  und  1 1  bez.  9  Proz.  der  täglich  fälligen  Ver- 
bindlichkeiten; doch  wird  derselbe  benötigt,  um  im  Falle  eines 
Run  den  ersten  Ansturm  abzuschlagen. 

Das  Wechselkonto  mit  einem  Bestand  von  1138  Millionen  ist 
recht  ansehnlich,  besonders    wenn    man    die    bei    Erlangung    der 
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Wechsel  herrschende  scharfe  Konkurrenz  in  Betracht  zieht,  welche 
mit  der  Gewährung  von  Privatdiskonten,  die  es  bei  der  Banque 
de  France  nicht  gibt,  arbeitet.  Der  Wechselbestand  des  Credit 
Lyonnais  übersteigt  Ende  1905  sogar  um  lOO  Millionen  Fr.  den 
vereinigten  der  Societe  Generale  pour  favoriser  le  developpement 
du  commerce  et  de  l'industrie  und  des  Comptoir  National  d'Es- 
compte.  Selbst  die  Banque  de  France  hatte  zum  gleichen  Termin 
nur  418  Millionen  Fr.  mehr  Wechsel  im  Portefeuille,  wobei  zu  be- 
achten ist ,  dass  beim  Credit  Lyonnais  der  Wechselbestand  am 
Jahresende  nicht  höher  ist  als  sonst,  während  bei  der  Banque  de 
France  gerade  um  diese  Zeit  sich  aussergewöhnlich  hohe  Bestände 
anhäufen. 

Der  Bericht  des  Aufsichtsrats  spricht  sich  über  die  Bestände 
des  Wechselportefeuilles  dahin  aus,  dass  die  anscheinend  oft  auf- 
tauchende Ansicht,  es  enthielte  Effekten,  absolut  unberechtigt  sei. 
Der  Bestand  setzt  sich  allein  zusammen  aus  Wechseln  mit  höch- 
stens 3  Monaten  und  im  Durchschnitt  35 — 45  Tagen  Laufzeit,  von 
denen  mehr  als  die  Hälfte  den  Bedingungen  der  Banque  de  France 
entsprechen,  also  jederzeit  weiterdiskontiert  werden  könnten,  wäh- 
rend der  Rest  aus  Wechseln  auf  Nebenplätze  und  das  Ausland, 
besonders  London,    besteht. 

Auf  dem  Konto  Lombarddarlehen  und  Reports  ist  ein  Rück- 
gang zu  verzeichnen;  es  stand  auf  diesem  Konto 

im   Jahre  ein  Betrag  von  Fr. 

1903  524  909  126,30 

1905  395  685  I93>93 

1906  492  518  789,24 

Der  Bestand  für  1905  entfällt  auf  Lombarddarlehen  mit  einem 
Betrage  von  271  Millionen  PV.  und  auf  Reports  mit  124  Millionen  Fr. 
Die  Lombarddarlehen  sind  ausserordentlich  verteilt,  nämlich  auf 
38  900  Schuldposten,  deren  Durchschnittsbetrag  6900  Fr.  beträgt. 
Der  Wert  der  mit  271  Millionen  beliehenen  Papiere  stellt  sich 
nach  dem  Kurse  des  31.  Dezember  1905  auf  548  Millionen  Fr., 
also  eine  durchschnittliche  Beleihung  von   50  Proz. 

Ueber  die  durchschnittliche  Höhe  und  die  Sicherheit  der 
Kontokorrentkredite  verlautet  im  Geschäftsberichte  nichts;  doch 
kann  aus  Klagen  der  Geschäftswelt  über  die  Zurückhaltung  der 
Bank  bei  Erteilung  derselben,  sowie  aus  der  Abwesenheit  von 
gefährlichen  Beteiligungen  geschlossen  werden,  dass  dieselben 
allen  Anforderungen  genügen. 

47* 
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Das  Effektenkonto  verringert  sich  von  Jahr  zu  Jahr.  Es 
betrug: 

im  Jahre  Fr. 

1882   mehr  als     60000000 

1901  nur  noch   8544880 

1902  8  299  148 

1903  7  824  968 
1905          -^  5446754 

Der  Bestand  im  Jahre  1905  enthält  folgende  Posten: 
2  300000  Fr.  Kaution  in  russischen  Staatspapieren  ,  an  die 
russische  Regierung  gestellt  anlässlich  der  Eröffnung  der  drei 
russischen  Filialen.  Diese  Papiere  sind  zu  einem  Kurse  einge- 
setzt, der  einen  Verlust  ausschliesst.  1200000  Fr.  in  Aktien 
des  von  der  Bank  gegründeten  Credit  franco-portugais.  Der  Rest 
von  2  Millionen  Fr.  repräsentiert  den  zum  Verkauf  nötigen  Vor- 
rat an  soliden  Anlagewerten,  auf  welche  ein  Verlust  fast  ausge- 
schlossen ist. 

Da  die  Bank  schon  seit  langem  auf  Immobiliengeschäfte  ver- 
zichtet hat,  so  sind  auf  Immobilienkonto  selbstverständlich  nur 
noch   die  Werte  der  eigenen  Geschäftshäuser  zu  finden. 

Die  Depositen  auf  Sicht  erreichen  1906  die  gewaltige  Höhe 
von  712  Millionen  Fr,,  während  solche  auf  Kündigung  nur 
27,5  Millionen  Fr.  betragen.  Eine  Erklärung  dafür  findet  man 
erstens  in  der  Art  der  Kundschaft  der  Bank  und  zweitens  in  dem 
Bestreben  der  Bank,  ihre  Einnahmen  zu  erhöhen  durch  Zahlung 
eines  möglichst  niedrigen  Zinsfusses,  der  ja  für  täglich  fällige 
Einlagen  meistens  nur  ^{2  Proz.  beträgt.  In  kritischen  Zeiten  birgt 
dieses  System  wohl  grosse  Gefahren;  doch  werden  sie  durch  die 
hohe  Liquidität  der  Bank  aufgewogen. 

Die  im  Passivum  unter  Kontokorrenteinlagen  verzeichneten 
1048707334,92  Fr.,  die  Ende  1906  auf  438206  Konten  verteilt 
waren,  sind  im  wesentlichen  den  Depositen  auf  Sicht  gleichzu- 
stellen, während  die  Akzepte  insofern  günstigere  Verbindliclikeiten 
darstellen,  als  sie  ja  nur  am  Verfalltage  zur  Zahlung  präsentiert 
werden  können,  wodurch  sich  ihr  Betrag  auf  mindestens  30  Tage 
verteilt. 

Die  Liquidität  der  Bank  gestaltet  sich  wie  folgt :  den  täg- 
lich fälligen  Forderungen 

1905  1906 

Depositen  705650000  Fr.      712246000  Fr. 

Kontokorrente  856  272  000     »     1  048  707  000     » 

■"/so  der  Akzepte  (fällig  innerhalb  der  i.  Woche)     36  000  000     »  28  223  000     » 

insgesamt      I  597  922  000  Fr,    i  789  176  000  Fr. 
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stehen  gegenüber  täglich  realisierbar: 

1905  1906 

Kassa  und  Bankeinlagen  171  554000  Fr.  165  581  Ooo  Fr. 
*/2   des  Wechselkontos  (täglich  diskontierbar  bei 

der  Banque  de  France)  515  061  000     »  568  944  ooo     » 

Lombarddarlehen  und  Reports  (weiterbegebbar)  395685000     »  492519000     » 

insgesamt      l  082  300  000  Fr.  1227  044  000  Fr. 

Innerhalb  einer  Woche  ist  weiter  zu  realisieren : 

1905  1906 

Der  Rest   des  Wechselkontos  unter  Abzug  einer  Reserve  Fr.  Fr. 

von  20  Proz.  412053000  455  156  000 

'/a   der  Kontokorrentkredite  267  783  000  263  884  ooo 

Durch  Beleihung  der  Effekten  und  Innnobilien  20  000  000  20  000  000 

Innerhalb   einer  Woche  realisierbar  699  836  000  739  040  000 

täglich  realisierbar  1082300000  1227044000 

insgesamt  1782136000  1966084000 

Es  stehen  also  1906  den  innerhalb  einer  Woche  fälligen  Be- 
trägen von  insgesamt  i  789176000  Fr.  in  dieser  Zeit  realisierbare 
1966084000  Fr.  gegenüber. 

Hierzu  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Ungleichheit  der  täg- 
lich fälligen  und  täglich  realisierbaren  Beträge  ohne  Gefahr  ist, 
da  die  Auszahlung  dieser  gewaltigen  Summen  sich  einfach  nicht 
an  einem  Tage  bewerkstelligen  liesse,  ausserdem  bietet  die  weite 
Verzweigung  des  Credit  Lyonnais  eine  Garantie,  dass  nie  zu  glei- 
cher Zeit  bei  allen  Filialen  ein  Run  stattfinden  werde;  ja,  man 
darf  annehmen,  dass  ein  Teil  der  erhobenen  Gelder  wieder  in  die 
Kassen  der  Bank  zurückfliesst. 

Gleich  den  deutschen  Banken  ist  die  Bank  bestrebt,  ihre 
Aktien  der  Spekulation  zu  entziehen;  sie  hat  zu  diesem  Zwecke 
von  1899  bis  1905  die  Dividenden  regelmässig  auf  50  Fr  =  10  Proz, 
gehalten  und  verteilte  1906  55  Fr.  =  ii  Proz.  Der  Kurs  der 
Aktien  stand  am  3.  Januar  1907  bei  500  Fr.  Nominalwert  auf 
1220/5  Fr. 

Seit  ihrem  Bestehen  verteilte  die  Bank  als  Dividenden: 

Fr. 


Im  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 

I 

1863 

4 

1874 

27 

1886 

15 

1897 

40 

1864 

26 

1875 

20 

1887 

17,5 

1S98 

40 

1865 

35 

1876 

20 

i888 

25 

1899 

50 

1866 

25 

1878 

20 

1889 

27-5 

1900 

50 

1867 

25 

1879 

35 

1890 

30 

I901 

50 

1868 

35 

1880 

35 

1891 

30 

1902 

50 

1869 

35 

1881 

30 

1S93 

31 

1903 

50 

1870 

25 

1882 

20 

1894 

30.5 

1904 

50 

187 1 

50 

1883 

20 

1895 

34 

1905 

50 

1872 

25 

1884 

20 

1896 

35 

1906 

55 

1873 

26 

1885 

15 

730 
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Ein  Bild  der  Entwicklung  der    Bank    gibt    die   folgende    den 
Bilanzen  entnommene  Statistik  in  tausend  Fr. 


Aktiva 

Kasse, Effekten  -^ 

1.  Dez.  1S75 

31.  Dez.  1887 

31.  Dez.  1897 

31.  Dez.  1905 

31.  Dez.  I9( 

und  Wechsel 

121  045 

313525 

669  672 

I  207  061 

I  312  539 

Kontokorrent 

47813 

206  459 

379266 

535567 

527  767 

Reports  u.  Lom- 

■^ 

barddahrlehn 

122  940 

207  212 

308  611 

395685 

492519 

Mobilien  u.  Im- 

mobihen 

I  500 

30  OOü 

30000 

37  000 

35000 

Passiva 

Kapital     einge- 

zahlt 

37500 

100  000 

200  000 

250  000 

250  000 

Reserven 

13656 

60  000 

48  278 

100  000 

1 00  000 

Gewinn 

3  100 

7023 

20  010 

28  506 

34607 

Depositen      und 

Kontokorrente 

214913 

517409 

980  802 

I  596391 

I  788  390 

Akzepte 

24  129 

72764 

138459 

180  560 

169  340 

3,    Das  Co  mptoir  National  d'Escompte    de    Paris. 

Die  mit  der  Revolution  von  1848  ausgebrochene  Panik  hatte 
auf  die  Pariser  Privatbankiers  solchen  Eindruck  gemacht,  dass  sie 
ihre  Diskontierungen  fast  vollständig  einstellten,  wodurch  ein  völ- 
liger Stillstand  des  Wirtschaftslebens  einzutreten  drohte.  Die 
Sparkassen,  wie  auch  die  Banque  de  France  mussten  innerhalb 
sehr  kurzer  Zeit  ungeheure  Summen  auszahlen,  und  es  war  zu 
befürchten,  dass  selbst  diese,  sonst  als  sicher  betrachteten  Insti- 
tute dem  Ansturm  unterlägen,  wenn  er  nicht  bald  abgelenkt 
würde. 

Ein  Regierungsdekret  vom  7.  März  1848  schaffte  ein  Hilfs- 
mittel durch  die  Gründung  von  Diskontokontoren  unter  Staats- 
und Kommunalbeteiligung.     Die  Verordnung  lautete  : 

1.  In  den  Industrie-  und  Handelsstädten  soll  ein  Comptoir 
d'Escompte  gegründet  werden. 

2.  Das  Gesellschaftskapital  ist  zu  beschaffen  zu  ^/s  durch  Bar- 
einzahlung der  Gründer,  zu  ^/s  durch  Obligationen  der  Städte  und 
zu    ^/s  durch  Staatsschatzscheine. 

Am  8.  März  1848  wurde  die  Gründung  des  Comptoir  Na- 
tional d'Escompte  de  Paris  vorgenommen  mit  einem  Grundkapital 
von  20  Millionen  Fr.,  eingeteilt  in  Aktien  a  500  Fr.,  von  denen 
nur  ^/s  durch  die  Gründer  selbst  einzuzahlen  war.  In  den  Sta- 
tuten wurde  bestimmt : 

Art.   3.  Die  Gewinne  des  Comptoir  National  d'Escompte  ge- 
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hören  ausschliesslich  den  Aktionären  ;  der  Staat  und  die  Stadt 
wollen  keinen  Gewinn  aus  ihrer  Beteiligung  ziehen. 

Art.  4.  Die  Anteile  des  Staates  und  der  Stadt  von  je  einem 
Drittel  dienen  zur  Deckung  von  Verlusten,  welche  sich  etwa 
einstellen. 

Art.  7.  Die  Operationen  der  Bank  beschränken  sich  auf  die 
Diskontierung  von  Handelswechseln,  zahlbar  in  Paris  oder  in  den 
Departements. 

Art.  8.  Das  Comptoir  National  d'Escompte  diskontiert  nur 
Wechsel  mit  wenigstens  zwei  Unterschriften  und  nicht  mehr  als 
105  Tagen  Laufzeit  bei  Wechseln  auf  Paris,  und  60  Tagen  bei 
Wechseln  auf  die  Departements ;  diese  letzteren  durften  jedoch, 
wenn  sie  auf  Bankplätze  lauteten,  auch  bis  90  Tage  laufen.  Die 
Mindestlaufzeit  war  immer   5   Tage. 

Die  Beteiligung  des  Staates  und  der  Stadt  war  sehr  vorteil- 
haft für  die  Bank;  doch  wurden  jene  durch  die  Not  zu  diesem 
Schritte  gedrängt.  Beide  hafteten  für  die  Schulden  und  nahmen 
keinen  Anteil  an  den  Gewinnen.  Die  Dauer  dieses  Ueberein- 
kommens  war  jedoch  nur  3   Jahre. 

Trotz  der  günstigen  Bedingungen  gelang  es  erst  nach  Ver- 
lauf von  10  Tagen,  einen  Teil  des  Grundkapitals  zusammenzu- 
bringen. Man  kaufte  nach  Courcelle-Seneiiil  die  Anteile  wie  Lot- 
terielose und  betrachtete  diese  Ausgabe  als  ein  Opfer  der  Barm- 
herzigkeit. 

Am  18.  März  1848  begann  die  Bank  mit  2587021  Fr.,  von 
denen  noch  dazu  eine  Million  vom  Staate  geliehen  war,  ihre  Tä- 
tigkeit, und  durch  eine  zwangsweise  Beteiligung  der  Diskont  ver- 
langenden Firmen  wuchs  das  Kapital  bis  zum  31.  August  auf 
4051  804  Fr.  an. 

Zu  Anfang  diskontierte  die  Bank  nur  Wechsel  auf  Paris  oder 
Filialplätze ;  doch  währte  es  nur  kurze  Zeit,  bis  sie  solche  auf  alle 
bedeutenderen  Plätze  Frankreichs  annahm.  Schon  acht  Tage 
nach  Eröffnung  des  Instituts  mussten  dessen  Geschäfte  durch  die 
Erlaubnis  von  Lombarddarlehen  erweitert  werden  und  zwischen 
dem  24.  März  und  dem  31.  August  1848  wurden  bereits  6  Filialen 
gegründet.  Am  31.  Aug.  hatte  die  Bank  insgesamt  für  80  378  326  Fr. 
Wechsel  diskontiert  und  für  6924166  Fr.  Warrants  beliehen,  so- 
wie in  den  Departements  15904956  Fr.  einkassiert  und  einen 
Kassenumsatz  von  mehr  als  88  Millionen  gehabt.  Der  Banque 
de  France  hatte  sie  im  ganzen  59389215  Fr.  zum  Wiederdiskont 
begeben. 
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Nach  Uebervvindung  der  ersten  Schwierigkeiten  schritt  die 
Bank  noch  während  der  Dauer  des  Uebereinkommens  mit  dem 
Staate  rasch  in  ihrer  Entwicklung  voran.  Nach  Ablauf  der  3  Jahre 
wurde  bestimmt : 

1.  Die  Beteiligung  und  Garantie  des  Staates  und  der  Kom- 
munen hört  mit  dem   31.  Dezember   1854  auf. 

2.  Die  Regierung  behält  sich  die  Anerkennung  der  bestehen- 
den und  die  Genehmigung  der  neu    zu    gründenden  Filialen    vor. 

Nach  und  nach  löste  sich  die  Verbindung  zwischen  Staat  und 
Bank  immer  mehr.  Die  Bank  änderte  ihre  Statuten  und  ver- 
längerte die  Dauer  der  Gesellschaft  auf  weitere  30  Jahre,  vom 
18.  März  1857  an  gerechnet.  Die  Geschäfte  mit  den  Filialen  und 
dem  Auslande  wuchsen  rasch  an  und  brachten  reichlichen  Ge- 
winn. Das  Grundkapital  wurde  von  20  auf  40,  dann  auf  80  Mil- 
lionen Fr.  erhöht,  neben  einer  Reserve  von  20  Millionen  Fr.  Der 
Betrieb  wurde  wie  folgt  begrenzt: 

1.  Darlehen  auf  Wertpapiere  dürfen  ^/ö  des  Kapitals  und  die 
Hälfte  der  Reserven   nicht  übersteigen. 

2.  Die  Kontokorrenteinlagen  dürfen  nicht  das  i  '/2fache  des 
eingezahlten  Kapitals  überschreiten. 

Bis  zum  Zusammenbruch  der  Bank  im  Jahre  1889  wurde  ihre 
Tätigkeit  stetig  ausgedehnter.  Sie  beteiligte  sich  an  vielen  grossen 
Geschäften,  besonders  an  der  Emission  ausländischer  Werte,  doch 
nicht  ohne  Misserfolge ,  sowie  an  der  Gründung  von  vielen  Ge- 
sellschaften. Unter  letzteren  war  die  Societe  des  metaux,  welche 
schliesslich  ihren  Fall  herbeiführte. 

Die  Statuten  der  Bank  waren  vor  dem  Zusammenbruch  mehr- 
fach geändert  worden,  zuletzt  1885;  doch  wurden  vom  Direktor 
bald  statutenwidrige  Geschäfte  vorgenommen,  welche  dann  auch 
den  Zusammenbruch  verursachten. 

Die  Dividenden  der  Bank  betrugen  bis  zu  ihrem  Sturze 


Im  Jahre 

¥r. 

Im  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 
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15 
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1850 
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48 
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59 
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46 
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44 
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44 
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36 
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Im  Jahre  1886  war  der  Gesamtumsatz  der  Bank  9  437  913  oco  Fr., 
von  denen  auf  Wechseldiskonto  allein  1452  597  OOO  Fr.  fielen, 
während  der  Kassenumsatz  fast  8  Milliarden  erreichte  und  die 
Depositen  163  Millionen  Fr.   betrugen. 

Vor  dem  Sturze  war  die  Leitung  der  Bank  in  Händen  eines 
Verwaltungsrats  von  15  Mitgliedern,  die  mindestens  je  10  Aktien 
besitzen  mussten,  neben  denen  3  Zensoren  die  Geschäfte  über- 
wachten. Der  vom  Finanzminister  zu  bestätigende  Direktor  be- 
sorgte die  Leitung  der  Geschäfte,  Ein  Diskonlrat,  zusammen- 
gesetzt aus  den  bekanntesten  Industriellen  und  Kaufleuten,  ent- 
schied über  die  zu  diskontierenden  Wechsel,  und  ein  Netz  von 
in-  und  ausländischen  Filialen  diente  der  glatten  Erledigung  der 
Geschäfte. 

Während  und  nach  den  Kriegsjahren  war  die  Stellung  des 
Comptoir  National  d'Escompte  eine  ausgezeichnete.  Die  Regie- 
rung hatte  die  Bank  im  Oktober  187 1  sogar  mit  der  Ausgabe 
von  Papiergeld  in  Beträgen  von  5  Fr.  betraut.  Auch  beteiligte 
sie  sich  sehr  lebhaft  an  den  verschiedenen  Emissionen,  indem  sie 
z.  B.  für  etwa  1200  Millionen  Fr.  Staatsrente  unterbrachte. 

Bei  der  Gründung  und  Entwicklung  der  französischen  Ko- 
lonialbanken war  das  Comptoir  National  d'Escompte  durch  die 
Besorgung  von  Geschäften  für  deren  Rechnung  im  Mutterlande 
beteiligt.  In  dem  Masse  jedoch,  wie  diese  selbst  ihren  Sitz  oder 
wenigstens  Filialen  in  Paris  errichteten,  ging  dieses  Geschäft  der 
Bank  verloren. 

Der  Direktor  und  zwei  Verwaltungsratsmitglieder  des  Comp- 
toir National  d'Escompte  waren  Teilhaber  der  Societe  des  metaux, 
welche  sich  bald  einer  wüsten  Spekulation  hingab,  indem  sie  den 
Aufkauf  aller  Kupferbestände  versuchte.  Sie  hatte  sich  kontrakt- 
lich verpflichtet,  die  Produkte  vieler  Kupferwerke  abzunehmen, 
und  während  ihre  Bestände  ungeheuer  anwuchsen,  fand  sie  sich 
einem  sehr  zurückhaltenden  Markte  gegenüber,  der  zu  den  gefor- 
dertem Monopolpreisen  nur  das  allernötigste  einkaufte. 

Das  Comptoir  National  d'Escompte  hatte  auf  Verfügung  seines 
Direktors  statutenwidrig  der  Societe  des  metaux  Ende  1888  nicht 
weniger  als  130  Millionen  Fr.  auf  Warrants  über  Kupfer  geliehen, 
und  der  plötzliche  Selbstmord  dieses  Direktors  wurde  das  Signal 
zum  Zusammenbruche  der  Bank  sowohl  als  auch  ihrer  Gründung. 
Die  Bank  hatte  Kupfer,  welches  kurze  Zeit  vorher  zum  Preise 
von  39  £  per  Tonne  gehandelt  wurde,  unter  Zugrundelegung  des 
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künstlichen  Monopolpreises  von  60 — 70  £  beliehen. 

In  dem  Bericht  der  Sachverständigen  vom  9.  April  1889  wird 
der  Verlust  an  der  Kupferspekulation  auf  155  Millionen  Fr.  ge- 
schätzt, neben  weiteren  20  Millionen  Fr.  auf  Zinnspekulationen ; 
doch  wurde  ein  grosser  Teil  dieser  Verluste  von  der  gestürzten 
Tochtergesellschaft  getragen. 

Es  ist  dies  die  so  oft  wiederholte  Geschichte  einer  zu  engen 
Verbindung  zwischen  Gründerbank  und  Schützling,  wo,  nachdem 
einmal  eine  gewisse  Grenze  überschritten  ist,  immer  neue  Zu- 
schüsse nötig  sind,  ohne  am  Ende  erfolgreich  zu  sein.  Zu  be- 
tonen ist  jedoch,  dass  auch  hier  wie  meistens  eine  Nachlässigkeit 
des  Aufsichtsrats  und  eine  verbrecherisch  endende  Beteiligung 
des  Direktors  vorlag. 

Am  I.  Mai  1889  wurde  eine  Reorganisation  der  Gesellschaft 
auf  50  Jahre,  bis  r.  Mai  1939,  vorgenommen.  Man  schuf  ein 
Grundkapital  von  80  Millionen,  das  zur  Hälfte  eingezahlt  wurde. 
Die  Einberufung  von  15  Millionen  fand  bald  danach  statt  anläss- 
lich der  Einverleibung  der  Banque  de  Depots  et  Comptes  Cour- 
rants,  und  ein  Generalversammlungsbeschluss  von  1895  brachte 
das  Aktienkapital  auf  100  Millionen  Fr.  Ende  1905  besass  die 
Bank  ein  volleingezahltes  Aktienkapital  von  150  Millionen,  dem 
noch  etwa  19  Millionen  Reserven  zur  Seite  standen. 

Das  Bestreben  der  neuen  Bank,  die  vielseitigen  guten  Ge- 
schäftsverbindungen ihrer  Vorgängerin  wieder  zu  beleben,  erzielte 
recht  bald  gute  Erfolge.  Schon  im  Gründungsjahre  1889  konnte 
für  die  Zeit  vom  11.  Juni  bis  31.  Dezember  ein  Gewinn  von 
433617  Fr.  verzeichnet  werden,  was  eine  Dividende  von  4  Fr. 
ergab.  1890  hob  sich  diese  auf  10  Fr.  bei  2923000  Fr.  Rein- 
gewinn und  die  folgenden  Jahre  brachten  weitere  Besserung. 

Seit  1895   ergaben  sich  folgende   Gewinne: 


Im  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 

Fr. 

1895 

5  282  000 

1899 

6  114  000 

»903 

8331  329 

1896 

5  400  000 
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8  596  000 

1904 

8843819 

1897 

5  400  000 

1901 

8  704  000 

1905 

8  908  842 
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5  463  000 
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8  362  000 

1906 

9  807  604 

Die  Dividenden   der  neuen  Bank  beliefen  sich  auf: 
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12,05 

1895 
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Auch  diese  Bank  hat  offenbar  das  Bestreben,  möghchst 
gleichbleibende  Dividenden  zu  verteilen,  um  dadurch  ihre  Aktien 
zu  guten  Anlagewerten  zu  machen. 

Im  Jahre  1897  gründete  das  Comptoir  National  d'Escompte 
eine  Kolonialgesellschaft  von  Madagaskar  mit  einem  Kapital  von 
I  Million  Fr.,  sowie  die  Banque  Coloniale  Frangaise  du  Bresil; 
auch  dienten  neue  Auslandsfilialen  dazu,  den  Einfluss  der  Bank 
auszudehnen  und  zu  vergrössern. 

Eine  Kritik  der  Semaine  financiere  im  April  1900,  wegen  zu 
starker  Beteiligung  bei  Gründungen  ,  veranlasste  die  Bank,  er- 
höhte Fürsorge  für  ihre  Liquidität  zu  treffen. 

Heute  wird  sie  dirigiert  von  einem  Verwaltungsrat  mit  ii  Mit- 
gliedern, deren  jedes  mindestens  50  Aktien  besitzen  muss,  wäh- 
rend ein  Direktor  die  Leitung  der  Geschäfte  besorgt.  Die  Gene- 
ralversammlung setzt  sich  zusammen  aus  allen  Inhabern  von  min- 
destens 10  Aktien,  die  zur  Stimmabgabe  vereinigt  und  übertragen 
werden  dürfen.  Ein  Diskontrat  unterstützt  in  Paris  und  den 
grösseren  Filialorten  die  Auswahl  der  Diskonten  und  die  General- 
versammlung wählt  Zensoren,  die  neben  allen  anderen  Kontrollen 
die  Geschäfte  selbständig  prüfen  und  darüber  berichten.  Die 
Statuten  erlauben  dem  Comptoir  National  d'Escompte  alle  Arten 
von  Bankgeschäften  ohne  Einschränkung. 

Ende  1906  bestanden  neben  46  Zahlstellen  in  Paris  und  ei- 
nem ausgedehnten  Filialennetz  im  Inlande,  folgende  Auslandsfilialen  ; 
London,  Liverpool,  Manchester,  Brüssel,  Ostende,  San  Sebastian, 
New  York,  Bombay,  Alexandria,  Cairo,  Tunis,  Marokko,  Austra- 
lien, Madagaskar,  sowie  ein  Kontokorrentverkehr  mit  der  Banque 
d'Algerie. 

Im  Laufe  des  Jahres  1906  beteiligte  sich  die  Bank  an  fol- 
genden Emissionen:  Gemeindeobligationen  des  Credit  Foncier 
von  1906,  russischer  Anleihe,  sowie  an  den  Konversionen  der 
Türkischen  Prioritäten  und  der  5proz.  Italienischen  Rente.  Ferner 
wirkte  sie  mit  bei  Anleihen  der  Kolonien  Algier,  Tunis,  Mada- 
gaskar und  bei  der  3'/2PfOz.  schwedischen  Anleihe  von  1906,  so- 
wie der  Obligationenemission  der  Eisenbahn  von  Damas  Hamah. 
An  der  Errichtung  des  Credit  Foncier  Argentin  nahm  die  Bank 
Anteil,  ebenso  an  den  Kapitalerhöhungen  der  Banque  de  I'Indo- 
Chine,  des  Comptoir  d'Escompte  de  Geneve  und  der  Banque  d' 
Orient,  welche  in  der  Levante  starken  Einfluss  besitzt.  Daneben 
war   das    Comptoir    National    d'Escompte    beteiligt   bei    Industrie- 


736 


Fritz  Schir.idt ; 


Emissionen,  nämlich  den  3^/2proz.  Obligationen  der  Stadtbahn 
von  Paris,  den  Aktien  der  Energie  Electrique  du  Littoral  Medi- 
terraneen,  der  Trefileries  du  Havre,  der  Acieries  de  France,  der 
Union  des  Gaz,  der  Union  Commerciale  Indo-Chinoise,  den  4proz. 
Obligationen  der  Compagnie  Generale  Frangaise  de  Tramways, 
der  Societe  d'Eclairage,  Chauffage  et  Force  Motrice,  der  Com- 
pagnie pour  la  Fabrication  des  Compteurs  et  Materiel  d'Usines 
ä  Gaz,  der  Compagnie  Generale  d'Eclairage  de  Bordeaux,  der 
Energie  Electrique  du  Littoral  Mediterraneen,  den  Aktien  der 
Compagnie  Generale  de  Distribution  d'Energie  Electrique,  der 
Usines  Metallurgiques  de  la  Basse  Loire,  der  Compagnie  Fran- 
gaise de  Tramways  et  d'Eclairage  Electrique  de  Shanghai. 

Die  Zahl  der  Angestellten  war  1905  mehr  als  tausend,  für 
welche  allein    eine  Kopfsteuer    von   518000  Fr.  entrichtet  wurde. 

Nach  den  Bilanzen  für  1905  und  1906  beträgt  auch  hier  der 
Kassabestand  8  bez.  7^/2  Prozent  der  Gesamtverbindlichkeiten  und 
12  bez.  10^/2  Prozent  der  täglich  fälligen  Forderungen.  Die  Kassa- 
bewegung war  : 

Eingang  Ausgang 

Mill.  Fr.  Mill.  Fr. 

1904  22  143  22  1 12 

1905  25895  25819 

1906  28  608  28  535 

Das  VVechselkonto,  mit  einem  Bestände  von  653  Millionen  Fr. 
im  Jahre  1906  gegen  547  Millionen  im  Jahre  1905,  zeigt  einen 
Umsatz  von  12  120  Millionen  Fr.  für  1904,  von  13  123  Millionen  Fr. 
für  1905   und  von  14  5 10  Millionen  Fr.  für  1906. 

Das  Reportkonto  zeigt  1906  eine  Abnahme  von  ca.  40  Mil- 
lionen seit  1904,  ebenso  das  Konto  Renten,  Obligationen  und 
sonstige  Werte,  welches  1904  noch  24432  875,45  Fr.  betrug  gegen- 
über 14628520,51  Fr.  im  Jahre  1906.  Zufolge  des  Geschäftsbe- 
richts enthält  es  französische  und  ausländische  Staatspapiere,  so- 
wie Bank-  und  Industrieaktien;  dieser  Rückgang  ist  sicherlich  der 
Liquidität  der  Bank  günstig. 

Die  zum  Inkasso  vorhandenen  Posten  sind  wohl  als  recht 
sicher  zu  betrachten ;  denn  ihre  Laufzeit  kann  naturgemäss  nur 
eine  sehr  kurze  sein.  Die  Finanzbeteiligungen  im  Betrage  von 
6817326,04  für  1906  sind  nach  dem  Geschäftsbericht  sehr  viel- 
seitig verteilt  und  der  Posten  unter  Akzeptkredit  dient  zum  Aus- 
gleich für  den  Passivposten  von  fast  gleicher  Höhe.  Das  Debi- 
torenkonto  steht   mit  120886250,99  ¥r.  in  der  Bilanz  für  1906,   und 
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dazu  wird  bemerkt,  dass  diese  Kredite  unter  Beobachtung  aller 
Vorsichtsmassregeln  erteilt  seien,  ebenso  wie  auch  die  Lombard- 
darlehen, die  mit  156362686,83  Fr.   zu  Buche  stehen. 

Im  Passiv  sind  Depositen-  und  Giroeinlagen  seit  1904  um 
49694848,73  gestiegen  und  die  Kontokorrentkonten  zeigen  ein 
Anwachsen  um  125279579,25  Fr.  gegenüber  1904.  Die  Gesamt- 
heit der  Depositen-  und  Kontokorrenteinlagen  belief  sich  auf: 

Im  Jahre  Millionen  Fr.  Im  Jahre  Millionen  Fr. 

1900                      526  1905                         902 

1903  678  1906                       1016 

1904  839 

Die  Umsätze  auf  Depositen  und  Kontokorrentkonten  be- 
trugen : 

Eingang  Millionen  Fr.     Ausgang  Millionen  Fr. 

1904  7  148  6  670 

1905  7  988  7  475 

1906  9  028  8  500 


was  auf  eine  sehr  grosse  Beweglichkeit 
Die  Liquidität  der  Bank  gestaltet 

Täglich  fällige  Forderungen 
Depositen  und  Giroeinlagen 
Kontokorrent  einladen 


Diesem  stehen  gegenüber : 
Kassabestand 
*/2   des  Wechselkontos 
Reports 
'/lo   der  Inkassi,  angenommen   eine   mittlere 

Laufzeit  von   lo  Tagen 
Lombarddarlehen 
Voraussichtlich  täglich  realisierbar 

Dazu  treten  dann  noch  innerhalb  einer  Woche: 
^/2  des  Wechselkontos  minus  20  Proz, 
"/lo  der  Inkassi 
*/2  der  Kontokorrente 

Verpfändungen  und   Verkauf  von  Effekten,  Im- 
mobilien und  Finanzbeteiligungen 

Innerhalb  einer  Woche  realisierbar 

Täglich   realisierbar 


der  Fonds  schliessen  lässt. 

sich  wie  folgt: 

1905  1906 

Fr.  512  680000  Fr.  527  807  000 

»  326208000  »  425106000 

Fr.  838888000  Fr.  952913000 

1905  1906 

Fr.  102  951  000  Fr.  98744000 

»  273610000  »  326449000 

■>   63531000  »   59258000 


5  764000 
133835000 


5  322  000 
156363000 


Fr.  579691000  Fr.  646  136  000 

1905  1906 

Fr.  218888000  Fr.  261  159000 

»   28  871  000  »  26608000 

»   57  488  000  »  60  443  000 


»   15  000  000 


1 5  000  000 


Fr.  320  247  coo  Fr.   363210000 

»  579691000  »       646136000 

Fr.  899  938  000  Fr.  1009  346  000 


Gegenüber  täglich  fälligen  Verbindlichkeiten  von  838888000 
bez.  952913000  Fr.  besitzt  also  die  Bank  innerhalb  einer 
Woche  realisierbare  Mittel  im  Betrage  von  899938000  bez. 
1009346000  Fr. 
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Zur  Veranschaulichung  der  Entwicklung  des  Comptoir  Natio- 
nal d'Escompte  dient  eine  Statistik,  nach  der  in  Tausend  Fr.  be- 
trugen die 

Kasse,  Effecten  3'-  ^^'-  ^^^9    S'-  Dez.  1891    31.  Dez.  1893    3'-  Dez.  1S98    31.  Dez.  1905 


und  Wechsel 

1 1 6  404 

144  886 

190  530 

341  216 

729522 

Kontokorrente 

43  541 

63258 

.     112  458 

179  222 

239  189 

Reports       und 

Lombarddar- 

lehen 

34528 

57845 

93978 

157034 

197367 

Immobilien 

7250 

7250 

7250 

7250 

18332 

Passiva 
Kapital  (einge-  -^ 

.  Dez.  1S89 

31.  Dez.  1891 

31.  Dez.  1893 

31.  Dez.  1898 

31.  Dez.  1905 

zahlt) 

20  000 

40  000 

75  000 

100  000 

150  000 

Reserven 

— 

37S4 

5  151 

8411 

18  710 

Depositen  und 

Kontokorrente 

156  867 

175519 

242  580 

461  930 

902  004 

Akzepte 

17423 

45  143 

71  421 

103947 

124  123 

Mieten 

7  000 

6  55s 

6  100 

5  125 

— 

Gewinne 

433 

2235 

3964 

5  309 

8  909 

Kassenein- 

gänge 

2080696 

6  462  120 

7  510205 

12634711 

25  895  000 

Effekten      und 

Wechsel  ein- 

gänge 

I 121950 

3383634 

4554240 

7  247  801 

13  123000 

4.  Die  Societe  Generale    pour  favoriser  le  deve- 
loppement     du    commerce     et    de    l'industrie    en 

F  r  a  n  c  e. 

Diese  Gesellschaft  wurde  am  i.  Mai  1864  ^^'  Paris  als  Ge- 
sellschaft mit  beschränkter  Haftung  gegründet  und  sie  erhielt  die 
gesetzliche  Genehmigung  durch  ein  Dekret  vom  4.  Mai  1864.  Das 
Grundkapital  betrug  120  Millionen  in  Anteilen  von  je  500  Fr., 
von  denen  die  Hälfte  eingezahlt  wurde.  Die  Oeffentlichkeit  war 
damals  gegenüber  derartigen  Instituten  sehr  misstrauisch,  und  die 
Statuten   drückten  dies  aus  in  den  folgenden  Bestimmungen: 

Art.  2.  Die  Konzession  kann  bei  Vergehen  gegen  die  Sta- 
tuten jederzeit  zurückgenommen  werden. 

Art.  3.  Die  Gesellschaft  muss  alle  6  Monate  einen  Bericht 
über  ihre  Lage  an  das  Handelsministerium  liefern. 

Art.  4.  Es  muss  eine  wöchentliche  Bilanz  veröffentlicht  werden. 

Art.  5.  Dem  Finanzminister  steht  die  Kontrolle  der  Verwal- 
tung der  Bank  zu. 

Art.  6.  Die  Ernennung  der  Direktoren  bedarf  der  Bestätigung 
des  Finanzministers. 

Wie  schon  die  Höhe  des  Geschäftskapitals  anzeigt,  versuchte 
diese  neue  Bank    mit  einem  Schlage    das  zu  sein,    was  z.  B.   der 
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Credit  Lyonnais  in  langsamer  Entwicklung  geworden  war.  Sie 
war  bald  einer  der  schärfsten  Rivalen  für  den  damals  schon  er- 
schütterten Credit  Mobilier,  und  durch  die  Oeffentlichkeit  der 
Geschäftsführung  gelang  es  der  Bank  bald,  sich  das  Vertrauen 
des  Publikums  zu  sichern. 

Schon  kurz  nach  ihrer  Gründung  ging  die  Societc  Generale 
eine  Verbindung  mit  dem  in  London  entstandenen  General  Credit 
de  Londres  ein,  und  zwar  durch  Uebernahme  von  2O00O  Aktien, 
welche  ihr,  mit  einer  Emissionsprämie  von  £  2,17,  mehr  als 
1^/2  Millionen  Fr.  Gewinn  brachten.  Noch  im  Jahre  1864  erteilte 
ferner  die  Bank  ein  Darlehen  von  20  Millionen  Fr.  an  die  Stadt 
Paris,  mit  so  gutem  Erfolge,  dass  schon  am  30.  November  1864 
ein  Reingewinn  von   1858925  Fr,  festgestellt  werden  konnte. 

Wie  schon  beim  Credit  Lyonnais,  kann  man  auch  die  Ge- 
schichte dieser  Bank  in  mehrere  Perioden  einteilen.  Die  erste, 
erfolgreiche,  erstreckt  sich  bis  1875,  um  dann  in  eine  Krise  um- 
zuschlagen, die  wiederum  nach  drei  Jahren  von  einer  Belebung 
der  Geschäfte  abgelöst  wurde,  um  nach  1882  von  neuem  ungün- 
stige Verhältnisse  zu  bringen.  In  den  Jahren  1883 — 1899  blieben 
die  Gewinne  nur  schwach  infolge  der  vielen  beschwerenden  An- 
hängsel aus  der  Vergangenheit;  doch  ist  seit  1899  eine  allgemeine 
Besserung  zu  verzeichnen. 

Die  Tätigkeit  der  Bank  war  zwischen  1864  und  1875  eine 
sehr  rege.  Sie  beteiligte  sich  an  verschiedenen  Gründungen  oder 
übernahm  diese  allein.  So  gründete  sie  z.  B.  eine  Gesellschaft 
mit  15  Millionen  Fr.  Kapital  zur  Ausbeutung  der  Eisenerze  von 
Bone  in  Algier,  eine  andere  mit  einem  Kapital  von  20  Millionen 
zum  Schiffstransport  der  gewonnenen  Erze. 

Im  Jahre  1866  wurden  4  P"ilialen  gegründet,  und  die  Depo- 
siten wuchsen  auf  66  Millionen  an.  Während  die  meisten  fran- 
zösischen Banken  zu  dieser  Zeit  unter  der  Krise  im  Inland  litten, 
verstand  es  die  Societe  Generale  durch  Auslandsgeschäfte  gün- 
stige Anlagen  für  ihre  Gelder  zu  finden.  Die  Gewinne  betrugen 
in  Francs : 

1865  4  603  000  1867  7  065  000 

1866  4  784000  1868  9  561  000 

Die  Kassenumsätze  stiegen  von: 

Fr.  9  305  000  coo  im  Jahre  1866 
auf  »  121320000CO  »  »  1867 
und     »     12305000000    :>         »      1868 
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Beteiligungen  bei  Gründung  von  Schwefelminen  auf  Sizilien 
und  von  Hochöfen  im  Rhonethal  brachten  reiche  Gewinne,  so 
dass  das  Jahr  1869  mit  einem  Reingewinn  von  Fr.  10  508000  ab- 
schloss,  w^as  eine  Dividende  von  31,25  Fr.  =  12 '/2  Proz.  ergab. 
In  diesem  Jahre  wurden  ebenfalls  neue  Filialen  gegründet  und 
auch  eine  Geschäftsverbindung  mit  der  peruanischen  Regierung 
angeknüpft,  die  später  wenig  glücklich  endete. 

Bei  Ausbruch  des  Krieges  von  1870  wurden  in  kurzer  Zeit  135 
Millionen  Depositen  zurückgezogen,  ohne  dass  der  Bank  dadurch 
grosser  Schaden  erwuchs,  wie  überhaupt  der  ganze  Verlauf  des 
Krieges  nur  eine  Periode  des  Stillstandes,  nicht  der  Vernichtung, 
für  sie  war.  Trotz  einiger  Verluste  konnte  die  Gesellschaft  für  die 
Jahre  1870  und  1871  vereinigt  bei  einem  Reingewinn  von  12  618  000 
Fr.  eine  Dividende  von  45  Fr.  verteilen. 

Die  so  plötzlich  zurückgezogenen  Depositen  begannen  zudem 
bald  zurückzukehren,  wie  folgende   Zahlen  zeigen.     Sie  betrugen: 

am  30.  Juni    1870  195   Millionen  Fr. 

am  28.  März  187 1  63  » 

am    16.   März  1872  120  »  » 

Im  Jahre  1871  beteiligte  sich  die  Bank  an  der  Emission  einer 
6proz.  Staatsanleihe  zu  Pari  und  gleichfalls  an  dem  Ausbau  des 
Hafens  von  Callao.  1873  ergab  sich  ein  Gewinn  von  Fr.  9290000, 
der  zum  grossen  Teil  aus  der  Emission  von  Staatsanleihen  her- 
rührte. Das  Jahr  1874  war  sehr  ungünstig  und  brachte  nur 
Fr.  831000  Gewinn,  dagegen  1875  Fr.  6518000.  In  den  Jahren 
1876 — 1878  herrschte  eine  allgemeine  Krise,  so  dass  industrielle 
und  finanzielle  Geschäfte  fast  ganz  fehlten,  wozu  sich  noch  ein 
Rückgang  des  Ertrags  der  im  Portefeuille  befindlichen  Effekten 
gesellte,  so  dass  die  Gewinne  sehr  gedrückt  wurden.  Sie  betrugen: 

im  Jahre       Fr. 

1876  4  223  000 

1877  4  221  000 

1878  4  206  000 

Die  zwischen  1879  und  1882  eingetretene  Hebung  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  fand  in  erhöhten  Gewinnen  ihren  Ausdruck. 
Diese  waren : 

1879  Fr.   4993000  1881   Fr.   6514000 

1880  »     5726000  18S2     »     4975000 

Die  Kassenumsätze  stellten  sich  1879  auf  10  000  Millionen, 
1880  auf  II  578  Millionen,  1882  auf  über  14000  Millionen  Fr.  und 
die  Reserven  hoben  sich  1880  auf  13963113   Fr. 
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In  der  Periode  von  1883 — 1898  zeigt  sich  zu  Anfang  ein  Ab- 
und  später  ein  Aufsteigen  der  Geschäfte;  doch  blieben  die  Ge- 
winne immer  klein  infolge  der  hohen  Anforderungen  für  den  Aus- 
bau der  Verbindungen. 

Die  Gewinne  waren : 


1883 

3  452  000 

Fr. 

1887 

2  943  000 

Fr, 

1884 

3  207  000 

» 

1888 

3  446  000 

» 

1885 

3  202  000 

» 

1889 

3  497  000 

7> 

1886 

3  304  000 

» 

1889  erreichte  der  Kassenumsatz  von  neuem  14  Milliarden  und 
der  Wechselumsatz  wuchs  auf  7318  Millionen ;  doch  blieben  die 
Gewinne  auch  fernerhin  schwach  : 


1890 

3  552  000  Fr. 

1894 

3  842  000  Fr. 

I89I 

3  462  000  » 

1895 

2  991  000  » 

1893 

2  830  000  » 

1896  betrugen  der  Wechselumsatz  9035  296630  Fr.  und  die  Depo- 
siten HO  Millionen  Fr. 

Die  in  den  vorhergehenden  Jahren  wenig  günstigen  Finanz- 
beteiligungen hoben  sich  langsam  und  besserten  die  Lage  der 
Gesellschaft.  Die  Zahl  der  Kontokorrente  wuchs  ständig  (1897 
allein  5673  neue),  und  da  dieselben  das  statutenmässige  Maximum 
des  i72fachen  Betrages  des  Grundkapitals  und  der  Reserven  bald 
erreichten,  so  schritt  man  zu  einer  Vermehrung  des  Grundkapi- 
tals auf  160  MilUonen  Fr.,  zur  Hälfte  eingezahlt  (Generalversamm- 
lungsbeschluss  vom  25.  März  1899). 

Die  Gewinne  betrugen: 

1896  3004000  Fr.      1898    3015000  Fr. 

1897  4492000  »       1899    4479000  » 

Mit  dem  Jahre  1900  beginnt  eine  sehr  günstige  Periode  mit 
reichlichen  Gewinnen,  wodurch  eine  Kapitalvermehrung  auf  200 
Millionen,  zur  Hälfte  eingezahlt,  veranlasst  wurde.  Die  Reserven 
betrugen  1903  Fr.  21520552  und  die  Gewinne: 

im  Jahre                  Fr.  im  Jahre  Fr. 

1900  5  037  000  1904  6  722  702,78 

1901  5148000  1905  8489662,29 

1902  5300000  1906  9714690,61 

1903  6  624  000 

Durch  die  Generalversammlung  von  1905  ist  ferner  die  Er- 
höhung des  Grundkapitals  von  250  auf  300  Millionen  beschlossen 
worden ;  dasselbe  betrug  schon  Ende  1906  300  Millionen  Fr.,  wie 
gewöhnlich  zur  Hälfte  eingezahlt. 
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In  den  Jahren  1902  und  1903  wurde  eine  Dividende  von 
14,75  Fr.  =  5,9  Proz.  und  1904  und  1905  eine  solche  von  je  15  Fr. 
=  6  Proz.  verteilt,  während  das  Jahr  1906  eine  kleine  Erhöhung 
auf  15,5  Fr.  =  6,2  Proz.  brachte. 

Die  Entwicklung  der  Geschäfte  wird  durch  folgende  Statistik 

veranschaulicht : 

Wechsel konto  ,  . 

„  ,  ,   ,        .       ,       ,  1902  1905  1906 

Zahl  der  eingehenden  ^  ^   ■'  ^ 

Wechsel  37  193  041  46  131  373  50793822 

Totalbetrag  der  ein- 
gehend. Wechsel   15  loS  397  158, —  Fr.  20486000000, —  Fr.  23588889231,43  Fr. 

Der  Durchschnittsbetrag  der  Wechsel  war  1905  440  Fr.  und 
1906  464  Fr. 

1902  1905  1906 

Zahl  der  Kontokorrent- 
konten 104469  138238  146464 
Depositen    auf 

Kündigung 
(Bonsäecheance)        121  746600, —  Fr.         126016000, —  Fr.         128925500, —  Fr. 

Kassenumsatz  65099296264,01  »     72207346571,39  » 

also  pro  Tag  216997654,21  >          240  691  155,23  » 

was  zwischen   1904  und  1906  eine  Vermehrung  ergibt  von          18  405  541  007,76  » 

also  auf  den  Tag                                                                                            61  351  802,70  v 

I  n  k  a  s  s  i  besorgte  die  Bank 

Zahl    auf  den  Tag   Betrag  in  Fr.  auf  den  Tag  Fr. 

1905  5743864    19  146    2457000399,05    8190001,33 

1906  6778976    22596    2926463044,73    9754876,81 

Die  Vermehrung  zwischen  1904  und  1906  betrug: 

Zahl  Betrag    in  Fr. 

I  704  178  1254884324,60 

auf  den  Tag  5681  4182947,75 

Der  Wechsel  Umsatz  wuchs  im  Geschäftsjahr  1905  um 
1737  Millionen  Fr.  auf  Fr.  20486000000  und  die  einkassierten  Cou- 
pons beliefen  sich  1906  auf  Fr.  711918348,34,  eine  Vermehrung 
von  Fr.  101093211,53  gegenüber  1904. 

Die  Börsenaufträge  beliefen  sich  auf: 

Zahl     auf  den  Tag       Betrag  in  Fr.  auf  den  Tag 

1905  797  394         2657  2555681694,35  8518938,98 

1906  885963  2953  2634876632,13  8782922,10 

Zwischen   1904  und  1906  war  die  Vermehrung: 

Zahl  Betrag  in  Fr. 

244962  747916088,45 

auf  den  Tag  817  2493053,63 
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Die  Zahl  der  Girokonten  wuchs  1906  um  8226  von 
138238  auf  146464. 

Die  Ueberweisungen  betrugen  1906  6350933  183,65  Fr. 

auf  den  Tag  21  169777,27    » 

Vermehrung  gegenüber  1904  i  183  386  968,84    » 

auf  den  Tag  3  944  623,23     >- 

Im  Jahre  1905  schuf  die  Bank  6'j  neue  Niederlassungen. 
Sie  besass  deren  1906  im  ganzen  597,  517  in  den  Departements 
und  80  in  Paris  und  Umgebung,  von  denen  229  Stahlkammern 
haben  und  vermieten. 

Neben  der  einzigen  Auslandsfiliale  in  London  hat  sie  im 
Auslande  Beteiligungen  bei  der  Societe  frangaise  de  Banque  et 
de  Depots,  die  besonders  in  Belgien  arbeitet  und  der  Societe 
Generale  Alsacienne  de  Banque  ,  die  im  Elsass  tätig  ist  und  in 
Russland  die  Bank  du  Nord  mit  5  Millionen  Rubel  Kapital  und 
zahlreichen  Filialen.  Sie  beteiligte  sich  1905  an  allen  grösseren 
Emissionen  und  griff  kräftig  in  die  Liquidation  der  Compagnie 
Panama  ein  in  Vertretung  von  einem  Viertel  aller  Aktionäre. 

Im  Jahre  1906  war  die  Emissionstätigkeit  der  Bank  eine  sehr 
lebhafte;  sie  war  beteiligt  an  der  5^/2  proz.  russischen  Schatzan- 
leihe, an  der  Ausgabe  von  Aktien  des  Credit  Foncier  Argentin, 
von  3^/2proz.  Obligationen  des  Credit  Foncier  Egyptien,  von  Ak- 
tien der  Banque  de  l'Union  Parisienne,  der  5proz.  Anleihe  von, 
Uruguay  in  Gold,  von  Obligationen  der  Compagnie  Generale  de 
Chemins  de  fer  dans  la  province  de  Buenos  Aires,  der  5proz. 
russischen  Anleihe  von  1906,  der  3proz.  algerischen  Anleihe 
von  1906,  der  3^/2  proz.  Obligationen  des  Chemin  de  fer  Metro- 
politain  de  Paris,  der  4proz.  Obligationen  der  Compagnie  des 
Mines  d'Aniche,  der  3  proz.  Obligationen  der  Compagnie  de 
Chemins  de  fer  de  l'Ouest- Algerien,  der  3^/4proz.  Obligationen 
der  Pennsylvania  Company,  von  Aktien  der  Societe  des  Usines 
de  Briansk,  der  3proz.  tunesischen  Anleihe,  von  4proz.  Obliga- 
tionen der  Compagnie  des  Mines  de  Campagnac,  von  Aktien  der 
Banque  de  l'Indo-Chine,  von  4proz.  Obligationen  der  Compagnie 
Generale  Frangaise  de  Tramways,  von  4proz.  Obligationen  der 
Societe  Frangaise  des  Distilleries  de  l'Indo-Chine,  von  4proz. 
Obligationen  der  Papeteries  Gourand,  der  4proz.  Anleihe  der  Re- 
gierung von  Siam,  von  4proz.  Obligationen  der  Compagnie  Gene- 
rale d'Electricite,  von  4proz.  Bons  der  Compagnie  des  Message- 
ries Maritimes  ,  von  4proz.  Obligationen  der  Compagnie  de  Che- 
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mins  de  fer  de  Saint-Etienne,  Firming,  Rive  de  Gier  et  extensions, 
von  4^/2proz.  Obligationen  der  Societe  Meridionale  de  Transport 
de  force,  der  3proz.  Anleihe  der  Kolonie  Madagaskar,  von  Aktien 
der  Banque  du  Nord  sowie  an  der  Auswechselung  von  Kommunal- 
obligationen des  Credit  Foncier  de  France,  an  der  Konversion 
der  Obligations  Ottomanes  de  priorite  4  Proc.  und  an  der  Kon- 
version der  Rente  Italienne. 

Bemerkenswert  ist  an  dieser  Aufstellung  neben  der  grossen 
Zahl  der  Emissionen  die  vielfache  Beihilfe  bei  Aktienemissionen 
kleinerer  Banken,  mit  denen  also  doch  ein  gewisser  Kontakt 
besteht,  und  dann  die  sehr  niedrigen  Zinssätze  der  Kolonialanleihen 
Frankreichs,  die  wahrscheinlich  auf  der  Garantie  des  Mutterlandes 
basieren. 

Die  Zahl  der  Aktionäre  der  Gesellschaft  ist  im  Jahre  1905 
um  7563  angewachsen  auf  44  885  und  beträgt  Ende  1906  57000. 
Zur  Zeit  liegt  die  Leitung  der  Bank  in  den  Händen  eines  Verwal- 
tungsrats mit  12  Mitgliedern  und  eines  Direktors,  unterstützt  von 
4  Vizedirektoren ,  sowie  einem  Generalsekretär.  Die  Geschäfte 
der  Bank  sind  ungefähr  dieselben  wie  die  des  Credit  Lyonnais, 
nur  beschäftigt  sie  sich  ausserdem  recht  lebhaft  mit  der  Grün- 
dungsspekulation, weswegen  ihre  Aktien  wohl  Anfang  1907  nur 
auf  661  Fr.  standen. 

Die  Liquidität  der  Bank  gestaltete  sich  folgendermassen : 
Den  täglich  fälligen  Forderungen : 

1905  1906 

291  152000  Fr.  320925000  Fr. 

440  086  000     »     580  269  000     » 


Depositeneinlagen 
Kontokorrente 

*'/3o   der  Akzepte  und  Tratten   (innerhalb  einer 
Woche  fällig) 


17  225  000 


18  967  000 


insgesamt     748463  coo  Fr,  920  161  000  Fr. 


Stehen  gegenüber: 


1905 


1906 


Kasse  und  Bankeinlagen  ca.  8  bez.  7  Proz.  des 
Bilanzbetrags  und  ca.  13  bez.  11  Proz.  der  täg- 
lich fälligen  Forderungen 

V2  des  Wechselkontos 

Reports 

Koupons  minus  10  Proz. 

Lombarddarlehen  ^)  auf  Wertpapiere  minus  20  Proz.     122  809  000     »     1 19  573  000     » 

Vio  der  Papiere  zum  Inkasso  3623000     »         4359000     » 

Voraussichtlich  täghch  realisierbar  474  743  000  Fr.   562  400  000  Fr. 


95  546  000  Fr. 
190  129  000     » 
47533000     2. 
15  103  000 


99  633  000  Fr. 
262  312  000    » 
63  564  000    » 
12  959  000 


l)  Dieser  Posten  ist  hier  weniger  sicher  als  beim  Credit  Lyonnais,   da  die  Bank 
Gründergeschäfte  betreibt  und  infolgedessen  ihre  eigenen  Papiere  schützen  muss. 
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Innerhalb  einer  Woche  würde  noch  hinzutreten: 

1905  1906 

V2  des  Wechselkontos  minus  20  Proz.                          152  103000  Fr.  209  8 50  000  Fr. 

^/lo  der  Papiere  zum   »Inkasso«                                         18  117  000     »  21796000     » 

50  Proz.   der  Effekten                                                              23  353  000     »  24  579  000     » 

50  Proz.   der  Kontokorrente                                                 129696000     »  152  565000     » 

Beteiligungen  und  Immobilien                                              20  000  000     »  20  000  000     » 


Innerhalb  einer  Woche  realisierbar  343269000  Fr.  428790000  Fr. 

Täglich  realisierbar  474  743  000     »     562  400  000     » 

818  012  000  Fr.  991  190000  Fr. 
Gegenüber  den  Verbindlichkeiten  im  Be- 
trage von  748463000  Fr.   920  161  000  Fr. 

Die  Beurteilung  der  Bilanz  der  Societe  Generale  ist  eine  we- 
sentlich schwierigere  als  der  des  Credit  Lyonnais,  da  infolge  der 
hohen  Beteiligungen  auch  viele  andere  Posten  der  Bilanz  mit 
einem  gewissen  Misstrauen  anzusehen  sind.  Immerhin  hat  die 
Bank  zwei  Dinge,  die  für  sie  sprechen :  Die  weitere  Garantie  von 
150  Millionen  noch  nicht  eingezahlten  Kapitals  und  das  Vorhan- 
densein einer  grösseren  Summe  (126  Millionen)  von  Depositen 
auf  Termin,  die  auf  i  —  5  Jahre  festgelegt  sind.  Diese  Art  von 
Depositen  ist  jedenfalls  ein  ausgezeichneter  Gegenposten  für  die 
in  Gründungen  zeitweilig  festgelegten  Gelder,  obgleich  zu  seiner 
Verzinsung  höhere  Beträge  erforderlich  sind  als  zu  den  Depositen 
auf  Sicht.  Das  Grundprinzip  der  Anlagebanken,  festgelegten  Gel- 
dern auf  längere  Zeit  gesicherte  Einlagen  gegenüberzustellen,  ist 
auf  diese  Weise  gewahrt. 

Seit  Bestehen  hat  die  Bank  an  Gewinnen  verteilt : 


Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1864 

6 

1875 

23.29 

1886 

12,88 

1897 

12.50 

1865 

16,5 

1876 

15.46 

1887 

12,50 

1898 

12,50 

1866 

16,5 

1877 

15,46 

1888 

12,88 

1899 

12,50 

1867 

25 

1878 

15,46 

1889 

12,88 

1900 

13.54 

1868 

31,25 

1879 

18,04 

1890 

12,97 

1901 

13.54 

1869 

31.25 

1880 

20,61 

1891 

13,02 

1902 

14.75 

1870 

12,50 

1881 

23.29 

1892 

12,50 

1903 

14.75 

I87I 

32,50 

18S2 

18,04 

1893 

12,50 

1904 

15,00 

1872 

30,00 

1883 

12,88 

1894 

12,50 

1905 

15,00 

1873 

22,50 

1S84 

12,88 

1895 

12,50 

1906 

15.50 

1S74 

25,7 

18S5 

12,88 

1896 

12,50 

Auch  bei  dieser  Bank  ist,  trotz  ihrer  Finanzbeteiligungen, 
ein  recht  gleichbleibender  Gewinn  verteilt  worden,  und  man  darf 
daraus  wohl  auf  die  verhältnismässige  Sicherheit  ihrer  Effekten 
schliessen. 

5.   Die  Societe  Generale    de  Credit  Industriel  et 

Commercial. 

Diese  Bank   trat  im  Jahre  1859  als  ein  Konkurrenzunterneh- 
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men  des  damals  noch  auf  der  Höhe  stehenden  Credit  Mobilier 
ins  Leben.  Sie  machte  all  die  Auf-  und  Abbewegungen  des 
wirtschaftlichen  Lebens  mit,  gleich  den  anderen  Grossbanken, 
ohne  jedoch  jemals  einem  direkten  Zusammenbruch  wie  das  Com- 
ptoir  National  d'Escompte  ausgesetzt  gewesen  zu  sein.  Eine 
Eigenart  hat  sie  sich  dabei  imme^r  bewahrt,  sie  hat  ihr  Filialen- 
netz nie  die  Grenzen  von  Paris  überschreiten  lassen. 

An  der  Bilanz  für  1906  ist  zu  bemerken^  dass  der  Kassa- 
bestand etwas  weniger  als  7  Proz.  der  Bilanzsumme  und  13  Proz. 
der  täglich  fälligen  P'orderungen  beträgt.  Das  Wechselkonto  ist 
ziemlich  hoch  und  die  Lombarddarlehen  sind  seit  1904  um  ca. 
28^2  Millionen  Fr.  gewachsen,  während  die  Kontokorrentkredite 
bei  einer  sehr  niedrigen  Ziffer  stehen  geblieben  sind.  Das  unter 
den  Passiven  mit  100  Millionen  Fr.  angeführte  Kapital  ist  nur  zu 
einem  Viertel  eingezahlt,  obwohl  der  Gesamtbetrag  natürlich  zur 
Garantie  der  Einlagen  dient. 

Bei  den  Depositeneinlagen  wird  zwar  zwischen  solchen  auf 
Sicht  und  auf  Kündigung  unterschieden;  doch  hat  diese  Bank, 
als  einzige  unter  allen,  nie  die  sogenannten  »Bons  ä  echeance«, 
die  den  Schatzscheinen  ähnlich  sind,  ausgegeben. 

Die  unter  Akzeptkonto  sowohl  im  Kredit  als  auch  im  Debet 
verzeichneten  Posten  gleichen  sich  fast  vollständig  aus. 

Das  Bild  der  Liquidität  der  Bank  ist  folgendes: 

Täglich  fällige  Forderungen :  1905  1906 

Depositen  auf  Sicht  57  839  000  Fr.  58  539  000  Fr. 
^/lo  der  Depositen   auf  Kündigung,    innerhalb   der 

ersten  Woche  fällig  21  677  000     »  25  068  000     » 

Kontokorrente  89159000     »  125279000     » 


168675000  Fr.  20S  SS6  000  Fr. 

Dem  stehen  gegenüber  sofort  realisierbar : 

1905  1906 

Kasse  und  Bankeinlagen                                                      19  941  000  Fr.  24  113  000  Fr. 

1/2   des  Wechselkontos                                                            51  161  000     »  65072000  » 

Koupons  10  Proz.                                                                        2965000     »  3  120000  » 

Reports                                                                                    28968000    »  26060000     » 

Lombarddarlehen  10  Proz.                                                     34  312  000     »  56  416  000  » 

Voraussichtlich  täglich  realisierbar:                             137  347  000  Fr.  174  781  000  Fr. 

Innerhalb  einer  Woche  treten  hinzu : 

1/2  des  Wechselkontos  minus  20  Proz.                            40  929  000  Fr.  53  058  000  Fr- 

1/2  der  Renten,  Aktien  und  Obligationen                           3  717  000     »  3  410  000  » 

V2  der  Kontokorrente                                                                9  989  000     »  5  549  000  » 

Y2  der  Immobilien                                                                  2  000  000     »  2  000  000  » 


Innerhalb  einer  Woche  realisierbar:  56635000  Fr.     63  017  000  Fr. 

Täglich  realisierbar:  137347000     s     174  781  000     » 


193982000  Fr.  237798000  Fr. 
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Ausserdem  bestand  1905  beim  Credit  Industriel  noch  die  wei- 
tere Garantie  von  60  Millionen  aussenstehenden  Aktienkapitals, 
seit  1906,  infolge  Kapitalserhöhung  auf  1 00  Millionen,  75  Millionen. 
Die  hier  mit  Geschick  angewandte  Methode  des  nur  zu  ein  Viertel 
eingezahlten  Aktienkapitals  gibt  einerseits  den  Aktionären  hohe 
Gewinne  auf  verhältnismässig  niedrige  Kapitaleinlagen,  andrerseits 
den  Deponenten  eine  erhöhte  Sicherheit  für  ihre  Gelder.  Die 
Kehrseite  für  die  Aktionäre  ist  allerdings  die  Möglichkeit  einer 
unerwarteten  Nachforderung,  welche  ihnen  empfindliche  Verluste 
bringen  kann. 

6.  Kleinere  Aktienbanken. 

Die  vorstehend  näher  charakterisierten  Aktienbanken  sind  die 
grössten  und  bekanntesten  Frankreichs.  Um  jedoch  das  Bild  so 
vollständig  als  möglich  zu  machen,  sollen  noch  einige  Angaben, 
besonders  über  den  heutigen  Stand  mehrerer  Gesellschaften  von 
minderer  Bedeutung  gemacht  w'erden.  Es  sind  dies  die  Banque 
de  Paris  et  des  Pays-Bas,  die  Banque  frangaise  pour  le  Commerce 
et  rindustrie,  die  Banque  de  l'Union  Parisienne  und  die  Banque 
Privee,  Industrielle,  Commerciale,  Coloniale.  Lyon-Marseille. 

A.  Die  Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas  wurde  am 
27.  Januar  1872  durch  die  Verschmelzung  der  Bank  von  Paris 
und  der  Kreditgesellschaft  der  Niederlande  geschaffen.  Das  Grund- 
kapital betrug  62  500  000  Fr.  in  Aktien  ä  500  Fr.,  die  vollständig 
eingezahlt  wurden. 

Der  Sitz  der  Bank  ist  in  Paris;  Filialen  hat  sie  in  Amster- 
dam, Brüssel  und  Genf.  Sie  befasst  sich  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung,  in  Frankreich  oder  im  Auslande,  mit  allen  Arten  von 
Finanz-,  Industrie-,  Handels-  und  Immobiliarbankgeschäften  und 
wird  geleitet  von  einem  Verwaltungsrat  mit  5 — 12  Mitgliedern, 
neben  denen  2 — 4  Kontrolleure  den  Gang  der  Geschäfte  über- 
wachen. Von  dem  Reingewinne  sind  zu  verteilen :  5  Proz.  an 
den  Reservefonds,  bis  dieser  ein  Zehntel  des  Gesellschaftskapi- 
tals erreicht  hat,  und  eine  Dividende  von  5  Proz.,  sowie  die  Ueber- 
weisung  eines  durch  Generalversammlungsbeschluss  zu  bestimmen- 
den Betrages  an  einen  eventuellen  zweiten  Reservefonds.  Der 
dann  noch  verbleibende  Rest  geht  zu  10  Proz.  als  Tantieme  an 
die  Direktion  und  zu  90  Proz.  an  die  Aktionäre. 

Die  tatsächUch  verteilten  Dividenden  betrugen : 
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1  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 

Fr. 

Im  Jahre 

Fr. 

1872 

60 

1881 

60 

1891 

30 

1899 

55 

1873 

50 

1882 

60 

1892 

30 

1900 

50 

1874 

50 

1883 

50 

1893 

30 

1901 

50 

1875 

50 

1884 

35 

1894 

35 

1902 

50 

1876 

30 

1885 

30 

1895 

40 

1903 

50 

1877 

40 

1886 

35 

1896 

45 

1904 

50 

1878 

50 

1888 

40 

1897 

45 

1905 

60 

1879 

60 

1889 

40 

'       1898 

50 

1906 

60 

1880 

80 

1890 

45 

Im  ganzen  verdiente  die  Bank  während  der  ersten  25  Jahre 
ihres  Bestehens  bis  Januar  1897 

199454875,24  Fr. 
Davon  ab  Gesamtunkosten       39  377  241,40     » 

160077633,84  =    10V4  Proz. 

Gewinn  pro   Jahr.     Diese  Summe  wurde  wie  folgt  verteilt: 

Dividende  (Durchschnitt  S^/i  Proz.)  und  Tantieme  136875000, —  Fr. 

Reservefonds  6  250  000, —  Fr. 

Extrareservefonds  12000000, —     » 

Verluste                                                     4952633,84     »  23  202  633,84  Fr. 


160077  633,84  Fr. 

Die  Bank  ist  ganz  besonders  dem  Emissions-  und  Gründer- 
geschäft gewidmet.  Sie  beteiligte  sich  z.  B.  1905  an  folgenden 
Gesellschaften:  Compagnie  frangaise  des  Chemins  de  fer  de  la 
province  de  Santa  Fe,  Compagnie  Generale  des  Chemins  de  fer 
de  la  province  de  Buenos  Aires,  Compagnie  Generale  des  Che- 
mins de  fer  Peking-Hankeou,  Banque  generale  de  Bulgarie,  Mar- 
morosch,  Blank  u,  Co.,  Bukarest.  Im  Jahre  1906  war  sie  betei- 
ligt an  der  Emission  der  russischen  5proz.  Anleihe  von  2250  Mil- 
lionen Fr. ,  an  der  Begebung  von  267  Millionen  Fr.  russischer 
Schatzscheine,  am  Konsortium  zur  Umwandlung  der  5proz.  ita- 
lienischen Rente,  an  der  Emission  der  5proz.  Anleihe  von  Uru- 
guay,  an  der  Ausgabe  s^/^proz.  Obligationen  der  Pennsylvania  Co. 

Bei  der  auf  Grund  des  Vertrages  von  Algeciras  gegründeten 
Staatsbank  von  Marokko  hat  die  Bank  den  französischen  Kapital- 
anteil übernommen,  und  ihr  Vizepräsident  wurde  zum  Präsidenten 
dieser  Staatsbank  ernannt.  An  der  Emission  der  5proz.  Marokko- 
anleihe war  sie  ebenfalls  beteiligt. 

Mit  der  Societe  Generale  pour  favoriser  le  developpement 
du  commerce  et  de  l'industrie  steht  die  Bank  in  vertraglicher 
Vereinigung. 

Die  Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas  veröffentlicht  als  einzige 
ein  Gewinn-  und  Verlustkonto,  welches  die  folgenden  Posten 
enthält: 
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1905  1906 

Gewinne  aus  Kommissionen  4478781,11  Fr.       6832230,05  Fr. 

Gewinne  aus  Zinsen  5  401  262,45  »   | 

Gewinne  aus  Reports  i  305  690,48  »    )      ^       ^  ^T^fib 

Gewinne  aus  Effekten  8  922  906,92     » 

Abschreibung  auf  Immobilien  i  0S8  000, —  » 

Abschreibung  auf  Generalunkosten  2  792790,11  » 

Reingewinn  des  Geschäftsjahres  10804882,65  »        22678778,73     » 

Nach  Verteilung  der  vorgeschlagenen  Dividende  von  60  Fr. 
=  12  Proz.  verbleibt  1905  ein  Saldo  auf  Gewinn-  und  Verlust- 
konto von  Fr.  9951519,89.  Für  1906  beträgt  der  sehr  hohe  Rein- 
gewinn Fr.  22678778,73,  aus  dem  60  Fr.  =  12  Proz.  Dividende 
verteilt  wurden,  während  15  Millionen  einem  Extrareservefonds 
zufliessen,  so  dass  Ende  1906  die  Gesamtreserven,  einschliesslich 
der  Emissionsprämie  auf  eine  Kapitalerhöhung,  Fr.  73444187,47 
d.  i.  98  Proz.  des  Grundkapitals  betragen.  Derartig  hohe  Re- 
serven ermöglichen  es  der  Bank,  auch  kritische  Zeiten  ungefährdet 
zu  überstehen,  und  ihr  Beispiel  wäre  zur  Nachahmung  allen  Spe- 
kulationsbanken zu  empfehlen,  da  ja  gleichzeitig  damit  auch  eine 
Stabilisierung  der  Dividenden  und  der  Aktienkurse  eintritt.  Jeden- 
falls darf  man  die  Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas  als  eine 
prosperierende  Spekulationsbank  bezeichnen. 

B.  Die  Banque  de  l'Union  Parisien  ne  befasst  sich 
gleich  der  Banque  de  Paris  et  des  Pays-Bas  hauptsächlich  mit 
Emissions-  und  Gründergeschäften.  Vereinigt  mit  letzterer  und 
der  Societe  Generale  de  Belgique  gründete  sie  1905  die  Com- 
pagnie  des  Chemins  de  fer  dans  la  province  de  Buenos  Aires 
mit  36  Millionen  Fr.  Kapital  und  einem  Bahnnetz  von  1800  km 
Länge;  allein  gründete  sie  die  Banque  Hypothecaire  Franco-Ar- 
gentine  im  Anschluss  an  die  bereits  bestehende  Societe  Hypo- 
thecaire Belge-Americaine,  und  sie  brachte  bereits  1905  etwa 
25000  4proz.  Obligationen  zu  günstigen  Bedingungen  in  Frank- 
reich unter.  Daneben  hat  die  Bank  dem  argentinischen  Finanz- 
ministerium ein  Darlehen  von  37^'2  Millionen  Fr.,  gegen  472proz. 
Schatzscheine  mit  6  Monaten  Laufzeit,  gemacht,  und  diese  Scheine 
haben  in  Europa  Absatz  gefunden. 

In  Gemeinschaft  mit  Speyer  u.  Co.,  sowie  Iselin  jr.  u.  Co. 
in  New-York  gründete  sie  die  Societe  Financiere  Franco-Ameri- 
caine  mit  50  Millionen  Kapital,  von  dem  ein  Viertel  eingezahlt 
wurde,  mit  der  Berechtigung  zur  Ausgabe  von  Obligationen  bis 
zur  doppelten  Höhe  ihres  Grundkapitals.     Der  Gegenwert  dieser 
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Obligationen  soll  in  sorgfältig  ausgewählten  amerikanischen  Pa- 
pieren angelegt  werden. 

Die  Bank  war  ferner  1905  beteiligt  bei  der  Kapitalerhöhung 
der  Banque  Centrale  de  Mexique,  welche  ungefähr  20  kleinere 
Banken  kontrolliert,  von  10  Millionen  Dollar  auf  21  Millionen,  der 
Banque  de  l'Etat  de  Guanajuato  von  i  Million  Dollar  auf  3  Mil- 
lionen, der  Banque  de  l'Etat  de  Mexico  von  1,5  Millionen  Dollar 
auf  3  Millionen.  Der  Stadt  Bahia  verschaffte  sie  mittels  Emission 
25  Millionen  Fr.  zum  Bau  einer  Wasserleitung  nebst  Kanalisation. 
In  Griechenland  und  Aegypten  arbeitet  sie  in  Verbindung  mit  der 
Banque  d'Athenes  und  mit  ihrer  Hilfe  und  derjenigen  eines  eng- 
lischen Syndikats  wurde  die  Societe  privilegiee  pour  favoriser  la 
production  et  le  Commerce  du  Raisin  de  Corinthe  gegründet. 
Sie  selbst  hat  ihr  Grundkapital  1905  von  40  auf  60  Millionen  er- 
höht, doch  sind  davon  15  Millionen  erst  im  Laufe  des  Jahres 
1906  eingezahlt  worden. 

Das  Jahr  1905  schliesst  mit  einem  Gewinn  von  Fr.  5488844,57 
ab,  und  nach  Abschreibung  der  Verluste  anlässlich  der  Liqui- 
dation von  Hy.  Say  u.  Cie.  (Fr.  1006388,95)  verblieb  ein  Rein- 
gewinn von  Fr.  4482455,56,  aus  welchem  eine  Dividende  von 
35   Fr.  =  7  Proz.  verteilt  wurde. 

Das  Geschäftsjahr  1906  brachte  eine  Dividende  von  40  Fr. 
=  8  Proz.  Die  Bank  beteiligte  sich  an  allen  grösseren  Emissio- 
nen, darunter  besonders  der  russischen  Anleihe  von  1906,  an  der 
Konversion  der  Obligations  ottomanes  de  priorite  4  Proz.  von 
1890  und  der  Konversion  der  italienischen  Rente.  Weiter  sind 
hier  zu  nennen  die  3^/2proz.  schwedische  Anleihe  von  1906,  die 
Aktien  der  Banque  du  Nord  in  St.  Petersburg,  der  Providence 
Russe,  einer  metallurgischen  Gesellschaft,  der  Internationalen 
Kohlenbergwerks-Aktiengesellschaft,  in  Gemeinschaft  mit  dem 
A.  Schaafhausenschen  Bankverein  und  der  Internationalen  Bohr- 
gesellschaft, der  Regatul  Roman,  einer  Petroleumgesellschaft  in 
Rumänien,  der  Banque  commerciale  Roumaine  in  Bukarest,  der 
Banque  d'Athenes,  der  Societe  financiere  et  commerciale  Franco- 
Bresilienne,  der  Compagnie  pour  les  tramways  et  l'eclairage 
electriques  de  la  concession  frangaise  de  Shanghai  und  der  So- 
ciete du  Chemin  de  fer  du  Bas  Congo.  Die  Liquidation  Henry 
Say  u.  Co.  ist  durch  eine  Sanierung  beendet  worden,  und  der 
Bank  flössen  aus  voll  abgeschriebenen  Guthaben  Fr.  363  946 
wieder  zu. 
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Der  Rohgewinn  des  Jahres  1906  im  Betrage  von  Fr.  8435  681,10 
stammte  aus  den  folgenden  Quellen  : 

Zinsen,   Diskont  und  Reports  3468515,81   Fr. 

Effekten   und  Finanzbeteiligungen  2  840  774,44     » 

Kommissions-,   Wechsler-  u.  andere  Geschäfte     2126390,85     » 

Auf  den  Versuch,  die  Liquidität  dieser  Bank  annähernd  zu 
bestimmen,  wird  man  verzichten  müssen,  da  bei  der  spekulativen 
Richtung  der  Geschäfte  eine  richtige  Beurteilung  fast  immöglich 
ist.  Es  sind  allein  in  Renten,  Obligationen,  Aktien  und  Finanz- 
beteiligungen 33,  bez.  38  Millionen  Fr.  angelegt,  und  was  sich 
unter  Wechselkonto,  Lombarddarlehen,  Reports  und  Kontokor- 
renten bei  Spekulationsbanken  birgt,  ist  naturgemäss  in  Bezug 
auf  inneren  Wert  stark  von  den  Geschäften  der  Bank  beeinflusst. 
Ali  die  vorgenannten  Konten  werden  mehr  oder  weniger  durch 
die  Verbindungen  mit  den  eigenen  Gründungen  der  Bank  ent- 
standen sein,  und  das  Fehlen  von  Depositen  lässt  darauf  schlies- 
sen,  dass  dieser  Anteil  ein  techt  hoher  ist. 

Auch  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  bestätigt  die  stark  spe- 
kulative Art  der  Geschäfte.  1905  entsprang  ungefähr  die  Hälfte 
der  Gewinne  den  Effektengeschäften  und  Finanzbeteiligungen,  und 
man  darf  annehmen,  dass  auch  ein  ziemlicher  Teil  der  anderen 
Gewinne  aus  der  nämlichen  Quelle  stammte. 

C.  Die  Banque  Frangaise  pour  le  Commerce 
et  r  I  n  d  u  s  t  r  i  e  schliesst  ihr  Geschäftsjahr  mit  dem  31.  Juli  ab. 
Der  Geschäftsbericht  für  das  Jahr  1905/6  enthält  folgende  Mit- 
teilungen: 

Der  Totalbetrag  der  Bilanz  war  1904  112  Millionen,  1905 
149  Millionen  und  1906  168  Millionen  Fr.  Die  Bank  beteiligte 
sich  an  der  Emission  der  3proz.  indo- chinesischen  Anleihe, 
der  5  proz.  russischen  und  der  4proz.  japanischen  Anleihe,  an 
der  Konversion  der  italienischen  und  türkischen  Renten  etc. 
Mit  der  argentinischen  Regierung  trat  sie  in  Verbindung  durch 
Uebernahme  von  50  Millionen  Fr.  Tratten,  die  inzwischen  richtig 
eingingen.  Im  Verein  mit  anderen  in-  und  ausländischen  Banken 
gründete  sie  die  Banque  de  Havane  mit  I2\'2  Millionen  Fr.  Ka- 
pital und  dem  Sitz  in  Havanna,  wo  die  Bank  auch  im  Aufsichts- 
rat vertreten  ist.  Aus  dem  Zusammenbruch  der  Zuckerfirma 
Henry  Say  u.  Co.  besass  die  Bank  1905  ungefähr  eine  Million 
zweifelhafte  Tratten,  die  von  der  Societe  Generale  des  Sucreries 
et  de  la  Raffinerie  d'Egypte  akzeptiert  waren.     Sie    hatte  diesen 
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Posten  bereits  1905  voll  abgeschrieben  und  hat  in  der  Zwischen- 
zeit 418000  Fr.  in  bar  und  3508  Vorzugsaktien  der  obengenann- 
ten Gesellschaft  erhalten.  Es  gelang  der  Bank,  einen  grossen 
Teil  der  Aktien  der  Compagnie  Frangaise  de  Mines  d'Or  de 
l'Afrique  du  Sud  abzustossen  und  dadurch  einen  gefürchteten 
Verlust  zu  verringern.     In  der  Bilanz  enthalten 

das  Wechselkonto  39156872,72  Fr. 

das  Effektenkonlo  20  755  642,58     » 

das  Finanzbeteiligungskonto  8400715,65     » 

Diese  Posten  charakterisieren  die  Bank  gleich  der  Banque 
de  rUnion  Parisienne  als  reine  Spekulationsbank.  Die  Prüfung 
der  Liquidität,  ohne  Einsicht  in  die  Geschäftsbücher,  ist  auch  hier 
eine  Unmöglichkeit,  und  selbst  an  Hand  der  Einzelheiten  würde 
sie  nur  für  einen  Augenblick  Geltung  haben,  da  sich  der  Stand 
der  Effekten  jeden  Augenblick  verändert.  Jedenfalls  ist  auch 
diese  Bank  unter  die  reinen  Spekulations-  oder  Anlagebanken  zu 
rechnen. 

D.  Die  Banque  Privee,  Industrielle,  Commer- 
ciale,  Coloniale.  Lyon-Marseille  ist  der  Typus  einer 
Provinzbank;  doch  sah  auch  sie  sich  1905  veranlasst,  eine  Finanz- 
kommission in  Paris  zu  gründen,  um  in  steter  Fühlung  mit  die- 
sem Zentralpunkte  des  nationalen  Lebens  zu  bleiben, 

Sie  hat  in  den  letzten  Jahren  einen  bemerkenswerten  Auf- 
schwung zu  verzeichnen;  denn  die  Depositen  vermehrten  sich  von 
II  Millionen  im  Jahre  1901  auf  35  Millionen  im  Jahre  1906,  der 
Bruttogewinn  von  1,3  Millionen  auf  2,116  Millionen  im  Jahre  1905, 
der  Reingewinn  von  584000  Fr.  auf  802536.74  Fr.  im  Jahre  1906. 
Im  Laufe  des  Jahres  1906  wurde  eine  Verdoppelung  des  Gesell- 
schaftskapitals auf  20  Millionen  Fr.  unternommen;  doch  ist  die- 
selbe noch  nicht  vollendet,  da  noch  ungefähr  7  Millionen  Fr.  aus- 
stehen. Für  das  Jahr  1905  wurde  eine  Dividende  von  22,5  Fr. 
=  4^/2  Proz.  verteilt  und  für   1906  25  Fr.  =   5   Proz. 

Die  nachstehende  Tabelle  veranschaulicht  die  Entwicklung 
während  der  letzten  sechs  Jahre: 

Umsatz  Rohgewinn   in   Fr.     Reingewinn  in  Fr. 

1901  727000000,—  1337108,52  584439,15 

1902  818814087,22  1315022,70  606557,97 

1903  I  010  990  092  07  1492406,34  610161,28 

1904  1009149222,53  1762022,95  651433,86 

1905  I  150248869,07  2116990,98  703350165 
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Dividenden  Fr.        Reserven  Fr.  Depositen  Fr.  Bilanzsumme  Fr. 

1901  400000  794551,34  11568417,04  27190223,14 

1902  400000  823773,79  14934277,60  30625616,86 

1903  400000  801909,25  17214270,10  33726496,24 

1904  400000  882409,25  23581815,78  42174640,59 

1905  450000  1000826,44  28265717, —  48208736, — 

1906  537536  1100993,97  35928842,83  70766884,21 

Nach  dem  Inhalt  der  Bilanz  könnte  man  sich  diese  Bank 
wohl  als  Filiale  einer  der  Grossbanken  denken ;  denn  neben  dem 
Hauptgeschäft  der  Aufnahme  von  Depositen  und  Kontokorrent- 
einlagen, denen  das  Wechselkonto  und  Kontokorrentkredite  ge- 
genüber stehen,  ist  auch  ein  Betrag  von  3  Millionen  Fr.  in  wahr- 
scheinlich lokalen  Aktien  und  Obligationen  investiert.  Bemerkens- 
wert ist  noch  der  verhältnismässig  hohe  Betrag  von  Lombard- 
darlehen auf  Waren  und  Darlehen  auf  Bürgschaften. 

Im  allgemeinen  scheint  diese  Bank  einen  begrenzten  Bezirk 
mit  verhältnismässig  risikoschwachem  Kredit  zu  versorgen,  indem 
sie  auf  die  Umlaufsgeschäfte  das  Hauptgewicht  legt. 

II.   Die  Gesamtentwicklung. 

Nachdem  in  vorstehendem  die  Entwicklungsgeschichte  und 
der  heutige  Stand  der  bekanntesten  französischen  Aktienbanken 
gegeben  wurde,  wird  es  gut  sein,  den  Aufschwung  der  ersten 
vier  Grossbanken  zusammenfassend  zu  betrachten. 

Diese  vier  Banken : 

1.  Der  Credit  Lyonnais, 

2.  Das  Comptoir  National  d'Escompte, 

3.  Die  Societe  Generale  pour  favoriser  le  developpement  du 
cornmerce  et  de  l'industrie, 

4.  Die  Societe  Generale  de  Credit  industriel  et  commercial, 
haben  sämtlich  innerhalb  der  letzten  zehn  Jahre  das  Bedürfnis 
gefühlt,  ihre  Grundkapitalien  zu  vermehren.  Im  Jahre  1900  war 
es  der  Credit  Lyonnais,  1903  die  Societe  Generale,  1905  der  Credit 
industriel  et  commercial,  1906  von  neuem  die  Societe  Generale, 
und  dabei  brachten  günstige  Emissionskurse  gewöhnlich  eine 
gleichzeitige  Verstärkung  der  Reserven. 

Die  Grundkapitalien  der  obigen  vier  Gesellschaften  sind  ge- 
wachsen von  360  Millionen  Fr.  im  Jahre  1880  auf  420  Millionen 
Fr.  im  Jahre  1889,  520  Millionen  Fr.  im  Jahre  1899,  680  Mil- 
lionen Fr.  im  Jahre  1903,  730  Millionen  Fr.  im  Jahre  1905 
und    800    Millionen    im    Jahre    1906,    wobei    allerdings    für    nicht 
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voll  eingezahlte  Beträge  eine  gewisse  Summe  zu  kürzen  ist. 
Dieselbe  beträgt  z.  B.  für  1906  V2  des  Kapitals  der  Societe 
Generale  pour  favoriser  le  developpement  du  commerce  et 
de  l'industrie  mit  150  Millionen  Fr.  und  ^/^  des  Kapitals  der 
Societe  Generale  de  Credit  industriel  et  commercial  mit  75 
Millionen  Fr.  —  im  ganzen  225  Millionen  Fr.,  was  ein  voll- 
eingezahltes Kapital  von  575  Millionen  Fr.  ergibt,  während  na- 
türlich auch  die  nichteingezahlten  Kapitalien  den  Garantiemitteln 
zuzuzählen  sind. 

Die  Reserven  der  vier  Gesellschaften  beliefen  sich  auf: 
Im  Jahre  Millionen  Fr.  Im  Jahre  Millionen  Fr. 


1880 

70 

1903 

140 

1889 

67 

1905 

155 

1899 

94 

1906 

171 

Auch  hier  ist  eine  stattliche  Zunahme  von  loi  Millionen  Fr. 
zu  verzeichnen. 

Für  die  Bemessung  des  Verhältnisses  der  eigenen  zu  den 
fremden  Mitteln  hat  man  stets  als  Norm  das  teilweise  statutarisch 
vorgeschriebene  Verhältnis  von  i  :  6  benutzt.  Der  Durchschnitt 
der  Jahre  1898 — 1903  stellte  sich  wie  19:  81,  und  1906  zeigten  die 
Bilanzen  die  folgenden  Angaben: 

Eigene  Gelder    Geliehene  Gelder 
Millionen  Fr.         Millionen  Fr. 
Credit  Lyonnais  350  1788 

Comptoir  National  d'Escompte  169  1017 

Societe  Generale  187  1030 

Credit  Industriel  40  225 

746  4060 

Dazu  noch  nicht  eingezahltes  Aktienkapital  225 

971 

Die  Beschaffung  von  Geldern,  ausser  den  Grundkapitalien, 
erfolgt  bei  den  französischen  Aktienbanken  durch  die  Annahme 
von  Depositen  und  Kontokorrenteinlagen.  Ein  wesentlicher  Un- 
terschied zwischen  den  letzteren  und  den  stets  fälligen  Depositen 
ist  nicht  vorhanden,  und  so  wird  es  gut  sein,  die  beiden  ver- 
einigt den  Depositen  auf  Termin  entgegenzustellen. 

Diese  Depositen  auf  Termin  sind  den  französischen  Banken 
eigentümlich ;  denn  die  Deponenten  erhalten  für  ihre  Kapitalien 
sogenannte  »Bons  ä  echeance«,  die  nach  3  Monaten  bis  5  Jahren 
verfallen,  und  auf  die  ein  nach  der  Länge  der  Laufzeit  abgestuf- 
ter Zinsfuss  gezahlt  wird.  Diese  Bons  sind  natürlich  nur  nach 
Verfall  zahlbar  und  können  übertrafen  werden.    Der  Zinsfuss  be- 
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trägt  bei  einer  Laufzeit  von  4 — 5  Jahren  3^/2  Proz.,  von  2 — 4 
Jahren  2^/2  Proz.  und  von  i — 2  Jahren  2  Proz.,  gegenüber  ^2 — i 
Proz.  für  stets  fällige  Einlagen. 

So  festgelegte  Depositen  sind  ein  ausgezeichnetes  Mittel  als 
Gegenposten  für  bei  Gründungen  oder  Beteiligungen  festgelegte 
Kapitalien  zu  dienen,  und  man  findet  sie  deshalb  in  ziemlich 
hohen  Beträgen,  z.  B.  bei  der  Societe  Generale.  Für  Banken, 
deren  Liquidität  dagegen  allen  Ansprüchen  genügt,  wie  die  des 
Credit  Lyonnais,  ist  es  natürlich  vorteilhafter,  mit  Depositen  auf 
Sicht,  für  die  ein  sehr  geringer  Zins  gezahlt  wird,  zu  arbeiten. 
1899  hatte  das  Comptoir  National  d'Escompte  für  69  Millionen 
Bons  ä  echeance  und  273  Millionen  stets  fällige  Depositen,  und 
im  gleichen  Jahre  besass  die  Societe  Generale  von  ersteren  119 
Millionen  und  von  letzteren  209  Millionen  Fr. 

Der  Credit  Lyonnais  besass : 

Im  Jahre 

1879 
1893 
1899 
1905 
1906 

Die  wachsende  Bevorzugung  der  stets  fälligen  Depositen  ist 
eine  Folge  der  immer  schärfer  werdenden  Konkurrenz  der  Gross- 
banken bei  dem  Diskontieren  von  Wechseln  und  der  daraus  fol- 
genden Abnahme  des  Diskontsatzes,  sodass  sich  der  Credit  Lyon- 
nais, der  ja  keine  Gründeranlagen  zu  decken  hat,  dieses  Mittels 
bedient,  um  den  Ausfall  wett  zu  machen.  Auch  das  volkswirt- 
schaftlich wünschenswerteste,  die  Beschleunigung  und  Vergrösse- 
rung  des  Umsatzes,  dient  seit  langem  diesem  Zwecke. 

Der  Credit  industriel  verzeichnet  zwar  in  seinen  Bilanzen 
Einlagen  auf  Kündigung ;  doch  hat  er  keine  Bons  ä  echeance 
ausgegeben,  und  es  fehlt  an  Angaben  über  die  durchschnittliche 
Kündigungsfrist.     Eine  Statistik  der  Einlagen  ergibt  für  1905: 

Grundkapital    Reserven  Einl.  auf  Sicht  Bonsä  Auf  Kün- 
(Mill.  Fr.)      (in  Taus.)      (Mill.  Fr.)     echean.    digung 


3ons  k  echeance 
(Milhonen  Fr.) 

Depositen  auf  Sicht 
(Millionen  Fr.) 

79 
128 

118 
313 

34 
34 

433 
1562")    (einschliesslich  der 

27 

1761)  Kontokorrenteinlagen' 

I. 

Credit  Lyonnais 

250 

100  000 

I  562 

34 

— 

2. 

Comptoir  Nat.  d'Escompte 

150 

18  710 

839 

63 

— 

3. 

Societe   Generale 

250 

26303 

731 

126 

— 

4- 

Credit  Industriel  et  Com- 

* 

mercial 

So 

10  000 

147 

— 

36 

5. 

Banque  frangaise   p.  1.  C. 

et  rind. 

60 

451 

48 

— 

18 
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Banque    de    l'Union   Pari- 

sienne 

Credit  Mobilier  Frangais 

Banque  Privee  Ind.,Comm. , 

Colon.,  Lyon-Marseille 


Grundkapital 
(Mill.   Fr.) 

60 

25 


Reserven  Einl.  auf  Sicht    Bons  ä  AufKiin- 
(in  Tau«;.)     (Mill.  Fr.)      echeance  digung 


10  141 
2  665 


64 
6 
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Bons  ä  echeance 
Auf  Kündigung  ohne  Angabe  der  Frist 
Insgesamt  geliehene  Gelder 


3427 

225 

54 


225 


54 


3  706  Millionen  Fr. 


Diesen 

creeenüber : 


3706    Millionen    Fr.    stehen    die    folgenden    Anlagen 


Kasse 

Cou- 

Wech- 

Konto- 
kor- 
rente 

In- 

Lombard- 

Re- 

Effek- 

Immo- 

Finanzbe- 

pons 

sel 

kasso 

darlehen 

ports 

ten 

bilien 

teiligungen 

I-  I7i>5 

— 

1030 

535.6 

— 

271 

124 

5,4 

37 

— 

2.  103,0 

— 

547,2 

115 

57,6 

133,8 

63,5 

14,2 

11,3 

7,5 

3.     95,5 

16,8 

380,3 

259,4 

36,2 

153,5 

47,5 

46,7 

16,9 

65,0 

4.     i9>9 

3,3 

102,3 

12,0 

— 

38,1 

29 

7,4 

4 

— 

5-       S,5 

— 

39,2 

6,3 

— 

16,3 

35,7 

20,8 

2,2 

8,4 

6.       7,5 

0,4 

31,8 

68,5 

— 

5,4 

20,8 

24,2 

2,6 

8,8 

7.       7,3 

— 

2,0 

1,3 

— 

— 

13,9 

6,7 

1,5 

2,5 

8.       3  9 

0,3 

15,4 

15,7 

— 

3,5 

2,0 

3,0 

— 

— 

417,1 

20,8 

2148,2 

1013,8 

93,8 

621,6 

336,4 

128,4 

75-5 

92,2 

Für  1906  gestaltete  sich  die  gleiche  Statistik  folgendermassen  : 
Einladen  fremder  Gelder: 


Grund- 

Reserven 

Einlagen 

auf 

Bons 

auf  Kündi- 

kapital 

(in  Tau- 

Sicht 

ä 

echeance 

giing 

(Millionen) 

senden) 

(Millionen)     Millionen 

Millionen 

I. 

Credit  Lyonnais 

250 

1 00  000 

I  761 

27 

— 

2. 

ComptoirNatl.  d'Escompte 

150 

19  290 

953 

64 

— 

3- 

Societe  Generale 

300 

36727 

901 

129 

— 

4- 

Credit  Industriel 

100 

15  000 

184 

— 

42 

S- 

Banque    Frangaise    p.    1. 

Comm.  et  l'Ind. 

60 

451 

48 

— 

18 

6. 

Banque    de   l'Union  Pari- 

sienne 

60 

10365 

72 

— 

— 

7. 

Credit  Mobilier  Fran^ais 

25 

2  665 

6 

— 

— 

8. 

Banque  Privee,    L,   C.  C. 

Lyon-Marseille 

20 

I   lOI 

38 

3 

— 

965 

185  599 

3963 

Mill. 

223 

60 

Bons 

ä  echeance 

223 

» 

Einla 

gen  auf  Kündigung 

60 

» 

Fremde  Gelder  insgesamt        4  246  Millionen  Fr. 


Diesen  4246  Millionen  fremder  Gelder  sowie  den  eigenen 
Kapitalien  und  Reserven  von  1151  Millionen  stehen  die  folgenden 
Anlagen  gegenüber : 
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Kasse 

Cou- 

Wech- 

Konto- 
kor- 
rente 

In- 

Lombard- 

Re- 

Effek- 

Immo- 

Finanzbe- 

pons 

sel 

kasso 

darlehen 

ports 

ten 

bilien 

teiligungen 

I.   165,5 

— 

"37.8 

527,8 

— 

402, 

5 

9.1 

35,0 

— 

^.     98,7 



652,9 

120,9 

53.2 

156,4 

59.2 

14,6 

14.3 

6,8 

3-     99.6 

14,4 

524,6 

305,1 

43,6 

149,6 

63,6 

49.2 

23,6 

64,1 

4.     24,1 

3.5 

130,1 

1 1,1 

— 

62,7 

26,0 

7,« 

4,0 

— 

5-       8.5 

— 

39,2 

6,'. 

— 

16,3 

35,7 

20,8 

2,2 

8,4 

0.       7,4 

0,1 

33,- 

68,6 

— 

7,9 

35.0 

26,7 

2,5 

II, I 

7.       7,3 

— 

2,0 

1,3 

— 

— 

13.9 

6,7 

1,5 

2-5 

8.       2,6 

0,3 

22,4 

iS,5 

~ 

5,3 

3,8 

3,1 

— 

— 

413,7 

18,3 

2542,2 

1059,6 

96,8 

890,7 

237,2 

138,0 

S3,i 

92,9 

Man  kann  aus  den  vorstehenden  Zusammenstellungen  eine 
zum  Teil  schon  vollendete  Spezialisierung  der  französischen  Aktien- 
banken konstatieren,  und  dieselben  in  drei  Gruppen  einteilen : 

In  die  erste,  die  der  reinen  Umlaufs-  und  Kredit- 
banken ist  zu  stellen  der  Credit  Lyonnais,  der  seinen  1562  bez. 
1761  Millionen  täglich  fälligen  Einlagen  neben  anderem  allein  1030 
bez.  1138  Millionen  in  Wechseln  und  535  bez.  528  Millionen  Fr. 
in  Kontokorrenten  gegenüberstehen  hat.  Seine  Effektenbestände 
sind  äusserst  gering  und  wurden  teilweise  der  Kautionsstellung 
wegen  beschafft. 

Daneben  sind  noch  zu  nennen,  obgleich  ihre  Liquidität  min- 
der gut  ist,  die  Societe  Generale  de  Credit  industriel  et  commercial, 
und  die  ihr  in  der  Verteilung  ihrer  Werte  ähnelnde  Banque  Privee,  In- 
dustrielle, Commerciale,  Coloniale,  Lyon-Marseille.  Beide  sind  Ban- 
ken, die  mit  einem  beschränkten  Bezirk  arbeiten,  und  ihre  Berechti- 
gung, unter  den  Umlaufsbanken  zu  figurieren,  rührt  von  dem  Fehlen 
von  Gründergeschäften  her.  Ihre  Effektenbestände  sind  zwar  verhält- 
nismässig höher  als  beim  Credit  Lyonnais,  doch  nicht  hoch  ge- 
nug, um  ernsthafte  Gefahren  zu  bergen.  Die  erstere  wird  in  Be- 
zug auf  Sicherheit  dem  Credit  Lyonnais  vollständig  ebenbürtig 
durch  die  Extra-Garantie  von  60  bez.  75  Millionen  noch  nicht 
eingezahlten  Aktienkapitals.  Die  letztere  Bank  kann  man  dage- 
gen als  das  i\.bbild  vieler  anderer  Provinzbanken  ansehen. 

Eine  zweite  Kategorie  umschliesst  die  Banken,  welche  sich 
mit  Umlaufs-,  Kredit-,  Beteiligungs-und  Grün- 
dergeschäften zu  gleicher  Zeit  abgeben.  Sie  bilden 
die  für  das  Publikum  gefährlichste  Kategorie,  indem  in  guten 
Zeiten  die  öffentliche  Meinung  ihnen  günstig  ist,  während  bei 
Beginn  von  Krisen  die  oft  allzu  optimistischen  Anlagen  derartig 
im  Werte  sinken,  dass  grosse  Verluste  unvermeidlich  sind.    Diese, 
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auch  bei  den  deutschen  Grossbanken  bestehende  Gefahr  wird  bei 
den  französischen  durch  die  schon  beschriebene  Ausgabe  von 
Bons  ä  echeance  wesenthch  gemildert. 

Die  beiden  unter  dieser  Rubrik  zu  nennenden  Banken,  die 
Societe  Generale  pour  favoriser  le  developpement  du  commerce 
et  de  l'industrie  en  France  und  da's  Comptoir  National  d'Escompte 
besassen  Ende  1906,  gegenüber  70,9  Millionen  Finanzbeteiligungen 
und  64  Millionen  Effekten,  mittels  Bons  ä  echeance  gesicherte 
Depositen  im  Betrage  von  193  Millionen  Fr.  In  Anbetracht  dieser 
Tatsache,  sowie  der  bei  beiden  Banken  ziemlich  gleichbleibenden 
Gewinne  und  der  im  letzten  Jahrzehnt  vorgenommenen  Konsoli- 
dierung der  Geschäfte,  darf  man  diese  Art  Banken  als  den  deut- 
schen Grossbanken  ebenbürtig  wohl  ansehen.  Sie  geniessen  den 
unbestreitbaren  Vorteil,  für  die  Emission  der  übernommenen  Pa- 
piere ein  eigenes  ausgedehntes  Filialennetz  zu  besitzen,  was  nur 
zur  Erhöhung  ihrer  Gewinne  beitragen  kann. 

Eine  dritte  Kategorie  wird  gebildet  von  den  Banken,  die 
sich  fast  ausschliesslich  Gründungs-  und  Betei- 
ligungsgeschäften hingeben,  bei  denen  auch  die  Um- 
laufs- und  Kreditgeschäfte  hauptsächlich  für  die  selbst  gegründe- 
ten Gesellschaften  besorgt  werden.  Hierunter  sind  zu  nennen: 
die  Banque  Frangaise  pour  le  Commerce  et  l'industrie,  die  Banque 
de  rUnion  Parisienne  und  der  Credit  Mobilier  frangais. 

Bei  allen  dreien  fehlen  die  Bons  ä  echeance;  die  erstgenannte 
Bank  weist  in  ihrer  Bilanz  18  Millionen  Kontokorrenteinlagen  auf 
Kündigung  nach,  die  anderen  nicht  einmal  das.  Das  Fehlen  der 
Bons  ä  echeance  kann  man  wohl  daraus  erklären,  dass  es  diesen 
Banken  nicht  gelungen  ist,  das  öffentliche  Vertrauen  genügend 
zu  gewinnen,  um  zur  Festlegung  von  Geldern  bei  einem  derarti- 
gen Unternehmen  zu  veranlassen.  Die  fremden  Gelder  sind  bei 
den  beiden  ersten  Banken  ungefähr  von  der  gleichen  Höhe  wie 
Grundkapital  und  Reserven,  bei  der  dritten  betragen  sie  nur  un- 
gefähr '/5  derselben,  sodass  man  wohl  annehmen  darf,  dass  die 
Mehrzahl  dieser  Einlagen  Kontokorrenteinlagen  der  eigenen 
Gründungen  sind.  Die  Situation  würde  dadurch  der  des  Credit 
Mobilier  sehr  ähnlich. 

Bemerkenswert  ist  noch,  dass  die  von  den  Banken  vorge- 
nommenen Gründungen  fast  alle  im  Auslande  erfolgen.  Dies 
wirft  ein  Streiflicht  auf  den  schwachen  wirtschaftlichen  Fortschritt 
Frankreichs,  zugleich  aber   auch   auf  seine    finanzielle    Bedeutung 
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auf  dem  internationalen  Geldmarkt.  Die  Zahl  der  Aktionäre  die- 
ser Banken  ist  vermutlich  eine  beschränkte,  da  derartige  Institute 
gewöhnlich  die  Organe  einer  Vereinigung  von  Finanzleuten  sind. 
Aus  den  vorstehenden  Aufstellungen  ist  zu  entnehmen,  dass 
ungefähr  die  Hälfte  der  bei  sämtlichen  angeführten  Aktienbanken 
verfügbaren  Gelder  zur  Diskontierung  von  Wechseln  verwandt 
wird.  Sie  haben  die  frühere  Bedeutung  der  Banque  de  France 
für  diesen  Geschäftszweig  recht  heruntergedrückt.  Nachstehende, 
dem  Werke  Louis  Panteh  entnommene ,  von  Loubet  gefertigte, 
Aufstellung  bringt  eine  Vergleichung  der  Wechselkonten  der  viei- 
grössten  Aktienbanken  mit  dem  der  Banque  de  France 

Prozentsatz 


Wechselkonto       Wechselkonto 
Jahr  der  vier  der  Banque  Gesamtbetrag 

Banken  de  France 


des  Anteils 

der  Banque 

de  France 


iSSo  316,0  926,6  1242,6  74,5 

1881  340,1  1324,9  1665,0  79,0 

1882  313,6  980,5  1294,1  75>7 

1883  368,3  1029,9  1398,2  73,6 

1884  363,3  877,8  1241,1  70,7 
1S85  429,3  616,2  1045,5  58,9 

1886  439,7  549.2  988>9  55,5 

1887  468,0  534,9  1002,9  53.3 

isss      573,7      605,6  1179,3      51,3 

1889  728,7  681,8  1410,5  48,3 

1890  821,6  868,2  1689,3  51,3 

1891  873,5  664,7  1538,2  43,2 

1892  847,2  508,7  1355,9  37,5 

1893  862,5  560,6  1423,1  39.3 

1894  961,7  453,7  1415,4  32,05 

1895  935,3  625,9  1561,2  40,09 

1896  1040,1         790,8  1^30,9        43,1 

1897  1114,2        812,8  1927,0       42,1 
189S        1 199.3        901,4             2100,7        42,9 

1905  2087,7         1097,9  am  28.  Dez.  1905   3185,6         34,5 

1906  2542,2         1555,8  am  3.  Jan.  1907   4098,0         37,9 

Es  ist  hieraus  zu  entnehmen,  wie  der  Anteil  der  Banque  de 
France  am  Diskontogeschäft  von  74,5  Proz.  im  Jahre  1880  aut 
34,5  Proz.  im  Jahre  1905  sank.  Eine  teilweise  Erklärung  für 
diese  Erscheinung  bietet  das  Fehlen  eines  Privatdiskonts,  was 
dem  Zentralinstitut  gerade  die  besten  Firmen  entfremdet,  und  das 
Erfordernis  dreier  Unterschriften,  die  meistens  erst  durch  die  einer 
Bank  vollständig  werden.  Trotz  dieser  Verminderung  bleibt  na- 
türlich die  Bedeutung  der  Bank  von  Frankreich  als  Notreservoir 
für  die  Diskonten  bestehen ;  hatte  sie  doch  am  30.  Dezember 
1905  einen  Metallbestand  von  3935  Millionen  Fr.,  also  rund  1800 
Millionen  mehr  als  die  gesamten  Wechsel  aller  vier  Grossbanken. 
Zwischen  1879  und  1899  stiegen  die  Wechselbestände  des  Credit 
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Lyonnais  um  394  Proz.,  diejenigen  des  Comptoir  National  d'Es- 
compte  von  1889 — 1899  um  119  Proz.,  die  der  Societe  Generale 
von  1898 — 1902  um  60  Proz. 

Hierzu  ist  noch  zu  bemerken,  dass,  während  bei  der  Banque 
de  France  der  Jahresschluss  die  Zeit  des  grössten  VVechselbe- 
standes  ist,  die  Aktienbanken  am  Jahresende  nur  die  normale, 
teilweise  sogar  eine  geringere  Höhe  des  Wechselkontos  aufwei- 
sen. Das  Verhältnis  stellt  sich  dadurch  für  die  Banque  de  France 
noch  ungünstiger,  betrug  doch  deren  Wechselkonto  am  25.  April 
1907  nur  noch  1126  Millionen  Fr.,  während  z.  B.  das  Comptoir 
National  d'Escompte,  dessen  Wechselkonto  Ende  1906  mit  653  Mill. 
Fr.  erscheint,  am  31.  März  1907  680  Mill.  Fr.  aufwies.  Das  Wechsel- 
konto der  Societe  Generale  stieg  stetig  in  den  gleichen  drei  Monaten 
von  525  auf  565  Mill.  Fr.,  während  das  des  Credit  Industriel  von  130 
auf  118  Mill.  Fr.  sank.  Jedenfalls  ist  diesen  Zahlen  zu  entnehmen, 
dass  das  Wechselkonto  am  Jahresschluss  bei  der  Banque  de 
France  Maximal-,  dagegen  bei  den  Aktienbanken  Normalbestände 
anzeigt. 

P'ür  die  bei  den  Aktienbanken  mit  im  ganzen  1013,8  bez. 
1059,6  Millionen  Fr.  angeführten  Kontokorrentkredite  findet  man 
bei  der  Banque  de  France  keinen  Gegenposten;  denn  diese  gibt 
sich  damit  nicht  ab.  x^nders  ist  es  mit  den  Lombarddarlehen. 
Diese  betragen  1905  bei  den  Aktienbanken  621,6  Millionen  Fr., 
und  die  Banque  de  France  weist  für  das  Jahr  1905  ein  Maximum 
von  618,2  Millionen,  ein  Minimum  von  459,8  jMillionen  und  einen 
Durchschnitt  von  502,6  Millionen  Fr.  auf.  Mit'  dem  Betrage  von 
336,4  Millionen  Fr.  für  Reports  stehen  die  Aktienbanken  allein 
da;  denn  Reports  werden  von  der  Banque  de  France  nicht  erteilt. 

Da  das  französische  Clearing  house  nur  sehr  wenig  entwickelt 
ist,  und  da  ferner  ein  Girosystem,  wie  es  bei  uns  die  Reichsbank 
bietet,  ebenfalls  nicht  existiert,  so  ist  es  kaum  zu  verwundern, 
wenn  von  den  grossen  Kreditinstituten  am  Monatsschluss  bis  zu 
je  200  Leute  in  Paris  unterwegs  sind,  um  Einkassierungen  vorzu- 
nehmen. Im  geschäftlichen  Verkehr  ist  es  keine  Seltenheit,  dass 
grosse  Summen  persönlich  bei  einer  Bank  abgehoben  und  bei 
einer  anderen  deponiert  werden. 

Das  hier  gezeichnete  Bild  der  französischen  Aktienbanken 
würde  viel  zu  günstig  erscheinen,  wenn  man  die  verschiedenen 
Z  u  s  a  m  m  e  n  b  r  ü  c  h  e    von    Bankinstituten    ausser    acht  liesse. 
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die  in  ihren  Verlusten  gewissermassen  das  gezahlte  Lehrgeld  dar- 
stellen. 

Als  erstes  Beispiel  kommt  hier,  wie  auch  für  die  Errichtung, 
der  Credit  Mobilier  in  Betracht,  dessen  langsames  Dahinsiechen 
und  endlicher  Zusammenbruch  im  Jahre  1867  schon  an  anderer 
Stelle  besprochen  wurde.  Ein  persönliches  Verfehlen  der  Leiter  lag 
nicht  vor,  und  die  Verluste  gingen  allein  auf  Kosten  der  Aktionäre, 
die  ihre  Einlagen  nicht  einmal  vollständig  verloren.  Die  Banque 
de  France  trat  schon  in  diesem  Falle  helfend  bei  der  Liquida- 
tion ein. 

An  zweiter  Stelle  kommt  der  Zusammenbruch  der  Union 
Generale  im  Jahre  1882  in  Betracht.  Diese  Bank  hatte  noch 
1879  ihr  Kapital  von  25  auf  50  Millionen  Fr.  erhöht,  beschäftigte 
sich  in  der  Hauptsache  mit  Gründungen  und  arbeitete  besonders 
viel  in  Oesterreich.  Die  Liquidation  erfolgte  nach  einer  vor- 
läufigen, vermutlich  viel  zu  hohen  Angabe  im  Economiste  Fran- 
(rais  (1882, 1.  S.  459)  mit  113  Mill.  Fr.  Aktiven  gegenüber  248  Mill.  Fr. 
Passiven.  Wenn  sich  auch  bei  der  Abwicklung  der  Geschäfte  dieser 
hohe  Verlust  minderte,  so  blieb  er  doch  hoch  genug,  um  den  einzigen 
Fall  einer  Schädigung  der  Depositeneinleger  herbeizuführen.  Der 
endgültige  Verlauf  der  Liquidation  war  günstiger,  als  man  erwartet 
hatte,  weil  die  Tochtergesellschaften  meist  erhalten  werden  konnten. 
Nach  Ansicht  des  Economiste  Frangais  hätte  sogar  ein  Teil  der 
Verluste  vermieden  werden  können,  wenn  nicht  die  plötzliche 
Verhaftung  der  Leiter  der  Bank  die  Verschleuderung  der  Be- 
stände begünstigt  hätte,  wobei  hervorgehoben  wird,  dass  diesel- 
ben zur  Abwicklung  der  Geschäfte  aus  dem  Auslande  freiwillig 
zurückkehrten.  Hierzu  steht  allerdings  im  Gegensatze  die  Tat- 
sache der  späteren  Verurteilung  der  Direktoren  der  Union  Gene- 
rale, Bontoux  und  Feder,  zu  je  5  Jahren  Gefängnis,  weil  sie 
Tochtergesellschaften  gegründet  hatten ,  deren  Kapitalien  nicht 
voll  gezeichnet  waren,  weil  sie  Aktien  ausgegeben  und  gehandelt 
hatten,  die  nicht  mit  dem  gesetzlich  verlangten  Minimalbetrage 
von  Vi  des  Normalwertes  eingezahlt  waren,  und  weil  sie  fiktive 
Dividenden  verteilt  hatten.  Also  hier  ein  Fall,  wo  persönliches 
Versagen  der  Leiter  die  Ursache  des  Sturzes  war.  Das  Journal 
des  Economistes  wirft  hierzu  die  Frage  auf,  warum  nicht  auch 
die  Aufsichtsratsmitglieder  haftbar  gemacht  worden  seien,  und 
deutet  deren  Straflosigkeit  als  Resultat  ihrer  Zugehörigkeit  zu 
politisch  einflussreichen  Körperschaften. 
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Als  nächster  der  Zusammenbrüche  folgt  der  des  Comptoir 
National  d'Escompte  im  Jahre  1889,  welcher  bereits  beim  Ent- 
wicklungsgang dieser  Bank  behandelt  worden  ist.  Die  Verluste 
beschränkten  sich  auf  die  Anteile  der  Aktionäre,  und  die  Banque 
de  France  bot  im  Verein  mit  anderen  Banken  die  Mittel  zur 
völligen  Befriedigung  der  Deponenten.  Die  Ursache  des  Sturzes 
lag  hier  in  den  Verfehlungen  des  noch  dazu  staatlich  ernannten 
Leiters. 

Der  Zusammenbruch  der  am  6.  Juli  1863  gegründeten  Societe 
de  Depots  et  Comptes  Courants  im  Januar  1891  war  der  Abschluss 
einer  langsamen  Verschlechterung  ihrer  Finanzen.  Eine  Tochter- 
gesellschaft, die  Societe  Financiere,  wurde  einige  Jahre  vorher 
liquidiert,  und  daraus  resultierten  direkte  und  indirekte  Verluste, 
die  zusammen  mit  der  immer  mehr  zunehmenden  Festlegung  der 
Aktiven  in  Kontokorrentkrediten  schliesslich  den  Fall  der  Bank 
herbeiführten.  Ihr  Kapital  betrug  80  Millionen  Fr.,  von  dem 
jedoch  nur  20  Millionen  eingezahlt  waren.  Um  eine  schnelle  Be- 
friedigung der  Deponenten  vornehmen  zu  können,  griff  auch  hier 
die  Banque  de  France  im  Verein  mit  anderen  Kreditinstituten 
mit  einem  Vorschuss  von  60  Millionen  Fr.  ein,  welcher  dann 
durch  Kapitaleinzahlungen  aufgebracht  werden  musste.  Auch 
hier  blieben  demnach  die  Verluste  auf  die  Aktionäre  beschränkt, 
und  der  Verfall  der  Gesellschaft  findet  seine  Ursache  mehr  in 
ungünstigen  Verhältnissen  und  vielleicht  in  ungeschickter  Leitung 
als  in  Spekulationen. 

Im  Januar  1894  brach  dann  noch  die  Banque  d'Escompte 
zusammen.  Diese,  mit  einem  Kapital  von  25  Millionen  Fr.,  war 
fast  reine  Spekulationsbank,  deren  Depositeneinlagen  von  Toch- 
tergesellschaften herrührten.  Verluste  für  die  Deponenten  traten 
auch  hier  nicht  ein. 

Die  Deponenten  haben  also  bei  allen  obigen  Katastrophen 
von  grösseren  Kreditinstituten  nur  in  einem  einzigen  Falle  Ver- 
luste erlitten  und  zwar  bei  der  Union  Generale.  Die  Verluste 
der  Aktionäre  beliefen  sich  in  zwei  Fällen,  beim  Credit  Mobilier 
und  beim  Comptoir  National  d'Escompte  nicht  auf  die  volle  Höhe 
ihrer  Einlagen,  und  bei  der  Societe  de  Depots  et  Comptes  Cou- 
rants mussten  sie  nur  deshalb  Zuschüsse  leisten,  weil  die  Aktien 
nur  zu   ^/4  eingezahlt  waren. 

Die  Gesamtheit  aller  bei  den  vorgenannten  Zusammenbrüchen 
eingetretenen  Verluste  betrug  zwischen  300  und  350  Millionen  Fr.; 
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allerdings  ist  hier  hinzuzufügen,  dass  neben    den    genannten  Ban- 
ken sicher  noch  viele  kleinere  dem  Untergang  verfielen. 

Der  Aufschwung  der  vier  grossen  Aktienbanken  ist  natürlich 
nicht  ohne  Einfluss  geblieben  auf  ihre  Vorläufer  und  jetzigen  Kon- 
kurrenten, die  Privatbankiers  und  Lokalbanken.  Um  Vergleiche 
überhaupt  ziehen  zu  können,  darf  man  mit  der  Statistik  nicht 
wählerisch  sein,  denn  von  Privatbankiers  sind  überhaupt  keine 
Angaben  zu  erhalten,  und  so  muss  man  sich  auf  die  mit  ihnen 
rangierenden  Lokalbanken  beschränken,  welche  infolge  ihrer  Or- 
ganisation als  Aktiengesellschaften  die  vorgeschriebenen  Veröffent- 
lichungen machen  müssen. 

Die  Ursachen  für  das  schnelle  Aufkommen  der  Grossbanken 
sind  nicht  so  sehr  dieselben  wie  bei  der  Grossindustrie :  Arbeits- 
teilung, Maschinenverwendung  und  Ersparnisse  an  Generalunkosten, 
da  ja  die  Grossbanken  sich  nicht  an  einem  Orte  konzentrieren 
können,  sondern  ein  ausgedehntes  Netz  von  Filialen  besitzen, 
deren  jede  gewissermassen  eine  Bank  für  sich  ist.  Ihnen  ist  so- 
gar eine  Last  aufgebürdet,  die  die  Lokalbanken  nur  in  geringe- 
rem Masse  tragen.  Es  ist  dies  der  recht  hohe  Kassenbestand, 
welcher  bei  den  Grossbanken  als  Garantie  für  ihre  Liquidität 
prozentual  höher  ist.  Im  Jahre  1906  waren  die  Kassenbestände 
bei  fast  allen  Banken  niedriger  als  im  Vorjahre.  Man  darf  den 
Grund  dafür  wohl  in  der  besonders  regen  geschäftlichen  Tätig- 
keit und  der  aussergewöhnlich  starken  Anspannung  des  Geld- 
marktes sehen,  die  alle  verfügbaren  Mittel  heranzogen,  um  sie 
dem  Verkehr  zuzuführen ;  jedoch  ist  die  Minderung  nicht  gross 
genug,  um  zu  Besorgnissen  Anlass  zu  bieten. 

Die  Barbestände  waren  im  Durchschnitt  der  Jahre  1894 — 1899 
beim  Credit  Lyonnais  12,9  Proz.,  beim  Comptoir  National  d'Es- 
compte  II  Proz.  und  bei  der  Societe  Generale  ii,6  Proz.  der  täg- 
lich fälligen  Summen,  während  bei  Mittel-  und  Kleinbanken  fol- 
gende Sätze  festgestellt  wurden: 


Proz. 

der  täglich 

fälligen  Summen 

Societe  Marseillaise 

8,8 

Credit  du  Nord 

8,2 

Comptoir  des  Ardennes 

8,4 

Lehideux  &  Cie. 

6,7 

Societe  Bordelaise 

5,8 

Societe  Nanceienne 

3-2 

Societe  Lyonnaise 

3.4 

Banque  regionale  du  Nord 

2,8 
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Diese  niedrigen  Kassenbestände  werden  von  Seiten  der  Lo- 
kalbanken begründet  mit  dem  intimen  Verhältnis  zwischen  Bank 
und  Deponenten  und  dem  Einfluss  der  Bankiers  auf  ihre  Kunden. 

Eine  weitere  Belastung  trifft  die  Grossbanken  ebenfalls 
schwerer  als  die  Lokalbanken,  nämlich  die  Steuern  und  Ab- 
gaben, welche  oft  staffeiförmig  steigen.  Im  Jahre  T900  bezahlte 
der  Credit  Lyonnais  allein  an  Steuern  i  618000  Fr.  und  1899  das 
Comptoir  National  d'Escompte  2  180 000  Fr.,  für  jede  der  Pariser 
Filialen  allein  14  000  Fr.  Besonders  benachteiligt  sind  die  Gross- 
banken durch  die  Kopfsteuern,  die  für  jeden  Angestellten  bezahlt 
werden  müssen  von  denjenigen  Häusern,  die  ihrer  mehr  als  5  be- 
schäftigen. Die  Zahl  der  Angestellten  des  Comptoir  National 
d'Escompte  z.  B.  überschreitet  lOOO  und  für  jeden  ist  eine  Steuer 
von  400  Fr.  zu  entrichten. 

Eine  andere  Vermehrung  der  Kosten  einer  Grossbank  sind 
die  Ausgaben  für  die  infolge  der  bürokratischen  Organisation 
nötige  Aufsicht  und  Kontrolle. 

Also  hohe  Ersparnisse  an  Generalunkosten  sind  es  kaum, 
die  den  französischen  Grossbanken  zu  ihrem  mächtigen  Aufblühen 
verholfen  haben^  man  muss  dafür  andere  Gründe  suchen.  Ihre  Grösse 
und  Ausdehnung  bieten  einige  sehr  zu  schätzende  Vorteile;  denn 
ein  Netz  von  Filialen  mit  mannigfachen  Verbindungen  dient  zur 
Schaffung  eines  Giroverkehrs,  der  diejenigen,  die  sich  daran  be- 
teiligen wollen,  zwingt,  sich  den  Grossbanken  zuzuwenden;  denn 
die  Möglichkeit,  die  Banque  de  France  als  Zentralstelle  zu  be- 
nutzen, besteht  nicht.  Die  Lokalbanken  können  also  Ueberwei- 
sungen  nur  unter  erschwerenden  Umständen,  mit  Hilfe  von  Cor- 
respondenten  oder  Schecks  der  Banque  de  France  vornehmen. 

Die  Grossbanken  geniessen  den  weiteren  Vorzug  eines  gut 
verteilten  Risikos,  was  grosse  Verluste  vermeiden  hilft.  Es  ist 
ihnen  fernerhin  möglich,  aus  einer  Kursbeeinflussung  Extrage- 
winne zu  ziehen,  obwohl  dies  auch  für  sie  Gefahren  birgt,  und 
ihre  vielseitige  Verzweigung  gestattet  ihnen,  Gelder  dort  aufzu- 
nehmen, wo  sie  am  billigsten  sind,  und  sie  dort  zu  verwerten, 
wo  sie  den  höchsten  Nutzen  bringen.  Lokale  Krisen  sind  gerade 
deshalb  meistens  ein  Vorteil  für  sie,  und  die  Tatsache,  dass  zu 
ihrer  Leitung  nicht  der  Kapitalist,  sondern  die  besten  Fachleute 
berufen   werden,  spricht  ebenfalls  zu  ihren   Gunsten. 

Nach  Saure!  ist  die  Summe  der  auf  Kündigung  oder  Bons 
ä  echeance  erteilten  Depositen  bei  den  Lokalbanken  relativ  gros- 
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ser  als  bei  den  Grossbanken,  was  jene  zwingt,  ihrerseits  Gelder 
festzulegen,  um  dadurch  höhere  Zinsen  zu  gewinnen,  da  sie  ja 
auch  höhere  bezahlen. 

Hieraus  bildet  sich  eine  Art  Arbeitsteilung  zwischen  den 
beiden  Arten  von  Banken,  die  sich  wahrscheinlich  noch  weiter 
entwickelt. 

Die  Grossbanken  haben  eine  sehr  zahlreiche  Kundschaft,  die 
ihnen  ihre  Kassabestände  anvertraut,  nicht  des  nur  niedrigen  Zin- 
ses wegen,  sondern  um  an  den  Einrichtungen  der  Uebertragung. 
Aufbewahrung  etc.  teilzunehmen.  Die  Beweglichkeit  dieser  Fonds 
ist  dementsprechend  eine  sehr  grosse  und  die  Höhe  der  einzelnen 
Konten  verhältnismässig  niedrig,  z.  B.  für  1900  bei  der  Societe 
Generale  durchschnittlich  2500  Fr.  Ein  weiteres  Betätigungsfeld 
der  Grossbanken  ist  den  Lokalbanken  fast  verschlossen,  der  Ak- 
zeptkredit zur  Regelung  der  internationalen  Wechselkurse. 

Ihre  lokale  Beschränkung  verursacht,  dass  in  Zeiten  des 
Geldbedarfs  es  den  Kleinbanken  schwer  fällt,  sich  solches  zu  ver- 
schaffen, während  bei  Geldfülle  wieder  die  Anlagegelegenheiten 
mangeln.  Die  Geschäftsberichte  der  Societe  Lyonnaise  und  des 
Comptoir  d'Escompte  de  Reims  führen  darüber  lebhaft  Klage. 
Der  natürliche  Ausweg  für  die  Lokalbanken  ist  demnach  die  Im- 
mobilisierung ihrer  Gelder  unter  gleichzeitiger  verhältnismässiger 
Immobilisierung  ihrer  Depositen. 

Die  folgende  Statistik  zeigt  bei  den  Grossbanken  ein  ständi- 
ges Wachstum  des  Wechselkontos,  dagegen  bei  den  Lokalbanken 
ein  schnelleres  Wachsen  der  sonstigen,  meist  festen  Anlagen. 
Der  Credit  Lyonnais  verzeichnet  1879 — 1899  ein  Wachstum  auf 
Wechselkonto  von  394  Proz.,  auf  Debitorenkonto  von  186  Proz., 
das  Comptoir  National  d'Escompte  18S9— 1899  auf  Wechselkonto 
von  119  Proz.,  auf  Debitorenkonto  von  32  Proz.  Bei  den  Lo- 
kalbanken dagegen  zeigt  sich  das  grössere  Wachstum  auf  dem 
Debitorenkonto  : 

■TN-     '/       1  1-   ^  auf  Wechsel-  r  r^  1  •.         1 

Uie  Zunahmen  betruc;en :  ,  auf  Uebitorenkonto 

*  konto 

H.  Deviller  &  Cie,  Lille  1889— 1899  -f  46  Proz.  +     66  Proz. 

Caisse  de  Credit  de  Nice  1S89 — 1S99  +  33  '^  -j-     9^     * 

Credit   du  Nord,  Lille  1889 — 1899  -j-  29  »  +  157      » 

Societe  Bordelaise  1881  — 1898  -j-  62  »  -j-  290     » 

Comptoir  d'Escompte    de  Reims        1SS9  —  1S99  —   76  »  -|-  80      »■ 

Societe   Marseillaise  1889— 1S99 »  -j-  40 

Societe  Lyonnaise  1889  — 1^99  —   3'  * 

Societe  Nanccienne  1891  — 1899  —   25  v 


+  "7 
+  171 
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Diese  Wendung  scheint  jedoch  eine  durchaus  unerwünschte 
zu  sein;  denn  nach  Saiirel,  dessen  Werk  auch  vorstehende  An- 
o-aben  entnommen  sind,  entspringen  80  Proz.  der  Verluste  bei 
Lokalbanken  aus  den  Kontokorrentkrediten,  die  hauptsächlich 
dadurch  gefährlich  sind,  dass  sie  oft  innerhalb  kurzer  Zeit  immo- 
bil werden,  was  ständige  Verlängerung  der  Darlehen  oder  den 
Zusammenbruch  des  Kreditnehmers  zur  Folge  hat.  Das  einzige 
Mittel,  um  für  derartig  festgelegte  Posten  Gegenposten  zu  schaf- 
fen, ist  die  Ausgabe  von  Bons  ä  echeance ;  trotzdem  ist  eine 
ganze  Anzahl  von  Zusammenbrüchen  von  Lokalbanken  aus  der 
Immobilisierung  der  erteilten  Kredite  zu  erklären. 

Eine  weitere  Ursache  des  Vordringens  der  Grossbanken  ist  der 
Niedergang  des  Zinsfusses,  welcher  zum  Teil  durch  die  Konkur- 
renz der  Grossbanken  selbst  herbeigeführt  worden  ist,  sowie  die 
Schaffung  eines  Privatdiskonts,  den  die  Banque  de  France  nicht 
besitzt.  Die  Lokalbanken  finden  aus  diesem  Grunde  minder  gün- 
stige Anlagen,  während  andrerseits  die  Sparkassen  und  die  viel- 
fachen Emissionen  es  ihnen  erschweren,  Depositen  zu  erhalten. 
Auch  die  Konkurrenz  der  Banque  de  France  ist  ihnen  schädlich; 
denn  die  Eröffnung  von  deren  Filialen  lässt  den  von  den  Lokal- 
banken gewöhnlich  hochgehaltenen  Wechseldiskont  sinken,  und 
es  fallen  ferner  die  den  Lokalbanken  sonst  zufliessenden  Inkasso- 
spesen der  Wechsel  weg,  da  die  Banque  de  France  dieses  Ge- 
schäft sehr  billig  besorgt.  Die  neuerliche  Entwicklung  der  land- 
wirtschaftlichen Kreditgenossenschaften  nimmt  ihnen  ebenfalls  ei- 
nen Teil  der  Geschäfte,  und  wenn  der  Vorschlag,  die  Banque  de 
France  zur  Annahme  von  Wechseln  mit  zwei  Unterschriften  zu 
zwingen,  Gesetz  würde,  so  wären  sie  noch  weit  mehr  geschädigt. 

Es  ist  selbstverständlich  töricht,  zu  behaupten,  dass  alles, 
was  die  Grossbanken  gewonnen  haben,  den  Lokalbanken  abge- 
nommen worden  ist;  vielmehr  ist  ein  grosser  Teil  der  den  Gross- 
banken zugeflossenen  Geschäfte  von  ihnen  und  der  Finanz-,  Ver- 
kehrs-, Handels-  und  Industrieentvvicklung  geschaffen  worden. 

Die  Ausdehnung  der  Grossbanken  Frankreichs  erfolgte  selten 
auf  dem  Wege  der  Einverleibung  von  Lokalbanken.  Das  Comp- 
toir  National  d'Escompte  hat  sich  dieses  Mittels  mehrere  Male 
bedient ;  doch  haben  sich  die  Banken  meistens  durch  ihre  Filia- 
len nach  und  nach  der  Geschäfte  der  Lokalbanken  bemächtigt, 
bis  diese  vorzogen,  sich  aufzulösen  oder  sich  anderen  Geschäfts- 
zweigen zuzuw^enden.     Die  anlässlich  lokaler  Krisen  erfolgten  Zu- 
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sammenbrüche  benutzten    die  Grossbanken,    um    ihre  P'ilialcn    an 
die  Stelle  der  Lokalbanken  zu  setzen. 

Trotz  der  wenig  günstigen  Lage  findet  auch  heute  noch  die 
Gründung  von  Lokalbanken  statt.  Neben  ihnen  ist  noch  die 
Existenz  von  Geschäftshäusern  zu  berücksichtigen ,  die  frei  wer- 
dende Gelder  bankmässig  anlegen. 

Die  Praxis  hat  sich  für  die  Grossbanken  entschieden,  und 
auch  theoretisch  vom  Standpunkte  der  Wirkungen  ihres  Zusam- 
menbruches muss  man  sich  für  sie  erklären.  Bei  dem  Bankerott 
einer  Lokalbank  mögen  ja  viele  beteiligt  sein;  doch  hütet  sich 
gewöhnlich  jeder,  helfend  einzugreifen,  weil  sein  Anteil  am  Ver- 
luste leichter  zu  ertragen  ist  als  das  Risiko  der  Hilfe,  und  weil 
Aussenstehende  bei  einer  Lokalkrise  wenig  interessiert  sind. 

Ganz  anders  gestaltet  sich  die  Sachlage  bei  Krisen  in  einer 
der  Grossbanken.  Wenn  ein  derartiges  Kreditgebilde  mit  dem 
Einsturz  droht,  so  lassen  sich  die  wahrscheinlichen  Schäden  gar 
nicht  berechnen.  Gar  zu  leicht  wird  der  Bankerott  epidemisch 
und  der  Staat  sowie  jede  andere  Kreditanstalt  haben  ein  Interesse 
daran,  dem  Zusammenbruch  vorzubeugen.  Selbst  beim  Sturze 
des  Comptoir  National  d'Escompte,  welcher  doch  eine  B'olge 
wüster  Spekulation  war,  bildete  sich  1889  ein  Komitee  von  Ban- 
kiers, das  für  die  von  Seiten  der  Banque  de  France  gemachten 
Vorschüsse    im  Betrage   von    140  Millionen  Fr.    Garantie    leistete. 

Auch  bei  den  französischen  Banken  gilt  die  alte  Wahrheit, 
dass  das  wirtschaftlich  Starke  sich  von  selbst  Bahn  bricht.  Die 
Grossbanken  haben  es  getan,  und  eine  heilsame  gegenseitige 
Konkurrenz  zwingt  sie,  die  dadurch  verursachten  Zinsrückgänge 
durch  immer  w^achsende  Umsätze  zu  ersetzen.  Den  Lokalbanken 
steht  dieses  Mittel  weniger  zur  Verfügung,  da  sie  vieler  Einrich- 
tungen entbehren,  die  jene  besitzen.  Es  steht  ihnen  aber  ihrer- 
seits die  nach  den  Bilanzen  schon  eingeschlagene  Richtung  einer 
Pflege  des  Kontokorrentkredits  ofifen.  Sich  gegen  die  Gefahren 
dieses  Kredits  zu  sichern,  fällt  ihnen  bedeutend  leichter  als  den 
Grossbanken,  deren  Unpersönlichkeit  dabei  hinderlich  ist.  Das 
persönliche  Moment  wird  nie  verfehlen,  den  Lokalbankiers  eine 
gewisse  Kundschaft,  die  auf  individuelle  Behandlung  sieht,  zu  er- 
halten. 
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III.   Schlussbetrachtung. 

Die  Kritik  der  französischen  Aktienbanken  richtet  sich  gegen 
die  nämlichen  Punkte  wie  in  Deutschland.  Die  Al<tionäre  haben 
trotz  aller  Publizität  nur  sehr  wenig  P^influss  auf  die  inneren  Vor- 
gänge der  Bank,  und  ihre  Vertretung  bei  der  Leitung  der  Ge- 
schäfte, der  Conseil  d'administration,  leidet  an  denselben  Schwä- 
chen wie  unser  Aufsichtsrat.  Die  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rats sind  oftmals  unfähig  oder  nicht  willig,  ihre  Fimktionen  zu 
erfüllen,  besonders  dann,  wenn,  wie  es  oft  der  Fall  ist,  Protek- 
tion sie  zu  der  Stellung  gebracht  hat.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
dieses  Verwaltungsrats  ist  zu  hoch,  selten  sind  es  nur  12,  oftmals 
15,  20  und  25,  sogar  30  findet  man,  und  ihnen  sind  dann  ge- 
wöhnlich noch  2 — 5   Zensoren  beigegeben. 

Die  Sitzungen  dieser  Körperschaft  beschränken  sich  oft  auf 
einen  Bericht  der  Direktoren  und  die  Zustimmung  aller  Anwesen- 
den, denen  nicht  selten  sowohl  Sachkenntnis  als  Interesse  man- 
gelt, sich  eingehender  mit  dem  Stand  der  Geschäfte  zu  befassen, 
was  im  übrigen  seitens  der  Direktoren  leicht  als  persönliche  Be- 
leidigung angesehen  würde. 

In  manchen  Fällen  suchte  man  diesem  Uebel  durch  die  Wahl 
eines  Direktionskomitees  mit  3  bis  5  Mitgliedern  abzuhelfen.  Dies 
gereicht  sicher  den  Geschäften  zum  Vorteil,  während  es  die  übri- 
gen Aufsichtsratsmitglieder  zu  der  Rolle  von  Garanten  verurteilt, 
die  natürlich  im  P>nstfalle  sehr  stark  auf  die  eigene  Rettung  be- 
dacht sein  werden. 

Die  Lage  der  Aktienbanken  hängt  in  der  Hauptsache  von 
der  Integrität  und  Geschäftsklugheit  ihrer  Direktoren  ab,  und  die 
Entwicklung  der  letzten  50  Jahre  berechtigt  darin  zu  guten  Hofi- 
nungen,  obgleich  die  Zusammenbrüche  des  Comptoir  National 
d'Escompte  und  der  Societe  de  Depots  et  Comptes  Courants 
scharfe  Mahnungen  zur  Vorsicht  sind.  Die  Aufsichtsratsmitglieder 
dieser  beiden  Gesellschaften  haben  nicht  weniger  als  55  Millionen 
Fr.  aufbringen  müssen;  man  sollte  meinen,  dass  dies  zur  War- 
nung ausreichen  müsse.  Trotzdem  wird  es  immer  so  bleiben,  wie 
es  war.  Je  tüchtiger,  gewandter  und  erfahrener  ein  Direktor  ist, 
um  so  freiere  Hand  wird  ihm  gelassen  werden;  doch  auch  der 
beste  Geschäftsmann  kann  sich  gelegentlich  täuschen,  und  eine 
falsche  Bahn  wird  nicht  so  bald  verlassen,  mag  sie  auch  zum 
Abgrund  führen. 
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Die  Lage  der  französischen  Aktienbanken  ist  nach  allem, 
was  ihr  Entwicklungsgang  zeigt,  eine  recht  günstige,  so  günstig, 
dass  sie  von  der  fast  aller  französischen  Industrien  vorteilhaft  ab- 
sticht. 

Unter  allen  Kapitalanlagen  in  Frankreich  haben  die  in  Bank- 
aktien investierten  Gelder  während  der  letzten  50  Jahre  zu  den 
besten  gehört.  Bei  einem  Nominalwerte  von  1366  Millionen  Fr. 
wurden  diese  Aktien  am  i.  Januar  1906  mit  2440  Millionen  Fr. 
an  der  Börse  notiert.  Diese  Differenz  vermindert  sich  freilich, 
wenn  man  die  Verluste  bei  den  Zusammenbrüchen  der  Caisse 
Mires,  des  Credit  Mobilier,  des  Comptoir  National  d'Escompte, 
der  Societe  Financiere,  der  Union  Generale  etc.  abzieht;  doch 
bleibt  auch  dann  noch  eine  sehr  beträchtliche  Wertsteigerung. 

Die  Ursache  für  das  Aufblühen  der  Grossbanken  ist  gleich- 
zeitig diejenige  für  die  verhältnismässig  geringe  Entwicklung  des 
Handels  und  der  Industrie.  Der  grosse  Nationalreichtum  Frank- 
reichs lähmt  oft  die  Tatkraft  des  Einzelnen,  macht  ihn  zum  blossen 
Rentner  und  verlangt  gleichzeitig  nach  Organen,  die  seine  sich 
stetig  mehrenden  Bestände  verwahren ,  verwalten  und  anlegen. 
Das  ist  es  auch,  was  die  Grossbanken  in  ihren  Inlandgeschäften 
fast  ausschliesslich  zu  Umlaufsbanken  macht. 

Bei  fast  jeder  lässt  sich  beobachten,  wie  sie  zu  Anfang,  wäh- 
rend einer  Aera  der  politischen  und  wirtschaftlichen  Entwicklung, 
mehr  oder  weniger  mit  dem  Gründergeschäft  sich  befasste.  Mit 
der  Zeit  und  entsprechend  dem  wachsenden  Reichtum  des  Landes 
zogen  sie  sich  davon  immer  mehr  zurück;  einige  gewaltsam  in- 
folge von  Zusammenbrüchen,  andere  in  ruhiger  Ueberlegung,  um 
sich,  nach  dem  Gesetz  des  geringsten  Widerstandes,  mit  den  ver- 
änderten Verhältnissen  abzufinden.  Heute  ist  der  Credit  Lyon- 
nais  eine  ideale  Umlaufsbank,  wie  wir  in  Deutschland  keine  be- 
sitzen. 

Es  ist  überraschend  festzustellen,  wie  die  Banken  gerade  im 
Kriege  von  1S70/1,  nachdem  die  erste  Verwirrung  sich  gelegt 
hatte,  einen  erhöhten  Gewinn  aus  Extrageschäften  erzielten,  deren 
Dringlichkeit  von  den  Banken  benutzt  wurde,  um  besondere 
Vorteile  zu  erlangen. 

Heute  finden  die  Gründungen  seitens  der  Banken  fast  immer 
im  Auslande  statt,  und  sie  bilden  einen  Abfluss  für  die  im  In- 
lande  nicht  anlegbaren  Beträge,  welche  in  ihrer  neuen  Gestalt 
wiederum  dazu  dienen,  dem  Lande  Gewinne   zuzuführen.     Frank- 
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reich  ist  auf  diese  Weise  der  Bankier  der  Welt  geworden,  und 
seine  Banken  mussten  notgedrungen  sich  dieser  SteUung  anpassen. 
Dass  bereits  eine  Art  von  Arbeitsteihing  eingetreten  ist,  kann 
man  aus  den  vorhergehenden  Betrachtungen  entnehmen,  und 
sicherUch  wird  die  begonnene  SpeziaUsierung  eine  immer  sicht- 
barere und  feinere  werden. 

Die  Form  der  Aktiengesellschaft  hat  sich  für  die  Banken  als 
ganz  besonders  vorteilhaft  erwiesen,  und  da  eine  Depositenbank 
doch  nun  einmal  des  öffentlichen  Vertrauens  bedarf,  so  sind  die 
vorgeschriebenen  Veröffentlichungen,  wenn  sie  auch  manchmal  zu 
wünschen  übrig  lassen,  eines  der  wirksamsten  Mittel,  um  es  zu 
erringen.  Die  vielfache  Verzweigung  durch  Filialen  und  die  da- 
mit verbundenen  Vorteile  für  die  Kundschaft  waren  ein  anderer 
Anziehungspunkt.  In  der  Tat  sind  die  in  der  ersten  Hälfte  des 
vergangenen  Jahrhunderts  unbeschränkt  herrschenden  grossen 
Privatbankiers,  heute  kaum  mehr  als  die  Verwalter  ihrer  grossen 
Vermögen. 

Ein  reiches  Feld  für  Verbesserungen  ist  jedoch  noch  vor- 
handen. Ein  Checksystem  mit  Clearinghouse  und  die  Einführung 
eines  zentralisierten  Giroverkehrs  gehören  zu  den  nächsten  Zielen, 
deren  Verwirklichung  eigentlich  nur  eine  gewisse  Gleichgültigkeit 
und  Trägheit  der  Industrie-  und  Handelskreise  verhindert.  Ist 
doch  bei  der  Societe  Generale  pour  favoriser  le  developpement 
du  commerce  et  de  l'industrie  1905  der  Kassenumsatz  noch  zehn- 
mal grösser  als  die  Giroüberweisungen.  Ob  die  internationale 
Konkurrenz  auch  hier  zwingend  eingreifen  wird,  kann  nur  die 
Zukunft  lehren,  jedenfalls  fehlt  es  an  soliden  Grundlagen  in  Ge- 
stalt der  jetzigen  Grossbanken   nicht. 

Bemerkenswert  ist  das  Fehlen  der  bei  uns  so  beliebten 
Interessengemeinschaften.  Nur  gelegentlich  scheinen  bei  Gründer- 
geschäften Zusammenschlüsse  stattgefunden  zu  haben,  wie  z.  B. 
zwischen  der  Societe  Generale  und  der  Banque  de  Paris  et  des 
Pays-Bas.  Man  kann  das  Fehlen  dieser  Interessengemeinschaften 
verstehen,  wenn  man  das  Netz  der  sich  über  ganz  Frankreich 
ausdehnenden  Filialen  aller  Grossbanken,  mit  Ausnahme  des  Cre- 
dit Industriel,  betrachtet,  das  den  Banken  ermöglicht  ,  sich  der 
Pflege  der  Depositen-  und  Kontokorrentkundschaft  an  jedem  be- 
deutenderen Orte  zu  widmen. 

Die  Reserven  der  Aktienbanken  sind  infolge  des  französi- 
schen Aktiengesetzes,  das  ein  Maximum  von   ^lo  des  Grundkapi- 
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tals  vorsieht,  sehr  gering.  Der  Credit  Lyonnais  mit  seinen  haupt- 
sächlich aus  Emissionsgewinnen  der  eigenen  Aktien  herrühren- 
den 100  Millionen  Fr.  macht  eine  Ausnahme.  Auch  die  Banque 
de  Paris  et  des  Pays-Bas  ist  ihrer  hohen  Reserven  wegen  her- 
vorzuheben. 

Das  Bild  der  französischen  Aktienbanken  als  Teil  des  volks- 
wirtschaftlichen Ganzen  betrachtet,  zeigt  uns  eine  Sättigung  mit 
Kapital,  die  der  Aufrechterhaltung  ihrer  Liquidität  ebenso  zu 
statten  kommt,  wie  die  wachsende  Verfettung  die  Energie  des 
Ganzen  beeinträchtigt. 

Wenn  unsere  deutschen  Banken  mit  ihnen  einen  Vergleich  nicht 
immer  aushalten  können,  so  erklärt  sich  das  aus  dem  Stande  der 
deutschen  Volkswirtschaft  mit  ihrer  relativ  geringeren  Kapital- 
ansammlung. Auch  sie  sind  abhängig  von  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  ihres  Landes.  Wenn  dagegen  das  französische  Voll': 
mehr  und  mehr  eine  Rentnernation  geworden  ist,  so  vermögen 
wir  nicht  zu  bedauern,  dass  wir  \on  diesem  Stande  der  Entwick- 
lung doch  noch  ziemlich  entfernt  sind. 
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II.   MISZELLEN. 


Die  XI.  Tagung  des  Internationalen   Statistischen  Instituts  zu 
Kopenhagen   1907^). 

Von 

Dr.  F.   W.  R.  Z  i  m  m  e  r  m  a  n  n  -  Braunschweig. 

Vom  26.  bis  31.  August  1907  hielt  das  Internationale  Sta- 
tistische Institut  seine  XI.  Tagung  zu  Kopenhagen  ab, 
welche  sich  an  wissenschaftlichen  Erfolgen  ebenbürtig  den  vorgehenden 
anreihen  darf.  Der  Besuch  war  ein  reger;  die  offizielle  Liste  führt 
102  Teilnehmer,  darunter  70  Mitglieder  des  Instituts,  auf;  von  der  Ge- 
samtzahl entfallen  13  auf  Deutschland,  7  auf  England,  11  auf  Oesterreich, 
8  auf  Ungarn,  13  auf  Dänemark,  18  auf  Frankreich,  12  auf  Russland, 
7  auf  Schweden,  je  3  auf  Norwegen  und  die  Niederlande  und  je  i  auf 
Belgien,  Bulgarien,  Aegypten,  Italien,  Japan,  Rumänien  und  die  Schweiz. 
Die  Verhandlungen  wurden  wie  früher  in  2  Sektionen,  welche  zu- 
nächst und  in  der  Hauptsache  die  meist  durch  gedruckte  Berichter- 
stattung vorbereiteten  Fragen  berieten,  und  in  der  Generalver- 
sammlung, an  welche  die  von  den  Sektionen  gefassten  Beschlüsse 
zu  definitiver  Billigung  unter  nochmaliger  Beratung  gelangten,  geführt. 
Wir  wollen  über  die  wichtigeren  Verhandlungsgegenstände,  ohne  dabei 
durchweg  nach  der  Behandlung  in  Sektion  und  Generalversammlung 
zu  scheiden,  berichten. 

Ueber  die  schon  auf  den  Tagungen  zu  Berlin  und  London  erörterte 
Frage  der  Tuberkulosestatistik  berichteten  eingehend  Bertillon- 
Paris  und  Lexis-Qo\Xm.gQ\-\.  Bertillon  kam  zu  dem  Schluss,  dass  die 
Tuberkulosestatistik  zwei  Aufgaben  zu  erfüllen  habe;  sie  habe  ein- 
mal das  Vorkommen  der  Tuberkulose  überhaupt,  die  Zahl  der  Er- 
krankungen auf  je  100  000  Einwohner  festzulegen,  sodann  auch  den 
Verlauf   der  Tuberkulose-Erkrankungen,    das,    was  aus  den  Erkrankten 
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werde.  Beide  Zwecke  Hessen  sich  in  dem  Rahmen  der  allgemeinen 
Statistik  über  die  Todesursachen  nicht  erfüllen ;  man  würde  stets 
der  Sonderermittlungen  über  den  einzelnen  Fall  nach  verschiedenen 
Richtungen  hin  bedürfen.  Auch  die  bisherige  Statistik  der  Kranken- 
häuser müsse  entsprechend  erweitert  werden,  um  bezüglich  der  Tuber- 
kuloseerkrankungen die  für  erforderlich  zu  erachtenden  näheren  Nach- 
weise erbringen  zu  können.  Lexis  hat,  nachdem  das  Institut  zu  London 
beschlossen,  die  Frage  nicht  nur  als  eine  Statistik  der  Tuberkulose- 
sterblichkeit, sondern  auch  als  eine  Statistik  der  Morbidität  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Tuberkulosebehandlung  in  Spitälern, 
Lungenheilstätten  etc.  zu  fassen,  speziell  den  letzteren  Punkt  näher  in 
Behandlung  genommen,  über  welchen  aber  international  vergleichbare 
Materialien  nicht  vorliegen.  Er  beschränkt  sich  daher  auf  Angaben 
über  die  bezüglichen  Verhältnisse  in  Deutschland.  Für  besonders  wichtig 
erachtet  er,  zunächst  statistische  Erhebungen  über  die  tatsächliche  An- 
steckung durch  Tuberkulose  zu  veranstalten,  um  die  wirkliche  Bedeutung 
dieser  Gefahr  klarzulegen,  speziell  wünscht  er  bei  jedem  Todesfall  eines 
Witwers  oder  einer  Witwe  die  Frage  beantwortet  zu  haben,  ob  der  ver- 
storbene Ehegatte  an  der  Schwindsucht  gestorben  sei.  In  der  Debatte, 
an  welcher  sich  Troinitzky,  Hjelt,  Raseri,  Verrij?i  Stuart,  Lange,  Dudfield, 
Westergaard,  von  Mayr  und  die  Berichterstatter  beteiligen,  zeigte  sich 
im  allgemeinen  Einverständnis  mit  letzteren;  es  wurde  jedoch  auch 
auf  die  Schwierigkeiten,  welche  die  Erlangung  bezüglicher  ausreichender 
und  vergleichbarer  Daten  in  den  einzelnen  Ländern  bereiten  müsse, 
hingewiesen.  Speziell  mit  Rücksicht  auf  letzteres  wurde  von  einer 
näheren  Formulierung  des  behufs  einer  Tuberkulosestatistik  Erforder- 
lichen abgesehen,  es  wurde  vielmehr  unter  allgemeiner  Billigung  der 
von  den  Referenten  hervorgehobenen  Gesichtspunkte  die  für  die  Frage 
schon  bestehende  Kommission,  welche  man  durch  Lange,  Raseri 
und  Verrijn  Stuart  verstärkte,  mit  weiterer  eingehender  Sach- 
p  r  ü  f  u  n  g  u  n  d  B  e  r  i  c  h  t  e  r  s  t  a  1 1  u  n  g  für  die  n  ä  c  h  s  t  e  T  a  g  u  n  g 
beauftragt. 

Nach  Massgabe  eines  auf  der  Londoner  Tagung  gefassten  Be- 
schlusses über  die  Grundlegung  einer  internationalen 
Zahlungsbilanz  und  in  Erledigung  eines  ihm  in  dieser  Hinsicht 
besonders  gewordenen  Auftrags  berichtete  Gruber -VJ'ien  über  die  Ergeb- 
nisse, welche  eine  von  ihm  angestellte  besondere  Nachfrage  bei  einer 
grösseren  Reihe  von  Staaten  gehabt,  Ergebnisse,  welche  in  einem  ge- 
druckten Referat  noch  näher  dargelegt  waren.  Indem  er  speziell  noch  be- 
tont, dass  die  innere  Bedeutung  des  Ausdrucks  Zahlungsbilanz  nicht  über- 
all scharf  und  richtig  aufgefasst  sei,  kommt  er  zu  den  Anträgen,  den  von 
ihm  entworfenen  und  den  bisherigen  Erhebungen  zu  Grunde  gelegten 
Fragebogen  näher  zu  prüfen  und  endgültig  zu  formulieren,  unter  Fest- 
haltung an  dem  in  London  gefassten  Beschluss  neuerdings  eine  Kom- 
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mission  zu  analoger  Aufgabe  zu  bestellen,  sowie  den  Wunsch  zu  verlaut- 
baren, dass  die  Statistischen  Aemter  in  den  einzelnen  Staaten  ihre  Agenden 
in  der  Richtung  ausgestalten,  damit  die  Elemente  für  eine  internationale 
Zahlungsbilanz  in  diesen  Staaten  aufgesucht  und  gesammelt  werden  können. 
Schon  die  Generaldebatte,   an  der  sich  Raffalovich,    March,  Neymarck, 
Schelle,   von  Juraschek,    van   der  Borght,  von  Inama-Sternegg,   Kiaer  und 
Mandello  beteiligten,  Hess  die  Richtigkeit  der  Gruber'schen  Bemerkung 
über  die  vielfach  unrichtige  Auffassung  des  Ausdrucks  »Zahlungsbilanz« 
erkennen.     Betont    wurde   namentlich    die    grosse    Schwierigkeit    einer 
bezüglichen  Feststellung ;  eine  absolute  Lösung  in  dem  Sinne,  dass  von 
allen  Staaten  übereinstimmende  und  in  sich  stimmende  Daten  gegeben 
werden,  sei  wohl  kaum  möglich,  auch  würden  Doppelzählungen  schwer 
vermeidbar  sein;  namentlich  für  grosse  Staaten  würden  die  Schwierig- 
keiten   am    entschiedensten    hervortreten.       Nach    allgemeiner    Ansicht 
sollte  man  aber  die  Aufgabe  trotz  allem  nicht  fallen  lassen,  eine  Fort- 
führung werde  weitere  Klärung   schaffen.     Obwohl   von  Inaina-Siernegg 
mit  vollem  Recht  geltend  gemacht  hatte,  dass  der  behufs  Erlangung  des 
Materials  aufgestellte   und  auch   für    die  Folge  zu   verwendende  Frage- 
bogen in  einer  derartigen  Versammlung  erfolgreich  nicht  zu  diskutieren 
sein  werde,    dass    solches   auch   nicht    erforderlich   erscheine,    da   die 
etwa  sich   erhebenden  Zweifel   im  Laufe  der  Zeit   bei  der  Anwendung 
zu  klären  ständen,  wurde  dennoch  in  eine  Spezialdebatte,  die  lediglich 
den  Fragebogen  behandelte,  eingetreten.    Der  wenig  befriedigende  Ver- 
lauf dieser   Spezialdebatte    bestätigte   in    schlagendster  Weise   das  Zu- 
treffende des  von  Inama'schen  Standpunktes.    Die  sogenannte  Debatte 
stellte  sich  bei  dem  Mangel  einer  führenden  Leitung  in  der  Hauptsache 
nur  als  eine  Unterhaltung  zwischen  den  französischen  Mitgliedern  bez. 
diesen  einerseits  und  dem  Referenten  andererseits  zur  Aufklärung  über 
Einzelheiten  des  Fragebogens   oder   einzelne  Nummern   desselben  dar, 
eine    Aufklärung,    wie    sie    bei    einer   genügenden  Durcharbeitung    des 
früheren   wie  des  jetzigen  gedruckten  Gruber'schen  Referates    vielfach 
wohl  überhaupt  ausserhalb  des  Bedürfnisses  gelegen  haben  würde.    Bei 
der  hierin  zu  Tage  tretenden  Heraushebung  von  untergeordneten  Spezial- 
punkten,  die  im  wesentlichen  bei  der  Bearbeitung  selbst  als  tatsächliche 
Momente   zu    entscheiden   gewesen    wären,    zog    sich    die  Debatte,    an 
welcher  sich  Dritte  überhaupt  kaum  noch  beteiligten,  ziemlich  nutzlos 
sehr  in  die  Länge,  ohne  irgendwie  ein  grösseres  Interesse  erwecken  zu 
können,    wie    die    Haltung    der   sonstigen   Versammlung   unverkennbar 
ersehen  Hess.     Schliesslich   wurde  Gruber  zum   permanenten  Re- 
ferenten  für   den   fraglichen  Gegenstand    ernannt   und    der  Auftrag 
der  zu  London  gewählten  Kommission,  welche  noch  durch  Nicolai 
und  Raffalovich  ergänzt  wurde,  wiederum  erneuert,  um  die  begonnenen 
Ermittlungen  auch  für  die  Folge  weiter  zu  führen. 

Im  Anschluss    an    die   früheren   bezüglichen  Erörterungen  auf  den 
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Tagungen  zu  Berlin  und  London  wurde  die  Frage  über  die  Fest- 
legung der  Bevölkerungsverhältnisse  in  Ländern 
ohne  eine  o  r  d  n  u  n  g  s  m  ä  s  s  i  g  e  Volkszählung  weiter  be- 
handelt. Die  früher  beschlossene  Massnahme,  dass  die  für  die  Frage 
eingesetzte  besondere  Kommission  des  Internationalen  Statistischen 
Instituts  mit  dem  Internationalen  Geographischen  Kongress  bez.  einer 
von  diesem  bestellten  Kommission  in  Verbindung  treten  solle,  hatte 
bislang  zu  einem  praktischen  Erfolg  behufs  Lösung  der  Frage  nicht 
geführt.  Die  Meinungen  über  die  weiteren  Schritte  waren  geteilt.  Der 
erste  Berichterstatter  der  Sonderkommission  Kce/oed-Kopenhagen,  wel- 
cher namentlich  durch  7'on  Mayr,  Troinitzky  und  Bücher  unterstützt 
wurde,  wollte  die  Frage  zunächst  ruhen  lassen,  bis  dass  der  Inter- 
nationale Geographische  Kongress  sich  seinerseits  über  dieselbe  ent- 
schieden habe,  während  der  andere  Berichterstatter  ^/rt'(?r-Christiania 
für  ein  selbständiges  Fortarbeiten  der  bisherigen  Kommission  eintrat. 
Es  wurde  hervorgehoben,  dass  die  Frage  zwar  als  eine  gemischte  an- 
gesehen werden  könne,  dass  sie  aber  doch  in  erster  Linie  immer  eine 
geographische  sei.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  eine  eigentliche 
Statistik,  sondern  um  Schätzungen,  welche  mehr  oder  weniger  auf 
statistischen  Grundlagen  zu  machen  sind.  Besonders  betont  wurde,  dass 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  die  Irrtümer  und  Abweichungen  bei 
derartigen  Schätzungen  speziell  auch  bei  denen  über  die  Bevölkerungen 
älterer  Zeiten  sehr  grosse  sind.  Schliesslich  wurde  eine  Vermittlung 
zwischen  den  beiden  entgegengesetzten  Standpunkten  versucht  und  in 
der  nachstehenden  allgemein  angenommenen  Resolution  erreicht:  Die 
Frage  über  die  Festlegung  der  Bevölkerungsverhält- 
nisse in  Ländern  ohne  eine  ordnungs  massige  Volks- 
zählung soll  von  der  S  o  n  d  e  r  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n  an  sich  weiter 
behandelt  werden,  das  Bureau  des  Internationalen 
Statistischen  Instituts  soll  mit  dem  Organisations- 
komi t  e  e  des  Internationalen  Geographischen  Kon- 
gresses für  dessen  Tagung  zu  G  e  n  f  i  m  Jahre  i  9  o  8  in 
Verbindung  treten  und  nochmals  die  hohe  Bedeu- 
tung einer  gemeinschaftlichen  Lösung  der  Frage 
geltend  machen. 

Schon  auf  der  Berner  Tagung  im  Jahre  1895  war  die  Heraus- 
gabe einer  internationalen  Statistik  über  die  Be- 
wegung der  Bevölkerung  von  Seiten  des  Instituts  in  Anregung 
gebracht;  es  hatten  sich  jedoch  für  eine  solche  die  Mittel  des  Instituts 
als  unzulänglich  erwiesen.  Inzwischen  hat  March-V^x\%  die  Sache  prak- 
tisch in  Angriff  genommen,  aber  nicht  als  eine  Angelegenheit  des  In- 
stituts, sondern  als  eine  solche  der  französischen  Regierung,  speziell 
des  Minist^re  du  Travail  et  de  la  Prevoyance  sociale,  Direction  du  Travail. 
Er   legt  nunmehr    eine  Statistique   internationale  du  Mouvement   de  la 
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Population  d'apres  les  registres  de  Tetat  civile  1907  vor,  welche  all- 
seitig Anerkennung  fand.  March  erläutert  sodann  im  einzelnen,  wie 
die  Statistik  entstanden  und  durchgeführt  sei,  welche  Grundsätze  bei 
der  Veröffentlichung  massgebend  gewesen  seien,  auch  erklärt  er  sich 
zur  Fortsetzung  der  fraglichen  Statistik  bereit.  In  der  sich  anschliessen- 
den Debatte,  an  welcher  sich  von  Mayr,  Bertillon,  Tro'initzky,  Lange 
und  Nicolai  beteiligen,  werden  verschiedene  Einzelwünsche  bezüglich 
der  fraglichen  Statistik  geltend  gemacht,  so  namentlich  auch  der  nach 
einer  jährlichen  Wiederholung,  wogegen  sich  aber  March  wendet, 
weil  solches  mit  Rücksicht  auf  Arbeit  und  Kosten  voraussichtlich  nicht 
durchführbar  sein  werde,  ein  fünfjähriges  Erscheinen  werde  sich  er- 
möglichen lassen.  Schliesslich  fand  folgende  Resolution  einstimmige 
Annahme :  In  Hinblick  auf  die  tatsächlichen  Schwierig- 
keiten, welche  der  Herausgabe  eines  Jahrbuchs  über 
die  Bewegung  der  Bevölkerung  durch  das  Internatio- 
nale Statistische  Institut  selbst  entgegenstehen,  ist 
mit  lebhaftem.  Dank  anzuerkennen,  wie  Herr  March 
sich  bereit  erklärt  hat,  eine  internationale  Statistik 
der  Bewegung  der  Bevölkerung  in  fünfjährigen  Z  vv^ i - 
s  c  h  e  n  r  ä  u  m  e  n  h  e  r  a  u  s  z  u  g  e  b  e  n. 

Als  eine  für  das  Institut  neue  Frage  war  durch  Maiaja-^'itn  die 
Statistik  desZeitungswesens  zur  Erörterung  gebracht,  welches 
eine  längere  und  interessante  Debatte  zeitigte.  Auf  Grundlage  seines 
gedruckten  Referats  berichtet  Mataja  mündlich  näher  über  den  Gegen- 
stand, indem  er  einerseits  die  grosse  politische,  wirtschaftliche  und 
kulturelle  Bedeutung  der  durch  eine  Statistik  der  fraglichen  Art  zu 
gewinnenden  Aufschlüsse,  andererseits  die  ihrer  Verwirklichung  ent- 
gegenstehenden Schwierigkeiten  hervorhebt.  Er  hofft  durch  seine  Aus- 
führungen den  dringend  wünschenswerten  Ausbau  der  Statistik  des 
Zeitungswesens  anzuregen,  bei  der  eine  Feststellung  der  Verbreitung 
der  Blätter  und  ihrer  einzelnen  Kategorien  unbedingt  gefordert  werden 
müsse.  Bücher  unterstützt  diese  Anregung,  indem  er  zugleich  die  Ta- 
bellen einer  von  ihm  ausgearbeiteten  Zeitungsstatistik  des  Deutschen 
Reiches  vorlegt.  Er  erörtert  die  technischen  Grundlagen  dieser  Sta- 
tistik, welche  in  der  Zeitungsliste  der  Deutschen  Reichspost  und  in 
den  Katalogen  der  Annoncenexpeditionen  bestehen.  Als  Ergebnisse, 
welche  durch  diese  Statistik  gewonnen  v.-orden  seien  und  zweifellos 
anderwärts  auf  ähnlicher  Grundlage  gewonnen  werden  könnten,  be- 
zeichnet er:  i.  die  Zahl  der  Zeitungen  in  den  einzelnen  Gebiets- 
teilen (territoriale  Dichtigkeit  des  Zeitungswesens) ;  2.  die  Zahl  der 
Gemeinden  mit  Zeitungen  und  die  Zahl  der  in  jeder  erscheinen- 
den Blätter  (lokale  Dichtigkeit  desZeitungswesens);  3.  die  Höhe  der 
Auflagen  aller  Zeitungen  und  damit  die  Verbreitung  der  Zeitungs- 
wirkungen in  der  Bevölkerung  (soziale  Intensität  des  Zeitungswesens); 
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4.  die  zeitliche  Häufigkeit  des  Erscheinens  der  Zeitungen 
(zeitliche  Intensität  der  Zeitungswirkungen);  5.  die  Höhe  des 
A  b  o  n  n  e  m  e  n  t  s  p  r  e  i  s  e  s ,  berechnet  auf  die  Kosten  einer  Wochen- 
nummer pro  Jahr ;  6.  die  Höhe  der  A  n  n  o  n  c  e  n  p  r  e  i  s  e ,  berechnet 
auf  eine  absolut^  Einheit  (für  Deutschland  1000  mm  Petitdruck). 
Schließlich  beantragt  er,  das  Institut  wolle  die  Veranstaltung  gleich- 
artiger statistischer  Feststellungen  in  den  übrigen  Ländern  empfehlen, 
um  wenigstens  ein  Minimum  vergleichbarer  Tatsachen  zu  gewinnen. 
In  der  sich  anschliessenden  längeren  Debatte,  an  welcher  sich  des 
weitern  Raffalovich,  Neymarck,  Bletick  und  Yves-  Guyot  beteiligen,  wurde 
zwar  im  allgemeinen  die  Möglichkeit  und  der  Nutzen  einer  Zeitungs- 
statistik anerkannt,  von  Einzelnen  jedoch  die  Einbeziehung  einer  Er- 
hebung über  die  Auflagehöhe  in  die  zu  machenden  Feststellungen  ver- 
worfen, da  sie  nur  zu  wertlosen  und  irreleitenden  Ergebnissen  führen 
könne.  Von  Seiten  des  Berichterstatters  Mataja  wurde  aber  auf  die 
Feststellung  gerade  dieses  Punktes  besonderer  Wert  gelegt  und  seine 
Wichtigkeit  —  trotz  unvermeidlicher  Ungenauigkeiten  —  betont.  Schliess- 
lich sprach  man  sich  in  der  Sektion  einstimmig  für  den  Antrag  Bücher 
aus ;  über  die  Zahl  der  zunächst  zu  berücksichtigenden  Punkte  herrschte 
insofern  nicht  völlige  Einmütigkeit,  als  die  Aufnahme  der  Höhe  der 
Auflage  unter  die  zu  machenden  Feststellungen  gegen  eine  Minorität 
von  3  Stimmten  und  mit  dem  Zusätze  angenommen  wurde:  »soweit 
sie  im  Bereich  des  M  ö  g  1  i  c  h  e  n  liegt«.  In  der  General- 
versammlung führte  der  letztere  Punkt  über  die  Festlegung  der  Höhe 
der  Auflage  wiederum  zu  längerer  und  lebhafterer  Debatte  zwischen 
Bücher,  Alataja,  Yves- Guyot,  Äfandello,  Troinitzky,  Delatour  und  Raffalo- 
vich. Während  einerseits  auf  die  vorwiegende  Bedeutung  gerade  dieser 
Festlegung  hingewiesen  wurde,  machte  man  andererseits  die  Unmög- 
lichkeit einer  bezüglichen  Nachweisung  für  eine  grössere  Zahl  Länder 
wie  Frankreich,  England,  Russland,  Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
Amerika  geltend.  Bei  den  wohl  wesentlich  infolge  von  Missverständ- 
nissen sich  mehr  als  nötig  verschärfenden  Gegensätzen  kam  man  als 
Endresultat  mit  geringer  Stimmenmehrheit  zu  dem  Beschluss,  die 
ganzeFrage  noch  näher  zu  prüfen  und  auf  die  nächste 
Session  zu  vertagen. 

In  Fortleitung  der  früheren  Verhandlungen  auf  der  Tagung  zu 
London  berichtete  von  Wenäri'ch-Freiburg  i.  B.  (früher  Petersburg)  über 
die  internationale  Transportstatistik  im  Anschluss  an 
ein  gedrucktes  Referat,  in  welchem  die  weiter  erzielten  Erfolge  näher 
zur  Darstellung  gebracht  waren.  Eine  besondere  Beschlussfassung  fand 
über  den  Gegenstand  nicht  statt.  In  der  gleichen  Weise  berichtete 
lediglich  der  Generalversammlung  auch  Ä'eymarck-'Pans  über  die  inter- 
nationale Statistik  der  mobilen  W^  e  r  t  e  in  Fortsetzung 
seiner  über  den  Gegenstand  mit  Regelmässigkeit  schon  früher  gemachten 
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Mitteilungen;  das  vollständige  Referat  wird  demnächst  im  Bulletin  des 
Internationalen  statistischen  Instituts  zum  Abdruck  gelangen.  Für  die 
auf  der  Londoner  Tagung  eingesetzte  besondere  Kommission 
b  e  h  u  f  s  A  u  f  s  t  e  1 1  u  n  g  von  Formularen  für  eine  inter- 
nationale Unfallstatistik,  welche  bislang  zu  einem  Abschluss 
ihrer  Verhandlungen  noch  nicht  gelangt  ist,  wurde  der  Auftrag  auf  die 
nächste  Tagung  des  Instituts  erstreckt;  dabei  wurde  die  Kommission 
gleichzeitig  durch  Delatoiir  und  Bellom  verstärkt.  In  eingehender 
Weise  bringt  van  der  Borght-'Q&xXva.  die  Grundzüge  der  Deut- 
schen Berufs-  und  Betriebszählung  von  1907  nach  den 
einzelnen  Richtungen  hin  zur  Klarlegung  im  Anschluß  an  ein  vor- 
liegendes gedrucktes  Referat.  Blenck  gibt  dazu  noch  einige  Ergänzungen 
speziell  für  Preussen,  nähere  Zahlendaten  in  einer  gedruckten  Ueber- 
sicht  vorlegend.  Im  Anschluss  daran  weist  Lang  auf  die  Ungarische 
Berufsstatistik  und  von  Juraschek  auf  die  von  Oesterreich  hin. 

Eine  längere  Debatte,  in  welche  neben  dem  Antragsteller  nament- 
lich Bücher,  Yves-Guyot,  Lange,  Neymarck,  van  der  Borght  und  Blenck 
eingriöen,  zeitigte  die  von  March-Yd.xx's,  vorgeschlagene  und  in  einem 
gedruckten  Referat  wie  auch  mündlich  näher  begründete  Heraus- 
gabe eines  technologischen  Verzeichnisses  in  drei 
Sprachen  (Deutsch,  Englisch,  Französisch)  über  alle  die  ein- 
zelnen Berufs-  und  Gewerbsbezeichnungen  in  den 
verschiedenen  Ländern.  Auf  der  einen  Seite  wurde  hervor- 
gehoben, wie  sich  der  Herausgabe  grosse,  vielleicht  kaum  zu  über- 
windende Schwierigkeiten  entgegensetzen  würden,  wie  das  Projekt  über 
den  Rahmen  der  Statistik  hinausgehe  und  in  das  Gebiet  der  Technik 
und  Lexikographie  übergreife,  wie  die  mehrfache  Bedeutung  und  der 
Wandel  der  Bedeutung  im  Laufe  der  Zeit  hemmend  und  verwirrend  ein- 
wirken müsse,  wie  die  Herausgabe  bedeutende  Kosten  erfordern  werde. 
Auf  der  anderen  Seite  wurde  aber  dagegen  auf  den  grossen  praktischen 
Wert,  den  ein  derartiges  technologisches  A-^erzeichnis  haben  müsse, 
hingewiesen,  ein  Wert,  der  fast  von  allen  anerkannt  wurde  und  der 
sich  speziell  durch  die  neueren  Berufs-  und  GeAverbestatistiken  in  deren 
weiterer  Ausnutzung  fühlbar  gemacht  hatte;  man  glaubte  auch,  dass 
die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  und  Hemmnisse  wohl  zu  über- 
winden sein  würden,  daß  zum  mindesten  aber  ein  Versuch  dazu  gemacht 
werden  müsse ;  betont  wurde  des  weiteren,  daß  gerade  die  Statistik 
die  beste  Gelegenheit  habe,  die  technischen  Ausdrücke  festzustellen, 
und  daß  dieselbe  sich  einer  derartigen  Aufgabe  nicht  entziehen  solle. 
Beschlossen  wurde  eine  besondere  Kommission  mit  der  näheren 
Prüfung  des  Projekts  zu  betrauen,  welche  weitere  Vorschläge  behuf  der 
eventuellen  Ausführung  und  über  die  Art  und  Weise  der  Ausführung 
zu  machen  haben  würde.  Zu  Mitgliedern  dieser  Kommission  wurden 
Blenck,    van    der  Borght,    Wilson  Fox,    Guillaunie,  Juiin,    von  Juraschek, 
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Manh,    North,    Lletvellyn-Smith,    Wilcox    gewählt    mit    dem   Recht    der 
Kooptation. 

Im  Anschluss  an  den  vorerörterten  March'schen  Antrag  regte 
Raffalovich-V^ixls,  an,  in  einem  Wörterverzeichnis  alle  die 
allgemeinen  und  technischen  Ausdrücke,  deren  sicli 
die  Statistik  in  den  verschiedenen  Ländern  bedient, 
zusammenzufassen  und  nach  ihrer  besonderen  Be- 
deutung näher  festzulegen.  Auch  dieser  Antrag  wurde,  ob- 
wohl sich  gegen  ihn  gewichtigere  Bedenken  geltend  machten,  an  eine 
besondere  Kommission  zu  näherer  Prüfung  und  demnächstiger 
Berichterstattung  gegeben.  Der  letzteren  Kommission  wurde  dann 
auch  ein  Antrag  von  Yves- Gityot-Vsa\s,  dem  Worte  Konzentration 
für  die  Statistik  eine  einengende  dem  tatsächlichen  Gebrauch  nicht 
entsprechende  Bedeutung  beizulegen,  nach  lebhafterer  Bekämpfung 
speziell  durch  Bücher  mit  einer  geringen  Stimmenmehrheit  zugewiesen, 
wesentlich  wohl  um  ihm  auf  diese  Art  eine  mildere  Zurückweisung  zu 
Teil  werden  zu  lassen. 

Nach  Massgabe  des  inneren  Zusammenhanges  wurde  in  Verbindung 
miteinander  eingehender  über  die  Statistik  der  Familien,  be- 
züglich deren  March-Vzxx?.  ein  ausführliches  gedrucktes  Referat  einge- 
bracht hatte,  und  über  die  Ehefruchtbarkeit,  die  Zahl  der 
Kinder  auf  eine  Familie,  bezüglich  deren  Äza^/'-Christiania  im 
Druck  und  mündlich  berichtete,  verhandelt.  Nach  einer  längeren  klären- 
den Debatte,  an  welcher  sich  Raseri,  Fahlbeck,  Ramm,  Nicolai,  Thirring 
und  von  Juraschek  beteiligten,  wurde  mit  einigen  Ergänzungen  die  um- 
fassendere, von  Kiaer  vorgeschlagene  Resolution  angenommen,  welche 
für  den  weiteren  Ausbau  der  Familienstatistik  je  nach  der  vorhandenen 
Möglichkeit  verschiedene  Handhaben  zu  geben  suchte.  Des  weiteren 
berichtete  (SV^a/z^öt-Bukarest  über  die  Statistik  der  Grundbe- 
sitzverteilung in  den  verschiedenen  Ländern,  an- 
schliessend an  ein  gedrucktes  Referat,  welches  bezügliche  Daten  für 
14  Hauptländer  zusammenstellte  und  näher  erörterte,  dabei  allerdings 
unvermittelt  Daten  über  die  Betriebsgrössen  und  über  die  Eigentums- 
grössen  aneinanderreihend,  worauf  Bücher  speziell  hinweist.  Die  Be- 
deutung der  Sache  wurde  aber  speziell  durch  von  Inama- Sternegg  und 
Bücher  anerkannt;  man  nahm  daher  Anlass,  die  früher  schon  be- 
stellte Kommission  für  die  Grundbesitzstatistik  wieder 
ins  Leben  zu  rufen.  Auf  einen  Bericht  von  iY'7<;/<?j-Budapest  wurden 
über  die  S  t  at  is  tik  derPreise  und  speziell  der  Getreide- 
preise umfassendere  Grundsätze  aufgestellt,  gleichzeitig  wurde  hierzu 
von  ^ö///^^-London  die  nach  einem  Beschluss  auf  der  Londoner  Tagung 
erwünschte  Bibliographie  vorgelegt,  welche  nach  der  umfassenden 
Bibliothek  der  Royal  Statistical  Society  in  London  die  Literatur  über 
die  Getreidepreise  nachweist. 
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Wenn  wir  schliesslich  mit  Rücksicht  auf  den  beschränkten  Raum  nur 
kurz  noch  den  umfassenderen  Vortrag  de  Fovilks  in  der  Eröffnungssitzung 
über  den  Homo  medius,  den  Vortrag  Yves- Guyots  (über  die  indust- 
rielle Konzentration  nach  den  Ergebnissen  der  neu- 
eren statistischen  Erhebungen,  den  Vortrag  Wesiergaard?> 
über  das  Horoskop  der  Bevölkerung  im  zwanzigsten 
Jahrhundert,  den  Bericht  Thirriti-g'i  über  die  Veröffentlichung 
eines  statistischen  Jahrbuches  dergrossenStädte,  den 
Bericht  Hoeki,  mit  anschliessender  Debatte  über  die  internationale 
Meeresforschung  und  die  Seefischereistatistik,  den 
Bericht  Z(?/(5'/ö;r^s  über  das  Grundeigentum  im  europäischen 
R  u  s  s  1  a  n  d ,  die  Anregung  Raffalovich's,,  die  Prämien  und  Sub- 
ventionen, welche  in  den  verschiedenen  Ländern  dem 
Ackerbau,  der  Industrie,  dem  Handel  und  der  See- 
schiffahrt gewährt  werden,  näher  nachzuweisen,  den 
Bericht  Westergaards  über  die  Sterblichkeit  der  Geistes- 
kranken in  Dänemark,  die  Berichte  Fafcanovs  über  die  Ernte- 
feststellung in  Russland  und  über  die  städtische  Bevölker- 
ung in  Russland  erwähnen,  so  haben  wir  im  wesentlichen  das 
wissenschaftliche  Ergebnis  der  XI.  Tagung  des  Internationalen  Sta- 
tistischen Instituts  zu  Kopenhagen  zur  Darstellung  gebracht.  Aus  dieser 
Darstellung  wird  man  mit  Recht  den  Schluss  ziehen  dürfen,  dass  der 
Erfolg  der  Tagung  sich  würdig  an  die  früheren  anreiht  und  vollen 
Anlass  bietet,  mit  Genugtuung  auf  denselben  zurückzublicken. 


Bedarf  das  Depositen^vesen  in  Deutschland  einer  gesetzlichen 

Regelung? 

Ueber  diese  Frage  hat  der  Allgemeine  Deutsche  Bankier- 
tag auf  seiner  Jahresversammlung  in  Hamburg  am  6.  September  d.  J. 
folgende  nach  mehr  als  einer  Richtung  bemerkenswerte  Leitsätze 
angenommen : 

i)  Die  in  Deutschland  bestehende  Organisation 
des  Bankwesens  und  der  Kreditversorgung,  deren  Eigenart  einer- 
seits in  der  Verbindung  des  allgemeinen  Bankgeschäfts  mit  der  Ver- 
waltung fremder  Gelder,  andererseits  in  der  innigen  Verbindung  zu 
Handel  und  Industrie  besteht,  ist  aus  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
Deutschlands  herausgewachsen  und  hat  zu  dem  kraftvollen  Aufschwünge 
der  gewerblichen  Tätigkeit  und  der  darauf  beruhenden  Vermehrung 
des  Nationalwohlstandes  wesentlich  beigetragen. 

2)  Da  die  in  Deutschland  mehr  als  in  anderen  Ländern  entwickelten 
kommunalen  Sparkassen  die  Spargelder  der  arbeitenden  Klassen  und 
des  Mittelstandes  an  sich  ziehen  und  denselben  angemessene  Verzinsung 
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gewähren,  so  sind  die  den  Banken  und  Bankhäusern  zufliessenden  De- 
positengelder nur  zum  kleinsten  Teile  eigentliche  Spareinlagen 
sondern  vorzugsweise  Betriebsreserven  von  Gewerbetrei- 
benden, die  auch  ihre  sonstigen  bankgeschäftlichen  Transaktionen, 
durch  ihre  Bankverbindung  besorgen  lassen,  oder  vorübergehend 
verfügbare,  zu  späterer  Anlage  in  Wertpapieren, 
Hypotheken  usw.  bestimmte  Mittel  von  Kapitalisten. 
Diese  beiden  Kategorien  von  Einlegern  legen  gerade  besonderen  Wert 
darauf,  dass  dieselbe  Stelle,  der  sie  ihre  Gelder  zur  Verzinsung  geben, 
ihnen  für  alle  Art  bankgeschäftlicher  Transaktionen,  insbesondere  zu 
zeitweiser  Kreditgewährung  zur  Verfügung  steht. 

3)  Ein  Bedürfnis  zur  Errichtung  reiner  Depositenbanken 
ist  in  Deutschland  nicht  hervorgetreten.  Ein  solches  Bedürfnis  kann 
sich  in  Zukunft  herausstellen,  wenn  bei  weiterer  Steigerung  des  natio- 
nalen Wohlstandes  die  Verdienstüberschüsse  der  Gewerbetreibenden 
nicht  mehr  wie  bisher  zur  Vergrösserung  und  Konsolidierung  der  Be- 
triebe gebraucht  werden  und  die  Zahl  derer  grösser  wird,  die  ohne 
eigenen  Kreditbedarf  erhebliche  Kapitalien  zu  verzinsbarer  Nutzung 
regelmässig  zur  Verfügung  haben.  In  diesem  Stadium  werden,  wie  dies 
in  ]Mecklenburg,  Oldenburg  und  an  vereinzelten  anderen  Orten  ge- 
schehen ist,  spontan  ohne  gesetzgeberische  Anregung  reine  Depositen- 
banken teils  durch  Umbildung  bestehender  Institute,  teils  im  Wege  der 
Neugründung  in  ausreichendem  Umfange  entstehen,  und  die  Konkurrenz 
wird  von  selbst  dazu  führen  ,  dass  sie  sich  den  in  jenen  Ländern  üb- 
lichen Beschränkungen  ihres  Geschäftsbetriebes  freiwillig,  weil  im  ei- 
genen Interesse,  unterwerfen. 

4)  Eine  reine  Depositenbank  kann  nach  den  Erfahrungen 
anderer  Länder  nur  dann  rentieren  und  den  Einlegern  eine  annehm- 
bare Verzinsung  gewähren,  wenn  bei  relativ  kleinem  eingezahlten  Ka- 
pital die  Ziffer  der  Einlagen  den  Betrag  des  ersteren  um  ein  vielfaches 
übersteigt.  Die  Voraussetzungen  hierfür  sind,  von  den  erwähnten  Aus- 
nahmen abgesehen,  in  Deutschland  noch  nicht  gegeben.  Der  über- 
wiegenden Mehrzahl  von  Einlegern,  die  jetzt  bei  den  Kreditbanken 
Depositenguthaben  halten,  könnte  eine  reine  Depositenbank  nicht  die 
Dienste  leisten,  die  sie  von  ihrer  Bankverbindung  erwarten.  Eine  reine 
Depositenbank,  die  ein  Netz  von  Depositenkassen  in  grossen  Städten 
und  Filialen  in  den  Provinzen  unterhalten  müsste,  würde  bei  den  der 
zinsbaren  Nutzung  ihrer  Gelder  gezogenen  engen  Grenzen  von  den 
Geschäftsunkosten  erdrückt  werden. 

5)  Der  Unbeschränktheit  des  Geschäftsbetriebes  der  Kreditbanken, 
die  Depositengelder  verwalten,  steht  gegenüber,  dass  das  Verhältnis 
des  eigenen  Kapitals  zu  dem  Betrage  der  Depositen 
und  der  gesamten  fremden  Gelder  wesentlich  günstiger  ist  als  bei  den 
reinen    Depositenbanken    des    Auslandes.     Die    Statistik    der    Bilanzen 
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aller  am  Depositenverkehr  nennenswert  beteiligten  Aktienbanken  be- 
weist, dass  die  zur  Deckung  bereit  gehaltenen  Mittel  sowohl  nach  der 
Prozentsatzziffer,  als  nach  der  Flüssigkeit  (Wechsel,  Report,  Lombard 
und  eigene  Effekten,  letztere  zur  Hälfte  gerechnet)  den  strengsten  An- 
forderungen nach  den  Erfahrungen  kritischer  Zeiten  durchaus  genügen. 
Dass  die  Deckung  vorzugsweise  in  Wechseln  und  Reporteffekten  ge- 
halten wird,  befähigt  diese  Institute  zur  prompten  Rückzahlung  fremder 
Gelder  in  weit  grösserem  Masse  als  die  kommunalen  Sparkassen,  die 
mehr  als  ^/s  ihrer  Einlagen  in  Hypotheken  anlegen. 

6)  Gesetzgeberische  Experimente,  die  aus  theoretischen 
Erwägungen  darauf  hinauslaufen,  aus  einer  ganz  anderen  historischen 
Entwicklung  hervorgegangene  Einrichtungen  des  Auslandes  auf  unser 
in  eigenartiger  gesunder  Entwicklung  begriffenes  Bankwesen  zwangs- 
weise zu  übertragen,  können  leicht  gefährliche  Störungen  unseres  Wirt- 
schaftslebens hervorrufen.  Gesetzliche  Beschränkungen  des 
Geschäftsbetriebs  existieren  überall  nur  für  die  mit  dem  Privi- 
legium der  Banknotenausgabe  ausgestatteten  Banken  und  in  einzelnen 
Ländern  für  die  zur  Ausgabe  von  Pfandbriefen  berechtigten  Institute. 
Noch  in  keinem  anderen  Grossstaate  ist  aber  versucht  Avorden,  die  freie 
Bewegung  von  Banken  deshalb,  weil  sie  Depositen  oder  überhaupt 
fremde  Gelder  verwalten,  gesetzlichen  Beschränkungen  oder  einer  ad- 
ministrativen Aufsicht  zu  unterwerfen.« 
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Das  Königreich  Württemberg.  Eine  Beschreibung  nach  Kreisen,  Ober- 
ämtern und  Gemeinden.  Hrsg.  von  dem  K.  Statistischen  I/andesamt. 
4  Bände.  675,  683,  567  und  834  S.  S**.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer, 
1904 — 1907. 

Diese  neue  Landesbeschreibung  schHesst  sich  ihren  Vorgängerin- 
nen von  1863  und  1884  würdig  an,  übertrifft  sie  aber  wie  an  Umfang 
so  an  Zuverlässigkeit  und  Genauigkeit,  leider  freilich  ohne  sie  völlig 
überflüssig  zu  machen.  Sie  ist,  wie  jene,  das  Ergebnis  des  Zusammen- 
arbeitens  Vieler  (26),  die  sich  unter  der  Leitung  des  Statistischen 
Landesamtes  (Oberstudienrat  von  Hartmann)  vereinigt  hatten.  »Es  war 
die  Absicht,  in  erster  Linie  die  im  dritten  Bande  des  früheren  Werkes 
enthaltene  Bezirks-  und  Ortsbeschreibung  zu  erneuern  und  wesentlich 
zu  erweitern  und  damit  zugleich  für  die  zum  Teil  veralteten  Oberamts- 
beschreibungen einen  gewissen  Ersatz  zu  schaffen ;  ein  einleitender  Teil 
soll  das  Wichtigste  über  Land,  Volk  und  Staat  in  kurzgedrängten  Ab- 
schnitten auf  engbemessenem  Raum  zusammenfassen.« 

Diese  Worte  der  Vorrede  sind  bei  der  Benutzung  und  Beurteilung 
der  Bände  wohl  im  Auge  zu  behalten ,  wenn  das  Werk  nicht  an  fal- 
schem Massstabe  gemessen  werden  soll.  Die  eigentliche  Landeskunde 
umfasst  nur  154  Seiten;  ihr  folgen  nach  den  vier  Kreisen  gegliedert, 
deren  jedem  nur  eine  ganz  kurze  Einleitung  gewidmet  ist,  die  Ober- 
amts- und  Ortsbeschreibungen,  die  bei  weitem  den  grössten  Teil  des 
Raumes  beanspruchen.  Also  im  wesentlichen  Ortsgeschichte  und  Orts- 
beschreibung —  unendlich  mühsam  zusammengebrachte  Ergebnisse  zahl- 
loser Spezialforschungen,  eine  vielfach  in  Einzelheiten  verbesserte  Kon- 
densation der  trefflichen  alten  Oberamtsbeschreibungen,  geschmückt 
mit  hübschen  Stadt-  und  Dorfansichten,  Wappen,  Abbildungen  von 
Häusern,  Schlössern,  Landestrachten :  ein  Werk  zum  Nachschlagen,  in 
dem  die  Kirchturmsinteressen  überwiegen. 

Und  doch  würde  eine  derartige  auf  den  oberflächlichen  Eindruck 
gegründete  Beurteilung   im  Unrecht    sein.     Sie    würde  übersehen,  dass 
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das  Werk  neben  der  liebevollen  Detailarbeit  des  Lokalhistorikers  und 
Topographen  doch  auch  die  Ergebnisse  eindringender  zusammenfas- 
sender Studien  enthält.  Sie  beziehen  sich  zum  Teil  auf  das  ganze  Kö- 
nigreich, zum  Teil  auf  die  64  Oberämter.  Jenes  wird  im  »Allgemeinen 
Teil«  unter  den  Schlagworten  Land,  Volk,  Staat  geschildert.  Voraus 
geht  eine  kurze  historische  Einleitung,  die  den  Werdegang  des  König- 
reichs und  seiner  Dynastie  in  raschem  Ueberblick  zeigt  (v.  Stalin).  Das 
Land  ist  in  seinen  natürlichen  Verhältnissen  übersichtlich  und  an- 
sprechend von  Universitätsbibliothekar  Gradmann  dargestellt.  Das 
Volk  wird  in  seinen  »natürlichen  Verhältnissen«  und  in  seinem  »gei- 
stigen Leben«  von  je  zwei  Verfassern,  darum  natürlich  ungleich  und 
mehrfach  bloss  skizzenhaft  behandelt;  jedenfalls  bleiben  diese  Ab- 
schnitte hinter  den  Forderungen  einer  geschlossenen  anthropogeogra- 
phischen  Darstellung  zurück.  Darauf  folgt  ein  3.  Abschnitt:  »Das  Volk 
und  sein  wirtschaftliches  Leben«  von  Finanzrat  Dr.  Losch,  der  insofern 
aus  dem  Rahmen  des  ganzen  Werkes  herausfällt,  als  er  nicht  eine  Zu- 
standsschilderung  auf  historischer  Grundlage  gibt,  wie  sie  in  den  übri- 
gen Abschnitten  erstrebt  ist,  sondern  eine  Reihe  von  Ausführungen 
über  die  Entwicklung  der  Bevölkerung  und  der  Wirtschaft  in  den  letzten 
zwanzig  Jahren,  in  die  hie  und  da  statistische  Daten  aus  Württemberg 
eingestreut  sind,  weil  sonst  der  Leser  vergessen  könnte,  dass  er  über 
dieses  Land  unterrichtet  werden  soll.  In  dem  von  dem  Präsidenten 
Zeller  klar  und  sachlich  bearbeiteten  Abschnitt  »S  t  a  a  t«  werden  schliess- 
lich die  Verfassung,  die  Behördenorganisation,  der  Staatshaushalt,  die 
Selbstverwaltungskörper  und  die  Kirchenverfassung  behandelt. 

Wer  von  einer  Landeskunde  erwartet,  dass  sie  nach  der  Forde- 
rung der  alten  Göttinger  Statistiker  die  »Staatskräfte«  oder  »Staats- 
merkwürdigkeiten« einigermassen  vollständig  zur  Darstellung  bringt, 
wird  bei  aller  Anerkennung  des  im  einzelnen  Geleisteten  doch  nicht 
übersehen  können,  dass  in  diesem  Allgemeinen  Teile  mancherlei  Lücken 
geblieben  sind.  Wollte  jemand  z.  B.  sich  über  die  Agrarverfassung  und 
Grundbesitzverteilung  Württembergs  rasch  unterrichten,  so  würde  er  auf 
S.  63  f.  einige  Bemerkungen  über  die  Siedelungsverhältnisse  finden; 
sie  würden  ihm  aber  ohne  Kenntnis  der  Meitzen '&c\\tVi  Kategorien  un- 
verständlich bleiben  ;  von  der  »Feldwirtschaft«,  die  in  der  Ueberschrift 
des  Abschnittes  genannt  ist,  würde  er  dort  überhaupt  nichts  entdecken. 
Er  würde  dann  nach  Anleitung  des  Inhaltsverzeichnisses  den  Abschnitt 
»Landwirtschaft«  S.  106  aufschlagen  und  an  dieser  Stelle  sehr  geist- 
reiche Bemerkungen  über  die  neuesten  Betriebsveränderungen  lesen ; 
aber  sein  Wissensdurst  bliebe  ungestillt,  auch  wenn  er  in  seiner  Ver- 
zweiflung sich  schliesslich  an  der  Tabelle  über  die  landwirtschaftlichen 
Betriebe  S,  153  ersättigen  wollte.  Das  Gleiche  würde  ihm  begegnen, 
wenn  er  die  Einrichtungen  zur  Pflege  von  Landwirtschaft  und  Industrie 
wenn  auch  nur  in  kurzem  Ueberblick  kennen  lernen  wollte  ;    er  würde 
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sich  mit  der  Angabe  begnügen  müssen,  dass  dafür  in  W.  »Zentral- 
stellen« bestehen.  Wollte  er  sich  über  den  Stand  des  Bankwesens  in 
diesem  Lande  unterrichten,  so  würde  er  S,  113  lesen:  »Nur  der  Geld- 
und  Kredithandel  steht  als  Meerfels  fast  unbewegt  inmitten  des  Ge- 
triebes. Die  enormen  Umsätze  an  Waren  werden  durch  ihn  vermittelt, 
ganze  Betriebe  durch  Verwandlung  in  Aktiengesellschaften  mobilisiert: 
ob  Spinnerei-  oder  Warenhausinhaber,  ob  Bierbrauer  oder  Hotelier,  ob 
Hausbesitzer  oder  Architekt:  der  Wechsel  läuft  hier  und  dort,  Staat 
und  Stadt  begeben  Anlehen,  Aktien  kommen  und  gehen,  es  wird  be- 
liehen bis  an  die  Sicherungsgrenze  —  aus  den  kleinen  Provisionen 
schwillt  die  Dividende  an,  kein  Ausverkauf  ist  nötig;  denn  W  (Ware) 
wird  dort  immer  G  (Geld)  und  von  G  wird  das  V«  7oo  u.  s.  w.  einbe- 
halten.« Das  ist  die  Beschreibung  des  württembergischen  Bankwesens, 
und  ähnlich  sieht  die  der  Forstwirtschaft,  Jagd,  Fischerei,  der  Post, 
Telegraphie,  des  Fernsprechwesens,  Zeitungswesens,  Versicherungs- 
wesens etc.  aus.  Dieses  Manko  in  der  Darstellung  der  württembergi- 
schen Volkswirtschaft  als  Ganzes  konnte  in  dieser  Zeitschrift  nicht  wohl 
verschwiegen  bleiben.  Es  ist  um  so  mehr  zu  bedauern,  als  die  Arbeit 
Loscht  an  sich  interessant  ist ;  als  Essay  in  einer  Monatsschrift  würde 
sie  von  vielen  mit  Vergnügen  gelesen  werden  ;  an  einer  Stelle,  an  der 
man  nicht  Pfeffer  und  Salz,  sondern  Brot  und  Fleisch  sucht,  ist  sie 
deplaziert.  Derartige  Sammelwerke  sind  für  Persönlichkeiten ,  die  ein 
stark  entwickeltes  Selbstgefühl  nicht  einem  Gesamtplane  unterordnen 
können,  nicht  erfanden. 

Um  so  dankbarer  muss  es  begrüsst  werden,  dass  in  den  Beschrei- 
bungen der  einzelnen  O  b  e  r  ä  m  t  e  r  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
eine  sehr  eingehende,  auf  ein  ausserordentlich  grosses  und  vielseitiges 
Tatsachenmaterial  gestützte  Behandlung  gefunden  haben.  Sie  sind  von 
Finanzrat  Dr.  Trüdinger  bearbeitet  und  umfassen  zusammen  annähernd  viel- 
leicht den  fünften  Teil  des  ganzen  Werkes.  So  weit  ich  habe  vergleichen 
können,  sind  die  betreffenden  Abschnitte  überall  nach  dem  gleichen 
Plane  behandelt.  Sie  beginnen  mit  einer  allgemeinen  Charakteristik  des 
wirtschaftlichen  Charakters  jedes  Oberamts ,  gestützt  auf  die  Zahlen 
der  Berufszählung  von  1895,  wenden  sich  dann  der  geognostischen 
Beschaffenheit  des  Gebiets  und  der  Mineralgewinnung  zu,  schildern  den 
Waldbestand  und  Forstbetrieb,  die  landwirtschaftliche  Produktion  unter 
besonderer  Berücksichtigung  des  Wein-  und  Obstbaus,  sowie  der  Vieh- 
zucht in  ihren  einzelnen  Zweigen,  ferner  die  gewerbliche  Entwicklung 
unter  Hervorhebung  ebensowohl  der  grösseren  Betriebe,  wie  lokali- 
sierter hausindustrieller  Spezialitäten ;  schliesslich  folgen  die  wirtschaft- 
lichen Genossenschaften  und  Vereine,  das  Marktwesen  und  die  Entwick- 
lung des  Verkehrswesens.  Auch  der  Kreditanstalten  und  der  Presse 
wird  regelmässig  gedacht.  Beigegeben  sind  überall  zwei  Tabellen ,  in 
welchen  für  alle  einzelnen  Gemeinden  und  für  das  ganze  Oberamt,  die 
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Bevölkerung  nach  Geschlecht  und  Konfession,  die  Zahl  der  Haushal- 
tungen, die  Grösse  der  Markungsfläche  mit  Unterscheidung  von  Wald- 
und  landwirtschaftlich  benutzter  Fläche,  ferner  die  Steuer-  und  Ver- 
schuldungsverhältnisse der  Gemeinden  angegeben  sind.  Ueberall  ist 
der  Gesichtspunkt  zur  Geltung  gebracht,  die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung des  letzten  Jahrhunderts  zur  Anschauung  zu  bringen  und  ihren 
Zusammenhang   mit   den   natürlich   gegebenen  Bedingungen  zu  zeigen. 

Württemberg  hat  durch  diese,  offensichtlich  zu  einem  erheblichen 
Teile  auf  eigner  Anschauung  beruhenden  Darstellungen  die  Grundlagen 
einer  Wirtschaftskunde  in  einer  Vollständigkeit  gewonnen,  wie  sie  wohl 
kein  anderer  deutscher  Staat  besitzt ,  ganz  abgesehen  von  der  prakti- 
schen Bedeutung,  welche  sie  für  die  Verwaltung  haben  müssen.  Schade, 
dass  nicht  wenigstens  der  Versuch  einer  übersichtlichen  Zusammenfas- 
sung der  Ergebnisse  für  die  einzelnen  Kreise  gemacht  werden  konnte, 
die  viele  Erscheinungen  erst  in  ihrer  Tragweite  und  topographischen 
Verbreitung  hätte  ans  Licht  treten  lassen,  welche  jetzt  durch  die  Ober- 
amtsgrenzen zerrissen  werden. 

Noch  bleibt  ein  Wort  über  die  Kartenbeilagen  und  den  Bilder- 
schmuck der  Bände  zu  sagen.  Zur  Darstellung  der  natürlichen  Ver- 
hältnisse des  Landes  sind  5  Kärtchen  im  Massstab  von  i  :  i  000  000 
beigegeben  und  ausserdem  für  jeden  Kreis  eine  Karte  im  Massstabe 
von  I  :  200  000  mit  Oberamts-  und  Markungsgrenzen,  die  ihrem  Zwecke 
gut  entsprechen.  Dagegen  ist  von  der  kartographischen  Veranschau- 
lichung statistischer  Verhältnisse  abgesehen.  Die  schon  erwähnten  Ort- 
schaftsabbildungen beruhen  zum  Teil  auf  veralteten  Reproduktionsver- 
fahren, die  man  durch  photomechanische  hätte  ersetzen  sollen.  Ueber- 
haupt  wird  für  die  Landeskunde,  namentlich  auch  für  die  wirtschaft- 
lich-technische Seite  derselben,  die  Photographie  in  viel  grösserem 
Umfange  zu  Hilfe  genommen  werden  müssen.  Mit  ihrer  Hilfe  liessen 
sich  Abbildungen  von  Bauernhöfen,  Mühlen,  Fabriken,  charakteristischen 
Landwirtschaftsgeräten ,  Viehrassen ,  Waldbeständen  u.  dgl.  gewinnen, 
die  viel  mehr  zur  Belebung  der  Darstellung  beitragen  würden ,  als  die 
unvermeidlichen  Wappenbilder.  Warum  soll  man  nicht  z.  B.  die  Art, 
wie  der  Bauer  in  den  verschiedenen  Teilen  Württembergs  die  Korn- 
haufen auf  seinen  Stoppelfeldern  aufschichtet  oder  seinen  Pflug  be- 
spannt, in  einer  Reihe  auf  photographischem  Wege  gewonnener  Abbil- 
dungen neben  einander  stellen?  Die  moderne  Entwicklung  fährt  über 
diese  Unterschiede  mit  eisernem  Besen  hinweg,  und  sie  bilden  doch 
auch  ein  Stück  Landeskunde,  und  nicht  das  schlechteste.  Damit  soll 
bei  Leibe  kein  Tadel  ausgesprochen  sein,  sondern  nur  eine  Anregung, 
die  keinen  Augenblick  die  Freude  trüben  kann,  welche  auch  der  Nicht- 
württemberger  über  das  schöne  monumentale  Werk  empfindet. 
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Wallt,  F.  F.  Die  Dezentralisation  der  Industrie  und  der  Arbeiterschaft 
im  Grossherzogtum  Baden  und  die  Verbreitung  des  Mehrfamilienhauses 
(Mietskaserne)  auf  dem  Lande.  (Volkswirtschaftliche  Abhandlungen 
der  badischen  Hochschulen,  VIII.  Band.  4.  Ergänzungsband.)  Karls- 
ruhe.    G.  Braun.  1906.  IV.  und  154  S. 

Baden  gehört  zu  denjenigen  Ländern,  wo  das  Vordringen  der 
Industrie  in  ländliche  Gemeinden  die  stärksten  Fortschritte  gemacht 
hat.  Begünstigt  worden  ist  diese  Entwickelung  durch  die  weitgehende 
Zersplitterung  des  Eigentums  an  Grund  und  Boden,  die  dem  Besitzer 
oder  Pächter  nicht  gestattet,  seinen  Unterhalt  von  den  Einnahmen  aus 
dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  allein  zu  gewinnen.  Die  Kleinheit 
der  bebauten  Flächen  zwingt  vielmehr,  eine  Ergänzung  des  Einkommens 
durch  einen  Nebenerwerb  zu  suchen,  und  dieser  wird  gefunden  in  einer 
industriellen  Unternehmung  des  Heimats-  oder  eines  benachbarten  Ortes, 
der  nicht  zu  weit  entfernt  liegt  und  die  tägliche  Besorgung  wenigstens 
der  schweren  landwirtschaftlichen  Arbeiten  des  Anwesens  nicht  un- 
möglich macht,  dessen  leichtere  den  Frauen  und  Kindern  überlassen 
werden.  Die  Beschäftigung  in  der  Industrie  bildet  vielfach  überhaupt 
das  einzige  Mittel,  den  Kleinbauern  in  seiner  Existenz  zu  erhalten. 
Die  Industrie  wiederum  hat  hiervon  den  Vorteil,  dass  sie  Arbeitskräfte 
bekommt,  die  nicht  lediglich  auf  ihren  Arbeitslohn  angewiesen  und 
deshalb  durchschnittlich  billiger  als  die  rein  industriellen  Arbeiter  sind. 
Um  sie  näher  zu  haben  und  gleichzeitig  der  steigenden  Grundrente 
in  den  grösseren  Städten  zu  entgehen,  ist  sie  immer  mehr  auf  kleinere 
Orte  und  Dörfer  hinausgezogen.  Das  hat  zur  Folge,  dass  Landwirt- 
schaft und  Industrie  in  Baden  in  viel  innigerem  Verhältnisse  zu  einander 
stehen  als  anderswo,  dass  der  Kleinbauer  seine  überschüssige  Arbeits- 
kraft verwerten  kann,  auch  ohne  seinen  landwirtschaftlichen  Betrieb 
völlig  aufzugeben. 

Diese  »Dezentralisation«,  wie  der  Verfasser  diese  Erscheinung  nennt, 
möglichst  zahlenmässig  zu  erfassen,  ist  die  Aufgabe  der  vorliegenden 
Schrift.  Es  wird  nach  Landeskommissärbezirken,  Kreisen,  Verwaltungs- 
bezirken festgestellt,  wieviel  Arbeiter  beiderlei  Geschlechts  in  jeder 
der  Ortsgrössenklassen,  in  welche  die  sämtlichen  Gemeinden  zusammen- 
gefasst  sind,  wohnen,  wie  viele  dort  gleichzeitig  arbeiten,  wie  viele  nach 
auswärts  zur  Arbeit  gehen  und  wie  viele  von  auswärts  zur  Arbeit  kommen. 
In  den  Erklärungen  zu  den  Tabellen  werden  Angaben  über  die  wich- 
tigsten in  Betracht  kommenden  Industrien  und  —  darauf  deutet  der 
zweite  Teil  des  Titels  der  Arbeit  —  über  die  Haushaltungszififern  ge- 
macht, d.  h.  über  die  Ziffern,  welche  angeben,  wieviel  Haushaltungen 
auf  je  ein  Wohnhaus  entfallen.  Das  Material  und  die  Unterlagen  zu 
den  Ermittlungen  boten  das  vom  Statistischen  Landesamte  zusammen- 
gestellte Verzeichnis  der  einer  besonderen  Aufsicht  der  Fabrikinspektion 
unterliegenden   Betriebe,    dann    aber   die  Resultate    der   anlässlich    der 
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Volkszählung  von  1900  vorgenommenen  Erhebung  über  den  Arbeits- 
und Wohnort,  die  für  Baden  nicht  bloss  für  die  grösseren  Städte, 
sondern  für  alle  Gemeinden  veröffentlicht  worden  sind. 

Für  das  gesamte  Grossherzogtum  gewinnt  der  Verfasser  das  Er- 
gebnis, dass  im  ganzen  31,4370  der  männlichen  und  17,4670  der  weib- 
lichen Arbeiter  nach  auswärts  von  ihrem  Wohnort  weg  zur  Arbeit 
gehen,  dass  aber  die  Arbeitsorte  Ballens  ihren  Bedarf  an  männlicher 
Arbeiterschaft  zu  33,8270,  den  an  weiblicher  zu  18,9670  von  auswärts 
decken,  und  dass  in  den  Gemeinden  mit  weniger  als  4000  Einwohnern 
mehr  Arbeiter  wohnhaft  als  beschäftigt  sind,  dass  diese  also,  wie  sich 
der  Verfasser  auszudrücken  pflegt,  mehr  Arbeiterproduzenten  als  -kon- 
sumenten  sind. 

Dieses  Ergebnis,  wie  die  anderen  sonst  noch  gefundenen,  ist 
theoretisch  nach  allen  den  Erwägungen,  die  der  Verfasser  am  Anfang 
anstellt,  und  wohl  auch  praktisch  richtig ;  aber  —  es  befriedigt  nicht. 
Ein  allzu  klares  Bild  bekommt  man  durch  die  stückweise  Behandlung 
nach  den  kleinsten  Verwaltungsbezirken  des  Landes  nicht.  Besonders 
störend  wirkt  das  Zerreissen  grösserer  Bezirke  dann,  wenn  ein  grösserer 
Ort,  wie  Karlsruhe  oder  Pforzheim,  seine  Anziehungskraft  in  einem 
Umkreise  geltend  macht,  der  weit  über  den  ihn  einschliessenden  Ver- 
waltungsbezirk hinausgeht.  Das  Strahlenbild,  das  seinen  Brennpunkt 
dort  findet,  geht  völlig  verloren,  und  die  kleineren  Zentren  erhalten 
eine  Bedeutung,  die  ihnen  wohl  nicht  immer  zukommt.  Das  Operieren 
mit  den  Begriffen  > Arbeiterproduzenten«  und  »Arbeiterkonsumenten« 
für  die  einzelnen  Bezirke  würde  damit  von  selbst  eine  Einschränkung 
erfahren  haben.  Die  Mängel  werden  durch  die  Zusammenfassung  für 
das  ganze  Land  nicht  behoben,  namentlich  wird  auch  keine  Vorstellung 
von   der  Verteilung  der    Industriezweige    im  Grossherzogtum    erweckt. 

Dankenswert  sind  die  Feststellungen  über  die  Verbreitung  des 
Mehrfamilienhauses,  weil  sie  die  Aufmerksamkeit  auf  einen  in  starkem 
Masse  um  sich  greifenden  Uebelstand  lenken,  nämlich  die  Errichtung 
von  Mietskasernen  auf  dem  Lande,  durch  die  die  Vorzüge  des  Wohnens 
ausserhalb  der  Stadt  illusorisch  gemacht  werden. 

Benno  Schmidt. 


1.  JaJircsbericht  über  soziale  Hygiene,    Demographie  und  Aledizinalstatistik 

und  alle  Zweige  des  sozialen  Versicherungswesens.  VI.  Bd.  (1906).  Hrsg. 
von  A.  Grotjahn  und  F.  Kriege  l.  Jena,  G.  Fischer.  376  S.  S''. 
M.   II.—. 

2.  Bibliothek  für  soziale  Medizin,  Hygiene  und  Medizinalstatistik  und  die 
Grenzgebiete  von  Volkswirtschaft,  Medizin  und  Technik.  Hrsg.  von 
Dr.  Ru dolf  Lennh  off.  Nr.  i:  Intcr?iationale  Uebersicht  über  Ge- 
zuerbehygiene,  nach  den  Berichten  der  Gewerbe-Inspektionen  der  Kul- 
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tuiländer  bearbeitet  von  Dr.  E.  f.  Ncisser.  Berlin,  Gutenbergr- 
Druckerei  und  Verlag,   1907.    352  S.    M.   10.50. 

Zwei  Materialsammlungen,  welche  das  wachsende  Interesse  für 
die  sogenannte  »soziale  Hygiene«,  aber  freilich  auch  schon  in  ihren 
Titeln  die  Unklarheit  und  mangelnde  begriffliche  Abgrenzung  dieses 
Schlagwortes  der  neueren  wissenschaftlichen  Entwicklung  bekunden. 

Am  meisten  tritt  dies  bei  der  zuerst  genannten  Publikation  her- 
vor. Schon  die  kurze  »Chronik  der  sozialen  Hygiene«,  mit  welcher  der 
Band  eingeleitet  wird,  zeigt  ein  biuites  Gemische  verschiedenartiger 
Notizen:  ärztliche  Standesnachrichten,  Personalien,  Volkszählungs-Er- 
gebnisse, Morbiditäts-,  Kriminal-,  Selbstmord-,  Gebrechen-Statistik,  aller- 
lei aus  der  Medizinalpolizei,  Arbeiterversicherung  ,  Fleischpreise,  Woh- 
nungspflege, Kinderschutz,  Militärtauglichkeit  etc.  Dann  folgt  eine 
»Gesetzestafel«,  d.  fi.  ein  Verzeichnis  der  1906  in  den  verschiedenen 
Kulturländern  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen,  die  mit  dem  Ge- 
genstande irgend  in  Verbindung  gebracht  werden  können,  und  eine 
Aufzählung  der  Kongresse  des  Berichtsjahres.  Jeder  dieser  drei  Ab- 
schnitte umfasst  ungefähr  einen  Druckbogen.  Ihnen  schliessen  sich  an 
auf  142  Seiten  kurze  Referate  über  die  literarischen  Erscheinungen  und 
auf  158  Seiten  eine  sehr  genaue,  auch  die  Zeitschrift-Artikel  umfas- 
sende Bibliographie  in  systematischer  Ordnung.  Das  Ganze  ist  also 
ein  Hilfsmittel  für  den,  der  auf  den  im  Titel  genannten  Gebieten  eine 
Anleitung  zu  selbständigen  Studien  braucht. 

Die  Publikation  Nr.  2  ist  von  ganz  anderem  Charakter.  Zwar  zeigt 
auch  hier  der  Titel  der  mit  ihr  eröffneten  Sammlung,  dass  einstweilen 
die  »soziale  Hygiene«  noch  starke  Anleihen  bei  den  verschiedensten  an- 
dern Disziplinen  macht ;  aber  der  vorliegende  Band  hat  doch  in  seiner  Be- 
schränkung auf  die  aus  den  Fabrikinspektoren-Berichten  ersichtlichen 
gewerblichen  Gesundheitsschädigungen  ein  wohl  abgegrenztes  Arbeits- 
gebiet. Benutzt  sind  die  Berichte  des  Deutschen  Reichs,  Oesterreichs, 
der  Schweiz,  Grossbritanniens,  Frankreichs,  der  Niederlande,  Belgiens, 
der  Vereinigten  Staaten.  Der  Stoff  zerfällt  in  drei  Teile  :  im  ersten 
werden  die  Gewerbekrankheiten  in  S3'stematischer  Reihenfolge  nach 
ihrem  Vorkommen  in  den  Fabrikinspektoren-Berichten  der  verschie- 
denen Länder  behandelt,  im  zweiten  sind  die  Mitteilungen  der  Inspek- 
toren über  die  sanitären  Verhältnisse  in  den  Arbeits-  und  Unterkunfts- 
räumen zusammengestellt;  der  dritte  handelt  von  Wohlfahrtseinrich- 
tangen  der  Unternehmer,  soweit  sie  in  den  Berichten  Erwähnung  linden. 
Es  folgen  genaue  Register  und  im  Anhang  einige  gewerbehygienische 
Mitteilungen  verschiedenen  Ursprungs  über  Fragen,  die  nicht  in  den 
Berichten  der  Gewerbeinspektion  behandelt  sind.  Der  Verfasser,  der 
nicht  Mediziner  ist ,  beschränkt  sich  auf  Auszüge.  Der  Wert  seiner 
Arbeit  liegt  in  der  bequemen  Bereitstellung  von  geordnetem  Material 
aus  verschiedenen  Ländern.    Natürlich  unterliegt  er  aber,  da  der  Verf. 
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nur  Berichte  eines  einzelnen  Jahres  exzerpiert  hat,  im  einzehien  stark 
dem  Zufall,  und  es  wäre  darum  sehr  erwünscht,  wenn  die  Arbeit  für 
spätere  Jahre  fortgesetzt  würde.  — r. 


G  na  u  c  k-  Kü  h  n  e ,  Elisabeth,   i .  Die  deutsche  Frau  um  die  falirliuiidert  - 
wende.    Statistische  Studie    zur   Frauenfrage   mit    sechs   farbigen  Dia- 
grammen.   2.  Aufl.    Berlin,   Otto  Liebmann,   1907.    163  S.   —   2.  Ein- 
fiUirtiug   in    die  Arbeiterinnenfrage.     M. -Gladbach ,    1905.     Verlag    der 
Zentralstelle  des  Volksvereins  für  das  kathol.  Deutschland.    96  S. 
Wenn  sich  die    beiden  Schriften  derselben  Verfasserin    auch  darin 
unterscheiden,    dass    der  Inhalt  der    an    zweiter  Stelle    genannten  eine 
Art  Ausschnitt    aus  dem    weiteren  Rahmen  des    grösseren  Buches   dar- 
stellt,   so  können  sie  doch    unter    einer  Besprechung   zusammengefasst 
werden,    weil  beide    in  der  Hauptsache    die  Stellung    der  Frau  im  Er- 
werbsleben   behandeln    uml    gleichmässig    aus    katholischer    Denkweise 
heraus  geschrieben  sind;  die  »Arbeiterinnenfrage«   ist  direkt  eine  Propa- 
gandaschrift für    die  Begründung  katholisch-christlicher  Gewerkvereine 
der  Frauen. 

Den  Kern  der  »deutschen  Frau  um  die  Jahrhundertwende«  bilden 
statistische  Aufstellungen,  welche  dartun  sollen,  wie  die  Frau  schon  in- 
folge des  numerischen  Ueberschusses  des  weiblichen  Geschlechts  über 
das  männliche  und  der  hierdurch  und  durch  andere  Gründe  hervor- 
gerufenen Unmöglichkeit,  zur  Ehe  und  so  zur  Versorgung  zu  gelangen, 
immer  mehr  zur  Erwerbsarbeit  in  direktem  Wettbewerbe  mit  dem 
Manne  gezwungen  wird,  wie  sich  heute  der  Anteil  der  Frauen  an  der 
Erwerbstätigkeit  und  an  den  einzelnen  Erwerbsarten  stellt ,  und  wie 
weit  die  Tätigkeit  haupt-  oder  nebenberuflich  ausgeübt  wird.  Den  mit 
dem  statistischen  Quellenmaterial  Vertrauten  bieten  diese  Tabellen 
nichts  Neues,  aber  sie  sind  vielleicht  für  die  Leserinnen  des  Buches 
nützlich  und  werden  durch  beigegebene  Diagramme  veranschaulicht. 
Freilich  sind  in  dem  Bestreben,  gründliche  Arbeit  zu  machen,  müssige 
Spielereien  mit  Zahlen  nicht  unterblieben.  Hierzu  gehört  die  Auffüh- 
rung aller  deutschen  Staaten  nach  dem  Verhältnis  der  Knaben-  zu  den 
Mädchengeburten.  Schwarzburg-Sondershausen  hat  auf  100  Mädchen- 
112  Knabengeburten,  das  benachbarte  Schwarzburg-Rudolstadt  aber 
auf  100  Mädchen-  103,6  Knabengeburten.  Dieser  Unterschied  zwischen 
den  Verhältnissen  kleiner  Gruppen  ist  natürlich  rein  zufällig  und  nicht  in 
tiefer  liegenden  Ursachen  begründet,  und  es  hat  keinen  Sinn,  jene  Duodez- 
staaten etwa  mit  Bayern  auf  die  Häufigkeit  der  Geburten  des  einen 
oder  anderen  Geschlechts  hin  zu  vergleichen.  Ebenso  kommt  die  Unter- 
suchung der  Beziehungen  zwischen  der  Häufigkeit  der  unehelichen  Ge- 
burten und  der  weiblichen  Selbstmorde  auf  Zahlenspielerei  hinaus.  Die 
Verfasserin  will  gefunden  haben,  dass  >im  ganzen  einer  Steigerung  des 
Prozentsatzes  uneheliclier  Geburten  eine  Steiarerun"  der  Zahl  der  Selbst- 
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mörderinnen  entspricht^-  (S.  4S).  Dass  Baj-ern ,  die  beiden  Mecklen- 
burg, Schleswig-Holstein,  Anhalt  (die  Verf.  schreibt  konsequent  »Sachsen- 
Anhalt«  ! !)  ihre  Zififernreihen  schreiend  durchbrechen,  scheint  sie  nicht 
zu  genieren.  Im  Anschlüsse  daran  wird  die  seit  langem  allbekannte 
Tatsache  der  grösseren  Selbstmordfrequenz  der  protestantischen  Lean- 
der von  neuem  entdeckt  und  in  majorem  gloriam  confessionis  c.  ver- 
wertet. Ueberliaupt  geht  die  Verfasserin  in  der  Ausdeutung  statistischer 
Daten,  mag  es  sich  auch  nur  um  minimale  Ziffern  handeln,  stellenweise 
über  die  erlaubte  Grenze.  So  hat  sie  herausgerechnet,  dass  in  der 
Landwirtschaft  von  1882  bis  1895  die  Klasse  der  »Angestellten«  bei  den 
Männern  um  0,34  % ,  bei  den  Frauen  um  0,43  %  sich  vermehrt  hat. 
Sie  begleitet  diese  Tatsache,  welcher  der  erfahrene  Statistiker  bei  der 
Kleinheit  der  Abweichung  (0,09  %  0  und  der  Niedrigkeit  der  absoluten 
Zahlen  keinerlei  Bedeutung  beilegen  würde,  mit  dem  Ausrufe:  »Hier 
hat  also  zum  ersten  Male  das  weibliche  Geschlecht  in  bevorzugten 
Stellen  stärker  zugenommen  als  das  männliche!«,  setzt  aber  alsbald 
hinzu:  »Ziehen  wir  die  Landflucht  in  Betracht,  so  können  wir  in  der 
Zunahme  der  weiblichen  Angestellten  nicht  ein  sieghaftes  Vordringen, 
sondern  nur  ein  lückenbüssendes  Nachrücken  der  weiblichen  Erwerbs- 
tätigen sehen.  Frauen  werden  Angestellte,  weil  Männer  nicht  zu  haben 
sind  —  Frauen  erringen  Anstellung,  weil  kein  Mann  mit  ihnen  kon- 
kurriert.« Das  heisst  den  Ziffern  Gewalt  antun.  Hätte  die  Verfasserin 
sich  klar  gemacht,  dass  bei  den  Berufsstellungen,  um  die  es  sich  hier 
vorzugsweise  handelt  (Wirtschaftsbeamte,  Aufsichtspersonal),  die  beiden 
Geschlechter  i.  d.  R.  in  der  Landwirtschaft  überhaupt  nicht  mit  ein- 
ander konkurrieren  und  dass  die  Gruppe  b  der  Berufsstatistik  von  der 
Gruppe  c  gerade  bei  der  Landwirtschaft  nicht  so  leicht  zu  scheiden 
ist,  so  wäre  sie  auf  eine  ganze  Anzahl  von  Erklärungsmöglichkeiten 
für  jene  kleine  Abweichung  gekommen.  Man  wird  ihr  an  dieser  wie 
an  mancher  andern  Stelle  den  Vorwurf  der  tendenziösen  Färbung  der 
Ziffern,  gegen  den  sie  sich  im  Vorwort  so  entschieden  verwahrt,  doch 
wohl  nicht  ersparen  können,  so  sympathisch  auch  sonst  trotz  der  Ueber- 
schwänglichkeiten  des  Stils  viele  ihrer  Ausführungen  berühren.  Mit  den 
Thesen,  in  denen  sie  am  Schlüsse  ihre  Ausführungen  zusammenfasst, 
wird  man  sich  grossenteils  einverstanden  erklären  können.  Freilich  für 
die  Vorschläge,  die  Frauen  im  Erwerbsleben  gegen  die  Konkurrenz  der 
Männer  durch  zünftige  »Einfriedigung  weiblicher  Erwerbsgebiete«  sicher 
zu  stellen  und  die  Klöster  im  Dienste  der  Frauenerwerbsfrage  wieder 
zu  beleben,  wird  die  Verfasserin  wenig  Gegenliebe  finden. 

Nur  weniges  ist  über  die  »Einführung  in  die  Arbeiterinnenfrage« 
zu  sagen.  Sie  behandelt  die  Frauenfrage,  wie  sie  sich  in  den  Verhält- 
nissen der  Industriearbeiterin  zeigt,  gibt  ein  z.  T.  aus  eigener  Anschau- 
ung geschöpftes  Bild  von  der  Not  und  den  Gefahren,  denen  die  Fabrik- 
arbeiterin gegenübersteht,  und  endet,  wie  schon  bemerkt,  mit  dem  Vor- 
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schlage,  zur  Hebung  der  Löhne  und  Erringung  anderer  Vorteile  Ge- 
werkvereine ins  Leben  zu  rufen,  deren  Werdegang  unter  der  Anweisung 
eines  Pfarrers  irn  einzelnen  geschildert  Avird. 

Benno  Schmidt. 


Halb  ach,  Hermann,  Dr.,  Die  Einwirkung  der  Arbeiterversichcrungs- 
gesetze  auf  die  Knappschaftsvereine  und  ihre  Eiwichtungen.  Mit  beson- 
derer Berücksichtigung  der  Knappschaftsvereine  im  Ruhrkohlenbe- 
zirke. (Abhdlg.  aus  d.  Staatsw.  Seminar  zu  Münster  i.  W.  Heft  3.) 
Leipzig,  Hirschfeld,  1906,  IV  u.  234  S. 

Die  Grundlage  zur  Existenz  der  Knappschaftsvereine  und  insbe- 
sondere zur  Ausgestaltung  eines  einigermassen  geregelten  Unterstützungs- 
kassenwesens ist  um  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert  geschaf- 
fen worden.  Die  namentlich  im  Ruhrgebiet  zu  Beginn  des  17.  Jahr- 
hunderts erfolgte  Konzentration  der  mehr  oder  minder  in  ihrer  Isolie- 
rung leistungsunfähigen  Werkskassen  zu  grösseren  Knappschaftsvereinen 
war  wohl  für  den  hauptsächlichsten  Wirtschaftszweck  dieser  Vereini- 
gungen, für  das  Unterstützungswesen,  eine  conditio  sine  qua  non.  Aber 
auch  die  so  geschaffene  neue  Situation  konnte  nicht  für  ewige  Zeiten 
das  richtige  bleiben.  Die  vorliegende  Darstellung  Hatbachs  führt  des 
näheren  aus,  inwieweit  die  soziale  Versicherungsgesetzgebung  des  Rei- 
ches einen  Schritt  weiter  in  der  Entwicklung  der  Fürsorge  für  die  Berg- 
arbeiter bedeutete,  die  ja  weit  mehr  als  irgend  ein  anderer  Arbeiter- 
berufszweig ein  rationelles  Lhiterstützungs-,  ja  man  kann  geradezu  sagen 
Versicherungswesen  entwickelt  hatten.  Der  Fortschritt  ist  durch  eine 
Reihe  von  Einzelheiten  zustande  gekommen  ;  nicht  nur  organisatorische 
einschneidende  Aenderungen,  wie  insbesondere  das  vollständige  Aus- 
scheiden der  Unfallfürsorge  und  die  Einrichtung  besonderer  Kassen- 
abteilungen für  die  Kranken-  und  für  die  Invalidenversicherung,  mussten 
eintreten,  um  die  versicherungstechnisch  unentbehrliche  Klärung  der 
Verhältnisse  herbeizuführen  und  um  die  vom  Gesetzgeber  gewollten 
Minimalleistungen  der  Institute  zu  sichern,  es  sind  auch  zahlreiche  an- 
dere Neuerungen  durchzusetzen  gewesen ,  die  alle  mehr  oder  minder 
auch  materielle  Tragweite  für  die  Arbeiter  hatten.  Bezüglich  des  Bei- 
tragswesens unternimmt  der  Verfasser  eine  Vergleichung  der  Beitrags- 
lasten vor  Inkrafttreten  des  Krankenversicherungsgesetzes  und  nach 
Durchführung  der  sozialen  Versicherungsgesetze.  Darnach  wurden  an 
Beiträgen  gezahlt: 

1882  1903 

Siändige  Arbeiter       Unständige  Ständit;e     Unständige 

(I.  Klasse  ehemals)       Arbeiter  Arbeiter        Arlieiter 

Von  den  Arbeitern  30  M.  iS   M.  74,00  M.        68,24  M. 

»         »      Werkbesitzern  30     >-  18     :^  92,80    »         88,48    » 

Insgesamt       60  M.  30  M.  i66,So.M.      156,72  M. 
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Der  Jahresbeitrag  der  Arbeiter  belief  sich  auf  3,33  bez.  2,66  Proz. 
des  Arbeitsverdienstes  bei  den  Knappschaftsvereinen  vor  1882  und  be- 
trägt nunmehr  allerdings  5,25  Proz.  beim  ständigen,  6,56  Proz.  beim  un- 
ständigen Arbeiter.  Aber  während  der  Beitrag  der  Werkbesitzer  1882 
gerade  100  Proz.  des  Arbeiterbeitrages  ausmachte,  betrugen  1903  die 
Gesamtbeiträge  der  Werkbesitzer  125,4  Proz.  der  Gesamtbeiträge  des 
ständigen,  129,66  Proz.  des  unständigen  Arbeiters.  Die  Aenderung  des 
Titel  VII  des  Allgemeinen  Berggesetzes  hat  eine  weitere  Verschiebung 
der  Beitragslast  zu  Gunsten  der  Arbeiter  gebracht. 

Die  Halbachsche  Arbeit  gehört  zu  den  auf  dem  Gebiete  des  öko- 
nomischen Verwaltungsrechtes  nicht  zahlreichen  Detailstudien,  zu  den 
Filigranarbeiten,  deren  Wert  meist  dadurch  etwas  geschmälert  wird, 
dass  sie  in  dem  Augenblicke,  wo  der  Gesetzgeber  arbeitet,  noch  nicht 
vorhanden  sind.  Das  Buch  will  freilich  die  Frage,  die  der  Titel  be- 
zeichnet, nur  de  lege  lata  behandeln,  bringt  aber  doch  unvermeidlich 
die  Erörterung  einer  Reihe  wichtiger  Grundsätze,  die  de  lege  ferenda 
gewonnen  werden  müssen.  —  i\uch  für  aktuelle  Probleme  der  Kassen- 
verwaltung sind  manche  gute  Beobachtungen  zusammengetragen,  so 
z.  B.  Gründe  gegen  die  unbeschränkte  Freiheit  der  Arztwahl.  Leider 
ist  trotz  der  Behandlung  der  Kontrolle  (S.  51)  auf  die  so  wichtige  Frage 
der  Simulations-Bekämpfung  so  gut  wie  gar  nicht  eingegangen  worden. 
Das  lag  nicht  im  Plane  des  Buches.  Allerdings,  aber  es  wäre  zweck- 
mässig in  den  Plan  des  Buches  aufgenommen  worden,  schon  die  schein- 
bar grosse  Vertrautheit  des  Verf.  mit  den  Kassenverhältnissen  hätte 
es  wünschenswert  erscheinen  lassen.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus 
ist  bemerkenswert,  dass  H.  für  die  Krankenversicherung  die  zentrali- 
sierte Organisation  der  Dezentralisation  mit  kleinen  lokalen  Kassen 
vorzieht.  Die  bisher  i.  d.  R.  vorgebrachten  Vorzüge  örtlicher  Kassen, 
darunter  insbesondere  die  Mitwirkung  der  versicherten  Individuen  bei 
der  Kontrolle  hält  H.  für  überschätzt.  Vermutlich  die  starke  Erhöhung 
der  Krankengeldleistungen  seit  der  zweiten  Hälfte  der  achtziger  Jahre 
veranlassen  ihn  zu  der  Annahme,  dass  seit  Inkrafttreten  des  Kr.V.G. 
und  der  sozialen  Gesetze  überhaupt  die  Simulation  unter  den  Mitglie- 
dern der  Knappschaftsvereine  zugenommen  habe,  da  ja  mit  der  Grösse 
der  Kassenleistungen  wohl  auch  die  Simulation  wachsen  dürfte.  Ganz 
von  der  Hand  zu  weisen  ist  der  Zusammenhang  gewiss  nicht.  Aber 
mehr  Bedeutung  dürfte  in  der  Tat  der  Vergrösserung  der  Arbeitsinten- 
sität, wie  der  Verf.  selbst  meint  (S.  50),  zuzuschreiben  sein.  Die  Stei- 
gerung der  Unfallziffer  wird  von  //  in  erster  Linie  auf  die  prozentuelle 
Abnahme  der  einheimischen  Arbeitskräfte  und  in  zweiter  Linie  auf  die 
vergrösserte  Arbeitsintensität  zurückgeführt.  Wenn  die  Zunahme  der 
fremden  Arbeitskräfte  nicht  auch  von  einer  Erhöhung  der  Quote  be- 
gleitet sei,  die  auf  die  selbstverschuldeten  Unfälle  in  der  Unfallstatistik 
entfällt,  so  liege  das  an  der  Mangelhaftigkeit  der  Statistik,  an  der  Schwie- 
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rigkeit  der  Kontrollierung  der  Arbeiter  bei  der  Arbeit  und  damit  der 
genauen  Feststellung  der  Unfallsursachen.  Trotzdem,  meint  der  Verf., 
fehle  es  nicht  an  der  Ueberwachung.  Das  mag  sein.  Aber  an  der  Er- 
ziehung der  Knappen  fehlt  es  und  in  dieser  Richtung  sollten  die 
Knappschaftsvereine  herangezogen  werden.  Der  Arbeitermangel,  der 
sich  zur  Zeit  an  den  deutschen  Kohlenbergbau-Betrieben  bemerkbar 
macht,  wird  mit  gutem  Grund  auf  die^Abschreckung  der  Arbeitskräfte 
durch  die  grossen  Katastrophen  zurückgeführt.  Die  Förderung  der 
Sicherheit  hängt  gewiss  zum  grossen  Teil  an  der  Arbeiterschaft  und 
da  erscheinen  dem  Referenten  gerade  die  Knappschaftsvereine  als  die- 
jenigen Organisationen,  die  hier  Aufgaben  zu  erfüllen  hätten.  Und  in- 
soweit dürfte  die  Kritik  des  Verfassers  an  diesen  Knappschaftsvereinen 
zu  einseitig  nur  die  ökonomischen  Funktionen  derselben  im  Auge  ha- 
ben. Die  Vergrösserung  der  Knappschaftsverbände,  die  durch  die  so- 
ziale Versicherungsgesetzgebung  bewirkt  wurde,  fördert  freilich  vor  allem 
die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit,  fraglich  aber  ist  es  jedenfalls,  ob 
nicht  dadurch  die  ideellen  Wirkungen  genossenschaftlicher  Organisie- 
rung, wie  sie  die  alten  Knappschaftsverbände  gezeitigt  haben,  Schaden 
leiden. 

Der  Verfasser  scheint  geneigt  zu  sein,  das  Gegenteil  anzunehmen. 
Abgesehen  von  dem  »zahlenmässigen  Nachweis«  dafür,  dass  die  Reichs- 
gesetzgebung zur  Verbesserung  der  materiellen  Lage  auch  der  Berg- 
arbeiter ganz  erheblich  beigetragen  hat,  glaubt  er  auch  eine  günstige 
Wirkung  der  Arbeiterversicherungsgesetze  in  intellektueller ,  sittlicher 
.md  sozialer  Beziehung  beobachten  zu  können;  durch  sie  seien  die  Ar- 
beiter zu  vermehrter  geistiger  Arbeit  veranlasst  worden,  weil  sie  jedem, 
der  sich  mit  seinen  Rechten  und  Pflichten  aus  ihnen  vertraut  machen 
will,  komplizierte  Denkaufgaben  stellen,  weil  sie  Gelegenheit  zur  Be- 
tätigung in  Verwaltungsfunktionen  geben ,  die  Rechtskenntnis  der  Ar- 
beiter vermehren,  das  Vertrauen  zur  Rechtsprechung  fördern,  weil  auf 
diesem  Wege  die  Arbeiter  auch  die  Tätigkeit  geistig  arbeitender  Per- 
sonen besser  kennen  und  würdigen  lernen,  und  weil  durch  das  regel- 
mässige Zusammenwirken  der  Unternehmer  und  Arbeiter  auf  der  Grund- 
lage der  Gleichberechtigung  die  beiden  Berufsgruppen  sich  näher  ge- 
bracht werden.  Wenn  der  Verf.  endlich  die  Hebung  des  Sparsinnes 
betont,  so  wollen  wir  ihm  seinen  Optimismus  nicht  zum  Vorwurf  ma- 
chen, aber  auch  hervorheben,  dass  er  selbst  sich  zu  einer  gewissen  Ein- 
schränkung veranlasst  sieht,  indem  er  meint,  alle  diese  Momente  gälten 
für  die  Bergarbeiter  vielleicht  nicht  in  dem  Masse  wie  für  die  übrigen 
Arbeiter,  und  dass  er  selbst  nicht  in  Abrede  stellt,  dass  mit  der  reichs- 
gesetzlichen Versicherung  der  Vorsprung  des  Standes  der  Bergleute  vor 
der  übrigen  Arbeiterschaft  sich  verringert  habe,  der  Vorsprung,  den 
der  Stand  nicht  zum  mindesten  seinen  Knappschaftskassen  zu  verdanken 
hatte.    Der  Verf.  ist  nüchtern  genug,  dieser  Nivellierung  keine  so  grosse 
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Bedeutung  beizumessen,  als  der  materiellen  Besserstellung  der  Gesamt- 
heit der  Bergleute.  Allein  wir  meinen,  dass  der  Rückgang  des  Selbst- 
verantwortungsgefühles —  aucli  eine  Folge  der  umfassenden  reichsge- 
setzliciien  Versicherung,  die  die  Knappschaftskassen  dem  Untergang 
zuführt  • —  eine  bedauernswerte  Tatsache  ist,  die  den  Vorsprung  der 
Bergarbeiter  beseitigt,  bedauernswert  nicht  ausgehend  von  übelange- 
brachter Romantik,  sondern  von  ökonomischen  Raisonnements. 

Was  der  Verf.  gegen  die  Vorschriften  über  die  Reservenbildung 
abfällig  bemerkt  (S.  87),  ist  wenig  selbständig  und  eine  unvollkommene 
Begründung  des  Unternehmerstandpunktes  gegen  die  bezüglichen  reichs- 
gesetzlichen Vorschriften.  Es  liegt  in  den  Ausführungen  des  Verf  eine 
Verkennung  der  Aufgabe,  die  dem  Reservefonds  zufällt  und  die  un- 
zweifelhaft nationalwirtschaftlich  ebensowohl  wie  versicherungstechnisch 
erfüllt  werden  niuss.  Der  statistische  Anhang  ist  leider  recht  wenig 
übersichtlich  gegliedert.  Es  wäre  der  viel  lesenswertes  enthaltenden 
Studie  zu  gute  gekommen,  wenn  der  stellenweise  ermüdende  Text  durcl^. 
statistisches  Material  geschickt  illustriert  worden  wäre. 

Karlsruhe.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Fineisen,  August  J.  ^  Die  Akzise  in  der  Kurpfalz.  Ein  Beitrag  zur 
deutschen  Finanzgeschiclite  des  17.  und  18.  Jahrhunderts.  (Volks- 
wirtschaftliche Abhandlungen  der  badischen  Hochschulen.  IX.  Band. 
I.  Heft.)    Karlsruhe.    G.  Braun.    igo6.    71   S. 

Die  fast  durchgehends  aus  ungedrucktem  Aktenmaterial  schöpfende, 
frisch  geschriebene  Darstellung  gewährt  einen  interessanten  Einblick 
in  das  Bemühen  der  Regierung  eines  von  den  Kriegen  des  16.  Jahrh. 
ganz  besonders  hart  mitgenommenen  Landes,  der  Kurpfalz,  die  für  die 
Ausgaben  des  Staates  nötigen  Mittel  aufzubringen,  ein  Bemühen,  das 
nach  der  Person  des  Fürsten  zum  Segen  oder  zum  Verderben  aus- 
schlug. Die  Erträgnisse  der  alten  Steuern,  der  Schätzung,  des  Umgeldes 
und  des  Zolles  reichten  am  Schlüsse  des  grossen  Krieges  nicht  mehr 
aus,  nur  der  weisen  Sparsamkeit  des  Kurfürsten  Karl  Ludwig  11649 
bis  1680)  gelang  es,  die  Finanzen  allmählich  zu  ordnen.  Unter  ihm 
erschien  1664  die  erste  pfälzische  Akziseordnung,  die  Auflagen  auf  aus- 
ländische Weine,  Getreide,  Fleisch,  Papier  und  Pergament  enthielt. 
Ihre  Einführung  w-ar  nur  nach  langem  Zögern  erfolgt,  man  hatte  sie 
aber  gewählt,  weil  man  die  ärmeren  Schichten  treffen  wollte,  »denn  es 
kann«,  wie  es  in  der  Begründung  heisst,  »in  einem  Lande  nichts  Rui- 
neuseres  geben,  als  die  Maxime,  mit  der  man  sich  fast  durch  ganz 
Teutschland  schleppet  und  plaget,  dass,  wer  viel  hat,  viel  geben  müsse, 
wodurch  man  Reichtum  und  reiche  Leute  gleichsam  bannisieret  und  in 
Lande,  da  sie  weniger  geben,  hinausstossct  u.  s.  w.«  Ob  die  Steuer 
ohne  Einfluss  von  aussen  her  zustande  gekommen  ist,  konnte  der  Ver- 
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fasser  nicht  feststellen,  doch  glaubt  er,  Einwirkungen  von  Holland  aus 
annehmen  zu  können. 

Es  wild  im  einzelnen  auf  die  Erhebungsart  der  Akzise  eingegangen, 
ihr  Ertrag  durch  eine  Reihe  von  Jahren  verfolgt  und  in  Vergleich  mit 
den  anderen  Einnahmen  des  Landes  gesetzt.  Mit  den  steigenden  An- 
forderungen und  namentlich  der  Verschwendungssucht  der  auf  Karl 
Ludwig  folgenden  Herrscher  wurde  dfe  Akzise  allerlei  Veränderungen 
unterworfen.  Zuerst  wurde  sie  im  Betrag  verdoppelt,  dann  schritt  man, 
um  zunehmenden  Klagen  abzuhelfen ,  zu  Spezialisierungen  der  akzise- 
pflichtigen Gegenstände;  namentlich  stufte  man  die  Akzise  auf  Papier 
nach  dessen  Verwendungsart  in  fünf  Klassen  ab,  zuletzt  aber,  1699,  er- 
setzte man  sie  durch  eine  »Kurfürstlich  pfälzische  Licent- ,  Tax-  und 
Konsumtions-Ordnung«.  Diese  enthielt  in  fünf  Kapiteln  die  Abgaben 
auf  Getränke,  Früchte,  Fleisch,  Kaufmannswaren  und  Viehhaltung,  sie 
sollte  auch  den  durch  die  Aufhebung  der  alten  Schätzung  entstehenden 
Steuerausfall  decken.  Doch  blieb  ihre  Ergiebigkeit  hinter  den  Erwar- 
tungen zurück,  auch  dann  noch,  als  man  sie  zur  Ersparung  des  Be- 
amtenapparats verpachtete.  17 17  verschwand  sie  deshalb  wieder  und 
an  ihre  Stelle  trat  wieder  das  alte  Steuersystem,  das  bis  zum  Ende  des 
selbständigen  staatlichen  Daseins  der  Pfalz  in  ziemlich  unveränderter 
Form  bestehen  blieb.  Nur  die  Papierakzise  veränderte  sich  fast  jedes 
Jahr.  Benno  S  c  h  m  i  d  t. 

Stafistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte.  In  Verbindung  mit  seinen  Kolle- 
gen hrsg.  von  Prof.  Dr.  AI.  Neefe.  XIV.  Jhrg.  Breslau,  Korn,  1907. 
456  S.  8".    M.   14.60. 

Entstehung  und  allgemeine  Einrichtung  dieses  Jahrbuchs  ist  bereits 
früher  in  dieser  Zeitschrift  gewürdigt  worden  (Bd.  61,  S.  3S1  f).  Der 
vorliegende  vierzehnte  Jahrgang  schliesst  sich  in  der  ganzen  Anlage 
und  Stoffverteilung  seinen  Vorgängern  an.  Die  Bearbeiter  der  einzelnen 
Abschnitte  sind  durchweg  Leiter  städtischer  statistischer  Aemter  ;  die 
meisten  derselben  haben  den  betreffenden  Gegenstand  schon  in  frühe- 
ren Jahrgängen  bearbeitet.  Vier  von  den  früheren  Mitarbeitern  sind 
ausgeschieden  und  eben  so  viele  neu  eingetreten  ;  7  Abschnitte  haben 
ihre  Bearbeiter  gewechselt.  Die  meisten  Nachweisungen  sind  Fortsetz- 
ungen früherer  Ermittelungen ;  neu  aufgenommen  sind  die  Abschnitte 
über  Citybildung  in  den  deutschen  Grossstädten  (von  5.  Schott),  amt- 
liches Anzeigewesen  und  Gemeindezeitungen  {^J.  Feig],  Herbergen  und 
Asyle  ( W.  Böhmert).  Die  mitgeteilten  Daten  beziehen  sich  meist  auf 
die  Jahre  1903  und  1904,  einige  auch  auf  1905.  Die  textlichen  Erläu- 
terungen zu  den  Tabellen  sind  etwas  reichlicher  bemessen  als  früher; 
immerhin  beschränken  sich  die  meisten  noch  zu  sehr  auf  statistisch-" 
technische  Bemerkungen,  während  auf  die  sachlichen  Ergebnisse  der 
Erhebungen  nur    selten    eingegangen  wird.    Leider    fehlt  den  Tabelle;^ 
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ein  Summenabschluss,  der  über  die  Durchschnittsverhältnisse  aller  be- 
teiligten Städte  Aufschluss  gäbe  und  damit  einen  beciuemen  Vergleichs- 
massstab gewinnen  Hesse.  Dieses  Verfahren  war  so  lange  gewiss  be- 
rechtigt, als  die  Nachweisungen  aus  manchen  Städten  gar  nicht,  aus 
andern  nur  lückenhaft  zu  erlangen  waren.  Jetzt  haben  die  meisten  Ta- 
bellen aber  eine  solche  V(>llständigkeit  erreicht,  dass  man  diesen  not- 
wendigen Behelf  zu  rascher  Orientierung  den  Benutzern  nicht  mehr 
länger  vorzuenthalten  brauchte.  —  Im  allgemeinen  ist  die  Entwicklung 
des  Jahrbuchs  unter  dem  Einflüsse  der  raschen  Vermehrung  der  kom- 
munalstatistischen Aemter  eine  seh.r  erfreuliche;  es  steht  zu  hoffen,  dass 
die  Konferenzen  der  let/::teren  mehr  und  mehr  auch  der  inneren  Durch- 
bildung der  einzelnen  Erhebungen  sich  annehmen  werden,  die  stellen- 
weise doch  noch  sehr  am  Aeusserlichen  haften. 


Eingesendete  Schriften. 


Zur  Beachtung!  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muss  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
iieffen,  welche  unter  »Literatur«  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofift.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in   keinem  Falle. 


I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialvvissenschaft.      Geschichte. 

Natur  und  Staat,  Beiträge  zur  naturwissenschaftlichen  Gesellschafts- 
lehre. Preisschriften,  hrsg.  von  Ziegler,  Conrad  und  Haeckel.  IX.  Teil : 
H a  e  c  ker ,  Dr.  Walter,  Die  ererbten  Anlagen  und  die  Bemessung  ihres 
Wertes  für  das  politische  Leben.    Jena,  G.  Fischer,   1907.    300  S.  8°. 

Thor  seh,  Dr.  Berthold,  Der  Einzelne  und  die  Gesellschaft.  Neue, 
teilweise  umgearbeitete  Ausgabe.    Dresden,  C.  Reissner,   1907.  120  S.S**. 

UAnnee sociologique publice  sous  la  direction  de  Eni  ile Dur  k h  e i in. 
Dixieme  Annee  (1905  — 1906).  Paris,  Felix  Alcan ,  1907.  688  S.  8^* 
Fr.  12.50. 

Studics  in  History ,  Econoinics  and  Public  Lato,  ed.  by  the  Faculty 
o  Political  Science  of  Columbia  University.  Vol.  XXVI,  Nr.  4:  Teii- 
ney ,  Dr.  Alvan  A.,  Social  Demoer acy  and  Population.  89  S.  75  cts.  — 
Vol.  XXVII.  Nr.  i:  Brisco.  Dr.  Norris  A. ,  The  Economic  Policy  of 
Robert  Walpole.  222  S.  \S  1.50.  —  Vol.  XXVIII,  Nr.  i:  ilfc  Bain. 
Dr.  Howard  Lee,  De  Witt  Clinton  and  the  Origin  of  the  Spoils-Systcm  in 
Ä'eiü  York.  161  S.  2>^.  $  1.50.  New  York,  The  Macmillan  Company, 
1907. 
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Marx-Studien,  herausg.  von  Dr.  M.  Adler  und  Dr.  R.  Hilf  er  ding. 
II.  Band:  Bauer,  O.,  Die  Nationalitätenfrage  und  die  Sozialdemokratie 
Wien,  Volksbuchhandlung  Ignaz  Brand,  1907.    576  S.  8*^.  AI.  8.40. 

Fried,  Alfred  H.,  Die  moderne  Friedensbetvegung.  Leipzig.  B.  G. 
Teubner  1907.  120  S.  kl.  8",  geb.  M.  1.25.  (»Aus  Natur  und  Geistes- 
welt«  157.  Bdch.) 

Koeniger,  Dr.  theol.  A.  M. ,"  Die  Sendgerichte  in  Deutschtand. 
I.  Band.  München,  Lentner'sche  Buchhdlg.  1907.  203  S.  8".  M.  4.40. 
(Veröffentlichungen    aus    dem    kirchenhistor.  Seminar  München  III,  2.) 

II.   Oeffentliches   Recht.     Verwaltung. 

Das  öffentliche  Recht  der  Gegenwart.  Hrsg.  von  Jeltinek,  Laband  und 
Piloty :  Jah?-buch  des  öffentlichen  Rechts,  Band  I,  1907.  Tübingen,  J.  C.  B. 
Mohr,  1907.  429  S.  Lex.-S*^.  M.  11,  geb.  M.  12.60;  Subskriptionspreis: 
M.  9.90,  bez.   11.50. 

Hitzig,  Prof.  Dr.  H  F.,  Altgriechische  Staatsverträge  über  Rechts- 
hilfe.   Zürich,  Orell  Füssli,  o.  J.    70  S.  8».    M.  2.60. 

Meili ,  Prof.  Dr.  F.,  Moderne  Staatsverträge  über  das  intei-nationalc 
Konkursrecht.    Zürich,   Orell  Füssli,   1907.    121   S.  8°.    M.  3.50. 

Die  Verfassungsurkunde  für  den  preussisclien  Staat.  Mit  Einleitung, 
vollständigem  Kommentar,  Anlagen  und  Sachregister  von  Dr.  Adolf 
Arndt.  6.,  gänzlich  umgearbeitete  Aufl.  Berlin,  J.  Guttentag,  1907. 
437   S.  Taschenformat.    M.  3.50. 

Hess ,  Geheimerat  a.  D.  v..  Der  Anteil  der  Ersten  Kammer  an  der 
württembergischen  Veffassungsreform  von  igo6.  Nebst  dem  Text  des 
Verfassungsgesetzes  und  des  Wahlgesetzes  vom  16.  Juli  1906.  Stuttgart, 
W.  Kohlharnmer,   1907.    164  S.    M.   2. — . 

Friedrich,  Dr.  iur.  J.  K.  Julius,  Die  Trennung  von  Staat  und 
Kirche  in  Frankreich.    Giessen,  A.   Töpelmann,   1907.    56  S.    M.   1.40. 

Zivilprozessordnung  und  Gerichtsverfassungsgesetz  für  das  Deutsche 
Reich,  nebst  den  Einführungsgesetzen  und  den  preussisclien  Ausfüh- 
rungsgesetzen, auf  Grund  der  Rechtsprechung  erläutert  von  R.  Sko- 
nietzkiwnAM.  Gelpke.  3.  Lieferung  (§§  128 — 253).  Berlin,  F.  Vahlen, 
1907,  S.  313—584.    M.   5.20. 

Sammlung  der  Erkenntnisse  des  k.  k.  Reichsgerichts ,  begründet  von 
weiland  Dr.  A.  Hye  Frhrn.  v.  Glunek,  fortgesetzt  von  Dr.  K.  Hagei- 
mann.  XIII.  Teil,  Erstes  Heft,  Jhrg.  1904.  Graz  und  Wien,  Verlags- 
buchh.  »Styria«,  1904.    594  S.  8".    M.  12.50. 

Ff  leg  hart,  A.  (Rechtsanwalt),  Grundzüge  einer  Bundesgesctzge- 
bung  über  die  Ausnutzung  und  Verwertung  der  Wasserkräfte.  I.  Teil :  Die 
Ausnutzung  der  Wasserkräfte.    Zürich,    Fäsi  &  Heer,  1907.    142  S.  8". 

Verwaltungsbericht  des  Rates  der  Stadt  Leipzig  für  das  Jalir  1905. 
Leipzig,   Duncker  &  Humblot,   1907.    999  S.  8". 


Literatur. 


III.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 


799 


Wörterbuch  der  Volksivir tschaß  in  zwei  Bänden  hrsg.  von  Prof.  Dr. 
Ludwig  Elster.  2.,  völlig  umgearbeitete  Auflage.  13. — 15.  (Schluss-J 
Lieferung.    S.  801 — 1444.    Lex. -8".    M.  6.50. 

Die  Weltwirtschaft.  Ein  Jahr-  und  Lesebuch  von  E.  von  Halle. 
II.  Jhrg.  1907,  I.  Teil:  Internationale  Uebersichten.  Leipzig,  B.  G. 
Teubner,   1907.    368  S.    Lex. -8".    M.  6. — . 

L  a  u  g  hlin  ,  J.  Law  e  nee,  Aus  dem  amf.rikanischen  Wirtschaftsleben. 
Mit  9  graphischen  Darstellungen.  Leipzig,  B.  G.  Teubner,  1907.  Geb. 
M.   1.25.    (>Aus  Natur  und  Geisteswelt«    127.  Bändchen.) 

D' Eichthal,  Eugene,  La  Formation  des  Richcsses  et  ses  conditions 
actuelles.  Notes  d'economie  politique.  Paris,  Felix  Alcan,  1906.  456  S. 
30.  Fr.   7.50 

B Hehler,  Dr.  jur.  Max,  Johann  LLeinrich  von  Thünen  und  seine 
nationalökonot?iischen  LLauptlehren.  Bern,  A.  Francke,  1907.  158S.gr.  8". 
AI.  3.20. 

Sayous,  Andre- E.,  Les  Ententes  de  Producteurs  et  de  Commercants 
en  Llollande  au  XVLL"  siede.  Memoire  lu  ä  l'Academie  des  sc.  mor.  et 
pol.  Paris  1908.  En  Depot,  Federation  des  Industrieis  et  des  Com- 
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